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Die  Souveränetät  (Statshoheit)  und  das 

Stateoberhaupt. 

- 

Erstes  CapiteL 

Der  Begriff  der  Souveränet&t  (Sutahoheit). 

Der  Name  und  der  Begriff  der  Souveränetät  ist  zunächst 
romanischen  Ursprungs.  8ouveränetät  (supremitas  in  dem 
Latein  des  Mittelalters)  bedeutet  oberste  8tatsgewalt, 
höchste  Stats macht  (suprema  potestas),  und  Souverän 
wird  genannt,  wem  dieselbe  zu  selbständigem  Rechte  zusteht. 

ßeitdem  Bodin  diesen  Begriff  zuerst  in  dem  Geiste  des 
französischen  Königthums  zu  einem  Grundbegriff  des  Stats- 
rechts  erhoben  und  wissenschaftlich  ausgebildet  hat,  hat 
derselbe  einen  sehr  grossen  Einflusz  auf  die  Statslehre  und 
die  8tatspraxis  geübt. 

Von  den  meisten  Publicisten  der  letzten  Jahrhunderte 
wurde  die  Souveränetät  in  absolutem  Sinne  verstanden, 
als  völlig  unabhängige  und  unbegränzt  herrschende 
Statsgewalt.  In  dieser  Auffassung  stimmte  Ludwig  XIV.  von 
Frankreich  mit  dem  französischen  Convente  von  1793  völlig 
Uberein.    Beide  sagten  von  sich:  wir  sind  der  Stat  und  der 

Bl u ntsch Ii,  allgemeines  Stitsrecht    II.  1 
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•2         Sechstes  Bach.    Die  Souveränetät  und  das  Staatsoberhaupt. 

Stat  ist  allmächtig.1  Beide  mit  Unrecht.  Der  moderne  Re- 
prasentativstat  weisz  nichts  von  einer  absoluten  Statsgewalt 
und  eine  absolute  Unabhängigkeit  gibt  es  überall  nicht  auf 
Erden.  Weder  die  politische  Freiheit  noch  das  Recht  der 
übrigen  Organe  und  Bestandteile  des  States  vertragen  sich 
mit  einer  solchen  schrankenlosen  Souveränetat ,  und  wo 
immer  Menschen  versucht  haben  dieselbe  zu  üben,  da  hat 
auch  die  Geschichte  solche  Anmaszung  verurtheilt.  Selbst 
dem  State  als  einem  Ganzen  kommt  solche  Allmacht  nicht 
zu;  denn  auch  er  ist  nach  auszen  durch  das  Recht  der  üb- 
rigen Stuten  und  nach  innen  durch  die  eigene  Natur  und 
durch  dus  Recht  seiner  Glieder  und  der  Individuen  in  ihm 
beschränkt.* 

Die  deutsche  Sprache  hat  keinen  völlig  entsprechenden 
Ausdruck.  Die  „ Obergewalt a  oder  wie  die  ältere  Stats- 
sprache  in  der  Schweiz  lautete  »der  höchste  und  gröszle 
Gewultu  3  bezeichnet  nur  die  Autorität  nach  Innen,  nicht 
zugleich  die  Selbständigkeit  nach  Auszen.  Das  Wort  „Stats- 
hoheit"  umfuszt  beides,  aber  vorzugsweise  im  Hinblick  auf 
die  Würde.  Doch  gewährt  dasselbe  den  Vortheil,  dasz  sich 
weniger  als  an  den  Namen  Souveränetät  die  falsche  Vor- 
stellung des  Absoluten  anknüpfen  läszt. 

Die  Souveränetät,  Statshoheit  bedeutet  Unabhängig- 
keit, Macht  fülle,  Ueber  Ordnung  und  Einheit  der  Stats- 
gewalt.   Die  wesentlichen  Erfordernisse  derselben  sind  also: 

•  Thiers,  hist.  de  la  Kevol.  franc-  II,  p.  200  von  der  Ansicht  der  Ja- 
eobiuer:  „Die  Nation  kann  uie  auf  ihre  Befugnisz  verzichten:  Alle«  zu 
ihun  und  Alles  zu  wollen  zu  jeder  Zeit;  diese  Befugnisz  begründet  ihre 
Allmacht  (sa  toute  puissance),  und  diese  ist  unveräuszerJich.  Die  Na- 
tion hat  sich  daher  Ludwig  XIV.  nicht  verpflichten  können." 

1  Hannoverische  Erklärung  von  1814  bei  Hormayr  Lebensbilder 
I,  S.  111:  „In  dem  Begriffe  der  Souveräneiätsrechte  liegt  keine  Idee  der 
Despotie.  Der  König  von  Groszbritannien  ist  unläugbar  ebenso  souverän 
als  jeder  andere  Fürst  in  Europa,  und  die  Freiheiten  seines  Volks  befesti- 
gen seinen  Thron,  anstatt  ihn  zu  untergraben." 

*  Blumer  Rechtsgesch.  der  Schweizer  Demokratien  II.  140.  141. 
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1.  Unabhängigkeit  der  Stategewalt.  Zwar  nicht  in 
absolutem ,  aber  in  dem  relativen  Sinne,  dasz  dieselbe  nicht 
einer  anderen  öffentlichen  Gewalt  untergeordnet  oder 
unterthänig  sei,  also  weder  einem  fremden  State,  noch 
einer  Behörde  oder  einem  Körper  im  State.  Die  relative 
Beschränkung  aber,  sei  es  durch  das  Völkerrecht  oder  das 
Bundesrecht,  sei  es  durch  die  erforderliche  Zustimmung  an- 
derer Behörden  oder  repräsentativer  Körper,  ist  nicht  damit 
im  Widerspruch. 

2.  Fülle  etatlicher  Hoheit  und  Macht.  Zwar  hat 
man  früher  wohl  auch  von  „souveränen  Gerichtshöfen"  (cours 
souveraine8)  gesprochen,  von  denen  es  keine  Berufung  mehr 
gab  an  eine  höhere  Instanz.  Aber  dieser  Sprachgebrauch, 
welcher  auf  ein  einzelnes  Merkmal  der  Souveränetät  einen 
einseitigen  Nachdruck  legt,  ist  nicht  zu  billigen.  Würde 
jeder  Beamtung  im  State,  insofern  es  von  ihr  keine  Berufung 
an  eine  vorgesetzte  Behörde  gibt,  Souveränelät  zugeschrie- 
ben,  so  würde  damit  dieser  Begriffseiner  intensiven  Kraft 
beraubt  und  in  eine  Menge  unzusammenhängender  Souve- 
ränetätstheile  zersplittert. 

3.  Ferner  ist  die  souveräne  Macht  ihrer  Natur  nach  die 
oberste  im  State.  Es  kann  somit  keine  andere  statliche 
Gewalten  dem  Statsorganismus  ihr  übergeordnet  sein. 
Die  französischen  Seigneurs  des  Mittelalters  hörten  auf  „Sou- 
veräne" zu  sein,  als  sie  in  den  wesentlichen  Beziehungen 
statlicher  Selbständigkeit  nmd  Hoheit  dem  Könige,  ihrem 
Lehensheirn,  sich  wieder  unterordnen  muszten.  Die  deutschen 
Kurfürsten  konnten  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  Souveränetät 
in  ihren  Ländern  behaupten,  weil  sie  in  Wahrheit  die  oberste 
8tatsmacht  in  denselben  zu  eigenem  Rechte  besaszen.4 

*  Die  französische  Bezeichnung  der  Landeshoheit  der  deutschen  Reichs 
fürsten  und  Reichsstädte  in  dem  Entwürfe  des  westphälischen  Friedens: 
„que  tous  les  princes  et  Estats  seront  raaintenus  dans  tous  les  autrea  droits 
de  souvrraineU ,  qui  leur  appartiennentu  war  damals  für  Deutschland  neu, 
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4.  I>tt  der  Stat  ein  organischer  Körper  ist,  so  ist  Ein- 
heit der  Souveränetät  ein  Erfordernisz  seiner  Wohlfahrt.5 
Die  Spaltung  der  Souveränetät  führt  in  ihrer  Consequenz 
zur  Lähmung  oder  Auflösung  des  States,  und  ist  daher  mit 
der  Gesundheit  des  States  nicht  verträglich. 

Anmerkungen.  1.  Rousseau,  dessen  Lehre  von  der  französi- 
schen Revolution  in  die  That  übersetzt  wurde,  gründete  die  Souveränetät 
auf  den  „allgemeinen  Willen4*  (la  volonte^  generale)  und  substituirte 
so  irrthümlich  der  suprema  potestm  die  suprema  voluntas.  Aus  diesem 
Grunde  erklärt  er,  im  Widerspruch  mit  der  Geschichte,  die  Souveränetät 
für  unveräuszerlich,  deun  „wohl  lasse  sich  die  Macht,  nicht  aber 
der  Wille  übertragen.*4  Contr.  soc.  II.  1.  Dieser  erste  Grundirrthum, 
welcher  das  Recht  als  Willkür  faszt  und  in  demselben  nur  das  Product 
des  Willens,  nicht  auch  dessen  nothwendige  Vorbedingung  und  Schranke 
erkennt,  welcher  von  dem  „Sollen**  nichts  weisz,  war  ungemein  frucht- 
bar an  neuen  Irrlhümern.  Der  Wille  ist  eine  Entfaltung  und  Aeuszernng 
des  menschlichen  Geistes  und  Geraüthes,  nicht  aber  wie  die  Souveränetät 
eine  Rechtsiustitution  des  States.  Der  Wille  kann  wohl  die  Aus- 
übung des  Rechtes  beseelen,  auch  wohl  Veränderungen  in  der  Rechts- 
ordnung hervorbringen,  aber  er  ist  für  sich  kein  Recht.  Der  Wille  des 
Souveräns  setzt  die  Souveränetät  voraus,  nicht  umgekehrt  diese  jenen. 

2.  Der  Gedanke,  dasz  die  Souveränetät  die  Quelle  des  States  und 
der  Rechtsordnung  und  demgemosz  der  Souverän  Uber  dem  State  sei, 
ist  unlogisch.  Statsmacht  und  Statshoheit  lassen  sich  nur  denken,  wenn 
mau  den  Stat  voraus  denkt,  Die  Souveränetät  ist  daher  ein  s tatsrecht- 
lich er,  nicht  ein  überstatsrechtlicher  Begriff. 

und  die  Absicht  weiterer  Lockerung  des  Reichsverbandes  in  dem  Worte 
sichtlich  dargelegt;  aber  dem  Wesen  nach  hatten  schon  lange  vorher  die 
meisten  deutschen  Länder  in  der  That  wenn  auch  nur  eine  unvollkommene 
Souveränetät  erlangt.  * 

>  Imnian.  Herrn).  Fichte,  Beiträge  zur  Statslehre,  1846,  geht 
aber  zu  weit,  wenn  er  die  Souveränetät  geradezu  als  „Einheit  der  Re- 
gierung" erklärt.  Die  Machtfülle  und  Hoheit  ist  immerhin  der  wesent- 
liche Inhalt  der  Souveränetät. 
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Zweites  CapiteL 

Staiaaou  veränetät  (Volkssou  veränetät)  und  Regenteneouveranetat. 

Wem  kommt  die  Souveränetät  zu?  Die  Parteien  sind 
geneigt  auf  diese  Frage  in  ganz  verschiedenem  Sinne  zu 
antworten,  und  auch  die  Wissenschaft  hat  mancherlei  Schwie- 
rigkeiten aus  dem  Wege  zu  räumen  und  Vorurtheile  zu 
überwinden,  bis  es  ihr  gelingt,  zu  einer  einfachen  und 
wahren  Lösung  hindurch  zu  dringen. 

1.  Eine  besonders  seit  Rousseau  und  der  französischen 
Revolution  sehr  verbreitete  Meinung  antwortet:  Dem  Volke 
und  bekennt  sich  für  das  Princip  der  sogenannten  Volks- 
sou  veränetät. 

Da  fragt  sich  aber  voraus:  Was  versteht  sie  unter  dem 
„Volk"?  Die  einen  verstehen  darunter  lediglich  die  Summe 
der  Individuen,  die  zum  State  sich  zusammen  finden,  d.  h. 
sie  lösen  im  Gedanken  den  Stat  in  seine  Atome  auf  und 
sprechen  der  unorganischen  Masse  oder  der  Mehrheit  dieser 
Individuen  die  höchste  Gewalt  zu.  Diese  äusserste  radicale 
Meinung  ist  offenbar  im  Widerspruch  mit  der  Existenz  des 
8tates,  welche  die  Grundlage  der  8ou veränetät  ist.  Sie  ist 
daher  mit  gar  k ei n er  Stats Verfassung  vereinbar,  auch  nicht 
mit  der  absoluten  Demokratie,  welche  sie  zu  begründen 
vorgibt;  denn  auch  da  übt  wohl  die  geordnete  Volksver- 
sammlung (Landsgemeinde),  nicht  aber  die  atomisirte  Menge 
die  Statsgewalt  aus. 

Die  andern  denken  dabei  an  die  gesainmte  gleiche 
Statsblirgerschaft,  welche  in  Gemeinden  versammelt 
ihren  Willen  ausspricht,  d.  h.  sie  denken  an  die  Sou veräne- 
tät des  Demos  in  der  Demokratie.  Beschränkt  auf  diese 
Statsform  hat  das  Princip  einer  so  verstandenen  Volks- 
snuveränetät  einen  Sinn  und  eine  Wahrheit;  es  ist  dann  mit 
Demokratie  sogar  wörtlich  gleichbedeutend.    Schon  für  die 
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6        Sechst«!  Buch.    Die  Souveränetät  und  das  Statsoberhaupt. 

Repr&sentativdemokratie  al>er  verliert  der  Satz  grossen  Theüs 
seine  Anwendung,  weil  in  der  regelmässigen  Thätigkeit  die 
oberste  Macht  nicht  von  der  Burgerschaft  unmittelbar,  son- 
dern nur  mittelbar  von  den  Repräsentanten  derselben 
ausgeübt  wird.  Ganz  unvereinbar  ist  derselbe  mit  allen 
andern  8tatsformen,  denen  sie  die  sonderbare  Zumuthung 
macht,  dasz  das  Statshaupt  sich  dem  niedrigsten  Statsbürger 
gleich  stelle,  und  die  Regierenden  sich  als  Minderheit  der 
Mehrheit  der  Regierten  unterordnen.  Sie  weist  im  Stats- 
körper  den  Füszen  die  Stellung  des  Kopfes  an  und  diesem 
den  Platz  der  Füsze. 

Zuweilen  werden  auch  die  beiden  Meinungen  nicht 
scharf  unterschieden,  sondern  gehen  in  einander  Uber.  Die 
eine  ist  anarchisch,  die  andere  ist  absolut  demokratisch. 
Dennoch  behaupten  ihre  Vertheidiger  gewöhnlich  die  All- 
gemeingültigkeit derselben.  Das  aber  ist  gerade  das 
Gefährliche  dieser  Theorie,  dasz  ihre  Anerkennung  den  voll- 
ständigen Umsturz  aller  andern  Statsformen,  mit  einziger 
Ausnahme  der  unmittelbaren  Demokratie,  und  die  Umwand- 
lung jener  in  diese  im  Princip  voraussetzt  und  fordert. 

Dieselbe  ist  daher  wohl  schon  von  ganz  entgegenge- 
setzten Purteien 1  verfochten  worden ,  aber  immer  nur  von 

1  Wir  erinnern  hier  voraus  an  die  Theorie  des  Jesuitengenerals  Lai- 
nez  und  der  Jesuiten  Bei  lärm  in  und  Mari  aua,,  welche,  iu  der  Ab- 
sicht die  Oberherrlichkeit  der  Kirche  über  den  Slat  zu  begründeu,  und 
auch  die  Könige  dem  Papste,  der  allein  von  Gott  seine  Gewalt  empfange, 
nicht  wie  jene  von  der  Menge  des  Volkes,  au  unterwerfen,  die  Volks« 
souviränetät  in  Schutz  nahmen.  Vergl.  darüber  L.  Ranke's  hisU  polit. 
Zeitschr.  II,  S.  606  ff.  Eintluszreicher  aber  war  in  neuerer  Zeit  die  Aus- 
führung dieser  Lehre  durch  Rousseau.  Er  nennt  das  aus  allen  Ein- 
zelnen gebildete  Volk  den  Souverän.  Nach  ihm  ist  jedes  Individuum 
zugleich  ein  The il habe r  der  Souveränetät  und  hinwieder  ein  üuterthan 
des  Souveräns,  und  da  er  die  Souveräne  tat  für  den  allgemeinen  Willen 
und  diesen  für  nnveräuszerlich  erklärt,  so  kommt  er  consequent  zu  dem 
«Satze ,  dasz  die  Mehrheil  jederzeit  berechtigt  sei,  der  b  stehenden  Obrig- 
keit den  Gehorsam  aufzukündigen ,  diese  zu  entsetzen  und  die  Verfassung 
beliebig  zu  äudern.    Indem  sie  das  tiiut,  übt  sie  nach  Rousseau  nur 
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solchen,  wenn  amiers  mit  Bewusztsein ,  welche  mit  der  be- 
stehenden Statsordnung  oder  Stateregierung  unzufrieden  die- 
selbe zu  untergraben  und  zu  stürzen  strebten.  In  der  Hand 
der  französischen  Revolution  war  dieselbe  daher  auch  eine 
furchtbare  Waffe  der  Zerstörung.  Schon  die  Nationalver- 
sammlung in  ihrer  Kriegserklärung  von»  20.  April  1792  ver- 
kündete die  Rousseaifsche  Theorie  ofiiciell:  „Ohne  Zweifel 
hat  die  französische  Nation  laut  erklart,  dasz  die  Souverä- 
netät  nur  dem  Volke  zugehört,  welches  in  der  Ausübung 
seines  höchsten  Willens  durch  die  Rechte  der  folgenden 
Geschlechter  beschränkt,  keine  u nwidcrru  fliehe  Macht 
kann;  sie  hat  offen  anerkannt,  dasz  kein  Her- 
,  kein  gesetzlicher  Ausspruch,  keine  Willenserklä- 
rung, kein  Vertrag  eine  Gesellschaft  von  Menschen 
einer  Autorität  unterwerfen  kann,  so  dasz  sie  nicht  mehr 
hätte,  dieselbe  zurückzunehmen.  Jede  Nation  hat 
die  Macht,  sich  ihre  Gesetze  zu  ^eben,  und  das  uu 
veräuszerliche  Recht,  dieselben  zu  ändern.  Dieses  Recht 
gebührt  entweder  gar  keiner  oder  allen  mit  vollem  Fuge." 
Der  nachherige  Convent  enthüllte  die  weitem  Consequenzen 
Princips  nach  der  Zerstörung  des  Königthums. 
Aber  auch  in  unsern  Tagen  haben  wir  wieder  die  that- 
säehliche  Verkündigung  des  nämlichen  Grundsatzes  auf  dem 
Stadthause  zu  Paris  erlebt.  Durch  einen  solchen  souveränen 
aufgeregten  Pariser  Bevölkerung  wurde  im  Februar 
constitutionelle  Monarchie  abgeschafft,  die  Republik 

»Acte  ihrer  Souveränetätu  aus,  und  vor  der  leibhaften  Manifestation 
eines  so  geäuszerten  Volkswillens  verschwindet  auch  die  abgeleitete 


Autorität  der  Stellvertretung  des  Volks 


len  N  ii  tioun  1  v  ersa  m  m- 


langen  in  Nichts.  Das  Volk  aber  kann,  wie  Rousseau  meint,  sich  selber 
nicht  binden  weder  durch  Verfassung  noch  durch  Gesetze,  denn  diese 
rind  nur  Aeuszerungen  seines  Willens,  die  so  lange  gelten  nls  dieser 
sie  aufrecht  erhalten  will.  —  Dasz  mit  dieser  Lehre  die 
Rechtsordnung  nicht  bestehen  kann,  und  solche  Freiheit 
und  ohne  Treue  ist,  bedarf  keines  weitem  Beweises. 
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proclamirt  und  die  Dictatur  eines  improvisirten  Regierungs- 
ausschusses  eingesetzt.  In  einer  von  Lamartine  selber 
redigirten  officiellen  Kundmachung  heiszt  es  wörtlich:  „ Je- 
der Franzose,  der  das  Maunesalter  erreicht  hat,  ist  Stats 
bürger,  jeder  Bürger  ist  Wähler.  Jeder  Wähler  ist 
Souverän.  Das  Recht  ist  gleich  und  es  ist  ein  absolutes 
fUr  Alle.  Es  kann  kein  Bürger  zum  andern  sagen :  Du  bist 
in  höherem  Musze  Souverän  als  ich.  Erwäget  Eure  Macht, 
bereitet  Euch  dieselbe  auszuüben  und  seid  würdig,  in  den 
Besitz  Eurer  Herrschaft  einzutreten."  '* 

2.  Zwar  wohlgemeint  aber  unbefriedigend  sind  die  Ver- 
suche einzelner  französischer  Statemänner,  dem  verderblichen 
Begriffe  jener  Volkssouveränetät ,  welcher  entweder  alles 
8tatsrecht  auflöst,  um  die  Statshoheit  zu  begründen,  oder 
alle  S taten  in  Demokratien  verwandelt,  den  einer  ßouverä- 
netät  bald  der  Vernunft  bald  der  Gerechtigkeit  ent- 
gegenzusetzen. 3  Durch  Hinweisung  auf  jene  oder  diese 
gedachte  man  dem  Miszbrauche  zu  begegnen ,  welchen  das 

J  Lamartine,  histoire  de  la  revolution  de  1848,  II,  p.  149. 

1  Z.  B.  Royer-Collard  in  der  Rede  vom  27.  Mai  1820:  „Es  gibt 
zwei  Elemente  in  der  Gesellschaft:  das  eine  ein  materielles,  d.  b.  das 
Individuum,  seine  Kraft  und  sein  Wille  (ist  denn  das  Individuum, 
seine  Kraft  und  sein  Wille  materiell?  Und  ist  nicht  auch  hier  wieder  der 
alte  Irrthum  wahrnehmbar,  dasz  vom  Individuum  aus  das  Statsrecht  be- 
stimmt werde?);  daa  andere  ein  moralisches,  d.  h.  das  Recht,  welches 
ans  den  berechtigten  Verhältnissen  hervorgeht.  Wollen  Sie  die  Gesell- 
schaft aus  dem  materiellen  Elemente  ableiten?  Die  Hehrheit  der  Indi- 
viduen, die  Mehrheit  der  Willen  soll  der  Souverän  sein.  Das  ist  die 
Volkssouveränetät.  Wenn  mit  Willen  oder  gegen  ihren  Willen  diese 
blinde  und  gewaltsame  8ouveränetät  in  die  Hand  eines  Einzelnen  oder 
einer  Ciasee  übergebt,  ohne  ihren  Charakter  zu  ändern,  so  wird  siezwar 
zu  einer  weiseren  und  gemäszigteren  Macht,  aber  sie  bleibt  immerhin 
rohe  Kraft.  Das  ist  die  Wurzel  der  absoluten  Macht  und  der  Privilegien. 
Wollen  sie  im  Gegen th eil  die  Gesellschaft  auf  das  moralische  Element, 
d.  h.  das  Recht  begründen?  Dann  ist  die  Gerechtigkeit  der  Souverän, 
weil  die  Gerechtigkeit  die  Regel  des  Rechts  ist.  Die  freien  Verfassungen 
haben  den  Zweck,  die  rohe  Kraft  zu  entthronen  und  die  Gerechtigkeit 
zur  Herrschaft  zu  erheben." 
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Volk  von  der  Sotiveränetät  machen  möchte.  Allein  diese 
Vorstellung  Ubersieht,  dasz  das  Recht  nur  der  Person,  das 
statliche  Hoheitsrecht  nur  einer  statlichen  Persönlich- 
keit zukommen  und  von  dieser  nach  Grundsätzen  der  Ver- 
nunft und  Gerechtigkeit  ausgeübt  werden  kann.  Dem  Irr- 
thum, der  in  der  absoluten  Demokratie  die  alleinige  Grund- 
form des  8tates  erkennt,  tritt  hier  der  Irrthum  der  Ideokratie 
entgegen,  in  der  wohlgemeinten  Absicht,  die  Volksmehrheit 
durch  die  Herrschaft  der  Idee  zu  leiten.  Aber  es  bleibt 
dieser  Widerspruch  erfolglos,  weil  die  Macht  der  Persönlich- 
keit stärker  ist  als  alle  Fiction. 

3.  Eine  andere  Meinung  nennt  die  als  Einheit  ge- 
dachte, zwar  noch  nicht  oder  nicht  zureichend  organisirte, 
aber  der  Organisation  fähige  Nation  mit  ihren  Instincten, 
ihrer  Sprache,  ihren  Gefühlen,  ihren  socialen  Gegensätzen 
das  Volk  und  spricht  der  Nation  das  Recht  zu,  den  8tat 
beliebig  umzubilden. 

Wir  haben  in  der  „ Natiou a  die  Anlage  zur  Volks- 
bildung, d.  h.  zum  State  anerkannt  (Buch  II.  Cap.  2)  und 
müssen  daher  zugestehen,  dasz  damit  mittelbar  auch  die 
Anlage  zur  Ausbildung  der  Statshoheit  anerkannt  ist.  Aber 
nicht  mehr  als  die  ursprüngliche  Kraft,  noch  nicht  ihre 
Bethätigung,  die  leere  Möglichkeit,  noch  nicht  ihre  Verwirk- 
lichung. 

Die  Volkssouveränetät  in  diesem  Sinne,  oder  wie  sie 
nach  dem  deutschen  Sprachgebrauch  richtiger  genannt  würde 
die  Nationalsouverän  etat  ist  demnach  ein  unreifer,  unent- 
wickelter, vorstatlicher  Gedanke,  der  erst  die  Statenbildung 
abwarten  musz,  um  dann  in  statlicher  Gestalt  wirklich  zu 
werden. 

4.  Man  kann  aber  und  man  musz  sogar  das  Volk  in 
statlichem  Sinne  verstehen,  als  die  geordnete  Gesumm t- 
heit  in  Haupt  und  Gliedern,  die  wir  als  die  lebendige 
8eele  der  Statspersönlichkeit  anerkennen. 
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Inwiefern  der  8tat  als  Person  erscheint,  insofern 
kommt  ihm  ohne  Zweifel  Unabhängigkeit,  Machtfülle,  höchste 
Autorität,  Einheit  d.  h.  Souveränelät  zu.  Der  Stat  als  Person 
ist  souverän.  Deszhalb  nennen  wir  diese  Souveränetät 
Statssou  veränetät 

8ie  ist  nicht  vor  dem  State,  noch  auszer  dem  State,  noch 
(Iber  dem  State,  sie  ist  die  Macht  und  Hoheit  des  States 
selbst.  Sie  ist  das  Recht  des  Ganzen  und  so  gewisz  das 
Ganze  mächtiger  ist,  als  irgend  ein  Theil  des  Ganzen,  so 
gewisz  ist  auch  die  Souveränetät  des  ganzen  States  der  Sou- 
veränetät eines  einzelnen  Gliedes  im  State  Uberlegen. 

Wäre  nicht  die  Sprache  durch  die  Parteikämpfe  ver- 
wirrt, so  könnten  wir  diese  Statssou  veränetät  schicklicher- 
weise Volkssouveränetät  heiszen,  indem  wir  unter  Volk 
nicht  eine  aufgelöste  Menge  von  Individuen,  sondern  die 
politisch  gegliederte  Gesammtheit  verstehen,  in  welcher  das 
Haupt  die  oberste  und  jedes  einzelne  Glied  die  seiner  Natur 
gemäsze  Stellung  und  Aufgabe  hat.  In  diesem  Sinne  haben 
französische  Publicisten  —  nach  dem  entgegengesetzten 
Sprachgebrauch  der  Franzosen  und  der  Deutschen  —  diese 
Souveränetät  auch  wohl  „Souverainete  de  la  nation"  ge- 
nannt 4  Gegenwärtig  aber  wäre  jene  Bezeichnung  den 
heftigsten  Miszverständnissen  ausgesetzt,  und  daher  haben 

*  8 luve,  Sendschieiben  von  1843:  „Den  Satz,  das*  dem  Volke,  der 
Nation:  Souveränetät  zustehen  müsse,  wird  Niemand  bestreiten,  sobald 
man  die  wahre  Gesammtheit  der  Nation  in  ihrer  verfassungsm äszi- 
gen  Gestaltung,  also  Fürst  und  Volk,  als  das  Subject  der  Souverä- 
netät betrachtet.  Macht  man  aber  deu  Anspruch,  dasz  nicht  das  Ganze 
einer  solchen  festgegliederten  Ordnung, 'sondern  irgend  ein  einzelner  Thcil, 
sei  es  der  Fürst,  der  da  ruft:  Ich  bin  der  Stat,  oder  das  Parlament,  wel- 
ches den  König  entfernt  oder  wohl  gar  die  blosze  Menge  der  Individuen 
im  Lande  das  Volk  ausmachen,  so  ist  der  Begriff  in  sich  unwahr  und 
jede  Folgerung  aus  dem  Unwahren  führt  zum  Verderben."  Sismondi, 
Etudes  I,  p.  88  unterscheidet  ebenso  scharf  zwischen  der  „aouverninete 
du  peuple."  die  er  verwirft,  und  der  „aouverainetä  dein  nation,"  die  er 
anerkennt. 
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wir  den  unverfänglichen  Ausdruck  Statssouveränetät  ge- 
wählt. 

Diese  Statssouveränetät  zeigt  sich  nach  Aussen  und  im 
Innern,  dort  als  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  eines 
jeden  Einzelstates  im  Verhält nisz  zu  den  andern  Einzel- 
staten ,  beziehungsweise  auch  des  Weltstates  gegenüber  der 
Kirche,  hier  als  gesetzgebende  Macht  des  ganzen  geordneten 
Volkskörpers. 

In  diesem  Sinne  pflegen  auch  die  Engländer  ihrem  Par- 
lamente, an  dessen  Spitze  der  König  steht,  und  welches  das 
gesammte  Volk  darstellt,  Souveränetät  zuzuschreiben. 5  Es 
ist  das  aber  nicht  etwa  eine  Eigentümlichkeit  des  eng- 
lischen Statsrechts,  sondern  eine  Grundansicht  der  modernen 
Repräsentativ  Verfassung  Uberhaupt,  welche  den  Fürsten  zwar 
als  Haupt,  aber  gerade  deazhalb  auch  als  ein  Glied  des 
Volkes  betrachtet  und  welche  die  höchste,  auch  thatsäch- 
liche  Ausübung  der  Souveränetät ,  die  Gesetzgebung  nicht 
dem  Haupte  allein  zugesteht,  sondern  nur  dem  Haupte  in 
Verbindung  mit  dem  repräsentativen  Körper,  d.  h.  nur  dem 
ganzen  Statskörper.  Die  patrimoniale  Statslehre,  welche 
den  Stat  wie  ein  Eigen thum  des  Fürsten  ansieht  und  daher 
nur  dem  Fürsten  Souveränetät  zuschreibt  und  die  absolu- 
tistische Statslehre,  welche  den  Stat  mit  dem  Fürsten  identi- 
(icirt  und  daher  die  Statssouveränetät  als  Fürstensuuveränetät 
faszt,  verkennen  beide,  dasz  alle  Macht  des  Fürsten  wesent- 
lich nur  concentrirte  und  zusammengefaszte  Volksmacht 

1  Dieser  Gedanke  ist  bereits  in  einer  Rede  des  Königs  Hein  rieb  VIII. 
von  England  im  Parlament  ausgesprochen:  „Gleicherweise  vernehmen  wir 
von  den  Richtern ,  dasz  unsere  königliche  Würde  nie  erhabenersieht,  als 
während  der  Parlamentsversammlungen,  wo  wir  als  Haupt  und  ihr  als 
Glieder  dermaszen  zu  einem  politischen  Körper  verbunden  und  vereinigt 
sind,  dasz  unserer  eigenen  Person  uud  dem  gesammten  Parlament  für 
geschehen  und  augethan  gilt,  was  auch  unr  dem  geringsten  Mitgliede 
des  Hauses  widerfahrt."  John  Russell.  Geschichte  der  englischen 
Verfassung  etc.  3. 
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ist  und  dasz  das  Volk  und  der  Stat  als  Rechtswesen 
bleibt,  wenn  gleich  Fürsten  fallen  und  Dynastien  unter- 
gehen. 6 

5.  Auszer  dieser  dem  ganzen  Stats-  oder  Volkskörper 
selbst  in  wohnenden  Souveränetät  gibt  es  aber  noch  inner- 
halb des  States  eine  Souveränetät  des  obersten 
Gliedes,  des  Hauptes,  die  Regenten-  oder,  da  sie 
in  der  Monarchie  nm  klarsten  hervortritt,  die  Fürsten- 

"  Zöpfl  (Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Statorechts.  §§.  54 — 56) 
verwirft  nicht  blosz  für  die  deutschen  8 taten  auch  diese  Statssouverä- 
netät  und  behauptet,  die  Monarchie  könne  überhaupt  nur  die  Fürsten* 
souveränetät,  wie  die  Republik  nur  die  Volkssouveränetat  anerkennen. 
Das  römische  Statsrecht,  welches  die  majestas  populi  Komani  sowohl  in 
der  republikanischen  als  in  der  kaiserlichen  Periode  proclamirte  und  die 
lex  immer  als  voluntas  populi  Romani  aufTaazte  und  welches  hinwieder 
zur  Zeit  der  Republik  den  Consuin  ein  reg i um  Imperium  und  den»  8euate 
die  ganze  oberste  Verwaltuugs-  und  Steuerhoheit  (doch  gewisz  ein  Stück 
Regierungssouveränetät)  beilegte,  bleibt  bei  dieser  Annahme  ebenso  uner- 
klärt, wie  dns  englische  8tatsrecht,  welches  die  Souveränetät  des  Parla- 
ments und  des  englischen  Stats  (Volks)  in  Harmonie  bringt  mit  der 
Souveränetät  des  Königs.  Dnsz  völkerrechtlich  auch  die  deutschen 
S taten  (ganz  abgesehen  von  den  Fürsten)  als  souveräne  Personen  gelten, 
kann  nicht  bestritten  werden.  Wer  aber  eine  Person  ist  im  Verhältnisz 
zu  andern  Staten ,  wird  auch  eine  Persou  sein  im  Verhältnisz  zu  den  In- 
dividuen im  State  und  zu  den  VVürdeträgern  des  States.  Die  Gesetze 
sind  auch  in  Deutschland  Statsgesetze,  und  die  Statsschulden  werden 
auch  in  Deutschland  von  den  fürstlichen  Schulden  unterschieden;  d.  h. 
auch  das  deutsche  Statsrecht  kann  sich  —  trotz  aller  Reminiscenzen  an 
die  frühere  patrimoniale  oder  absolute  Fürstengewalt  —  vor  der  nun  so 
ziemlich  in  der  ganzen  civilisirten  Welt  durchgedrungenen  Einsicht  nicht 
verschlieszen,  dasz  das  Volk  doch  noch  etwas  anderes  und  höheres  be- 
deute als  die  Gesammtheit  der  Gehorchenden  und  dasz  der  Stat  eine 
Existenz,  eine  Hoheit  und  Machtfülle  habe,  die  nicht  ganz  von  der  Hoheit 
und  Machtfülle  der  Fürsten  aufgezehrt  werde.  Ich  gebe  Zöptl  zu,  dasz 
man  durch  die  aiisschlieszliche  Behauptung  der  Fürstensouveränetät  nicht 
logisch  genöthigt  wird,  dieselbe  als  schrankenlos  aufzufassen;  aber  die 
neuere  Geschichte  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  Ueberspannung 
der  fürstlichen  Gewalt  und  die  Miszachtuug  der  Volkarechte  in  den  deut- 
schen Ländern  ebenso  wie  in  den  romanischen  Ländern  in  dem  Princip 
der  ausschlieszlichen  Fürstensouveränetät  jederzeit  eine  gefährliche  Unter- 
stützung gefunden  hat. 
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souveränetät.  Im  Verhältnisz  zu  allen  andern  einzelnen 
Gliedern  des  Statsorganismus  und  den  einzelnen  Statsbürgern 
kommt  dem  Oberhaupte  der  Nation  wieder  die  oberste  Macht 
und  Stellung  zu.  So  wird  auch  in  dem  englischen  Stats- 
recht  der  König  in  besonderem  Sinne  der  Souverän 
genannt,  und  so  in  jedem  monarchischen  State  dem  Mon- 
archen als  solchem  hinwieder  Souveränetät  beigelegt. 

Zwischen  jener  Statssouveränetät  und  dieser  Fürsten- 
souveränetät ist  kein  Widerspruch.  Die  Souveränetät  wird 
nicht  dadurch  gespalten,  und  etwa  die  eine  Hälfte  dem  Volke, 
die  andere  dem  Fürsten  zugetheilt.  '  Das  Verhältnisz  der- 
selben ist  nicht  das  zweier  eifersüchtigen  Mächte,  die  sich 
um  die  Herrschaft  streiten.  In  beiden  ist  Einheit  und  Fülle 
der  Macht;  aber  es  versteht  sich  von  selbst,  dasz  hinwieder 
das  Ganze,  in  welchem  das  Haupt  selbst  seiner  obersten 
Stellung  im  Körper  gemäsz  inbegriffen  ist,  auch  dem 
Haupte  für  sich  allein  Ubergeordnet  ist  Das  ganze  Volk 
(der  Stat)  gibt  das  Gesetz,  aber  innerhalb  dessen  Schranken 
bewegt  sich  das  Haupt  mit  voller  Freiheit  in  der  Ausübung 
der  ihm  zugehörigen  obersten  Macht.  Die  Statssouveränetät 
ist  vorzüglich  die  des  Gesetzes,  die  Fürstensouveränetät  die 
der  Regierung.  Wo  jene  ruht,  da  ist  diese  wirksam. 
Ein  wirklicher  Conflict  ist  nicht  leicht,  im  Princip  überall 
nicht  möglich,  denn  er  würde  den  Conflict  des  Oberhauptes 
für  sich  allein  mit  dem  Oberhaupte  in  Verbindung  mit  den 
übrigen  Gliedern  des  8tates,  also  eiuen  Conflict  der  näm- 
lichen Person  mit  sich  selber  voraussetzen. 

Während  somit  zwischen  der  demokratischen  Volkssou- 
veränetät  und  der  Fürstensouveränetät  kein  wahrer  Friede 
denkbar  ist,  sondern  nothwendig  die  eine  die  andere  unter- 
werfen und  aufheben  musz,  so  ist  dagegen  zwischen  der 
Statssouveränetät  und  der  Fürstensouveränetät  die  nämliche 
Harmonie  wie  zwischen  dem  ganzen  Menschen  und  seinem 
Kopf. 


^  Je  y 
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Anmerkung.  Zuweilen  versteht  mau  unter  der  Volkssouveränetät 
nicht  die  oberste  Macht  der  VoJksmehrheit,  sondern  nur  den  Gedanken, 
dasz  eine  Statsform  oder  Regier  ungs weise,  welche  mit  der  Existenz  und 
Wohlfahrt  der  Mehrheit  des  Volkes  unverträglich  sei,  auch  unhalt- 
bar sei,  oder  dasz  die  Statsform  und  Regierung  für  das  Volk  da  sei. 
Dieser  Gedanke  ist  nicht  zu  bestreiten,  aber  er  ist  in  jener  Bezeichnung 
durchaus  falsch  ausgedrückt. 

Will  man  ferner  den  Satz,  dasz  alle  Statsgewalt  ursprünglich  von 
dem  Willen  der  Volksmehrheit  abgeleitet  sei,  die  Volkssotiveränetät 
heiszeu,  so.  ist  zwar  zuzugeben,  dasz  viele  S  lata  Verfassungen ,  wie  ins- 
besondere die  demokratischen,  aber  auch  einzelne  Monarchien,  z.  B.  da» 
römische  und  das  französische  Kaiserthnm,  nach  der  Lehre  des  römischen 
und  des  französischen  Statsrechts  auf  einem  Willensact  der  Volksmehr- 
heit beruhen.  In  dieser  Weise  erklären  mehrere  schweizerische  Verfassun- 
gen, nicht  dasz  das  Volk  souverän  sei,  wohl  aber,  dasz  „die  Souverä- 
netät  auf  der  Gesammtheit  des  Volkes  beruhe  und  von  dem  groszen 
Rathe  ausgeübt  werde."  Z.  B.  Zürcher  Verfassung  von  1831  §.  1. 
Aber  auch  dieser  Satz  hat  keineswegs  für  alle  S taten  Geltung,  und  der 
Ausdruck  Souveränetät,  der  ein  fortdauerndes  Recht  bedeutet,  kann  nur 
n neigen t lieh  auf  solche  geschichtliche  Vorgänge  augewendet  werden. 

Durchaus  verwerflich  endlich  und  selbst  mit  dem  demokratischen 
S tatsrecht  unvereinbar  ist  der  Sinn,  der  oft  schon  practisch  dem  Worte 
Volkssouveränetät  beigelegt  wurde,  dasz  das  Volk  im  Gegensätze  zur 
Regierung  oder  gar  jede  gereizte  und  mächtige  Volksmasse  berechtigt 
sei,  die  Regierung  nach  Willkür  zu  verjagen  und  die  Verfassung  zu 
brechen. 


Drittes  Capitel. 

■ 

I.   Iii  halt  der  Statssouveränetät. 

1.  Das'  statlich  geordnete  Volk,  der  Stat,  hat  vorerst 
ein  Recht  auf  Anerkennung  und  Achtung  seiner  Würde 
und  Hoheit,  oder  wie  die  Römer  sie  genannt  haben,  seiner 
Majestät.1   Jede  schwere  Verletzung  der  Ehre,  Macht  und 

1  Cicrro  de  Oratore  II,  39:  „majestas  est  amplitudo  ac  dignitas  civi- 
tatis. Is  eam  minuit,  qui  exercitum  hostibus  populi  Roman i  tradidit.* 
Parti t.  orat.  c.  30  —  „ininuit  is,  qui  per  vira  multitudinis  rem  ad  sedi- 
tionem  voeavit,"    Auetor  ad  Herenuium  II,  12  — :  „minuit  qui  ea  toi  Ii  t 
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selbst  der  Ordnung  des  römischen  States  galt  daher  den 
Römern  als  ein  crimen  laesae  majestatis. 

2.  Die  Unabhängigkeit  des  States  von  fremden  Sta- 
ten  ist  ferner  eine  nothwendige  Eigenschaft  und  Wirkung 
seiner  Souveränetät.  Wenn  ein  8tat  genöthigt  wird  die 
»tätliche  Ueberordnung  eines  andern  States  anzuerkennen, 
so  verliert  er  seine  Souveränetät  und  unterwirft  sich  der 
Souveränetät  des  letztem.'^ 

Indessen  zerstört  nicht  jede  Unterordnung  eines  States 
die  Souveränetät  desselben  völlig,  da  die  Abhängigkeit, 
welche  mit  derselben  verbunden  wird,  nicht  eine  absolute 
ist  und  in  manchen  Verhältnissen  die  ursprüngliche  Unab- 
hängigkeit und  Selbständigkeit  wieder  vortritt.  In  zusammen 
gesetzten  Staten,  Statenbünden ,  Bundesstaten  und  Staten- 
reichen  haben  die  Einzelstaten ,  obwohl  sie  in  gewissen 
Beziehungen  dem  Ganzen  untergeordnet  sind,  dennoch  als 
Staten  noch  eine  relative,  zwar  nicht  dem  Inhalte  aber 
dem  Umfange  nach  beschränkte  Souveränetät.  So  spricht 
man  in  der  Schweiz  von  der  Cantonalsouveränetät  für 
den  Bereich  der  Cantonalangelegenheiten  im  Gegensatze  zu 
der  Bundessou veränetät  für  die  Bundessachen.  Aehn- 
lich  ist  in  Nordamerika  und  im  deutschen  Bunde  zwischen 
der  8ouveränetät  der  Einzelstaten  und  der  des  Bundes- 
körpers zu  unterscheiden. 

Von  einer  relativen  Souveränetät  des  dem  Gesammt- 
state  (Reich  oder  Bund)  untergeordneten  Einzelstates  läszt 
sich  indessen  nur  da  noch  reden,  wo  dieser  noch  für  sich 
als  8tat  organisirt  ist,  d.  h.  alle  wesentlichen  Organe  (ge- 
setzgebender Körper,  Regierung  u.  s.  f.)  noch  in  sich  und 

ex  quibus  civitatis  araplitudo  constat  —  qui  amplitudinem  civitatis  detri- 
meuto  adflcit."    Vrgl.  Heineccii  Antiquit.  rom.  IV,  18,  3.  46. 

3  Die  Römer  waren  daher  gewohnt,  in  ihre  Friedensschlüsse  mit 
unterworfenen  Staten  die  Formel  aufzunehmen :  „Imperium  majeatatemque 
populi  Romani  conaervato  sine  doio  malo."  Cicero  pro  Balbo.  16.  Li- 
rtu*  38,  11. 
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damit  auch  ein  ihm  eigentümliches  Statsleben  hat  und 
selbstkräftig  übt,  aber  nicht  da  mehr,  wo  er  in  das  Verhall  - 
nisz  eines  blossen  Theils  —  einer  Provinz  —  des  groszeren 
Ganzen  gebracht  worden  ist.  Wie  in  allen  relativen  Ver- 
hältnissen, so  gibt  es  auch  hier  einen  kaum  bemerkbaren 
Uebergang  von  einem  zum  andern. 

Nach  Auszen  wird  die  Statssouveränetät  in  uusrer  Zeit 
gewöhnlich  durch  das  Statshaupt  repräsentirt,  nicht  durch 
den  gesetzgebenden  Körper,  aber  mehr  aus  Gründen  der 
Zweckmäßigkeit,  als  aus  Rechtsgründeri. 

3.  Im  Innern  äuszert  sich  die  Souveränetät  vorerst  in 
dem  Rechte  des  Volks,  die  Formen  seines  s tatlichen 
Daseins  selbständig  zu  bestimmen,  nöthigenfalls  zu 
ändern.  Man  nenut  diese  Befugnisz  auch  wohl  die  consti- 
tuirende  Gewalt  des  Volkes.3  Was  einem  Theile  des 
Volkes,  der  bloszen  Volksmehrheit  ohne  die  Regierung  nicht 
zugestanden  werden  kann,  gebührt  dagegen  unzweifelhaft 
dem  gesammten  Volke  in  seiner  statlichen  Ordnung.  Der 
einzelne  Unterthan  darf  sich  den  Anordnungen  des  Volks 
nicht  widersetzen,  selbst  wenn  seine  politischen  Rechte  durch 
dieselben  verletzt  würden;  denn  der  obersten  Stats macht  musz 
das  Individuum  sich  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rech- 
tes unterordnen,  soll  der  S tat  seine  Einheit,  Zusammenhang 
und  Ordnung  bewahren. 

Allerdings  ist  es  für  die  sittliche  und  die  rechtliche 

a  Washington  Abschiedsrede  von  1769:  „Die  Grundlage  unsers 
politischen  Systeraes  ist  das  anerkannte  Recht  des  Volkes,  seine  Ver- 
fassung zu  coustituiren  und  zu  ändern.  Aber  bis  dasz  dieselbe  umge- 
wandelt oder  abgeändert  ist  durch  einen  offenbaren  Act  des  National- 
willens, musz  die  Verfassung  von  jedem  Bürger  verbindlich  und  heilig 
geachtet  werden.  Das  Recht  und  die  Macht  des  Volkes  eine  Verfassung 
einzuführen,  schlieszt  die  Idee  in  sich,  dasz  jeder  Einzelne  sich  derjeni- 
gen unterwerfen  musz,  die  eingeführt  ist.  Jede  Opposition  gegen  die 
Ausführung  der  Gesetze,  jede  Verbindung  die  darauf  ausgeht,  die  Thätig- 
keit  der  bestehenden  Regierung  zu  behindern  oder  aufzuhalten,  ist  in 
directem  Widerspruch  mit  dem  aufgestellten  Princip.*4 
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Keurtheilung  nicht  gleichgültig,  ob  die  Aenderung  auf  dem 
Wege  der  Reform  oder  der  Revolution  vollzogen  werde. 
Die  Reform  setzt  voraus:  1)  dasz  die  Aenderung  durch  den 

*  0 

nach  der  Verfassung  befugten  Organismus,  in  den  Reprä- 
sentativ Verfassungen  somit  durch  den  Stntskörper,  welcher 
die  gesammte  Nation  darstellt,  eingeführt  werde,  d.  h.  auch 
formell  rechtmäszig  sei;  2)  dasz  auch  bei  der  Umge- 
staltung des  Rechts  der  Geist  des  Rechts  geachtet,  somit 
das  abzuändernde  und  aufzuhebende  Recht  mir  insoweit  als 
es  wirklich  veraltet  und  unpassend  geworden  ist,  beseitigt, 
das  neue  nur  insofern  es  reif  und  in  den  neuen  Lebensver- 
hältnissen begründet  erscheint,  hervorgebracht  werde. 

Wird  entweder  die  Form  der  Verfassung  miszachtet, 
oder  in  dem  Inhalte  der  Aenderung  das  Princip  des  Rechts 
verletzt,  so  ist  ein  solcher  Act  nicht  mehr  Reform,  sondern 

► 

Revolution. 

Das  Recht  der  Reform  ist  eine  noth wendige  Aeusze- 
rung  der  Lebenskraft  des  Stats.  Dieses  Recht  bestreiten 
heiszt  die  Entwicklung  des  Volks  läugnen  und  die  Revolution 
veranlassen. 

Die  radicale  Statslehre  behauptet  aber  auch  ein  Recht 
des  Volks  zur  Revolution.  Aber  schon  der  Begriff  des 
Stats  rechts  steht  dieser  Annahme  entgegen,  denn  die  Revo- 
lution ist  entweder  ein  gewaltsamer  Bruch  der  Statsver- 
lussung  oder  eine  Verletzung  des  Rechtsprincips.  Deszhalb 
sind  Revolutionen  in  der  Regel  keine  Rechtshandlungen, 
wenn  sie  auch  mächtige  Naturerscheinungen  sind,  die  auch 
das  öffentliche  Recht  ändern.  Wo  die  entfesselten  Natur- 
kräfte,  welche  in  der  Nation  leidenschaftlich  erregt  sind, 
mit  vulkanischer  Gewalt  die  Revolution  hervorrufen  und  be- 
stimmen, da  ist  die  regelmäszige  Wirksamkeit  des  Statsrechts 
gestört.  Diesen  Ereignissen  gegenüber  ist  das  Statsrecht  ohn- 
mächtig. Es  ist  nicht  im  Stande,  die  Revolution  in  den  Be- 
reich seiner  Normen  und  Gesetze  zu  ziehen.    Es  ist  wohl 

Rl untschli,  allgemeines  SUUrecht  II  2 
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eine  grosze  Aufgabe  der  Politik,  die  ausgebrochene  Revolu- 
tion so  bald  als  möglich  wieder  in  die  geregelten  Bahnen 
der  Reform  und  der  Stutsorduung  Uberzuleiten.  War  das 
Recht  zu  schwach ,  sie  zu  hindern  oder  die  Reform  zu  träge, 
ihr  zuvorzukommen,  so  vermögen  beide  jetzt  nicht  mehr  sie 
zu  regeln. 

Von  einem  Rechte  zur  Revolution  kann  daher  nur  ganz 
ausnahmsweise  und  nur  in  dem  Sinne  gesprochen  wer- 
den, wie  von  einem  Noth rechte  des  Volks,  seine  Exi- 
stenz zu  retten  oder  seine  notwendige  Entwicklung  zu  ver- 
wirklichen, wenn  die  Wege  der  Reform  verschlossen  sind. 
Die  Verfassung  ist  doch  nur  die  äuszere  Organisation  des 
Volks.  Wird  durch  sie  der  Stat  selbst  in  die  Gefahr  des 
Untergangs  versetzt  und  das  Leben  des  Volks  gelähmt  oder 
werden  die  vitalen  Interessen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  be- 
droht, dann  wird  das  Noth  recht  einer  lebensfähigen  und 
lebenskräftigen  Natur  begründet,  sich  Luft  zu  machen  und 
die  nothwendig  gewordene  Wandlung  zu  vollziehen:  „Die 
Noth  kennt  kein  Gebot.«  * 

4.  Ebenso  liegt  in  der  Statssouveränetät  die  BeAignisz, 
die  erforderlichen  Gesetze  zu  geben.  Die  gesetzgebende 
Gewalt  im  engern  Sinne  wie  die  constituirende  ist  ein  Ausflusz 
der  Statssouveränetät  und  zugleich  ihre  regel mäszige 
O  ffenbarung. 

5.  Auszerdem  aber  beruht  im  Princip  auch  alle  andere 

*  Niebuhr,  ein  Statsmaun,  dessen  Neigungen  so  entschieden  oon- 
servativ  waren,  dasz  der  Ausbruch  der  französischen  Julirevotutioti  von 
1830  ihm  dos  Herz  gebrochen,  äuszert  über  diese  Frage  (Gesch.  des  Zeit- 
alters der  Revol.  I.  S.  211):  „Wer  den  Satz  „Noth  kennt  kein  Gebot" 
verkennt,  redet  dem  abscheulichsten  das  Wort  Wenn  ein  Volk  mit 
Füssen  getreten  wird  und  aufs  Blut  gemiszhandelt  ohne  Hoffnung  auf 
Besserung,  wie  die  Griechen  unter  den  Türken,  wo  kein  Weib  «ihrer  Ehre 
sicher  war,  wo  keine  Spur  von  Recht  bei  den  Tyrannen  su  erlangen  ist; 
da  ist  die  höchste  Noth  und  da  ist  Empörung  gegen  die  Unterdrücker  so 
recht  massig  wie  irgend  etwas.  Wer  da  die  Rechtmässigkeit  des  Auf- 
slandes verkennt,  der  musz  ein  elender  Mensch  sein." 
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Statsgewalt  auf  ihr,  weszhalb  denn  auch  die  Verfassung 
und  die  Gesetzgebung  alle  andern  Aeuszerungen  der  Stats- 
hoheit  und  Macht  begränzen  und  ordnen.  Aber  während 
sie  in  der  Constituirung  und  Gesetzgebung  activ  erscheint, 
verhält  sie  sich  hier  in  der  Regel  ruhend.  In  der  Mon- 
archie insbesondere  finden  wir  vielmehr  die  dem  täglichen 
und  veränderlichen  Bedürfnisz  des  States  gewidmete  Thätig- 
keit  der  Übrigen  Statsgewalten  in  der  Souverän  etat  des 
Monarchen  concentrirt.  Das  Volk 'in  seiner  Gesammtheit 
ruht,  sein  Haupt  handelt  hier,  sei  es  unmittelbar  für  sie, 
sei  es  durch  die  Vermittlung  der  mannichfaltigen  Aemter 
und  Behörden,  die  von  ihm  abgeleitet  sind. 

Wenn  aber  das  Organ,  welches  die  regelmäszige  Action 
zu  besorgen  hat,  unfähig  oder  untauglich  dazu  wird,  wenn 
insbesondere  der  Thron  erledigt  wird  und  für  keine  Nach- 
folge durch  die  Verfassung  gesorgt  ist,  so  wird  die  Souve- 
ränetät  des  Stats  selbst  wieder  wirksam,  um  diesen  Mangel 
zu  beseitigen  und  den  Thron  neu  zu  besetzen. 

6.  Unverantwortlichkeit.  Vor  einem  höhern  Stand- 
punkte zwar  gibt  es  keine  Unverantwortlichkeit  der  Men- 
schen für  ihre  Handlungen  oder  Unterlassungen.  Und  in 
der  That  nicht  blosz  das  ewige  Gericht  Gottes  Ober  die  Welt 
schlieszt  den  Gedanken  einer  Unverantwortlichkeit  auch  der 
Völker  aus. 5  Auch  auf  der  Erde  in  den  Schicksalen  und 
Leiden  der  Völker  wird  diese  Verantwortlichkeit  nicht  selten 
schmerzlich  empfunden.  Aber  es  ist  unmöglich,  innerhalb 
eines  States  ein  Gericht  zu  bestellen,  vor  welchem  die 

*  Robespierre  bat  im  Jakobiuerclub  (Februar  1793)  das  Gegentlieil 
verfochten:  „Ich  habe  inmitten  der  Verfolgungen  und  ohne  Unterstützung 
behauptet,  dasz  das  Volk  niemals  unrecht  habe;  ich  habe  diese  Wahr- 
heit in  einer  Zeit  zu  verkünden  gewagt,  als  sie  noch  nicht  anerkannt 
war;  der  Lauf  der  Revolution  hat  dieselbe  entwickelt."  Aber  das  fran- 
zosische Volk  hat  die  schweren  Folgen  seiner  Verirrungen  mit  groszem 
und  nachhaltigem  Unglück  bttszen  müssen,  und  die  Geschichte  hat  über 
dasselbe  ein  ernstes  Strafgericht  gehalten. 
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Gesummtheit  des  Volkes  selbst,  oder  seine  Stellvertretung 
als  Inhaber  der  obersten  Statsmacht  zur  Rechenschaft  ge- 
zogen werden  kann.  Würde  das  versucht,  so  wäre  insofern 
wenigstens  der  Stat  selbst  dem  Gerichte  unterthänig,  und 
so  das  Glied  über  den  Körper,  der  Theil  über  das  Ganze 
geordnet. 

Würde  aber  ein  Stat  für  die  Ausübung  seiner  State-  , 
souverän  etat  einem  andern  State  verantwortlich  sein,  so 
wäre  seine  Souveränetat  eben  deszhalb  eine  beschränkte, 
und  der  Oberhoheit  des  richtenden  Stats  untergeordnete. 

Nur  durch  Ausbildung  des  Völkerrechts,  beziehungs- 
weise einer  höhern  s tatlichen  Weltordnung,  vor  wel- 
cher die  einzelnen  souveränen  Stateu  sich  beugen  müszten 
als  einem  Gesammtreiche,  könnte  die  statliche  Verantwort- 
lichkeit der  Einzelstaten  auch  rechtlich  organisirt  werden. 
Vielleicht  ist  es  der  Zukunft  vorbehalten,  diese  Idee  zu  ver- 
wirklichen. In  der  Gegenwart  kann  sie  nur  als  Idee  geahnt, 
oder  erkannt  werden;  aber  zum  realen  Rechte  ist  dieselbe 
noch  nicht  geworden. 

Anmerkung.  Die  constituirenden  Versammlungen  der 
neuern  Zeit  haben  nach  dem  Vorgange  der  französischen  Nationalver- 
sammlung von  1789  gewöhnlich  nicht  das  Princip  der  StatssouveränetäL, 
sondern  das  der  Volkssouveränetät  im  Rousseauscheu  Sinne  zu  dem 
(ii  undgedanken  ihrer  Politik  erhoben.  Rousseau  selber  geht  indessen  noch 
weiter,  indem  er  keiner  repräsentativen  Versammlung  die  volle  Souverä- 
netät  beilegt,  sondern  den  Volksmassen  verstattet,  in  jedem  Moment  auch 
diese  ihrem  Willen  zu  unterwerfen  und  durch  unmittelbare  Acte  einzu- 
greifen. Auch  die  Consequenz  seiner  Doctrin  ist  jedesmal  in  roher  Ge- 
stalt neben  und  auszer  jenen  constituirenden  Versammlungen,  dem  rothen 
•Schweife  der  Kometen  ähnlich,  an  dem  politischen  Horizonte  sichtbar 
geworden,  oft  zum  Schrecken  jener  „souveränen"  Körper  selbst,  welche 
die  chaotischen  Massen  um  sie  her  entzündet  hatten. 
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Viertes  Capitel. 

II.  Die  Fürstensouveränetät. 

Die  »weite  tlem  Ötatsoberhaupte  fl»r  sieh  allein  zu- 
kommende Souveränetat  findet  sich  in  dem  modernen  8tuts- 
rechte  nur  noch  in  der  Monarchie  anerkannt.  Nur  der 
Monarch,  nicht  auch  der  Präsident  der  Republik,  obwohl 
auch  dieser  Souveranetäts rechte  ausübt,  hat  nach  demsel- 
ben einen  persönlichen  Anspruch,  als  Souverän  geachtet 
zu  werden. 

Das  alte  Stats  recht  der  romischen  Republik  ging  wei- 
ter. Auch  den  Consulns  die  sich  in  die  alte  königliche 
Gewalt  getheilt  hatten,  und  später  auch  dem  Senate  wurde 
„Majestät"  zugeschrieben.  Die  neueren  Republiken  aber 
sind  eifersüchtiger  auf  die  ausseht ieszliche  Volkshoheit,  und 
betrachten  die  republikanischen  Häupter  der  Statsregierung 
lediglich  als  Mandatare  des  souveränen  Volkes,  auf  welche 
die  demselben  in  wohnende  Majestät  nicht  zu  selbständigem 
Rechte  Ubertragen  sei.1 

Zuweilen  meint  man,  die  Fürstensouveränetät  finde  sieh 
nur  in  der  Erbmonarchie  und  die  Wah lmonarehie 
sehliesze  dieselbe  aus.  Diese  Meinung  verwechselt  das  Wesen 
der  fürstlichen  Macht,  die  als  solche  eine  souveräneist,  mit 
der  Frage,  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  bestellt  werde. 
Auch  ein  Wahlfürst  hat  die  oberste  Statsmacht  zu  selbstän- 
digem Rechte  nicht  minder  als  der  Erbfürst.  Die  altrömi- 
schen Kaiser  und  die  deutschen  Kaiser  im  Mittelalter  waren 

•  Roüsmuu  (Contr.  soc.  II.  2)  begründet  die  Unzuläasigkeit  einer  Re- 
gentensouveriinetät  üb«rdem  damit,  das*  der  „allgemeine  Willeu  nur 
dem  ganzen  Volk  zustehen  könne;  ein  Theil  des  Volkes  dagegen  könne 
nur  einen  besonderen  Willen  äussern,  nur  jenes  daher  Gesetze,  dieser 
höchstens.  Dec«ete  erlassen.  Das  ist  aber  eben  der  Irrthum,  dasz  die 
höchste  Statsmacht  nur  in  der  Gesetzgebung  und  nicht  auch  in  der  Re- 
gierung offenbar  werde. 
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sicherlich  Souveräne,  obwohl  Wahlfursten:  und  der  englische 
König  Wilhelm  von  Oranien  war  es  nicht  minder,  uls 
seine  Nachfolger,  ungeachtet  mit  ihm  eine  neue  Dynastie 
auf  den  Thron  berufen  wurde. 

Dagegen  kann  die  Wissenschaft  eine  ursprüngliche 
(originäre)  FUrstensouveränetät  von  einer  abgeleiteten 
(derivativen)  unterscheiden,  während  eine  solche  Unterschei- 
dung auf  die  Statssouveränetät  keine  Anwendung  leidet,  diese 
vielmehr  immer  eine  ursprüngliche  ist.  Die  erstere  ist  die, 
welche  dein  Fürsten  ursprünglich  inwohnt,  kraft  des  seiner 
Person  angebornen  oder  von  ihr  selbständig  ergriffenen 
Rechtes.  Von  der  Art  ist  die  Souvcränetät  des  Erbfürsten, 
die  des  Eroberers  und  die  eines  Fürsten,  der  wie  Karl  "der 
Grosse  oder  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preuszen  die  Krone 
sich  selber  auf  das  Haupt  setzt.  Auch  diejenige  der  deut- 
schen Wahlkaiser,  welche  ihre  Souvcränetät  nicht  von  den 
Kurfürsten  sondern  von  Gott  ableiteten,  musz  als  eine  ori- 
ginäre aufgefaszt  werden. 

Die  letztere  dagegen  wird  als  eine  von  dem  Volke  oder 
den  Wählern  übertragene  und  abgeleitete  betrachtet. 
80  wurde  nach  dem  römischen  Staterecht  die  kaiserliche 
Macht  selbst  von  dem  römischen  Volke  verliehen.'2  Von  der 
Art  ist  auch  die  neuere  Wahhnonarchie  gewöhnlich. 

Den  näheren  Inhalt  der  Fürstensouveränetät  zu  be- 
stimmen ist  die  Aufgabe  der  folgenden  Erörterung  über  die 
Rechte  des  Statsoberhauptes. 

J  Oben  Buch  IV.  C.  17  8.  327. 
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Fünftes  Capitel. 

Dos  8talsoberhaupt. 
1.  Kntulehungsförmen  in  der  Monarchie. 

Für  die  Bildung  des  8tatsoberhauptes  kennt  die  Ge- 
schichte mancherlei  verschiedene  Formen : 

1.  Die  Wahl.  8ie  war  die  Regel  des  römischen 
Statsrechtes,  im  Mittelalter  für  die  geistlichen  Herrschaf- 
ten, der  Aebte,  Bischöfe  und  selbst  des  Papstes,  in  Ungarn, 
in  Polen,  in  Venedig,  dessen  Doge  ein  lebenslänglicher 
Fürst  war,  im  deutschen  Kaiserreiche. 

2.  Das  Erbrecht.  Dieses  ist  zur  regelmäszigen  Form 
der  neuern  Monarchie  geworden,  wie  es  sich  im  spätem 
Mittelalter  in  den  dynastischen  Familien  der  einzelnen  euro- 
päischen Staten  allmählich  fester  gestaltet  hat. 

3.  Aus  Erbrecht  und  Kur  gemischt  war  das  System 
Karthago's  und  der  altern  germanischen  Völker.1 

4.  Die  Einsetzung  des  Nachfolgers  durch  den  Regen- 
ten kam  in  Rom  in  der  Form  einer  statsrechtlichen  Adop- 
tion vor2  und  war  auch  eine  vorübergehende  Institution 
Peters  des  Groszen  in  Ruszland. 

5.  Für  abhängige  Staten  auch  Bezeichnung  und 
Verleihung  durch  den  Oberherrn,  wie  unter  den  Karo- 
lingern und  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  deutschen 
Reiches  für  einzelne  Völkerstämme,  in  unseru  Zeiten  noch 
durch  Napoleon  und  in  dem  türkischen  Reiche. 

•  Vgl.  oben  Buch  IV.  Cap.  15. 

1  Kaiser  Galba,  als  er  den  Piso  zum  Thronfolger  adoptirte:  „Au- 
gusttis  in  domo  successorem  quaesivit,  ego  in  republica.  Neque  enim  hie 
ut  in  ceteris  gentibus,  quae  regnantur,  caia  dominorum  domu*,  et  ceteri 
aervi:  sed  imperaturua  es  hominibus,  qui  nec  totam  servitutem  pati  poa- 
sunt  nec  totam  libertatem.«  Taciti  Hist.  I.  15,  16.  Machiavrlli  zu  Liv.  1. 
bemerkt,  die  Nachkommen  der  römischen  Kaiser  seien  der  Mehrzahl  nach 
schlecht,  die  Adoptivnachlblger  dagegen  gut  ausgefallen. 
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6.  Zuweilen  namentlich  im  Zusammenhang  mit  der 
Gründung  und  Anerkennung  neuer  8 taten  ist  auch  durch 
Sta  tsver  träge  ein  Oberhaupt  neu  bestellt  worden. 

7.  Eine  nicht  normale,  aber  in  Zeiten  der  Revolution, 
des  Krieges  oder  überhaupt  groszer  Krisen  und  Gefahren 
keineswegs  seltene  Form  ist  die  der  Selbsterhebung,/ 
welche,  wenn  sie  nicht  zugleich  moralisch  gerechtfertigt1 
erscheint,  als  Usurpation  bezeichnet  wird. 

8.  Einsetzung  durch  fremde  üebermacht. 

üeber  dt* n  Werth  dieser  verschiedenen  Formen  und  vor- 
züglich über  die  Vorzüglichkeit  der  Erblichkeit  vor  der  Wahl 
oder  umgekehrt  dieser  vor  jener  haben  die  Ansichten  der 
Statsmänner  und  die  Meinungen  der  Völker  vielfach  ge- 
wechselt. Zu  Gunsten  der  Wahl  wird  voraus  geltend  ge- 
macht dasz  nur  sie,  nicht  auch  die  Erblichkeit  die  Gewähr 
gebe  für  die  individuelle  Tüchtigkeit  und  Fähigkeit 
des  Regenten-,  und  allerdings  kann  nicht  bestritten  werden, 
dasz  eine  freie  Abwägung  und  Würdigung  der  persönlichen 
Eigenschaften  des  Regenten  das  Princip  der  Wahl,  dagegen 
nicht  ebenso  von  Einflusz  ist,  wenn  das  verfassungsmäszige 
starre  Erbrecht  die  Folge  bestimmt.  Ueberdeni  offenbart 
sich  in  der  Wahl  die  freie -Zuneigung  und  Unterordnung 
der  Regierten  im  Verhältnis«  zu  dein  Wahlfürsten.  Die 
Alten  sprachen  sich  denn  auch  eher  für  das  Princip  der 
Wahl  aus. 5 

■ 

J  Vgl.  unten  Cap.  11. 

4  Friedrich  der  Grosie  im  Antimach.  6:  „Ks  scheint  mir  im  All- 
gemeinen, dasz  ein  Privatmann  nur  unter  der  Voraussetzung  ohne  Ver- 
brechen zum  Königthum  aufsteigen  kann,  wenn  er  entweder  in  einem 
Lande  mit  Wahlfürsten  geboren  ist,  oder  wenn  er  sein  Vaterland  befreit." 

1  Cicrro  de  Rep.  lt.  12  für  die  Wahl:  „Novus  iiie  populus  (Roma- 
nus) vidit  id.,  ijuod  fugit  Lacedaemonium  Lycurgum,  qui  regem  non 
deligendum  duxit  sed  habendura,  qualiscunque  is  foret,  qui  modo  esset 
Hercnlis  Stirpe  generatus.  Nostri  Uli  etiam  tum  agrestes  viderant,  virtu- 
lern  et  sapientiam  regalem  non  progetiiem  qnaeri  oportere.u  Auch 
Aristoteles  Pol.  II.  8  gibt  dem   aus  Wahl   und  erbrechtlicher 
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Dagegen  hat  in  der  neuern  Theorie  und  Praxis  das 
Princip  des  Erbrechts  umgekehrt  ziemlich  allgemeine  Auf- 
nahme und  Anerkennung  gefunden. 6  Gegen  die  Wahl- 
monarchie  wird  hauptsächlich  angeführt: 

1.  dasz  es  factisch  sehr  zweifelhaft  sei,  ob  die  Wahl 
wirklich  den  Würdigsten  erhebe,  und  zwar  nicht  blosz  des 
Irrthums  wegen,  von  welchem  die  Einsicht  der  Wähler  nicht 
frei  ist  —  dieser  Mangel  könnte  nur  wenig  in  Betracht 
kommen,  da  wir  ohnehin  in  menschlichen  Dingen  nicht  Voll- 
kommenheit erwarten  —  sondern  weil  die  Kräfte,  Interessen 
und  Leidenschaften  der  Mächtigen  und  der  Parteien  im  Lande 
in  einem  Momente,  wo  die  höchste  Statsiuacht  als  Preis 
winkt,  streitend  auf  den  Kampfplatz  treten  und  die  Freiheit 
der  Wahl  häufig  hemmen,  beschränken  oder  aufheben,  die 
Wahl  somit  nur  zum  Schein  wird,  und  die  Macht  den  Aus- 
schlag  gibt.  Die  römische  Kaisergeschichte  ist  reich  an  Be- 
legen für  dieses  Bedenken. 

2.  Die  Gefahr,  dasz  sogar  zwiespältige  Wahlen  zu  Stande 
kommen  und  die  Wohlfahrt  des  Landes  durch  den  Krieg 
zweier  Gegenhäupter  zerstört  werde.  Die  Erinnerung  an  das 
deutsche  Reich  führt  uns  eine  Reihe  solcher  innern  Kämpfe 
vor  Augen.  Indessen  kann  die  Ausbildung  eines  wohlgeord- 
neten Wahlsystems,  wie  auch  die  Erfahrungen  im  deutschen 
Reiche  gezeigt  haben,  diese  Gefahr  mindern,  und  nicht  ohne 
Grund  macht  Sisinondi  auf  die  geschichtliche  Erfahrung  auf- 
merksam, dasz  zwar  in  den  Wahlreichen  die  innern  Kriege 
Uber  die  Thronfolge  häufiger  seien,  dasz  die  Erbfolgekriege 
aber  in  den  Erbreichen  hartnäckiger  geführt  werden ,  länger 
dauern  und  das  Land  mehr  ruiniren. 7 

Rücksicht  gemischten  System  der  Karthager  den  Vorzug  vor  dem  rein 
erbrechtlichen  der  Lakedamonier. 

'  Uuter  den  neuern  hat  ausnahmsweise  Sismondi  in  seinen  futndes 
•ur  les  Constit,  die  Vorzüge  der  Wahlmonarchie  verfochten. 

7  Sismondi  a.  a.  0.  8.  114  ff.  vergleicht  das  deutsche  Reich  seil 
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3.  Dasz  wechselnde  Wühlen  „ein  Reich  mit  Königs- 
häusern, zwieträchtigen  und  habsüchtigen,  erfüllen."8  Dieser 
Nachtheil  wird  schwer  auf  dem  Frieden  und  der  Ruhe  einer 
Jebensreifen  oder  gar  einer  verdorbenen  Nation  lasten,  wie 
die  Geschichte  des  altrömischen  Kaiserreichs  beweist.  In 
einem  jugendlich  aufstrebenden  Volke  aber  äuszert  sich  der 
Widerstreit  solcher  Fürstenhäuser  eher  als  belebender  Wett- 
eifer in  Förderung  der  nationalen  Ehre,  Wohlfahrt  und  Frei- 
heit, wie  ebenso  die  ältere  römische  Geschichte  in  den 
Zeiten  des  Königthums  und  der  königlichen  Magistraturen 
während  der  ersten  Jahrhunderte  der  Repubhk  bezeugt. 

4.  Der  Schaden  eines  Zwischenreiches,  in  welchem 
der  alte  König  nicht  mehr  da  ist  und  ein  neuer  noch  nicht 
gewählt  ist.  Läszt  sich  auch  dafür  sorgen,  dasz  dasselbe 
nur  kurze  Zeit  dauert  —  die  katholische  Kirche  hat  in  den 
Ordnungen  des  päpstlichen  Conclave  einen  Versuch  der  Art 
gemacht  —  oder  lassen  sich  auch  bei  Erwählung  des  Nach- 
folgers bei  Lebzeiten  des  Vorgängers  die  Fälle  des  Zwischen- 
reichs vermindern,  so  läszt  sich  das  Uebel  doch  nicht  gunz 
vermeiden.  Auf  der  andern  Seite  aber  können  die  Gegner 
des  Erbrechts  auf  ein  gröszeres  mit  diesem  verbundenes 
Uebel,  das  ebensowenig  zu  vermeiden  ist  und  länger  dauert, 

1002  (dem  Aussterben  der  sächsischen  Ottone)  bis  1520  (der  entschiede- 
nen Erbherrschnft  Oesterreichs)  als  Wahlreich  mit  dem  französischen 
Königreich  seit  9Ö6  (Folge  des  Sohnes  vou  Hugo  Capet)  bis  zu  dem  näm- 
lichen Sehluszmoment  als  Erbreich,  und  berechnet ,  dasz  in  Deutschland 
von  25  Wahlen  11  bestritten  waren  und  Bürgerkriege  zur  Folge  hatten, 
dasz  aber  diese  häufig  von  den  Päpsten  erregten  Kriege  zusammen  nur 
einen  Zeitraum  von  43  Jahren  erfüllten,  in  welchem  freilich  das  lange 
Zwischenreich  von  1256  bis  1273  nicht  mitgezählt  wird,  weil  sich  die 
liegenkönige  nicht  bekriegten.  Während  dieser  Periode  hatte  Frankreich 
23  Könige,  und  nur  selten  kam  es  über  die  Erbfolge  zum  Streite.  Den- 
noch dauerten  die  mit  den  Engländern  geführten  Erbfolgekriege  23  Jahre, 
und  es  kamen  noch  2G  Kriegsjahre  für  Frankreich  im  Interesse  der  Snc- 
cessionsansprüche  der  königlichen  Dynastie  in  Neapel  und  Mailand  hinzu. 

*  Dahl  manu,  Politik.  I.  S.  83.  Er  beschränkt  diese  Folge  auf  in- 
läudiscbe  Wahlen    Sie  paszt  aber  auch  auf  ausländische. 
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auf  die  Zeiten  der  Regentschaft  hinweisen,  in  welchen 
der  unmündige  Thronfolger  nicht  zur  Herrschaft  gelangt, 
und  statt  seiner  Andere  in  seinem  Namen  aber  nicht  immer 
für  ihn  regieren. H 

5.  Die  stfite  Furcht,  dasz  der  Wahlfürst  das  Streben 
habe,  die  Herrschaft  auch  auf  seine  Familie  zu  vererben 
und  die  beständige  Gefahr,  dasz  die  Verfassung  der  Wahl- 
monarchie durch  den  Monarchen  selbst  in  ihrem  Wesen 
bedroht  werde.  Dieselbe  ist  gewöhnlich  um  so  gröszer,  je 
fähiger  der  Wahlfürst  ist  die  Regierung  zu  leiten,  und  je 
energischer  er  die  oberste  Macht  handhabt. 10 

Zu  Gunsten  der  Erbmonarchie  läszt  sich  anführen: 

1.  Die  Dynastie  und  das  Volk,  das  Haupt  und  der 
Körper  sind  beide  nicht  durch  die  Dauer  eines  Menschen- 
lebens beschränkt,  sondern  setzen  ihr  Leben  in  ununter- 
brochenem Zusammenhang  durch  Jahrhunderte  fort.  Die 
Stetigkeit  und  gewissermaszen  die  Unsterblichkeit  des  Volks 
ist  auch  zur  Eigenschaft  ihres  politischen  Centrums  erhoben, 
und  es  gewinnt  dadurch  hinwieder  der  Stat  an  Dauerhaf- 
tigkeit und  innerer  Harmonie.  Der  Erbfürst  erscheint  eher 
als  eine  selbständige  Macht 

2.  Weil  so  der  Erbfürst  als  höchster  Ausdruck  der  Volks- 
macht sä n mit  seiner  Familie  verwachsen  ist  mit  dem  Dasein 

•  Die  französische  Geschichte  ist  sehr  reich  an  derartigen  Erfahrun- 
gen.   Vgl.  auch  Sismondi  a.  a.  0.  S.  218. 

10  Zu  weit  aber  geht  Dahlmann,  wenn  er  gegen  die  Wahlmonarchie 
aoführt:  „ Eine  Verfassung  könne  nicht  gut  sein,  deren  natürlicher  Feind 
jeder  König  als  Familienvater  sei."  Der  Hang,  das  Erworbene  anch  zu 
behaupten  und  auf  seine  Nachkommen  fortzuptlanzen  und  so  die  Errun- 
genschaft in  ein  Erbgut  zu  verwandeln,  wurzelt  allerdings  tief  in  der 
menschlichen  Natur;  aber  die  Pflichten  und  Sorgen  des  Vaters  lassen  sich 
dennoch  mit  denen  des  Königs  wohl  vereinigen,  ohne  dasz  jener  zur 
Feindschaft  gegen  eiue  Verfassung  genöthigt  wird,  welche  auch  dem 
Sohne,  wenn  er  würdig  erfunden  wird,  und  diesem  leichter  als  andern 
den  Weg  zur  Krone  öffnet.  Die  Begründung  Dahlmanns  würde  auch  auf 
die  Erblichkeit  der  Aemter  passen,  beweist  somit  zu  viel. 
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des  Volks,  so  sind  die  natürlichen  Interessen  der  Dynastie 
zugleich  zu  Volksinteressen  geworden,  und  es  ist  die  Sicher- 
heit und  Wohlfahrt  der  Dynastie  unauflöslich  verbunden  mit 
der  dauernden  Sicherheit  und  Wohlfahrt'  des  Volks.  Der 
Erbfürst  kann,  wenn  er  nicht  an  seinem  eigenen  Blute  sün- 
digt, nie  zu  sich  sagen:  „Apres  moi  le  däluge,"  wozu  sogar 
ein  bedeutendes  Individuum,  welches  den  Stat  regiert,  wenn 
sein  Ehrgeiz  oder  seine  Genuszsucht  gereizt  wird ,  zum  Un- 
heil des  States  sich  eher  verleiten  läszt. 

3.  Zwischen  der  Dynastie  und  dem  Volke  bildet  sich 
so  ein  festes  durch  gemeinsame  Schickssie  und  die  Macht 
der  Geschichte  verstärktes  Pietätsverhältnis z.  Sie  fühlen 
sich  verbunden  wie  das  Haupt  und  die  Glieder  eines  Kör- 
pers. Das  Volk  ist  stolz  darauf  in  der  Hoheit  und  Ehre  des 
Erbfürsten  die  Verkörperung  seiner  politischen  Einheit  zu 
erkennen.  Die  ausdauernde  und  aufopfernde  Kraft  seiner 
Treue  an  das  angestammte  Fürstenhaus  entwickelt  sich,  die 
persönliche  Liebe  wird  lebendig  und  diese  moralische  Er- 
hebung der  Seele  spannt  und  steigert  die  Anlagen  des  Na- 
tionalcharakters und  stählt  seine  Thatkraft. 

4.  Der  Erbfürst  wird  eher  Mqsz  halten  in  seinen  Be- 
gehren und  in  der  ganzen  Regierungsweise.  Nicht  zu  neuem 
Erwerben  ist  er  gereizt,  ihm  liegt  die  Erhaltung  näher, 
und  solche  Rücksicht  ermaszigt  die  Leidenschaften  und  for- 
dert zu  ruhiger  Sorge  auf,  bei  welcher  auch  der  Stat  in  der 
Regel  am  besten  gedeiht. 

5.  Die  Existenz  des  Erbfürsten  hemmt  aber  auch  den 
Ehrgeiz  und  die  Herrschsucht  der  Andern.  Auch 
der  kühnste  Aufschwung  eines  durch  Macht  oder  Verdienst 
airsgezeichneten  Unterthans  findet  in  der  Dynastie  eine 
Schranke,  die  er  nicht  überschreiten  kann.  Auch  die  Lei- 
denschaften und  der  Wettstreit  der  Parteiführer  werden  durch 
den  ruhig  auf  dem  Gipfel  des  politischen  Lebens  thronen- 
den Herrscher  vor  dem  Aeuszersten  zurückgehalten,  und 
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es  gelingt  ihnen  weniger,  den  8tat  aus  seinen  Fugen  zu 
heben. 

Selten  wird  indessen  die  Abwägung  der  Gründe  und 
Gegengründe  darüber  entscheiden,  ob  die  Erb-  oder  die 
Wahlherrschaft  zum  Statsprincip  erhoben  werde.  Den  Aus- 
schlag geben  regelmäßig  die  vorhandenen  historischen 
und  die  Machtverhältnisse,  und  gewisz  musz  dem  be- 
stehenden Rechte  als  solchem  ein  sehr  groszer  Werth 
beigelegt  werden,  welcher  für  sich  schon  die  Wage  zum 
Sinken  bringt.  » 

Die  Geschichte  zeigt  uns  wenig  Beispiele,  in  welchen 
die  Erbherrschaft  in  eine  Wahlherrschaft  umgewandelt  wurde, 
es  wäre  denn  vorübergehend  durch  Verdrängung  der  alten 
und  Berufung  einer  neuen  Dynastie,  öfter  von  umgekehrter 
Richtung,  nach  welcher  es  glücklichen  Wahlfürsten  gelungen, 
ihr  Herrscherrecht  auf  ihre  Nachkommen  fortzupflanzen. 
Ebenso  weisz  die  Geschichte  von  glücklichen  und  von  un- 
glücklichen Wahl  -  und  Erbreichen  zu  erzählen.  Die  Erfolge, 
je  nachdem  in  einer  Nation  auf  das  tüchtige  Individuum 
oder  auf  die  edle  Rasse12  der  Nachdruck  gelegt  wurde, 
waren  in  verschiedenen  Zeiten  sehr  verschieden.  Wenn  der 
Charakter  des  Volks  entartet  ist,  so  wird  auch  die  Wahl 
gerade  die  8chlimmsten  zur  Herrschaft  erheben  —  die  Ge- 
schichte des  römischen  Kaiserreichs  zeugt  warnend  dafür  — : 
aber  auch  Dynastien  sind  dem  Gesetze  des  organischen  Le- 

"  Auch  Sismondi  erkennt  wiederholt  das  an,  „denn  jede  Erschüt- 
lerung  der  Statsordnuug,  die  nicht  zur  Notwendigkeit  geworden ,  ist  ein 
furchtbares  Uebel.*    S.  280. 

"  Der  Glaube  des  Volkes  an  den  Werth  der  Abstammung  und  an 
die  Ueberlieferung  auch  der  Herrschereigenschaften  durch  die  Vermittlung 
des  Blutes  und  der  königlichen  Erziehung  ist  jedenfalls  ein  Fundament 
der  Sicherheit  der  Erbmonarchie.  Dasz  derselbe  sogar  in  Frankreich  nicht 
erstorben,  beweist  die  Wahl  Ludwig  Napoleons.  Wo  aber  wie  dort 
mehrere  Dynaatieu  in  Betracht  kommen,  scheint  wenn  Uberhaupt  noch 
llouarchie,  die  Wahlmonarchie  den  Vorzug  zu  verdienen.  [Ich  Insse 
diese  vor  dem  '2.  Dec.  1851  geschriebene  Stelle  unverändert  stehen  ] 
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Lebens  unterworfen ,  und  wenn  sie  im  Alter  ihre  Kräfte  ver- 
lieren wie  die  Merowinger  in  dem  Frankenreich,  oder  wenn 
ihr  Familiengeist  mit  dem  Geiste  des  Volks  in  dauernd  feind- 
lichen Widerspruch  geräth  wie  zwischen  den  Stuarts  und 
England,  oder  wenn  eine  tiefe  Spaltung  zwischen  ihnen  ein- 
gerissen ist,  wie  zwischen  den  altern  Bourbonen  und  Frank- 
reich, die  Fürsten  der  Particularstaten  wie  in  Italien  dem 
Einheitsdrang  der  ganzen  Nation  keine  Befriedigung  gewäh- 
ren und  sich  auf  fremde  Gewalt  stützen,  so  drängen  die  Er- 
eignisse mit  unwiderstehlicher  Gewalt  zur  Beseitigung  solcher 
Dynastien  und  zur  Herstellung  eines  harmonischen  Verhält- 
nisses des  neuen  Fürsten  mit  dem  Volke. 

>  • 


Sechstes  Capitel. 

II.  Das  Erbrecht  insbesondere. 

Das  ausgebildete  moderne  Statsrecht  ist  durch  seine 
öffentliche  Natur  darauf  hingewiesen  auch  die  erblich  geord- 
nete Thronfolge  voraus  aus  dem  öffentlichen  Gesichtspunkt 
zu  betrachten;  und  insofern  unterscheidet  sich  die  stats- 
recht liehe  Folge  durchaus  von  der  privatrech  tlichen  Suc- 
cession.  Auf  der  Andern  Seite  *aber,  da  auch  jene  innerhalb 
einer  bestimmten  Familie  vor  sich  geht,  steht  sie  in  Ver- 
bindung mit  dem  Familienerbrechte  und  erinnert  immerhin 
an  privatrechtliche  Verhältnisse  und  Ordnungen. 

1.  Die  Notwendigkeit ,  die  Erbfolge  zum  voraus  ver- 
fassungsmäszig  zu  regeln,  tritt  hier  in  dem  Lichte  des  Stats- 
interesses  besonders  klar  hervor.1  Regel  ist  somit,  wie  freilich 

1  In  dem  frühem  Mittelalter  war  das  Erbrecht  keineswegs  so  genau 
bestimmt,  daher  waren  auch  die  Kämpfe  verschiedener  Erbprätendenten 
häufiger. 
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im  deutschen  Privatrechte  auch,  nicht  aber  im  römischen 
Rechte,  die  gesetzliche  Familienerbfolge,  im  Gegen- 
satze zu  einer  auf  veränderlicher  Willensbestimmung  beruhen- 
den. Auch  darin  stimmt  die  Thronfolge  mit  dem  Charakter 
der  deutschen  Stammgutssuccession  Uberein,  dasz  der  Nach- 
folger sein  Recht  keineswegs  von  dem  unmittelbaren  Vor- 
gänger ableitet,  noch  lediglich  als  Stellvertreter  und  Fort- 
setzei' der  Persönlichkeit  des  Erblassers  gilt,  sondern  dasa 
er  aus  selbständigem  Rechte  in  das  Königthum  ein- 
tritt und  dieses  fortsetzt.  Die  ganze  Dynastie,  innerhalb 
welcher  die  Folge  genauer  regulirt  ist,  erscheint  so  in  un- 
unterbrochenem Zusammenhange  als  ein  Körper,  aus  welchem 
nach  bestimmter  Ordnung  das  Statsoberhaupt  immer  wieder 
hervorgeht,  so  oft  der  Tod  den  jetzigen  Monarchen  dahin- 
rafft. Es  gibt  kein  Zwischenreich.  „Der  König  stirbt 
nicht."  Es  bedarf  somit  keiner  Antrittserklärung 
und  die  Krone  geht  von  Rechtswegen  sofort  über. 2 

2.  Der  Thronfolger  hat  demnach  ein  bestimmtes  An- 
recht auf  die  Folge,  welches  ihm  nicht  willkürlich  von  dem 
herrschenden  König  entzogen  werden  kann:  ein  Anrecht, 
welches  nicht  erst  mit  dem  Tode  des  letztern  zu  einem  wirk- 
lichen Rechte  wird,  sondern  schon  vorher  als  ein  festes 
Recht  der  Anwartschaft  (jus  devolutionis)  einen  Werth 
und  eine  reale  Bedeutung  und  Anspruch  auf  Schutz  und 
Anerkennung  hat. 

In  Europa  hat  zwar  das  Lebenssystem  auf  die  Ausbil- 
dung dieser  Grundsätze  eingewirkt,  aber  offenbar  folgen 
dieselben  ebenso  bestimmt  aus  dem  öffentlichen  Charakter 
der  Thronfolge  —  d.  h.  aus  dem  Statsinteresse.    Sie  werden 

3  Ebenso  das  französische  Spruch  wort:  „le  roi  ne  meurt  jaroaia,"  und 
die  Redensart  „le  roi  est  mort,  vive  le  roi."  Vgl.  Loy  sei  Inst.  Cout. 
I.  3.  Es  ist  das  ganz  das  nämliche  Princip,  welches  im  deutschen  Pri- 
vaterbrecht durch  das  Sprichwort  bezeichnet  wird:  „Der  Todte  erbt  den 
lebendigen,"  „le  mort  saisit  le  vif,"  und  ebenso  den  unmittelbaren  Ueber- 
gang  der  üewere  (saisine)  zur  Folge  hat. 
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daher  von  dem  Untergange  des  Lebenswesens  nicht  mit- 
betroffen. 

3.  Das  Recht  der  Thronfolge  wird  in  dem  moder- 
nen Statesystem  durch  die  S tats Verfassung  bestimmt, 
wovon  es  einen  wichtigen  Theil  bildet. 

Da  dasselbe  somit  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
des  regierenden  Fürsten  beruht,  so  kann  auch  in  der  reprä- 
sentativen Verfassung  nicht  durch  Testament,  noch  durch 
Ehevertrag,  noch  selbst  durch  Hausgesetz  der  dynasti- 
schen Familie  eine  mit  der  Stats Verfassung  im  Widerspruch 
stehende  Aenderung  in  derselben  herbeigeführt  werden. 

Während  des  Mittelalters,  so  lange  noch  die  Landes- 
hoheit einem  Privatvermögen  ähnlich  behandelt  und  öffent- 
liches und  Privatrecht  vielfach  vermischt  wurden,  galten 
darüber  andere  Ansichten,  die  theilweise  noch  als  Ueber- 
lieferungen  der  Vorzeit  in  das  moderne  Statsrecht  hinüber 
ragen ,  aber  offenbar  nun  im  Verschwinden  begriffen  sind.  3 

■  Ausnahmsweise  kam  nuch  im  deutschen  Reiche  das  Recht  zu  testireu 
\or;  so  in  dem  falschen  Statut  für  Oesterreich  von  1156:  „Dux  Austriae 
donandi  et  drputandi  terras  suas  cuicnnque  voluerit  habere  debet  poterta 
trm  liberatn,  si  quod  absit,  itnr  hrrrdibu$  liberi*  decederet,  nec  in  hoc  per 
Imperium  debet  aequaliter  hnpediri."  Zöpfl,  deutsche  Rechtsgeschichte 
I.  8.  148.  In  ausgedehnterem  Masze  kamen  aber  die  Erbverträge 
besonders  als  Erb  Verbrüderungen  vor,  durch  welche  eiu  verlrags- 
mäsziges  Thronfolgerecht  auch  für  eine  fremde  Dynastie  begründet  wurde. 
Für  die  Reichs  1  eben  wurde  indessen  zu  ihrer  Gültigkeit  a)  die  Zu- 
stimmung aller  derer  gefordert,  deren  Anwartschaft  auf  die  Thronfolge 
dadurch  benachteiligt  werden  könnte;  b)  die  Bestätigung  des  Kaisers 
und  c)  auch  da  schon  zuweilen  der  Landstände,  welches  letztere  Erforder- 
nisz  den  öffentlichen  Charakter  der  Thronfolge  in  der  That  zu  wahren 
geeignet  war.  Wn  hlcapitulation  Leopolds  I.  v.  1658,  Art.  VI.  $.  5: 
„Wie  wir  dann  auch  die  vor  diesem  unter  ihnen  (den  ChurfUrsten)  den 
Reichsconstitutionibtis  gemäsz  gemachten  uniones  gleicher  gestalt,  zuvör- 
derst aber  die  unter  Churfürsten,  Fürsten  und  Ständen  aufgerichteten 
Erbverbrüderungen  hiemit  confirmiren  und  approbiren.44  Wahlcapitu- 
lation  Carls  VI.  von  1711  Art.  L  §.  9.  Vgl.  Zachariä,  deutsches 
Stats-  und  Bundesrecht  §.  74.  Zöpfl,  deutsches  Statsrecht  $.  211  ff. 
Urkunde  für  B ra  u  tisch  weig- L  ü  neb u  rg  von  1374:  „Auer  Slote  stede 
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4.  Dagegen  folgt  aus  der  statsrechtlichen  Bedeutung 
des  Rechtes  zur  Thronfolge,  dasz  nach  dem  entwickelten 
System  des  Repräsentativstates  Aenderungen  in  demselben 
auf  dem  nämlichen  Wege  herbeigeführt  werden  können,  wie 
Aenderungen  in  der  Verfassung,  d.  h.  durch  einen  Act  des 
gesammten  Repr&sentativkörpers.  Die  Zustimmung  der 
übrigen  betheiligten  Glieder  der  Dynastie,  auszer  dem  Mon- 
archen, ist  dabei  freilich  wünschenswert!) ,  aber,  wenn  sie 
nicht  durch  die  Verfassung  selber  gefordert  wird ,  nicht  mehr 
nothwendig,  so  wenig  als  die  Zustimmung  anderer  politisch 
Berechtigter  zur  Umgestaltung  ihrer  politischen  Rechte  durch 
neue  Gesetze. 4 

Die  Aenderung  kann  sich  auf  die  Thronfolgeord- 
nung  im  Allgemeinen  beziehen,  und  ein  neues  System 
der  Erbfolge  einführen. 9   Oder  es  kann  ein  einzelnes 

Individuum  von  der  Thronfolge  ausgeschlossen  werden, 

•. 

Lande  vnd  Lüde  der  Herscop  to  Brunsen  wig  en  shal)  he  nich  verkopen 
noch  vertaten  ane  Willen  vnd  Vulbord  syner  Broderen  vnd  der  Manewp 
vnd  Stade  in  der  Herscop  to  Bru  nach  wig. u 

4  Für  England  sind  das  längst  anerkannte  Sätze.  Vgl.  Blackstone, 
Comm.  I.  3,  3:  „Es  steht  unzweifelhaft  in  der  Macht  der  gesetzgebenden 
Gewalt  dieses  Königreichs,  des  Königs  und  der  beiden  Häuner  des  Parla- 
ments, von  dem  erblichen  Rechte  abzugehen,  und  durch  besondere  Ord- 
nungen, Beschränkungen  und  Vorsorgen  den  unmittelbaren  Thronfolger 
auszuschlieszen  und  die  Folge  auf  eine  andere  Person  überzutragen." 
Schwedische  Verf.  von  1809,  Art.  1:  „Das  schwedische  Reich  soll  ein 
Erbreich  mit  der  Succeseionsorduung  für  die  männlichen  Nachkommen 
eines  verstorbenen  Königs  sein,  welche  die  .Stände  des  Reichs  feststellen 
werden."  Spanische  Verf.  von  1837,  Art.  54:  „Die  Personen,  welche 
zu  regieren  unfähig  sind,  oder  etwas  gethan  haben,  weszhalb  sie  verdie» 
neu,  ihr  Recht  an  die  Krone  zu  verlieren,  sind  durch  ein  Gesetz  von  der 
Thronfolge  auszuschlieszen."  Zöpfl,  d.  Statsrecht  §.  215  vertritt  hier 
noch  die  ältere  privatrechtliche  Ansicht,  dasz  den  Agnaten  ein  jus  quae- 
situm  auf  die  Thronfolge  zustehe. 

*  Von  der  Art  war  die  pragmatische  Sanction  des  österreichi- 
schen Kaiserhauses  von  1724  für  manche  Kronländer,  ebenso  die  Fer- 
dinands VII.  von  Spanien  von  1830,  letztere  freilich  ein  einseitiger  Act 
des  Königs. 

Bluntschli,  allgemeine»  Statsrecht.   II.  3 
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oder  eine  ganze  Linie  bisher  berechtigter  Personen.* 
Öder  es  kann  ein  Individuum,  oder  ein  Geschlecht 
neu  berufen  werden. 7 

5.  In  dem  Rechte  zur  Erbfolge  ist  ein  Vorzug  des  män  n- 
lichen  Geschlechtes  Tor  den  Frauen  überall  anerkannt, 
jedoch  in  verschiedenen  Staten  in  verschiedenem  Umfang. 

a)  Nach  dem  französischen  System,  welches  mit  den 
Grundsätzen  des  römischen  Statsrechts  übereinstimmt, 
und  noch  in  Schweden,  Belgien  und  Preuszen 
gilt,  werden  die  Frauen  absolut  von  der  Thronfolge 
ausgeschlossen. 8 

b)  Nach  dem  in  Deutschland  vorherrschenden  Systeme 
werden  die  Frauen  zwar  durch  den  ganzen  Manns- 
stamm ausgeschlossen.  Wenn  aber  der  Mannsstamm 
erlischt,  so  geht  die  Thronfolge  auch  auf  die  nächste 
Frau  über,  in  dem  Sinne,  dasz  von  da  an  wieder  der  neue 
Mannsstamm  den  Vorzug  erhält. 9  Ebenso  in  Holland. 10 

'  So  die  Stuart*  in  England,  die  Nachkommen  Gustavs  IV.  in  Schwe- 
den und  die  ältere  Linie  der  Bourt>oncn  in  Frankreich.  Eine  sehr  alt* 
gesetzliche  Bestimmung  in  der  lex  Bajumriorum  II.  10:  „8i  quis  fllius 
Ducis  tarn  superbus  vej  stuitus  fuerit,  ut  patrem  suum  dehonestare  vo- 
luerit  per  consilium  maiignorum,  vel  per  fortiam  et  regnum  ejus  auferre 
ab  eo,  dum  adhuc  pater  ejus  potest  judicio  contendere,  in  exercitu  am* 
biliare,  populum  jadicare  —  —  sciat  se  ille  filins  contra  legem  fecisse  et 
de  hereditate  patris  sni  sc  esse  dejectum.44  Landfrieden  Friedrichs  II. 
von  1235  c  11. 

7  In  dieser  Weise  kann  auch  in  unserer  Zeit  die  Form  der  Adop- 
tion den  Uebergnng  erleichtern,  wie  das  in  Schweden  zu  Gunsten  de* 
Marschalls  Bernadotte  im  Jahr  1810  geschehen  ist. 

•  Lex  SaÜca.  62,  6:  „De  terra  vero  salica  nulia  portio  herediiatia 
roulieri  veniat:  aed  ad  virilem  sexum  tota  terrae  haereditas  perveniat* 
Das  ursprünglich  für  das  Privatrecht  ausgesprochene  Princip  wurde  auch 
auf  das  Statsrecht  angewendet.  Schwedische  Verf.  von  1809  Art.  1  und 
94.  Beigische  Verf.  von  1830  Art.  60.  Prenszische  von  1850  Art. 53. 

».  Bayerische  Verf.  von  1818  II.  $.  4,  5.  Wtirtembergischo 
von  1817  II.  $.  9  u.  10.  Oesterreich,  pragmatische  Sanction  von  1724, 
in  Folge  welcher  das  Haus  Lothringen  den  Habsburgern  succedirte. 

•°  Verf.  von  1815  Art.  14—19. 
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r)  Das  englische  System,  wornach  die  Frauen  nur  von 
Heu  männlichen  Gliedern  der  nächsten  Parentel  ausge- 
schlossen werden,  aber  den  Männern  aus  ferner  stehen- 
den Parentelen  vorgehen.  Eine  Folge  dieses  8ystems 
ist  der  öftere  Wechsel  der  Regentenhäuser. 11  Das- 
selbe ist  nun  auch  in  Spanien  und  Portugal  aner- 
kannt. 11 

6.  Die  Einheit  des  States  erfordert  die  Untheilbarkeit 
des  Reiches.  Daher  können  nicht  mehrere  Personen  zugleich 
den  Thron  erben.  Wo  das  Reich  wie  eine  gewöhnliche 
Erbschaft  unter  mehrere  Erben  getheilt  wurde,  wie  das  in 
der  fränkischen  Monarchie  und  in  manchen  Staten  des  Mit- 
telalters geschah,  war  das  noch  ein  Ausflusz  privatrechtlicher 
Vorstellungen  von  der  Statsherrschaft.  IJ 

7.  Das  Erbrecht  auf  die  Thronfolge  setzt  die  Geburt 
aus  einer  wahren  und  echten  Ehe  voraus.  Uneheliche 
Kinder  sind  somit  ausgeschlossen ,  ebenso  die  Kinder  aus  einer 
morganatischen  Ehe,  d.  h.  einer  Ehe,  bei  deren  Eingehung 
vertragsmaszig  bestimmt  wurde,  dasz  die  Kinder  dem  Stande 
des  Vaters  nicht  folgen  sollen. 14  Nach  dem  oben  (4)  erör- 
terten Grundsatz  kann  freilich  durch  ein  Statsgrundgesetz 
auch  ein  solches  Kind  ausnahmsweise  für  erbfähig  erklärt 
werden,  nicht  aber  durch  eine  blosze  zunächst  nur  privat- 
rechtlich wirkende  Legitimation. 

8.  Viele  neuere  Verfassungen  fordern  überdem  die  ' 

"  Blackstone  I.  3,  X  So  ging  die  Thronfolge  innerhalb  der  letz- 
ten zwei  Jahrhunderte  auf  die  Häuser  Oranien,  Braunschweig  und 
Hannover  und  geht  nun  auf  das  Haus  Koburg  über. 

»*  Spanische  Verf.  von  1837  Art.  51.  Portugiesische  von  1826 
Art.  87. 

"  Vgl.  oben  Buch  IV.  Cap.  18,  8.  333. 

14  IT.  Feud.  29.  Die  Ausschlicszung  der  Kinder  aus  morganatischer 
Ehe  kann  freilich  eine  beschränkte  sein,  lediglich  zu  Gunsten  gewisser 
Personen,  so  dasz,  wenn  diese  wegfallen,  auch  jene  wieder  successions* 
fähig  werden.  Ein  Beispiel  in  Baden.  Vgl.  Zöpfl,  deutsches  Stats- 
recht  $.  228. 
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Geburt  aus  einer  eben bü rti gen  Ehe.  Als  ebenbürtig  gilt 
dann  nur  die  Ehe  zwischen  Gliedern  souveräner  oder 
souverän  gewesener  Häuser, 15  denen  nach  deutschem 
Statsrecht  auch  die  Geschlechter  der  uiediatisirten  deutschen 
Stand esherren  beigeordnet  werden.  Dagegen  wird  im 
Sinne  einzelner  neuen  Hausgesetze ,  die  hier  theil weise  noch 
engere  Begriffe  haben  als  selbst  das  Mittelalter,  die  Ehe  mit 
den  Gliedern  anderer  Geschlechter,  selbst  wenn  diese  nach 
der  Landesverfassung  zu  dem  hohen  oder  Pairsadel  des  Reichs  * 
gehören,  nicht  für  ebenbürtig  gehalten. 16 

Diese  Beschränkung  der  Ehe  ist  vornehmlich  dem  deut- 
schen Stats rechte  17  eigentümlich,  welches  aus  dem  Privat- 
rechte  den  keineswegs  glücklichen  an  die  Gegensätze  der 
Kasten  erinnernden  Begriff  der  Miszheirath  entlehnt  und 
in  engem  Sinne  auf  das  System  der  Thronfolge  Ubergetragen 
hat.  Staatsrechtliche  Gründe  für  dieselbe,  die  im  Sinne  der 
modernen  Entwicklung  allein  niaszgebend  sein  können,  gibt 
es  nicht.  Sie  ist  daher  eher  uls  ein  Rest  einer  veralteten 

,fc  Die  Napoleon  i  sehe  Familie  gehört  nicht  minder  zu  diesen,  als  die 
beiden  Bourbonischen  Linien  von  Frankreich. 

"  Bayerische  Verl.  II.  §.  3.  Hannover  v.  1840  §.  12.  Haua- 
gesetz  v.  1836  „Als  ebenbürtig  werden  diejenigen  Ehen  betrachtet,  welche 
Mitglieder  des  Hauses  entweder  unter  sich  abschlieszen  oder  mit  Mitglie- 
dern eines  andern  souveränen  Hauses  oder  aber  mit  ebenbürtigen  Mitglie- 
dern solcher  Häuser,  welche  laut  Art.  14  der  Bundesacle  den  .Souveränen 
ebenbürtig  sind." 

,T  Wahlcapitulation  Karls  VII.  von  174*2  Art.  22  §. 4  vom  Kaiser: 
„noch  auch  den  aus  unstreitig  notorischer  Miszheirath  erzeugten 
Kindern  eines  Stande«  des  Reichs  oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen 
Herren  zu  Verkleinerung  des  Hauses,  die  väterlichen  Titel,  Ehren  und 
Würden  beilegen  viel  weniger  dieselben  zum  Nachtheil  der  wahren  Erb- 
folger  und  ohne  deren  besondere  Einwilligung  für  ebenbürtig 
und  succeseionsfähig  erklären,  auch  dergleichen  vorhin  bereits  geschehen, 
solches  für  null  und  nichtig  ansehen  und  achten. u  Vgl.  Zachariä,  d. 
St.  u.  B.  R.  §.68.  Zöpfl,  St.  R.  $.  225—226.  Schwedische  Thron- 
successionsordnung  von  1816.  Vgl.  Schubert  Verf.  II.  S.  389.  Dem 
englischen  Statsrecht  war  dieses  Eifordernisz  vor  der  Thronbesteigung 
des  Hauses  Hnnnover  unbekannt. 
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Anschauungsweise,  nicht  als  eine  nothwendige  Bestimmung 
des  jetzigen  States  zu  betrachten. 

9.  Dagegen  rechtfertigt  es  sich  in  der  That  aus  Gründen 
der  Statsehre  und  Wohlfahrt,  wenn  für  eine  Ehe,  durch 
welche  das  Successionsrecht  auf  den  Thron  fortgepflanzt  wird, 
die  Geneh migu  ng  des  Statsoberhauptes  oder  des  Re- 
präsentativ körpers  gefordert  wird.  Diesen  kommt  es 
zu,  die  Würde  und  die  Interessen  des  States  in  vollem  Masze 
auch  hier  zu  wahren.  Wenn  aber  das  geschehen  ist,  so  ist 
schwer  zu  begreifen,  weszhalb  denn  die  Freiheit  des  fürst- 
lichen Individuums  noch  durch  herkömmliche  Vorurtheile 
über  die  ausschlieszliche  Reinheit  des  Blutes  weiter  beschränkt 
werden  sollte.  Manche  neuere  Verfassungen  enthalten  daher 
auch  derartige  Vorschriften. 18 

10.  Die  Erbfolge-Ordnung  ist  in  neuerer  Zeit  regel- 
mäszig  auf  die  Grundsätze  der  Primogeniturordnung 

Für  England  Statut  von  1782.  Vgl.  Dahlmanns  Politik  I. 
8.  87.  Bayern  Verf.  II.  §.  3:  „Zur  Successionsfähigkeit  wird  eine  recht- 
mäszige  Geburt  aus  einer  ebenbürtigen  mit  Bewilligung  de«  Königs 
geschlossenen  Ehe  erfordert."  Spanische  Verf.  v.  1837  Art.  49:  „Bevor 
der  König  eine  Vermählung  eingeht,  wird  er  die  Cortes  duvon  benach- 
richtigen und  ihrer  Genehmigung  sind  die  Stipulationen  und  Ehecontracte 
unterworfen,  die  den  Gegenstand  eines  Gesetzes  ausmachen.  Dasselbe  ist 
in  Bezug  auf  die  Ehe  des  unmittelbaren  Thronerben  zu  beobachten.  Weder 
der  König  noch  sein  unmittelbarer  Thronfolger  dürfen  eine  Vermählung 
mit  Personen  eingehen,  welche  das  Gesetz  von  der  Thronfolge  ausschlieszt. 
Portugiesische  Verf.  von  18*26  Art.  90:  „Die  Vermählung  der  Prin- 
zessin, vermuthlichen  Thronerbin,  wird  immer  mit  Einwilligung  des  Kö- 
nigs und  nie  mit  einem  Fremden  vor  sich  gehen.  Wenn  der  König  — 
schon  aufgehört  hätte  zu  leben,  so  wird  sie  nicht  ohne  Einwilligung  der 
allgemeinen  Cortes  ins  Werk  gesetzt  werden  können.  Ihr  Gemahl  wird 
keinen  Theil  an  der  Regierung  nehmen  und  den  Namen  König  erst  dann 
tragen,  wenn  die  Königin  ihm  einen  8ohn  oder  eine  Tochter  geboren  hat.4* 
Schwedische  Verf.  von  1809  §.  44:  „Kein  Prinz  des  königlichen  Hauses, 
er  sei  Kronprinz,  Erbfürst  oder  Fürst,  darf  sich  ohne  Wissen  und  Ein- 
willigung des  Königs  vermählen.  Geschieht  es  dennoch,  so  hat  er  das 
Erbrecht  zum  Reiche  sowohl  für  sich  als  für  seine  Kinder  und  Nach- 
kommen verwirkt.44 
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gebaut,  d.  h.  es  succedirt  der  erstgeborene  8ohn  des  rer- 
storbenen  Monarchen,  oder  wenn  dieser  verstorben  wäre, 
der  erstgebonie  Enkel  von  demselben,  mit  Ausschließung 
selbst  des  zweitgebornen  Sohns:  und  in  derselben  Weise 
geht  je  die  erstgeborene  Linie  (Parentel)  allen  andern 
Linien  und  in  jener  das  erstgeborene  Glied  allen  an- 
dern Gliedern  vor;  diesz  nicht  blosz  in  der  Kachkommen- 
schaft, sondern  ebenso  unter  den  Seitenverwandten. 19  Die 
Verwandtschaft  wird  nach  dem  Verhältnisz  zu  dem  letzten 
Regenten  gemessen,  ungeachtet  das  Erbrecht  keineswegs 
von  dessen  Willen  abhängig  ist,  und  nicht  nach  dem  Ver- 
hältnisz zu  dem  ersten  Inhaber  des  Thrones,  von  welchem 
immerhin  das  Successionsrecht  hergeleitet  wird.  Der  Unter- 
schied dieser  beiden  Berechnungsweisen  wird  da  klar,  wo 
der  ganze  Mannsstamm  ausgestorben  ist  und  die  Succession 
nun  auf  die  Cognaten  übergeht ?ü 

In  Deutschland  wurde  das  Recht  der  Erstgeburt  zu- 
erst in  den  KurfUrstenthQmern  eingeführt.    Dann  ging  es 


Z.  B. : 

Der  Oroszneffe  f 

E$x         Oer  Enkel  d           *  schlieszt  den  Oheim  g 

'  \  -  gehtdei-Tochter       «00  0  ^  und  die  Vettern  h  und 

•□          ^aunddemSohneE^     ^  iÖ*         g  schlieszt  h 

4q        c  vor.                       ,  _v    hX  und  i,  und  h  schlieszt 

ti  -t  i  aus. 

*  Bekaniitermaszoii  war  die  Frage,  ob  die  dem  letzten  Regenten  »u- 
nächst  stehende  Erbtochter  oder  die  früher  durch  den  Vorzug  de« 
Mannas tamms  ausgeschlossene  und  dem  ersten  Regenten  naher  verwandte 
Regredienterbin  und  deren  Nachkommen  den  Vorzug  haben,  bei  Ver- 
anlassung des  Aussterben«  des  Habsburgischen  Hannsstamms  in  Oester- 
reich von  grosser  praktischer  Bedeutung.  8ie  wurde  aber  zu  Gunsten  der 
erstem  beantwortet  Ebenso  Bayerische  Verf.  II.  §.  5.  Auch  in  der 
Cognatensuccession  wird  übrigens  meistens  nicht  nach  dem  römischen 
Grundsatz  der  Gradnähe,  sondern  nach  dem  deutachrechtlichen  der 
nähern  Parentelen  und  innerhalb  dieser  des  nächsten  Grades  snc- 
cedirt,  so  dasz  z.  B. 
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auch  auf  andere  deutsche  Länder  über.*1  Vordem  erregte 
das  zweifelhafte  Erbrecht  fast  überall  öftere  und  verderb- 
liche Streitigkeiten. 

11.  Die  statsrechtliche  Verlassenschaft  des  re- 
gierenden Forsten  ist  nunmehr  genau  zu  sondern  von  seiner 
privatrechtlichen  Erbschaft.  Zu  jener  gehören  voraus 
alle  dem  Statsoberhaupte  als  solchem  zustehenden  öffent- 
lichen Rechte,  dann  aber  auch  alles  Vermögen,  wel- 
ches nach  der  Verfassung  oder  durch  Hausgesetz  oder  in 
Folge  besonderer  Stiftung  oder  letztwilliger  Verordnung  der 
Sta  tsver  lassenschaft  zugewiesen  worden  ist. ri    Die  Privat- 

die  Grosznichte  f,  als  der  Parentel  A  zugehörig,  der  Tante  g 
in  der  Parentel  B  vorgeht. 

ri 

Zweifelhaft  ist  es  aber,  ob,  wenn  Parentel  und  Grad  gleich  sind,  die 
altere  Frau  durch  den  jüngeren  Mann  ausgeschlossen,  oder  in  diesem  Fall 
keine  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  genommen  wird.  Die  erstere  Auf- 
fassung gilt  in  England  (Blackst.  I.  3,  2),  die  letztere  in  manchen  deut- 
schen Staten.  Bayer.  Verf.  II.  5.  Wiirtemb.  $•  7-  Vgl.  Zacharia. 
I>.  8L-R.  §.  73. 

"  Goldene  Bulle  von  1356  VII.  %.  2.  „Praesenti  lege  perpctuia 
teuiporibus  valitura  decernimns,  ut  postqnara  iidem  Principe«  Electores 
scculares,  et  cor  um  quilibet  esse  desierit,  jus  vox  et  potestas  electtoni« 
hnjnsmodi  ad  filiom  suum  primogenitnm,  legitimum,  laicum,  illo  vero 
nou  ex  taute,  ad  ejnsdem  primogeniti  filium  similiter  laicum,  iibere,  et 
sine  contradictione  cujuspiam  devolvatnr.  $.  3.  8i  vero  primogenitus  hujus- 
modi,  absque  haeredibus  masculis ,  legitimis,  laicis  ab  hac  luce  migraret. 
virtute  praesentis  Imperialis  edicti,  jus  vox  et  poteatas  electionis  praedictae 
ad  aeniorem  fratrem  laicum  per  veram  paternaiem  tineam  deacendentem 
et  deiocepe  ad  illius  primogenituro  laicum  devolvatur.-  In  Bayern  wurde 
die  Primogenitur  durch  Herzog  Albrecht  den  Weisen  1506  eingeführt, 
nachdem  lange  zuvor  Kaiser  Ludwig  vergeblich  sich  für  die  üntheilbar- 
keit  und  Einheit  des  Landes  bemüht  hatte. 

23  Ausführliche  Bestimmungen  der  Art  in  der  bayerischen  Verf. 
III.  $.  2:  »Zu  dem  unveranszerlichen  Statsgnte,  welches  im  Falle  einer 
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verlassenschaft  wird  aus  dem  reinen  Privatvermögen  des 
Fürsten  gebildet  Die  erstere  fällt  dem  Regierungsnachfolger 
an  nach  den  statsrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Thron- 
folge. Die  Succe8sion  in  die  letztere  wird  durch  die  Regeln 
des  Privaterbrechts  normirt.  Der  Thronfolger  ist  somit  nicht 
nothwendig  Privaterbe,  noch  weniger  dieser  auch  Thronfol- 
ger, und  die  Privatglftu biger  des  Erblassers  haben  auf  die 
Statsverlassenschaft  keinen  Anspruch. 


Siebentes  Capitel. 

Persönliche  Erfordernisse  der  Fähigkeit  zur  Thronfolge. 

1.  Während  des  Mittelalters  übten  die  Grundsätze 
des  Lehe n rechtes  in  den  meisten  Staten  auch  auf  die 

Sonder  ung  des  Siats  Vermögens  von  der  Privatverlassenschaft  in  das  In- 
ventar der  letztern  uicht  gebracht  werden  darf,  gehören:  1)  Alle  Archive 
und  Registraturen;  2)  alle  öffentlichen  Anstalten  und  Gebäude  mit  ihrem 
Zugehör;  3)  alles  Geschütz,  Munition,  alle  Militärmagazine  und  was  zur 
Landeswehr  nöthig  ist;  4)  alle  Einrichtungen  der  Hofcapellen  und  Hof- 
ämter mit  allen  Mobilien ,  welche  der  Aufsicht  der  Hofstäbe  und  Hofin  teu- 
danten  anvertraut,  und  zum  Behuf  oder  zum  Glänze  des  Hofes  bestimmt 
sind;  5)  alles  was  zur  Einrichtung  oder  zur  Zierde  der  Residenzen  und 
Lustschlösser  dient;  6)  der  Hausschatz,  und  was  von  dem  Erblasser  mit 
demselben  bereits  vereinigt  worden  ist;  7)  alle  Sammlungen  für  Künste 
und  Wissenschaften,  als:  Bibliotheken,  physikalische,  Naturalien-  und 
Münzcabinete,  Antiquitäten,  Statuen,  Sternwarten  mit  ihren  Instrumenten, 
Gemälde-  und  Kupferstichsammlungen  und  sonstige  Gegenstände,  die  zum 
öffentlichen  Gebrauche  oder  zur  Beförderung  der  Künste  und  Wissen- 
schaften bestimmt  sind;  8)  alle  vorhandenen  Vorräthe  an  baarem  Oelde 
und  Capitalien  in  den  Statscasseu  oder  an  Naturalien  bei  den  Aemtern, 
sammt  allen  Ausständen  an  Stategefallen;  9)  alles  was  aus  Mitteln  des 
Stats  erworben  wurde. u  Und  nach  §.  2  werden  auch  die  „neuen  Er- 
werbungen aus  Privattiteln  an  unbeweglichen  Gütern"  zu  dem  Statsver- 
mögen  gezogen,  „wenn  der  erste  Erwerber  während  seines  Lebens  nicht 
darüber  verfügt  hat.** 
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Succession  in  die  Fürstenthumer  einen  Einflusz  aus.  In  den 
weltlichen  Fürstentümern  waren  daher,  wie  nach  dem  Lon- 
gobardischen  Lehensrechte  mit  Bezug  auf  die  Lehen, 1  Geist- 
liche und  Mönche  von  der  Folge  ausgeschlossen.  Die  Ab- 
hängigkeit des  katholischen  Klerus  von  dem  päpstlichen 
Stuhle,  und  der  specifisch  weltliche  Charakter  des  States 
begründen  auch  für  die  moderne  Statsverfassung  die  Regel, 
dasz  zur  Thronfolge  weltlicher  Stand  erfordert  wird,  Geist- 
liche somit  nur  dann  fähig  zu  derselben  werden,  wenn  sie 
den  geistlichen  Stand  in  einer  von  dem  State  anerkannten 
Form  aufgegeben  haben.'2  Es  versteht  sich,  dasz  die  geist- 
lichen Fürstenthumer  hier  eine  Ausnahme  machen. 

Auf  Protestanten  findet  diese  Ausschlieszung  keine 
Anwendung,  da  der  Gegensatz  zwischen  Geistlichen  und 
Laien  hier  nicht  so  ausgebildet  ist  und  Uebergängc  aus  dem 
kirchlichen  Berufe  und  Amte  in  die  weltlichen  kein  Hinder- 
nisz  erleiden. 

2.  In  manchen  neuern  Staten  wird  für  die  Thronfolge- 
fähigkeit ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntnisz  er- 
fordert, und  ein  abweichender  Glaube  als  Ausschlieszungs- 
grund  betrachtet. 

Im  Mittelalter,  welches  auf  die  Einheit  des  Glaubens 
und  die  gegenseitige  unauflösliche  Verbindung  der  weltlichen 
und  der  rebgiösen  Ordnung  den  entschiedensten  Nachdruck 
legte,  verstand  sich  das  von  selbst.  Selbst  der  Kaiser 
konnte  in  den  Kirchenbann  gesetzt  werden  und  in  Folge 
davon  das  Reich  verlieren,  „wenn  er  an  dem  Glauben  zwei- 
felte."3  In  dem  modernen  8tat,  dessen  Ordnung  von  dem 

1  II.  Feud.  26  §.  6:  „Qui  clericus  efficitur,  aut  votum  religionis  as- 
sumit,  hoc  ipso  feudum  amittit."  Goldene  Bulle  in  der  Cap.  6.  Note  21 
mitgeteilten  Stelle. 

3  Ob  das  nach  Kircl  enrecht  zulässig  sei ,  ist  eine  andere  Frage,  deren 
Beantwortung  indessen  auf  das  Statsrecht  nicht  nothwendig  raaszgebend 
wirkt. 

'  Sachse  Iis  p.  III.  57,  §.  1.    „Den  Keiser  ne  mnt  de  paves  noch 
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kirchlichen  Verbände  mehr  abgelöst  worden,  und  in  weichem 
die  Ausübung  politischer  Rechte  nicht  ebenso  abhängig  ist 
von  dem  individuellen  Glaubensbekenntnisz,  ist  dieses  Er- 
fordernisz  nicht  mehr  als  Regel  anzusehen ;  obwohl  es  im-  , 
merhin  auch  für  den  Stat  ein  Uebel  ist,  we^n  das  Stats- 
Oberhaupt  persönlich  einem  andern  Glauben  zugethan  ist, 
als  den  das  Volk  bekennt,4  denn  theils  wird  die  Pietät  und 
das  Vertrauen  des  Volks  zu  dem  Könige  durch  den  Gegen- 
satz  des  religiösen  Glaubens  erschwert,  theils  ist  Gefahr  da, 
dasz  ein  glaubenseifriger  Fürst  seine  Macht  miszbrauche,  um 
die  religiösen  Interessen  des  Volkes  zu  stören  und  zu  hem- 
men statt  zu  fördern.  Der  jetzigen  Rechtsentwicklung  in 
den  christlichen  Steten  erscheint  es  indessen  noch  immer 
gemäsz,  wenn  die  christliche  Religion  für  das  Statsober- 
haupt  vorausgesetzt  wird. 3 

Das  englische  S tatsrecht  geht  weiter,  indem  es  Eng- 
land für  ein  „protestantisches  Königreich*  erklärt,  »des- 
sen Wohlfahrt  nicht  bestehen  könne,  wenn  es  von  einem 
päpstlichen  Fürsten  regiert  werde,"  und  daher  alle  Per- 
sonen, „  welche  die  päpstliche  Religion  bekennen  oder  mit 
einem  Papisten  verheirathet  sind"  für  unfähig  erkennt,  die 
Krone  zu  erhalten. 6    Ebenso  wird  in  Schweden7  das 

neman  bannen  seder  der  tiet  dat  he  gewiet  is,  ane  urame  dre  sake;  of  he 
an'roe  geloven  Ivifelt,  oder  sin  echte  wif  let,  oder  gotes  hos  zostoret." 
III.  54  $.  4. 

*  Für  die  deutschen  Staten  ist  es  seit  dem  WestphäUischen  Frieden 
anerkannter  Grundsatz,  dasz  die  Verschiedenheit  der  christlichen  Con- 
fession  keine  Ausschliessung  von  der  Thronfolge  nach  sich  rieht. 

4  Ausdrücklich  fordert  die  Würtera bergische  Verf.  §.  5:  „dasz 
der  König  sich  zu  einer  der  christlichen  Kirchen  bekennen-  müsse,  wo- 
durch sowohl  offenkundige  Sectirer  als  NichtChristen  ausgeschlossen  wer- 
den.   Vgl.  R.  Moni,  WürL  Statsr.  I.  S.  148. 

*  Erklärung  der  Rechte  von  1689  und  Acte  von  1701.  Die  Acte  Ober 
die  Emanoipation  der  Katholiken  von  1829  änderte  daran  nichts. 

*  Grundgesetz  von  1772  Art.  1:  „Die  Einigkeit  in  der  Religion  und 
in  dem  rechten  Gottesdienst  ist  die  kräftigste  Grundmauer  zu  einem  löb- 
lichen, einträchtigen  und  wahrhaften  Regimente.* 
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„Augsburgische" Bekenn tnisz  von  dem  Könige  gefordert  Auch 
die  neue  griechische  Verfassung  schreibt  vor  (Art.  40)  dasz 
der  Thronfolger  die  Religion  der  „orthodoxen  christlichen 
Kirche  des  Orients"  bekennen  müsse,  und  in  Ruszland 
gilt  für  die  Glieder  des  Kaiserhauses  das  nämliche  Erfor- 
dernisz  der  griechischen  Confession. 

3.  Damit  die  Thronfolge  zur  Anwendung  komme,  ist 
ferner  vorauszusetzen,  dasz  nicht  die  Person  des  Nachfol- 
gers an  Mängeln  leide,  welche  dieselbe  zur  Regierung 
absolut  untauglich  machen.  Das  ältere  S tatsrecht  legte 
darauf  mit  Recht  einen  Werth,  und  ein  innerer  Grund,  wesz- 
halb  in  unserer  Zeit  derartige  Mängel  unberücksichtigt  blei- 
ben sollen,  besteht  nicht.  Vielmehr  ist  es  unlogisch,  wenn 
das  moderne  Statsrecht  das  Successionsrecht  aufhebt,  inso- 
fern solche  Mängel  vorhanden  sind ,  welche  eine  gedeihliche 
Regierung  nur  erschweren,  aber  fortbestehen  läszt,  wenn  die 
Regierung  durch  das  von  ihnen  behaftete  Individuum  geradezu 
unmöglich  ist.  Das  Auskunftsmittel  der  Reichsverwesung 
hilft  nicht  aus,  da  diese  immerhin  für  den  Stat  manche 
Uebel  und  Gefahren  nach  sich  zieht  und  ihrer  Natur  nach 
nicht  für  dauernde  und  absolute,  sondern  für  vorübergehende 
und  relative  Unfähigkeit  des  Regenten  die  nöthige  Ergänzung 
gewährt.  Wohl  aber  liegt  es  im  öffentlichen  Interesse,  all- 
lalligen  Streitigkeiten  darüber  rechtzeitig  vorzubeugen  und 
daher  im  einzelnen  Fall  zum  voraus  durch  einen  Act  der 
gesetzgebenden  Gewalt  solche  offenbar  untaugliche 
Personen  von  der  Thronfolge  auszuschlieszen. 
Als  solche  Mängel  kommen  in  Betracht: 
a)  körperliche.  Der  Sachsenspiegel  schlieszt  Zwi tter, 

» 

Zwerge  und  Krüppel  auch  von  dem  Erbe  zu  Landrecht  aus, 
ebenso  den  Aussätzigen:8  noch  viel  eher  daher  von  dem 

*  Sachs.  Landr.  I.  4  $.  1:  „Uppe  altvile  unde  uppe  dverge  ne  ir- 
•iirft  weder  len  noch  erve  noch  uppe  kroppelkinL  De  meseleeke  man  ne 
vntveit  weder  len  noch  erve.- 
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Fürstenthum.  Die  Krankheit  des  Aussatzes,  als  ein  heilbares 
Uebel,  kann  jedenfalls  nicht  mehr  als  Ausschlieszungsgruud 
gelten:  aber  mit  der  Würde  des  States  ist  es  sicher  nicht 
vereinbar,  dasz  die  höchste  Ehre  und  Macht  einem  Menschen 
zustehe,  welcher  an  einem  der  übrigen  genannten  Mängel 
leidet. 

•  Strenger  noch  waren  die  Bestimmungen  des  Lehensrechtes, 
welches  auch  Stumm-  oder  Taub-  oder  Blindgeborene  von 
der  Lehensfolge  ausschlosz. 9  Dasz  dieselben  keine  bindende 
Autorität  mehr  haben,  seitdem  der  Stat  seines  feudalen  Cha- 
rakters entkleidet  ist,  kann  nicht  bestritten  werden.  Nur 
die  Analogie  der  Verhältnisse  wirkt  noch  fort,  und  ähnliche 
Gründe  könnten  auch  das  neuere  Verfassungsrecht  zu  ähn- 
lichen Anordnungen  bestimmen. 10 

b)  Geistige  Mängel.  Blödsinn  und  Wahnsinn  schlieszen 
nach  der  goldenen  Bulle  von  1356  aus.  n  Diese  Beschrän- 
kung war  freilich  zunächst  für  die  Kurländer  ausgesprochen, 
aber  offenbar  nicht  in  der  Absicht,  um  dieser  willen  einen 
besondern  Rechtsgrundsatz  einzuführen,  sondern  vielmehr 

*  Sachs.  Laudr.  I.  4  §.  1:  „Wirt  ok  ein  kint  geboren,  stum  oder 
haudelos  oder  votelos  oder  blint,  dat  is  wol  erve  to  lantrechte  unde  nicht 
leu  ervc."  Nach  Longobard.  Lehenrechte  war  die  Frage  bestritten:  II. 
Feud.  36:  „Mutus  et  surdus  coecus  claudus  vel  aliter  imperfectus,  etiamsi 
sie  nalus  fuerit.  totum  feudum  palernum  retinebit.  Obertua  et  Gerard us 
et  muiti  alii.  Quidam  tarnen  dicunt,  eum  qui  talis  natus  est,  feudum 
retinere  non  posse.M  Vgl.  darüber  Tabor  in  der  Zeitschr.  für  deutsches 
Recht  von  Beseler  u.  s.  f.  IX.  S.  262,  die  Stelle  der  Goldenen  Bulle 
unten  in  Note  11.  Kurpfälzische  Verordnung  von  1374:  „bei  einem 
unserer  Erben,  der  der  elteste  sy  und  by  gutem  Wizen  und  Sinnen  sy ,  und 
on  natürlicher  Gebresten  siner  Glider  sy.M 

10  Das  würtembergische  Hausgesetz  von  180Ö  schlosz  unheilbar 
Blinde  aus.  Die  Verfassung  aber  §.  11—13  und  das  erneuerte  Hausgeselz 
von  1828  nahmen  die  Beschränkung  nicht  wieder  auf. 

"  Goldene  Bulle  XXV.  §.  3.  „Priraogenitus  filius  succedat,  sibique 
soll  jus  et  dominium  com pe tat,  nisi  forsitan  mente  captus,  fatuns,  seu 
alterius  famosi  et  noiabilis  defectus  existat,  propter  quem  non  deberet 
.seu  posset  homiiiibus  prineipari." 
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ein  hergebrachtes  allgemeines  Princip,  welches  ebenso  für 
andere  Länder  passte,  in  seiner  Auwendung  auf  jene  zu 
bekräftigen.  Um  indessen  das  Erbrecht  vor  Erörterung  und  « 
Streit  zu  sichern,  ziehen  auch  in  diesem  Falle  einzelne 
neuere  Verfassungen  die  Aushülfe  durch  Reichsverwesung 
der  Ausschlieszung  von  der  Thronfolge  vor:  ob  das  aber  im 
Interesse  der  Monarchie  und  der  Nation  liege,  darf  billig 
bezweifelt  werden. 12 

c)  Moralische  Unw ürdigkeit.  13  Damit  diese  die 
Ausschlieszung  bewirke,  wird  aber  im  Sinn  des  neuern  Rechts 
ein  das  Successionsrecht  des  schuldigen  Thronfolgers  aufhe- 
bender Act  der  Gesetzgebung  dem  Anfall  des  Erbrechtes 
vorhergehen  müssen. 


Achtes  Capital. 

III.  Entstchungsformen  in  der  Republik. 

1.  Die  Regierung  berufen,  den  täglich  wechselnden  Be- 
dürfnissen des  States  ihre  Sorge  zu  widmen,  und  durch  die 
That  je  nach  Umständen  lebendig  einzugreifen ,  bedarf  theils 
der  Einheit  des  Willens  für  ihre  Plane  und  Anordnungen, 
theils  fortgesetzter,  nie  ermüdender  Thätigkeit.  Bei- 
des ist  weder  durch  Volksversammlungen  noch  durch  re- 
präsentative Kammern  irgend  genügend  zu  erreichen.  In 

,J  Der  Gefahr  von  Thronfolgestreitigkeiten  kann  leicht  durch  den 
Entscheid  der  Gesetzgebung  vorgebeugt  werden,  nicht  so  der  groszern 
Gefahr  einer  ein  volles  vielleicht  hohes  Menschenalter  fortdauernden  Ver- 
wesung. Dahlmann  Politik  1.  S.  89:  „Eine  Ausschlieszung  der  Art 
würde  jedenfalls  vom  regierenden  Könige  nach  gehaltenem  Familienrat  he 
und  mit  dessen  Zustimmung  (?)  ausgehen  müssen,  und  nur  in  dem  Falle 
eintreten  dürfen,  wenn  auszer  dem  Statsministerium  die  Ständeversamm- 
lung die  Richtigkeit  der  Thatsache  anerkannt  hat.** 

■*  1>.T  Hajumr.  II.  10  oben  Cap.  6  Note  6. 
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der  neuem  Republik  ist  daher  die  Regierungsgewalt  gewöhn- 
lich entweder  in  einer  nur  wenig  zahlreichen  Behörde, 
oder  geradezu  in  einem  einzigen  Chef  des  State  Concen- 
trin. Das  erstere  System  ist  —  wenn  auch  nicht  uberall  — 
in  der  Schweiz, 1  das  letztere  in  Amerika  herkömmlich.  * 
In  beiden  tritt  ein  monarchisches  Element  sichtbar  her- 
vor, ausgebildeter  und  entschiedener  aber  in  dem  letztern. 
Für  gröszere  Staten  ist  dasselbe  unentbehrlich.  Als  Frank- 
reich 1795  einem  Directorium  von  5  Mitgliedern  die  »voll- 
ziehende Gewalt*4  anvertraut  hatte,  wurden  die  innern  Ge- 
brechen einer  derartigen  Collegialregierung  bald  eo  lebhaft 
empfanden,  dasz  die  Individualherrschaft  des  ersten  Consuls 
um  jener  Folie  willen  um  so  ruhmvoller  und  heilsamer  er- 
schien: und  auch  im  Jahr  1848  machte  die  neu  erstandene 
Republik  nur  in  kürzerer  Zeit  die  nämliche  Erfahrung  wie- 
derum. Nur  das  Individuum  vermag  der  Action  die  nöthige 
Energie,  dem  Regierungssystem  die  erforderliche  Einheit, 
der  Phantasie,  der  Achtung  und  dem  Vertrauen  des  Volkes 
einen  lebendigen  Ausdruck  und  Anhalt  und  der  politischen 
Verantwortlichkeit  einen  realen  Sinn  zu  verschaffen.  Das 
Collegium  lähmt  und  spaltet  die  Regierungsmacht,  schwächt 
und  mindert  schon  durch  seine  äuszere  Erscheinung  den 
Glauben  des  Volkes  an  die  Obrigkeit  und  die  Verehrung 
für  dieselbe  —  und  macht  die  Verantwortlichkeit  zu  einer 
getheilten  und  illusorischen.  In  kleineren ,  weniger  bewegten 
Republiken  werden  diese  Mängel  nicht  ebenso  fühlbar,  und 

1  In  dem  Bunde  der  Bundesrath,  in  den  Kantonen  die  Regierunga- 
collegien.  Früher  hatten  aber  die  Land  am  männer  in  den  Ländern, 
die  Bürgermeister  und  Schultheiszen  in  den  Städten  und  der 
schweizerische  Landammann  nach  der  Mediationsverfnssnng  im 
Bunde  eine  hervorragende  Stellung  als  individuelle  Standeshäupter. 
Die  neuere  Genfer  Verfassung  und  die  Neigung  zu  dem  Directorialeyetem, 
die  sieb  in  unsern  Tagen  kundgibt,  sind  Anzeichen  für  eine  nene  indi- 
viduelle Concentration  der  Regierungsgewalt. 

1  Vgl.  darüber  Story,  Comm.  III.  36  $.  202. 
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da  sträubt  «ich  das  republikanische  Gefilhl  lebhafter  gegen 
die  individuelle  Auszeichnung  eines  Regierungshauptes.  Da- 
her wird  da  wohl  dss  System  der  Collegialregieru ng 
vorgezogen.  Durchaus  fehlerhaft  aber  ist  eine  Einrichtung 
desselben,  welche  die  Parteispaltungen  und  Gegensätze,  die 
in  dem  repräsentativen  Körper  der  gesetzgebenden  Gewalt 
ihre  naturliche  Berechtigung  haben,  auch  in  die  Regierung 
versetzt,  und  so  die  nöthige  Harmonie  und  Einheit  in  dieser 
zerstört  * 

2.  Als  Regel  für  die  Bestellung  der  Regierung  gilt  die 
Wahl.  Musz  das  Volk  darauf  verzichten,  selbst  zu  regieren, 
so  will  es  durch  die  freie  Ernennung  des  Regenten  einen 
mittelbaren  Einflusz  auf  die  Richtung  des  Regiments  äuszern 
und  zugleich  seine  Macht  und  sein  Vertrauen  offenbaren. 

Es  ist  schon  oft  bemerkt  worden ,  die  Völker  seien  un- 
fähig selber  zu  regieren,  aber  nicht  unfähig  einen  Regenten 
zu  wählen.  Das  Volk  wird  selten  einen  mittelmäszigen, 
noch  seltener  einen  schlechten  Menschen  zu  seinem  obersten 
Magistrate  wählen.  Es  kann  sich  undankbar,  es  kann  sich 
auch  feindselig  erweisen  gegen  hervorragende  politische 
Männer,  seine  Gunst  ist  nicht  frei  von  Laune.  Aber  es  hat 
einen  naturlichen  Instinct  für  persönliche  Grösze  und  ein 
offenes  Auge  für  die  Eigenschaften,  die  den  Regenten  aus- 
zeichnen  sollen.  Der  kleinliche  Neid  gegen  eine  ausgezeich- 
nete Persönlichkeit  ist  ihm  fremd  und  die  Intrigue  stört  es 
nicht    Es  liebt  den  Ruhm  und  den  Glanz  und  fühlt  sich 

a  Nach  dem  Wahlsystem,  das  in  der  Schweix  herrscht,  ist  solcher 
Zwiespalt  in  der  Regierung  schwer  zu  vermeiden.  Würde  den  Präsidenten 
der  Collegien  ein  Vorschlags  recht  für  die  Wahlen  der  Mitglieder  oder  ein 
Veto  gegen  disharmonische  Ernennungen  zugestanden,  so  wäre  für  eine 
relative  Einheit  auch  da  gesorgt.  Ein  innerlich  zwiespältiges  Regierunga- 
collegiom  in  der  Republik  ist  noch  weniger  zu  ertragen,  als  ein  aus  fetnd- 
lieben  Elementen  zusammengesetztes  Ministerium  in  der  Monarchie,  denn 
dieses  findet  in  dem  Monarchen  wieder  die  Einheit,  welche  dort  nur  in 
der  Behörde  seihst  gesucht  werden  mnsz. 


I 
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selber  in  seinen  Ersten  geehrt.  Es  ist  hienach  noch  eher 
geeignet,  einen  guten  und  seiner  würdigen  Regenten  zu 
wählen  als  den  gesetzgebenden  Körper  richtig  zu  besetzen. 4 
Daher  ist  für  die  Republik  die  un mittelbare  Volks- 
wahl wie  sie  in  Rom  sich  während  Jahrhunderten  so  vor- 
trefflich bewährt  hat,  und  in  der  Schweiz  in  den  unmit- 
telbaren Demokratien  ebenfalls  zum  Vortheil  und  zur  Ehre 
dieser  Länder  geübt  worden  ist,  durchaus  nicht  zu  verwer- 
fen, und  der  Wahl  durch  den  gesetzgebenden  Körper, 
welche  nun  in  den  schweizerischen  Repräsentativkantonen 
regelmäszig  und  ebenso  in  dem  Bunde  angeordnet  ist,  eher 
vorzuziehen.  Diese  Verschiedenheit  der  Wahlordnung  steht 
übrigens  in  Beziehung  zu  der  Frage  der  Individual-  oder 
Collegialregierung.  Eine  besondere  Geschäftskenntnisz  in 
einzelnen  Zweigen,  im  Finanzwesen  oder  in  der  Verwaltung 
weisz  freilich  der  repräsentative  Körper  besser  zu  würdigen 
und  die  tauglichsten  Personen  dafür  eher  zu  finden;  wo  da- 
her diese  einen  Bestandteil  der  Collegialregierung  bilden, 
wie  in  der  Schweiz,  da  läszt  sich  die  Wahl  derselben  nicht 
dem  Volke  selbst  anvertrauen.  Aber  wo  zunächst  das  ganze 
Regierungssystem  in  einem  oder  zwei  Individuen  als  Stats- 
häuptern  concentrirt  wird,  da  ist  die  unmittelbare  Volkswahl 
vorzüglicher. 8 

In  Nordamerika  gelangte  man  für  die  Wahl  des 
Präsidenten  zu  einem  gemischten  System.  Dem  Convente 
wollte  man  die  Wahl  nicht  Uberlassen,  um  den  Intriguen 
in  demselben  hier  keine  Macht  zu  geben,  den  Präsidenten 
nicht  zu  sehr  von  der  Majorität  desselben  abhängig  zu  machen 
und  dem  Volke  einen  wirksamen  Einflusz  auch  auf  das 

4  Sismondi,  £tudes  I.  $.  271. 

*  Vgl.  auch  oben  Buch  IV.  Cap.  9  S.  282.  Die  beiderlei  Rücksichten 
könnten  so  geeinigt  werden,  dasz  das  Volk  die  Wahl  der  Standeshäupter, 
und  auf  deren  Vorschlag  die  Oroszen-Räthe  die  der  übrigen  Regierungs- 
glieder erhielten. 
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Regierungssystem  zu  verschaffen.  Auf  der  andern  Seite  aber 
scheute  man  die  Gefahr  des  Tumultes  und  fieberhafter  Auf- 
regung unter  dem  Volke,  wenn  dieses  unmittelbar  die  Wahl 
selbst  vornehme,  und  erwartete  gröszere  Einsicht  von  Aus- 
schüssen des  Volkes,  die  als  Wahlmänner  fungiren.  Daher 
liesz  man  je  im  einzelnen  Falle  innerhalb  der  Einzelstaten 
von  diesen  besondere  Wahlmänner  bezeichnen,  welche  in 
geheimer  Abstimmung  ihre  Stimme  abgeben  sollen,  und 
verstattete  dann  dem  Hause  der  Repräsentanten  nur  den 
Entscheid,  wenn  dieser  nicht  schon  durch  die  Hauptwahl 
gegeben  sondern  mehrere  Personen  als  würdig  neben  einan- 
der gestellt  waren. 8 

3.  Die  Statsinteressen  machen  eine  stätig  fortwir- 
kende Regierung  wünschenswerth,  damit  die  Tradition  der 
Politik  und  der  Geschäfte  erhalten  bleibe,  auch  weitreichende 
Plane  und  dauernde  Unternehmungen  ins  Werk  gesetzt  werden 
können,  der  Anker  der  Sicherheit  und  des  Vertrauens  in  den 
Gemüthern  festen  Halt  bekomme.  Aber  ein  auf  Lebenszeit 
gewählter  Regent  ist  ein  Monarch,  und  der  Fortbestand  der 
Republik  ist  unmöglich  ohne  eine  kurze  Amtsdauer  der 
Statshäupter.  Eine  Vereinigung  der  beiden  entgegengesetz- 
ten Anforderungen  läszt  sich  so  finden,  dasz  das  Amt  zwar 
auf  kurze  Zeit  verliehen  wird,  das  gewählte  Individuum 
aber  wieder  wählbar  ist.  7 

Diesem  Systeme  huldigen  denn  auch  die  meisten  neuern 

•  Die  ausführlichen  Bestimmungen  in  der  Verfassung  von  1787.  II. 
§.  2.  u.  3  und  die  Zusatzartikel  von  1804.  Vgl.  Story,  Comm.  III.  36, 
S.  206  ,  207. 

7  Washington,  Brief  vom  28.  April  1788:  „Ich  kann  in  keiner 
Beziehung  ein  Interesse  darin  sehen,  uns  der  Dienste  eines  Mannes  zu 
berauben,  welcher  in  einer  groszen  Krise  vielleicht  ganz  allgemein  als  der 
Fähigste  erkannt  wird,  dem  State  seine  Dienste  zu  leisten.44  Jeffersou 
dagegen  fürchtete,  die  Wiederwählbarkeit  werde  practisch  dahin  führen, 
dasz  der  einmal  gewählte  Präsident  immer  wieder  gewählt  werde.  Die 
Erfahrung  in  Nordamerika  selber  hat  diese  Befürchtung  widerlegt.  Vgl. 
Story  III.  36  §.204. 

Bl  un  lach  Ii,  allgemeine»  Statsrecht.   II.  4 
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Republiken.  Nur  die  französische  Verfassung  von  1848,  Art.  45, 
verbot  die  Wiederwahl  des  Präsidenten  der  Republik  für 
die  nächste  Amtsperiode  von  4  Jahren.  Es  war  das  aber 
ein  offenbares  Zeichen,  dasz  die  Verfasser  der  neuen  repu- 
blikanischen Verfassung  kein  Vertrauen  auf  die  republika- 
nische Gesinnung  der  französischen  Nation  hatten,  und  die- 
selbe vor  dem  Rückfall  in  die  Monarchie  mit  ängstlicher 
Sorge  zu  bewahren  suchten,  ohne  Erfolg,  wie  sich  in  Bälde 
gezeigt  hat. 

4.  Die  persönlichen  Erfordernisse  für  das  Statshaupt 
oder  die  Mitglieder  der  Regierung  machen  hier  geringere 
Schwierigkeit  als  in  der  Erbmonarchie.  Die  freie  Wahl  gibt 
die  Möglichkeit,  die  individuelle  Fähigkeit  und  Tüchtigkeit 
nach  den  Umständen  zu  würdigen  und  zu  berücksichtigen. 

Gewöhnlich  wird  indessen  verlangt: 

a)  volles  S tatsbti rgerrecht  der  zu  Wählenden ,  zu- 
weilen sogar  angeborenes  Bürgerrecht  derselben,  damit 
der  Denkungsweise  oder  dem  Einflüsse  des  Auslandes  jede 
Atissicht  auf  Regierung  der  Republik  verschlossen  werde.  8 

h)  Ein  gereiftes  Alter.* 


Neuntes  Capitel. 

Uebergaug  der  Verpflichtung  dea  Regenten  auf  den  Nachfolger. 

Der  Nachfolger  setzt  nicht  die  Person  des  Vorgängers, 
wohl  aber  das  Amt,  die  statliche  Institution  der  Regierung 
fort.  Daraus  folgt  als  leitendes  Princip;  Bloss  persön- 
liche Verpflichtungen,  die  der  Vorgänger  übernommen, 

•  Nordatnerik.  Verf.  lt.  J.  5.    Vgl.  Story  III.  86  $.  308. 
"  In  Nordamerika  für  den  Präsidenten  35  Jahre,  a.  a.  0.;  in  der 
Schweii  oft  nur  dat  Alter  der  Volljährigkeit. 
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gehen  nicht  von  Rechtes  wegen  auf  den  Nachfolger  über; 
wohl  aber  amtlich  begründete  Verpflichtungen.  Das 
Leben  des  8tates  und  des  Stateoberhauptes  dauert  fort,  wenn 
schon  das  Individuum  stirbt. 1 
Im  Einzelnen  folgt  daraus: 

a)  die  Rechtsgultigkeit  der  ron  dem  Regenten  erlasse- 
nen Verordnungen,  der  ron  ihm  ausgegangenen  Anstellungen, 
und  der  von  ihm  amtlich  abgeschlossenen  Vertrage  erlischt 
nicht  mit  seinem  Tode,  sondern  dauert  ohne  Unterbrechung 
fort.* 

b)  Ganz  dasselbe  gilt  auch  von  den  Anwartschaften, 
welche  der  Regent  einem  Dritten,  sei  es  in  Bezug  auf  ein 
Lehen,  eine  Pfründe  oder  ein  Amt,  ertheilt  hat,  vorausge- 
setzt, dasz  dieselbe  bei  Lebzeiten  des  Regenten  einen  be- 
stimmten, wenn  auch  erst  in  der  Zukunft  zu  realisirenden 
Rechtsanspruch  gab.  Wenn  dagegen  der  Sinn  nur  der 
war,  dem  Dritten  eine  Hoffnung  und  eine  wahrscheinliche 
Aussicht  auf  das  Lehen  oder  das  Amt  zu  eröffnen,  so  kann 
eine  derartige  Verpflichtung  auf  den  Nachfolger  nicht  über- 
gehen ,  weil  der  Vorgänger  selbst  nicht  juristisch  verpflichtet 
war.  Hoffnungen  sind  keine  Rechte  und  Aussichten  keine 
Forderungen.  3    Wohl  mag  die  Rücksicht  auf  die  Pietät 

'  Die  frühere  Theorie  darüber  litt  hauptsächlich  an  der  Vermengung 
der  politischen  Principien  der  Folge  mit  privatrechtlichen  Grundsätzen  de* 
Erbrechts.  Richtig  schon  Baidu»  Consil.  I.  cons.  27.  Lib.  II.  Cons.  159: 
„Imperator  mori  non  polest,  sed  ipsa  dignitas,  officium  imperatorja  est 
immortale;  qnae  faciunt  itaque  reges,  nomine  non  sno  sed  regni  i.  e.  genüs 
suae,  illa  obligant  gentem  et  principem  ejus  successorem,  nisi  laedereut 
facta  ipsum  regnum,  quia  regni  tutela  est  commissa,  non  dilapidatio." 
Vgl.  Zachariä,  D.  St.  $.  76. 

a  Schreiben  de«  Kaisers  Franz  II.  an  die  Kurfürsten  von  1796: 
„Man  überläszt  hierbei  einem  jeden,  die  weitaussehenden  Folgen  zu  be- 
rechnen, welche  noth wendig  in  ganz  Deutschland  entstehen  würden,  wenn 
je  die  Meinung  herrschend  werden  sollte,  dasz  der  Nachfolger  in  der  Re- 
gierung an  die  Handlangen  seiner  Vorfahren,  die  sie  in  Ihrer  Eigenschaft  als 
regierende  Fürsten  vorgenommen  haben,  der  Regel  nach  nicht  gebunden  sei." 

•  So  läszt  sich  der  frühere  Streit  der  Publicisten  leicht  lösen.  Vgl. 
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gegen  die  Wünsche  des  Vorgängers  und  auf  das  moralische 
Uebel  einer  von  dem  Statsoberhaupte  verschuldeten  Täu- 
schung eines  andern  den  Nachfolger  bestimmen,  auch  die 
so  angeregte  Erwartung  zu  erfüllen  und  ihn  davon  abhalten, 
seinen  eigenen  Wünschen  den  Vorzug  zu  geben.  Aber  das 
ist  nicht  ein  Gebot  des  Statsrechts,  sondern  eine  Maxime 
weiser  Politik. 

c)  Leidet  die  Verfügung  des  Vorgängers  aber  an  einer 
formellen  Nichtigkeit,  z.  B.  weil  die  für  Amtshandlun- 
gen nöthige  Contrasiguatur  der  Minister  fehlt,  oder  weil  das 
Statshaupt  nach  der  Verfassung  zu  solcherlei  Handlungen 
überall  nicht  befugt  war,  4  so  ist  der  Nachfolger  in  keiner 
Weise  zur  Anerkennung  derselben  verpflichtet.  In  diesem 
Falle  ist  schon  bei  Lebzeiten  des  Vorfahren  kein  wirkliches, 
sondern  nur  ein  Scheinrecht  vorhanden,  welches  durch  die 
Macht  der  Person  des  Regenten,  nicht  durch  das  Amt  des- 
selben geschützt  wird. 

Dagegen  können  wir  von  dem  unbefangenen  Stand- 
punkte des  allgemeinen  Statsrechts  nicht  zugeben,  dasz 
auch  materiell  ungerechte  Handlungen  des  Vorfahren, 
oder  solche,  welche  die  Interessen  der  Statswohlfahrt  ver- 
letzen, somit  schädlich  sind,  ohne  weiteres  von  dem 
Nachfolger  als  unverbindlich  angesehen  werden  dürfen.  Tra- 
gen dieselben  einmal  den  äuszern  Stempel  des  Rechts  an 
sich,  und  sind  sie  insofern  als  formelles  Recht  zu  achten, 
so  kann  der  Tod  des  Regenten  ihnen  diesen  Charakter  nicht 

r.  Kainplz,  Erörterungen  der  Verbindlichkeit  des  weltlichen  Reichsfür 
sten  aus  den  Handlungen  seineb  Vorfahren,  1800.   Ganz  passend  ist  die 
Bestimmung  dt  r  Bayerischen  Verfassung  III.  §.  5:  „Anwartschaften  auf 
künftige  der  Krone  heimfallende  Güter,  Renten  und  Rechte,  können  eben- 
sowenig als  auf  Aemter  und  Würden  ertheilt  werden.** 

*  In  der  Altenburg  er  Verfassung  §.  14  ist  der  Satz  ausgesprochen : 
„Die  Regentenhandlungen  des  Vorfabrers  sind  von  dem  Landesu  ach  folger 
anzuerkennen  und  zu  vertreten. •sofern  sie  ohne  üeberschreitung  der  ver- 
fassungsmaazigeu  und  hausgesetzlichen  Befugnisz  unternommen  worden.*» 
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nehmen,  denn  jener  Mangel  wird  dadurch  nicht  gröszer  als 
er  zuvor  war. 

d)  Immerhin  liegt  ober  ein  wichtiges  Correetiv  in  dem 
Gedanken,  dasz  aus  dem  obigen  Princip  keineswegs  die 
Unabänderlichkeit  der  Rechtsverhältnisse  folgt,  welche 
der  Vorgänger  begründet  hat.  Der  Uebergang  der  Regie- 
rung von  einem  Individuum  auf  das  andere  unterbricht  und 
stört  die  bestehende  Rechtskraft  nicht.  Aber  zu  einer  Aen- 
derung  ist  der  Nachfolger  gerade  so  befugt,  wie  der  Vor- 
gänger selbst,  denn  der  Stat  und  seine  fortschreitende 
Entwicklung  kennen  keine  sich  ewig  gleich  bleibenden 
Rechtsverhältnisse.  Die  Aenderung  musz  aber  theils  in 
rechtmässiger  Form  5  vollzogen  werden,  theils  müssen 
dabei  wohlerworbene  Rechte8  geschont  und  geachtet 
werden. 

e)  Blosze  Privtschulden  gehen  keineswegs  auf  den 
Regierungsnachfolger  als  solchen  über,  sondern  nur  auf  den 
Privaterben  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts.  Das 
gilt  auch  dann,  wenn  dieselben  zwar  mit  Bezug  auf  das 
Stammgut  der  Krone,  aber  nicht  in  der  Eigenschaft  des 
Landesherrn  von  diesem  contrahirt  worden  sind.  Nur  wenn 
jenes  durch  die  Verwendung  bereichert  worden  ist,  so  be- 
wirkt, wie  bei  Fideicommisz-  oder  Lehengüteni,  die  Billig- 
keit, welche  nicht  zugesteht,  dasz  die  Bereicherung  auf 
Unkosten  des  Privaten  stattfinde,  die  Verpflichtung,  die 
Schuld  bis  auf  den  Betrag  des  vorhandenen  Mehrwertes 
des  Stammguts  zu  bezahlen. 

b  Wenn  somit  der  Vorfahr  z.  B.  auf  königliche  Rechte  verfassunga- 
mäszig  verzichtet  hat,  so  kann  der  Nachfolger  diese  auch  dann  nicht  ein* 
seitig  wiederherstellen,  wenn  solche  für  die  Stats Wohlfahrt  ersprieszlich 
sind,  sondern  es  bedarf  dazu  in  der  Repräsentativverfassung  der  Mitwir- 
kung der  Kammern.    Vgl.  auch  Zöpfl,  D.  ßt.  §.  226. 

*  Vgl.  oben  Buch  V.  Cap.  16  S.  494  f. 
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Zehntes  Capitel. 

IV.  Begründung  der  Regentschaft. 

1.  Die  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  hindert 
in  der  Erbmonarchie  den  Anfall  der  Regierungsrechte  nicht, 
aber  nur  der  Volljährige  kann  dieselben  selbständig 
ausüben.  Die  Minderjährigkeit  macht  daher  eine  Stellver- 
tretung, d.  h.  die  Regentschaft  nöthig. 

Die  Uebel,  welche  mit  jeder  Regentschaft  für  den  Sta( 
verbunden  sind,  haben  schon  frühzeitig  bewirkt,  dasz  die 
Gränzen  der  Minderjährigkeit,    ungeachtet  die  Regierung 
nicht  zu  den  leicht  und  bald  zu  erwerbenden  Künsten  ge- 
hört, enger  gezogen  worden  sind,  als  in  dem  Privatrecht. 
Die  Gefahr,  welche  aus  der  noch  unentwickelten  Jugend  des 
Regenten  für  den  Stat  erwächst,  erschien  geringer  als  die 
einer  fortdauernden,  mit  dem  monarchischen  Princip  schwer 
zu  versöhnenden  Regentschaft    Die  goldene  Bulle  hat  so 
für  die  deutschen  Kurfürsten  das  Alter  von  18  Jahren  1  als 
das  Alter  der  statsrechtlichen  Volljährigkeit  der  Fürsten  fest- 
gesetzt, während  in  dem  deutschen  Privatrechte  dieselbe 
erst  mit  21,  oder  nach  römischem  Rechte  mit  25  Jahren 
erlangt  wird.    Auch  in  den  neueren  8taten  darf  das  Alter 
von  18  Jahren  als  Regel  angesehen  werden.   In  den  deut- 
schen Staten  ist  dieselbe  nun  mit  seltenen  Ausnahmen  an- 
erkannt, 2  ebenso  in  England,  den  Niederlanden,  in 
Belgien  u.  s.  f.    Nach  der  schwedischen  Verfassung 
von  1809,  Art.  93,  darf  der  König  von  da  an  nur  dem 
Statsrathe,  dem  höchsten  Tribunal,  den  Hofgerichten  und 

1  VII.  $.  4:  „Quam  (Jegitimam  aet ateno)  in  principe  electore  decem  et 
octo  annoa  corapletoe  cenaeri  volumua  et  atatuimua  perpetuo  haberi.  Quam 
dum  attigerit,  ju«  vocem  et  potestatem  et  omnia  ab  ipais  dependentia  tutor 
ipae  sibi  totaliter  cum  oflcio  teneatur  protinua  aaaigiiare.* 

3  ZacbarU,  D.  ßt  $.  79. 
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Collegieii  beiwohnen ,  aber  noch  nicht  an  Beschlüssen  Theil 
nehmen.  Die  Vormundschaft  hört  erat  auf,  wenn  er  auch 
das  Alter  der  privatrechtlichen  Volljährigkeit  erreicht  hat. 
Im  Gegensatze  dazu  hat  die  spanische  Verfassung  von  1837, 
Art.  56,  die  Minderjährigkeit  sogar  auf  das  Alter  von  14  Jahren 
beschränkt 8 

2.  Das  mittelalterliche  Statsrecht  hatte  die  Neigung,  die 
Stellvertretung  des  minderjährigen  Thronfolgers  ans  dem 
Gesichtspunkte  der  persönlichen  Vormundschaft  zu 
behandeln.  Dem  modernen  Statsrecht  aber  ward  die  Auf- 
gabe, schärfer  zu  trennen,  und  die  privatrechtliche  Vor- 
mundschaft, welche  durch  die  Sorge  für  das  Individuum 
bestimmt  wird,  von  der  statsrechtlichen  Regentschaft, 
welche  in  dem  Bedürfnis»  des  Stats  nach  einer  Regierung 
ihren  Grund  hat,  vollständig  zu  unterscheiden.  4  Es  ist  daher 
zul&szig,  dasz  andere  Personen  Vormünder  des  minderjähri- 
gen Fürsten ,  und  andere  Reichsverweser  für  denselben  sind ; 
jenen  kommt  die  Verwaltung  seines  Privatvermögens,  diesen 
die  Ausübung  der  Regierung  zu. 

Es  ist  demnach  nicht  zu  billigen,  wenn  auch  gegen- 
wärtig noch  behauptet  wird,  die  Regeln  des  Privatrechtes 
über  die  Bestellung  der  Vormundschaft  (z.  B.  durch  Testa- 
ment, oder  Gesetz,  oder  obrigkeitliche  Anordnung)  kommen 
da  jederzeit  zur  Anwendung,  wo  nicht  das  positive  Stats- 
recht etwas  Anderes  bestimmt  habe.  Die  Ueber tragung  der 
privatrechtlichen  Normen  auf  das  öffentliche  Gebiet  versteht 

'  Die  Verfassung  von  1812,  S-  185,  forderte  noch  ein  Alter  von  18 
Jahren.  In  Frankreich  begründete  seit  Karl  V  (1874)  schon  der  Antritt 
des  Uten  Jahres  die  Volljährigkeit  des  Königs.  8chäffner,  franzöe. 
Rechtsgesch.  II.  ß.  307. 

*  Erklärung  Hannovers  in  der  Bundesversammlung  von  1829:  „Die 
vormiiiidschaftliche  Regierung  über  einen  souveränen  Stat  läszt  sich 
nicht  mit  der  vormundschaftlichen  Verwaltung  des  Vermögens  eines 
Privatmanns  auf  eine  Linie  stelleu.4*  Es  ist  daher  auch  gernthen,  den 
Ausdruck  Vormundschaft  für  jeiu*  zu  vermeiden. 
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* 

sich  nirgends  mehr  von  selbst  Vielmehr  musz  umgekehrt 
gesagt  werden:  Die  Regentschaft  kann  nur  durch  einen 
statsrechtl ichen  Act  begründet  werden,  wenn  nicht  aus- 
nahmsweise das  positive  Statsrecht  noch  auf  die  privatrecht- 
lichen Formen  der  Begründung  verweist. 

Die  neueren  Grundgesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung 
oft  genauere  Bestimmungen.  Nach  den  einen  wird  die  Re- 
gentschaft ein  für  allemal  nach  bestimmter  Ordnung  nor- 
mirt.  5  Nach  den  andern  wird  im  einzelnen  Falle  eine 
Regentschaft  ernannt.  Dein  Statsrechte  der  constitutionellen 
Erbmonarchie  entspricht  es  dann  am  genauesten,  wenn  die 
Ernennung  weder  dem  Monarchen  für  sich  allein,  noch  den 
Kammern  für  sich«  überlassen,  sondern  durch  ein  Gesetz 
des  gesetzgebenden  Körpers  vollzogen  wird.  7  Ist  bei  Leb- 
zeiten des  regierenden  Monarchen  dieses  Gesetz  nicht  er- 
lassen, so  ist,  wie  das  in  den  Niederlanden  vorgeschrie- 
ben ist,  den  nächsten  Anverwandten  des  minderjährigen 
Nachfolgers  mindestens  ein  berathendes  Votum  zu  gestatten. 

3.  Die  Minderjährigkeit  ist  aber  nicht  der  einzige  Grund, 

*  Nach  der  bayer.  Verf.  II.  §.  10  „kann  der  Monarch  unter  den 
volljährigen  Prinzen  des  Hauses  den  Reichsverweser  für  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  seines  Nachfolgers  wählen.  Hat  er  das  nicht  gethan,  so 
gebührt  die  Reichsverwesung  dem  volljährigen  Agnaten,  welcher  nach  der 
Erbfolgeordnung  der  nächste  ist.4*  Nnch  der  spanischen  Verfassung 
von  1837,  Art.  57,  kommt  die  Regentschaft  dem  Vater  oder  der  Mutter, 
oder  dem  Nächstberechtigten  zur  Thronfolge  zu.  Die  portugiesische 
von  1826,  §.  92,  bezeichnet  den  nächsten  Verwandten  des  Königs  zum 
Regenten,  uud  fordert  für  jenen  ausdrücklich  die  Volljährigkeit  von  1Z> 
Jahren.  In  Preuszen  §.  56  u.  57  gelangt  erst  der  nächste  fähige  Agnat 
zur  Regentschaft;  subsidiär  wählen  die  Kammern. 

c  Nach  der  belgischen  Verfassung,  §.  81,  setzen  die  vereinigten 
Kammern  die  Regentschaft  ein.  Aehulich  erneunen  in  Schweden,  Verf. 
von  1809  Art.  93.  die  Reichsstände  einen  oder  mehrere  „ Vormünder. 44 

7  8o  in  England  und  in  den  Niederlanden:  Verf.  §.  36.  Ebenso 
in  Frankreich.  Vgl.  die  Abhandlung  von  R.  v.  Mohl,  Statsrecht, 
Völkerr.  u.  Politik.  I.  S.  144  und  Pözl,  Art.  Regentschaft  im  D.  ßtatt- 
wörterbuch. 
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welcher  eine  Regentschaft  nöthig  macht.  Wenn  auch  nach 
dem  Regierungsantritt  eine  persönliche  Unfähigkeit  des  Mon- 
archen sich  zeigt,  die  Regierung  auszuüben,  und  dieselbe 
nicht  so  umfassend  und  dauernd  ist,  um  den  Uebergang  der 
Thronfolge  selbst  zu  rechtfertigen,  so  bedarf  es  wieder  der 
Regentschaft.    Dahin  gehören : 

a)  körperliche  Gebrechen,  z.  B.  Taubheit,  Blind- 
heit, Stummheit  und  schwere  Krankheit; 

b)  Wahnsinn  und  ähnliche  Geistes- oder  Gern ü ths- 
krankheit,  z.  B.  Blödsinn,  ein  hoher  Grad  von  Trübsinn; 

c)  lange  Abwesenheit  oder  Gefangenschaft; 

d)  grobe  Verletzung  der  Regen  ten  pflicht,  z.B. 
Tyrannei,  gewaltsame  Miszachtung  der  Verfassung,  offenbare 
und  gemein  verderbliche  Miszregierung; 

e)  Pri va t verbrechen ,  welche  die  moralische  Ehre 
des  Regenten  verdunkeln; 

f)  Un  würdigkei  t  des  Benehmens  und  Lebens,  welche 
dem  Fürsten  die  öffentliche  Achtung  völlig  raubt,  und  ihn 
moralisch  zur  Fortführung  der  Regierung  untauglich  macht.  8 

Die  Anerkennung  besonders  der  drei  zuletzt  genannten 
moralischen  Gründe  für  Bestellung  einer  Regentschaft  hat 
freilich,  insofern  nicht  wie  in  den  zusammengesetzten  Stu- 
ten durch  die  höhere  Ordnung  der  Reichs-  oder  Bundesver- 
fassung für  Bewahrung  der  Rechtsordnung  in  den  Einzel- 
staten gesorgt  ist,  sowohl  principielle  als  factische  Schwie- 
rigkeiten; jenes,  weil  die  Körperschaft,  welche  darüber  zu 
erkennen  hat,  in  gewissem  Sinne  über  die  Person  des  Mon- 
archen zu  Gericht  sitzt,  freilich  nur  in  der  negativen  Weise, 
dass  sie  ihm  die  Regierung  des  Stats  nicht  länger  zugesteht; y 

•  Eine  Reihe  von  Beispielen  aus  deutschen  Staten  werden  bei  Klü- 
ber.  Deutsches  Bundesrecht,  §.  24  Note  b  angeführt.  Iu  dem  alten  deut- 
schen Reich  war  indessen  für  die  Beurtheilung  solcher  Fälle  besser  gesorgt, 
früher  durch  die  kaiserlichen  Reichs-  und  Hofger ic Ii te,  später  durch 
die  Prüfung  und  das  Erkenntnisz  der  Reichsversammlung. 

*  Bei  Berathung  des  badischeu  Entwurfs  des  Regen tsehaftsgesetze* 
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dieses ,  weil  gerade  ein  schlechter  Regent  seine  Macht  nicht 
leicht  ohne  Kampf  fahren  lassen,  sondern  eher  benutzen 
wird,  seine  politischen  Gegner,  die  sich  für  eine  Regent- 
schaft erklären  würden,  zu  verfolgen  und  zu  unterdrücken. 
Daher  bestreiten  manche  Publicisten  10  für  das  neuere  Stats- 
recht  die  Zulässigkeit  einer  Regentschaftsernennung  aus 
diesen  Gründen,  und  lassen  dieselbe  nur  in  den  drei  erst 
genannten  Fällen  zu,  die  immerhin,  weil  sie  sich  mehr  an 
die  thatsächliche  Erscheinung  halten,  als  eine  moralische 
Beurteilung  nöthig  machen,  leichter  festzustellen  sind.  Gibt 
es  aber  kein  legitimes  Wittel,  die  letzteren  Fälle  zu  berück- 
sichtigen und  für  Abhülfe  zu  sorgen,  so  wird  der  Stat  der 
noch  schlimmeren  Gefahr  einer  revolutionären  Lösung  der 
Frage  ausgesetzt.  Wir  werden  im  Verfolge,  wenn  von  der 
Unverantwortlichkeit  des  Monarchen  die  Rede  sein  wird, 
darauf  zurückkommen. 

4.  In  republikanischen  Staaten  ist  das  Bedürfnisz 
einer  Regentschaft  seltener,  indem  der  häufigste  Fall,  die 
Minderjährigkeit,  überall  nicht  eintritt,  üeberdem  ist,  wenn 
sich  später  eine  Verhinderung  des  Statschefs  ergibt,  regel- 
mäszig  durch  das  Amt  des  Vicepräsid en ten  für  die 
Fortsetzung  der  Regierung  gesorgt. 11  Dagegen  kann  ähnlich, 
wie  in  der  Wahlmonarchie,  hier  eher,  wenn  der  Präsident 
und  Vicepräsident  sterben  oder  ihre  Amtsdauer  ausgelaufen, 
und  der  Nachfolger  noch  nicht  gewählt  ist,  das  Bedürfnisz 
einer  Zwischenregierung  (Interregnum)  eintreten. 

wurde  der  Antrag  gestellt,  dasz  eine  aus  den  Kammern  gewählte  Jury 
einen  einstimmigen  Wahrspruch  bilde,  welcher  dem  Entscheid  der 
Kammern  zu  Qrunde  liege. 

10  Z.  B.  Zachariä,  D.  Statsrecht,  §.  80. 

"  Nordamerikanische  Verfassung  II.  1.    Story  III.  36,  $.205. 
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Eiiftes  Capitel. 

V.  Verlust  der  Herrschaft. 

1.  Entsagung,  Abdankung.  Sie  beruht  auf  dem 
freien  Willen  des  Regenten,  auf  die  Regierungsrechte  zu 
verzichten,  und  die  damit  verbundenen  Pflichten  von  sich 
abzuwälzen.  Ein  Amtszwang,  welcher  denselben  auch  wider 
Willen  festhielte.,  wäre  unnatürlich,  schon  um  der  groszen 
moralischen  Verantwortlichkeit  willen,  welcher  die  Kräfte 
eines  Individuums  nicht  gewachsen  sein  können,  und  ver- 
derblich für  den  Stat,  dem  mit  erzwungener  Regierungs- 
thätigkeit  nichts  geholfen  sein  kann. 1 

Die  Entsagung  kann  indessen  in  der  Erbmonarchie  eine 
unbedingte  sein,  in  dem  Sinne,  dasz  die  Thronfolge  eben 
so  eintritt  und  fortgeht,  wie  wenn  der  Monarch  gestorben 
wäre,  oder  eine  bedingte,  d.  h.  lediglich  zu  Gunsten  des 
bestimmten  Nachfolgers  wirkende,  so  dasz,  nach  dem  Ab- 
sterben des  letztern,  der  abdankende  Fürst  neuerdings  zur 
Thronfolge  berufen  wird. 

5.  Der  ausdrücklichen  Entsagung  steht  die  stillschwei- 
gende gleich,  welche  aus  den  Verhältnissen  geschlossen 
werden  kann,  obschon  die  Herstellung  dieses  Ereignisses 
leicht  dem  Zweifel  und  Streit  ausgesetzt  ist.  Sie  darf  ge- 
folgert werden,  wenn  der  Monarch  dauernd  das  Land  ver- 
lasst,  das  er  zu  regieren  hat,  oder  sich  dauernd  allen  Re- 
gierungspflichten und  Geschäften  entzieht.  Dieses  Argument 
wurde  in  der  englischen  Revolution  von  1688  auch  von 
der  entschieden  dynastisch  gesinnten  Partei  in  dem  Eng- 
lischen Parlamente  anerkannt.  Ebenso  kann  die  Veräusze- 
rung  des  Statsgebietes  von  Seite  des  Monarchen  interpretirt 

1  Eine  Ausnahme  kommt  daher  auch  nur  in  kleinen  Republiken,  die 
einer  Gemeindeverwaltung  ähnlich  sind,  vor,  wie  in  einzelnen  Bergkan- 
tonen  der  Schweix. 
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werden,  ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  dieselbe  gültig 
.sei  oder  nicht. 

3.  Der  Eintritt  einer  absoluten  Unfähigkeit,  Re- 
gent  zu  sein,  nach  den  Bestimmungen  der  8tat8verfassuug, 
z.  ß.  nach  der  englischen  der  Uebertritt  desselben  in  die 
katholische  Kirche.  Manche  neuere  Verfassungen  begnügen 
sich,  auch  in  solchen  Fallen,  wie  in  denen  relativer  Unfä- 
higkeit, die  Bestellung  einer  Reichsverwesung  anzuordnen. 

4.  Die  Entsetzung,  in  der  Republik  auch  gegen- 
wärtig noch  anerkannt,  nach  dem  8tatsrechte  des  Mittel- 
alters auch  in  Monarchien  häufig  geübt,  wird  von  dem  S tats- 
rechte der  modernen  Monarchie  gewöhnlich  nicht  mehr 
gestattet. 

5.  Die  Entthronung,  sei  es  a)  durch  das  Macht- 
gebot eines  Eroberers  oder  eines  Ubermächtigen  fremden 
States,  oder  b)  in  Folge  einer  innern  Revolution,  welche 
den  Monarchen  oder  die  Monarchie  stürzt,  oder  c)  durcli 
Usurpation  eines  Individuums,  welches  sich  der  Stats- 
4jewalt  bemächtigt.  Die  Geschichte  kennt  eine  grosze  Zahl 
von  Beispielen  der  Art  aus  alter  und  neuer  Zeit. 

Zunächst  ergibt  sich  in  allen  diesen  Fällen  nur  eine 
factische  Zerstörung  der  bisherigen  Herrschaft,  nicht  eine 
rechtliche  Erledigung  des  Thrones.  Verzichtet  der  Mon- 
arch nicht  auf  sein  Recht,  so  wird  der  Zwiespalt  zwischen 
seinem  Rechte  und  den  factischen  Verhältnissen  sichtbar, 
und  dem  Könige  de  jure  steht  ein  König  oder  eine  Regie- 
gung  de  facto  feindlich  entgegen:  eine  Spaltung  des  idealen 
Rechts  und  der  realen  Macht,  welche  jederzeit  für  den  Stut, 
dessen  Existenz  die  Vereinigung  beider  erfordert,  ein  schweres 
Leiden  und  auf  die  Dauer  unerträglich  ist. 

Der  illegitime  Herrscher  wird,  so  weit  seine  wirk- 
liche Mucht  reicht,  von  den  Unlerthanen  Gehorsam  fordern; 

*  Näher  wird  davon  Cup.  J3  gehandelt. 


\ 


Digitized  by  Google 


Eilftes  Capitel.    V.  Verlust  der  Herrschaft.  61 


und  da  die  Wohlfahrt  und  die  Rechtsordnung  in  dem  State 
ohne  eine  factische  Regierung  nicht  bestehen  können,  so 
wird  er  denselben  auch  finden.  Der  einzelne  Unterthan  kann 
den  Kampf  mit  der  überwiegenden  8tatsgewalt  nicht  auf- 
nehmen und  bestellen,  und  die  übrigen  Organe  des  8tats, 
die  Polizei,  das  Heer,  die  Gerichte  werden  jede  Auflehnung 
der  Individuen  oder  einzelner  Classen  der  Bevölkerung  un- 
terdrücken und  bestrafen.  Der  legitime  Herrscher  aber 
hat  die  Macht  nicht,  die  ihm  treuen  Bürger  zu  schützen, 
und  kann  daher  auch  nicht  fordern,  dasz  sie  für  seine 
Rechtsansprüche,  die  er  selber  nicht  aufrecht  zu  halten 
vermag ,  sich  hinopfern. 3  Aber  eben  so  wenig  kann  ihm 
zugemuthet  werden,  auf  dieselbe  für  die  Zukunft  zu  ver- 
zichten; und  ihn  dazu  zu  nöthigen,  in  Ähnlicher  Weise  wie 
die  Unterthanen,  dazu  fehlt  der  Tactischen  Regierung  hin- 
wieder die  Macht. 

Hier  begegnen  wir  dem  groszen  Einflusz,  welchen  auf 
dem  Gebiete  des  Statsrechts  der  Besitz  auf  die  Rechtsbil- 
dung  äuszert.  Man  darf  zwar  nicht  so  weit  gehen,  schon 
dem  Besitz  an  und  für  sich  die  Bedeutung  des  Rechts  zu- 
zugestehen, das  hiesze  Zerstörung  des  Rechtsbegriffs,  dem 
die  reale  Unterlage  zwar  nothwendig,  aber  die  sittliche 
Eigenschaft  nicht  minder  unentbehrlich  ist.  Auch  im  Ver- 
hältnisz  zu  den  Unterthanen  kann  der  Usurpator  nicht  sofort 
wie  er  die  Macht  ergriffen  hat,  als  legitimer  Herrscher 
angesehen  werden.  Erst  wenn  die  Repräsentation  des  Volkes 
und  die  übrigen  Organe  des  States,  insbesondere  die  Gerichte, 
denselben  als  Regenten  anerkannt  haben,  dann  ist  für 
die  einzelnen  Stats burger  die  Unterordnung  unter  den 

3  Unter  Hein  rieb  VII.  wurde  im  Jahr  1494  eine  englische  Paria- 
men tsacte  erlassen ,  durch  welche  ausdrücklich  untersagt  wurde,  jemanden 
gerichtlich  wogen  Verraths  oder  eines  andern  Vergehens  zu  verfolgen  und 
zu  bestrafen,  weil  er  einem  Könige  de  facto  seine  Dienstpflicht  geleistet 
habe.  Sie  findet  sich  in  dem  Book  o(  Rights  von  Kdga  r  Tay  lor  8.136. 
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factischen  Herrscher  auch  zur  Rechtspflicht  geworden,  und 
kann  jener  in  diesem  Verhältnisz  das  Recht  eines  legitimen 
Regenten  ansprechen. 

Der  entthronte  Herrscher  al>er  verliert  sein  Recht  durch 
Verjährung,  sobald  er  durch  die  Verhältnisse  genöthigt 
wird,  den  Kampf  um  die  Herstellung  der  Herrschaft  aufzu- 
geben, d.  h.  wenn  einerseits  im  eigenen  Lande  jeder  facti- 
sche  Widerstand  aufgehört  hat  und  auch  die  Aussicht  den- 
selben zu  erneuern  verschwunden  ist,  und  anderseits  die 
Möglichkeit,  von  auszen  her  durch  völkerrechtliche  Einwir- 
kung oder  Krieg  die  Wiedereinsetzung  zu  vollziehen,  zer- 
stört ist  Ersteres  ist  geschehen,  wenn  die  ganze  Nation 
sich  dem  neuen  Herrscher  unterworfen  hat  Letzteres  wenn 
die  auswärtigen  Mächte  diesen  ihrerseits  anerkannt  haben, 
und  jenen  somit  verhindern,  sein  Recht  von  ihrem  Gebiet 
aus  mit  Kriegsgewalt  zu  erneuern.  4 

6.  Die  Reichsverwesung,  Regentschaft  erlischt, 
wenn  der  Grund,  um  dessen  willen  sie  bestellt  wurde,  auf- 
hört, somit  wenn  der  minderjährige  Monarch  stirbt,  und  der 
Thronfolger  zur  Regierung  befähigt  ist,  oder  wenn  jener 
volljährig  wird.  Ist  es  zweifelhaft,  ob  der  Grund  aufgehört 
habe,  so  wird  darüber  in  der  nämlichen  Form  entschieden 
werden  müssen,  welche  verfassungsmäszig  zur  Bestellung 
der  Regentschaft  erfordert  wird. 4 

«  Vgl.  oben  Einleitung  Cap.  9  S.  21  f.  und  Zöpfl,  Statsrecht  II. 
$.  206.  Er  legt  mit  Recht  auf  die  Anerkennung  der  Großmächte  einen 
Werth;  aber  wenn  einmal  ein  neuer  Herrscher  von  denselben  anerkannt 
worden  und  eo  auch  völkerrechtlich  legitimirt  ist,  ao  läszt  eich  da«  nun 
wirkliche  Recht  nicht  wieder  durch  spätere  Weigerung  fernerer  Auer-  , 
kennung  illegitim  machen,  wie  Zöpfl  mit  Hinweisung  auf  den  Fall  Na- 
poleon des  Ersten  behauptet.  Diese  spätere  Weigerung  kann  die  Bedeu- 
tung einer  völkerrechtlichen  Entthronung  haben,  und  ist  dann 
neue  Rechtsbildung  nicht  Rückbildung  in  frühere  Zustände.  Man  kann 
die  Geschichte  nicht  nachträglich  ungeschehen  machen.  Gerade  die  Na- 
poleon i sehe  Geschichte  macht  das  klar. 

»  Zachariä,  Deutsches  Bundesrecht  §.  83. 
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Zwölftes  Capitel. 

VI.  Rechte  des  8tataoberhauptes. 
A.  llajestätarechte 

1.  Der  Monarch  als  Souverän  ist  zugleich  gewissermaszen 
die  Persoriification  der  Hoheit  und  Würde  des  State. 
Demgemasz  hat  er  das  Recht  der  Majestät,  welches  auch 
da  gilt,  wo  der  Titel  „ Majestät"  dem  Fürsten  fehlt. 

Der  Titel  Majestät  gebührt  nach  der  neuern  statlichen 
Courtoisie  nur  den  Kaisern  und  den  Königen,  nicht  aber 
andern  Fürsten,  auch  wenn  dieselben  souveräne  Landesher- 
ren sind.  Zuerst  hat  die  römische  Statssprache  das  Kaiser- 
thum damit  beehrt 1  Von  da  ging  der  Sprachgebrauch  auf 
die  fränkische  Monarchie  1  über,  und  durch  deren  Ver- 
mittlung auch  auf  die  deutschen  Kaiser. 8  Im  spätem 
Mittelalter  gaben  auch  die  Könige  dem  Kaiser  diesen  Titel, 
erhielten  denselben  aber  nicht  von  der  kaiserlichen  Kanzlei 
zurück. 4   Erst  seit  dem  westphälischen  Frieden  wurde  es 

1  Die  Kaiser  wurden  zuweilen  so  angeredet,  brauchten  aber  auch  von 
sieh  selber  den  Ausdruck  „nostra  majestas."  Vgl.  c.  17  C.  de  omni  agro 
deserto:  „sub  canonis  solutione,  quem  noärat  majcttatis  auctoritas  per 
anno«  singulos  solvendum  esse  praescripsit." 

3  Karl  der  Grosze  bediente  sich  des  Titels  schon,  bevor  er  die  Kaiser- 
krone auf  sein  Haupt  gesetzt  hatte,  und  noch  früher  sprach  Theodorich 
derQrosze  als  König  von  Italien  von  seiner  „regia  majestas."  Vgl.  Pfef- 
fingen Vitriarim  Illustr.  I.  IV.  9. 

3  Es  ist  daher  ein  Irrthnm,  wenn  Droysen  (Befreiungskriege  I. 
S.  23)  meint,  Karl  V.  habe  sich  zuerst  Majestät  heiszen  lassen.  Dieser 
Kaiser  hielt  zwar  strenge  auf  der  Etikette,  und  so  mochte  auch  dieser 
Titel  unter  ihm  zu  regelmäßigerem  Gebrauche  kommen.  Aber  fortwäh- 
rend hatten  auch  die  frühem  Kaiser  den  Titel  der  Majestät  erhalten  und 
von  sich  gebraucht.  Eine  Reihe  von  Beispielen  sind  gesammelt  bei  Pf  ef- 
finger a.  a.  0.,  z.  B.  Friedrich  II.  im  Jahr  1213:  „praesens  Privilegium 
majtstatii  ruutrat  aurea  bulla  jussimus  communiri." 

*  Noch  bei  den  Regensbnrger  Verhandlungen  erhob  die  kaiserliche 
Kanzlei  Einsprache  dagegen,  dnsz  dem  Könige  von  Frankreich  der  Titel 
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üblich,  auch  von  Reichs  wegen  die  Könige  als  Majestäten 
zu  beehren,  und  auch  die  Kurfürsten  fingen  nun  an,  die 
nämliche  Auszeichnung  zu  begehren.  5 

Der  Titel  kann  auch  für  sich  allein,  ohne  die  eigent- 
lichen Majestätsrechte,  vorkommen.  In  diesem  Sinne  gebührt 
derselbe  regelmäszig  der  Gemahlin  des  Königs,  und  kann 
auch  von  dem  Könige,  welcher  auf  die  Herrschaft  verzichtet, 
somit  aufgehört  hat,  Souverän  zu  sein,  als  Zeichen  der 
höchsten  Ehre  beibehalten  werden. 

Unabhängig  von  dem  Titel  ist  das  Recht  der  Maje- 
stät. Eine  Verletzung  der  höchsten  statlichen  Ehre  des 
Monarchen  wird  daher  als  ein  eigenthümliches  Verbrechen, 
als  „  Majestätsbeleidigung *  (crimen  laesae  majestatis)  behan- 
delt, und  mit  schwererer  Strafe  belegt,  als  wenn  irgend  die 
Ehre  eines  andern  Individuums  verletzt  wird.* 

Bas  republikanische  Statsrecht  der  neuern  Zeit  hat 
für  seine  Regierungshäupter  sowohl  das  Recht  der  Majestät 

Majestät  von  dem  Reiche  beigelegt  werde:  „Hielten  sie  davor,  dasz  dag 
Wort  „Dignitas"  oder  „Königliche  Würde"  zu  behalten;  als  weiln  es  also 
im  Römischen  Reich  herkommen  und  solches  prädicat:  Dignitns  gebraucht 
würde,  wenn  auch  nur  ein  Fürst  des  Reichs  allein  an  einen  König  schriebe, 
'und  würde  derowegen  hierdurch  eine  Einführung  und  sonderlichen  denen 
rmwesenden  Fürsten  ein  Präjudiz  gemachet ,  so  man  niemals  vorhero  hätte 
thun,  ja  such  keines  Königes  Gesandten  gestatten  wollen,  seinem  König 
das  Prädicat  Majestät  zu  geben,  weiln  sonsten  niemand  anders  als  dem 
Römischen  Kayser  und  dem  Regi  Romanorum  solch  Prädicatum  Majestatis 
gegeben  würde.14    Indessen  liesz  sich  damals  schon  die  Mehrheit  in  dem 
Fürsten  rat  he  bestimmen,  den  Königen  von  Frankreich  und  von 
Spanien  diesen  Titei  zuzugestehen,  die  Kurfürsten  aber  bezogen  sich 
auf  den  Entscheid  des  Kaisers. 

5  Als  der  Kurfürst  von  Brandenburg  1688  in  der  Vollmacht  seiner 
Gesandten  die  Formel:  „mit  unserem  Churftirstlichen  Majestät  Insiegel44 
brauchte,  machte  das  Kurmainzische  Directorium  erst  Einwendungen,  liesz 
sich  dann  aber  bestimmen,  dieselbe  anzuerkennen.  Vgl.  Pfeffinger 
a.  a.  O. 

'  Die  Gesetze  und  die  Jurisprudenz  der  Römer  haben  diesen  Begriff 
in  ausgedehntem  Umfang  und  mit  grosser  Härte  in  das  Strafrecht  ein- 
geführt. 
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aufgegeben ,  als  den  Titel  nie  in  Anspruch  genommen.  Das 
altrömische  dagegen  dehnte  jenes,  wenn  auch  nicht  diesen, 
auf  die  M«gistrate  aus. 7 

%  Dem  Monarchen  wird  Un  verletsl  ichkeit  zuge- 
schrieben, und  seine  Person  als  geheiligt  erklärt  Auch 
fliese  Vorstellung  ist  auerst  in  dem  römischen  Rechte  näher 
bestimmt  worden.  Um  die  Volkstribunen  sicher  zu  stellen, 
wurden  dieselben  für  sacrosancti  erklärt,  d.  h.  wer  dieselben 
verletzte,  dessen  Leib  und  Gut  war  den  Göttern  verfallen.8 
Mit  der  tribunicischen  Gewalt  ging  diese  Eigenschaft  auf  die 
römischen  Kaiser  über,  und  als  das  Christenthum  eingeführt 
ward,  bekam  der  Begriff  der  Heiligung  eine  kirchliche 
Färbung.  . 

In  den  katholischen  Ländern  sind  die  beiden  Vorstel- 
lungen noch  lebendig;  in  protestantischen  dagegen  wird  in  * 
neuerer  Zeit  die  statliche  Un verletzlichkeit  wohl  fest- 
gehalten, nicht  aber  auch  die  kirchliche  Heiligung. 9 
\  3.  Dem  Monarchen  kommen  die  Reich  sin  sign  ien 
zu,  als  sichtbare  Symbole  seiner  Würde  und  Macht.  Dahin 
gehören:    die  Krone,  als  Sinnbild  der  Majestät, w  das 

T  fsr  Cornelia  de  majeslate:  „Praetor  qui  ex  hac  lege  quaeret,  de  eo 
«maerito,  qui  intercessionem  sustulerit,  aut  mngistratui,  quo  minus  mu« 
nere  buo  fungatar,  impedimento  foeril.44 

•  Vgl.  Liviuilll.  55:  „Ipsis  tribunis,  ut  »acrosantti  viderentur  (cujus 
rei  prope  jam  memoria  aboleverat),  relatis  quibusdam  ex  magno  intervallo 
ceremoniia,  renovarunt:  et  quum  religione  inviotalo»  eos,  tum  lege  etiam 
fecerunt,  ranciendo:  üt  qui  tribunis  plebis,  aedilibus,  judieibu«,  decem 
viris  noeuisset,  ejus  eajmt  Jovi  nacrum  esset:  familia  ad  aedem  Cereris, 
Liberi,  Liberaeque  venum  iret.44 

»  Bayerische  Verf.  von  1818  II.  §.  1:  „Seine  Person  ist  heilig  und 
unverletzlich."  Spanische  Verf.  von  1837  §.  44:  „Die  Person  des  Kö- 
nigs ist  beilig  und  unverletzbar,  und  hat  keine  Verantwortlichkeit. w 
Oesterreichische  vou  1849  $.  14:  „Der  Kaiser  ist  geheiligt,  unverletz- 
lich und  unverantwortlich.4*  Dagegen  Niederländische  von  1848  §.  53: 
„Der  Konig  ist  unverletzlich.44  Preus zische  von  1850  §.  43:  „Die  Person 
des  Königs  ist  unverletzlich.4* 

Der  deutsch -römische  Kaiser  vereinigte  drei  Kronen,  die  deutsche 
Bl  uiit  sc  hl  i.  allgemeines  Statsrecht.  II.  5 
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Schwert,  als  Zeichen  der  Gewalt,  die  das  Recht  schützt 
und  das  Unrecht  straft,  11  der  Ring  der  königlichen  Würde 
und  der  Glaubenstreue,  11  der  Scepter,  als  Symbol  der 
Gerechtigkeit,  der  Weisheit  und  der  Gnade. ,3  Ueberdeui 
haben  die  einzelnen  Reiche  auch  ihre  besondern  Insig- 
nien.  So  wurde  dem  deutschen  Kaiser  ein  goldener  Reichs- 
apfel bei  der  Krönung  gereicht,  zum  Zeichen  der  Herrschaft 
über  die  Erde,  und  der  zweiköpfige  Adler  könnte  als 
Symbol  der  inneren  Gegensätze  gedeutet  werden,  welche  in 
dem  deutschen  Reiche  zu  Einem  Körper  verbunden  waren, 
so  waren  die  Lilien  das  Symbol  der  französischen  Könige, 
die  Löwen  das  der  englischen.  Zuweilen  wählten  die  ver- 
schiedenen Könige  auch  verschiedene  Insignien. 

4.  Der  Glanz  des  Königthums  wird  ferner  durch  den 

(von  Aachen),  die  lougobardische  und  die  römische.  Das  Kreuz  auf  der 
Krone  deutete  auf  die  Eigenschaft  desselben  als  Schirmherr  und  Glied  der 
«•hristliehen  Kirche.    Vgl.  Pfeffingers  Vitriarius  I.  8  §.  2  f. 

"  Die  Formel  bei  der  Krönung  des  deutschten  Kaisers:  „Accipe  gla- 
dium.  Esto  meinnr,  de  quo  Psalmista  prophetavit ,  diceus:  Accingere  gla 
dio  tuo  -super  femur  tuum,  Potentissime  etc.:  ut  in  hex:  vim  aequitatis 
exerceas,  per  eundeiu  mnlem  iuiquitatis  potentissime  destrnas,  sanetam 
l)ei  ecclesiam  ejusque  tideles  propugnes  atque  protegas,  neque  minus  sul» 
fidefalsos  quam  Christiani  Hominis  hostes  exteras  atque  dtspergas,  viduas 
atque  pupillos  clementer  adjuves  atque  defendas.  desolota  restaurata  con- 
serves,  ulciscaris  injusta,  conserves  beue  dispositn:  quateuus  hoc  agendu 
virtutum  triuiuphator  gloriosus ,  juslitiae  cultor  egregius,  cum  mundi 
salvaU)ie.  cujus  typum  geris,  in  nomine  ejus  sine  fine  regnare  merearis. 
qui  cum  patre  et  spiritu  saneto  vivit  et  regnat  Dens,  in  seculn  seculorum, 
amen." 

"  Krönungsformel  des  deutschen  Kaisers:  „Accipe  regiae  dignitatis 
nnnulum  et  per  hnnc  Catholicae  fidei  coguosce  signaculum  et  hodie  ordi- 
naris  caput  et  prineeps  regni  et  populi  ita  perseverabis  autor  et  stabi|itor 
Christianitatis  et  Christianae  fidei  fieri  ut  felix  in  upere  cum  rege  regum 
glorieris  per  aevum:  Cui  est  honor  et  gloria,  per  infinit*,  secula  seculo- 
rum, amen. u 

11  Die  Formel:  „accipe  virgam  virlutis  aU]ue  veritatis,  qua  intelligis 
mnlcere  pios  et  terrere  reprobos,  errantibns  viam  pandere,  lapsisqne  ma- 
num  porrigere,  disperdasque  superbos  et  releves  hnmileQ  —  diligas  justi- 
tiam  et  odio  habeas  iniqnilatem.4* 
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Hofstat,  und  die  Ehrerbietung,  die  dem  Statsobcrhaupte 
zukommt,  durch  ein  ausgebildetes  Cereinoniel  dargestellt. 
Auf  die  Ordnung  des  erstem  hat  die  fränkische  Einrichtung 
der  vier  Hofämter,  welche  während  des  Mittelalters  an  allen 
Höfen  der  Fürsten  nachgebildet  wurde,  groszen  Einflusz  ge- 
übt Das  letztere  ist  theilweise  noch  durch  Formen  und  Vor- 
stellungen bestimmt,  welche  dem  byzantinischen  Kaiser- 
reich entlehnt  sind.  Da  aber  in  diesem  das  Princip  der 
absoluten  Monarchie  herrschte  und  in  manchen  Beziehungen 
mich  theokratische  Anschauungen  einwirkten,  wie  sie  dem 
Orient  eigen  waren,  so  wird  zuweilen  hier  ein  Widerspruch 
fühlbar  mit  der  menschlichfreieren  Natur  des  modernen  States. 

5.  Die  Würde  der  Monarchie  bedingt  und  erheischt  auch 
den  Glanz  und  Reichthum  des  äuszern  Lebens.  Bescher 
dener  und  anspruchsloser  ist  der  Charakter  des  republika- 
nischen Regiments,  aber  auch  in  der  Republik  ist  es  weder 
würdig  noch  nützlich,  wenn  die  obersten  Magistrate  von 
Nahningssorgen  gedrückt  und  ein  kärgliches  Leben  zu  fuh- 
ren genothigt  sind ,  so  dasz  dieselben  von  reichen  und  selbst 
von  wohlhabenden  Privatpersonen  verdunkelt  und  überragt 
werden.  Wo  vollends,  wie  in  der  Monarchie  die  äuszere 
Ehre  der  Nation  in  einem  Individuum  und  seiner  Familie 
dauernd  concentrirt  und  in  das  hellste  Licht  gestellt  wird,  da 
ist  Reichthum  des  Monarchen  ein  notwendiges  Erfordernisz. 

Dieser  Reichthum  soll  so  grosz  sein,  dasz  der  Monarch 
nicht  nur  den  für  seine  statliche  Mission  •  notwendigen  Auf- 
wand betreiben  kann,  sondern  auch  im  Stande  ist,  in  weitem 
Umfange  freie  Wohlthütigkeit  zu  üben  und  die  Blüthen  der 
Wissenschaft,  der  Kunst  und  der  Gewerbe  in  seinem  Lande 
durch  Unterstützung  und  Anerkennung  des  Talentes  zu  schön- 
ster Entfaltung  zu  (Ordern.  „Ein  Fürst  gleicht,"  wie  Friedrich 
der  Grosze  N  sagt,  „gewissermaszen  dem  Himmel,  welcher 

p  i 

'*  A  ntiinncli  in  vol. 
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täglich  seinen  Than  und  seinen  Regen  ausgieszt  und  immer 
einen  unerschöpflichen  Schatz  hat  die  Erde  zu  befruchten.* 
Auch  der  Luxus  der  Fürsten,  wenn  das  rechte  Masz  gehalten 
wird  und.  nicht  in  Ausschweifung  und  Geschmacklosigkeit 
ausartet,  oder  unedel  wird,  ist  als  eine  Wohlthat  für  das 
Land  zu  betrachten,  nicht  als  ein  Uebel.  Der  Reichthum 
des  Königs  ist,  wie  kein  anderer  Privatreichthum,  wie  er 
selber,  voraus  den  öffentlichen  Interessen  geweiht. 
8ein  Haushalt  unterscheidet  sich  dadurch  im  Princip  von  der 
Oekonomie  eines  Privaten.  15 

In  dem  lömischfn  Reiche  wurde  des  Aerar  der  Republik 
mich  und  nach  von  der  Begehrlichkeit  des  kaiserlichen  'F  i  s- 
cus  verschlungen  und  das  Statsvermögen  wie  alles  Stats- 
recht  dem  Kaiser  allein  zugeschrieben.  In  den  mittelalter- 
lichen Staten  des  romanischen  und  germanischen  Europa's 
besaszen  die  Fürsten  weite  Domänen  und  hatten  feste  Rechte 
auf  öffentliche  Einkünfte,  zugleich  aber  die  Pflicht,  die 
regelmäszigen  Kosten  der  Regierung  und  Rechtspflege  aus 
ihrem  Vermögen  zu  bestreiten.  In  der  neuern  Zeit  kamen 
sorgfältigere  Unterscheidungen  auf : 

a)  das  eigentliche  Statsvermögen,  nicht  mehr  dem 
Monarchen  allein,  sondern  dem  ganzen  State  zugehörig, 
nimmt  alle  öffentlichen  Einkünfte  in  sich  auf  und  ist 
bestimmt,  ebenso  alle  Ausgaben  und  Verwendungen  des 
States  zu  tragen; 

b)  das  für  den   königlichen  Haushalt  insbesondere 

'»  Friedrich  der  Grosze,  so  sparsam  er  war,  erkannte  doch  sehr 
wohl  des  Bedürfnis*  des  königlichen  Luxus  für  einen  groszen  Stat.  Er 
erinnert  dabei  (im  Antimachiavel)  an  Phidias,  dessen  Statue  der  Athene 
dem  Volke  nicht  geOel,  als  sie  noch  zu  ebener  Erde  neben  einer  andern 
Stalue  derselben  gestellt  war,  dann  aber  alJgemeine  Bewunderung  und 
den  entschiedenen  Vorzug  erwarb,  *ls  sie  auf  ihren  hohen  Standpunkt 
erhoben  worden  war,  und  bemerkt  ebenso  wahr  als  schön,  dasz  es  auch 
für  den  Stat  eine  „Optik  der  groszen  Verhältnisse-  gebe,  die  beachtet 
werden  müsse. 
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bestimmte  Vermögen,  die  sogenannte  Civil  liste,  deren 
laufende  Einnahmen  der  freien  Verwendun»;  dos  Mon- 
archen anheimfallen; 
c)  das  reine  Pri vatvermögen  des  Fürsten. 

Das  Institut  der  Civilliste  wurde  zuerst  in  England  ein- 
geführt,  anfangs  durch  einzelne  Parlamentsacte,  später  als 
bleibende  Einrichtung,  16  früher  noch  theilweise  mit  andern 
herkömmlichen  öffentlichen  Einnahmen  und  Belastungen  der 
Krone  vermischt,  in  neuerer  Zeit  vollständig  davon  ausge- 
schieden. In  unserm  Jahrhundert  wurde  denn  diese  Sonde- 
rung in  den  meisten  Staten  mit  constitutionell-monareluscher 
Verfassung  vollzogen.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dasz  zwar 
durch  dieselbe  das  königliche  Einkommen  abhängiger  von 
der  Zustimmung  der  Volksvertretung  geworden  ist  als  zuvor, 
so  lange  noch  Statsvermögen  und  Krongut  mehr  vermischt 
waren;  aber  auf  der  andern  Seite  haben  in  Folge  dieser 
Umwandlung  auch  die  Monarchen  gewonnen  durch  gröszere 
Sicherheit  der  regelmäßigen  Zahlungen,  durch  Befreiung 
von  mancherlei  wechselnden  und  nicht  selten  auch  plötzlich 
steigenden  Lasten,  durch  klarere  Uebersichtlichkeit  und  Ord- 
nung des  Haushaltes,  und  das  Volk  durch  erhöhten  Einflusz 
auf  die  eigentliche  Statsökonomie,  Entfernung  der  Gefahren 
eines  verschwenderischen  Hofes  und  Erschwerung  des  Stim- 
menkanfs,  auszerdem  beide  durch  die  erleichterte  Möglich- 
keit, die  Grösze  der  Civilliste  den  veränderten  Bedürfnissen 
der  Zeit  anzupassen. 17 

Unvereinbar  ist  die  Civilliste  freilich  mit  dem  Patrimo- 
nialstat,  welcher  umgekehrt  den  Stat  selbst  wie  ein  Pri- 
vatgut der  fürstlichen  Dynastie  betrachtet,  aber  keineswegs 

•*  Zuerst  nach  der  glorreichen  Revolution  von  1689  bei  der  Thron- 
frlivbung  Wilhelms  III.  und  Maria.«».  Vgl.  über  die  Geschichte  der  engl. 
Civilliste  Th.  Erslc.  May,  Verf. -Gesch.  Englands  f,  Cap.  4. 

17  Sieyes  Werke  II,  203:  „Ein  Amtsgehalt  von  30  Millionen  ist  der 
Freiheit  sehr  zuwider  und  nach  meiner  Meinung  sehr  antimonarchisch. u 
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mit  einem  energischen  un<l  vollmächtigen  Königthtim,  wie 
der  moderne  Stat  es  kennt.  Das  Haupt  empfangt  seine 
Nehrung  auch  von  den  Organen  des  Leibes;  weszhalb  sollte 
es  daher  für  das  Statshaupt ,  welches  durch  seine  Herrschaft 
dem  ganzen  Körper  dient,  anstöszig  sein,  seine  Ausstattung 
und  seinen  Unterhalt  von  diesem  zu  bekommen? 

Die  Civilliste  besteht  gewöhnlich  aus  einer  fixen  jähr- 
lichen Rente  und  auszerdem  in  dem  Genüsse  der  Paläste, 
Schlösser,  Sammlungen,  Kleinodien  u.  s.  f.,  welche  für  die 
Familie  und  den  Hof  des  Königs  bestimmt  sind.  In  Eng- 
land 18  wird  die  Grösze  der  Rente  je  bei  dem  Regierungs- 
antritt des  Königs  für  dessen  Regierungsperiode  durch  ein 
Parlamentsgesetz  bestimmt:  ein  System,  welches  zur  Zeit 
der  Restauration  in  Frankreich19  angenommen  wurde  und 
in  die  Verfassungen  von  Belgien  §.43,  der  Niederlande 
$.  27  und  andere  übergegangen  ist.  In  den  deutscheu 
Staten  wird  dieselbe  entweder  durch  bleibende  Verfassungs- 
bestimmungen  oder  Gesetze  ein  Air  allemal  festgesetzt,  oder 
besteht  in  den  Einkünften  der  besondern  für  diesen  Zweck 
ausgeschiedenen  Krondomänen.  2,1  Die  spanische  Verfas- 
sung dagegen  $.  49  und  die  portugiesische  §.  27  stellen 
es  lediglich  dem  Ermessen  der  Cortes  allein  anheim,  die 
Civilliste  bei  dem  Regierungsantritte  des  Königs  zu  bestim- 
men und  in  Griechenland  §.  357  kann  je  nach  10  Jahren 
dieselbe  gesetzlich  neu  geordnet  werden.    In  Norwegen 

'*  Blnckstone  Corom.  I.  8.  9. 

"»  Verfassung  von  1815  §.  23  und  von  1830  §.  19. 

J0  Bayerisches  Verfaasungsgesetz  von  1834.  Preuszisches  Gesetz 
von  1820  Verf.  $.  59.  Die  frülierhin  geltende  Vorstellung  eines  privat- 
rechtlichen  Karo merg utes  ist  für  die  neuere  Stataentwicklung  völlig 
unhaltbar  geworden.  Beachtung  aber  verdient  bei  der  AusmitteJung  der 
Civilliste,  daaz  die  deutschen  Fürsten  reiche  Kammergüter  au  den  Stat 
ubergeben  und  schon  deszlialb  einen  gerechten  Anspruch  auf  eine  ehren- 
volle Dotation  haben.  Vgl.  Zachariä,  deutsches  Statarecht  $.  210. 
Oesterreiehische  Verf.  §.  36. 
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(Verf.  §.  75)  darf  der  8torthing  sogar  jährlich  die  Civilliste 
festsetzen. 21  Der  Würde  der  Krone  ist  es  jedenfalls  nicht 
zuträglich,  wenn  die  Ausstattung  derselben  zum  Gegenstand 
öfterer  Verhandlungen  der  Kammer  und  so  zur  Zielscheibe 
der  Parteileidenschaft,  des  Neides  und  des  Unverstandes  ge-  * 
macht  wird. 

Wo  die  Civilliste  gehörig  ausgeschieden  ist  von  dem 
übrigen  Statsvermögen ,  da  wird  durch  einen  Ueberschusz 
der  jährlichen  Einnahmen  des  Statsvermögensi  über  die  Aus- 
gaben dieses,  nicht  aber  jene  bereichert.  Der  Vorschusz 
dagegen  der  Einkünfte  der  Civilliste  über  die  Ausgaben 
derselben  vermehrt  das  Privatvermögen  des  Monarchen, 
wenn  nicht  besondere  Gründe  im  Wege  stehen. 

Die  Apanagen  der  Prinzen  und  ihrer  Familien  werden 
besser  getrennt  von  der  Civilliste  als  in  dieselbe  eingeschlos- 
sen. Die  Stellung  des  Monarchen  ist  einzig  im  Staate  und 
darf  daher  auch  nicht  abhängig  gemacht  werden  von  der 
Zahl  und  den  Bedürfnissen  der  Prinzen,  und  es  haben  diese 
zunächst  blosz  einen  Anspruch  auf  stumlesmäszigen  Unter- 
halt, nach  Maszgabe  des  Stammvermögens  der  Krone,  weicher 
mehr  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts  als  des  Slats- 
rechts  zu  normiren  ist,  während  das  Recht  des  Monarchen 
selbst  vorherrschend  von  statsrechtlicher  Natur  ist.  Die  Ehre 
der  Dynastie  und  die  Würde  des  States  sind  freilich  auch 
in  diesem  Verhältnisse  zu  berücksichtigen,  aber  sie  haben 
hier  doch  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung.  Das  System 
der  Apanagen  ist  in  Europa  aufgekommen,  seitdem  der 
st a ^rechtliche  Gesichtspunkt  der  Einheit  der  Landesregie- 
rung die  Unteilbarkeit  des  Statsgebietes  und  zugleich  mit 
diesem  den  Aufall  des  Domänen-  und  des  Krongutes  an  den 
einen  Nachfolger  in  dem  Fürstenthum  zur  Folge  hatte.  Die 

31  Dahlmann.  Polit.  I.  S.  95  heiszt  das  nicht  mit  Unrecht  „einen 
«chimpf liehen  Zustand  des  ersten  Hauswesens  im  Reiche,  den  kein  Pri- 
>ntn:ann  ertrugen  würde." 
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früheren  mehr  privatrechtlichen  Erbansprüche  der  übrigen 
Anverwandten  des  Monarchen  wurden  daher  zurückgewiesen, 
und  diese  muszten  sich  für  den  Verlust  ihres  Erbrechtes  mit 
einer  Abfindung  begnügen,  wie  sie  den  ökonomischeu 
9  Kräften  des  Kammergutes  und  den  Lebensbedürfnissen  der 
Apanagirten  gemäsz  schien  und  ziemlich  frei  von  dem  re- 
gierenden Fürsten  selbst  bestimmt  wurde.72  In  dem  neueren 
8tatsrechte  werden  die  Apanagen  regelmaszig  durch  das 
Gesetz  bestimmt 
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1.  Die  Frage  der  Verantwortlichkeit  des  Statsober- 
hauptes  wurde  zu  verschiedenen  Zeiten  und  unter  verschie- 
denen Völkern  verschieden  beantwortet  Das  römische 
Statsrecht,  auch  während  der  Republik,  huldigte  dem  Princip 
der  Unverantwortlichkeit  der  obersten  Magistrate,  so 
weit  ihr  politischer  Amtskreis  reichte.  Die  ältern  germa- 
nischen Völker  im  Gegensatze  hielten  den  Grundsatz  der 
Verantwortlichkeit  selbst  ihrer  Könige  für  natürlicher. 
In  unserer  Zeit  bekennen  sich  die  monarchisch  regierten 
Staten  durchweg  —  mit  Ausnahme  der  Napoleonischen  Ver- 
fassung —  zu  dem  ersteren  Princip,  suchen  aber  factisch  die 

21  Goldene  Bulle  XXV.  $.  5.  „Qui  (der  Eretg-elxM-ene)  tarnen  apnd 
alio8  f rat  res  et  sorores  dementem  et  pium  exliibebit  coutinuo,  juxta  detam 
sibi  a  Deo  gratiam  et  juxta  suum  bene  placitum  et  ipsius  patrimonii  fa- 
cultates."  Oer  Ausdruck  apanagium  erklärt  sich  aus  dem  mittelalterlichen 
Wort  apanare,  d.  b.  panem  et  cibum  porrigere.  Verschieden  davon  war 
das  sog.  paragium  oder  besser  partagium  (Vgl.  Du  Cange  u.  d.  W.), 
welches  in  einer  Abfindung  in  Hobeiterechten  und  Liegenschaften  bestauri, 
eorait  auf  einer  unvollständigen  Durchführung  des  Principe  der  einheit- 
lichen Thronfolge  beruhte. 
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Unverantwortlichkeit  der  Könige  durch  die  Verantwortlichkeit 
ihrer  Minister  zu  beschranken,  ohne  die  sie  nicht  zu  handeln 
vermögen.  Die  Republiken  umgekehrt  stehen  zu  dem  letz- 
teren Grundsätze.  Betrachten  wir  die  leitenden  Gedanken 
und  ihre  Entwicklung  näher. 

2.  Die  Römer  liebten  eine  energische  Gewalt.  Vor  dem 
Miszbrauche  derselben  suchten  sie  sich  während  der  Republik 
theils  durch  kurze  Amtsdauer  und  öftere  Neuwahl,  theils 
durch  Theilung  der  Gewalt  unter  zwei  oder  mehrere  Inhaber 
derselben  zu  schützen:  aber  sie  fürchteten,  dasz  die  Kruft 
des  Amtes  gelähmt  und  seine  Hoheit  und  Würde  verletzt 
werden  könnte,  wenn  der  Träger  derselben  während  seiner 
Amtsperiode  verantwortlich  gemacht  würde,  und  es  schien 
ihnen  unnatürlich,  dasz  der  höchste  Magistrat  der  Jurisdiction 
eines  ihm  gleichen  oder  niedrigeren  Magistrates  unterworfen 
werde.  Es  wurde  daher  als  ein  Bruch  des  hergebrachten 
Rechtes  angesehen,  als  Tiberius  Grachus  zuerst  auf  Absetzung 
seines  Collegen  im  Tribunal  des  M.  Octavius  antrug  und 
dieselbe  durchsetzte,  1  und  noch  Cicero  verkündete  von  den 
Consuln  den  Satz :  Nemini  parento. 2  Selbst  wegen  ihrer 
Provincialregierung  konnten  die  Magistrate  erst,  nachdem 
ihre  Amisdauer  vollendet  war,  belangt  werden.  Die  Unver- 
antwortlichkeit des  römischen  Kaisers  aber  deckte  auch  seine 
Diener,  wenn  er  sie  nicht  selber  zur  Verantwortung  zog. 3 
Der  Kaiser  selbst  hatte  zwar  die  moralische  Verpflichtung, 
Recht  und  Gesetz  zu  achten:4  aber  wenn  er  ausnahmsweise 
über  ihre  Schränken  hinausging,  so  gab  es  kein  statsrecht- 
Hches  noch  gerichtliches  Mittel,   ihn  zur  Rechenschaft  zu 

»  Rubin os  Untersuch.  I.  8.  32. 

3  De  Legib.  III.  3.  # 

»  Oben  Buch  IV.  Cap.  17.  Note  9. 

♦  Tacitu*,  Annal.  III.  26:  „Praecipuus  Servins  Tntlliis  sanclor  iegiim 
fnit  quis  etiaro  reges  obteraperarent."  c.  4.  C.  de  Legib.  lmp.  Thcodotivt 
rt  Yairrttinianu* :  „Digna  vox  est  majestate  regnanti«,  legibus  alligatum 
se  priucipem  profiteri;  adeo  de  ancloritate  juris  nostra  pendet  aucloritaj«.44 
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ziehen;  und  insofern  konnte  man  sttgen,  der  Kaiser  sei 
nicht  durch  die  Gesetze  gebunden.  5 

3.  Eine  von  Grund  aus  verschiedene  Ansicht  ündet  sich 
dagegen  in  dem  germanischen  Mittelalter  häufig.  Die  In- 
teressen der  Regierungsmacht  und  Hoheit  schienen  den  ger- 
manischen Völkern  nicht  von  solcher  Bedeutung,  um  ihnen 
die  Rücksichten  der  Gerechtigkeit  aufzuopfern,6  und  obwohl 

s  llpianus,  L.  31.  D.  de  Legibus:  „Princeps  legibus  solutus  est: 
Angusta  autem  uon  est,  Priucipes  tarnen  endem  illi  privilegia  tribnuiit, 
qnae  ipsi  habeut."  M.  Antoniv*  phil.:  „Nemo  nisi  solus  Dens  judex  prin- 
cipis  esse  potest. 

*  Gregor  von  Tours  III.  30  von  den  Gothen:  „Sumsernut  Gothi 
haue  detestabilem  consuetudinem  (der  Bischof  ist  ein  Romane  und  in  den 
Begriffen  des  römischen  Rechts  erzogen),  ut  *i  quis  ei»  de  regibns  non 
plsciiiaset,  gladio  eum  adpelerent.  et  qui  libuisset  auimo,  nunc  sibi  stn- 
l ii ereilt  regem.41  Dem  schwedischen  König  Olof  Schooszköuig  erklärte* 
der  Lagmann  Thorgny  in  dem  öffentlichen  Dinge  zu  Upsala  in  Gegenwart 
des  norwegischen  Gesandten:  „Dieser  König,  der  jetzt  da  ist.  will  nicht, 
dasz  Einer  wage  zu  ihm  zu  reden,  als  was  ihm  selbst  wohlgefällig  zu 
hören  ist,  und  das  betreibt  er  mit  aller  Hitze.  Seine  Steuerlander  aber 
läszt  er  durch  Sorglosigkeit  sich  aus  den  Händen  gehen,  und  dennoch 
will  er  Norwegen  beherrschen,  was  kein  König  vor  ihm  begehrte,  daher 
Mancher  iu  .Unruhe  leben  musz.  Deszhalb  wolleu  wir  Bauern,  dasz  Du 
König  Olof  mit  Norwegens  Könige  Friede  schlieszest  und  ihm  deine  Tochter 
Ingegard  zur  Frau  gebest.  Willst  Du  die  Ostländer  wieder  gewinnen, 
die  Deine  Verwandten  und  Voreltern  gehabt  haben ,  so  folgen  wir  Dir 
Alle.  Willst  Du  aber  unser  Begehren  nicht  erfüllen,  so  werden  wir  Dich' 
überfallen  und  Dich  tödten  und  nicht  länger  Unfrieden  und  Unrecht  dul- 
den. Denn  so  haben  es  unsere  Voreltern  gemacht:  sie  stürzten  fünf  Kö- 
nige in  einen  Brunnen  bei  Mulathing,  die  so  von  Hochmuth  erfüllt  waren, 
wie  Du  gegen  uns.44  Vgl.  Wilda,  Strafrecht  der  Germanen  S.  31.  Weitere 
Nachweisungen  bei  O,  Maurer,  Beitr.  zur  Rech tsgesch ich te  des  Nordens 
I.  S.  13.  Leges  Lamecenses  in  Portugal  v.  J.  1153  Art.  22:  „Und  der 
Procurator  des  Königs  Lorenzo  Venega*  hat  gefragt:  Wollt  ihr,  dasz  der 
Herr  König  zu  den  Corte»  des  Königs  von  I*eon  geheu  und  ihm  oder  irgend 
einer  andern  Person  auszer  dem  Herrn  Papst,  welcher  ihn  zum  König 
erhoben  hat,  Tribut  zahlen  soll?  Und  alle  haben  sich  erhoben  uud  mit 
den  bloszen  Schwertern  gegen  den  Himmel  gerichtet  gesprochen  :  Wir  sind 
frei,  unser  König  ist  frei,  unsere  Hände  haben  uns  liefreit,  und  der  Herr 
König,  welcher  solche  Dinge  zugestanden  haben  sollte,  soll  sterben,  und 
wenn  er  noch  König  seyn  sollte,  nicht  mehr  über  uns  regiereu.  Und  der 
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auch  sie  in  der  Regel  nur  dem  höheren  Richter  verstatte- 
ten, über  die  ihm  untergeordneten  Personen  das  Gericht  zu 
hegen,  so  lieszen  sie  doch,  wenn  der  höhere  Richter  selber 
das  Recht  und  den  Frieden  brach,  ihn  vor  seinem  Stellver- 
treter zur  Verantwortung  ziehen. 

Es  war  eine  Idee  des  Mittelalters,  dasz  der  Kaiser7 

Herr  Konig  mit  der  Krone  auf  dem  Haupt  erhob  sich  abermals  nud  sprach 
auf  ähnliche  Weise  mit  entbloaztem  Schwerte  zu  Allen:  ihr  wiszt,  wie 
\iel  Schlachten  ich  für  eure  Freiheit  ausgekämpft  habe,  ihr  seyd  davon 
Zeugen,  mein  Arm  und  dieses  Schwert  sind  Zeugen,  wenn  Jemand  solche 
Dinge  zugestanden  haben  sollte,  so  soll  er  sterben,  und  wenn  es  mein 
Sohn  und  Enkel  wäre,  so  soll  er  nicht  regieren.  Und  alle  Stände  haben 
gesprochen:  ein  gutes  Wort,  sie  sollen  sterben,  und  wenn  der  König  ein 
solcher  gewesen  ist,  dasz  er  zu  einer  fremden  Oberherrschaft  seine  Ein« 
willigling  gibt,  so  soll  er  nicht  regieren.  Und  wiederum  sprach  der  König: 
*o  soll  es  geschehen.**  Schubert,  Verf.  II.  S.  133.  Noch  im  Jahr  1641 
erklärten  die  drei  Stände  von  Portugal  bei  der  Erhebung  des  Hauses  Hra- 
ganza  auf  den  Thron:  nEs  ist  auch  nach  dein  natürlichen  und  mensch- 
lichen Rechte,  selbst  wenn  die  Stände  der  Königreiche  alle  ihre  Autorität 
und  Gewalt  den  Konigen  Ubertragen  und  bewilligt  hätten,  um  sie  zu  re- 
gieren, dasz  diesz  nichtsdestoweniger  doch  nur  ti titer  der  stillschweigenden 
Bedingung  geschehen  sein  würde,  sie  mit  Gerechtigkeit  zu  leiten  und  zu 
beherrschen,  nicht  aber  mit  Gewaltthätigkeit.  Daraus  folgt,  dasz  wenn 
die  Unlerthanen  von  ihren  Souveränen  tyrannisch  bebandelt  worden  sind, 
es  auch  in  ihrer  Gewalt  steht,  ihnen  die  Krone  zu  nehmen.44  Schubert, 
Verf.  JJ.  8.  139.  Assisen  von  Jerusalem  B.  C.  '26:  Bien  sachies  pril 
n'ett  mir  srignor  de  faire  tort:  car  se  il  le  faiseit  dotic  ui  avereit  il  desous 
lui  nul  home  qni  droit  deust  faire  ne  dire,  puisque  le  sire  mayme  ce  fance 
por  faire  tort.u 

7  Carla  divisionis  imperii  a.  817  c.  10:  „Si  autem  —  evenerit,  ut 
aliquis  illoiura  propter  cupiditatem  rerum  terrenarum,  quae  est  radix  om- 
uium  malorum,  aut  divisor  aut  opressor  Ecclesiarum  ant  pauperum  ejtti- 
terit,  ant  tyrannidero,  in  qua  omnis  crudelitas  consistit,  exercuerit,  primo 
secnmlum  Domini  praeceptum  par  fideles  legatoa  semel  bis  et  ter  de  sua 
emendatione  coramoneatur;  nt  si  his  renisus  fuerit,  arcessitus  n  fratre  co- 
ram  altero  fratre  paterno  et  fraterno  amore  moneatur  et  castigetur.  Et  si 
hanc  salubrem  admonitiouem  penitus  spreverit,  communi  omnium  senten- 
lia  quid  de  illo  agendum  si  decernatur,  ut  quem  salubris  ammonitio  n 
nefandis  actibus  revocnre  nou  (»otuit,  imperialu  potentia  communisque 
omnium  sententia  coerceat."  Sachsenspiegel  III.  55  §.  1:  „Over  der 
\orsten  lif  nnde  ir  gesunt  ne  mnt  neniau  richtere  »in.  wati  de  Koni ng- 
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berufen  sei,  auch  über  die  Fürsten  Gericht  zu  halten,  eine 
Idee,  welche  indessen  nur  innerhalb  des  deutsch- römischen 
Reiches  practisch  wurde,  indem  die  übrigen  christlichen 
Könige  und  Fürsten  die  Weltherrschaft  des  Kaisers  nur  im 
Titel  und  Rang,  nicht  in  der  Wirklichkeit  anerkannten. 
Wurde  auch  später  die  Entsetzung  eines  Reichsfursten  dem 
freien  Urtheile  des  kaiserlichen  Gerichtes  nicht  mehr  über- 
lassen, sondern  von  der  Zustimmung  des  Reichstages  abhän- 
gig gemacht,  so  blieb  doch  die  Zuläszigkeit  derselben  bis 
zur  Auflösung  des  deutschen  Reiches  anerkannt.8 

Sogar  der  Kaiser,  ungeachtet  seine  höchste  Macht  von 
Gott  abgeleitet  wurde,  war  nicht  unverantwortlich.  In  ge- 
wöhnlichen Klagen,  die  ihm  nicht  an  die  Herrschaft  gehen, 
wird  er  vor  dem  Pfalzgrafen  vom  Rhein  belangt. 9  Die 

Reichsabschied  Friedrichs  II.  von  1235  c.  24:  Wenn  die  Klage  den 
Fürsten  an  ihren  Leib,  ihre  Ehre,  an  ihr  Recht,  an  ihr  Erbe  oder  ihr 
Leben  geht,  so  richtet  der  Kaiser  seibat.  Nach  dem  Schwaben  Spiegel 
c.  106  kann  er  indessen,  wenn  er  auszer  Landes  fahrt,  dem  Pfalzgrafen 
vom  Rhein  „den  gewalt  geben,  daz  er  an  siner  stat  richter  si  über  der  fürsten 
lip."  Die  Beispiele  sind  auch  nicht  selten  in  der  deutschen  Geschichte, 
dnsz  die  Reichsacht  Über  Fürsten  ausgesprochen  und  vollzog»  «  wurde. 

*  VVahlcapi  tulation  Karls  Tl.  v.  1711  Art.  XX.  „Wir  aollen  und 
wollen  auch  in  Acht  und  Oberachtsachen  darauf  halten,  dasz  niemand 
Churfürst,  Fürst  oder  Stand  —  ohne  rechtmäszig  und  genügsame  Ursach 
auch  ungehört  und  ohne  Vorwissen  Rath  und  Bewilligung  des  HeiL  Reichs 
Churfürsten,  Fürsten  und  8tände  in  die  Acht  oder  Oberacht  gethan  werde." 
—  „Wann  es  dann  (nach  der  gerichtlichen  Verhandlung  in  Reichshofralh 
oder  Kammeigerich I)  zum  Schlusz  der  Sachen  kommt,  so  sollen  die  er- 
gangeue  Acta  auf  öffentlichen  Reichstag  gebracht,  durch  gewisse  hierzu 
abaonderlich  vereidigte  8tand  aus  allen  drei  Reichscollegien  in  gleicher 
Anzahl  der  Religionen  examtnirt  und  überlegt,  deren  Gutachten  au  ge- 
sambte  Churfürsten,  Fürsten  und  Stände  referirt,  von  denen  der  endliche 
Schlusz  gefaszt  und  das  also  verglichene  Urtheil,  nachdeme  es  von  Uns 
und  unserem  Commissario  gleichfalls  approbirt,  in  Unserem  Nahmen  publi- 
cirl  werden.1* 

'  Sachsenspiegel  HI.  52  §.3:  „klaget  man  over  den  richtere,  he 
sul  an t werden  vor  dem  scultheiten,  wen  die  scnltbeite  is  richter  siner 
scult;  als  is  die  palenzgreve  over  den  keyser,  unde  die  burchgreve  over 
den  roaregreven."    Vgl.  I.  58. 
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Kurfürsten  aber  sind  berechtigt,  ihn  durch  ürtheil  selbst  des 
Reiches  zu  entsetzen. 10  Erst  in  den  letzten  Jahrhunderten, 
als  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts  mehr  in  Aufnahme 
gekommen  waren,  und  die  moderne  Ansicht  von  der  8ouve- 
rönetät  verbreitet  wurde,  bestritten  die  Juristen  ein  solches 
Entsetzungsrecht  der  Fürsten  gegenüber  dem  Reichsoberhaupt. 

4.  Für  das  neuere  Recht  ist  zu  unterscheiden  die  pri- 
vatrechtliche, die  strafrehtliche  und  die  politische 
Verantwortlichkeit  oder  Un Verantwortlichkeit  des  Monarchen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Privat  rechts  hat  sogar  dus 
römische  Recht,  welches  eine  absolute  Macht  des  Kaisers 
proclamirte,  dennoch  Air  Verantwortlichkeit  desselben  ge- 
sorgt. Der  Kaiser  in  Person  freilich  konnte  nicht  gericht- 
lich verklagt  werden,  auch  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als 
Privatschuldner,  aber  insofern  der  Kaiser  auch  Privatperson 
war  und  in  privatrechtlichen  Vermögensbeziehungen  stand, 
wurde  statt  seiner  sein  Vermögen  als  eine  juristische  Person, 
als  Fiscus  den  andern  Privatpersonen  gleich  behandelt.  In 
dieser  Form  konnten^  auch  die  Privatpersonen  den  Schutz 
der  Gerichte  ansprechen  und  zwar  sowohl  gegen  den  Fiscus 

10  Sachsenspiegel  III.  54  §.  4  „De  koning  sol  hebben  vrenkisch 
recht  svanne  he  gekoren  is:  von  svelker  bord  he  ok  si,  wanne  alse  de 
v ranke  sinen  lif  nicht  verwerken  ne  mach ,  he  ne  werde  in  der  hanthaften 
dat  gevangen,  oder  ime  ne  si  sin  vrenkisch  recht  verdelt,  also  ne  mach 
deine  koninge  neman  an  sin  lif  spreken,  ime  ne  si  dat  rike 
vore  mit  ordelen  verde  iL*  Schwabenspiegel  c.  105  (Wacker- 
nagel): „Dem  künige  roac  nieman  an  den  lip  gesprechen,  im  werde  daz 
riche  G  widerteilet  mit  der  Kirsten  urteile,  über  des  küniges  lip  unde 
über  sin  ere  mac  nieman  urteil  sprechen  wan  die  fürsten,  unde  krieget 
er  mit  iemande  vmbe  guot  oder  umbe  anders  iht  daz  des  riches  ist,  da 
snllen  über  sprechen  fürsten  unde  graven  unde  vrlen  unde  des  riches  dienst- 
man.M  Pfeffinger,  I.  9,  4.  führt  eine  Aeuszerung  des  Erzbischofs  Rut- 
hard von  Mainz  an,  als  es  sich  um  die  Entsetzung  Heinrichs  IV.  handelte: 
„Quousque  trepidarous,  o  socii?  Nonne  officii  nostri  est,  Regem  consecrare? 
Consecratum  investire?  quod  ergo  principnm  decreto  impendere  licet,  eorun- 
dem  autoritate  tollere  non  licet?  Quem  merilum  investivimus,  immeritum 
quare  non  divestiamus?"  Die  Entsetzung  König  Wenzels  ist  bekaunt. 
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als  State  vermögen  als  gegen  das  Privat  vermögen  des  Kaiser», 
welches  die  Rechte  und  die  Pflichten  des  Fiscus  hatte. 11 

Das  neuere  Statsrecht  hat  keinen  Grund,  die  privat- 
rechtliche  Klage  gegen  das  Statsoberhaupt  in  stärkerem 
Masze  zu  hemmen,  als  das  römische  Recht  es  gethan.  Nur 
daran  ist  festzuhalten,  dasz  es  unschicklich  und  der  Würde 
des  Monarchen  zuwider  wäre,  würde  derselbe  persönlich 
vor  dem  ihm  untergeordneten  Richter  als  Beklagter  belangt. 
In  dieser  Beziehung  ist  das  Recht  des  Mittelalters  durch  die 
Ausbildung  der  Souveränetät  antiquirt.  Dagegen  kann  die 
Civil  liste  des  Fürsten  oder  seine  Privatcasse  als  ju- 
ristische Person  um  so  unbedenklicher  belangt  werden, 
als  auch  gegen  die  Statscasse,  den  Fiscus  im  neueren 
Sinn ,  die  Privatklage  nicht  gehindert  ist.  n 

In  dieser  Beziehung  steht  das  englische  Recht  hinter  der 
deutschen  Rechtsentwicklnng  zurück,  indem  dasselbe  zwar 
auch  factifch  in  Privatstreitigkeiten  gegen  den  König  den 
Unterthanen  Schutz  gewährt,  aber  in  der  unpassenden  Form 
der  Gnade,  nicht  des  Rechts.  n 

L.  6.  §.  1  dejureßsci  Vlpianus:  „Quodcunque  privilegii  fisco  com. 
petit,  hoc  idem  et  Cawaris  ratio  et  Augustae  habere  solet."  Auf  der 
einen  Seite  genosz  der  Fiscus  freiJich  wichtige  Privilegien,  auf  der  andern 
aber  erklärt  Modtxtinm  L.  11  de  jure  fisci:  „Non  puto  delinquere  eum, 
rj  ni  in  dubiia  quaestionibus  contra  fiscum  facile  responderit." 

12  In  Rayern  wurde  das  richtige  Princip  schon  in  den  Landesfrei- 
heiten von  1507  anerkannt.  Rudhart,  Gesch.  der  Landstande  II.  S. 21. 
R.  Mohl,  8 tatarecht  von  Würtemberg  I.  8.  178.  Preuszisches  Land- 
recht II.  13  §.  17:  „Rechtaangclegouheiten ,  welche  die  Personen-  und 
Familienrechte  des  Landesherru  und  seines  Hauses  betreffen,  werden  nach 
den  Hausverfassungen  und  Vertragen  bestimmt.  §.  18.  Andere  Privat- 
handlungen und  Geschäfte  derselben  sind  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
zu  beu rt heilen.**  Oesterreichisches  Gesetzbuch  §.  20:  „Auch  solche 
Rechtsgeschäfte,  die  das  Oberhaupt  des  State  betreffen,  aber  auf  dessen 
Privateigenthum  oder  auf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten 
Erwerbungsarten  sich  beziehen,  sind  von  den  Gerichtsbehörden  nach  den 
Gesetzen  zu  beurtheilen." 

,a  Blackstone,  I.  7  §.  1 :  „Wenn  jemand  iu  Eigen thurossachen  ein 
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5.  In  dem  8tra frech te  verhält  es  sich  anders.  Dh 
hilft  der  Ausweg  nicht,  statt  des  Königs  den  Fiscus  oder  die 
Civilliste  zur  Rechenschaft  zu  ziehen:  denn  diese  können 
kein  Verbrechen  begehen,  und  der  Verfolgung  des  Stats- 
oberhauptes  wegen  eines  Verbrechens  selbst  steht  theils  der 
Umstand  im  Wege,  dasz  die  Gerichte  dem  König  unter- 
nicht  ubergeordnet  sind,  theils  die  Ehre  der  Krone  und  das 
Statsinteresse,  welche  den  Scandal  eines  Criminalprocesses 
gegen  den  Monarchen  und  die  damit  verbundene  Gefahr  für 
die.  öffentliche  Ruhe  nicht  ertragen.  Es  erscheint  als  ein 
geringeres  Uebel,  wenn  ein  einzelnes  Verbrechen  des  Sou- 
veräns ungeahndet  bleibt,  als  wenn  durch  das  Strafverfahren 
die  Rechtsordnung  und  der  Friede  des  gesammteu  States 
erschüttert  würde.  Das  neuere  monarchische  Statsrecht  hält 
du  her  hier  an  dem  Grundsatze  der  ün  Verantwortlich- 
keit fest.  H 

6.  Die  Unverantwortlichkeit  des  Monarchen  in 
Regierungsangelegenheiten  ist  ebenso  zu  einem  All- 
gemein anerkannten  Princip  des  heutigen  Statsrechts  erhoben 
worden,15  aber  immerhin  mit  anderer  Begründung  und  in 
anderer  Form  als  in  dem  alten  Römerreiche. 

Vorerst  ist  der  römische  Grundsatz,  dus  der  Monarch 
nicht  durch  die  Gesetze  gebunden  sei,  entschieden  aufgegeben, 
und  das  entgegengesetzte  Princip,  dasz  der  Monarch  die  Ver- 
fassung und  die  Gesetze  zu  achten  verpflichtet 

Rechtsbegehren  gegen  den  König  hat,  so  musz  er  bei  dem  Kanzleihof 
sein  Gesuch  anbringen,  wo  ihm  der  Kanzler  Recht  als  Gnade  gewährt, 
nicht  als  Zwangspflicht."  Blackstone  beruft  sich  auf  das  vermeintliche 
Naturrecht,  wie  es  Pnfendorf  darstellt,  wornach  der  ünterthan  den 
Souverän  uicht  anhalten  könne,  ihm  seine  Schuldigkeit  zu  thnu,  obwohl 
kein  weiser  Fürst  sich  weigern  werde,  eine  eingegangene  Vertragspflicht 
zu  erfüllen.  Der  innere  Widerspruch  dieses  Satzes  springt  in  die  Augen. 
u  Blackstone  Comm.  I.  7  §.  1. 

th  Siehe  die  oben  Cap.  12  Note  9  angeführten  Stellen,  in  denen  ge- 
wöhnlich der  Unverantwortlichkeit  des  Königs  noch  ausdrücklich  ge- 
dacht ist. 
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sei,  in  der  modernen  nicht  mehr  absoluten  Monarchie  all- 
gemein anerkannt.  In  dieser  Beziehung  hat  die  germanische 
Vorstellung,  dasz  das  Statsoberhaupt,  als  an  der  Spitze  der 
Rechtsordnung  stehend,  von  derselben  gehalten  werde  und 
dasz  seine  Macht  selber  auf  dem  Rechte  beruhe,  daher  auch 
das  Recht  wahren  müsse, 16  über  die  römische  der  absoluten 
Herrschergewalt  den  8ieg  erlangt.  Diese  Verpflichtung  wird 
von  dem  Monarchen  feierlich  anerkannt  und  gewöhnlich  in 
dem  Verfassungs-  und  Krönungseid  vor  Gott  und  den 
Menschen  öffentlich  beschworen.  n  Je  weniger  es  rechtliche 

18  Bincton  bei  Blackstone  a.  a.  0.:  „Rex  debet  esse  sab  lege,  quia 
lex  facit  regem,"  und  „Nihil  enim  aliud  polest  rex,  nisi  id  solum  quod 
de  jure  polest.-  Statut  12  und  13  Will.  III.  c.  %  Blackstone  I.  6. 
31  ax  imilian  I.  von  Bayern,  Ermahnungen  an  seinen  Sohn  bei  Ad  I  zre It- 
ter III.  8.  616:  „Nihil  Principi  libeat,  nisi  quod  licet.  Ipsius  est  perpetno 
habere  pro  oculis  nou  solum  quantnm  sit  commissuin  sed  etiam  quaUnui 
permi**um  siLM 

17  Auch  dieser  Eid,  dem  das  bloaze  fürstliche,  wenn  auch  weniger 
feierliche  Versprechen  dem  Wesen  nach  gleich  zu  achten  ist.  ging  aus 
dem  mittelalterlichen  Stutsleben  in  das  moderne  über.  Alter  Krönungseid 
Eduards  IV.  von  England:  „Ceo  est  le  serement  que  le  roy  jurre  a  sonn 
coronement:  que  il  gardera  et  maintenera  lez  droitz  et  lez  franchiaez  de 
seynt  esglise  —  et  quil  gardera  toutez  sez  terrez,  honoures  et  dignites 
droiturelx  et  frcnks  del  coron  du  roialme  d'Engleterre  en  tout  maner  den* 
tierte  sanz  null  maner  damennsement,  —  —  et  quil  grauntera  a  tenure 
lez  leyes  et  cuotumez  du  roialme  et  a  soun  poiar  lez  face  garder  et  affir- 
mer  que  lez  gentez  du  peoble  avont  faitez  et  estiez,  et  les  malveys  leys 
et  cii8tumes  de  tout  oustera."  Neuer  Eid  bei  Blacks  tone:  Wollt  ihr 
feierlich  versprechen  und  schwören,  das  Volk  dieses  Königreichs  England 
und  die  dazu  gehörigen  Herrschaften,  gemäsz  den  in  dem  Parlament  fest- 
gesetzten Statuten,  und  nach  den  Gesetzen  uud  üebungen  dieses  Reiches 
zu  regieren?  Ich  verspreche  es  feierlich,  so  zu  thun."  —  Die  spätere 
Eidesformel  für  die  deutschen  Kaiser  lautete:  Vis  sanctam  6dem  catholicam 
et  apostolicam  tenere  et  »peribus  justis  servare?  Vis  sanctis  eccleaüs  eccle- 
siarumque  ministris  fidelis  esse  tutor  et  defensor?  Vis  regnum  übi  a  Deo 
commissum ,  secundum  justitiam  praedecessorum  tuorum  regere  et  effica- 
citer  defendere?  Vis  jura  regni  et  imperii,  bona  ejusdem  inj  äste  dispersa 
recuperare  et  couservare  et  fideliter  in  usus  regnt  et  imperii  dispensare? 
Vis  pauperum  et  divitum,  viduarum  et  orphauorum  apertus  esse  judex  et 
pius  defensor?  Vis  sanctissimo  in  Christo  patri  ac  domino,  Romano  poutißci 
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Mittel  gibt,  den  König  zur  Beachtung  des  bestehenden 
Rechts  zu  nöthigen,  desto  nöthiger  und  heilsamer  erscheint 
diese  Einrichtung,  welche  in  seinem  Gewissen  das  Gefühl 
der  Pflicht  durch  ernste  Mahnung  belebt  und  stärkt. 

7.  Englische  Publicisten  haben,  um  die  Unverantwort- 
lichkeit  des  Königs  neben  der  Verpflichtung  desselben  auf 
Verfassung,  Gesetze  und  Uebungen  zu  begründen,  zu  der 
Fiction  ihre  Zuflucht  genommen :  „Der  König  kann  nicht 
Unrecht  thun."  In  ähnlicher  Weise,  wie  die  katholische 
Kirche  dem  Papste  Unfehlbarkeit  zuschreibt,  legt  die  eng- 
lische Statstheorie  dem  Könige  „Vollkommenheit*  bei.  Die 
Reinheit  des  königlichen  Amtes  und  die  Vollkommenheit 
der  monarchischen  Idee  wird  auf  den  leibhaften  König  Uber- 
getragen; und  das  Parlament  hat  oft  schon  Mitglieder,  welche 
die  Reden  oder  Handlungen  des  Königs  selbst  zu  tadeln 
wagten,  zur  Strafe  in  den  Thurm  geschickt18 

Dieser  ganzs  Gedanke  ist  indessen  weit  eher  ideok ra- 
tisch als  monarchisch.  Die  innere  Unwahrheit  desselben 
kann  durch  keine  Phrase  verdeckt  werden.  Das  Zeugnisz 
der  Geschichte  und  die  Erkenntnisz  der  menschlichen  Natur 

et  sanctae  eccleelae  debitam  fidein  reverenter  exbibere?"  Der  Kaiser  be- 
antwortet alle  Fragen  mit  Volo  und  schwört  am  Schlüsse:  „Omnia  pro* 
missa  in  quantum  divino  fultus  fuero  adjutorio  fideliter  adimplebo,  sie  me 
Deus  adjuvet  et  saneta  Dei  Evangelia."  Bayer.  Verf.  X.  $.  1:  „Bei  dem 
Regierungsantritt  schwört  der  König  —  folgenden  Eid:  „Ich  schwöre  nach 
der  Verfassung  und  den  Oesetzen  des  Reichs  zu  regieren,  so  wahr  mir 
Gott  helfe  und  sein  heiliges  Evangelium."  Niederländische  $.  53.  Bei- 
irische  $.  80.  Griechische  §.  36.  Oesterreichische  $.  13:  „Der 
Kaiser  beschwört  bei  der  Krönung  die  Verfassung."  Preuszische$.  54: 
„Der  König  leistet  in  Gegenwart  der  Kammern  das  eidliche  Gelöbnisz. 
die  Verfassung  des  Königreichs  fest  und  unverbrüchlich  zu  halten  und 
in  Uebereinetimmung  mit  derselben  und  den  Gesetzen  zu  regieren.* 

»•  Blacks  tone,  Comro.  I.  7  $.  1  und  2  geht  so  weit  zu  sagen:  „Der 
Konig  ist  nicht  blos  unfähig  unrecht  zu  thun,  sondern  sogar  unfähig  un- 
recht zu  denken."  Diese  Theorie  ist  übrigens  in  England  erst  jn  den 
letzten  Jahrhunderten  aufgekommen.  Der  alte  „mirror  of  Justices"  noch 
spricht  von  „Unrecht,  das  der  König  gethan." 

Bl  unt  «chl  i.  allgemeines  Stet  «recht.  II.  6 
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erklären  sich  allzu  laut  dagegen,  als  dasz  derselbe  irgend 
Glauben  finden  könnte.  Das  Statsrecht  darf  aber  dem  ge- 
sunden Menschenverstand  keine  Zumuthung  machen,  welche 
derselbe  für  absurd  hält,  und  nicht  über  solche  Nebelbilder 
dauernde  Institutionen  aufbauen.  Nur  wenn  der  König 
Oberall  nicht  handeln  darf,  kann  er  auch  nicht  Unrecht 
thun.  Wenn  er  selber  willenlos  und  zum  bloezen  idealen 
Symbole  wird,  dessen  sich  andere  bedienen,  um  in  seinem 
Namen  nach  ihrem  Willen  zu  thun ,  wenn  er  genöthigt  wird, 
die  Gefühle  seines  Herzens  und  die  Gedanken  seines  Geistes 
zu  verschlieszen ,  wenn  es  ihm  versagt  wird,  für  die  Wohl- 
fahrt seines  Volkes  zu  sorgen,  wenn  er  jeder  menschlichen 
Autorität  und  Willensbethätigung  entkleidet  wird,  nur  dann 
ist  er  auch  vor  Miszgriften  und  Fehltritten  gesichert.  Dann 
aber  ist  auch  die  individuelle  Macht  des  Königthums  ver- 
nichtet. So  wenig  ist  daher  jenes  Princip  monarchisch,  dasz 
gerade  die  consequente  Durchführung  desselben  das  Wesen 
der  monarchischen  Statsform,  die  „Indi vidualregieru ng* 
zerstören  müszte. 19  Die  Wahrheit  ist:  „Der  König  soll 
kein  Unrecht  thun:"  aber  eine  unwahre  und  sowohl  des 
Königs  als  des  Volkes  unwürdige  und  schädliche  Fiction  ist 
es  zu  behaupten:  „Der  König  kann  nicht  Unrecht  thun.a 
8.  Die  wahren  Gründe  der  Unverantwortlichkeit  des  Kö- 
nigs können  nicht  in  der  Unfehlbarkeit  desselben,  sondern 
nur  einmal  darin  gesucht  werden,  dasz  es  in  der  Ordnung 
des  modernen  States  kein  Gericht  gibt,  welches  über  dem 
Monarchen  steht,  und  fürs  zweite  darin,  dasz  die  Sicherheit 
und  die  Ruhe  des  States  durch  einen  Procesz  gegen  den 
König  gefährlicher  erschüttert  würde  als  durch  einzelne  un- 
rechtmäszige  und  politisch  schädliche  Handlungen  desselben. 
Gäbe  es  ein  hohes  völkerrechtliches  Gericht,  welches, 

'•«Stahl.  Des  monarchische  Princip  S.  9:  Die  „Erhabenheit,  die 
dem  König  hier  eingeräumt  wird,  ist  nur  die  Erhabenheit  des  Knopfes 
um  Kirchthurrae,  um  den  kein  Mensch  sich  kümmert" 
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über  dem  Einzelstate  stehend,  die  Principien  der  Gerechtig- 
keit auch  in  den  höchsten  Regionen  menschlicher  Macht  zu 
schützen  vermöchte,  ohne  den  Stat  in  die  Anarchie  und  die 
gewaltsamen  Parteikämpfe  zu  stürzen,  so  könnte,  wie  das 
in  dem  römisch  deutschen  Reiche  des  Mittelalters  vorbildlich 
geschehen  ist,  der  Grundsatz  der  ün Verantwortlichkeit  ohne 
Gefahr  und  Schaden  aufgegeben  werden;  und  es  wäre  das 
allerdings  ein  Fortschritt  in  der  menschlichen  Rechtsenf  Wick- 
lung, welcher  zugleich  die  individuelle  Macht  der  Monarchie 
stärken  würde;  denn  es  ist  in  der  Natur  jeder  Verantwort- 
lichkeit, zwar  den  Miszbrauch  der  persönlichen  Kräfte  zu 
bedrohen,  aber  zugleich  die  freie  und  selbständige  Entfal- 
tung derselben  anzuregen.  Der  unverantwortliche  König  von 
England  läszt  sich  regelmässig  durch  die  Mehrheit  der  Volks- 
ir im  Parlament  zu  der  Wahl  seiner  Minister  bestirn- 
Der  verantwortliche  Präsident  von  Nordamerika  wählt 
dieselben  nach  völlig  freiem  und  eigenem  Ermessen;  und 
selbst  in  Frankreich  hat  der  verantwortliche  Präsident  man- 
ches wagen  dürfen  und  gewagt,  wovor  der  unverantwortliche 
König  sich  gescheut  hätte.  » 

Die  Unverantwortlichkeit  des  Monarchen  ist  somit  nicht 
ein  ideales  Erfordern  isz  des  monarchischen  Princips  — 
vor  Gott  und  vor  der  Weltgeschichte  gibt  es  keine 
Unverantwortlichkeit'21  so  wenig  des  Königs  als  der 


>0  Sehr  bestimmt  hat  sich  auch  Louis  Napoleon  in  der  Proclamation 
vom  14.  Jan.  1852  gegen  das  Prineip  der  (Juverantwortlichkeit  des  S tat« - 
hanptes  erklärt:  „Ecrirc  en  töte  d'une  cliarte  quo  ce  chef  est  irresponsable, 
c'est  noentir  au  sentiment  publique,  c'est  vouloir  etablir  une  fiction  qui  s  est 
trots  fois  £vanouie  au  bruit  des  revolutions.**  Aber  das  entgegengesetzte  Prin- 
cip hat  doch  auch  in  Frankreich  noch  keine  organische  Gestalt  gewonnen. 

*'  Sogar  dem  Zerrbilde  der  historischen  Verantwortlichkeit,  der  oft 
kurzsichtigen  und  anmaszlichen  Censur  der  Tagesmeinung,  die  Shake- 
speare so  unübertrefflich  durch  Konig  Heinrich  V.  (Act  IV,  Sc.  1)  schil- 
dern läszt,  entgehen  die  Mächtigsten  der  Erde  nicht: 

„Nur  auf  den  König!  Legen  wir  dem  König 
Leib,  Seele.  .Schulden,  bange  Weiber.  Kinder 
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Völker  und  Skaten  —  sondern  nur  ein  geringeres  Uebe! 
als  eine  Verantwortlichkeit,  welche  bei  unseren  zur  Zeit 
noch  höchst  mangelhaften  völkerrechtlichen  Zuständen  nicht 
richtig  organisirt  und  practisch  geübt  werden  könnte.  Sie 
ist  überdem  keine  absolute,  denn  die  offenbare  Tyrannei 
berechtigt  zum  Widerstand  und  in  der  Revolution  Kegt  auch 
ein  Gericht  der  Volksgeschichte. 

9.  Dem  Grundsatz  der  Un Verantwortlichkeit  der  Könige 
hat  das  moderne  Statsrecht  ganz  im  Gegensatz  zu  dem  rö- 
mischen Statsrecht  den  der  Verantwortlichkeit  seiner 
Räthe  und  Minister  beschränkend  zur  Seite  gestellt. 

Wirkliche  Regierungshandlungen  kann  der  constitutum 
nelle  Regent  —  in  der  Regel  wenigstens  —  nur  mit  Hülfe 
eines  Ministers  ausüben.  Daher  wird  dieser  für  die  Verfas- 
sungs-  und  Gesetzmäszigkeit  des  Regierungsactes  verant- 
wortlich erklärt,  und  so  mittelbar  auch  der  König  verhindert 
Unrecht  zu  thun,  weil  es  ihm  schwer  fallen  wird,  einen 
Minister  zu  finden,  der  geneigt  ist,  die  Verantwortlichkeit 
solchen  Unrechtes  auf  seinen  eigenen  Schultern  zu  tragen. 
In  der  That  eine  merkwürdige  Erflndung  des  neuern  Rech- 
tes, welche  eben  in  der  Zeit  Beifall  fand,  als  das  ältere 
germanische  Princip  der  Verantwortlichkeit  der  Könige  vor 
dem  aufsteigenden  Glänze  der  Souveränetätsidee  erblich. 
Durch  dieselbe  wird  eine  wichtige,  obwohl  nicht  für  alle 
Fälle  ausreichende  Garantie  dafür  geleistet,  dasz  die  könig- 
liche Macht  nicht  schrankenlos  über  die  königliche  Pflicht 
wegschreite.  In  gewöhnlichen  Fällen  und  Zeiten  wird  schon 
der  Gedanke  an  diese  Verantwortlichkeit  der  Minister  auch 
den  Fürsten  und  die  Hofpartei  vor  widerrechtlichen  Zumu- 
thungen und  Versuchen  zurückhalten,  und  die  Minister  zur 

Und  Sünden  auf,  —  wir  müssen  alles  tragen. 
O  harter  Stand!  Der  Grösse  Zwillingsbruder, 
Dem  Odem  jedes  Narren  untertban, 
Desi  8inn  nichts  weiter  fühlt  als  eigne  Pein.- 


Digitized  by  Google 


Dreizehntes  Capitel.    B.  Majestatsrechtc.    I  n  Verantwortlichkeit  etc.  K.*> 


Vorsicht  nnd  zur  Schonung  der  bestehenden  Verhältnisse 
malmen.  Die  moralische  Kruft  dieses  Grundsatzes  hat  daher 
«•ine  weit  gröszere  Anwendung,  als  die  immerhin  seltenen 
und  schwierigen  Verantwortungsprocesse  vermuthen  lassen. 
Auf  der  andern  Seite  aber  darf  nicht  übersehen  werden,  theils 
dasz  diese  mittelbare  Beschränkung  des  Monarchen  nicht  in 
allen  Fällen,  namentlich  dann  nicht  hilft,  wenn  der  König 
dennoch  ohne  die  verantwortlichen  Minister  handelt  und  seine 
Handlungen  Anerkennung  finden,"4'2  theils  dasz  durch  die- 
selbe die  Mucht  und  der  Einflusz  der  Minister  auch  im  Ver- 
hältnisz  zum  Regenten  so  sehr  gehoben  wird,  dasz  leicht  — 
wie  das  in  einzelnen  Staten  geschehen  ist  —  der  Schwer- 
punkt der  Regierung  von  dem  Königthum  weg  und  auf  das 
Ministerium  Ubergeht. 23 

10.  In  den  modernen  Republiken  ist  der  Grundsatz, 
dasz  auch  die  Häupter  und  Mi tglieder  der  Regierung 
verantwortlich  seien,  allgemein  anerkannt. 

In  Civilsachen  können  dieselben  ohne  Bedenken  auch 
persönlich  von  den  gewohnten  Gerichten  belangt  werden, 
und  selbst  wegen  gemeiner  Verbrechen  sind  sie  dem  re- 
gelmäszigen  Proceszverfahren  unterworfen.  Insofern  sie  als 
Privatpersonen  Schuldner  geworden  sind  oder  ein  Vergehen 
verübt   haben,   werden   sie   gleich  andern  Privatpersonen 

3*  Sehr  interessant  sind  die  Verhandlungen  des  französischen  Convenis 
über  die  Verantwortlichkeit  oder  Unverantwortlichkeit  des  Königs,  nach 
den  Ereignissen  vom  10.  August  1793  und  nachdem  es  offenbar  geworden, 
da»z  der  König  zu  seiner  Rettung  mit  der  Revolution  feindlichen  Mächten 
sich  verbündet  habe.  Den  Entscheid  gab  freilich  die  rohe  Gewalt  der  er- 
regten Volksleidenschaft,  und  zugleich  mit  dem  König  wurde  das  besiegte 
koiiigthum  vernichtet.  Der  Churfürst  Maximilian  I.  von  Bayern  hat 
iu  seinen  Ermahnungen  sehr  gut  hervorgehoben,  wie  wenig  die  Verant- 
wortlichkeit der  Minister  und  Fürsten  wahrhalt  decke:  „Ex  ministrorum 
delictis  publicum  dedecus  et  culpae  nomen  ad  prineipem  redit,  qui  si  pro- 
hibere  poesit,  ne  delinquant.  delicta  quae  non  arcet  probare  immo  ali- 
(jiiaudo  jubere  creditur." 

n  Vgl.  oben  Buch  IV.  Cap.  21  S.  3.V7  und  unten  Buch  VIT.  Cnp.  5.  u.  & 
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behandelt:  die  Würde  des  Amtes  deckt  sie  nicht.  Wenn  aber 
die  Verantwortlichkeit  auf  ihre  amtliche  Stellung  und 
am tliche  Pflicht  Bezug  hat,  dann  bedarf  es  auch  in  der 
Republik,  damit  nicht  die  natürlichen  Machtverhältnisse  ver- 
schoben werden,  einer  eigen thümlichen  Behandlung.  Wür- 
den auch  in  solchen  Sachen  die  ordentlichen  Gerichte  ein- 
schreiten, so  würde  die  Justiz  unvermeidlich  das  practische 
Uebergewicht  über  die  Regierung  erlangen,  und  die  öffent- 
liche Ordnung  wäre  verkehrt.  Auch  sind  die  ordentlichen 
Gerichte  wenig  fähig,  eine  Gerichtsbarkeit  zu  üben,  mit 
welcher  politische  Erwägungen  und  Rücksichten  enge  ver- 
flochten sind.24 

Aus  diesen  Gründen  werden  nach  den  schweizerischen 
Verfassungen  die  Regierungen  für  ihre  Amtsführung  meistens 
den  groszen  Räthen*3  verantwortlich  erklärt,  die  Inhaber 
der  Regieru ngsgewalt  somit  der  höchsten  Gesetzgebungsmacht, 
in  Nordamerika  der  Präsident  und  die  übrigen  Beamten  auf 
Klage  der  Repräsentantenkammer  dem  Senate. 26 

u  Vgl.  unteu  Buch  VII.  Cap.  6. 

*  Z.  B.  Züricher  Verf.  5-  14:  „Wegen  Verletzung  der  Verfassung, 
Gesetze  oder  Amtspflichten  erläszt  der  grosze  Rath  an  den  Regierungsrath 
und  das  Obergericht  Mahnungen  für  die  Zukunft,  oder  setzt  die  Mitgiie 
der  dieser  Behörden  vor  dem  groszen  Rath  iu  Anklagestand.4*  Bundes verf. 
$.  74,  14. 

*  Bundesverf.  I.  3:  „Der  Senat  soll  allein  die  Macht  haben,  über 
Statsanklagen  zu  richten."  II.  4:  „Der  Präsident,  der  Vicepräsident  nnd 
alle  bürgerlichen  Beamten  der  vereinigten  Staten  sollen  vom  Amte  ent- 
fernt werden  auf  eine  Anklage  und  Ueberführung  vor  dem  Senat  wegen 
Hochverraths,  Bestechung  oder  anderer  hohen  Verbrechen  und  Vergehen." 
Vgl.  Story  III.  10  §.  102  ff.  Vgl.  Französ.  Verf.  v.  1848  §.  68:  „Der 
Präsident  der  Republik,  die  Minister,  die  Agenten  und  Bewahrer  der 
öffentlichen  Autorität  sind,  jeder  so  weit  es  ihn  betrifft,  für  alle  Hand- 
lungen der  Regierung  und  Verwaltung  verantwortlich."  $.  91:  „Ein  ober- 
ster Gerichtahof  entscheidet,  ohne  weitere  Appellation  und  Recurs  anf 
Cassation,  über  die  durch  die  Nationalversammlung  gegen  den  Präsidenten 
der  Republik  oder  die  Minister  geführten  Anklageacte."  $.  92:  „Der  oberste 
Gerichtshof  besteht  aus  5  Richtern  und  36  Geschwornen." 
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Vierzehntes  CapiteL 

C.  Regierungsrechte.    Stellvertretung  nach  Auszen. 

■ 

1.  Nach  Auszen  ist  das  Haupt  des  States  nun  regel- 
mäßig der  Stellvertreter  seiner  Ehre,  seines  Rech- 
tes und  seiner  Macht.  Das  monarchische  und  das  re- 
publikanische 8tatsrecht  unserer  Zeit  stimmen  hier  in  der 
Hauptsache  überein;  nur  ist  in  jenem  die  Macht  des  Regen- 
ten vollständiger  anerkannt  als  in  diesem. 1 

Ihm  kommt  es  daher  voraus  zu,  den  officiellen  Verkehr 
der  Staten  unter  einander  zu  vermitteln,  d.  h.  Gesandte 
an  fremde  Staten  zu  senden  und  zu  beglaubigen,  und  Ge- 
sandte solcher  bei  sich  zu  empfangen  und  anzuerkennen. 
In  der  ersteren  Beziehung  bedarf  zwar  der  constitutionelle 
König  sowohl  zu  der  Ernennung  seiner  Gesandten  als  zu 
ihrer  Instruction  der  Mitwirkung  des  Ministers;  aber  daraus 
folgt  weder,  dasz  für  dieselben  das  persönliche  Vertrauen 
des  Monarchen  entbehrlich  sei,  wenn  sie  das  der  Minister 
besitzen,  noch  dasz  der  erstere  verhindert  werde,  persönlich 
mit  seinen  Gesandten  zu  verkehren.  Vielmehr  ist  auch  in 
der  constitutionellen  Monarchie  an  dem  Grundsatz  fest  zu  hal- 
ten, dasz  der  Monarch  nicht  gehemmt  werden  darf,  von 
sich  aus  —  und  auch  ohne  Vorwissen  und  Mitwirkung  der  ' 
Minister  —  die  Zustände  frei  zu  prüfen  und  sich  über  die 
Verhältnisse  zu  unterrichten,  und  dasz  er  nur  zu  wirk- 
lichen Statsacten  der  Zustimmung  der  Minister  bedarf. 
Eine  Verhandlung  mit  einem  fremden  Stat  kann  gültig  nicht 
ohne  die  Minister  geführt  und  geleitet,  Berichte  aber  über 

•  Blackatone  I.  7,  1.  Französische  Verf.  v.  1814  §.  14.  Spa- 
nische von  1837,  $•  47.  Portugiesische  von  1826  §.  75.  6—8.  Nie- 
derlandische §.  55.  Belgische  §.  68.  Preuszische  §.  48.  Nord- 
amerikanische  II.  2,  2.  Schweizerische  Bundesverfassung  §.  90 y  8. 
Französische  von  1848  §.  53,  60.  von  1852  §.  «. 
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die  Verhältnisse  des  fremden  Hofes  und  States  können  wohl 
auch  unmittelbar  und  ausschlieszlich  für  den  Monarchen 
bestimmt  werden. 

Auszer  ihm  darf  Niemand  im  Lande  einen  fremden  Ge- 
sandten anerkennen  noch  ein  solcher,  ohne  accreditirt  zu  sein, 
die  Verrichtungen  eines  Gesandten  üben.  Der  höhere  Staten- 
verkehr  geht  nur  durch  die  Häupter  der  Staten  selbst  und 
ihre  unmittelbaren  Bevollmächtigten  vor  sich;  und  nur  in 
untergeordneten,  durch  Verträge,  Herkommen  oder  Gesetz 
gebilligten  Fällen  des  Geschäftsverkehrs  in  Privat  -  und  Poli- 
zeisachen kommen  Ausnahmen  vor,  in  denen  auch  niedere 
Behörden  verschiedener  Staten,  zumal  an  denGränzen,  mit 
einander  verkehren.  In  jedem  Momente  aber  ist  das  Stats- 
haupt  berechtigt,  auch  in  solchen  Dingen  die  Vertretung  des 
eignen  States  au  sich  zu  ziehen  und  jenen  Verkehr  zu  hem- 
men. Vor  dem  höhern  Recht  verschwindet  dann  das  niedere. 

2.  Der  König  hat  das  Recht,  Krieg  zu  erklären  und 
Frieden  zu  schlieszen.  Beide  sind  in  Form  und  in  Inhalt 
Handlungen  der  nationalen  Politik,  deren  oberste  Leitung 
in  dem  Regenten  concentrirt  ist.  Eine  Partei  oder  eine  Hee- 
resabtheilung  kann  ohne  Ermächtigung  desselben  Feindselig- 
keiten verüben,  aber  nicht  einen  Krieg  beginnen,  2  die  Waffen 

*  Pomponius  in  L.  118  de  Verb.  Signif. :  „hostes  sunt  quibus  bellum 
publice  populus  Romanus  decrevit;  caeteri  latrunculi  vel  praedones  appel- 
lantur."  Hugo  Grotixu  de  jure  belli  ac  pacis  III.  3.  Blackstone  I.  7,  3. 
Französische  Verf.  v.  1815.  $.  14.  von  1852  $.  6.  Niederländi- 
sche §.  56:  „Der  König  erklärt  den  Krieg.  Er  gibt  davon  unmittelbare 
Kenntnisz  den  beiden  Kammern.-  Belgische  $.  68.  Spanische 
von  1837  $.  47,  4.  Preuszische  §.  48.  Eigentümlich  ist  die  Bestim- 
mung der  schwedischen  Verfassung  $.  13:  „Will  der  König  Krieg  an- 
fangen oder  Frieden  schlieszen,  so  ruft  er  einen  auszerord  entlichen  Stata- 
rath  von  dem  Statsminister,  Statsräthen,  Hofkanzler  und  sämmtlichen 
Statssecretären  zusammen,  stellt  ihnen  die  Ursachen  und  Umstände,  die 
hierbei  zur  Ueberlegung  kommen,  vor,  und  fragt  sie  hierüber  nach  ihrer 
Meinung,  die  jeder  für  sich,  mit  der  Verantwortlichkeit,  welche  Art  107 
bestimmt,  zu  Protokoll  abzugeben  hat.    Der  König  besitzt  hierauf  die 

■ 

i 

I 
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niederlegen,  aber  nicht  Frieden  schlieszen.  Den  Kammern 
einen  unmittelbaren  Antbeil  an  diesen  Beschlüssen  verschaf- 
fen, wftre  theilweise  Verlegung  der  Regierung  in  den  ge- 
setzgebenden Körper  und  würde,  wenigstens  in  dem  alten 
Europa,  die  höchsten  Interessen  des  States,  der  das  thäte, 
in  schwere  Gefahr  bringen.  Die  Verhandlung  in  den  Kam- 
mern könnte  leicht  dem  Feinde  nützen  und  würde  nur  selten 
der  Heimat  frommen.  Wo  es  sich  um  Thaten  des  Moments 
handelt,  da  ist  sowohl  stille  Ueberlegung  und  ruhige  Prü- 
fung der  Verhältnisse  und  Aussichten,  als  Einheit  des  Wil- 
lens und  rasche  Durchführung  der  gefaszten  Entschlüsse 
nöthig,  und  beides  ist  der  schwerfälligen  und  zugleich  von 
Parteien  bewegten  Kamtnerverhandlung  nicht  möglich. 

Freilich  ist  diese  Macht  des  Monarchen  eine  grosze,  und 
es  ist  zuzugeben ,  dasz  die  mittelbaren  Hülfsmittel ,  welche 
den  Kammern  zu  Gebote  stehen ,  um  die  drückenden  Folgen 
eines  vielleicht  ungerechten  oder  unverständigen  Krieges  ab- 
zuwenden, wenn  der  Krieg  ausgebrochen  ist,  selten  ganz 
helfen.  Die  Anklage  und  Verurtheilung  der  Minister  kann  die 
Opfer  an  Menschenleben,  Vermögen  und  Ruhe,  welche  der 
verderbliche  Krieg  verschlungen,  nicht  ersetzen :  und  die  Ver- 
weigerung von  Subsidien  ist,  wenn  einmal  die  Ehre  und  das 
Wohl  des  States  bei  der  Kriegsführung  betheiligt  ist,  eine 
moralische  Unmöglichkeit,  und  würde  auch  diesz  nicht  ge- 
achtet, dem  Heere  gegenüber  factisch  nicht  durch  zu  zetzen. 
Wohl  aber  ist  der  mittelbare  Einflusz  dieser  controlirendeii 
Rechte  der  Kammern  nicht  gering,  und  der  Gedanke  daran 
fordert  die  Regierung  zu  erhöhter  Vorsicht  auf;  und  die 
offenbare  Stimmung  der  Kammern  gibt  auch  den  Ministern 
eine  zuweilen  erwünschte  Gelegenheit,  durch  ihren  Rück- 
tritt eine  nöthige  Wendung  der  Politik  zu  erleichtern. 

Der  Friede  indessen  ist  nicht  blosz  Beendigung  des 

Macht,  den  Reschinez  zu  fassen,  und  auszuführen,  welchen  er  für  des 
Kelches  Beste  hält." 


90      Sechstes  Buch.    Die  Souveränetät  und  da«  Stataoberhaupt. 

Krieges,  sondern  häufig  auch  Begründung  einer  neuen  blei- 
benden Ordnung;  daher  kommen,  soweit  der  Friedensschlusz 
derartige  Bestimmungen  enthält,  folglich  auch  ein  8ta ts- 
vertrag ist,  die  für  solche  geltenden  Beschränkungen  zur 
Anwendung. 

Das  republikanische  Statsrecht  hat  eine  Scheu  davor, 
eine  so  unbeschränkte  Macht  in  die  Hand  der  Regierung  zu 
geben.  Die  Bundesverfassung  Nordamerikas  theilt  daher 
das  Recht  der  Kriegserklärung  dem  Congresse  zu,  aber  das 
Recht  Friedensverträge  abzuschlieszen  dem  Präsidenten  mit 
Zustimmung  des  Renates.  Die  Gründer  dieser  Einrichtung  . 
haben  erwogen,  dasz  wohl  der  Krieg,  nicht  aber  der  Frie- 
den der  republikanischen  Verfassung  gefährlich,  und  dasz 
es  rathsam  sei,  den  Entschlusz  zum  Kriege  zu  erschweren,  den 
Abschlusz  des  Friedens  aber  zu  erleichtern. 8  Nach  der  schwei- 
zerischen Bundesverfassung^.  74. 6)  ist  nur  die  Bundesversamm- 
lung zu  „Kriegserklärungen  und  Friedensschlüssen44  befugt. 4 

3.  Ebenso  hat  das  Statsoberhaupt  das  Recht,  ausschliesz- 
liche  Bündnisse  und  Statsver träge  mit  auswärtigen 
S taten  gültig  abzuschlieszen. 5  In  der  Monarchie,  wo  dieses 
Recht  in  weitestem  Umfange  anerkannt  und  geübt  wird, 
gilt  indessen  theils  die  allgemeine  Beschränkung,  dasz  Be- 
stimmungen derselben,  welche  in  den  Bereich  der  Landes- 
gesetzgebung gehören,  auf  eine  für  die  Statsangehörigen 
verbindliche  Weise  nur  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  ein- 
geführt werden  können,  theils  sind  in  einzelnen  Verfassungen 
noch  besondere  Modificationen  ausdrücklich  vorgeschrieben. 6 

*  Verfassung  1.  8.  und  II.  2.   Story  III.  21  §.  164  ff. 

*  Vgl.  franz.  Verfassung  von  1848  §.  53  und  54. 

%  Vgl.  darüber  oben  Buch  V.  Cap.  9  S.  460.    Blacks  tone,  I.  7,  2. 

«  Oben  Buch  V.  Cap.  9.  8.  461.    Schwedische  Verf.  §.  12:  „Der 
König  hat  das  Recht,  mit  fremden  Mächten  Unterhandlungen  und  Bünd- 
nisse einzugehen,  nachdem  er  den  Stataminister  für  die  auswärtigen  An- 
gelegenheiten und  den  Hofkanzler  darüber  gehört  hat"  "Kiederländi 
sehe  $.  57:  „Der  König  schlieszt  und  bestätigt  Friedens-  und  alle  andern 
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Fünfzehntes  Capitel. 

I).  Regier ungsrechte.    Innere  Gewalt. 
1.  Amt*-,  «.  Ehrenhoheit. 

Die  Regierungsmacht  ist  nicht  eine  blosze  Ansammlung 
einzelner  Befugnisse  sondern  eine  centrale  Fülle  von  stat- 
licher  Macht,  welche  dem  Lichte  vergleichbar,  das  seine 

Verträge  mit  den  fremden  Mächten.  Er  theilt  den  Inhalt  dieser  Vertrage 
den  beiden  Kammern  der  Generalstaten  mit,  so  weit  er  sie  für  das  In- 
teresse und  die  Sicherheit  des  States  zulässig  erachtet.  Verträge,  welche 
mit  der  Abtretung  oder  Vertauschung  eines  Theiles  des  Grundgebietes  in 
Europa  oder  in  andern  Welttheilen  verbunden  eind,  oder  einige  andere 
Bestimmungen  oder  Veränderungen  enthalten,  welche  gesetzliche  Rechte 
betreffen,  werden  von  dem  Könige  nicht  eher  bestätigt,  als  bis  die  Gene- 
ralstaten diese  Bestimmungen  oder  Veränderungen  genehmigt  haben." 
Belgische  §.  68:  „Der  König  scblieszt  Bündnisse,  Friedens»  und  Han- 
delsverträge. Sobald  das  Interesse  und  die  Sicherheit  des  States  es  er- 
lauben, setzt  er  die  Kammern  davon  in  Kenntnisz  und  fügt  die  nöthigen 
Mittheilungen  bei.  Die  Handelsverträge,  sowie  diejenigen,  welche  den 
Stat  belasten,  oder  einzelne  Belgier  verpflichten,  haben  nur  Kraft,  wenn 
sie  die  Zustimmung  der  Kammern  erhalten."  Spanische  Verf.  von 
1837  §.  48:  „Der  König  musz  durch  ein  specielles  Gesetz  autorisirt  wer- 
den: 1)  um  irgend  einen  Theil  des  spanischen  Gebietes  zu  veräuszern, 
abzutreten  oder  zu  vertauschen ;  2)  um  fremde  Truppen  im  Reiche  zuzu- 
lassen; 3)  Offensiv-Allianztractate,  besondere  Handelsverträge  und  solche, 
worin  Subsidien  an  eine  fremde  Macht  festgesetzt  werden,  zu  ratificiren.4* 
Portugiesische  von  1826.  Befugnisse  (des Königs)  sind:  —  7)  Allianz-, 
Offensiv-,  Defensiv-,  Subsidien-,  Handelsverträge  zu  schlieszen,  sie  nach 
deren  Abschlieszung  zur  Kenntnisz  der  allgemeinen  Cortes  zu  bringen, 
wenn  das  Interesse  und  das  Wohl  des  States  es  gestatten.  Im  Falle  die 
zu  Friedenszeiten  geschlossenen  Verträge  eine  Abtretung  oder  Austausch ung 
vom  Gebiete  des  Königreichs  oder  von  Besitzungen ,  worauf  das  Königreich 
Anspruch  hätte,  veranlaszten,  so  sollen  dieselben  nicht  ratificirt  werden, 
ohne  dass  die  allgemeinen  Cortes  sie  bestätigt  hätten.  Oesterreichische 
von  1849  §.  17:  „Der  Kaiser  schlieszt  mit  fremden  Mächten  Verträge. 
Bestimmungen  in  solchen  Verträgen ,  welche  dem  Reiche  neue  Lasten  auf- 
legen, bedürfen  der  Zustimmung  des  Reichstages. u  Preuszische  §.48: 
„Letztere  (die  Verträge  mit  fremden  Regieningen)  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Zustimmung  der  Kammern ,  sofern  es  Handelsverträge  sind 
oder  wenn  dadurch  dem  /State  Lasten  oder  einzelnen  Statsbürgern  Ver- 
pflichtungen auferlegt  werden." 
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Strahlen  überallhin  entsendet,  in  verschiedenen  Richtungen 
in  besondern  Befugnissen  ausströmt  In  der  Monarchie  ist 
diese  Einheit  und  Fülle  der  Macht  in  einem  Individuum 
concentrirt.  Dem  Monarchen  gebührt  voraus  ein  Antheil  an 
der  Gesetzgebung,  auszer  der  Initiative  auch  ausschliesz- 
lieh  die  Sanction ,  durch  welche  erst  dem  Gesetze  der  Stem- 
pel der  statlichen  Geltung  verliehen  wird.  Dazu  verkün- 
det er  als  Regent  die  sanetionirten  Gesetze:  und  es  wird  so 
in  ihm  die  Harmonie  und  Einheit  des  Statsorganismus  sicht- 
bar dargestellt.  Die  Sanction  ertheilt  oder  verweigert  er  als 
Haupt  des  gesetzgebenden  Körpers.  Die  Verkttndung 
(Promulgation)  befiehlt  er  als  Inhaber  der  Regierungs- 
gewalt, in  der  Absicht,  für  die  Durchführung  und  Anerken- 
nung der  Gesetze  zu  sorgen. 1  In  der  Republik ,  welche  die 
Sanction  der  Gesetze,  wie  in  Nordamerika,  in  ein  bloszes  be- 
schränktes Veto  umgewandelt  oder  der  Regierung  ganz  entzogen 
und  nur  die  Initiative  gelassen  hat,  wird  doch  regelmäszig, 
wie  in  der  Schweiz,  die  Promulgation  dieser  zugewiesen.  2 

Im  übrigen  ist  die  Macht  des  Regenten  im  Innern  keines- 
wegs eine  blosz  vollziehende,3  sondern  vielmehr  eine 
selbständig  ordnende,  befehlende,  schützende,  sorgende  und 
verwaltende.  Die  Interessen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  und 
die  Handhabung  des  Rechts  sind  nach  den  Bedürfnissen  des 
wechselnden  Lebens  vornehmlich  ihm  und  seiner  Leitung 
anvertraut:  und  das  Gesetz  zieht  nur  gewisse  Schranken, 
innerhalb  welcher  sich  die  täglich  wirksame  Regierungsge- 
walt bewegen  musz,  und  bezeichnet  auch  wohl  die  princi- 
piellen  Richtungen,  welche  bei  ihren  Entschlüssen  und  An- 
ordnungen einzuhalten  sind.  Diese  selbst  aber  werden  von 
dem  Regenten  mit  freiem  Willen  und  je  nach  den 
Umständen  bestimmt. 

■ 

'  Vgl.  oben  Buch  V.  Cap.  11  8.  468. 

3  Siehe  oben  a.  a.  O.  6.  460  und  Schweix.  Bundeeverf.  §.  90.  4,  5. 
*  Buch  V.  Cap.  1. 
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Im  Besondern  ist  hervorzuheben : 

1.  Die  AmUboheit. 

Die  Monarchie  ist  die  Quelle  aller  Übrigen  Amts- 
gewalt im  State.  Alle  Statsämter  werden  von  dem 
Monarchen  besetzt,  und  sind  ihm  untergeordnet.  Dieses 
Princip,  welches  der  Einheit  des  8tatsorganismu8  zur  festen 
Stütze  geworden  ist,  hat  erst  in  der  modernen  Monarchie 
wieder  volle  Anerkennung  gefunden;4  in  ihm  wird  auch 
der  Gedanke  bewährt,  dasz  alle  amtliche  Gewalt  von  oben 
stufenweise  abgeleitet  sei. 

Auch  der  constitutionelle  Monarch  übt  hier  einen  groszen 
persönlichen  Einflusz  aus  auf  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten. Je  höher  das  Amt,  und  je  näher  dem  Monarchen, 
desto  entschiedener  wird  sich  sein  eigener  Wille  Geltung 
verschaffen.  Die  Minister  insbesondere,  deren  er  bedarf 
zu  Helfern  und  zu  Organen  seiner  Regierung,  ernennt  und 
entläszt  er  völlig  frei.  Freilich  wird  ein  weiser  Monarch 
nicht  seine  Laune  walten  und  sich  nicht  durch  blosze  per- 
sönliche Zuneigung  und  Abneigung  in  seiner  Wahl  bestim- 
men lassen,  er  wird  dabei  das  öffentliche  Interesse  voraus 
erwägen  und  so  denn  auch  auf  die  Harmonie  mit  den  Kam- 
mern einen  sehr  hohen  Werth  legen;  aber  es  besteht  für 
den  Monarchen  keine  Rechtspflicht,  seine  Minister  je  nach 
den  Wünschen  der  Kammermehrheiten  zu  wählen  oder  zu 
entlassen.  Die  Politik  wird  ihn  wohl  bestimmen,  nur  solche 
Minister  zu  wählen  oder  zu  behalten,  welche  auch  das  Ver- 
trauen der  gegenwärtigen  oder  der  künftigen  Rammer  zu 

*  Vgl.  oben  Buch  IV.  Cap.  22  S.  364.  Montesquieu  Esprit  des  Lois 
II.  4.  Blackstone  I.  7,  4.  Spanische  Verf.  von  1826  §.  75,  3. 
Oesterreichische  von  1849  §.  10:  „Der  Kaiser  ernennt  und  entläszt 
die  Hinister,  besetzt  die  Aemter  in  allen  Zweigen  des  Statsdienstes  und 
verleiht  den  Adel,  Orden  nnd  Auszeichnungen."  Preuszische  §.  47: 
„Der  König  besetzt  alle  Stellen  im  Heere,  sowie  in  den  übrigen  Zweigen 
des  Statsdienstes,  sofern  nicht  das  Oesetz  ein  anderes  verordnet.*  Die 
Belgische  §.  66  beschränkt  den  Einflusz  des  Königs  mehr. 
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erwerben  wissen,  denn  das  entschiedene  Misztrauen  der 
Kammer  schwächt  die  Autorität  der  Regierung  und  lähmt, 
ihre  Macht.  Aber  die  Wahl  selbst  steht  dem  Monarchen  frei.5 
Die  Zustimmung  eines  bisherigen  Ministers  zu  der  Ernen- 
nung des  Nachfolgers  ist  kein  absolutes  Erfordernisz  ihrer 
Gültigkeit;  der  Monarch  kann,  wenn  dieselbe  verweigert 
würde,  durch  den  neu  ernannten  Minister  selbst  die  Ernen- 
nung contrasigniren  lassen.  Seine  Freiheit  darf  hier  nicht 
gehemmt  werden,  und  es  sorgt  das  constitutionelle  8tatsrecht 
nur  dafür,  dasz  auch  für  diesen  Regierungsact  eine  Person 
verantwortlich  sei. 

Bei  Besetzung  der  übrigen  Statsämter  ist  er  an  die 
Mitwirkung  der  Minister  gebunden;  freilich  wieder 
nicht  so,  dasz  er  einfach  die  Vorschläge  derselben  zu  er- 
warten und  gutzuheiszen  hat,  sondern  so,  dasz  ihm  unbe- 
nommen ist,  die  Initiative  zu  ergreifen,  selber  taugliche 
Männer  in  Vorschlag  zu  bringen  und  die  Vorschläge  der 
Minister  zu  verwerfen.  Dieses  wichtige  Attribut  der  mo- 
narchischen Gewalt  mit  Einsicht  auszuüben  und  die  rechten 
Männer  zu  den  Aemtern  zu  finden  und  zu  berufen,  war 
von  jeher  eine  Eigenschaft  ausgezeichneter  Fürsten,  und 
kaum  gewährt  eine  andere  Befugnisz  denselben  eine  höhere 
Befriedigung  und  nachhaltigeren  Einflusz  auf  das  öffentliche 
Wohl. 

Aehnlich  ist  das  Ernennungsrecht  des  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staten  normirt:  nur  ist  derselbe  bei  der  Be- 
setzung einiger  besonders  wichtiger  Aemter  an  den  Rath 
und  die  Zustimmung  des  Senats  gebunden,  und  kann  der 
Congresz  die  Wahl  niederer  Beamten  auch  an  den  Präsiden- 
ten allein  oder  an  Gerichtshöfe  oder  den  Chef  eines  Depar- 
tements übertragen.  6   Noch  beschränkter  ist  das  Wahlrecht 

*  Oben  Buch  IV.  Cap.  22  S.  362  und  unten  Buch  VII.  Cap.  5. 
c  Bundesverf.  von  Nordamerika  II.  3:  „Er  ernennt  und  bestellt  mit 
Rath  und  Einwilligung  des  Senats  Gesandte,  andere  öffentliche  Minister 
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der  schweizerischen  Regierungen,  indem  eine  grosze  Zahl 
von  8tellen  entweder  von  dem  repräsentativen  Körper  oder 
durch  Volkswahl  besetzt  werden.  Eine  bedenkliche  Folge 
des  letzteren  Systems  aber  ist  es,  dasz  die  Harmonie  der 
Regierungsorgane  leicht  durch  widerstrebende  Parteiein flüsse 
gestört  und  nicht  selten  die  Kraft  der  Regierung  durch  die 
Opposition  der  Beamten  gelähmt  wird,  deren  sich  jene  be- 
dienen sollte,  ihre  Beschlüsse  ins  Leben  zu  führen. 

2  Die  Ehrenhoheit. 

Statliche  Würden  und  Ehren  wie  der  Adel,  Orden, 
Rang,  Titel  und  ähnliche  Auszeichnungen  werden  wieder 
in  der  Regel  von  dem  8tatsoberhaupte  verliehen. 7  Es  ist 
ein  schönes  Vorzugsrecht  der  Könige,  das  persönliche  Ver- 
dienst aufzusuchen  und  zu  ehren.  Ein  Fürst,  der  diese 
schwere  Kunst  zu  üben  versteht,  wird  die  moralischen  Kräfte 
in  seinem  Volke  vielseitig  anregen,  stärken  und  auf  die 
öffentliche  Wohlfahrt  hinlenken:  und  er  wird  zugleich  die 
göttliche  Gerechtigkeit  nachahmen,  welche  die  Tugend  be- 
lohnt. Leider  ist  aber  der  Miszbrauch,  welcher  zumal  in 
den  letzten  zwei  Jahrhunderten  mit  diesem  Rechte  getrieben 
wurde,  noch  in  so  frischer  Erinnerung  und  zum  Theil  sind 
kindische,  zum  Theil  ärgerliche  Gewohnheiten  und  Vorurtheile 
auch  in  den  höchsten  Kreisen  der  Gesellschaft  noch  so  mäch- 
tig, dasz  selbst  dem  vernünftigen  Gebrauche  desselben  ein 

und  Conauln,  die  Richter  des  Obergerichta  und  alle  übrigen  Beamten  der 
Verein.  Staten,  deren  Ernennung  nicht  in  dieser  Verfassung  oder  durch 
ein  Gesetz  bestimmt  wird.  Der  Congresz  kann  aber  durch  ein  Decret  die 
Ernennung  solcher  niedern  Beamten,  als  ihm  gutdünkt,  dem  Präsidenten 
allein  oder  den  Gerichtshöfen  oder  den  Chefs  der  Departements  auftragen." 
Französ.  Verf.  von  1846  §.  64:  „Die  Minister  ernennt  und  entläszt  der 
Präsident  frei,  höhere  Beamte  im  Mi  ois  terra  the,  niedere  auf  Vorschlag  des 
betreffenden  Ministers."   Vgl.  auch  §.  65. 

7  Blackstone  1.7,4.  Rüssel.  Verf.  von  Engl.  Cap.  34.  Schwe- 
dische Verf.  $.  37.  Holländische  §.  63  ,  64.  Portugiesische 
§.  75,  10.    Preuszische  §.  50. 


Digitized  by  Google 


<H>      Sechstes  Buch.   Die  8ouveränelät  und  das  Stataoberhaupt. 

weitverbreitetes  Misztrauen  im  Wege  steht.  Es  ist  auf  dem 
europäischen  Continent  an  einigen  Orten  sogar  dahin  ge- 
kommen, dasz  die  Ehre,  die  das  Stateoberhaupt  dem  Bürger 
gewahrt ,  in  den  Augen  Vieler  wie  ein  Zeichen  der  Schmach 
erscheint,  und  die  Auszeichnung  als  ein  Zeugnisz  seiner 
Schuld  aufgefaszt  wird.  Unserer  Zeit  mit  ihren  materiellen 
Neigungen  thut  eine  Reinigung  und  Wiederbelebung  dieses 
Rechtes,  nicht  dessen  Zerstörung  noth.  * 

•  Das  hat  Napoleon  bei  der  Gründung  seiner  Ehrenlegion  wohl  ein- 
gesehen, und  es  ist  ein  merkwürdiges  Zeugnisz  für  den  Grundgedanken 
derselben,  dasz  die  Institution  selbst  in  der  republikanischen  Verfassung 
von  1848  §.  108  dem  neugereizten  Hasse  gegen  den  Adel  gegenüber  fest- 
gehalten wurde.   Freilich  wird  anch  der  persönlichen  Eitelkeit  ein  Spiel- 
raum eröffnet  und  ein  Köder  geboten;  aber  so  lange  diese  nicht  aus  der 
menschlichen  Natur  auagerottet  und  der  Antheil,  den  sie  auch  an  guten 
und  heilsamen  Theten  hat,  nicht  ausgeschieden  noch  entbehrt  werden 
kann,  wird  es  gerathener  sein,  derselben  ein  verdienst  liebes  Ziel  zu  eröff- 
nen, als  in  rigoristisebem  Eifer  den  Glanz  der  Ehre  zu  verwerfen,  weil 
sich  ein  Stück  Eitelkeit  in  ihm  spiegeln  mag.    Napoleon  äuszerte  auf 
St.  Helena  (Lot  Case$  Memoir.  V.  S.  39)  Über  die  Orden:  „Die  altgewor- 
denen und  verdorbenen  Nationen  können  nicht  wie  die  tugendhaften  Völker 
des  Alterthums  regiert  werden.    Für  einen  der  heutzutage  Alles  dem 
öffentlichen  Wohle  opfert,  gibt  es  Tausende  und  Millionen,  die  nur  ihre 
Interessen  kennen,  ihre  Genüsse,  ihr  eitles  Behagen.  Jeder  Arbeiter  musz 
den  Stoff  zu  behandeln  verstehen,  der  ihm  zur  Hand  ist;  das  ist  das 
Geheimnisz  der  Wiederbelebung  der  monarchischen  Formen,  der  Rückkehr 
der  Titel,  Kreuze,  Orden.    Auf  der  Stufe  der  Civilisation ,  auf  welcher 
wir  zur  Zeit  stehen,  sind  sie  geeignet,  bei  der  Menge  Achtung  zu  wecken 
und  zugleich  dem  Beehrten  Selbstachtung  zu  empfehlen."   Es  gibt  schwer- 
lich, die  Chinesen  ausgenommen,  ein  Volk,  das  mehr  auf  Titeln  halt, 
als  das  deutsche,  und  dennoch  ist  es  den  Vertretern  desselben  zn  Frank* 
furt  im  Jahr  1848  eingefallen,  die  Titel  ohne  Amt  abschaffen  zu  wollen. 
8o  grosze  Sprünge  machen  zuweilen  die  Völker  von  einem  Extrem  ins 
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*  ■ 

3.  Militürhoheit. 

Der  Monarch  ist  das  Haupt  der  Kriegsverfassung  des 
Landes.  Sowohl  die  Land-  als  die  Seemacht  steht  unter 
seinem  obersten  Befehl.  Er  läszt  Truppen  ausheben  oder 
werben,  ernennt  die  Officiere,  wenigstens  die  höheren,  ver- 
leiht das  Commando,  laszt  Militftrstraszen ,  Festungen  bauen, 
sorgt  fu\r  das  Kriegsmaterial.  1 

Im  Mittelalter  konnten  auch  die  Stände  Truppen  halten. 
Die  Einheit  des  modernen  States  aber  läszt  eine  solche  Thei- 
lung  der  Heeres  macht ,  welche  zum  Bürgerkrieg  fuhrt,  nicht 
mehr  zu.  Die  Einheit  des  Befehls  ist  für  die  Kraft  und  so- 
mit für  den  Zweck  des  Heeres  unentbehrlich. 

Ob  das  Heer  nur  dem  Könige,  oder  ob  es  auch  der 
Verfassung  Gehorsam  und  Treue  zu  schwören  habe,  ist 
eine  auch  in  unser n  Tagen  lebhaft  bestrittene  Frage.  Prac- 
tisch  wichtig  wird  sie,  wenn  der  Fürst  und  die  Verfassung 
in  Gonflict  gerathen,  und  jener  die  Macht  des  Heeres  zu 
Muszregeln  verwenden  will,  welche  den  Vorschriften  der 
Verfassung  widerstreiten  oder  zu  widerstreiten  scheinen.  Ein 
unbefangenes  ürtheil  musz  anerkennen ,  dasz  der  Verfassungs- 
eid, wenn  derselbe  den  8inn  erhält,  dasz  das  Heer  zu  keinen 
verfassungswidrigen  Handlungen  hülfreiche  Hand  leiste,  dem 
Fürsten  eine  Verletzung  der  verfassungsmaszigen  Zustände 
erschwert; a  auf  der  andern  Seite  aber  nicht  minder,  dasz 

1  Blackstone  L  7,  2.  Schwedische  Verf.  $.  14.  Holländi- 
sehe  $.  58.    Belgische  §.  66.    Preuszische  §.  46  ,  47. 

*  Dasz  der  Verfaisungseid  auch  ächte  Soldatenherzen  dazu  bestimmen 
kann,  ihren  Gehorsam  zu  verweigern,  hat  ein  unverwerflicher  Zeuge  be- 
stätigt. Napoleon  erzählt  von  seiner  eigenen  Jugend  (bei  Las  Cases  V. 
166):  „Die  Meinungen  des  Tages  nahmen  nach  und  naeji  auch  sogar  unter 
den  Officieren  der  Armee  überhand,  besonders  seit  jenem  berühmten  Eid 
Bluntsch Ii,  allgemeines  Sutsrecht.  II.  7 
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ein  zwiefacher  Eid  und  eine  zwiefache  Verpflichtung  in  das 
Gewissen  des  Heeres  leicht  Zwiespalt  bringt,  die  Disciplin 
lockert  und  die  Armee  bis  zur  Auflösung  oder  zum  Selbst- 
mord in  innerem  Parteikampfe  reizen  und  treiben  kann. 
Darchaus  verderblich,  weil  der  Natur  und  Bestimmung  des 
Heeres  widersprechend,  ist  jedenfalls,  dasselbe  zu  einem  be- 
ratenden Körper3  zu  machen,  welcher  erst  die  Verfussungs- 
mäszigkeit  der  einzelnen  Befehle  zu  prüfen  und  nur,  wenn 
es  sich  davon  Uberzeugt,  zu  gehorchen  habe;  doppelt  ver- 
derblich in  einer  Zeit,  welche  der  Sophistik  und  Kritik  einen 
so  freien  Spielraum  eröffnet  hat,  wie  die  unsrige.  J)er  mi- 
litärische Gehorsam  und  die  persönliche  Treue  gegen  das 
Oberhaupt  ist  und  bleibt  die  Regel,  auch  da,  wo  der  Ver- 
fussungseid  vorgeschrieben  ist:  und  nur  in  äuszersten  und 
wahren  Noth fällen  eines  offenkundigen  und  tyrannischen 
Miszbrauchs  der  Militärgewalt  von  8eite  des  Fürsten  wird 
sich  die  Verweigerung  des  Gehorsams  von  Seite  des  Heeres 
rechtfertigen  lassen.  Ist  aber  der  Geist  des  Heeres  gesund 
und  für  Recht  und  Freiheit  im  Groszen  empfänglich,  so  wird 
ein  solcher  Miszbrauch  auch  da  nicht  leicht  möglich  aein, 
wo  dasselbe  nur  dem  Könige,  nicht  auch  der  Verfassung 
geschworen  hat;  und  ist  das  Heer  von  Verehrung  und  Liebe 
zu  seinem  Kriegsherrn  erfüllt,  so  wird  auch  der  Verfassungs- 
eid dasselbe  schwerlich  bestimmen,  gegen  seine  Befehle 
Widerspruch  zu  erheben,  auch  wenn  er  einen  Bruch  der 

für  die  Nation,  das  Gesetz  und  den  Konig.  Wenn  ich  bis  dahin  den 
Befehl  erhalten  hätte,  meine  Kanonen  gegen  das  Volk  zu  richten,  so  zweifle 
ich  nicht,  dnsz  die  Gewohnheit,  das  Vorurtheil,  die  Erziehung,  der  Name 
des  Königs  mich  bestimmt  hätten,  an  gehorchen;  aber  nachdem  ich  den 
Nationaleid  einmal  geleistet,  wäre  das  vorbei  gewesen  und  ich  hätte  nur 
auf  die  Nation  gesehen. u 

*  8ogar  die  republikanische  Verfassung  für  Frankreich  von  1848 
§.  104  erkennt  die  Sätze  an:  „Die  öffentliche  Macht  ist  wesentlich  som 
Gehorsam  verpflichtet.  Kein  bewaffnetes  Corps  darf  Beratschlagungen 
halten."    Vgl.  Verf.  von  Portugal  §.  115. 
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Verfassung  für  nothig  hält  Der  Königseid  schützte  Jakob  II. 
von  England  so  wenig  vor  dem  Abfall  seiner  Truppen  als 
der  französische  Verfassungseid  die  Directorialregierung  vor 
dem  Sturze  durch  Napoleon.  Der  Geist  ist  somit  auch  hier 
entscheidend ,  nicht  die  Forin. 

Aus  diesen  Betrachtungen  folgt:  Im  Zweifel  ist  der  Ver- 
fassungseid des  Heeres  nur  so  zu  erklären,  dasz  dasselbe 
schwört,  seiner  natürlichen  Bestimmung  gemäsz,  die  Verfas- 
sung wie  die  Rechtsordnung  und  Freiheit  Uberhaupt  zu  schützen 
und  nicht  seinerseits  zu  verletzen,  nicht  aber  so,  dasz  der 
(iehorsam  gegen  den  Kriegsherrn,  welcher  die  Grundlage  der 
Militärverfassung  ist,  durch  sta tsrecht  liehe  Erörterungen  und 
Berathungen  über  die  Verfassungsmäszigkeit  einzelner  Befehle 
gelockert  und  der  Zwiespalt  in  dem  Heere  legitimirt  werde. 
Die  Verantwortlichkeit  für  die  Verfassungsmäszigkeit  des  Be- 
fehls trägt  der  Minister,  oder  der  commandirende  General, 
nicht  der  gehorchende  Officier  und  Soldat.  Nur  wenn  eine 
Verfassung  jenem  Eide  eine  andere  und  eingreifendere  Be- 
deutung ausdrücklich  gegeben  und  so  die  Gefahr  der  mili- 
tärischen Unordnung  für  geringer  erklärt  hat  als  die  des 
Miszbrauchs  der  Militärgewalt,  ist  eine  andere  Auslegung 
gerechtfertigt 4 

Gut  ist  es,  wenn  der  Monarch  nicht  blnsz  formell  an  der 

i 

4  Eine  eigentümliche  Bestimmung  enthält  die  schwedische  Ver- 
fassung §.38:  «Alle  vom  Könige  ausgehenden  Expeditionen  und  Befehle, 
welche  das  Kriegscommando  betreffen,  sollen ,  um  gültig  zu  sein,  von  dem 
Vortragenden  contrasignirt  werden,  welcher  verantwortlich  ist,  dasz  sie 
mit  dem  darüber  geführten  Protocoll  übereinstimmen.  Sollte  der  Vor- 
tragende irgend  finden,  dasz  der  Beschlusz  des  Königs  gegen  die  Regie- 
rungsform streite,  so  hat  er  darüber  im  Statsrathe  Vorstellungen  zu 
machen.  Besteht  der  König  dennoch  darauf.,  dasz  ein  solcher  Beschlusz 
ausgefertigt  werden  soll,  so  ist  es  des  Vortragenden  Recht  und  Pflicht, 
seine  Contrasignatur  dazu  zu  verweigern,  und  als  Folge  hievou  sein  Amt 
niederzulegen,  welches  er  nicht  eher  zurücknehmen  darf,  als  bis  die 
Reichsstände  sein  Verhalten  geprüft  und  gebilligt  haben.  Inzwischen  sollen 
»ein  Sold  und  Einkünfte  ihm  verbleiben." 
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Spitze  desHeereö,  sondern  in  persönlicher  Rezieh  ung  zu 
demselben  steht.  Freilich  kommt  hier  auf  die  Individuulitat 
Alles  an.  Friedrich  II.  sprach  den  Satz  aus:  „Ein  groszer 
Fürst  musz  die  Leitung  seiner  Truppen  selber  Übernehmen. 
Sein  Heer  ist  seine  Residenz,  sein  Interesse,  seine  Pflicht, 
sein  Ruhm.  Alles  bestimmt  ihn  dazu," 3  und  demgemasz 
handelte  er  als  König.  Ein  Fürst  aber,  der  keine  Feldherm- 
gaben besitzt,  handelt  sehr  verkehrt,  wenn  er  in  Person 
den  Feldherrn  spielt.  Er  stürzt  sich,  die  Armee  und  den 
Stat  ins  Unglück. 

Misztrauen  gegen  die  Regierungsgewalt  ist  ein  Kenn- 
zeichen der  modernen  Republik.  Sie  kann  sich  der  Besorg- 
nisz  nicht  erwehren,  dasz  ein  Magistrat,  welcher  über  die 
Armee  frei  verfugt,  die  Militärmacht  benutzen  könnte,  um 
sich  monarchische  Gewalt  anzumaszen  und  sich  zum  Herr- 
scher im  State  aufzuschwingen.  Es  gilt  das  vorzüglich  von 
den  Republiken,  welchen  ein  Präsident  vorsteht  In  Nord- 
amerika hat  sich  daher  der  Congresz  selbst  nicht  blosz  die 
Milizorganisation,  sondern  auch  das  Recht  vorbehalten,  die 
Miliz  zu  versammeln  und  Aufstände  zu  unterdrücken,  und 
dem  Präsidenten  ist  nur  der  Oberbefehl  über  die  kleine  stän- 
dige Armee  und  die  Flotte  des  Bundesstates ,  über  die  Miliz 
der  Einzelstaten  aber  blosz  dann  überlassen,  wenn  dieselbe 
auf  Befehl  des  Congresses  versammelt  ist. 6  In  Fra  n  k  r e ic  h 
durfte  der  Präsident  zwar  über  die  bewaffnete  Macht  verfü- 
gen aber  nicht  das  Obercommando  in  Person  ausüben.  7  Der 

5  Im  Antimachiavell  12.  Viel  zu  weit  aber  ging  Machiavell  selbst  im 
Fürsten  14:  „Ein  Fürst  soll  kein  anderes  Ziel,  keine  anderen  Gedanken 
haben,  er  soll  nichts  anderes  zu  seinem  Handwerk  machen  als  den  Krieg 
und  Kriegskunst."  Der  Fürst  ist  in  erster  Linie  Regent  und  Statsmann, 
erst  in  zweiter  Feldherr.  Gewichtiger  und  wahrer  ist,  was  V  eil  ejus 
Fatercnlus  (Hist.  1)  dem  Scipio  Africanus  nachrühmt:  „Semper  aut 
belli  aut  pacis  servit  artibus,  Semper  inter  arraa  ac  studia  versa tus  aal 
corpus  periculis  aut  aninium  disciplinis  exercuit." 

6  Verfassung  I.  8.  II.  2. 

'  Verfassung  von  1848  §.  50. 

• 

i 
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schweizerische  Bundesrath  darf  nur,  wenn  die  Bundes- 
versammlung' nicht  anwesend  ist,  Truppen  aufbieten,  und 
ist  gehalten  auch  dann,  wenn  die  Truppen  für  längere  Zeit 
in  Anspruch  genommen  werden  oder  die  Zahl  von  2000  Mann 
übersteigen,  die  Bundesversammlung  einzuberufen  und  deren 
Anordnungen  zu  beachten.8 

4.  Die  Polizeihoheit. 

Nicht  nur  wird  die  gesammte  Statspolizei  im  Namen 
und  unter  der  Oberleitung  des  Monarchen  geübt,  sondern 
es  darf  und  soll  auch  auf  diesem  Felde  der  politischen  Thä- 
tigkeit  der  Monarch  unter  Umstanden  persönlich  handeln. 
Indessen  wird  ein  persönliches  Eingreifen  hier  doch  nur 
ausnahmsweise  stattfinden,  theils  wenn  es  gilt  die  Sicher- 
heit des  States  vor  groszen  und  äuszersten  Gefahren  zu  retten, 
theils  wo  ein  persönliches  Einschreiten  dazu  dient,  die  ge- 
wöhnliche Thätigkeit  der  Polizeiorgane  zu  controliren,  wach 
und  rege  zu  erhalten  und  willkürlichen  Miszbrauch  zu 
schrecken.  Als  Regel  bedarf  aber  das  tägliche  Bedürfnißz 
mit  seinen  unendlichen  Ansprüchen  einer  unausgesetzten 
Sorge  besonderer  Beamten  und  Behörden,  weszhalb  denn 
das  Princip  und  der  Organismus  der  Polizei  in  dem  folgen- 
den Buche  besonders  zur  Sprache  kommen  wird. 


Siebenzehntes  Capitel. 

■  »■ 

5.  Die  Justizhoheit. 

In  der  alten  Welt  und  im  Mittelalter  war  der  König  in 
Per  so  n  oberster  Richter.  Auch  der  deutsche  König  hegte 
und  leitete  das  Fürstengericht.    Wohin  in  dem  Reiche  er 

•  Bundesverfassung  §.  90,  11.  §.  74,  9. 
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persönlich  kam ,  da  konnte  er  selber  zu  Gerichte  sitzen  und 
da  erbleichte  vor  ihm  jede  andere  Gerichtsgewalt. 1 

Das  ist  im  modernen  State  seit  den  letzten  Jahrhun- 
derten anders  geworden.  Alle  eigentliche  richterliche  Func- 
tion ist  der  persönlichen  Thätigkeit  und  selbst  dem 
Einflüsse  des  Königs  entzogen  und  an  Richter  über- 
tragen worden,  welche  zwar  von  ihm  ihr  Amt  ableiten  und 
in  seinem  Namen  das  Recht  handhaben,  aber  selbständig 
nicht  nach  seinem  Ermessen  und  Auftrag  handeln.  Der  Satz 
des  neuern  Statsrechts:  „Alle  Gerichtsbarkeit  geht 
vom  König  aus"  2  hat  somit  heute  einen  ganz  andern  viel 
beschränkteren  Sinn  als  in  früheren  Zeiten.  Aber  sinnlos, 
wie  Manche  meinen ,  ist  er  nicht.  Dem  Begriffe  der  Monar- 
chie widerstreitet  es,  dasz  irgend  eine  Amtsgewalt  im  State 
sei,  welche  dem  Monarchen  nicht  untergeordnet  wäre.  Die 
materielle  Abhängigkeit  der  Gerichte  in  Verwaltung  der 
Rechtspflege  freilich  ist  aufgegeben,  und  soll  es  sein,  weil 
hier  die  festen  Normen  des  Rechts  den  Richter  binden  und 
leiten ;  und  der  Einflusz  oder  die  Theil nähme  des  Monarchen 
selbst  würde  eher  die  Unbefangenheit  und  Unparteilichkeit 
des  Gerichtes  trüben  als  aufrecht  halten.    Seine  Macht  ist 

•  Sachsenspiegel  III.  26,  $.  1:  „Die  koning  is  geroene  Hehler« 
over  al.M  III.  52.  $.  2:  „Den  koning  küset  rann  to  richtere  over  egen, 
unde  len  unde  over  jewelkes  mannes  lif.  Die  keiser  mach  aver  in  allen 
landen  nicht  sin,  unde  al  nngerichte  nicht  richten  to  aller  tiet,  dar  umroe 
liet  he  den  vorsten  grafscap  unde  den  greven  scultheitdum."  III.  60  5.  2: 
„In  svelke  stat  des  rikes  de  koning  kumt  binnen  deme  rike,  dar  is  iiue 
ledich  raonte  (Münze)  unde  toln  (Zoll)  unde  dat  gerichte."  Mir  ist  es 
wahrscheinlich ,  dasz  dieser  Gedanke  des  Mittelalters  in  —  vielleicht  spä- 
terer —  Zukunft  nochmals  aufleben  wird.  Die  Kaiseridee  ist  ohne  ihn 
unvollständig.  8oll  der  Kaiser  den  Weltfrieden  schirmen  und  das  Unrecht 
auch  der  Mächtigen  beugen  und  bessern ,  so  mnsz  er  selbst  zu  Gericht 
sitzen  können.    Indessen  unsere  Zeit  ist  dafür  nicht  reif. 

*  Blaekstone  I.  7,  3.  Französische  Verf.  1815  §.  &7%  von  1852 
$.  7.  Bayerische  VIII.  $.  1.  In  der  preuszischen  und  österrei- 
chischen *von  1819  ist  derselbe  nicht  aufgenommen.  Diese  bestimmt 
§.  100:  „Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Reiche  aus.44 

Digitized  by  Google 


Siebenzehntes  Cnpiu-J.    5.  Die  Juslizhoheit. 


103 


so  jrrosz  und  glänzend,  du^z  die  Gerechtigkeit  von  ihr  ver- 
dunkelt und  verschoben  zu  werden  furchten  rnusz.  Aber 
die  Ableitung  aller  richterlichen  Amtsgewalt  von 
dem  Oberhaupte  des  Stat.s  und  die  formelle  Unterord- 
nung der  Richter  unter  dasselbe  wird  auch  in  der  consli- 
tutionellen  Monarchie  fortwahren«!  anerkannt. 11 

Im  Einzelnen  auszert  sich  die  Justizhoheit  des  Monar- 
chen noch  in  folgenden  Riehtungen  wirksam: 

a)  In  dem  Rechte  allgemeine  re  g  1  e  m  e  n  t  a  r  i  sc  h  e 
Vorschriften  zu  erlassen,  innerhalb  der  Schranken 
der  Verfassung  und  Gesetzgebung,  die  auch  die  Ge- 
richte zu  befolgen  haben. 

b)  In  dem  Rechte  die  Richter  zu  ernennen  und  ihnen 
die  Amtsgewalt  zu  verleihen.  Verschieden  von  der 
Stellung  der  Richter  ist  die  der  Urtheiler,  Schollen, 
Geschworenen ,  welche  keine  Amtsgewidt  üben,  sondern 
nur  das  Recht  im  einzelnen  Falle  linden  und  weisen. 
Daher  ist  es  auch  weder  nöthig  und  ubenlem  aus  Grün- 
den einer  unbefangenen  Rechtspflege  auch  nicht  gut, 
dasz  dieselben  von  der  Statsgewalt  bestellt  werden. 

c)  In  der  Form  der  gerichtlichen  Erkenntnisse ,  welche 
rim  Namen  des  Königs  verkündet  und  vollzogen  wer- 
den, worin  die  Idee,  dasz  die  statliche  Gerechtigkeit 
von  dem  Konige  geschirmt  werde,  veranschaulicht 
wird.  * 

d)  In  dem  Rechte  zur  V  i  *  i  t  a  t  in  u  über  die  Gerichte,  den 

3  Die  schwedische  Verfassung  von  1809  §.  17.  21  laszt  ausnahms- 
weise den  Konig  in  Person  nn  dem  höchsten  Trihunal  tlieilnehmen. 

*  Preuszi sehe  Verf.  §.  08:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Na- 
men des  Königs  durch  unabhängige,  keiner  nndern  Autorität  als  der  des 
Gesetzes  unterworfene  Gerichte  ausgeübt.  Die  Uriheile  werden  im  Nomen 
des  Königs  ausgefertigt  und  vollstreckt."  Bentham  schlagt  vor,  die 
Formel:  „de  par  le  roiu  umzuwandeln  in  „de  par  la  justice."  Aber  wesz- 
hnlb  sollte  nicht  die  Gerechtigkeit  in  dem  Konige  persönlich t  erscheinen 
dürfen? 
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Geschäftsgang,  die  Handhabung  der  Ordnung,  die  Pro- 
tokolle und  Acten  und  deren  Verwaltung,  welche  dem 
Justizministerium  Und  seinen  Organen  zukommt.  Dahin 
gehört  auch  die  Befugnisz,  sich  statistische  Berichte 
Uber  die  Geschäftsthätigkeit  geben  zu  lassen. 

e)  In  dem  Rechte  au  gerichtlicher  Verfolgung  we- 
gen Verbrechen  Auftrag  zu  geben,  welche  in  Fällen, 
wo  die  Sicherheit  und  die  Politik  des  States  betheiligt 
ist,  ohne  Schaden  dem  Einflüsse  auch  der  Regierung 
nicht  völlig  entzogen  werden  darf.  Ein  übermisziger 
Eifer  der  Statsanwälte,  in  deren  Gesichtskreise  höhere 
Statsrucksichten  nicht  Platz  finden,  kann  hier  eben  so 
schädlich  wirken  als  ein  zu  laxes  oder  furchtsames 
Verhalten  derselben,  und  das  Correctiv  für  beide  Feh- 
ler kann  nur  in  dem  Einflüsse  der  obersten  Statsge- 
walt  selbst,  welche  alle  Verhältnisse  freier  überblickt, 
gefunden  werden. 

f)  In  dem  Rechte,  eine  strafrichterliche  Untersuchung 
niederzuschlagen  (jus  aboliendi), 5  welches  zu  be- 
schränken immerhin  im  Interesse  der  Gerechtigkeit 
liegt. 

g)  In  dem  Rechte,  die  Strafe  zu  mildern  und  dem 
Begnadigungsrechte. 6  Es  ist  in  der  That  ein 
hoher  Vorzug  der  Monarchie,  dasz  in  ihr  auch  die 
Gnade,  wie  sie  einer  edeln  Menschenbrust  entquillt,  die 
unvermeidlichen  Härten  des  kalten  Rechts  zu  mildern 
und  das  starre  Gesetz  mit  den  mannichfaltig  wechseln- 
den Bedürfnissen  des  Lebens  zu  versöhnen  trachtet 

♦ 

5  Preuszische  Verf.  f.  49:  „Der  König  kann  bereits  eingeleitete 
Untersuch migen  nur  auf  Grund  eines  besondern  Gesetzes  niederschlugen.* 
Dagegen  bayerische  VIII.  $.  4:  „Der  König  kann  in  keinem  Falle  irgend 
eine  anhängige  Streitsache  oder  angefangene  Untersuchung  hemmen."" 

•  Biackstone  IV.  31,  2.  ßchwed  ische  Verf.  «.  23.  Holländi- 
sche §.  66.  Bayerische  III.  $.  4.  Belgische  $.  73.  Spanisthe 
S.  47,  3.    Preuszische  $.  49.    Französische  von  1862  $.  6, 
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ihren  Platz  findet  und  einem  Menschen  anvertraut  wird.7 
Der  König  selbst  kann  keine  Strafe  verhängen,  das  thut 
in  seinem  Namen  der  Richter  nach  dem  Gesetz.  Aber 
der  König  kann  selbst  Verzeihung  gewahren,  üebt  er 
die  Gnade  nicht  mit  weichlicher  Schlaffheit  sondern  mit 
weiser  Groszmuth  aus,  so  wird  dieselbe  auch  die  Ord- 
nung des  Rechts  nicht  auflösen,  sondern  befestigen. 8 

7  Shakspeare  im  Kaufmann  von  Venedig  IV.  1: 

„Die  Art  der  Gnade  weisz  von  keinem  Zwang. 
Sie  trau  feit,  wie  des  Himmels  milder  Regen, 
Zur  Erde  unter  ihr;  zwiefach  gesegnet: 
Sie  segnet  den  der  gibt  und  den  der  nimmt; 
Am  mächtigsten  im  Mächtigen  zieret  sie 
Den  Fürsten  auf  dem  Thron  mehr  als  die  Krone; 
Das  Scepter  zeigt  die  weltliche  Gewalt,  ' 
Das  Attribut  der  Würd'  und  Majestät, 
Worin  die  Furcht  und  Scheu  der  Kön'ge  sitzt. 
Doch  Gnad'  ist  Über  diese  Sceptermacht, 
Sie  thronet  in  dem  Herzen  des  Monarchen, 
Sie  ist  ein  Attribut  der  Gottheit  selbst, 
Und  ird'sche  Macht  kommt  göttlicher  am  nächsten, 
Wenn  Gnnde  bei  dem  Rechte  steht." 
*  Martin  Luther. in  den  Tischreden:  „Gnade  und  Recht  musz  ein 
Fürst  brauchen.  Denn  wo  eitel  Gnade  ist  und  der  Fürst  nicht  zürnt,  so 
wird  nicht  allein  der  Hof,  sondern  auch  das  Land  voll  böser  Buben,  geht 
alle  Zucht  und  Ehre  unter.    Wiederum  wo  eitel  oder  zu  viel  Zürnens 
und  Strafens  ist,  daraus  wird  Tyrannei  nnd  können  die  Frommen  nicht 
Athem  holen  -ron  taglicher  Furcht  und  Sorge.  Die  Heiden  sagen  :  Streng- 
stes  Recht  ist  grosztes  Unrecht.    Wiederum  mag  gesogt  werden  von  der 
Gnade:  Eitel  Gnade  ist  die  gröszte  Ungnade.    Gleichwie  ein  Vater  keine 
gröszere  unväterliche  That  an  seinem  Kinde  begehen  kann,  denn  dasz  er 
der  Rothe  spart  und  dem  Kindlein  seinen  Muthwillen  läazt,  denn  mit 
solcher  tbörichter  Liebe  zieht  er  zuletzt  dem  Henker  einen  Sohn."  Aehn- 
lich  der  Kurfürst  Maximilian  I.  in  den  Monita  ad  filium  bei  Adlz- 
reitter  Boicae  gentis  Annal.  III.  S.  616:  „Si  bcnignitate  oc  dementia 
dominatum  teraperaveris,  tibi  erunt  Candida  et  laeta  omni*.  Firmissimum 
atque  facillimum  imperium,  quo  obeÜentes  delectautur:  delectantur  autem 
et  non  tarn  tiraent  Principem  qua/0  timent  pro  Principe,  quando  eum. 
ad  vertun  t  afflictia  pareere,  vindictaa.ienitatem  admiscere,  non  dominationem 
et  servos  sed  RecCoremvet  civea  cogkare ,  Habere  subjeetos  in  oculis.  Tani 
principi  exota  est«  dement  multa  aupplicia  quam  medico  funera.  Ars 

■ 
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Auch  der  Act  der  Gnade  ist  übrigen»  ein  Act  mit  Rechts- 
wirkung und  bedarf  daher  in  der  constitutionellen  Mon- 
archie der  Contrasignatur  der  Minister. 

h)  In  dem  Bestä  tigungs rechte  bei  To desurt heilen, 
welche  ohne  die  persönliche  Gutheiszung  des  Monarchen 
nicht  vollstreckt  werden  dürfen;9  eine  un verwerfliche 
Garantie  für  das  Leben  der  Bürger. 

i)  In  der  Anordnung  und  dem  Befehle  zur  Execu- 
tion  der  Strafurtheile. 

k)  In  dem  Rechte,  Beschwerden  über  verweigerte  oder* 
verzögerte  Rechtspflege  anzunehmen  und  Förde- 
rungsbefehle (promotoriales)  und  sogenannte  Man- 
data  de  administrandajustitia  zu  erlassen ,  und  die  Hin- 
dernisse, welche  der  Handhabung  der  Rechtspflege  ent- 
gegenstehen ,  wegzuräumen. 
'  1)  In  dem  Rechte,  Moratorien  (induciae  moratoriae)  zu 
ertheilen.  Ein  bedenklicher  Eingriff  in  das  Privatrecht, 
aber  in  seltenen  Ausnahmsfällen  bei  groszer  Landesnot  Ii 
doch  unentbehrlieh ,  sollen  die  Schuldner  nicht  ohne 
Nutzen  dem  Andränge  gewissenloser  Gläubiger  geopfert 
werden.  Das  Institut  ist  aus  dem  römischen  Recht 
überliefert,  und  wurde  unter  der  früheren  deutschen 
Reichsverfassung  als  ein  kaiserliches  Reservatrecht  be- 
trachtet, dann  auch  von  den  Landesherren  und  nicht 
ganz  selten  miszbräuchlich  geübt.  Nothwendig  ist  es 
aber,  dasz  dieser  allerdings  nicht  völlig  zu  entbehrende 
theilweise  Rechtsstillstaud  (Justitium)  nur  mit  groszer 
Vorsicht  und  nur  in  wahrer  Noth  verstattet  werde;  da- 
her bedarf  es  schützender  Formen,  deren  Beachtung 
auch  das  Ermessen  des  Statsoberhauptes ,  oder  selbst 

enim  ac  laus  gubernantis  servare  potius  quam  perdere  descendendo  ad 
extreroa." 

•  Dasselbe  hängt  historisch  mit  der  Vorstellung  des  Mittelalters  *u- 
snramcn',  dass  das  Blutgericht  ein  specifisoh  königliches  Gericht  sei. 
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wo  dieses  Recht  nur  durch  ein  8pecialgesetz  ausgeübt 
werden  darf,  des  Gesetzgebers  beschränkt. 10 
Dagegen  ist  jede  Cabinetsjustiz  als  unzulässig  ver- 
worfen.11 

In  der  neuem  Republik  ist  die  Gerichtsbarkeit  ge- 
wöhnlich völlig  getrennt  von  der  Regierung  und  selbst  die 
formelle  Unterordnung  der  Gerichte  unter  diese  aufgehoben.12 
Von  der  frohem  JusUzhoheit  auf  Seite  des  Statsoberhauptes 
ist  darin  wenig  mehr  zurückgeblieben,  als  zuweilen  ein  Ein- 
flusz  auf  Besetzung  der  Richterstellen,  der  dann  aber  mehr 
zufällig  erscheint,  das  Recht  die  Verfolgung  von  Verbrechern 
einzuleiten  und  die  Pflicht ,  die  Urtheile  zu  vollstrecken. 13 


"  Vgl.  Zacharii  §.  176. 

"  MonUtquieu.  Esprit  des  Lois  VI.  5.  In  Deutschland  war  dieselbe 
schon  in  der  Reichs  Verfassung  verboten.  Wahlcapitul.  XVI.  $.  7:  „Wir 
wollen  dem  Proccsse  dieser  Reichsgerichte  seinen  stracken  Lauf,  auch 
keinem  vor  dem  andern  eingreifen  oder  Processe  avociren,  viel  weniger 
über  die  sententias  und  judicatas  camere  von  unserm  Reichsbolrathe  cog- 
nosciren  lassen,  dem  Kammergerichte  durch  keine  absonderliche  kaiser- 
liche Rescripte  die  Hände  binden  —  überhaupt  dem  Reichshofrath  und 
Kammergericht  keinen  Einhalt  thun,  noch  von  andern  im  Reiche  directe 
oder  indirecte  zu  geschehen,  gestatten."  §.  8.  „Insonderheit  wollen  wir 
an  das  Reichskammergericht  für  uns  allein  keine  Instruction  noch  In- 
hibitionen, eben  so  wenig  auch  in  particulari  an  Unscrn  und  des  Reichs 
Kammerrichter  in  Justizsachen  keine  Verfügung  noch  auch  Rescripte  auf 
Einsendung  der  Protocollorum  pleni  et  senatum  erlassen.  Wiener 
ßchlusiacte  von  1820  ft.  29  und  Bundesbeschluss  vom  7.  Oct  1830. 

"  Das  Wort  von  Montesquieu  (Esprit  des  Lois  XI.  6):  „11  ny  a 
point  encore  de  liberle  si  Ja  puissance  de  jnger  n'est  pas  separee  de  la 
pnisaance  legislative  et  de  l'execntrice.  8i  eile  etait  jointe  a  la  puissance 
ezecutrice,  le  juge  ponrrait  avoir  la  force  d'un  oppresseur"  fand  in  Nord- 
amerika einen  fruchtbaren  Boden,  und  es  genügte  den  Nordamerikanern 
nicht,  die  eigentliche  Rechtspflege  unabhängig  von  der  Regierung  zu 
stellen,  sondern  sie  wollten  die  Gerichtsgewalt  in  jeder  Beziehung  von 
der  Regierungsgewalt  trennen  und  dieser  als  einer  gleichen  Statsmacht 
neben  ordnen.  Dieser  Gedanke  wurde  denn  auch  in  den  neueren  Schweizer- 
verfassungen nachgebildet. 

"  Ausnahmsweise  hat  der  Präsident  der  Vereinigten  Staten 
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6.  Die  Finaiuhoheit.    7.  Die  Oberaufsicht.   8.  Die  Sorge  für  die 

Culturverhältnisse. 

6.  Die  Pinsnzhobeit. 

Die  Sorge  für  Bestreitung  der  Statsbedürfnisse,  und  zu 
diesem  Behuf  die  Verwaltung  des  Statsvermögens ,  der  Be- 
zug der  Statseinkttnfte,  die  Verwendung  derselben  für  die 
öffentlichen  Bedürfnisse,  der  Voranschlag  und  die  Statsrech- 
nung  ist  wieder  so  organisirt,  dasz  der  Regent  an  der  Spitze 
dieser  gesaramten  Verwaltung  steht.  In  dieser  Beziehung 
unterscheidet  sich  die  Republik  wenig  von  der  Monarchie. 
Auch  jene  erkennt  das  Bedürfnisz  einer  einheitlich  geregel- 
ten und  ausgebildeten  Verwaltung,  und  ist,  wo  es  sich  um 
diese  handelt,  nicht  so  eifersüchtig  als  wo  die  eigentliche 
Regierung  ihre  Autorität  zu  äuszern  sucht 

7.  Das  Obersufoichtsrccht. 

Das  Recht  zur  Oberaufsicht  unterscheidet  sich  von  den 
übrigen  Regierungsrechteii,  dasz  in  ihm  das  befehlende,  ord- 
nende und  schirmende,  d.  h.  das  eigentliche  Regierungsele- 
ment nur  mittelbar  in  zweiter  Linie,  in  erster  dagegen  nur 
die  reeeptive  Eigenschaft  der  Kennt niszn ahme  von  den 
bestehenden  Zuständen  offenbar  wird.  Die  Oberaufsicht  er- 
streckt sich  daher  auch  über  den  Organismus  und  die  Tha- 
tigkeit  der  Statsbehörden  und  Beamten  hinaus  auf  Verhält- 
nisse und  Personen,  welche  wesentlich  selbständig  und  von 
der  Anordnung  des  States  unabhängig  sind. 

Im  Allgemeinen  ist  die  Statsgewalt  berechtigt,  von  allen 

(Verf.  II.  3)  doch  das  Recht  der  Strafmilderung  und  Begnadigung, 
auszer  im  Fall  der  Ankluge  gegen  die  Slatsverwaltung;  ebenso  der  fran- 
zösische Präsident  (Verf.  §.  55),  nicht  aber  die  schweizerischen  Re- 
gierungen. 
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Erscheinungen  Kenntnisz  zu  nehmen,  welche  in  dem  State- 
gebiete  sichtbar  werden,  insofern  die  Interessen  oder  das 
Recht  des  States  durch  dieselben  betroffen  werden.  Die 
Regierung  musz  dafür  gleichsam  ihr  Auge  offen  haben, 
damit  sie  rechtzeitig  veranlaszt  werde,  die  angemessenen 
Maszregeln  einzuleiten  und  anzuordnen,  um  Schaden  von 
dem  State  abzuwenden  und  die  Wohlfahrt  desselben  zu 
fördern. 

Das  Institut  der  königlichen  Sendboten  in  der  frän- 
kischen Monarchie  und  die  statistischen  Bureaus  in 
unsern  Tagen  sind  Einrichtungen,  welche  zur  Ausübung 
dieses  Rechts  dienen;  auch  die  erslere  d.  h.  Absendung  von 
Regierungscommissarien  in  die  verschiedenen  Provinzen  und 
Kreise,  um  sich  auszerhalb  der  gewöhnlichen  bureaukra- 
tischen  Ordnung  durch  persönliche  Anschauung  von  den 
Zuständen  zu  unterrichten,  darf  dem  modernen  Stat  nicht 
fremd  bleiben.  Freilich  soll  sich  der  Stat  davor  hüten,  in 
die  Geheimnisse  des  Privat-  und  Familienlebens  sich  einzu- 
drängen, und  die  persönliche  Freiheit  durch  eine  unwürdige 
und  belästigende  Aufpasserei  und  Spionerei  zu  stören  und 
zu  beängstigen;  auch  darf  der  Stat  nicht  unerlaubte  Mittel 
wählen,  um  die  Aufschlüsse  zu  erhalten  deren  er  bedarf, 
und  das  Aufsichtsrecht,  das  ihm  zusteht,  nicht  zu  eiuer  Be- 
vormundung steigern,  die  ihm  nicht  zukommt. 

Im  Besondern  ist  hervorzuheben  die  Oberaufsicht  über 
die  Gemeinden,  Corp  orationen,  A  c  tien  gesell  Schäf- 
ten und  Stiftungen;  die  Zustimmung  zu  deren  Entstehung 
ist  nöthig,  wo  öffentliche  Interessen  betheiligt  sind,  aber 
entbehrlich,  wo  die  Verbindung  der  Individuen  und  die 
Stiftung  ein  rein  privatrechtliches  Dasein  hat,  ohne  Bezug  auf 
die  Statsordnung  oder  den  öffentlichen  Credit.  1 

•  Das  römische  Recht  der  Kaiserzeit  beschränkt  in  diesen  Dingen  die 
Freiheit  des  Privatlebens  mehr  als  das  Interesse  des  State  es  erfordert. 
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8.  Die  Sorge  für  die  Culturvcrhältnisse. 

Dahin  gehört  die  Beziehung  des  States  zur  Erziehung, 
die  Sorge  für  die  Schule  und  öffentliche  Bildungsanstalten, 
zur  Wissenschaft  und  Kunst,  deren  Wesen  zwar  nicht  vom 
State  bestimmt  wird,  deren  mächtigen  Einflusz  auf  die  öffent- 
liche Wohlfahrt  der  Stat  aber  zu  überwachen  und  in  dieser 
Beziehung  auf  den  rechten  Bahnen  zu  erhalten  Recht  und 
Pflicht  der  Regierung  ist 

Aber  auch  das  Verhältnisz  des  States  zur  Kirche  ge- 
hört hierher,  der  gröszten  und  innerlich  selbstfindigsten  Ge- 
meinschaft in  und  neben  dem  State. 

Das  neunte  Buch  ist  diesen  Beziehungen  gewidmet. 


Neunzehntes  Capitel. 

9.  Formen  der  Ausübung.   Verordnung  und  Befehl. 

Durch  die  bisher  genannten  Rechte  wird  der  Inhalt  der 
Regierungsgewalt  keineswegs  erschöpft.  Jene  sind  einzelne 
Ausflüsse  der  Machtfülle,  welche  in  dieser  als  einer  uner- 
schöpflichen Quelle  je  nach  dem  Bedürfnisse  des  States  fort- 
sprudelt, und  wenn  dasselbe  es  erheischt,  auch  in  neuer 
Richtung  ausströmt. 

Formell  wird  die  Regierungsgewalt  ausgeübt: 

a)  durch  Erlassung  von  allgemeinen  Verordnungen 
(jus  edicendi)  ', 

b)  durch  Erlassung  von  Anordn  ungen,  Befehlen  und 
Verboten  im  einzelnen  Fall  (jus  jubendi). 

Von  den  ersteren  war  schon  oben  die  Rede.1  In  dem 
letzteren  Recht  äuszert  sich  auch  formell  das  eigentliche 

'  Buch  V.  Cap.  8. 
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Wesen  der  Regierungsgewalt.  Es  ist  eine  krankhafte  und 
schwächliche  Vorstellung  unserer  Zeit,  welche  in  der  Regie- 
rung nur  eine  Verwaltung  sehen  will  und  die  entschei- 
dende Kraft  des  etatlichen  Befehls  in  einen  vagen  und 
schwankenden  Ein  flu  sz  und  Rath  der  Regierung  ab- 
schwächen möchte.  Soweit  der  Stat  in  seinem  Rechte  ist, 
darf  und  soll  die  Regierung  nicht  blosz  wünschen,  ermahnen, 
empfehlen,  sondern  das  Erforderliche  bestimmt  anordnen 
und  ihren  Anordnungen  auch  den  Vollzug  sichern. 2  Hieher 
gehören  Befehle,  Aufträge,  Rescripte,  Concessio- 
nen,  Banne,  Verbote  u.  s.  f. 

Beschränkt  ist  die  Regierung  in  der  Ausübung  dieses 
Anordnungsrechtes  durch  die  bestehende  Verfassung,  Ge- 
setzgebung und  Rechtsordnung  überhaupt,  innerhalb 
welcher  sie  sich  bewegen  musz,  die  sie  nicht  verletzen  darf. 
Veranlaszt  wird  sie  zu  ihrer  Anordnung  durch  das  Bedürf- 
nisz  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  und  bestimmt  zu  dem  Inhalt 
derselben  durch  die  Rücksicht  auf  die  Tauglichkeit  der  er- 
laubten Mittel  zu  dessen  Befriedigung. 

Jene  Beschränkung  läszt  sich  mit  Bezug  auf  die  Regie- 
rungsgewalt  leichter,  auch  äuszerlich  eher  festhalten,  als  ge- 
genüber der  Gesetzgebung.  Insbesondere  sind  die  Gerichte 
innerhalb  ihrer  eigenen  Com petenz  nicht  gebunden,  bei  Ent- 
scheidung von  Processen,  Verordnungen  oder  Befehlen  der 
Regierung,  welche,  sei  es  formell,  sei  es  in  ihrem  Inhalte, 
widerrechtlich  sind,  als  rechtsgültig  anzusehen  und  ihr  Ur- 
theil  darauf  zu  begründen.  Vielmehr  sollen  sie,  soweit  ihre 

'  Washington,  von  Nalur  jeder  willkürlichen  Slatsgewalt  abge- 
neigt, hat  dennoch  dieses  Bedürf  nisz  wohl  gefühlt  und  scharf  bezeichnet. 
Brief  vom  31.  Oct.  1786:  „Sie  reden  davon,  wir  sollen  unsern  Einflnsz 
ausüben,  um  die  gegenwärtigen  Unruhen  in  Massachusetts  zu  beschwich- 
tigen. Ich  weisz  nicht,  wo  dieser  Eioflusz  zu  finden  ist,  und  wenn  er 
möglich  wäre,  wäre  er  denn  für  so  arge  Unordnung  ein  passendes  Heil- 
mittel? Einflusz  ist  keineswegs  Regierung.-  Vgl.  8tory  III.  37. 
§.  124. 
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Oompetenz  reicht,  die  bestehende  Rechtsordnung  auch  wider 
den  Willen  der  Regierung  schützen.  Auf  der  andern  Seite 
ober  dürfen  sich  die  Gerichte  ebenso  wenig  zu  Aufsichts- 
und  ControlbehÖrden  Uber  die  Regierungsbeschlüsse  eigen- 
mächtig erheben,  noch  sind  gegen  jede  Verordnung  oder 
jeden  Befehl  der  Regierung,  deren  Form  oder  Inhalt  einem 
Gesetze  zuwiderläuft,  prozessualische  Rechtsmittel  zulässig. 
Eine  Berufung  von  den  Verfügungen  der  Regierung  an  die 
Gerichte  ist  somit  in  der  Regel  nicht  gestattet. 3 

Die  untern  Regier un gsbehörden  dagegen  sind  in 
der  Regel  verpflichtet,  auch  die  dem  Inhalte  nach  wider- 
rechtlichen Verfügungen  der  ihnen  vorgesetzten  Regierung 
innerhalb  ihres  AnitsUreises  zu  befolgen,  denn  jene  haben 
keine  von  dieser  unabhängige  Stellung,  sondern  sind  ihr 
vollständig  untergeordnet.  Aus  diesem  Grunde  haben  denn 
auch  sie  nicht  die  Verantwortlichkeit  für  solche  Beschlüsse 
zu  tragen,  sondern  nur  die  Regierung  selbst,  beziehungs- 
weise das  Ministerium ,  von  welchem  dieselben  ausgehen. 4 

Ausnahmen  von  diesen  Regeln  können  durch  die  Ver- 
fassung oder  das  Gesetz  für  einzelne  Fälle  begründet  sein. 


Zwanzigstes  Capitel. 

10.  Die  Ausnahmsgewalt  der  Regierung.  Statsnothrecht. 

Der  Stat  ist  ein  Wesen  von  so  hoher  Art,  dasz  die  Er- 
haltung seiner  Existenz,  für  welche  zu  sorgen  die  erste 
Pflicht  der  Regierung  ist,  im  Nothfall  auch  eine  wirkliche 
Verletzung  des  individuellen  Rechtes  und  der  bestehenden 

3  Die  genauere  Erörterung  dieser  Fragen  wird  unter  Buch  V1IL 
Cap.  5.  folgen. 

4  Vgl.  noch  Buch  VII.  C.  3. 


i 
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Ordnung  zu  rechtfertigen  vermag.  Wenn  es  wirklich  gilt,  den 
Stat  zu  retten  und  die  Rettung  nicht  möglich  ist  ohne  Ein- 
griff in  vorhandene  Rechte  der  Privaten  oder  selbst  ganzer 
Classen  der  Bevölkerung,  so  kann  und  darf  die  Regierung 
nicht,  um  diese  zu  schonen,  jenen  untergehen  lassen,  son- 
dern soll,  den  Grundsatz  vor  Augen:  „salus  populi  suprema 
lex  esto,u  alles  das  thun,  was  zur  Erhaltung  und  Rettung 
des  States  nöthig  ist. 

1.  Darauf  beruht  die  sogenannte  Ausnahmsgewalt, 
das  Nothrecht  der  Regierung,  welches  dem  Nothrecht 
des  Volks  entspricht.  Allerdings  ist  dieselbe  nicht  ohne 
Gefahr  für  Recht  und  Freiheit,  und  würde  sie  zur  Regel 
erhoben  für  die  Ausübung  der  Reglerungsgewalt,  so  wäre 
das  eine  absolute  Gewalt,  welche  zur  Tyrannei  führen 
roüszte.  Aber  trotzdem  ist  dieselbe  als  Ausnahme  in 
Noth fällen  geradezu  unentbehrlich,  soll  nicht  das  Ganze 
dem  Theil  geopfert  werden.  Um  das  Schiff  im  Sturme  zu 
retten,  wird  ein  tüchtiger  Capitän  ohne  Scheu  das  Eigen- 
thum seiner  Passagiere  den  empörten  Wellen  preisgeben; 
um  einer  Armee  zum  Siege  in  der  Schlacht  oder  zu  sicherni 
Rückzüge  zu  verhelfen,  wird  der  Feldherr  einzelne  Bataillone, 
wenn  das  das  einzige  Mittel  ist,  dem  sichern  Tode  aussetzen. 
Der  Statsmann,  der  Regent  kann  nicht  anders  handeln, 
wenn  die  zwingende  Noth  über  den  Stat  einbricht. 

Politisch  begabte  Völker  haben  das  jederzeit  anerkannt, 
und  durch  ihre  Verfassung  selbst  zum  voraus  für  eine  solche 
Ausnahmsgewalt  gesorgt.  Das  war  der  Gedanke  der  römi- 
schen Dictatur  und  jener  berühmten  Formel:  Videant  con- 
sules  ne  quid  detrimenti  capiat  respublica.  In  Venedig 
hatten  ebenso  einige  wenige  Räthe  die  Macht,  in  Nothfällen 
dringende  Beschlüsse  zur  Rettung  des  States  zu  fassen.  Das 
ist  der  Sinn  der  Suspension  der  Habeas-Corpus-Acte 
in  England,  der  Verhängung  des  Belagerungszustandes 
und  des  Stand  rechtes  auf  dem  Continent. 

Bl untsch Ii.  allgemeines  StaUrecht.  11.  8 
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Weder  Monarchien  noch  Republiken 1  sind  davor  sicher, 
nie  in  solche  Noth  zu  kommen.  Dadurch  dasz  für  die  Aus- 
nahmsgewalt in  der  Verfassung  nicht  oder  ungenügend  ge- 
sorgt wird  —  und  in  manchen  Staten  hat  die  Furcht  vor 
Miszbrauch  zu  der  Nichtanerkennung  derselben  verleitet  — 
wird  die  Noth  selber  dem  State  nicht  erspart-,  die  Mittel 
aber  ihr  zu  liegegncn  sind  erschwert.  Energische  Stats- 
männer,  welche  die  Regierung  des  States  leiten,  werden 
freilich  auch  unter  dieser  Voraussetzung  das  Naturgesetz 

1  Macliiavelli  zu  Liriiis  I.  34:  „Republiken,  weiche  in  dringender 
Gefahr  nicht  zur  dilatorischen  oder  einer  ähnlichen  Gewalt  ihre  Zuflucht 
nehmen,  werden  bei  Ereignissen  von  groszer  Bedeutung  zu  Grunde  gehen. 
Die  römische  Dictatur,  so  lange  sie  der  Verfassung  geinäsz  gegeben  und 
nicht  mit  Gewalt  genommen  wurde,  war  der  Stadt  immer  heilsam.*4  Die 
extreme  Politik  —  und  hierin  haben  die  revolutionäre  und  die  despotische 
grosse  Aehiilichkeit  mit  einander  —  war  im  Interesse  nicht  blosz  des 
•States  sondern  ihrer  Parteiherrschaft  von  jeher  eifrig  in  der  Benutzung 
und  in  Übermasziger  Ausdehnung  dieses  Rechtes;  wie  denn  überhaupt  die 
menschliche  leiden  Schaft  durch  die  Schranken  des  Rechts  nur  schwer 
zurückgehallen  wird.  Mirabeau  hat  die  Allgewalt  der  französischen 
Nationalversammlung  mit  Hinweisnng  auf  jenes  Nothrecht  vertheidigt 
(Thiers,  Revoi.  frane.  I.  150)  in  jener  merkwürdigen  Entgegnung  au 
Maury:  „Man  fragt,  seit  wann  die  Abgeordneten  de*  Volkes  zur  Natio- 
nalversammlung geworden  sind?  Ich  antworte:  An  dem  Tage,  als  sieden 
Zutritt  zu  ihren  Sitzungen  von  Soldaten  versperrt  fanden  und  an  dem 
ersten  Orte,  wo  sie  bich  versammeln  konnten,  zusammen  kamen,  und 
schwuren  eher  zu  sterben  als  die  Rechte  der  Nation  zu  rerrathen  und 
aufzugeben.  Unsere  Vollmachten,  von  welcher  Art  sie  vorher  sein  moch- 
ten, haben  au  diesem  Tage  ihre  Natur  verändert.  Wie  auch  die  von  uns 
geübte  Macht  beschaffen  ist,  unsere  Anstrengungen,  unsere  Arbeiten  haben 
dieselbe  legilimirt,  und  die  Zustimmung  der  ganzen  Nation  hat  6ie  ge- 
heiligt. Ihr  erinnert  Euch  alle  an  das  Wort  jeues  groszen  Römers,  wel- 
cher die  legalen  Formen  verletzt  hatte,  um  das  Vaterland  zu  retten. 
Meine  Herren,  ich  schwöre,  dasz  Ihr  Frankreich  gerettet  habt."  Mit  ähn- 
lichen Gründen  wurde  freilich  auch  die  Einsetzung  eines  Comüi  du  Salut 
fmWtcCWobIfahrtsausschuss)  unseligen  Andenkens  vertheidigt.  Und 
Napoleon  I.  hat  ebenso  obschou  mit  besserem  Rechte,  seine  Usurpation 
*om  18.  Brnraaire  begründet.  Insofern  der  Grund  wahr  ist,  ist  er  auch 
Kecht,  wenn  er  bloszer  Vorwand  und  Lüge  ist,  dann  ist  er  Unrecht.  La* 
Com,  Mrm.  IV.  S.  302. 
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höher  achten  als  die  geschriebene  Verfassung,  und  trotz  ihrer 
legalen  Verantwortlichkeit  eher  selber  untergehen,  als  den 
8 tat  verderben  lassen.  Aber  sie  werden  viel  gröszere  Schwie- 
rigkeiten zu  überwinden  haben,  da  auch  die  formelle  Lega- 
litat ihrer  Befehle  und  Anordnungen  angefochten  werden 
kann,  als  wenn  sie  ausnahmsweise  mit  einer  dilatorischen 
<5ewalt  ausgerüstet  worden  sind.  Schwächere  Naturen  wer- 
den dagegen  nicht  wagen,  was  die  Noth  fordert,  zu  thun, 
und  rettungslos  wird  der  Stat  der  äuszern  oder  innern  Ge- 
fahr erliegen. 

2.  Damit  das  Ausnahmsrecht  zur  Anwendung  komme, 
tuusz  eine  wirkliche  Noth,  oder  wenigstens  eine  dringende 
Gefahr  solcher  Noth  des  States  vorhanden  sein.  Das  blosze 
Interesse  au  der  höheren  Wohlfahrt  desselben  rechtfer- 
tigt dasselbe  keineswegs;  denn  wäre  jenes  schon  genügend, 
so  würde  die  Ausnahme  zur  Regel  erhoben,  die  allgemeine 
Rechtsordnung  stäten  Erschütterungen  preisgegeben  und  die 
Freiheit  jeder  Sicherheit  beraubt.  Für  jenes  zu  sorgen  ist 
die  regelmäßige  Pflicht  der  Regierung,  aber  zugleich  soll 
diese  Sorge  mit  Beachtung  der  bestehenden  Rechte  geübt 
werden. 

Einzelne  Verfassungen  haben  für  amtliche  Consta tirung 
solcher  Noth  nähere  Bestimmungen  getroffeu ,  in  der  Absicht, 
die  Ansnahmszustande  möglichst  zu  beschränken.  In  Rom 
war  ein  Senatsbesch lusz  erforderlich,  in  England  bedarf 
es  sogar  eines  Parlamentsactes ,  durch  den  allein  die  Habeas- 
Corpus -Acte  suspendirt  werden  kann.2  Nach  der  franzö- 
sischen Verfassung  von  1848  §.  106  kann  der  Belagerungs- 
zustand nur  in  den  gesetzlich  bezeichneten  Fällen  erklärt 
werden.  Die  preuszische  (§.111)  spricht  nur  von  Krieg 
und  Aufruhr  als  von  Nothfällen,  in  denen  einzelne  Be- 
stimmungen der  Verfassung  auszer  Kraft  gesetzt  werden 

3  Blackstone  I.  1,  2. 
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können.  Die  Praxis  der  Statsmänner  und  der  Minister  hat 
sich  indessen  durch  diese  Beschränkung  nicht  yon  weitern 
nothwendig  erscheinenden  Maszregeln  zur  Rettung  des  State 
abhalten  lassen. 

Wo  es  an  besondern  Vorschriften  fehlt,  ist  anzunehmen, 
dasz  der  Entscheid  darüber  dem  Statsoberhaupt  zustehe, 
freilich  in  der  constitutionellen  Monarchie  unter  Verantwort- 
lichkeit des  contrasignirenden  Ministers,  schicklicherweise 
auch  nach  Vernehmung  des  Statsrathes.  Dem  Statsoberhaupt 
und  nicht  dem  repräsentativen  Körper,  welcher  theils  in  der 
Noth  vielleicht  nicht  einmal  anwesend  ist,  theils  nicht  den 
Beruf  und  die  Fähigkeit  hat,  dringende  momentane  Bedürf- 
nisse zu  beurtheilen  und  die  geeigneten  Mittel  für  ihre  Be- 
friedigung zu  bestimmen.  Den  Kammern  aber  gebührt  anch 
hier  die  Controle  über  die  Ausübung  dieses  immerhin  bedenk- 
lichen Rechtes,  welches  leichter  als  irgend  ein  regelmässiges 
Recht  der  Regierung  zu  Gewaltthat  und  Unterdrückung,  die 
durch  keine  Noth  erfordert  wird ,  miszbraucht  werden  kann, 
und  in  neuester  Zeit  —  vorzüglich  in  Deutschland  —  misz- 
braucht worden  ist. 

3.  So  lange  die  verfassungsmäszigen  und  gesetzlichen 
Mittel  der  Statsgewalt  ausreichen,  um  der  Noth  zu  wider- 
stehen und  trotz  der  Noth  den  Stat  und  die  öffentliche  Ord- 
nung zu  wahren,  so  lange  wird  keine  Ausnahmsgewalt  be- 
gründet. In  demselben  Verhältnisz,  in  welchem  die  drohen- 
den Gefahren  der  Zukunft  vorhergesehen  und  für  gesetz- 
liche Hülfe  gesorgt  wird,  verengert  sich  der  Bereich  des 
Nothrechts.  Wo  das  Recht  der  Regierung,  ausnahmsweise 
provisorische  Gesetze  zu  erlassen,  in  der  Verfassung  aner- 
kannt ist,  wie  z.  B.  in  Preuszen,  da  ist  dasselbe  keine  An- 
wendung des  Statsnoth rechts  im  engem  Sinne  mehr,  son- 
dern eine  vorher  bestimmte  und  durch  die  übrige  Verfassung 
und  Gesetzgebung  begränzte  gesetzgeberische  Competenz  des 
Statshaupts. 
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4.  Wenn  nicht  für  Nothfälle  eine  besondere  Magistratur, 
wie  die  römische  Dictatur  geordnet  ist,  so  versteht  es  sich, 
dasz  dieselbe  nur  von  dem  8tatsoberhaupte  selbst,  nicht 
von  untergeordneten  8tatsbehörden  ausgeübt  werden 
darf.  Nur  wo  ein  augenblickliches  Einschreiten,  z.  B.  bei 
plötzlicher  Ueberraschung  durch  eine  feindliche  Macht,  un- 
vermeidlich ist  zu  vorläufiger  Verteidigung  des  Stats,  können 
auch  diese,  ja  sogar  Privaten,  wenn  es  noth  thut,  im  Ver- 
trauen auf  die  Billigung  der  Statsregierung  und  unter  Mit- 
theilung des  Geschehenen  an  diese  zum  Behuf  näherer  Be- 
fehle provisorisch  handeln.9 

Ist  aber  die  Unfähigkeit  des  Statshaupteä  selbst  die 
Ursache  der  Noth,  dann  bedarf  es  des  ergänzenden  Ein- 
schreitens der  zunächst  berufenen  Autoritäten,  wie  der  Mi- 
nister, der  Kammern,  unter  Umständen  eines  Feldherrn. 

5.  Die  Maszregeln  werden  durch  den  Zweck,  d.  h. 
die  Abwendung  des  dem  State  drohenden  8chadens  sowohl 
bestimmt  als  begränzt. 

In  der  ersteren  Beziehung  ist  es  ein  vergebliches  Be- 
mühen ,  dieselben  zum  Voraus  bezeichnen  zu  wollen.  Die 
Noth  kann  eine  Suspension  und  sogar  eine  Aufhebung  po- 
litischer oder  eine  Verletzung  von  Privatrechten  recht- 
fertigen. Die  erstere,  z.  B.  das  Verbot  von  politischen  Ver- 
sammlungen und  Vereinen,  die  Suspension  der  Preszfreiheit, 
die  Anordnung  auszerordentlicher  Gerichte  wird,  eben  weil 
die  Noth  zunächst  von  politischer  Natur  ist,  noch  eher  er- 
fordert, als  die  Verletzung  des  Privateigenthums  oder  die 
Beschränkung  des  Geschäftsverkehrs  und  der  Privatfreiheit. 
Dem  höchsten  Rechte  der  Existenz  des  ßtats  musz  aber  in 
der  Noth  jedes  andere  damit  nicht  verträgliche  Recht  weichen. 

Aus  der  zweiten  Beziehung  ergeben  sich  die  natürlichen 
Schranken  dieses  Hechts: 

•  Zachariä,  D.  St,  R.  §.  152.  Ein  groszartigea ,  von  dem  Könige 
wohl  gewürdigtes  Beispiel  hat  der  preuszische  General  York  1812  gegeben. 
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a)  Die  zu  treffenden  Maszregeln  dürfen  nicht  härter, 
die  damit  verbundene  Verletzung  oder  Beschränkung 
bestehender  Rechte  insbesondere  nicht  grösser  sein, 
als  der  zu  erreichende  Zweck  es  durchaus  erfordert 

b)  Dieselben  dürfen  auch  nicht  länger  dauern,  als  die 
Abwendung  der  Noth  es  erheischt.  In  manchen  Staten 
ist  daher  die  dilatorische  Gewalt  durch  bestimmte 
kurze  Zeitperioden  begränzt  worden,  um  so  der  Gefahr, 
dasz  die  Ausnahmsgewalt  bleibend  und  deszhalb  zum 
Despotismus  werde,  zu  begegnen. 

c)  Wo  blosz  provisorische  Maszregeln  ausreichen,  sind 
keine  definitiven  zu  verfügen,  und  immer  mnsz  der 
regelmäszigen  Gesetzgebung  das  Recht  vorbehalten 
sein,  auch  jene  zu  uberwachen  und  für  möglichst  bal- 
dige und  völlige  Herstellung  des  gewohnten  Rechtszu- 
standes zu  sorgen.  Das  gilt  ganz  vorzüglich  von  pro- 
visorischen allgemeinen  Verordnungen,  welche  während 
des  Nothstandes  eingeführt  werden. 

d)  Niemals  darf  die  Ausnahmsgewalt  bis  zur  Aufhebung 
der  Verantwortlichkeit  der  leitenden  Minister  auch 
für  die  Ausnahmsverfügungen  ausgedehnt  werden,  denn 
das  wäre  keine  Maszregel  wider  die  Noth,  sondern 
die  Ausbeutung  der  Noth  im  Interesse  der  Willkür. 
Im  Gegentheil  je  eingreifender  das  Nothrecht  geübt 
wird ,  desto  gröszer  wird  auch  die  Pflicht  der  handeln* 
den  Persouen,  für  die  Noth  wendigkeit  ihrer  Maszregeln 
Rechenschaft  zu  geben,  und  die  Verantwortlichkeit 
derselben  zu  tragen. 

e)  In  der  Regel  darf  auf  solchem  Wege  auch  kein  neues 
dauerndes  Recht  geschaffen,  sondern  es  soll  nur 
die  Verletzung  des  vorhandenen  Rechts  aus  Noth 
entschuldigt  werden.  „Rechte  zu  verletzen  kann  wohl 
die  Noth  gebieterisch  erheischen,  nie  aber  das  Unrecht 
formell  (und  dauernd)  an  die  Stelle  des  Rechts 
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zu  setzen.*  1  Das  Ausnahmsreclit  ist  nur  für  den  Aus- 
nahmsstand da,  nicht  aber  um  neues  Regelrecht 
zu  schafien.  Daher  ist  die  Begründung  neuer  Privat- 
rechte durch  einen  Machtspruch,  die  Verhängung  einer 
Strafe  ohne  richterliche  Verhandlung  und  Benrtheilung, 
ganz  besonders  aber  die  dauernde  Umgestaltung  der 
8tats Verfassung  in  der  Regel  nicht  als  Ausübung  des 
Nothrechts  zu  rechtfertigen.  Indessen  gilt  das  doch 
wieder  nur  als  Regel.  Soweit  die  wahrhafte  Noth 
reicht,  so  weit  musz  auch  das  Mittel  reichen  ihr  zu 
begegnen.  Wenn  der  Grund  des  Nothstandes  in  der 
Verfassung  selber  liegt  und  diese  keine  verfassungs- 
mäszige  Hülfe  darbietet  —  das  aber  ist  in  unseren 
von  heftigen  Revolutionen  und  Reacüonen  hin  und 
her  geworfenen  Verfassungszuständeu  nicht  selten  der 
Fall  — :  so  musz  wer  den  Stat  retten  will,  auch  die 
nöthigen  Aenderungen  in  der  Verfassung  selbst  vor- 
läufig vornehmen  und  ins  Leben  führen.  Den  fort- 
bestehenden Gewalten,  beziehungsweise  dein  hergestell- 
ten Volks-  und  Statskörper  steht  es  dann  zu,  auch 
diese  Veränderung  zu  controliren  und  den  vorüber* 
gehenden  Eingriff  in  das  bestehende  Recht  als  Fort- 
bildung neuen  Rechtes  anzuerkennen  und  gutzuheiszen.5 

«  Zacharia,  D.  St.  R.  II.  S.  153. 

*  Der  König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preuszen  hat  im  Jahre  1849 
and  der  Präsident  Louis  NnjtoleOn  hat  am  2*  Dec.  1851  «ich  auf  diese 
Ausnahme  berufen,  jener,  indem  er  die  zweite  Kammer  aufhob  und  ein 
neues  Wahlgesetz  octroyirte,  dieser:  indem  er  die  Nationalversammlung 
auflöste  und  dem  französischen  Volk  eine  neue  Verfassung  vorschlug.  Wie 
verschieden  man  auch  darüber  denken  mag,  ob  das  eine  richtige  oder 
niisz  brauch  liehe  Anwendung  des  Nothrechts  gewesen  sei,  das  läszt  sich 
nicht  läugneu,  dasz  sowohl  das  prenszische  als  das  französische  Volk 
dieselbe  hinterdrein  gebilligt  und  legitimirt  hat. 
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Die  Arten  und  die  rechtliche  Natur  des  StaUdienstes. 

1.  Die  Ausbildung  des  Begriffs  des  Statsdienstes 
gehört  vorzugsweise  der  neueren  Statsentwicklung  an.  Im 
Mittelalter  war  derselbe  durch  eine  unpassende  Beimischung 
privatrechtlicher,  später  auch  absoluter  Vorstellungen  viel- 
fach getrübt.  Der  Ausdruck  Statsdienst  bezeichnet  gut  die 
beiden  Haupteigenschaften  desselben,  nämlich  die  Begrün- 
dung desselben  durch  einen  besondern  Auftrag  der 
Statsgewalt,  sodann  die  Art  desselben  als  eines  dem 
State  geweihten  öffentlichen  Dienstes.  Nur  wer  jenen 
Auftrag  empfangen  und  solche  Functionen  für  den  Stat  zu 
üben  hat,  ist  Statsdiener  (fonetionnaire  public). 

Ausgeschlossen  sind  somit  die  Mitglieder  der  gesetz- 
gebenden Kammern,  der  Provincialstände,  die  Geschworenen, 
in  der  Regel  auch  Gemeindebeamte,  Advocaten,  blosze  Pri- 
vatdiener des  Monarchen ,  bei  genauer  Sonderung  der  Kirche 
vom  8tat  auch  die  Diener  der  Kirche,  Bischöfe,  Pfarrer 
u.  s.  f.,  sei  es  weil  diese  Personen  nicht  von  der  Statsgewalt 
ihren  Auftrag  erhalten  haben,   auch  wenn  sie  öffentliche 
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Functionen  ausüben ,  sei  es  well  ihr  Dienst  nicht  dem  State 
angehört 1 

2.  Eine  besondere  Art  des  8tatsdienstes  schlieszt  sich 
an  das  8tatsamt  an.  Das  Stetsatnt  ist  ein  einzelnes  Organ 
im  Statskörper  mit  einer  besondern  ihm  eigentümlichen 
statlichen  Function.  Als  solches  bedarf  es  daher  einer  wenn 
auch  beschränkten  eigenen  Willensbestimmung,  um  seiner 
Aufgabe  in  eigentümlicher  Weise  Genüge  zu  thun.  Erfüllt 
wird  das  Amt  von  der  Person  des  Beamten,  welcher  in 
dem  Amte  individuell  wirkt  8tatsbeatnte  im  weitern 
Sinne  heiszen  daher  diejenigen  Statediener,  welche,  obwohl 
in  Anerkennung  und  Beachtung  der  Unterordnung  unter  das 
S  tat  «Oberhaupt,  dennoch  mit  freier  Selbstbestimmung 
die  ihnen  aufgetragenen  Öffentlichen  Functionen  ausüben;  in 
engerm  Sinne  aber  nur  diejenigen,  denen  eine  obrigkeit- 
liche Gewalt  (imperium  oder  jurisdictio)  die  Ausübung 
eines  eigentlichen  Hoheitsrechts  übertragen  ist,  im  Gegen- 
satze zu  denen,  welchen  keine  Stolsmacht,  sondern  mir 
ein  Zweig  der  Statscultur  oder  8tatswirthschaft  und  öffent- 
lichen Pflege  anvertraut  ist.  Die  erstem  heiszen  8tats- 
beamte  im  engern  Sinn,  eigentliche  Statsbeamte,  die 
letztern  können  wir  mit  einem  guten  alten  Wort  öffent- 
liche Pfleger  nennen. 

Zu  den  öffentlichen  Pflegern  gehören  dann  z.  B.  die 
Professoren  und  Lehrer  an  öffentlichen  Schulen,  die  Direk- 
toren und  Aerzte  an  öffentlichen  8pit6lern,  Statsärzte  über- 
haupt, Stetsingenieure,  aber  auch  manche  Finanzbeamte: 
Cassiere,  Dom&nenverwalter.  2 

1  Es  können  ihnen  wohl  einzelne  stall iche  Functionen  auferlegt  wer- 
den. Dadurch  wird  ihr  eigentlicher  Charakter  aber  nicht  geändert.  Vgl. 
Welcker  im  Statalexikon  n.  d.  W.  8tatsdiener. 

'  Schmitthenner,  Stats  recht  8.  503.  Der  Ausdruck  technische 
Beamte,  den  er  den  eigentlichen  Regierungsbeamten  entgegensetzt,  und 
unter  welchem  er  die  Richter  mitbegreift,  würde  besser  für  die  obige 
Gattung  von  Statsbeamten  passen. 
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Die  eigentlichen  Statebeamten  sind  entweder  Regie* 
rungs-  oder  Justizbeamte.  Die  erstem  haben  wirkliche 
Regierungsfunctionen  auszuüben  (Imperium)  und  sind  auf 
der  einen  Seite  eben  darum  innerhalb  ihrer  Amtssphäre  mit 
der  Macht  ausgerüstet,  was  sie  für  zweckmäszig  und  erfor- 
derlich halten  im  öffentlichen  Interesse  anzuordnen,  zu  be- 
fehlen und  ihren  Befehlen  Folge  zu  verschaffen,  auf  der  an- 
dern Seite  aber  auch  im  Einzelnen  hinwieder  dem  höheren 
Auftrage  ihrer  Vorgesetzten  unterworfen  und  von  diesen  ab- 
hängig. Die  Justizbeamteii  dagegen  haben  nicht  die  Macht, 
mit  freiem  Willen  zu  bestimmen,  was  ihnen  das  öffentliche 
Interesse  zu  erfordern  scheint,  sondern  nur  die,  das  erkannte 
bestehende  Recht  auszusprechen  und  nach  festen  Rechtsregeln 
zu  handhaben  (jurisdictio),  aber  bei  dieser  Thätigkeit  wer- 
den sie  lediglich  durch  ihr  eigenes  Wissen  und  Gewissen, 
und  nicht  durch  einzelne  Aufträge  der  Statsregierung  ge- 
bunden und  bestimmt.  Im  normalen  Zustande  sind  vorzugs- 
weise die  erstem  zu  liberaler,  die  letztern  zu  conservativer 
Thätigkeit  berufen. 

3.  Von  beiden  Arten  der  Statsbeamten  find  die  Stats- 
an gestellten  und  die  Amtsge hülfen  zu  unterscheiden. 
Sie  sind  zwar  auch  Statsdiener,  aber  sie  haben  kein  eigent- 
liches Amt,  daher  auch  weder  eine  Amtsgewalt  noch  eine 
selbständige  Amtssphäre,  sondern  sind  lediglich  Ge hülfen 
der  ihnen  vorgesetzten  Beamten  und  von  diesen  abhängig; 
z.  B.  Kau zel listen ,  Aufseher  in  öffentlichen  Anstalten,  Finanz- 
geh ü  Ifen  u.  s.  f.  Zu  dem  Range  von  Statsdienern  sind  sie 
erhoben,  weil  sie  immer  noch  eine  organische  Thätigkeit 
im  öffentlichen  Dienste  und  insofern  eine,  wenn  auch  niedere 
geistige  Function  ausüben.  Wenn  auch  diese  zurücktritt, 
und  die  blosz  mechanische  Dienstleistung  als  Hauptsache 
erscheint,3  so  hört  auch  die  Eigenschaft  eines  Statsdieners 

•  Auf  diesen  Gegensatz  hat  Schm itthenner,  StaUrecht  S.  503 
mit  Recht  aufmerksam  gemacht.    Wenn  er  aber  die  8  tat  sangestellten 
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auf,  ungeachtet  dieselbe  von  dem  State  benutzt  und  gefor- 
dert wird.  Lakaien,  Portiers,  Pedellen,  Waibel,  Gerichts- 
diener, Gensd armen  gehören  zu  dieser  letzteren  Classe, 
welche  man  fuglich  Statsbed ien te  nennen  kann.  Ihr 
Rechtsverhältnisz  ist  denn  auch  mehr  nach  Analogie  der 
Bestimmungen  des  Dienstvertrags  im  Privatrecht  zu  behan- 
deln als  nach  den  wesentlich  statsrechtlicben  über  den 
Statsdienst. 

4.  Ferner  ist  der  Gegensatz  zwischen  Oivilbeamten 
und  Militärstellen,  zuerst  von  dem  Kaiser  Konstantin 
dem  Groszen  ausgebildet, 4  auch  in  den  modernen  8 taten 
von  Bedeutung.  Als  Statsdiener  sind  nur  die  Officiere,  nicht 
auch  die  8oldaten  zu  betrachten,  weil  nur  jene  ein  Com- 
mando  haben,  und  bei  diesen  Uberhaupt  entweder  die  all- 
gemeine Burgerpflicht,  Militärdienste  zu  leisten,  oder  die 
privatrechtliche  Form  der  Werbung  den  Dienst  begründet. 
Von  den  Civilämtern  unterscheiden  sich  die  Militärstellen 
hauptsächlich  theils  durch  die  strengere  Discipliu,  den  mili- 
tärischen Gehorsam,  theils  dadurch,  dasz  ihre  Functionen 
nur  mittelbar  obrigkeitlich,  weil  von  sccundörer  blosz 
vollziehender  Natur  sind. 

5.  Das  Rechtsverhältnisz  des  Statsdieners  ist  nicht,  wie 
man  das  früher  wohl  versucht  hat,  als  ein  privatrechtliches 
Vertragsverhältnisz  aufzufassen,  sondern  es  ist  von  wesent- 
lich statsrechtlicher  Natur.  Der  Gesichtspunkt  des 
Mandats  paszt  darauf  so  wenig  als  der  Uberdem  unwürdige 
der  Dienstmiethe.  Weder  die  Begründung,  noch  der  Inhalt, 
noch  die  Aufhebung  des  Statsdienstes  läszt  sich  aus  dem- 
selben erklären. 

äabalternbeamte  beiszt,  so  wird  damit  nur  die  Unterordnung  aus- 
gedruckt, die  auch  unter  den  wirklichen  Beamten  stattfindet.  Man  kann 
den  Gegensatz  auch  bezeichnen  Statsbeamte  und  Amtsgehiilfen. 

«  Vgl.  oben  Buch  V.  Cap.  1,  8.  397.  Gibbons  Geschichte  des  römi- 
schen Reichs  Cap.  16. 
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Die  Begründung  demselben  geschieht  im  Öffentlichen  In- 
teresse durch  einen  in  Form  und  Inhalt  Norm  gebenden 
Willensact  des  Stats,  das  A nstel  1  ungsd ecret. *  Man 
hat  wohl  diesen  Act  ein  Specialgesetz  genannt,  ein 
Ausdruck,  welcher  indessen  besser  vermieden  wird,  da  er 
in  der  Regel  nicht  durch  den  gesetzgebenden  Körper,  son- 
dern in  Monarchien  durch  den  Monarchen,  in  Republiken 
auch  etwa  durch  die  Volkswahl  geübt  wird.  Dieser  Act  ist 
selbst  in  dem  immerhin  seltenen  Falle,  wo  demselben  eine 
Unterhandlung  und  ein  wirklicher  Vertrag,  z.  B.  mit  einem 
Ausländer,  dessen  Dienste  ein  8tat  zu  erwerben  wünscht, 
vorhergeht,  wesentlich  ein  einseitiger  Willensact  der 
Übergeordneten  Statsgewalt,  und  nie  kann  aus  jenem 
Vertrage  eine  Civilklage  auf  wirkliche  Anstellung  gegeben 
und  das  Decret  etwa  durch  gerichtlichen  Zwang  dem  8tate 
abgedrungen  werden.  Vielmehr  berechtigt  auch  dann  ein 
solcher  Vertrag  nur  zu  einer  Entschädigungsforderung  von 
ganz  privatrechtlichem  Inhalt,  wenn  das  Anstellungsdecret 
von  dem  State  nicht  vollzogen  werden  sollte. 

•  Gönner,  der  Statsdienst  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Rechts.  Lands- 
hut 1808.  —  Zachariä,  D.  8t.  136.  Schmitthenner,  Staierecht  8.  509 
verwirft  zwar  jene  legistiscbe  Auffassung  mancher  neueren  Juristen,  die 
sonderbar  genug  das  römische  Privalrecht  für  uns  sogar  in  einem  Ver- 
hältnisse als  maßgebend  ansahen,  wo  die  Kömer  selbst  iu  ihrem  State 
nie  daran  gedacht,  dasselbe  antuwenden;  aber  er  behauptet  doch,  der 
Statsdienst  werde  durch  Vertrag,  nur  keinen  obligatorischen  eingegangen. 
Dieser  Vei  trag  nämlich  „gehe  der  Bestallung  als  cauaa  praecedens  voran, 
wie  der  Investitur  bei  dem  Lehen  der  Lehensvertrag."  Aber  diese  An- 
sicht ist  ebenfalls  irrig.  Vorhergehende  Verträge  der  Art  kommen  in 
der  Wirklichkeit  nur  ausnahmsweise  vor,  denn  die  Anfrage,  ob  jemand 
ein  Amt  annehmen  würde,  nnd  die  Zusage  deaselbeu  bewirkt  noch  keineu 
Vertrag.  Ein  solcher  Verfrag  miiszte  somit  fingirt  werden,  und  dafür 
gibt  es  keinen  Grund.  Wo  er  aber  ausnahmsweise  vorkommt,  da  wirkt 
er  auch  nur  privat-  nicht  statsrechtHch ,  gehört  also  nicht  hieher.  Die 
Annahme  der  Anstellung,  welche  dieser  nachfolgt,  und  die  Ablehnung 
derselben  sind  zwar  freilich  Willensa  de  des  Individuums,  welches  das 
Amt  übernimmt  oder  ausschlägt.  Aber  sie  ändern  den  obrigkeitlichco 
Charakter  des  Deere tes  nicht. 
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Das  Wesen  ferner  des  Statsdienstes  liegt  in  den  Func- 
tionen, welche  vom  State  aus  bestimmt  werden  und  einen 
öffentlichen,  organischen  Charakter  haben.  Das  Amt 
besteht  nur,  insofern  der  Stat  zu  seinem  Leben  seiner  be- 
darf, in  keiner  Beziehung  aber  um  des  Individuums 
willen,  welches  dasselbe  inne  hat.  Es  kann  daher  auch 
seine/  Natur  nach  nicht  zu  eigenem  Privatrechte  verliehen 
noch  als  solches  Gegenstand  des  Privatverkehrs  werden.  Wo 
derlei  geschehen  ist,  wie  im  Mittelalter  und  spat  noch  in 
Frankreich,  da  war  eben  der  Stat  selbst  noch  in  den  Ban- 
den des  Privatrechts  gefangen  und  noch  nicht  zu  vollem 
Bewusztsein  seines  politischen  Daseins  gelangt. 

In  der  mit  dem  Amte  verbundenen  Besoldung  liegt 
allerdings  ein  privatrechtliches  Element,  aber  dieses  ist  von 
untergeordneter  Bedeutung.  Es  bestimmt  das  Wesen  des 
Statsdienstes  nicht.  Daher  hat  es  auch  zu  allen  Zeiten 
mancherlei  Statsämter  und  Stellen  gegeben,  mit  denen  keine 
Besoldung  verbunden  war,  ohne  dass  darum  der  Statsdienst 
seine  Natur  verändert  hat. 


Zweites  CapiteL 

Anstellung  der  Statsdiener. 

1.  Die  Erblichkeit  der  Aemter,  im  Mittelalter  allent- 
halben in  Europa  eingeführt,  wird  in  den  modernen  Staten 
mit  Recht  eben  so  allgemein  verworfen.  Die  Geschichte  des 
Mittelalters  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  Erblich- 
keit der  Aemter  diese  in  Herrschaften  umwandle,  und 
so  die  Einheit  und  Ordnung  des  States  auflöse.  Die  Func- 
tionen des  Amtes  erfordern  Uberdem  persönliche  Befähigung 
des  Statsdieners.    Diese  aber  ist  nicht  erblich,  sondern 
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individuell.  Die  Erblichkeit  der  Ansprüche  auf  das  Amt  ge- 
währt somit  keine  Garantie  für  die  Tüchtigkeit  des  Beamten, 
und  versperrt  zum  Schaden  des  8tates  anderen  fähigen  In- 
dividuen den  Weg  zu  öffentlicher  Wirksamkeit. 

Nur  ganz  ausnahmsweise  kommen  daher  in  dem  neuern 
State  noch  Erbämter,  und  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  mit  - 
denselben  keine  Functionen  der  Stategewalf,  sondern  nur 
Ehrenrechte  verbunden  sind,  wie  die  Erbhofamter. 

2.  In  den  republikanischen  Staten  sowohl  des  Alterthums 
als  theil weise  auch  der  neuern  Zeit,  wie  vorzüglich  in  der 
Schweiz,  ist  ein  entgegengesetztes  System,  der  Ernennung 
auf  bestimmte  Zeit  fr  ist,  meistens  von  wenig  Jahren, 
herrschend  geworden,  zuweilen  mit,  zuweilen  auch  ohne  die 
Möglichkeit  der  Erneuerungswahlen.  Für  Gemeindeämter, 
welche  in  der  Regel  keine  höhere  Ausbildung  erfordern, 
und  nur  selten  alle  Kräfte  eiues  Menschenlebens  absorbiren, 
ist  dieses  System  wohl  zu  billigen.  Für  Statsämter  aber, 
welche  eine  jahrelange  Berufebildung  erheischen  —  wie  das 
in  unsern  neuern  künstlichen  Lebensverhältnissen  unumgäng- 
lich nöthig  geworden  ist  —  ist  dasselbe  mit  groszen  Nach- 
theilen  verbunden.  Es  befördert  nämlich,  indem  es  dem 
Ehrgeize  Einzelner  und  den  Parteiumtrieben  Vieler  einen 
willkommenen  Spielraum  eröffnet,  ungemein  den  Wechsel 
der  Beamten,  untergräbt  so  die  Sicherheit  zahlreicher,  dem 
State  geweihter  Existenzen,  und  damit  die  Ruhe  des  States 
selbst,  und  hindert  und  stört  vielfach  die  nachhaltige  und 
dauerhafte  Wirksamkeit  der  Aemter.  Diese  Nachtheile  wer- 
den durch  den  Vortheil,  unfähige  oder  solche  Beamte,  welche 
das  Vertrauen  verloren  haben,  leichter  zu  entfernen  und 
durch  Männer  zu  ersetzen ,  von  welchen  bessere  Dienste  ge- 
hofft werden,  sicher  nicht  aufgewogen.  Weniger  bedenklich 
ist  dieses  System  indessen  in  einer  Aristokratie,  welche  von 
Natur  zur  Stätigkeit  und  Mäszigung  geneigt  ist,  als  in  einer 
Demokratie,  welche  ohnehin  den  Wechsel  liebt,  gerade 
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darum  aber  auch  eine  natürliche  Neigung  hat,  die  Aemter 
nur  auf  kurze  Zeit  zu  besetzen.  Für  diese  kommt  die  Ge- 
fahr hinzu ,  dasz  der  Stat  die  Dienste  gerade  der  ausgezeich- 
netsten und  tauglichsten  Individuen  entbehren  musz,  theils 
weil  diese  es  vorziehen,  einen  andern  sichereren  Lebens- 
beruf zu  wählen,  theils  weil  der  Wechsel  der  Stimmungen 
sie  öfter  ohne  innern  Grund  aus  den  Aemteru  entfernt. 

3.  Die  Freiheit  des  Individuums,  ein  Amt  anzuneh- 
men oder  auszuschlagen,  zu  welchem  es  berufen  wird, 
ist  als  Regel  anzuerkennen,  nicht  weil  der  Statsdienst  auf 
Vertrag  zu  gründen  ist,  sondern  weil  die  Natur  eines  indi- 
viduellen geistigen  Dienstes  einem  directen  Zwange  nicht 
gehorcht,  einer  mittelbaren  Nöthigung  aber  nur  schwer  und 
unvollständig  sich  fügt,  vielmehr  individuelle  Freiheit  als 
normale  Quelle  tüchtiger  Wirksamkeit  fordert,  und  weil  kein 
Statsbürger  als  solcher  genöthigt  werden  kann,  dem  State 
besondere  ausgezeichnete  Opfer  zu  bringen.  Diese  Regel  wird 
denn  auch  in  den  neuern  Staten  fast  überall  anerkannt,  in 
Republiken  nicht  minder  als  in  Monarchien.  1 

Ausnahmen  kommen  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  das 
Statsamt  sich  dem  Gemeindeamt  annähert  oder  mit  diesem 
zusammentrifft.  Die  geringeren  Ansprüche,  welche  hier  an 
das  Individuum  gestellt  werden,  und  das  verbreitete  Bedürf- 
nisz  solcher  Stellen  haben  den  Gedanken  an  eine  all- 
gemeine Bürgerpflicht  in  solchen  Fällen  annehmbar 
erscheinen  lassen. 2 

4.  Die  individuelle  Fähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern 
wird  nach  dem  deutschen  Beamtensystem  näher  geprüft, 
und  nur  solche  Personen   können  zu  denselben  berufen 

1  Auch  in  der  Schweiz  und  in  Nordamerika  gilt  die  Regel.  Für 
dieses  vgl.  Story  III.  37.  §  120.  Für  Deutschland  Znchariä  D.  St. 
$.  136. 

*  So  wo  eine  Stadt  zum  State  geworden,  wie  die  freien  Reichsstädte, 
oder  wo,  wie  im  Kanton  Appenzell,  das  Slatsweseu  so  einfach  wie  eine 
Gemeinde  geartet  ist. 
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werden,  welche  die  Statsprüfung  bestanden  haben.  Dieses 
System  hat  offenbar  grosze  unverkennbare  Vorzüge  vor  dem 
in  den  meisten  andern  S taten  noch  geltenden  Systeme, 
welches  bei  Anstellungen  nicht  an  die  Liste  der  geprüften 
Candidateti  gebunden  ist  Einmal  nämlich  gibt  es  eine  er- 
höhte Gewähr  für  gründliche  Vorbildung  und  Berufstüchtig- 
keit, und  überdem  wehrt  es  in  erheblichem  Masze  den  un- 
gebührlichen Einflüssen  des  Parteispiels  und  der  Hofintrigue. 
Es  sichert  die  Laufbahn  des  Talentes,  und  entfernt  zudring- 
liche und  unwissende  Bewerber.  Nur  darf  dieses  System 
nicht  in  pedantischer  Weise  behaudelt  werden ,  und  sind  auch 
die  nöthigen  Ausnahmen  offen  zu  lassen,  nicht  blosz  für 
Ausländer,  deren  Fähigkeit  auch  ohne  Statsprüfung  auf 
anderin  Wege  offenbar  geworden  ist,  sondern  auch  für  aus- 
gezeichnete Inländer.  Gerade  die  am  meisten  begabten  Men- 
schen gehen  oft  einen  eigenthtimlichen  Lebensweg,  und  da 
wäre  es  eine  Thorheit,  würde  der  Stat  ihrer  Dienste  ent- 
behren müssen,  weil  sie  nicht  auf  den  gebahnten  Wegen 
vorgegangen  sind,  sondern  in  schwierigeren  Verhältnissen 
ihre  Fähigkeiten  bewahrt  haben.  Es  gilt  das  vorzüglich  für 
die  Aemter,  die  eine  erhöhte  statsmän nische  oder 
wissenschaftliche  Befähigung  erfordern,  wie  Minister 
und  Statsräthe  oder  Professoren  an  Universitäten.  Für  solche 
Ausnahmsfälle  läszt  sich  indessen  leicht  sorgen,  ohne  die 
Regel  irgend  zu  gefährden  oder  zu  schwächen. 

Ein  anderer  Uebelstand,  der  sich  in  Deutschland  an 
das  im  Uebrigen  treffliche  System  angehängt  und  die  Früchte 
desselben  vielfach  zerstört  hat,  besteht  darin,  dasz  die  erste 
Anstellung  sowohl  der  Aspiranten  auf  den  Statsdienst  als 
das  Vorrücken  der  Statsdiener  zu  sehr  nach  mathematischen 
Rücksichten  des  Dienstalters  bestimmt  wird,  uud  die  aus- 
gezeichnete Qualität  zu  wenig  in  Betracht  kommt.  Gute 
Köpfe  werden  oft  durch  vieljährige  fabrikähnliche  Beschäf- 
tigung mit  untergeordneten  Diensten  abgemattet,  und  wenn 


Digitized  by  Google 


Zweites  Capitel.   Anstellung  der  Statsdiiner.  129 

sie  nach  langen  Mühen  und  Entbehrungen  endlich  aufwärts 
steigen,  und  höhere  geistige  Anforderungen  an  sie  gestellt 
werden  müssen,  so  sind  sie  erlahmt  und  ihre  beste  Kraft 
erstorben.  Auch  dieses  Uebel  )6t  aber  nicht  in  dem  Wesen 
des  Systems  begründet,  sondern  nur  eine  Folge  seiner  bu- 
reaukra tischen  Entartung,  die  dadurch  hinwieder  fortwäh- 
rend genährt  wird. 

Die  Prüfung  ist  gewöhnlich  eine  doppelte,  zuerst  nach 
der  Vollendung  der  Universitätsstudien  eine  theoretische, 
von  den  Professoren  geleitete  —  eine  Einrichtung,  welche 
gut  geleitet  theils  auf  das  Universitätsstudium  wohlthätig 
zurückwirkt,  theils  der  Befähigung  der  Examinatoren  und 
der  Examinanden  durchaus  angemessen,  und  durch  andere 
Mittel  nicht  leicht  zu  ersetzen  ist  — -  sodann  später  eine  prac- 
tische.  Während  dieselbe  allgemeine  wissenschaftliche  Vor- 
bildung für  Juristen  und  Verwaltungsmänner  gefordert  werden 
darf,  wäre  im  Besonderen  doch  eine  Scheidung  je  nach  der 
besondern  Richtung  und  Bestimmung  der  Candida ten  entwe- 
der für  die  Regierung  und  Verwaltung  oder  für  die 
Justiz  zweckgemäsz,  denn  nur  wenige  Individuen  werden 
zugleich  für  Gerichts-  und  für  Verwaltungsstellen  sich  eignen, 
nnd  leicht  kann  die  Nöthigung,  zu  vielerlei  Kenntnisse 
zu  umfassen,  der  höheren  Befähigung  für  eine  bestimmte 
Art  der  statlichen  Berufsbildung  Abbruch  thun.  In  dieser 
Hinsicht  ist  die  noch  allzusehr  überwiegende  Rücksicht  auf 
die  eigentliche  Jurisprudenz  im  Gegensatze  zu  höherer 
statsrechtlicher  und  nationalökonomischer  Bildung  ein  über- 
liefertes Gebrechen  der  in  Deutschland  bestehenden  Anord- 
nungen. 3 

Für  niedere  Statsanstellungen  werden  keine  Statsexamen, 

*  R.  v.  Moni  in  der  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  des  Auslandes 
von  Mitter  rasier  XYL  8.  431  ff.   Ed.  Laboulaye  de  lenseignement 
et  du  noviciat  administratif  en  Allemagne  in  Wolowsky  Revue  XVIII. 
Bluntschli  Deutsche  Rechtsschulen.  2.  Aufl.  S.  92  ff. 
BlunUchli,  allgemeine»  Slaurecht.  II.  9 
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sondern  nur  pracüsche  Uebung,  und  insbesondere  blosze 
8chreiberdienste  gefordert 

Weniger  fest  und  wohlgeordnet  sind  die  Anstellungs- 
verhältnisse in  andern  Steten.  Insbesondere  ist  es  ein  Man- 
gel sowohl  mancher  constitutione! ler  Monarchien,  als  mancher 
Republiken,  dasz  häufig  noch  die  Aemter  nach  bloszen  Par- 
teirücksichten an  die  politischen  Freunde  und  Günstlinge 
der  jeweiligen  Minister  oder  der  einfluszreichen  Parteihäup- 
ter vergeben  werden,4  auch  wenn  dieselben  das  Fach,  in 
dem  sie  arbeiten  sollen,  weder  studirt  noch  sich  darin  geübt 
haben,  mit  Hintansetzung  tüchtigerer  Individuen.  Jede  Re- 
gierung, zumal  in  Zeiten  bewegter  politischer  Kämpfe,  wird 
zwar  die  politische  Gesinnung  der  Candidaten  bei  Anstelinn- 
gen  keineswegs  auszer  Acht  setzen  dürfen,  will  sie  nicht 
sich  selber  verwunden  und  schwächen,  aber  wo  die  Partei- 
gunst oder  Ungunst  allein  oder  vornehmlich  entscheidet  ,  da 
wird  der  Statsdienst  selbst  vernachlässigt,  und  der  Zweck 
der  Stutseinrichtungen  den  Schwankungen  und  Leidenschaf- 
ten der  Parteien  preisgegeben. 

Für  Richterämter  hat  das  Bedürfnisz  in  den  meisten 
Stuten  richtige  Grundsätze  wenigstens  in  Uebung  gebracht 
Hier  ist  denn  auch  eine  juristische  Vorbildung  ein  so  offen- 
bares Erfordcrnisz  bei  dem  Zustande  des  modernen  Rechts, 
dasz  dasselbe  weniger  als  bei  eigentlichen  Regierungsstellen 
verkannt  worden  ist. 

5.  Da  die  individuelle  Tüchtigkeit  die  Hau  ptei  gen  sc  holt 
ist,  welche  von  den  Beamten  verlangt  werden  musz,  diese 
aber  nicht  durch  eine  bestimmte  Abstammung  bedingt  ist, 

4  Auch  in  England  werden  oft  unfähige  Leute  durch  das  Stellen- 
patronat  einfluszreicher  Parlamenteglieder  in  die  Aemter  gebracht  Das 
Selfgovernment  vermindert  wohl  die  Geschäfte  der  Regierung  aber  nicht 
das  Erforderuisz  von  Kenntnissen  und  Fähigkeiten,  um  die  noch  bleiben- 
den Geschäfte  richtig  ru  erledigen.  Vgl.  Gneist,  Engl.  Verf.-  u.  Verw.- 
Recht.  Bd.  II. 
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so  ist  es  als  ein  Fortschritt  des  neueren  States  festzuhalten, 
dasz  der  Weg,  zu  den  Aemtern  zu  gelangen,  allen  Stats- 
burgern  offen,  und  nicht  mehr  einzelnen,  insbesondere 
adeligen  oder  patricischen  Classen,  ausschlieszlich  oder 
vorzugsweise  zuganglich  ist. 3 

6.  Dem  deutschen  Systeme  eigen thüml ich  ist  die  Ver- 
wendung der  Statsamtscandidaten  zu  freiwilliger  Aushülfe 
als  Practicanten,  Referendare,  Auscultatoren  in  den  Regie- 
rungsbureaus und  bei  den  Gerichtsbehörden,  welche  man 
das  Noviciat  genannt  hat.  Sie  folgt  auf  die  theoretische 
Statsprüfung,  und  bereitet  sowohl  die  practische  Prüfung 
als  die  wirkliche  Anstellung  vor.  Die  Aspiranten  auf  den 
Statsdienst  erlangen  auf  solche  Weise  practische  Kenntnisse 
und  Fertigkeit,  und  ihre  Brauchbarkeit  für  das  Amt  wird 
weiter  erprobt.  Ein  zu  steifes  Festhalten  an  solch  Äusserer 
Stufenordnung,  und  ein  pedantisches  Schreiberwesen,  welches 
sich  an  diese  anschmiegt,  fördern  zwar  wieder  das  Uebel  der 
Bureaukratie, 8  können  aber,  ohne  die  Vorzüge  des  No- 
viciates  aufzugeben,  wohl  vermieden  werden. 

7.  Die  Frage,  wann  die  Anstellung  beginnt,  ist  zwar 
schon  mehrfach  bestritten  worden.  Erinnert  man  sich  über 
daran,  dasz  dieselbe  ihrem  Wesen  nach  ein  einseitiger  Act 
der  Statsgewalt  ist,  welche  ein  Individuum  mit  dem  Amte 
betraut,  so  wird  man  unbedenklich  antworten:  Der  Moment, 
in  welchem  dieser  Willensact  als  vollendet  offenbar  wird, 
d.  h.  die  zu  Protokoll  genommene  und  unterzeich- 
nete Ernennung  oder  Wahl  ist  als  Anfang  der  Amts- 
dauer zu  betrachten,  und  von  da  an  hat  der  Beamte  nicht 
allein  auf  seine  privatrechtliche  Besoldung,  sondern  auch 

*  Bayerische  Verfassung  IV.  §.  4.  und  §.  5:  „ Jeder  Bayer  ohne 
Unterschied  kann  zu  allen  Civil-,  Militär-  und  Kirchenamtern  oder  Pfrün- 
den gelangen."    Französische  von  1816.  §.  3.    Preuszische  §.  4. 

'  Martin  Luther  schou  hnt  dasselbe  wohl  erkannt.  Er  heiszt  die 
Bureaukralen  „Leute  die  nur  eine  Handthierung,  ein  Handwerk  aus  der 
Obrigkeit  machen." 
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auf  die  Uebertragung  der  mit  seinem  Amte  verbundenen 
statsrechtlichen  Befugnisse,  wo  es  jener  Uberhaupt  noch 
bedarf,  ein  Recht.  Die  Mittheilung  des  Decrets  an  den- 
selben, 60  wie  die  spätere  Einweisung  und  Einkleidung  in 
das  Amt  sind  nur  Wirkungen  der  vollendeten  Anstellung, 
und  nicht  die  Vollendung  dieser.7 


Drittes  Capitel. 

» 

Rechte  und  Verpflichtungen  der  Statsbeamten. 

1.  I>er  Beamte  hat  vorerst  ein  Recht,  die  mit  seinem 
Amte  verbundenen  öffentlichen  Functionen  auszuüben.  Die 
amtliche  Ermächtigung,  diese  Befugnisse  auszuüben,  heiszt 
seine  Competenz. 

Dieses  wichtigste  Recht  ist  von  rein  statsrechtl icher 
Natur.  Daher  ist  dasselbe  auch  mit  der  Verpflichtung, 
innerhalb  dieser  die  erforderlichen  Functionen  auszuüben, 
unauflöslich  verbunden,  so  dasz  es  nicht  von  der  Willkür 
des  Beamten  abhängt,  ob  er  von  seinem  Rechte  Gebrauch 

7  Vgl.  darüber  den  Streit  zwischen  dem  Präsidenten  Jefferson  und 
dem  obersten  Gerichtshofe  von  Nordamerika  bei  Story  III.  37.  §.  120. 
Jener  behauptete:  erst  die  Zustellung  der  Ernennungsurkunde  an  den 
Beamten,  nicht  schon  die  Bestellung  verleihe  diesem  das  Recht.  Dieser 
dagegen  bewies  ausführlich,  dasz  der  Anstel lungsact  der  Zustellung  der 
Urkunde  und  der  Annahme  vorhergehe,  und  in  sich  alle  Bedingungen  der 
Wirksamkeit  enthalte,  so  dasz  der  anstellenden  Regierung  von  da  an  nicht 
mehr  das  Recht  zustehe,  die  Anstellung  ungeschehen  zu  machen.  Za- 
charias D.  St.  §.  136  beschränkt  die  Wirkung  der  Anstellung  auf  die 
privatrechtlichen  Folgen.  Indessen  ist  diese  Beschränkung  weder  nöthig 
noch  richtig,  denn  eben  als  Statsact  (nicht  als  Privatvertrag)  wirkt  schon 
die  beurkundete  Ernennung,  und  die  Verschiebung  der  Amtspflichten  in 
Ausübung  des  Amts  bis  zur  Einkleidung  widerspricht  der  früheren  Gültig- 
keit des  Rechtes  auch  mit  Bezug  auf  die  Einweisung  in  das  Amt  keineswegs. 


Digitized  by  Google 


Drittes  Capitel.    Rechte  und  Verpachtungen  der  ßtatsbeomten.  133 


machen  wolle  oder  nicht.  Dasselbe  ist  ihm  nicht  zu  be- 
liebiger Disposition,  sondern  zum  öffentlichen  Dienste  über- 
tragen. Aus  demselben  Grunde  hat  kein  Beamter  dem  State 
gegenüber  ein  dauerndes,  in  seiner  Person  begründetes  Recht 
auf  den  Umfang  der  Amtscompeienz ,  noch  auf  die  Form 
seiner  öffentlichen  Geschaftsthätigkeit.  Vielmehr  ist  er  in 
beiden  Beziehungen  theils  den  Ordnungen  der  Gesetzgebung, 
durch  welche  auch  gegen  seinen  Willen  Competenz  und 
Geschäftsforro  geändert  werden  können,  theils  den  Vorschrif- 
ten seiner  vorgesetzten  Oberbehörde  unterworfen.  Es  können 
ihm  daher  auch  neue,  zu  seinem  Amte  gehörige  Dienstlei- 
stungen aufgetragen  werden ,  ohne  dasz  er  sich  solchem  Auf- 
trage entziehen  darf.  Das  Amt  ist  in  seiner  ganzen  Existenz 
und  Art  abhängig  von  dem  6tate,  und  in  Folge  davon  das 
AmUrecht  und  die  Amtspflicht  des  Beamten  nicht  minder. 

%  Das  Recht  auf  einen  dem  Amte  gemäszen  Titel  und 
Rang  steht  zwar  der  Person  des  Beamten  zu,  aber  auch 
dieses  Recht  beruht  auf  politischen  Motiven ,  und  hat  keinen 
privatrechtlichen  Charakter. 

Eine  Aenderung  von  beiden  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung ist  daher  wieder  nicht  als  ein  Eingriff  in  das  Privat- 
recht zu  verwerfen,  sondern  vollkommen  zuiaszig.  Dagegen 
kann  der  Rang  und  Titel  auch  Uber  die  Dauer  des  Amtes 
hinaus  nachwirken,  und  so  zu  einem  Privatrechte  eines 
auszer  Function  tretenden  Beamten  werden. 

3.  Das  Recht  auf  Ersatz  der  Auslagen,  die  der  Beamte 
im  Interesse  des  8tatsdienstes  gemacht,  und  des  Schadeos, 
den  er  im  öffentlichen  Dienste  erlitten  hat,  ist  eine  rein  pri- 
vatrechtliche Wirkung  seiher  Stellung,  und  steht  besol- 
deten und  unbesoldeten  Beamten  gleichmäszig  au. 

4.  Dasz  der  Beamte  auch  für  seine  Dienstleistung  selbst 
eine  Vergütung  zu  fordern  habe,  versteht  sich  nicht  eben 
so  von  selbst.  Vielmehr  hängt  es  von  dem  State  ab,  mit 
den  einen  Aemtern  eine  Besoldung  zu  verbinden,  und 
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andere  unbesoldet  zu  lassen.  Im  entern  Falle  nimmt  das 
Recht  des  Beamten,  weil  auf  Geldleistung  von  Seite  der 
Statscasse  gerichtet,  wieder  einen  privatrechtlichen  Charak- 
ter an. 

Man  kann  indessen  in  der  Besoldung  zwei  Elemente 
unterscheiden,  und  in  maochen  deutschen  Staten  findet  sich 
diese  Unterscheidung  gesetzlich  anerkannt  und  normirt  in 
dem  Gegensatze  des  Standes-  und  des  Dienstgehaltes. 
Der  erstere  nämlich  beruht  auf  dem  Bedürfnisse  eines  dem 
Stande  eines  Beamten  gemfiszen  Unterhalts,  wofür  der 
Stat  zumal  in  den  Fällen ,  wo  er  die  Kräfte  eines  ganzen 
Berufslebens  fordert,  würdig  zu  sorgen  eben  so  wohl  eine 
dringende  Veranlassung  als  ein  Interesse  hat  Der  letztere 
dagegen  gründet  sich  auf  den  mit  der  wirklichen  Ausübung 
des  Amtes  zusammenhängenden  Dienstaufwand  und  die 
Repräsentationskosten.1  Dieser  Unterschied  wird  für 
den  Fall  wichtig,  wenn  Beamte  aus  dem  activen  Dienste 
in  den  Ruhestand  treten.  Dauert  nämlich  das  Recht  auf 
den  Standesgehalt  fort,  so  hören  dagegen  nun  die  Ansprüche 
auf  den  Dienstgehalt  auf.  Jener  ist  somit  in  hftherm  Masze 
privatrechtlich,  dieser  enger  mit  dem  Amte  und  den  öffent- 
lichen Functionen  in  demselben  verbunden.  Wo  an  einzelne 
Functiouen  Sport  ein  und  Gebühren  geknüpft  sind,  die 
als  besondere  Eraolumente  den  Beamten  zufallen,  da  haben 
diese  jederzeit  den  formellen  Charakter  des  Dienstgehaltes, 
auch  wo  sie  materiell  mitberechnet  sind,  für  den  Lebens- 
unterhalt des  Beamten  zu  sorgen.  Da  aber  dem  State  das 
Recht  unverkttmmert  verbleiben  musz,  derlei  Functionen 
lediglich  aus  dem  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Interesses 
zu  bestimmen ,  so  musz  hierin  der  Gesetzgebung  freiere  Hand 
in  der  Festsetzung  und  Abänderung  solcher  Gebühren  ge- 
lassen werden;  und  nur  die  Billigkeitsrücksichten  treten  ein, 

1  Gönner  a.  a.  0.  S.  144.  Beilage  IX.  zur  bayerischen  Verf. 
S.  17-19. 
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um  die  Gesetzgebung  zu  einer  angemessenen  Erhöhung  der 
(ixen  Besoldung  zu  bewegen,  wenn  eine  tief  eingreifende 
Verminderung  der  Sportelbezüge  angeordnet  wird»  Ein  Pri- 
vatrecht auf  eine  genau  entsprechende  Entschädigung  für 
solchen  Verlust  lftszt  sich  nicht  durchsetzen. 

5.  Ans  der  privatrechtlichen  Natur  der  Besoldung  er- 
gibt sich  das  Hecht  des  Beamten,  insofern  er  ohne  seine 
Verschuldung  das  Amt  abzutreten  genötlrigt  wird,  für  die 
noch  nicht  abgelaufene  Amtszeit  einen  Ruhegehalt,  Pen- 
sion, zu  fordern.  Als  Grundlage  dieser  Forderung  ist  der 
Standesgel  »alt  anzusehen,  oder  wo  nicht  zum  Voraus  eine 
derartige  Ausscheidung  getroffen  ist,  die  Besoldung  selbst, 
jedoch  mit  einem  den  nun  wegfallenden  Dienstverrichtungen 
und  Repräsentationskosten  entsprechenden  Abzug.  Zweck- 
mässig ist  es,  wenn  das  Gesetz  genauere  Bestimmungen 
über  die  Grösze  und  die  Bedingungen  solcher  Pensionen 
zum  voraus  anordnet;  denn  wenn  auch  im  Allgemeinen  das 
Recht  auf  Pension  in  manchen  Fällen  schon  aus  den  An- 
stelliuigsverhältni8sen  folgt,  so  ist  doch  das  Masz  derselben 
ohne  gesetzliche  Norm  im  Einzelnen  schwer  zu  bestimmen, 
und  eine  gerade  hier  mit  mancherlei  Nachtheilen  verbun- 
dene Willkür  kaum  zu  vermeiden.  Ein  ausgedehntes  Pen- 
sionensystem kann  zwar  zu  einer  schweren  Last  für  die  Stats- 
casse  werden,  welche  durch  dasselbe  zu  Leistungen  verpflichtet 
wird,  für  welche  der  Stat  keine  entsprechenden  Gegenleistun- 
gen mehr  empfangt.  Aber  so  wenig  bei  unsern  Zuständen 
Besoldungen  entbehrt  werden  können  für  diejenigen  Stats~ 
ämter,  welche  als  Beruf  ausgeübt  werden,  so  wenig  und 
aus  den  nämlichen  Gründen  ist  ein  entsprechendes  Pensionen* 
system  zu  vermeiden.  Im  Verhältnisz  zu  andern  Erwerbs- 
zweigen des  Handels,  der  Fabrikation,  der  bürgerlichen 
Gewerbe  überhaupt  ist  die  ökonomische  Sicherste!  lung  des 
Beamten  und  seiner  Familie,  einige  seltene  Fälle  ausgenom- 
men, eine  beschränkte  und  meistens  nur  nothdürftige,  und 
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doch  begehrt  der  Stat  gewöhnlich  gröszere  Opfer  und  geisti* 
gere  Bildung  von  seinen  Beamten,  und  erfordert  die  Thä* 
tigkeit  dieser  höhere  Geistesgaben  und  Arbeiten,  als  das 
bürgerliche  Leben  in  der  Regel  von  den  Mannern  der  Indu» 
strie  verlangt.  Es  ist  daher  Pflicht  des  States,  die  Existenz 
derer,  welche  ihm  ihr  Leben  widmen,  vor  Noth  und  un- 
würdigem Mangel  zu  bewahren,  und  das  ist  ohne  ein  billiges 
Pensionensystem  nicht  möglich.  Dem  Volke  aber  wird  die 
Last  durch  bessere  Dienste  der  activen  Statsdiener  vergolten, 
und  das  gröszere  Uebei  der  Bestechlichkeit  und  Erpressung, 
welches  dem  Mangel  sich  anhängt,  iti  seinem  Ursprung 
überwunden. 

Auf  die  (unterlassene  Wittwe  und  die  Kinder  der  ver- 
storbenen Statsdiener  die  8orge  auszudehnen,  dazu  ist  der 
Stat  rechtlich  nicht  verpflichtet,  denn  das  Amt  ist  höchstens 
auf  Lebenszeit  vergeben,  und  die  Besoldung  dafür  daher  auch 
nicht  erblich.  Aber  in  manchen  State n  besteht  die  heilsame 
Einrichtung,  dasz  auch  dafür  eine  öffentliche  Pensionscasse 
gegründet  ist,  welche  vorzüglich  aus  Abzügen  von  dem 
Gehalte  der  Beamten  genährt  wird ,  und  für  deren  Hinter- 
lassene  nach  bestimmten  Verhältnissen  Pensionen  bezahlt 

6.  Die  Pflichten  des  Beamten  folgen  grösztentheils 
schon  aus  seinen  Rechten;  überdem  der  Gehorsam,  den 
er  seinen  Vorgesetzten  schuldet,  die  Treue,  die  er  dem 
Oberhaupte  des  States  und  dem  Lande  und  Volke  widmet, 
und  das  Geheimnisz,  das  er  zu  beachten  hat,  aus  seiner 
Stellung  in  dem  Statsorganismus.  Der  Dienst-  und  Amts- 
eid, der  gewöhnlich  von  ihm  gefordert  wird,  l>egründet  nicht 
erst  diese  Verpflichtung,  sondern  legt  dieselbe  ihm  näher 
und  bekräftigt  sie.  Er  ist  auch  keine  Bedingung  der  Amts- 
pflicht, noch  eine  Veränderung  ihres  Umfanges* 

Die  Art  des  Gehorsams  wird  durch  die  besondere  Natur 
des  einzelnen  Amtes  näher  bestimmt.  8ie  ist  eine  andere 
bei  Regierungs-,  eine  andere  bei  Justizbeamten,  weil  die 
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Unterordnung  jener  innerhalb  des  Regierungsbereiches  stren- 
ger auch  auf  Abhängigkeit  in  materieller  Hinsicht  gerichtet 
ist,  bei  der  Justiz  dagegen  materielle  Selbständigkeit  des 
Richters  ein  Erfordernisz  einer  gerechten  Rechtspflege  ist. 
Aber  auch  in  der  Amtssphäre  der  Regierung  ist  jener  Ge- 
horsam kein  absoluter,  sklavischer,  sondern  durch  die  be- 
stehende Rechtsordnung  und  die  Qrundprincipien  der  Sitt- 
lichkeit näher  begränzter  und  bestimmter.  Im  Einzelnen 
freilich  gehört  die  Frage,  ob  und  inwieweit  der  Beamte  zum 
Gehorsam  verflichtet  sei,  zu  den  schwierigen. 

a)  lu  formeller  Beziehung  versteht  sich,  dasz  der 
Beamte  nur  die  innerhalb  der  Oömpetenz  der  Oberbehörde 
und  in  gehöriger  Form  erlassenen  Befehle  und  Auftrage 
derselben  seinem  Amte  gemäsz  zu  vollziehen  hat,  dagegen 
Zumuthungeu,  welche  auszerhalb  der  geordneten  Amtssphäre 
liegen,  und  vielleicht  aus  bloszen  Privatgel  Osten  eines  Vor- 
gesetzten entspringen,  oder  in  ungeliöriger  Form,  z.  B.  ohne 
Unterschrift,  wo  diese  erforderlich  ist,  erlassen  sind,  ableh- 
nen kann,  denn  er  ist  kein  Privatdiener,  sondern  ein  Stats- 
diener,  und  die  Prüfung  der  formellen  Beschaffenheit  des 
Auftrags  ist  schon  darum  unerläszlich ,  weil  daran  allein 
seine  Wirklichkeit  und  Rechtmäszigkeit  zu  erkennen  ist 

Wo  jedoch  die  Competenzfrage  streitig  und  zweifelhaft 
ist,  da  kann  es  unmöglich  in  dem  Ermessen  des  untern  Be- 
amten stehen,  diese  Frage  zu  verneinen,  wenn  die  vor- 
gesetzte Behörde  dieselbe  bejaht,  und  dadurch  die  öffent- 
lichen Functionen  ins  Stocken  zu  bringen.  In  solchen  Fällen 
ist  dem  subalternen  Beamten  nur  das  Recht  offen,  und  wo 
nach  der  Ueberzeugung  desselben  für  die  Rechtsordnung  oder 
die  Wohlfahrt  des  States  Schaden  aus  rücksichtsloser  Befol- 
gung entstehen  könnte,  die  Pflicht  auferlegt,  seine  Bedenken 
der  Oberbehörde  vorzutragen,  und  die  weiteren  Entschlieszun- 
gen  derselben  nach  erneuerter  Prüfung  abzuwarten. 

b)  In  keinem  Falle  ist  der  Gehorsam  des  Beamten  so 
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ausgedehnt,  dasz  er  durch  höheren  Befehl  angehalten  wer- 
den kann,  die  obersten  Principien  der  Religion  und  der 
Sittlichkeit  zu  verletzen  oder  an  einem  Verbrechen  Theil 
zu  nehmen.  Jene  zu  verletzen,  oder  dieses  zu  begehen, 
kann  niemals  Aufgabe  des  States  und  der  amtlichen  Func- 
tionen sein.  Von  dem  Statsdiener  darf  nicht  verlangt 
werden,  was  der  Mensch  zu  verweigern  durch  gottliches 
Gebot  oder  der  Burger  durch  das  Strafgesetz  des  States 
selbst  verpflichtet  ist. 

c)  Der  blosze  gesetzwidrige  oder  ungerechte 
Inhalt  einer  Verfügung  aber  berechtigt  den  subalternen 
Beamten  keineswegs  zum  Ungehorsam,  sondern  wieder  nur 
dazu,  die  ihm  nöthig  scheinenden  Vorstellungen  der  Ober- 
behörde vorzutragen.  Der  Beamte  darf  voraussetzen,  dasz 
diese  nicht  habe  dem  Gesetz  oder  der  Gerechtigkeit  zuwider 
handeln  wollen.  Es  ist  möglich,  dasz  sie  die  Sache  selbst 
nie  nach  allen  Seiten  geprüft,  die  schädlichen  Folgen  einer 
Gesetzesverletzung  übersehen,  möglich  dasz  die  bescheidene 
oder  freimüthige  Aufklärung  darüber  eine  Aenderung  des 
Auftrages  zur  Folge  habe.  Der  Beamte  darf  nicht  versäu- 
men ,  auch  seine  Oberbehörde  wie  den  Stat  selbst  vor  einem 
Miszgrifffe  zu  bewahren,  den  jene  später  bereuen  würde, 
wenn  er  das  durch  seine  Berichterstattung  zu  erreichen  ver- 
mag. Hilft  aber  diese  nicht,  und  beharrt  die  vorgesetzte 
Behörde  auf  ihrer  Instruction ,  dann  ist  Gehorsam  Pflicht  des 
Unterbeamten.  Dann  aber  hat  die  Verantwortlichkeit  dafür 
nicht  dieser,  sondern  jene  allein  zu  tragen.  Die  entgegen- 
gesetzte Annahme  würde  die  Einheit  der  Statsregierung 
auflösen  und  ihre  Macht  lähmen,  und  so  für  die  Statsord- 
nung  weit  verderblichere  Folgen  haben,  als  eine  einzeloe 
Gesetzwidrigkeit,  für  welche  die  befehlende  Behörde  ver- 
antwortlich ist. 2 

3  Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  einzelnen  Verfassungen  ausdrücklich 
ansge?proehen;  z.  B.  für  Hannover  1833,  $.161:  „In  gehöriger  Form 
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Die  Verfassungswidrigkeit  der  Aufträge  ist  zu* 
nächst,  wo  nicht  besondere  Vorschriften  Ausnahmen  anord- 
nen, ganz  ebenso  zu  behandeln:  und  auch  hier  darf  nicht 
zugegeben  werden,  dasz  die  Unterbehörde  durch  ihren 
Widerstand  gegen  die  Anordnung  ihrer  Obern  die  verfas- 
sungsmässige Unterordnung  im  State  selbst  zur  Anarchie  um* 
kehre  und  verderbe,  weil  sie  vermeint,  die  Verfügung  jener 
stehe  in  einem  Widerspruch  mit  einer  einzelnen  Verfassung^ 
bestimmuTig. 

7.  Der  Geist  der  Treue  reicht  weiter  als  die  Pflicht 
des  Gehorsams.  Diese  wird  erfüllt,  wenn  der  Beamte  die 
erhaltenen  Aufträge  in  Form  und  Inhalt  vollzieht.  Jene  aber 
bindet  und  hält  ihn  in  seinem  übrigen,  freien  Wirken.  Wenn 
gleich  die  Treue  nicht  mehr  wie  vormals  in  der  nuttelalter* 
liehen  Lehens  Verfassung  als  das  vorherrschende  Lebensprincip 
der  Statsordnung  betrachtet  werden  kann,  vielmehr  in  dem 
modernen  State  theils  durch  die  Gesetzgebung  die  Befug- 
nisse der  Aeinter  schärfer  bestimmt  sind ,  theils  die  politische 
Thäügkeit  des  Beamten  weniger  von  der  persönlichen  Ver* 
bindung  mit  dem  Oberhaupte  des  States  als  vielmehr  von 
den  Bedürfnissen  des  States  ihren  Anstosz  und  ihre  Rich- 
tung empfängt,  so  ist  doch  die  Treue  auch  in  dem  modernen 
S tatsieben  kein  veralteter  und  kein  entbehrlicher  Begriff. 

erlassene  Befehle  vorgesetzter  Behörden  befreien  sie  (die  Beamten)  von 
der  Verantwortung  nnd  Übertragen  dieselbe  an  den  Befehlenden, "  und 
von  Meintngen  §.  104  und  von  Altenburg  $.37  geradezu:  „Die  Ver- 
antwortlichkeit für  jede  gesetzwidrige  Verfügung  haftet  zunächst  auf  dem- 
jenigen, von  welchem  sie  ausgegangen  ist;  Befehle  einer  höhern  Behörde 
decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form  von  dem  competenten 
Obern  ausgegangen  sind,  wodurch  dann  dieser  verantwortlich  wird.4* 
Gönner  a.  a,  O.  $.79  scheint  die  „gloria  obsequii"  nicht  anders  zu  ver- 
stehen, obwohl  er  allerdings  in  der  Begründung  nicht  glücklich  den  Be- 
amten zur  „Maschine-  macht;  denn  die  Verpflichtung  zur  Remonstration 
gegen  ungerechle  Auftrage  erkennt  er  an,  und  beschränkt  auch  die  Pflicht 
des  Gehorsams  in  formeller  und  materieller  Beziehung.  S.  208.  Der 
Ausdruck  Gönners  hat  Übrigens  einen  mönchischen  Beigeschmack. 
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Es  beruht  noch  auf  ihr  der  moralische  Zusammenhang  und 
die  Harmonie  des  Beamtenorganistnus  groszentheils. 

Der  Beamte,  welcher  in  einzelnen  und  sogar  in  wich- 
tigen Beziehungen  eine  andere  politische  Uebereeugung  hat 
als  seine  Obern  und  diese  unter  Umständen  ausspricht,  ver- 
letzt zwar  die  Treue  nicht  schon  aus  diesem  Grunde.  Aber 
wenn  er  sich  mit  den  dauernden  Grundprincipien, 
worauf  die  Statsregierung  beruht,  im  Widerspruch  befindet 
und  als  Feind  jener  handelt,  wenn  er  z.  B.  in  der  Monarchie 
sich  als  Republikaner  erklärt  und  für  die  Einführung  der 
Republik  arbeitet,  oder  umgekehrt  in  der  Republik  als 
Beamter  für  die  Monarchie  wirkt,  dann  verletzt  und  bricht 
er  das  Band  der  Treue,  das  ihn  als  ein  Glied  eines  einheit- 
lichen Stateorganismus  mit  diesem  verbindet  Ebenso  wenn 
der  Regierungsbeamte  an  systematischer,  d.h.  consequent 
auf  Sturz  oder  Lähmung  der  Regierung  gerichteter  öppo- 
sition  Theil  nimmt,  so  ist  das  ein  Treubruch,  den  keine 
Regierung  dulden  kann,  wenn  sie  nicht  an  innerm  Zwie- 
spalt zu  Grunde  geben  will. 9  Die  systematische  Feindschaft 
von  Regierungsbeamten  gegen  die  Leiter  der  Regierung  (das 
Ministerium)  ist,  auch  wenn  im  Einzelnen  kein  Ungehorsam 
vorliegt,  Auflösung  des  Treuverhältnisses  und  fuhrt  zur 

*  Washington  (in  der  Vorrede  Guirots  za  seinem  Leben ,  I.  c 
XXIII.):  „So  lange  ich  die  Ehre  haben  werde,  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten zu  leiten,  werde  ich  nie  mit  Wissen  an  irgend  eine  wichtige  Stelle 
•inen  Mann  setzen,  dessen  jjolitiaehe  Maximen  mit  den  allgemeinen  An- 
sichten der  Regierung  in  Widerspruch  sind.  Das  wäre  meines  Erachtens 
politischer  Selbstmord."  Wie  lebhnft  auch  deutsehe  Statsmänner  das  Uebel 
empfunden  haben,  welches  dem  State  untreue  Beamte  bereiten,  zeigt  fol- 
gende leidenschaftliche  Aeuszerung  des  Ministers  Stein  (Leben  desselben 
▼on  Perts  II,  S.  501):  „Der  Frechheit  und  Verwilderung  in  der  Stimmung 
besonders  des  grasten  Tbeils  der  öffentlichen  Beamten  wird  nicht  anders 
entgegengewirkt  werden  können,  als  durch  sehr  strenge  Maszregeln,  plötz- 
liche Entsetzungen,  Verhaftungen,  Verbannungen  nach  kleinen  Orten  (ler 
Menschen  so  sich  bemühen  schädliche  Meinungen  zu  verbreiten  oder  die 
Beschlüsse  der  Regierung  zu  untergraben." 
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Anarchie.  Nicht  die  abweichende  und  selbst  nicht  die  feind- 
liche Gesinnung  ist  ein  Treubruch,  denn  diese  kann  das 
Individuum  in  sich  verschlieszen  und  dennoch  in  amtlicher 
Stellung  seine  Pflicht  in  weitestem  Umfang  in  guten  Treuen 
erfüllen,  aber  die  amtliche  Bethütigung  solcher  Gesinnung 
ist  es,  denn  dabei  kann  weder  die  nöthige  Harmonie  der 
Statsgewalt  noch  ihre  Sicherheit  bestehen.  Ist  aber  der 
Gegensatz  zwischen  der  Ueberzeugung  des  Regierungsbeam- 
ten und  dem  Statsprincip  oder  der  politischen  Richtung  der 
Regierung  so  schroff  und  unversöhnlich  geworden,  dasz  jener 
sich  durch  sein  Gewissen  gedrungen  fühlt,  seine  Feindschaft 
durch  Wort  und  That  zu  auszern ,  und  nicht  mehr  in  Treuen 
diesem  State  zu  dienen  und  seinen  Obern  sich  unterzuord- 
nen vermag,  dann  kann  er  diesem  innern  Conflict  der 
Ueberzeugung  und  der  Amtstreue  als  ein  ehrlicher  Mann 
schwerlich  anders  entgehen,  als  indem  er  auf  ein  Amt  re- 
signirt,  in  welchem  er  die  Treue  nicht  halten  kann.  Selb- 
ständiger in  dieser  Hinsicht  sind  die  Justizbeamten  gestellt, 
weil  ihre  Amtsführung  nicht  politisch  und  nicht  abhängig 
ist  von  dem  Willen  der  Regierung. 

Eine  fernere  Wirkung  der  Treuverbindung  der  Beamten 
überhaupt  ist  es,  dasz  dieselben  ohne  die  Zustimmung  des 
Statsoberhauptes  nicht  zugleich  einem  fremden  State  die- 
nen, noch  Orden,  Pensionen  und  ähnliche  Auszeichnungen, 
welche  auf  eine  engere  Beziehung  zu  einem  auswärtigen 
Fürsten  oder  Lande  schlieszen  lassen,  annehmen  darf. 

8.  Das  Dienstgeheim nisz,  die  Amtsverschwie- 
genheit, zu  welchen  die  Beamten  regelmäszig  verpflichtet 
sind,  ist  nicht  absolut  zu  verstehen,  sondern  nur  insoweit 
zu  beachten,  als  durch  Mittheilung  von  Thatsachen,  zu  deren 
Kenntnisz  der  Beamte  in  seiner  amtlichen  Stellung  gelangt 
ist,  dem  State  oder  den  Individuen  Schaden  zugefügt  würde, 
oder  als  nicht  eine  höhere  Verpflichtung  dieselbe  nöthig 
macht   Eine  pedantische  Ausdehnung  des  Geheimnisses  über 
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diesen  Bereich  oder  gar  eine  böswillige  Ausbeutung  dersel- 
ben ,  um  verfassungs-  und  gesetzwidrige  Handlungen  zu  ver- 
bergen und  eine  frivole  Ausplauderei  sind  die  entgegen- 
gesetzten Klippen,  die  zu  vermeiden  sind. 

9.  Das  Interesse  an  der  Bewahrung  der  öffentlichen 
Ordnung  begründet  das  Recht  des  States  gegen  Beamte, 
welche  ihre  Pflicht  vernachlässigt  oder  verletzt  haben, 
einzuschreiten,  und  die  nöthigen  Zwangsmittel  oder  Stra- 
fen zu  verhängen.  In  dieser  Beziehung  wird  zwischen  den 
eigentlichen  Am  tsverbrechen,  welche  der  Strafgericht- 
liehen  Verfolgung  und  Bestrafung  unterliegen,  und  andern 
Amtspflichtverletzungen,  welche  dem  Disciplinar- 
verfahren  an  heim  fallen,  unterschieden.  Für  jene  ist  der 
Standpunkt  der  öffentlichen  Gerechtigkeit  entscheidend,  für 
diese  die  Rücksicht  auf  die  Statewohlfahrt  überwiegend.  Der 
allgemeine  Gegensatz  von  Gericht  und  Polizeigewalt  kommt 
hier  zur  besondern  Anwendung.  Die  erstem  werden  nach 
den  Normen  der  gemeinen  Strafgesetze  und  in  den  Formen 
des  gewohnten  Strafprocesses  beurtheilt.  Nur  in  zwei  He- 
ziehungen  hat  die  Rüchsicht  auf  die  Interessen  des  States 
verschiedene  Modificationen  hervorgerufen;  einmal  insofern 
die  strafamtliche  Verfolgung  eines  Amtsverbrechens  an  die 
Vorbedingung  einer  Anordnung  oder  Zulassung  einer  höheren 
Regierungsstelle  oder  einer  eigens  dafür  ermächtigten  Stats- 
behörde  geknüpft  ist,  also  nicht  durch  die  gewöhnlichen 
Gerichtsstellen  von  Amtswegen  eingeleitet  werden  darf,  und 
zweitens  indem  für  die  Beurtheilung  der  Beamten  besondere 
Gerichtshöfe  angewiesen  sind. 4 

«  Bayerische«  Edict  über  die  Verhältnisse  der  Statsdiener  S-  16- 
Die  preuszischen  Verordnungen  vom  10.  und  11.  Julius  1849  unter- 
scheiden zwischen  Am  tsverbrechen  und  bloszen  Dienstvergehen,  und  ent- 
halten ausführliche  Vorschriften  über  das  Disciplinarverfahren  in  den 
Fällen  der  letzten  Gattung.  Die  erstere  bezieht  sich  auf  die  Dienstvergehen 
der  Richter,  die  zweite  regelt  das  Verfahren  gegen  die  nichtrichterliehen 
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Das  Disciplinarverfahren  ist  ausgedehnter  uud  hält  auch 
in  den  Fällen  die  Ordnung  des  Amtes  aufrecht,  wo  der 
Strafrichter  keinen  hinreichenden  Grund  finden  kann,  in 
dem  Beamten  den  Verbrecher  zu  erkennen.  Ein  freispre- 
chendes Urtheil  desselben  befreit  somit  den  Beamten  keines- 
wegs von  der  Gefahr  einer  disciplinarischen  Ahndung  seines 
den  öffentlichen  Bedürfnissen  und  Pflichten  des  Amtes  wider- 
sprechenden  Benehmens.  Das  Disciplinarverfahren  erstreckt 
sich  auf  alle,  auch  auf  die  geringsten  Dienstvergehen,  und 
jede  Vernachlässigung  der  Amtspflicht.  Ja  sogar  das  Privat- 
benehmen des  Beamten  auszerhalb  des  Amtes  ist  demselben 
insofern  unterworfen,  als  dasselbe  auf  die  Ehre  und  das 
Vertrauen,  deren  der  Beamte  um  des  Amtes  willen  bedarf, 
einen  nachtheiligen  Einflusz  äuszert. 5 

DieStrafmittel  des  Disciplinarweges  sind  entweder  blosze 
einfache  Ordnungsstrafen,  wie  die  Warnung,  der  Ver- 
weis, eine  beschränkte  Geld busze  oder  Strafen,  welche 
die  Einstellung  (Suspension)  im  Amte,  die  Ver- 
setzung des  Beamten  auf  eine  andere  Stelle,  unfrei- 
willige Versetzung  in  den  Ruhestand  oder  die  Ent- 
lassung zur  Folge  haben.  Zu  den  ersteren  sind  schon  die 
vorgesetzten  Behörden  gewöhnlich  ermächtigt,  ohne  ein 
eigentliches  processualisehes  Verfahren,  die  letztern  dagegen 
treffen  auch  die  Rechte  des  Beamten  so  schwer,  dasz  zum 
Schutze  desselben  vor  willkürlicher  und  ungerechter  Verfol- 
gung processualische  Rechtsmittel  unerläszlich  sind.  In  man- 
chen Staten  kann  die  Strafe  der  Entlassung  sogar  nur  von 
den  gewöhnlichen  Gerichten  und  nur  die  der  Suspension 
oder  Versetzung  und  Pensionirung  auch  von  höhern  Aufsichts- 
Beamten.  Vgl.  Do  11  mann  Artikel  Amtsverbrechen  und  Amtsvergehen 
in  Bluntschli's  Deutschem  Slatswörterbnch. 

*  Preuszische  Verordnung  von  1849  §.  1:  „Zu  diesen  Pflichten 
(des  Beamten)  gehört,  dasz  der  Beamte  sich  durch  sein  Verhalten  in  und 
auszer  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens  und  des  Vertrauens  würdig 
beweise,  die  sein  Beruf  erfordert.u 
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behörden  verhängt  werden.  Allein  die  ausschliessliche  Com- 
petenz  der  Gerichte,  welche  zwar  wohl  berufen  und 
fähig  sind,  die  verbrecherische  That  eines  Beamten  wie 
eines  Burgers  zu  erkennen  und  zu  beurtheilen,  aber  immer 
in  dem  Angeklagten  voraus  den  Mensehen,  nur  nebenher 
auch  den  Beamten  sehen,  und  anszer  Stande  sind,  auch  die 
statsrechtlichen  Bedürfnisse  des  Amtes  in  ihrer  vollen  Macht 
und  die  verderblichen  Wirkungen,  welche  ein  ungehöriges 
Benehmen  eines  Beamten  für  die  Einheit  und  Harmonie  der 
Statsgewalt  hat,  in  ihrem  vollen  Umfang  zu  überblicken 
und  zu  ermessen,  ist  keineswegs  zu  billigen.  Wo  dieselbe 
angeordnet  ist,  da  hat  das  Interesse  des  jeweiligen  Beamten 
über  das  des  bleibenden  Amtes  und  des  States,  und  in 
Wahrheit  das  Privatrecht  Uber  das  Statsrecht  den  Sieg 
erfochten.  Nur  einem  Gerichtshofe,  welcher  schon  in  seiner 
Zusammensetzung  Garantie  dafür  darbietet,  dasz  er  auch 
die  statsrechtlichen  Momente,  die  hier  in  Betracht  kommen, 
zu  würdigen  wisse,  kann  ohne  Schaden  für  den  8tat  eine 
ausschliessliche  Competenz  für  solche  Fälle  eingeräumt  wer* 
den.  Gibt  es  einen  solchen  nicht,  so  musz  den  höhern  Auf- 
sichtsbehörden das  Recht  verbleiben,  unwürdige  oder  untaug- 
liche Beamte  nötigenfalls  aus  dem  Amte  zu  entfernen.  • 

•  Preuszische  Verordnung  vom  11.  Julias  1849  S- 20:  „Die  Dienst- 
entlassung musz  insbesondere  dann  erfolgen,  wenn  der  Beamte  die  Pflicht 
der  Treue  verletzt,  oder  den  Muth,  den  sein  Beruf  erfordert,  nicht 
bethätigt,  oder  sich  einer  feindseligen  Parteinahme  gegen  die 
Siatsregierung  schuldig  gemacht  hat." 
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Viertes  Capitel. 

Ende  des  Statsdienstes. 

1.  Da  der  Beamte  um  des  Amtes  willen  ernannt  wird, 
nicht  dieses  um  der  Person  des  Beamten  willen  besteht,  so 
zieht  die  Aufhebung  des  Amtes  von  Rechtes  wegen 
auch  das  Ende  des  Beamten  Verhältnisses  für  das  Individuum 
nach  sich,  üeber  die  Fortdauer  und  Art  des  Amtes  wird 
nur  nach  Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  entschieden. 
Die  privat  rechtlichen  Ansprüche  des  angestellten  Beamten 
aber  auf  den  8tandesgehalt  werden  durch  die  staterechtliche 
Aufhebung  des  Amtes  nicht  beseitigt.  Vielmehr  hat  derselbe 
auch  nachher  auf  so  lange  einen  Anspruch  darauf,  als  er, 
hätte  das  Amt  fortgedauert,  in  demselben  auch  ein  Recht 
auf  die  Besoldung  gehabt  hätte. 

2.  Wie  die  Freiheit  der  Annahme  oder  Ablehnung  eines 
Amtes  als  Regel  gilt,  so  ist  auch  die  Freiheit  der  Resig- 
nation als  Regel  des  neuereu  Statsrechtes  nun  anerkannt, 
obwohl  allerdings  aus  jener  nicht  ohne  weifers  auf  diese 
geschlossen  werden  kann,  denn  aus  der  Freiheit  eine  Ver- 
pflichtung auf  sich  zu  laden,  folgt  nicht  die  Freiheit,  eine 
übernommene  Verpflichtung  wieder  abzuschütteln.  Aber  wo 
die  geistige  Kraft  und  die  gemüthliche  Stimmung  des  Indi- 
viduums, die  durch  Zwangsanstalten  nicht  nach  Belieben 
erzeugt  werden  kann,  so  sehr  in  Betracht  kommt  wie  bei 
den  öffentlichen  Aemtern,  da  frommt  auch  eine  blosze  er- 
zwungene Fortsetzung  des  Dienstes  dem  State  nicht.  1  Wo 

'  Preuszisches  La  ndrecht  II.  10,  §.95:  „Die  Entlassung  (auf  An- 
suchen des  Beamten)  soll  nur  alsdann,  wenn  ein  erheblicher  Nachtheil 
für  das  gemeine  Beste  zu  besorgen  ist,  versagt  werden."  Bayerisches 
Edict  von  1818,  $.  22:  „Der  Statsdiener  kann  zu  jeder  Zeit,  ohne  alle 
Motiviruug,  seine  Entlassung  aus  dem  Statsdienste  nehmen.  Er  verliert 
in  diesem  Falle  den  Standes-  und  Dienstepgehalt  mit  dem  Titel  und 
FunclioDszeichen." 

R luntftr hl i.  allgemeines  Statsrecht.   II  10 
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dagegen  schon  die  Annahme  eines  Amtes  Bürgerpflicht  ist, 
da  ist  es  auch  die  Fortsetzung  des  Dienstes  wenigstens 
w&hrend  einer  bestimmten  Zeitperiode. ' 

Die  Resignation  bewirkt  indessen  nicht  ohne  weiters  die 
Auflösung  der  Amtspflicht.  Der  Beamte  darf  das  Amt  nicht 
nach  Willkür  verlassen,  das  wäre  Desertion.  Sie  ist  nur 
ein  zureichender  Grund,  um  die  8tatsgewult,  welche  das 
Amt  verliehen  hat,  zu  bewegen,  dasselbe  dem  Beamten 
wieder  abzunehmen.  Erst  die  Entlassung  also  von  Seite 
des  States  befreit  denselben  von  der  Amtspflicht;  und  im- 
merhin verbleibt  der  Oberbehörde  das  Recht,  nach  dem 
öffentlichen  Bedürfnisse  den  Moment  der  Entlassung  naher 
zu  bestimmen. 

Die  Entlassung  in  Folge  einfacher  Resignation  des  Be- 
amten hebt  die  aus  dem  Amte  hervorgehenden  Rechte,  so- 
wohl die  politischen  als  die  privatrechtlichen,  auf. 

3.  Anders,  wenn  der  Statsdiener  berechtigt  ist,  die 
Quieseirung,  In  ru  bestand  Setzung,  zu  verlangen.  In 
diesem  Kalle  gehen  wohl  die  eigentlichen  politischen  Amts- 
befugnisse für  ihn  verloren,  nicht  aber  wieder  die  persön- 
lichen Ehren vorzüge,  als  Titel  und  Rang,  noch  die  Ansprüche 
auf  Besoldung.  Gewöhnlich  wird  das  Masz  der  Pension, 
aufweiche  derselbe  einen  Anspruch  hat,  je  nach  den  Dienst- 
und den  Lebensjahren  stufenweise  bestimmt.  Jenes  Recht 
wird  begründet  theils  durch  hohes  Alter  (in  Deutschland  oft 
70,  in  Belgien  65  Jahre) ,  verbunden  mit  langem  Dienstalter 
(30 — 40  Jahre),  theils  durch  früher  eintretende  Dienstuufahig- 
keit,  z.  B.  wegen  Krankheit.  Dasselbe  versteht  sich  indessen 
nur  dann  von  selbst,  wenn  durch  den  Statsdienst  selbst 
das  Gebrechen  herbeigeführt  worden,  welches  den  Beamten 

'  Z.  B.  uach  englischem  Recht  wird  der  Sheriff  (scire-gereta),  der 
das  Amt  ein  Jahr  lang  verwaltet  hat,  für  die  drei  nächsten  Jahre  von 
der  Verpflichtung  frej  dasselbe  zu  Übernehmen.  Blackstone,  Corom 
I.  0,  1 


Digitized  by  Google 


Viertes  Capitel.    Ende  des  Slatsdienstes.  J  $7 

unfähig  macht,  denn  unter  dieser  Voraussetzung  ist  der  8tat 
aus  allgemeinen  Rechtsgründen  verpflichtet,  den  Schaden 
zu  vergüten,  welchen  sein  Beauftragter  in  Folge  der  Aus- 
übung seiner  aufgetragenen  Pflicht  erlitten  hat3 

4.  Die  Frage,  ob  und  in  welchen  Fällen  ein  Beamter 
gegen  seinen  Willen  aus  dem  Amte  entlassen  wer- 
den könne,  ist  in  verschiedenen  S taten  in  neuerer  Zeit  ver- 
schieden beantwortet  worden.  In  Deutschland  wurde 
schon  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  unter  dem  Einflüsse 
der  gelehrten  Juristen  die  privatrech tl iche  Seite  in  dem 
Amte  zu  Gunsten  der  personlichen  Sicherstellung  der  Beam- 
ten mit  grossem  Nachdrucke  hervorgehoben.  Das  Amt  galt 
als  ein  in  der  Regel  auf  Lebenszeit  verliehenes  Recht,  wel- 
ches von  der  Statsgewalt  nicht  aus  Gutfinden  dem  Beamten 
entzogen  werden  dürfe.  Nur  durch  gerichtliches  Urtheil  sollte 
derselbe  wegen  Verletzung  seiner  Dienstpflicht  entsetzt  werden 
dürfen. 4  Es  fehlte  zwar  nicht  ganz  an  Stimmen,  welche 
darauf  hinwiesen,  dasz  auch  eine  ehrenvolle  Entlassung  zu- 
weilen aus  StatsgrUnden  zu  rechtfertigen  sei,  aber  gegen 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  wenigstens  breitete  sich  die 
erstere  Meinung  immer  mehr  aus,  und  es  wurde  dieser 
Grundsatz  auch  in  manchen  neuem  Verfassungen  wie  ein 
Fortschritt  der  Freiheit  und  eine  wichtige  Garantie  gegen 
Regierungswillkür  proclamirt,  theils  in  Deutschland,  theils 
in  neuerer  Zeit  auch  in  der  8chweiz,  obwohl  da  die  mei- 
sten Aemter  nur  periodisch  vergeben  werden. 

Iii  England  dagegen  hielt  das  politische  Parteileben 

*  Bei  Zachariä  D.  St.  §.  142  sind  einige  Bestimmungen  in  deut 
sehen  Landern  zusammengestellt.     Ueber  Belgien  vergl.  Gesetz  vom 
31.  Jul.  1844 

4  Für  den  Reichshof  rath  wurde  es  in  der  Wah  leapi  t  u  lation  von 
1792  ausdrücklich  ausgesprochen  §.  10:  „Auch  soll  kein  Reichshof rath 
seiner  Stelle  anders  als  nach  vorhergegangener  rechtlicher  Cognition  und 
darauf  erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetzt  werden.1*  Vergl.  auch  den 
ReichsdeputationsHnuptschlusz  von  1803,  §.  591. 
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schon  das  Itewnsztsein  wnch ,  dasz  das  Amt  vornehmlich  um 
des  States  und  nicht  um  des  Individuums  willen  gegeben 
sei,  und  es  wurde  umgekehrt  alles  Gewicht  auf  die  politi- 
sche Bedeutung  des  Amtes  gelegt,  daher  der  Grundsatz  fest- 
gehalten, dasz  das  Statsoberhaupt  wie  das  Amt  zu  geben, 
so  auch  zu  nehmen  berechtigt  und  in  der  Freiheit  dieser 
Befugnisz  nicht  zu  beschränken  sei.  Nur  zu  Gunsten  der 
Unabhängigkeit  der  Richter  wurde  eine  Ausnahme  von  die- 
sem Princip  eingeführt.  Unter  Wilhelm  III.  wurde  zuerst 
bestimmt,  dasz  die  Richter  des  gemeinen  Rechts  nicht  wie 
früher  „durante  bene  placito«  sondern  „quamdiu  bene  ges- 
serint,"  d.  h.  auf  Wohlverhalten  ernannt  seien,  aber  auch 
ihre  Entfernung  wegen  Nichtwohlverhalten  dem  immerhin 
statlicheii  Ermessen  des  Königs  und  des  Parlaments  vor- 
behalten.5  Auch  das  nord  amerikanische  Staatsrecht  be- 
ruht auf  diesen  Grundsätzen.  Eben  so  waren  in  Frank- 
reich tlie  Regierungsbeamten  von  alter  Zeit  her  willkürlich 
entlaszbar,  und  nur  für  die  Richter  die  Unabsetzbarkeit 
schon  in  dem  sechzehnten  Jahrhundert  zur  Regel  erhoben.* 

In  dem  deutschen  System  ist  zwar  eine  Uebertreibung 
der  privatrechtlichen  Rücksichten  unverkennbar,  aber  wenn 
dasselbe  davon  entkleidet  und  der  statsrechtliche  Gesichts- 
punkt nach  Gebühr  beachtet  wird,  so  hat  es  vor  dem  will- 
kürlicheren System  anderer  constitutioneller  Staten  nicht 
blosz  den  Vorzug,  dasz  es  die  Privatexistenz  des  Statsdieners 
sichert,  sondern  ebenso  den,  dasz  es  auch  die  Ruhe  des 
Statsorganismus  vor  Parteiumtrieben  und  launischer  Gunst 
oder  Ungunst  schützt. 

Allerdings  mnsz  als  Grundprincip  anerkannt  werden, 
dasz  das  Amt  für  den  Stat  da  ist,  und  dasz  geradeso  wie 

:>  Slalut  13,  Will.  III.  ch.  3.    Unter  Georg  III.  wurde  mich  die 

frühere  Erlöschung  des  Richteramtes  durch  den  Tod  des  Königs  auf- 
geholjen. 

K  Vergl.  Story  III.  38,  §.  m 
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der  Stut  die  Aeinter  in  seinem  Interesse  bestellt  lind  Über- 
gibt, er  auch  berechtigt  sein  musz,  aus  Gründen  der 
Statswohlfahrt  einem  Beamten  das  Amt  zu  entziehen 
und  einer  andern  Person  zu  übertragen.  Der  Natur  der 
Sache  nach  steht  dieses  Recht  zunächst  der  nämlichen 
Person  zu,  welche  das  Amt  zu  besetzen  hat,  somit  im 
Zweifel  dem  Statsoberhaupt. 7  Dasselbe  musz  auch  in  den 
Staten  anerkannt  werden,  in  welchen  die  Absetzung  Hin- 
durch die  Gerichte  ausgesprochen  werden  kann,  soweit 
nämlich  der  Entzug  des  Amtes  rein  politische  und  nicht 
auch  privatrechtliche  Folgen  hat8 

Diese  Regel  erleidet  indessen  Beschränkungen,  theils 
im  Interesse  einer  von  der  Regierung  unabhängigen  Rechts- 
pflege, theils  im  Interesse  der  privatrechtlichen  Ansprüche 
der  Beamten  auf  eine  gesicherte  Stellung.  In  der  erstem 
Beziehung  wird  in  den  Staten,  welche  auf  eine  freie  und 
selbständige  Rechtspflege  einen  Werth  legen,  in  neuerer  Zeit 
meistens  der  Grundsatz  anerkannt,  dasz  Richtergegen  ihren 
Willen  durch  die  Regierung  weder  entlassen ,  noch  anders- 
wohin versetzt,  noch  anders  als  mit  Belassung  ihres  vollen 
Gehalts  in  den  Ruhestand  gelegt  werden  dürfen,  sondern 
es  dafür  entweder  wie  in  England  eines  Parlamentsbeschlus- 
ses, oder  wie  in  Deutschland  eines  gerichtlichen  ürtheils 
bedürfe. 9 

7  Es  ist  inconseqncnt ,  wenn  in  Nordamerika  das  Recht  der  Absetzung 
von  Beamten  dem  Präsidenten  allein  auch  in  den  Fälleu  überlassen  wor- 
den ist,  wo  die  Anstellung  auf  der  Mitwirkung  des  Senats  beruht.  Gesetz 
von  17S9,  Story  III.  37.  §.  119. 

•  Zacharia  §.144.  Indessen  giebt  es  Staten,  welche  diesen  Grund- 
satz verkennen  und  so  weit  gehen,  das  Recht  des  Beamten  auf  seine  Am  ts- 
befugnisse  als  ein  während  einer  gewissen  Zeit  überall  nicht  aus  öffent- 
lichen Gründen  entziehbares  aufzufassen. 

*  Bayerische  Verf.  VIII.  §.  3:  „Die  Richter  können  nur  durch 
einen  Rechtsspruch  von  ihren  .Stellen  mit  Verlust  des  damit  verbundenen 
Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden.4*  Belgische  §.  100: 
„l>er  Richter  werde  auf  Lebenszeit  ernannt.    Ein  Richter  kann  nur  durch 
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In  der  zweiten  Beziehung  sind  verschiedene  Fülle  zu 
unterscheiden.  Das  Motiv  nämlich  zur  Entfernung  eines 
Beamten  kann: 

a)  in  einem  Verbrechen  desselben  liegen,  woraus  seine 
moralische  ü  n  w  ü  rd  i  g  k  ei  t  für  das  Amt  offenbar  wird ; 

b)  in  der  erfahrungsmäszig  hergestellten  moralischen 
Ulitauglichkeit  desselben,  indem  es  ihm  au  dem 
nöthigen  Fleisze  oder  an  dem  Muthe  gebricht,  dessen 
das  Amt  bedarf,  ohne  dasz  er  wirkliche  Verbrechen 
begangen  hat; 

c)  in  der  geistigen  Unfähigkeit  desselben,  die  Auf- 
gabe des  Amtes  zu  verstehen  und  die  erforderlichen 
Functionen  auf  eine  für  den  Stat  nützliche  Weise  zu 
vollziehen ,  z.  B.  weil  er  das  Gedächtnisz  verloren  hat, 
blödsinnig  geworden  ist  u.  dgl.; 

d)  in  äuszern  auszer  der  Person  des  Beamten  liegenden 
Verhältnissen,  welche  seine  Wirksamkeit  im  Amte 
lähmen  oder  ihn  des  erforderlichen  Vertrauens  berau- 
ben; ein  Fall,  der  in  Zeiten  aufgeregter  Leidenschaften 
oder  bei  Verwicklungen  mit  auswärtigen  Mächten  — 
ich  erinnere  an  die  Entlassung  des  Ministers  Stein 
aus  Rücksichten  auf  den  Kaiser  Napoleon  I.  —  selbst 
bei  einem  Beamten  eintreten  kann,  der  seine  Pflicht 

oiuen  Urtheil88pnich  seines  Amtes  beraubt  (»der  für  eine  Zeit  lang  ent- 
setzt werden.  Die  Versetznng  eines  Richters  kann  nur  in  Folge  einer 
neuen  Ernennung  uud  mit  seiner  Bewilligung  stattlinden."  Spanische 
$.66.  Portugiesische  §  120— 123.  Oesterreichische  von  1849  §.  101 : 
„Kein  vom  State  bestellter  Richter  darf  nach  seiner  definitiven  Bestellung, 
auszer  durch  richterlichen  Spruch,  von  seinem  Amte  zeitweilig  entfernt 
oder  entlassen,  noch  auch  ohne  sein  Ansuchen  an  einen  andern  Dienstort 
überwiesen  oder  in  den  Ruhestand  versetzt  werden.  Diese  letztere  Be- 
stimmung findet  jedoch  auf  Versetzungen  in  deu  Ruhestand,  welche  wegen 
eingetretener  Diensluntauglichkeit  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  er- 
folgen, sowie  auf  jene  Veränderungen  im  Richterpersouale,  welche  durch 
Aendemng  in  der  Hinrichtung  der  Gerichte  nothwendig  werden,  keine 
Anwendung.44    l'reusz  ischc  $.  87. 
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vollständig  erfüllt  hat,  vielleicht  gerade  deshalb,  weil 
er  es  gethan. 

In  allen  diesen  Fallen  musz  der  Stat  ein  Mittel  haben, 
durch  Entfernung  des  Beamten  sich  selber  vor  öffentlichem 
Schaden  zu  bewahren;  aber  nur  in  dem  ersten  unter  a)  sind 
ilie  Gerichte  geeignet,  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  des 
Strafrechte  das  Urtheil  auszufällen.  Dieser  Fall  wird  daher 
auch  mit  Recht  dem  gerichtliehen  Verfahren  »Hein  über- 
lassen,  und  an  die  gerichtliche  Entsetzung  der  Verlust 
von  Titel,  Rang,  Besoldung  und  Pensionsanspruch  als  not- 
wendige Folge  geknüpft. 

Der  zweite  Fall  unter  b)  eignet  sich  mehr  zu  dem  Dis- 
eiplinarverfahren,  welches  nicht  nothwendig  und  nicht 
im  öffentlichen  Interesse  den  gewohnten  Gerichten  zugetheilt 
wird,  obwohl  allerdings  dafür  gesorgt  sein  musz,  dasz  der 
Beamte  sich  frei  vertheidigen  dürfe.  Je  nach  der  gröszern 
oder  geringem  Verschuldung  ist  denn  hier  die  Entlassung 
ohne  nachtheilige  Folgen  für  die  bürgerliche  Ehre  und  die 
übrigen  politischen  Rechte  des  Entlassenen,  aber  mit  dem 
Verlust  aller  aus  dem  Stat  hervorgehenden  persönlichen  An- 
sprüche auf  Besoldung  —  oder  die  Quiescirung  mit  einem 
den  Verhältnissen  gemäszen  Ruhegehalte  auszusprechen.  Es 
ist  klar,  dasz  der  Regierung  für  diese  freiere  Hand  gelassen 
werden  musz,  als  für  jene,  indem  dieselbe  die  privatrecht- 
lichen Ansprüche  des  Beamten  nicht  verletzt,  sondern  zu- 
nächst  nur  seine  öffentliche  Stellung  affieirt. 

Der  dritte  Fall  unter  c)  rechtfertigt  die  Quiescirung, 
in  der  Regel  aber  nicht  die  Entlassung,  weil  hier  nicht 
eine  Verschuldung  des  Beamten,  sondern  nur  ein  geistiger 
Mangel  die  Entfernung  veranlaszt. 

Der  vierte  Fall  endlich  d)  begründet  entweder  die  Qui  es- 
cirung  oder  die  Versetzung  auf  einen  andern  Posten  von 
wesentlich  derselben  Beschaffenheit  unter  Beibehaltung  des 
gleichen  Ranges  und  voller  Besoldung.    In  beiden  letztern 
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Fällen  sprechen  allgemeine  Rechtsgründe  du  für,  dasz  die 
höhern  Oberaufsichtsbehörden  die  Sachlage  prüfen  und  «las 
Nöthige  einleiten,  Und  da  wo  die  Anstellung  von  dem  Stats- 
oberhaupte  ausgeht,  jedenfalls  nicht  ohne  Gutheiszung  und 
Befehl  des  Statsoberhanptes  die  Entfernung  ausgesprochen 
werde. 

Eine  blosz  willkürliche  Entfernung  nacli  Gutdünken  der 
Regierung  ohne  Motive  und  ohne  dem  Beamten  die  Gelegen- 
heit zu  verschaffen  seine  Interessen  zu  wahren,  wird  zwar 
noch  in  manchen  neuern  Staten  geübt,  widerspricht  aber 
den  Erfordernissen  eines  wohlgeordneten  Beamten wesens. 

5.  Eine  blosz  vorübergehende  Einstellung,  Sus- 
pension des  Beamten  kann  zur  Strafe  verhängt  oder  nur 
als  einstweilige  Maszregel  durch  ein  öffentliches  Be- 
dürfnisz  gerechtfertigt  werden.  In  jenem  Falle  kann  diese 
Strafe  in  Folge  des  Strafverfahrens  durch  das  Gericht  oder 
in  Folge  des  Disciplinarverfahreus  durch  die  competeuto  Ober- 
aufsichtsbehörde ausgesprochen  werden.  Sie  hemmt  die  amt- 
liche Wirksamkeit  des  Beamten,  und  zieht  gewöhnlich  auch 
den  Verlust  der  Besoldung  für  die  Zwischenzeit  oder  wenig- 
stens eines  Theils  der  Besoldung  nach  sich. 

Als  provisorische  Maszregel  kann  dieselbe  schon  durch 
das  Gesetz  zum  Voraus  für  gewisse  Fälle  angeordnet  sein, 
z.  B.  als  Folge  der  Versetzung  in  den  An k lügezustand  wegen 
eines  Verbrechens.  Sie  kann  aber  auch  aus  andern  Gründen 
im  einzelnen  Falle  durch  die  Oberaufsicht  getroffen  werden, 
namentlich  auch  da,  wo  das  Institut  der  Quiescirung  nicht 
anerkannt  ist,  um  einen  verhaszt  gewordenen  Beamten  einst- 
weilen der  gegen  ihn  erregten  Leidenschaft  zti  entziehen. 
Wo  dieselbe  nicht  als  Strafe  zu  betrachten  ist,  da  dürfen 
die  privat  rechtlichen  Ansprüche  des  Beamten  demselben  auch 
nicht  entzogen  werden.  Freilich  folgt  daraus  nicht,  dasz  er 
das  Recht  auf  vollen  Gehalt  beibehalte,  denn  nur  ein  Theil 
desselben  hat  einen  privatrechtlichen  Grund,  wohl  aber,  dasz 
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das  Recht  tmf  den  Standesgehalt  ihm  unversehrt  bleibe. 
Auch  wenn  er  während  der  Untersuchung  wegen  eines  Ver- 
brechens suspendirt  worden  ist,  dauert  vorläufig  dieser  An- 
spruch fort,  vorbehalten  die  gerichtliche  Einbehaltung  des 
Gehaltes  zur  Sicherung  für  Entschädignngsforderung  und 
Busze  wegen  des  Vergehens,  dessen  der  Beamte  beschuldigt 
ist.  Erst  das  Strafurtheil  selbst  aber  zerstört  für  die  Zukunft 
den  Anspruch  auf  Besoldung.10 


Fünftes  CapiteL 

Das  Statsmini8terium. 

1.  Die  Minister  dienen  dem  Statsoberhaupt,  um  das- 
selbe in  den  verschiedenen  Richtungen  seiner  stall ichen 
Functionen  zu  unterstützen.  In  der  constitntionellen  Mon- 
archie ist  der  König  bei  allen  eigentlichen  Stutshandlungen 
au  die  Mitwirkung  des  betreffenden  für  diese  Handlung  ver- 
antwortlichen Ministers  gebunden.  Aber  auch  in  der  Repu- 
blik, an  deren  Spitze  ein  Präsident  steht,  bedarf  dieser  regel- 
mäszig  der  Mitwirkung  von  Ministern  oder  Statssecretären. 
Nur  hat  er  diesen  gegenüber,  da  er  die  Verantwortlichkeit 
in  Person  auf  sich  nimmt,  eine  noch  freiere  Stellung. 

Die  Minister  sind  aber  nicht  blosze  Diener  des  Stats- 
hauptes  und  keineswegs  verpflichtet  alle  seine  Befehle  oder 
Wünsche  auszuführen.  Sie  haben  vielmehr  selbständig  als 
leitende  Statsmänner  und  Statsdiener  zu  prüfen,  was  dem 
Rechte  gemäsz  und  dem  State  nützlich  sei  und  ihre  Ueber- 
zeugung  auch  gegenüber  dem  Statshaupte  zu  vertreten. 

Die  Harmonie  der  Grundansicht  zwischen  König  und 

,w  Vgl.  Znclmria  §.  145  ge?en  Heffter. 
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Ministern  ist  eine  Bedingung  der  Wirksamkeit  der  Regierung. 
Deszhalb  hat  der  König  die  freie  Wahl  der  Minister  und  es 
darf  ihm  keine  Person  als  Minister  aufgedrungen  werden, 
zu  der  er  kein  Vertrauen  fassen  kann.  Deszhalb  kann  aber 
auch  Niemand  genöthigt  werden,  Minister  zu  werden  oder 
zu  bleiben ,  wenn  er  seinerseits  kein  Vertrauen  zu  dem  Stats- 
haupt  hat.  Das  wechselseitige  Vertrauen  braucht  übrigens 
keine  familiäre  Intimität,  keine  persönliche  Freundschaft  zu 
sein.  Es  genügt  das  politische  Vertrauen  des  Königs,  dasz 
diese  Minister  im  gegenwärtigen  Moment  sich  zu  der  Lei* 
tung  der  Statsangelegenheiten  eignen  und  der  Minister,  dasz 
der  König  sie  in  ihrer  Handlungsweise  gewähren  lasse  und 
ihnen  seine  Unterstützung  nicht  vorenthalte. 

2.  Die  Eintheilung  der  Geschäfte  je  nach  ihrer  Art  und 
Richtung  kann  verschieden  bestimmt  werden.  Gut  aber  ist 
es,  wenn  jeder  umfassende  Geschäftskreis  in  einem  Minister 
seine  Vereinigung  und  Oberleitung  findet,  denn  jeder  er- 
fordert die  Hingebung  und  die  Geisteskraft  eines  ganzen 
Mannes.    Die  regelmäszigen  Departemente  sind: 

a)  das  Aeuszere,  wohin  alle  diplomatischen  Verhand- 
lungen mit  und  alle  Beziehungen  zu  fremden  S taten  in  Bun- 
desstaten und  Statenbünden  überdem  auch  die  organischen 
Verhältnisse  zu  dem  Bundeskörper  und  zu  den  verbündeten 
Staten  gehören ; 

b)  das  Innere,  den  ganzen  innern  Organismus  und 
alle  Kegicrungsthätigkeit  nach  Innen  umfassend,  so  weit 
nicht  einzelne,  besonders  wichtige  Geschäftszweige  eigene 
Ministerien  erfordern ; 

c)  das  Kriegsministerium  für  die  militärischen  Ein- 
richtungen  und  Functionen  des  States; 

d)  das  Polizeiministerium  für  die  Handhabung  der 
Polizeigewalt  des  States,  zuweilen  auch  mit  dem  Justizmini- 
sterium verbunden,  zuweilen  als  eine  blosze  Unterabtheilimg 
des  Ministeriums  des  Innern  behandelt; 
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e)  das  Justizministerium  für  den  Antheil  an  der 
Rechtspflege,  welcher  dem  Statsoberhaupte  verblieben  ist; 

f)  das  Finanzministerium  für  die  Ausübung  der 
Finanzhoheit  umj  die  Finanzverwaltung; 

g)  das  Gultusministerium  für  die  Cultusbeziehungen 
des  States  zu  der  Kirche  und  in  Schulen  auch  zu  Kunst  und 

♦ 

Wissenschaft; 

h)  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten,  Han- 
del und  Gewerbe,  um  der  Wichtigkeit  dieser  Zweige 
willen  für  das  neuere  Statsleben  öfter  aus  dem  Ministerium 
des  Innern  und  der  Finanzen  ausgeschieden. 

In  der  Republik  werden  diese  Geschäftskreise  zuweilen 
durch  Co  1  legi en,  Räthe  verwaltet,  der  demokratischen 
Neigung  gemäsz,  welche  gegen  die  individuelle  Concentrin 
rung  der  Autorität  und  Macht  misztrauisch  ist. 

3.  In  dem  Statsoberhaupt  finden  alle  Ministerien  wieder 
ihre  höhere  Einigung.  Daraus  folgt,  dasz  der  Monarch 
mit  jedem  Minister  in  unmittelbarem  Verkehr  bleiben 
inu8z.  Aber  auch  unter  den  Ministem  selbst  ist  Einver- 
ständnisz  in  der  Hauptrichtung  der  Politik  in  hohem  Grade 
wunschenswerth.  Es  besteht  eine  natürliche  Wechselwirkung 
der  verschiedenen  statlichen  Thätigkeiten  auf  einander,  und 
es  ist  unvermeidlich,  dasz  die  Maszregeln,  die  ein  Minister 
einleitet,  auch  hinwieder  Einflusz  haben  auf  die  Anord- 
nungen des  andern.  Daher  ist  die  Institution  eines  Gesammt- 
ministeriums,  welches  die  Minister  unter  sich  verbindet 
und  in  wichtigen  Fällen  zu  gemeinsamen  Berathungen  führt, 
vorzüglicher,  als  wenn  die  Einzel  min  ister  nur  in  dem 
Statsoberhaupte  geeinigt  werden ,  einander  aber  fremde 
gegenüber  stehen.  Die  Harmonie  des  Gesammtministeriums 
vermehrt  seine  Stärke,  sowohl  in  dem  Verhältnisz  zu  dem 
Könige  als  in  dem  zu  dem  Volke  und  den  Kammern.  Aber 
es  darf  diese  Einheit  desselben  nicht  so  sehr  angezogen  wer- 
den, dasz  sie  die  höhere  Einheit  in  dem  Könige  und  dessen 
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Macht  gewissem)  aszen  ersetzt  und  dadurch  aufhebt.  Sie 
darf  weder  den  unmittelbaren  Verkehr  des  Königs  mit  den 
einzelnen  Ministern  unterbrechen  und  hemmen,  noch  den- 
selben verhindern,  einen  einzelnen  Minister  zu  entlassen, 
ohne  deszhalb  das  ganze  Ministerium  umzugestalten. 

Au  der  Spitze  des  Gesammtministeriums  steht  der  Mi- 
nisterpräsident Der  practische  Sinn  der  Engländer  zieht 
es  vor,  das  Präsidium  mehr  aus  formellen  Motiven  mit 
einer  Person  zu  besetzen,  die  sich  eher  durch  ihre  sociale 
Stellung,  äuszeren  Rang  und  Autorität  auszeichnet,  während 
andere  Nationen  häufig  den  wirklichen  Chef  der  Regierungs- 
politik mit  dieser  Stellung  betrauen.  Das  erstere  System 
hat  den  doppelten  Vorzug,  dasz  es  auf  der  einen  Seite  die 
Eifersucht  des  Monarchen  weniger  reizt,  und  dasz  es  auf  der 
andern  den  leitenden  Minister  den  Pfeilen  seiner  politischen 
Gegner  weniger  blosz  stellt,  ohne  die  reale  Macht  desselben 
zu  schwächen.1  Aber  das  letztere  System  sichert  in  höhe- 
rem Grade  die  Einheit  und  Energie  innerhalb  des  Ministe- 
riums und  entspricht  mehr  der  Wahrheit  der  Verhältnisse. 

4.  Der  Minister  bringt  seine  Vorschläge  an  den  König 
zur  Sanction,  und  contrasignirt  die  Verfugung,  welche 
der  König  anordnet.  Dem  Statsoberhaupt  steht  das  Recht 
zu,  den  Vorschlag  frei  zu  prüfen,  zu  diesem  Zwecke  auch 
Rath  einzuholen,  wo  er  es  für  gut  findet,  und  nach  eigenem 
Ermessen  entweder  zu  genehmigen  oder  abzulehnen. 
Die  Ablehnung  in  einzelnen  Fällen  ist  noch  nicht  ein  Grund 
für  den  Minister  zurück  zu  treten.    An  und  für  sich  liegt 

1  Friedrich  der  Grenze  sprach  sich  darüber  im  AutiniachUmll 
C.  I'l.  so  aus:  „Le  Roi  qui  a  asscz  de  sanic,  des  organes  en  meine  tems 
nssez  vigonreux  et  assez  d6Jies  pour  sotitctiir  le  j^nible  tra'ail  du  Cahinck, 
nianque  ä  sou  deroir  s'il  se  donne  un  premier  ministre;  mais  je  crois 
qu'un  IVince,  qui  n'a  pas  aes  dous  de  la  nalure,  se  manque  a  Ini-mcnie 
et  a  son  peuple,  s'il  n'emploie  pas  tont  cc  qii'il  a  de  raisou  a  chuisir 
un  homme  sage  qui  porte  le  fardcau  dont  le  poids  scroit  tmp  fort  jiour 
son  mallre." 
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darin  keinerlei  Misztrauen  gegen  den  Minister  und  seine 
Wirksamkeit.  Nur  wenn  sich  bei  solcher  Gelegenheit  ein  so 
groszer  und  andauernder  Zwiespalt-  der  Gesinnung  offenbart, 
riasz  ein  Einverständnisz  in  der  Hauptrichtung  der  Regie- 
rungspolitik nicht  mehr  da  noch  herzustellen  ist,  dann  wird 
dieser  Conflict  nicht  anders  zu  lösen  sein,  als  durch  die  Ent- 
lassung des  Ministers,  sei  es  dasz  der  König  von  sich  aus 
dieselbe  verfügt,  oder  der  Minister  sie  begehrt.  Beiden  Per- 
sonen musz  dieselbe  jederzeit  frei  stehen. 

Der  König  ist  indessen  nicht  gehalten  abzuwarten,  ob 
der  Minister  einen  Vorschlag  an  ihn  bringt  Er  kann  dem- 
selben auch  den  Auftrag  geben,  ihm  einen  Antrag  auszu- 
arbeiten und  zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  ihm  seine 
vorläufige  Meinung  und  seinen  Willen  eröffnen.  Auf  der 
lindern  Seite  ist  es  die  Pflicht  des  Ministers,  seine  eigene 
Ueberaengung  hinwieder  dem  König  zu  offenbaren,  vor  ver- 
kehrten oder  ungerechten  Maszregeln  zu  warnen,  und  nöti- 
genfalls seine  Mitwirkung  bei  der  Vollziehung  zu  versagen. 

Wünschenswert!]  ist  es,  dasz  der  König  in  den  täglichen 
kleinern  Geschäften,  die  nicht  von  höherer  politischer  Be- 
deutung sind,  die  Minister  in  der  Regel  gewähren  lasse,  und 
nur  ausnahmsweise,  insbesondere  um  die  Minister  vor  Schlen- 
drian oder  Willkür  zu  bewahren,  oder  aus  andern  Gründen 
einen  thatigeren  Antheil  nehme.  Dagegen  ist  es,  soll  die 
Monarchie  eine  Wahrheit  sein,  nöthig,  dasz  er  die  grosze 
Politik,  den  innern  Zusammenhang  der  Regierungsmasz- 
regeln  und  den  Zweck  der  allgemeinen  Statswohlfahrt  ohne 
Unterlasz  sorgfältig  und  selbständig  beachte,  und  auf  die- 
selbe auch  je  nach  seinen  individuellen  Kräften  selbstthätig 
einwirke,  obwohl  in  steter  Verbindung  mit  seinen  Ministern. 
Es  darf  nicht  der  eine  heimlich  wider  den  andern  handeln.  2 

a  Brief  der  Königin  Victoria  im  Sommer  1850,  bei  Gelegenheit  der 
griechischen  Frage  dem  Parlament  im  Februar  1852  mitgelheilt:  „Die 
Konigin  verlangt,  dasz  Lord  Falmerston  deutlich  angebe,  was  er  in  einem 
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5.  Jeder  wirkliche  Regiert! ngsact,  den  das  State- 
oberhaupt  erläszt,  bedarf  zu  seiner  formellen  Gültigkeit  der 
Contrasignatur  des  betreffenden  Ministers.  In  Folge  der- 
selben hat  er  denn  die  Verantwortlichkeit  dafür  zu  über- 
nehmen, und  es  dient  ihm  in  keiner  Weise  zur  Entschuldi- 
gung, wenn  er  sich  auf  den  Willen  des  Oberhauptes  beruft. 
Kr  darf  sich  nicht  hinter  dieses  flüchten,  sondern  hat  die 
Maszregel,  so  weit  ihre  Verantwortlichkeit  zur  Sprache  kommt, 
als  seine  eigene  zu  vertreten,  so  weit  sie  aber  der  for- 
mellen Autorität  bedarf  und  wohlthätig  wirkt,  als  Hand- 
lung des  Oberhauptes  darzustellen. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Ministers  hat  verschiedene 
Formen : 

a)  vorder  öffentlichen  Meinung,  die,  besonders  wo 
die  Presse  frei  ist,  den  Minister  mit  tausend  Augen  scharf 
beobachtet.  Jeder  seiner  Schritte  ist  der  Kritik,  häufig  einer 
bittern  und  feindlichen  ausgesetzt.  Die  Unverantwortlichkeit 
des  Statshauptes  deckt  ihn  nicht;  und  es  hilft  ihm  nichts, 
wenn  der  Fürst  erklärt,  der  Minister  habe  in  seinem  Geiste 
und  nach  seinen  Befehlen  gehandelt. 

b)  Vor  den  Kammern,  welche  den  Beschwerden 
über  die  Regierung  einen  legalen  Ausdruck  zu  geben,  und 
diese  auch  an  den  Monarchen  zu  bringen  berechtigt  und  be- 
rufen sind.  Ihnen  steht  es  zu,  den  Ministem  gegenüber  auch 
ihr  Misztrauen  auszusprechen. 

gegebenen  Fall  vorschlügt,  damit  die  Königin  ebenso  deutlich  wisse  wozu 
sie  ihre  königliche  Sauction  ertheilt.  Zweitens,  nachdem  sie  einmal  ihre 
Sanction  zu  einer  Maszregel  gegeben,  darf  diese  nicht  willkürlich  von 
dem  Minister  abgeändert  oder  modißeirt  werden.  Eine  solche  Handlung 
miiszte  sie  als  einen  Mangel  an  Aufrichtigkeit  gegen  die  Krone  betrachten 
und  sofort  kraft  ihres  verfassungsmäszigen  Rechts  einen  solchen  Minister 
entlassen.  Sie  erwartet  von  dem  was  zwischen  dem  ersten  Lord  der 
Schatzkammer  und  dem  Minister  des  Auswärtigen  vorgeht,  ehe  man  auf 
diesen  Verkehr  wichtige  Entscheidungen  basirt.  in  Keuntnisz  gesetzt  zu 
werden,  ferner  die  auswärtigen  Depeschen  und  die  Entwürfe  der  Ant- 
worten darauf  bei  guter  Zeit  vorgelegt  zu  erhalten." 
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Da  es  immerhin  ein  groszes  Uebel  für  den  Stat  ist,  wenn 
«He  Minister  in  der  Mehrheit  der  Kammern  kein  Vertrauen 
haben,  indem  um  dieses  Mangels  willen  manche  vielleicht 
wohlthutige  Maszregel  unterbleiben  musz.  weil  die  Kammern 
ihre  Zustimmung  dazu  einem  verhaszten  Ministerium  nicht 
geben  wollen,  so  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  ein  entschie- 
denes Misztrauens votum  die  Minister  bestimmt,  ihr  Amt  in 
die  Hand  des  Statsoberhauptes  aufzugeben.  Aber  ein  stats- 
rechtliches  Gesetz  ist  das  nicht;  und  für  jeden  Stat  kann  es 
Zeiten  und  Verhaltnisse  geben,  welche  ein  Verharren  der 
Minister  in  ihrem  Amte  fordern,  ungeachtet  sie  vielleicht  für 
einige  Zeit  nur  eine  Minderheit  der  Kammern  für  sich  haben. 
Sogar  in  England,  welches  sich  dem  System  der  Parlaments- 
regierung aus  historischen  Ohmden  mehr  zuneigt,  als  das 
Wesen  der  constitutionellen  Monarchie  erfordert  oder  viel- 
leicht erträgt,  und  wo  die  Minister  übungsgemäsz  bald  bereit 
sind,  sobald  sie  im  Parlament  einzelne,  zuweilen  nicht  be- 
deutende, Schlappen  erleiden,  auf  ihr  Amt  zu  resigniren.  hat 
doch  schon  mehr  als  ein  Minister,  z.  B.  der  grosze  Pitt, 
längere  Zeit  gegen  ein  feindlich  gesinntes  Unterhaus  die  Zügel 
der  Regierung  festgehalten. 3  In  England  aber  hat  diese 
Uebung  weniger  Bedenken,  als  auf  dem  Continent,  theils 
weil  dort  der  Reichthum  an  Statsmäonern ,  welche  das  Ver- 
trauen des  Königs  verdienen  und  zugleich  das  der  Parlament- 
häuser haben,  gröszer  ist,  theils  weil  der  Stat  auf  der  festen 
Grundlage  einer  mächtigen  Geistes-,  Vermögens-  und  Adels- 
aristokratic  beruht,  die  um  ihrer  Interessen .  ihrer  Sitten  und 
ihrer  überlieferten  Einsicht  willen  jede  maszlose  Opposition 
scheut. 4    In  den  romanischen  und  germanischen  Staten  des 

*  Das  Unterhaus  richtete  damals  eine  Adresse  an  den  König:  „dasz 
die  Forldauer  einer  Verwaltung,  welche  das  Vertraoen  der  Vertreter  des 
Volks  Dicht  besitze,  dem  Statswohle  nachteilig  sein  müsse.«  Aber 
schlieszlicb  gewann  Pitt  doch  das  Vertrauen  des  Volks  und  die  neuen 
Wahlen  verschafften  ihm  eine  Majorität.   Ersk.  May,  Verf. -Gesch.  I.  56  ff. 

4  Vgl.  Rob.  v.  Mohl,  Gesch.  und  Literat,  d.  StaUwiss.  IT.  S.  160. 
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Contincnts  aber,  <Hc  noch  nicht  zu  einer  festen  und  sichern 
Ruhe  gelaugt  sind,  wo  auch  die  demokratischen  Elemente 
eine  gröszere  Gewalt  haben,  kann  es  noch  öfter  Pflicht  der 
Minister  sein,  einstweilen  noch  auszuharren,  obwohl  sich  eine 
Majorität  gegeu  sie  erklärt  hat.  Auf  die  Dauer  aber  ist  es 
auch  da  nicht  möglich. 

Der  normale  Zustand  nämlich  ist  der,  dasz  Männer 
als  Minister  die  Geschäfte  leiten,  welche  zugleich  das  Ver- 
trauen der  Krone  und  beider  Kammern  besitzen. 

c)  Auf  eine  Statsklage  vor  dem  8 tatsgerich t.  In 
den  einen  Staten  steht  jene  jeder  Kammer  für  sich  allein, 
in  andern  der  einen  Volkskammer,  in  andern  nur  beiden 
Kammern  vereint  zu.  Unter  der  letzten  Voraussetzung  wird 
die  Wirksamkeit  der  Klage  sehr  beschränkt.  Ebenso  ver- 
schieden ist  die  Frage  beantwortet,  wem  das  Gericht  in 
solchen  Klagen  gebühre,  ob  dein  Oberhause  oder  einem 
besondern  Statsgerichtshof. 5 

6.  Die  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist 
eine  andere  als  die  juristische.  Wo  jene  ausgebildet  ist, 
da  ist  auch  wegen  Miszregierung  eine  Klage  zulässig. 
Diese  dagegen  rechtfertigt  nur  dann  eine  Klage,  wenn  der 
Minister  die  bestehende  Rechtsordnung  (Verfassung  oder  Ge- 
setze) verletzt  und  ein  Vergehen  verübt  hat.  Jene  tritt  in 
allen  Fällen  ein,  wo  der  Minister  sich  unfähig  zeigt,  die 
Regierung  in  einer  für  die  Statsw  ohlfahrt  dienlichen  Weise 
zu  fuhren,  auch  wenn  er  un  zweckmässig  handelt,  diese 
nur  wenn  er  Unrecht  thut 

In  Schweden  ist  auf  diese  zwiefache  Beziehung  der 
Verantwortlichkeit  in  dem  Organismus  selbst  Rücksicht  ge- 
nommen. Die  Klage  wird  in  beiden  Richtungen  von  dem 
Bureau  der  Stände  eingeleitet.  Aber  wegen  Miszregierung 
geht  die  Beschwerde  an  die  Stände,  wegen  eines  Verfassnngs- 

"  Oben  Buch  V.  Cap.  11  und  Cap.  12. 
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oder  Rechtsbruchs  durch  Vermittelung  des  Statsanwaltes  an 
den  obersten  Gerichtshof.  Die  Stände,  wenn  sie  die 
Beschwerde  gegründet  finden,  haben  das  Recht,  die  Ent- 
fernung des  angeklagten  königlichen  Rathes  oder  Stats- 
secretärs  dem  Könige  zu  empfehlen;  und  da  es  8tats- 
gesetz  ist,  dass  die  Räthe  des  Königs  fähig,  erfahren,  recht- 
schaffen und  im  Besitz  der  öffentlichen  Achtung  sein  sollen, 
so  ist  es  nun  klar,  dasz  einem  wegen  Miszregierung  verur- 
teilten Rathe  die  letztere  Eigenschaft  fehlt,  er  mithin  nicht 
Iftnger  im  Amte  bleiben  darf.  Der  8tatsgerichtshof  aber 
urtheilt  Uber  die  Schuld  nach  Rechtsgrundsätzen,  und  be- 
stimmt die  gesetzliche  Strafe.  • 

Nach  dem  englischen  System  findet  eine  solche  Tren- 
nung der  verschiedenen  Richtungen  der  Verantwortlichkeit 
nicht  statt,  sondern  das  Oberhaus  urtheilt  auf  die  Klage  des 
Unterhauses  über  alle  Beschwerden  gegen  die  Minister  zu 
gleich,  seien  diese  nun  mehr  von  politischer,  oder  mehr 
von  juristischer  Natur.  Eine  genaue  Beschränkung  der  Fälle, 
in  welchen  die  Anklage  zulässig  sei  und  eine  Bestrafung 
einzutreten  habe,  ein  Verantwortlichkeits-  und  Strafgesetz 
haben  die  Engländer  nie  für  wünschenswert!)  gehalten,  son- 
dern es  vorgezogen,  in  jedem  Falle  nach  dem  Statsbedürf- 
nisse  zu  verfahren. 7  Iii  frühern  Jahrhunderten  hart  bis  zur 
Grausamkeit,  ist  ihre  Praxis  milder  und  humaner  geworden. 
Ich  betrachte  es  als  eine  Vervollkommnung  dieses  8ystems, 
wenn  in  Nordamerika  der  Senat  zwar  auch  die  politische 
und  die  strafrechtliche  Seite  der  Klage  zugleich  verhandelt 
und  erwägt,  aber  sich  in  dem  Urtheile  darauf  beschränkt, 

■  Lindblad  in  der  Revue  etrangere  et  francaise  von  Foelix  III. 
$.  59.   Schwedische  Verf.  von  1809  §.  106,  107. 

'  Vgl.  Lord  Russell,  Gesch.  der  engl.  Verf.  C.  19.  Auch  in  Eng- 
land gab  es  Juristen,  welche  die  Verantwortlichkeit  auf  Verbrechen  im 
Sinn  des  gewöhnlichen  Strafrechts  beschränken  wollten.  Sie  sind  abd- 
eicht durchgedrungen. 

Blunlschli,  allgemeines  Statsrecht.  II.  11 


Digitized  by  Google 


162    Siebentes  Buch.   Der  Statsdienst  und  das  eigent  iche  Regiment. 

die  politische  8trafe  der  Entsetzung  und  der  Amtsunfä- 
lugkeit  auszusprechen,  und  wenn  eine  weitere  Criminal- 
strafe  nothwendig  erscheint,  die  fernere  Verurtheilung  dem 
gewöhnlichen  Geschwornengerichte  Uberläszt. 

In  Frankreich  war  die  Klage  der  Depuürtenkamtner 
vor  der  Pairskammer  beschränkt  auf  Statsvergehen, 
diese  aber  durch  so  dehnbare  Begriffsbestimmungen  weit 
genug  ausgedehnt,  dass  auch  blosze  Miszregierung  darin 
Platz  fand.  Als  KlagegrUnde  wurden  bezeichnet  der  Ver- 
rath  (trahison),  alle  Angriffe  auf  die  Sicherheit  des  Königs 
und  des  Stats,  so  wie  der  Constitution  umfassend;  die  Er- 
pressung (concussion) ,  wohin  unrechtmäszige  Erhebung 
von  Steuern  und  Gebühren ,  Bestechung  und  Unterschlagung 
öffentlicher  Gelder  gezogen  wurde,  und  die  Veruntreuung 
(prevarication),  worunter  jede  andere  Gesetzes  Verletzung, 
Gewaltmiszbrauch  und  jede  Gefährdung  der  Statsinteressen 
verstanden  ward.8 

In  Deutschland9  wird  der  juristische  Gesichtspunkt  vor- 
züglich hervorgehoben,  und  das  politische  Moment  bis  jetzt 
noch  zu  wenig  beachtet,  weszhalb  denn  auch  gewöhnlich  ein 
bloszer  Statsgerichtshof,  und  nicht  ein  politischer  Körper  den 
Procesz  zu  leiten  und  das  Urtheil  auszusprechen  berufen  wird. 

7.  Damit  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  nicht  zum 
Scheine  nur  bestehe,  wird  regelmäszig  in  den  neuem  Ver- 
fassungen das  Recht  des  Monarchen,  eine  Untersuchung 
niederzuschlagen  oder  nach  der  Verurtheilung  zu  be- 
gnadigen, beschränkt  oder  aufgehoben. 10 


•  Vgl.  Hauter  in  M  ittermaiers  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft 
VII.  S.  99.  VIII.  S.  199.  IX.  S.  210  ff.  Verfassung  von  Portugal  $.  103. 

*  Preuszische  Verf.  $.  61:  „Die  Minister  können  durch  Beschluß* 
einer  Kammer  wegen  des  Verbrechens  der  Verfassungsverletsung,  der 
Bestechung  und  des  Verrathes  angeklagt  werden,  üeber  solche  Anklage 
entscheidet  der  oberste  Gerichtshof  der  Monarchie  in  vereinigten  Senaten." 

•°  In  England  Statut  von  1690.    Belgische  Verf.  $.  89:  »In 
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Sechstes  Capitel. 

Vom  Statarathe. 

1.  Die  Institution  eines  Statsrathes  ist  in  unsern 
Tagen  oft  für  entbehrlich  erklart  worden.  Die  Kammern, 
sagt  man,  sind  nun  dafür  da,  die  Gesetze  zu  berathen,  und 
in  dem  Gesammtministerium  können  auch  die  wichtigeren 
Verordnungen  verhandelt  werden.  Alle  übrigen  Geschäfte 
des  8tatsrathes  aber  können  eben  so  gut  an  die  einzelnen 
Departements  der  Minister  vertheilt  werden. 

Wahr  ist  es,  dasz  diese  Institution  in  der  absoluten 
Monarchie  noch  wichtiger  ist  als  in  der  constitutionellen,  in- 
dem sie  dort  die  Functionen  der  Kammern  groszentheils  mit 
Ubernehmen  musz.  Sie  ist  aber  auch,  wo  es  Kammern  für 
die  Gesetzgebung  gibt,  nichts  weniger  als  überflüssig.  Zu- 
nächst nicht  für  die  Gesetzgebung  selbst.  Naturgemäsz  gehen 
die  Gesetzesvorschläge,  welche  an  die  Kammer  gebracht 
werden,  von  der  Regierung  aus;  und  dos  ganze  Gelingen 
des  gesetzgeberischen  Werkes  hängt  vorzüglich  von  der  Taug- 
lichkeit des  Regierungsentwurfes  ab.  Diesen  vor  zu  be- 
rathen und  zu  begutachten  ist  nun  die  erste  Hauptauf- 
gabe des  Statsrathes.  Die  Minister  können  wohl  den  Impuls 
geben,  die  Richtung  bezeichnen,  die  Arbeiten  leiten,  aber 
es  bedarf  zu  ruhiger  und  gründlicher  Erwägung  eines  nicht, 
wie  die  Minister  es  sind,  von  den  drängenden  und  aufregen- 
den Anforderungen  der  Politik  und  des  activen  Dienstes 
getriebenen  und  eingenommenen,  sondern  eines  zu  ruhiger 

Prüfung  gestimmten  Körpers,  in  welchem  die  umfassendste 

• 

keinem  Falle  kann  der  König  durch  einen  mündlichen  oder  schriftlichen 
Befehl  einen  Minister  der  Verantwortlichkeit  entziehen."  $.  91 :  „Der  König 
kann  einen  Minister ,  der  durch  den  Caseationshof  vernrtheilt  ist,  mir  auf 
das  Verlangen  von  einer  der  beiden  Kammern  begnadigen."  Portugie- 
sische v.  18Q6.  §.  105. 
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Geschäftskenntnisz,  freier  Ueberblick  über  die  Gesetzgebung 
und  das  Herkommen,  Einsicht  in  die  Bedürfnisse  des  States 
und  eine  gesicherte,  dem  Parteigetriebe  entrückte  Lebens- 
stellung sich  beisammen  finden.  Diese  Aufgabe  zu  erfüllen, 
sind  die  Kammern  weder  ftthig  noch  berufen;  den  Ministern 
selber  fehlt  es  dazu  an  der  Ruhe,  und  einem  eigens  dazu 
berufenen  Collegium  von  Experten,  das  vorbereitend  wohl 
grosze  Dienste  leisten  kann,  an  der  Einsicht  in  den  Zusam- 
menhang mit  den  übrigen  Verhältnissen  und  Gewohnheiten 
des  States.  Auch  ist  es  gut,  wenn  die  —  oft  doch  nur 
vorübergehenden  Minister  —  in  dem  festen  St atsrat he 
eine  Schranke  finden,  die  ihrem  Eigenwillen  zwar  gelegent- 
lich unbequem  sein  mag,  aber  für  die  Wohlfahrt  des 
dauernden  States  eine  nicht  verwerfliche  Gewähr  gibt. 1 

Der  Stotsrath  ist  somit  ein  Institut  für  freies  Nach- 
denken für  die  weise  üeberlegung  um  den  König  her, 
wie  die  Kammern  die  Interessen  und  Meinungen  des  Volkes 
zu  vertreten  haben.  Napoleon  nannte  ihn  „sa  pens^e  en 
d61ibe>ationa  wie  die  Minister:  „sa  pens^e  en  execution.* 

2.  Dem  Statsrathe  kommt  auch  gewöhnlich  die  Be- 
rathung  und  Begutachtung  der  allgemeinen  Verord- 
nungen zu,  welche  von  der  Regierung  erlassen  werden, 
und  in  dieser  Beziehung,  wo  die  Kammern  nicht  mitwirken, 
ersetzt  er  gewissermaszen  auch  die  Functionen,  welche  bei 
der  Gesetzgebung  diesen  zustehen.  Um  so  weniger  ist  seine 
Thätigkeit  hier  entbehrlich.  Dem  Monarchen  musz  auf  Vor- 
schlag des  Ministers  der  Entscheid  bleiben,  aber  nachdem 
er  den  Statsrath  vernommen  hat,  wird  er  sich  mit  gröszerer 
Sicherheit  nun  entscheiden. 

1  Rauter  in  Mi ttermaier's  Zeitschrift  XIV.  6.  209  macht  darauf 
aufmerksam,  dasz  diese  sorgfältige  und  stille  Prüfung  durch  erfahrene 
Geschäfts-  und  ßlatsmänner,  besonders  in  den  alten  8taten  Europas, 
deren  Recht  und  Cuitur  so  schwer  in  allen  Beziehungen  zu  übersehen  ist, 
unentbehrlich  sei. 
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3.  Zuweilen  wird  der  8tatsrath  auch  vernommen ,  wenn 
sehr  eingreifende  Entschlüsse,  namentlich  im  Interesse  der 
8  tatssi  cherhei  t,  zu  fassen  sind.  Uebereilung  kann  in 
solchen  Zeiten  eben  so  gefahrlich  sein,  als  Verzögerung. 
Nur  der  practische  Tact  des  Statsmannes  kann  den  rechten 
Moment  und  die  richtige  Form  finden ;  aber  es  darf  wohl 
als  ein  allgemeiner  Grundsatz  hervorgehoben  werden,  dasz 
Beschlüsse,  durch  welche  die  gewöhnliche  Gesetzgebung  und 
Ordnung  ausnahmsweise  suspendirt  wird,  und  zur  Rettung 
des  States  eine  auszerordentliche  Gewalt  in  Wirksamkeit 
treten  soll,  der  reifen  Vorberathung  des  Statsrathes  bedürfen. 
Dasz  das  nöthige  Geheim  nisz  gewahrt  bleibe  und  nicht  etwa 
einzelne  Mitglieder  des  Statsrathes  selbst  die  vielleicht  not- 
wendige Maszregel  vereiteln  können,  dafür  Ittszt  sich  gar 
wohl  sorgen.  Der  Monarch  darf  auch  nicht  an  die  Zustim- 
mung des  Statsrathes  gebunden  sein,  denn  die  Kraft  der 
Regierun gsgewalt  erträgt  solche  Fesseln  nicht,  aber  hören 
soll  er  den  Rath  der  erfahrensten  Männer,  bevor  er  den 
jin widerruflichen  Befehl  gibt. 

4.  Oft  ist  dem  Statsrathe  auch  der  oberste  Eutscheid 
in  sogenannten  Verwaltungsstreitigkeiten2  zugewie- 
sen, z.  B.  bei  Fragen  der  Expropriation,  ob  die  Abtretung 
nothwendig  sei,  oder  in  dem  Steuerwesen,  ob  gewisse  Classen 
oder  Objecte  steuerpflichtig  seien;  und  ebenso  die  oberste 
Prüfung  und  der  Entscheid  in  PrivatverhÄltnissen,  über 
welche  eine  besondere  Aufsicht  des  States  vorbehalten 
und  für  welche  die  Genehmigung  des  States  erforderlich 
ist,  z.  B.  betreffend  die  Bildung  von  Actiengesellschaften, 
Genehmigung  oder  Aufhebung  öffentlicher  Corporationen, 
Ertheilung  von  Privilegien  u.  dgl. 

5.  Endlich  wird  dem  Statsrathe  schicklicher  Weise  eine 
Controle  eingeräumt  über  die  Thätigkeit  der  Minister.  Es 

*  Davon  unten  Bach  VIII.  Cap.  9. 
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ist  theils  für  den  Monarchen  von  hoher  practischcr  Bedeu- 
tung, theils  für  die  Statsbürger  eine  wichtige  Garantie  ihrer 
Rechte  und  Interessen,  dasz  eine  hohe  statsmännische  Be- 
hörde da  sei,  vor  welcher  auch  die  Minister  über  ihre  Hand- 
lungsweise Rechenschaft  geben  und  Rede  stehen  müssen  über 
die  Beschwerden,  die  wider  sie  erhoben  werden.  Manche 
Uebelstände,  die  sonst  leicht  verheimlicht  werden,  kommen 
so  zu  Tage  und  können  geheilt  werden  ohne  alle  Gefahr 
für  die  öffentliche  Autorität;  und  zu  mancher  Verbesserung 
für  die  Zukunft  kann  von  da  aus  der  Impuls  gegeben 
werden.3 

6.  Die  Institution  des  Statsraths  ist  in  Europa  sehr  alt, 
wenn  auch  die  Befugnisse  und  die  Zusammensetzung  des- 
selben in  verschiedenen  Staten  und  Landern  verschieden 
bestimmt  wurden. 4    In  ihm  soll  die  höchste  Einsicht 

»  Auch  Gneist  Engl.  Verf.-  u.  Verwaltungsrecht  Bd.  II.  S.  922  hebt 
mit  Nachdruck  die  Vorzüge  einer  Regierung  mit  8tatsrath  vor  der  Cabi- 
netsregierung  ohne  8tatsrath  hervor. 

4  Ueber  die  Ausscheidung  des  französischen  Conseil  du  Roi,  Conseil 
d'Etat  aus  dem  Parlament  in  Frankreich  vergl.  Schaffner  Rechtsgesch.  II. 
S.  325  ff.  Napoleon  legte  einen  groszen  Werth  auf  seine  Schöpfung 
eines  Statsrnthes.  Bei  Las  Casrt  Memoir.  de  St.  Halene  I.  8.  343  auszert 
er  sich  darüber:  »Der  Statsrath  war  im  Allgemeinen  aus  wohl  unter- 
richteten Männern  und  tüchtigen  Arbeitern  gebildet,  von  gutem  Rufe. 
Der  Kaiser  verwendete  die  Statsräthe  auch  individuell  für  Alles  und 
mit  Vortheil.  In  ihrer  Verbindung  waren  sie  sein  wirklicher  Rath, 
sein  Gedanke  in  dem  Stadium  der  Ueberlegung,  wie  die  Minister  sein 
Gedanke  in  der  Handlung.  Im  Statsräthe  wurden  die  Gesetze  vorbereitet* 
welche  der  Kaiser  dem  gesetzgebenden  Körper  vorschlug,  wodurch  er  zu 
einem  wesentlichen  Elemente  auch  der  Gesetzgebungsmacht  wurde.  Dort 
wurden  die  kaiserlichen  Decrete  redigirt,  seine  Verordnungen  über  die 
öffentliche  Verwaltung;  da  wurden  die  Projecte  der  Minister  geprüft, 
erörtert  und  verbessert.  Der  Statsrath  nahm  die  Berufung  an  urd  ent- 
schied in  oberster  Instanz  in  allen  Verwaltungstreitigkeiten,  und  erhob 
sich  hier  zuweilen  Über  alle  andern  Gerichtshöfe,  sogar  über  den  Cassa 
tionshof.  Da  wurden  die  Beschwerden  gegen  die  Minister  geprüft,  sogar 
die  Berufung  von  dem  Kaiser  auf  den  besser  unterrichteten  Kaiser.  So 
wurde  der  Statsrath,  jederzeit  von  dem  Kaiser  selbst  präsidirt  und  oft 
in  offenem  Widerspruch  gegen  die  Minister  oder  ihre  Handlungen  oder 
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des  States  vereinigt  werden.  Es  ist  der  prüfende  und 
rathende  Verstand  des  8tatshauptes.  Derselbe  darf 
daher  nicht  als  eine  blosze  Belohnung  für  lange  Amtstä- 
tigkeit, nicht  als  eine  Sinekure  des  Dienstalters  behandelt 
werden.  In  ihm  müssen  statsmännischer  Geist  und  Charak- 
ter, umfassende  Rechtskunde  und  praktische  Geschaftsreife 
einen  ehrenvollen  Platz  und  eine  würdige  Wirksamkeit  finden. 
Die  Minister  dürfen  auch  nicht  das  Uebergewicht  in  dem 
Statsrathe  haben;  ihre  actire  Geschäftsleitung  und  seine 
wesentlich  controlirenden  Functionen  sind  innerlich  verschie- 
den und  wo  das  Organ  für  jene  das  Organ  für  diese  be- 
herrscht, da  wird  dieses  unbrauchbar.  In  dem  Statsrathe 
sollen  die  Minister  mitreden  und  mitberathen,  aber  besser 
ist,  wenn  sie  nur  eine  begutachtende,  nicht  eine  entschei- 
dende Stimme  in  demselben  haben.5 


Siebentes  Capitel. 

Die  II ili Urgewalt.    Das  stehende  Heer  und  die  Landwehr. 

1.  Die  Militarge walt  des  States  ist  unter  allen  die 
gewaltigste,  weil  ganz  und  gar  auf  Offenbarung  der  äuszern 
Macht  des  States  gerichtet  und  dieser  Bestimmung  gemäsz 
organisirt.  In  dem  Heere  ist  daher  eine  strengere  Disciplin 
und  voller,  unbedingter  Gehorsam  in  ganz  anderem  Sinne 
nothwendig,  als  in  irgend  einer  andern  Sphäre  des  Stats- 
lebens.   Denn  die  auszere  Macht  beruht  grösztentheils  auf 

Unterlassungen  reformirend,  zu  dem  natürlichen  Zufluchtsort  der  Interes- 
sen oder  Personen,  welche  «ch  durch  eine  hohe  Autorität  verletzt  flihlten. 
Und  wer  den  Sitzungen  desselben  beigewohnt  hat,  der  weis»,  mit  welchem 
Eifer  die  Sache  der  Börger  dort  vertheidigt  ward.* 

*  Kapoleonische  Verf.  v.  1852.  §.  53:  „Lea  ministres  ont  rang, 
seance  et  voiz  deiiberative  au  conseil  d'Etat." 
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physischen  und  mechanischen  Gesetzen,  und  diese 
verlangen  ungehemmte  Bewegung  der  Mittel  der  Gewalt, 
bis  das  Ziel  erreicht  ist.  Würde  hier  dem  individuellen 
Willen  der  Officiere  und  Soldaten  eine  freie  Entwicklung 
gestattet,  so  würde  mit  der  Einheit  des  Heeres  auch  die 
Kraft  desselben  zu  Grunde  gehen  und  die  ganze  Bestimmung 
desselben  wäre  verfehlt  Die  Kriegsmacht  des  States  ist 
seine  Starke  und  der  Beruf  des  Kriegers  ein  vorzugs- 
weise statlicher,  und  daher  edler  und  ehrenvoller.  Diese 
Kriegsmacht  musz  zum  Angriffe  und  zur  Vertheidi* 
gung  gerüstet  sein;  und  es  ist  eine  sonderbare  Behauptung 
Mancher, 1  dasz  „nur  der  Verteidigungskrieg  dem  Constitu- 
tion eilen  System  zusage,"  Sogar  wenn  der  Krieg  nur  als 
ein  groszer  Rechtsstreit  der  Staten  angesehen  wird,  so  ist 
für  den  Stat  der  Angriff  unter  Umständen  so  nöthig,  als 
für  den  rechtlichen  Privatmann  in  dem  bürgerlichen  Rechts- 
streit die  Klage.  Sogar  der  Eroberungskrieg  ist  nicht  immer 
verwerflich,  wenn  schon  die  Ausbildung  des  Völkerrechts 
und  die  fortschreitende  Civilisation  die  Zulässigkeit  desselben 
seltener  gemacht  hat. 

2.  Das  Mittelalter  kannte  die  stehenden  Heere  nicht 
Aber  nicht  blosz  der  Absolutismus,  auch  das  Bedürfnisz  des 
modernen  States,  stets  gerüstet  zu  sein,  haben  dieselben 
ins  Leben  gerufen.  Der  Krieg  ist  seither  humaner ,  die  kriege- 
rische Ausbildung  vollkommener  geworden,  und  selbst  die 
militärische  Tugend  hat  in  den  stehenden  Heeren  einen 
höheren  Ausdruck  gefunden. 

Die  Grösze  des  stehenden  Heeres  hängt  vornehmlich 
von  dem  Verhältnisse  des  States  zu  seinen  Nachbarn  und 
seiner  Lage  ab,  bei  weitem  mehr  als  von  der  innern  Stats- 
verfassung.  Es  ist  zwar  begreiflich,  wenn  Statsmänner  in 
einem  Repräsentativste te,  sogar  abgesehen  von  der  groszen 

1  Rotteck  in  der  Fortsetzung  von  Areting  SU  tsrecht  der  eonat. 
Monarchie  II.  8  157. 
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Steuerlast,  welche  zahlreiche  Heere  nöthig  machen,  nicht 
ohne  Besorgnisse  das  Wachsthum  des  Heeres  beachten,  denn 
es  kann  dasselbe  in  der  Hand  eines  Monarchen,  welcher 
den  in  der  Repräsentativ- Verfassung  liegenden  Schranken 
seines  Willens  widerstrebt,  vielleicht  miszbraucht  werden, 
um  dieselben  gewaltsam  zu  durchbrechen  und  ein  absolutes 
Regiment  zu  unterstützen ;  und  es  ist  nicht  zu  tadeln ,  wenn 
dieselben  eine  übermäszige  Vermehrung  des  Heeres  zu  ver- 
hindern suchen.'2  Aber  den  letzten  Entscheid  kann  doch 
nur  das  Bedürfnis»  der  Statssicherheit  selbst  geben,  und 
dieses  ist  nicht  von  der  innern  Verfassungsform  abhängig. 
Nur  um  die  Ordnung  im  Innern  aufrecht  zu  halten,  dafür 
genügt  schon  ein  kleines  stehendes  Heer,  wenn  die  Regie- 
rung auch  nur  einige  Vorsicht  und  Energie  hat.  Aber  wenn 
die  Grenzen  nach  Auszen  feindlichen  Angriffen  bloszgestellt, 
die  internationalen  Verhältnisse  schwierig  und  gefährlich 
geworden  sind  und  die  Nachbarn  starke  stehende  Armeen 
zu  ihrer  Verfügung  haben,  so  musz  der  Stat  auch  in  sich 
so  gerüstet  sein,  dasz  er  diesen  Gefahren  begegne,  und 
dafür  reicht  ein  bloszes  Landwehrsystem  nicht  aus,  sondern 
es  musz  der  besseren  Heereskraft  des  Feindes  eine  nicht 
geringere  eigene  Macht  entgegengesetzt  werden  können,  wenn 
der  Stat  seine  Existenz  und  seine  Ehre  behaupten  soll. 3 

3.  In  dem  modernen  Statsrecht  wird  die  Pflicht  der 
Bürger,  dem  State  Militärdienste  zu  leisten,  ziemlich 
allgemein  anerkannt  und  auch  auf  das  stehende  Heer  er- 
streckt, nicht  blosz  auf  die  Landwehr  bezogen.  Thatsächlich 
finden  sich  übrigens  für  die  Oflficierstellen  genug  freiwillige 

3  Lord  John  Rüssel  macht  sogar  für  England  auf  diese  Gefchr 
nachdrücklich  aufmerksam  in  seiner  Geschichte  der  englischen  Verfassung. 
Cap.  32. 

■  Friedrich  der  Grosse  in  seinem  Eesai  sur  les  forraee  du  gouver- 
nement:  „Le  nombre  des  troupes  qu'un  £tat  entretient,  doit  Ätre  en  Pro- 
portion des  troupes  quout  ses  ennemis;  il  faut  quil  se  trouve  en  meme 
force  Ott  le  plus  faible  risque  de  snccomber.1* 
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Bewerber  und  die  Dienstpflicht  trifft  voraus  die  8oldaten. 
Nach  älterm  deutschem  Rechte  bestand  diese  Dienstpflicht 
nur  für  das  Volksheer  zur  Vertheidigung  des  Landes  und  in 
wirklichen  Volkskriegen;  das  Gefolge  aber,  welches  mit 
seinem  Kriegsherrn  auszog  auf  Abenteuer  und  Eroberung, 
schaarte  sich  freiwillig  um  ihn;  und  im  Mittelalter  war  der 
eigentliche  Kriegsdienst  mit  dem  Lehensbesitz  verbunden. 
Die  ersten  stehenden  Truppen  aber  waren  wieder  geworben. 
Die  Analogie  des  altern  Rechts  scheint  daher  für  das 
stehende  Heer  freien  Willen,  für  die  Landwehr 
dagegen  Dienstpflicht  zu  fordern.  Damit  stimmt  auch 
die  Natur  des  stehenden  Heeres  überein,  welche  den  Militär- 
stand zum  Lebens  berufe  erhebt,  somit  in  den  Individuen, 
welche  sich  demselben  widmen,  besondere  Neigung  und 
Fähigkeit  mehr  dafür  als  für  einen  andern  Beruf  voraus- 
setzt, und  an  sie  auch  höhere  Anforderungen  stellt  als  an 
die  übrigen  Bürger.  Ein  8tatszwang,  welcher  das  Indivi- 
duum ohne  Noth  aus  seinen  Studien  und  aus  seinen  Berufs- 
und bürgerlichen  Verhältnissen  hinaus  reiszt,  erscheint  denn 
von  da  aus  als  ein  Eingriff  in  die  individuelle  Freiheit, 
welcher  durch  das  Bedürfnisz  des  States  selten  hinreichend 
gerechtfertigt  wird.  Die  Werbung  des  stehenden  Heeres 
hat  dagegen  keine  statsrechtlichen  Bedenken  gegen  sich  und 
schafft  auch  eine  tüchtige  Armee,  welche  von  Berufspflicht  er- 
füllt ist. 4  Wenn  aber  die  freiwillige  Werbung  nicht  genügen 

4  Stahl,  Statslehre  II.  3.  414  sagt:  „Der  Werbecontract  habe  etwas 
Unsittliches,  indem  er  Lebensaufopferung'  und  Lebensberuf  zum  Gegen- 
stand des  Knufes  mache."  Allein  jeder  Beruf  beruht  zunächst  auf  in- 
dividueller Anlage  und  Willensbestimmung,  und  der  Sold  ist 
doch  nur  das  noth  wendige  Aequivalent  für  die  Berofsleistung,  welcher 
wie  bei  den  Aerotern  von  dem  State  bestimmt  wird.  Wer  sich  anwerben 
läszt,  erklärt  nur,  dasz  er  Willens  sei,  als  Soldat  dem  State  berufsmässig 
zu  dienen.  Darin  liegt  nichts  Unsittliches.  Auch  bezeugt  die  Geschichte, 
dasz  geworbene  und  sogar  fremde  Truppen,  die  Schweizer  voraus, 
die  kriegerische  Tugend  bis  zur  heldenroäszigsten  Aufopferung  entfaltet 
haben,  und  schon  mancher  fftr  friedliche  Arbeit  unbrauchbare  Bursche 
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sollte,  weil  sich  nicht  so  viele  Individuen  findeu,  welche 
Neigung  zum  8oldatenberufe  haben,  dann  allerdings  musz 
im  Not h fall  selbst  durch  Zwang  für  den  Dienst  gesorgt 
werden.  Das  ist  aber  kaum  bei  einer  andern  als  bei  einer 
unkriegerischen,  durch  Genüsse  entnervten  Nation  denkbar, 
und  eine  solche  darf  sich  denn  auch  nicht  beklagen,  wenn 
auf  ihre  Kosten  sogar  fremde  Truppen  geworben  werden. 
Ist  sie  nicht  kräftig  genug  aus  ihrer  eigenen  Mitte  eine 
starke  Macht  hervorzubringen,  so  verdient  sie  es,  wenn  sie, 
unfähig  sich  zu  schützen,  mit  ihrem  Gelde  und  selbst  mit 
einem  Theil  ihrer  Freiheiten  die  Behaglichkeit  und  den 
Frieden  erkaufen  musz,  die  für  sie  das  t  heuers  te  Gut  sind.9 
In  den  meisten  neuern  Stuten  —  England,  Holland8 
und  Nordamerika  vertreten  noch  das  richtige  Princip  — 
aber  ist  noch  für  das  stehende  Heer  das  System  der  all- 
gemeinen Dienstpflicht  der  Militärrerfassung  zu  Grunde 
gelegt;  in  den  einen,  z.  B.  in  Frankreich  und  in  den 
meisten  deutschen  Staten  freilich  so,  desz  dem  Indivi- 
duum, welches  bei  der  Aushebung,  Conscription 
durch  das  Loos  betroffen  wird,  das  Recht  offen  bleibt,  durch 
einen  tauglichen  Stellvertreter  sich  ersetzen  zu  lassen,7 

ist  durch  die  Strenge  und  die  Männlichkeit  des  Kriegerbernfes  zu  einem 
tüchtigen  Menschen  geworden.  In  jedem  kräftigen  Volke  gibt  es  Elemente, 
die  nur  für  den  Soldatenstand  taugen. 

*  Ueber  den  Gegensatz  von  nationalen  Truppen,  fremden  Sold-  und 
fremden  Hülfstruppen  vgl.  Machiav.  im  Fürsten  C.  12  und  13.  Fried- 
rich II.  eben  da:  „Die  besten  Truppen,  die  ein  Stnt  haben  kann,  sind 
die  nationalen."    Indessen  das  ist  nur  bedingt  wahr. 

*  Holländische  Verfassung  $.  177:  Das  Tragen  der  Waffen  zur 
Handhabung  der  Unabhängigkeit  und  zur  Vertheidigung  seines  Grund- 
gebiets bleibt  eine  der  ersten  Pflichten  aller  Bewohner."  f.  178.  „Der 
König  sorgt  dafür,  dasz  zu  allen  Zeiten  eine  hinreichende  Land-  und 
Seemacht  unierhalten  werde,  angeworben  aus  Freiwilligen,  seien  sie  Ein- 
gebende oder  Ausländer.4* 

'  Französ.  Verf.  v.  1848  §.  101:  «Jeder  Franzose  ist,  mit  Aus- 
nahme der  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fälle,  zum  Kriegsdienste  und 
zum  Dienste  in  der  Nationalgarde  verpflichtet.    Die  Vergünstigung  für 
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in  andern,  wie  in  Preuszen  so,  dasz  die  Dienstpflicht  als 
eine  unabweisbare  Bürgerpflicht  strenge  durchgeführt  wird.8 
Die  letztere  Ausdehnung  der  Dienstpflicht  mag  in  MiliUlr- 
staten,  welche  noch  durch  das  Bedürfnisz  ihres  Wachsthums 
auf  Eroberung  angewiesen  sind,  oder  ihre  Herrschaft  nur 
mit  fortwährender  Anstrengung  aller  Kräfte  behaupten  kön- 
nen, Bedürfnisz  sein.  Zu  dem  Normalzustande  des  neuern, 
auch  die  individuelle  Freiheit  in  vollem  Umfange  würdigen- 
den Stats  paszt  dieselbe  nicht. 

4.  Die  Landwehr  ist  für  die  Vertheidigu ng  des 
Landes  und  seines  Friedens  bestimmt;  daher  nicht  auszer- 
halb  der  Landesgränzen  zu  verwenden. »  Eine  ausgedehnte, 
wohl  organisirte  und  tüchtig  geschulte  Landwehr  hält  den 
männlichen  Geist  des  Volkes  wach,  und  steigert  die  Starke 
des  Stats  mit  ungleich  geringem  Kosten  als  ein  stehendes 
Heer  von  gleicher  Zahl  erfordern  würde.  Ueberdem  bürgt 
sie  für  Ordnung  und  Freiheit  zugleich,  denn  indem  dieselbe 
in  dem  Volke  selbst  wurzelt  und  mit  demselben  verbunden 
bleibt,  kann  sie  nicht  zur  Unterdrückung  der  wahren  Frei- 
heit miszbraucht  werden,  und  da  sie  durch  den  militärischen 

jeden  Bürger,  sich  von  der  persönlichen  Ableistung  des  Kriegsdienstes  za 
befreien,  wird  durch  das  Recrntirangsgesetz  geregelt  werden.- 

*  In  einem  Zeitungsartikel  sprach  sich  1843  Louis  Napoleon  sehr 
entschieden  für  dieses  preuszische  und  gegen  das  französische  System  aus. 
Mir  scheint,  das  preuszische  und  das  französische  System  leiden  beide  au 
Uebertreibung,  jenes  indem  es  auch  für  das  stehende  Heer  zu  persön- 
licher Dienstleistung  nöthigt,  dieses,  indem  es  die  allgemeiue  Bürgerpflicht 
der  Landwehr  loskaufen  läszt. 

*  In  einzelnen  S taten  wird  die  Landwehr  auch  zu  auswärtigen  Krie- 
gen verwendet.  Ihre  natürliche  Bestimmung  ist  das  aber  nicht  Eine 
ausnahmsweise  Verwendung  der  Art  sollte  daher  nicht  von  dem  bloazen 
völlig  willkürlichen  Befehle  der  Regierang  abhängen.  Die  spanische 
Verfassung  von  1837  bestimmt  in  $.  77:  „Der  König  kann  im  Fall  der 
Noth  über  die  National miJizen  verfügen  innerhalb  ihrer  Provinz,  sie  je- 
doch nicht  ohne  Zustimmung  der  Cortez  auszerhalb  derselben  verwenden." 
Belgische  Verf.  §.  123:  „Die  Mobilmachung  der  Bürgergarde  kann  nur 
kraft  eines  Gesetzes  statttinden.« 
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Gehorsam  gehalten  und  geleitet  wird  und  von  dem  Stats- 
oberhaupte  abhängig  ist,  so  dient  sie  dazu,  auch  den  Auf- 
stand und  die  Anarchie  im  Lande  zu  bewältigen. 10 

Von  dem  stehenden  Heer  unterscheidet  sie  sich  dadurch, 
(luss  sie  den  Krieg  nicht  als  Lebensberuf  betreibt;  —  der 
Landwehrmann  bleibt  im  übrigen  seinem  bürgerlichen  Be- 
rufskreise getreu;  —  von  dem  bloszen  Landsturme  dadurch, 
das«  sie  auf  militärische  Ausbildung  einen  groszen  Werth 
legt,  und  daher  auch  vorzugsweise  aus  den  jüngeren  und 
fähigeren  Classen  der  Bevölkerung  hervorgeht.  Wünschens- 
werth  ist  es,  dasz  sie  mit  dem  stehenden  Heere  in  einer 
organischen  Verbindung  steht,  11  so  dass  sie  gewisser- 
maszen  um  jenes  wie  die  Schale  um  den  Kern  sich  arisch]  ieszt, 
von  seinem  Geiste  erfüllt  wird  und  hinwieder  jenes  vor  Ent- 
fremdung und  Feindschaft  gegen  den  Bürgerstand  wahrt  Wo 
dagegen  die  Landwehr  unabhängig  von  der  Regierung  ge- 
stellt, von  dem  stehenden  Heere  völlig  getrennt,  diesem  in 
der  Idee  entgegen  gesetzt  wird  als  Volksheer  und  Na- 
tionalgarde dem  Königsheer  und  den  8oldtruppen, 

8tein  an  Gneisenau  (Steins  Leben  von  Pertz  II.  'S.  353):  „Im 
Frieden  ist  die  Miliz  eine  Vorbereitungsanalalt  zum  Heer,  indem  sie  die 
Kenntnis«  •  der  kriegerischen  Fertigkeilen  und  den  kriegerischen  Geist  in 
der  ganzen  Nation  erhält,  wozu  zugleich  Erziehung  durch  Verbreitung 
\on  Grundsätzen  und  durch  Unterricht  in  gymnastischen  Uebungen  mit- 
wirken musz.  Im  Krieg  dient  sie  dem  Heer  als  Reserve  und  Depot. 
Hierdurch  wird  der  Neigung  der  gewerbetreibenden  und  wiesen  schaft- 
liehen  Stände  zu  unkriegerischen  und  feigen  Gesinnungen  und  der  Trennung 
der  verschiedenen  Stände  von  einander  und  ihrem  Losreiszen  von  dem 
Stat  entgegengewirkt  und  in  allen  das  Gefühl  der  Pflicht,  für  dessen  Er- 
haltung sein  Leben  aufzuopfern,  belebt  Eine  Folge  einer  solchen  Ein- 
richtung ist  die  Allgemeinheit  der  Verpflichtung  zu  Kriegsdiensten,  die 
sich  auf  jeden  Stand  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ausdehnt.  Durch  sie 
wird  es  möglich  einen  hochherzigen  kriegerischen  Nationalcharakter  zu 
bilden,  langwierige  entfernte  Eroberungskriege  zu  führen,  und  einen 
Nationalkrü'g  einem  übermächtigen  feindlichen  Anfall  entgegenzusetzen." 

11  Preusz.  Verf.  $.  35:  „Das  Heer  begreift  alle  Abtheilnngen  des 
stehenden  Heeres  und  der  Landwehr.  Im  Falle  des  Krieges  kann  der 
Konig  nach  Mar/ gäbe  des  Gesetzes  den  Landsturm  aufbieten.*' 
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da  ist  gerade  da,  wo  der  Stat  seine  Starke  zu  suchen  hat, 
Zwiespalt  und  Schwäche,  und  die  beiden  Heere,  die  wie 
die  beiden  Arme  des  Leibes  sich  unterstützen  sollten,  hem- 
men sich  wechselseitig,  wie  wenn  der  linke  Arm  den  rech- 
ten zurückhält 

Die  Landwehr  kann  wieder  nach  8tufen  und  Classen 
geordnet  sein,  die  jüngere  Mannschaft,  weniger  durch  Fami- 
lienpflichten beschränkt,  beweglicher  und  kriegslustiger  zu 
einem  ersten  Aufgebote  versammelt  werden,  die  reifere  Mann- 
schaft mehr  als  zweites  Aufgebot  und  Reserve  dienen. 

5.  Der  Landsturm  ist  ein  Institut  für  Nothfälle.  Er 
gehört  nicht  zu  dem  eigentlichen  Heere,  und  hat  nur  geringe 
technische  Bildung.  Er  umfaszt  die  gesammte  männliche 
Bevölkerung,  welche  nicht  schon  in  dem  stehenden  Heere 
und  in  der  Landwehr  dient  und  doch  noch  kräftig  genug  ist, 
die  Waffen  zur  Verteidigung  des  States  zu  fuhren.  Unter 
kräftigen  Bergvölkern  haben  auch  die  Weiber  schon  oft 
theilgenommen  an  dem  Landsturm  und  den  Männern  muthig 
zur  Seite  gestanden.  Das  aber  ist  doch  Ausnahme,  und  in 
der  Regel  wird  auch  diese  Dienstpflicht  auf  die  männliche 
Bevölkerung  beschränkt. 

Die  Organisation  des  Landsturms  musz  wieder  den  Zu- 
sammenhang mit  der  gesummten  Kriegsmacht  des  States 
bewahren  und  ist  daher  von  dem  Statsoberhaupte  abhängig. 
Im  Einzelnen  kann  sie  nach  der  gröszeren  oder  geringeren 
Kriegstüchtigkeit  geordnet  sein.  Zum  Angriff  und  zu  mili- 
tärischen  Manövern  untauglich,  kann  derselbe  zur  Vertei- 
digung einzelner  Pässe  und  zur  Beunruhigung  und  Verfol- 
gung des  bereits  erschütterten  Feindes  gute  Dienste  leisten. 

6.  Das  Heer  darf  nicht  selbst  den  Zweck  bestimmen, 
für  welchen  es  zu  deu  Waffen  greift,  die  Militärgewalt  in 
der  Regel  nicht  von  sich  aus  in  die  bürgerlichen  Verhält- 
nisse eingreifen.  Vielmehr  wird  dasselbe  durch  den  Befehl 
des  Statsoberhauptes  in  Bewegung  versetzt,  und  empfängt 
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von  ihm  den  Impuls  und  die  Richtung  für  seine  Thaten.  In 
untergeordneten  Beziehungen  zum  Schutze  der  öffentlichen 
Ruhe  werden  seine  Abtheilungen  von  den  Civilbehörden  um 
Hülfe  requirirt.12 


Achtes  Capitel. 

Die  Polizei. 
1    Das  Wesen  der  Polizei. 

Erst  allmählich  gelingt  es,  den  modernen  Begriff  der 
Polizei  ins  Klare  zu  bringen.  Die  statsrechtlichen  Theorien, 
welche  gegenwärtig  noch  am  meisten  verbreitet  sind,  leiden 
an  bedenklichen  Mängeln  und  in  vielen  Beziehungen  noch 
schlimmer  steht  es  mit  der  Praxis.  Bald  wird  der  Polizei 
ein  zu  beshränkter  Spielraum  der  Thätigkeit  angewiesen, 
und  sie  verhält  sich  unthätig  und  gleichgültig,  wo  sie  wohl» 
thätig  einzugreifen  und  für  die  öffentliche  Wohlfahrt  zu  sor- 
gen den  natürlichen  Beruf  hat.  Bald  hinwieder  breitet  sie 
ihre  Gewalt  unmäszig  auf  Verhältnisse  aus,  über  welche  ihr 
keinerlei  Bevormundung  gebührt,  und  hemmt  oder  belästigt 
ohne  Grund  die  Freiheit  der  Individuen  in  Lebenskreisen, 
wo  sie  nichts  zu  befehlen  hat. 

12  Oesterreich.  Verf.  von  1849  §.  114:  „Im  Innern  kann  die  be- 
waffnete Macht  nnr  über  Aufforderung  der  Civilbehörden  und  in  den  ge- 
setzlich bestimmten  Fällen  und  Formen  einschreiten. u  Preuszische 
§.  36:  „Die  bewaffnete  Macht  kann  zur  Unterdrückung  innerer  Unruhen 
und  zur  Ausführung  der  Gesetze  nur  in  den  vom  Gesetze  bestimmten 
Fällen  und  Formen  und  auf  Requisition  der  Civilbehörde  verwendet  wer- 
den. In  letzterer  Beziehung  hat  das  Gesetz  die  Ausnahmen  zu  bestimmen.44 
Französische  von  1848.  §.  105:  „Die  öffentliche  Macht,  welche  zur 
Aufrechthaltung  der  Ordnung  im  Innern  verwendet  wird>  handelt  nur 
auf  Aufforderung  der  eingesetzten  Behörden,  indem  sie  den  durch  die 
legislative  Gewalt  bestimmten  Anordnungen  Folge  leistet.« 
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Ihr  Beruf  ist  nicht  zu  strafen,  sondern  zu  sorgen;  und 
dennoch,  obwohl  die  Öffentliche  Wohlfahrt  das  Ziel  aller  ihrer 
Handlungen  ist,  wird  sie  oft  von  dem  Misztrauen,  nicht 
selten  von  dem  Hasse  derer  begleitet,  für  deren  Wohl  sie 
thätig  sein  soll.  Sie  sollte  ihrer  Bestimmung  nach  die  popu- 
lärste der  Statsgewalten  sein,  und  wir  erfahren  es  täglich, 
dasz  sie  die  unpopulärste  unter  allen  ist.  Woher  dieser  son- 
derbare Widerspruch?  Wir  können  uns  auch  nicht  mit  der 
Au8fluclit  trösten,  dasz  es  doch  vorzüglich  die  schlechten 
Leute  seien,  welche  vor  der  Polizei  eine  gerechte  Scheu 
haben.  Es  ist  nicht  immer  so.  Nicht  unwahr  hat  Goethe 
dem  Mephistopheles  das  Wort  in  den  Mund  gelegt: 

Ich  weisz  mich  trefflich  mit  der  Polizei, 

Doch  mit  dem  Blutbann  schlecht  mich  abzufinden. 

Auch  unter  den  ruhigen ,  friedlichen  Leuten  findet  man  häufig 
eine  Aengstlichkeit  vor  der  Polizei  und  eine  Abneigung  gegen 
jede  Berührung  mit  derselben,  die  nicht  in  dem  bösen  Ge- 
wissen ihren  Grund  hat.  Die  auffallende  Erscheinung  ver- 
langt eine  andere  Erklärung. 

In  dem  alt-römischen  State  war  die  Polizei  groszartig 
und  mächtig  organisirt,  und  wir  finden  dort  keine  Spur  dieses 
Hasses.  Die  edelsten  Männer  der  Republik  suchten  in  der 
Uebung  der  Polizeigewalt  ihre  Ehre.  Die  Aedilität  war  vor- 
zugsweise eine  polizeiliche  Magistratur,  und  sie  war  die  Pforte 
zu  den  höchsten  Aemtern  der  römischen  Republik.  Die  Cen- 
sur  war  der  höchste  Preis  des  Ehrgeizes  für  den  moralischen 
Adel  und  ihr  war  die  Sittenpolizei  anvertraut.  Die  Stats- 
polizei  aber  wurde  von  den  Häuptern  der  Stadt,  von  den 
Consuln  verwaltet.  Die  Polizei  war  damals  nicht  als  Eine 
in  sich  verbundene  Institution  organisirt,  sie  war  an  verschie- 
dene Magistrate  vertheilt;  aber  schon  die  Theile  der  Polizei- 
gewalt gaben  dem  Magistrate  hohe  Ehre  und  Macht  zugleich. 
Die  Vergleichung  dieser  Zustände  mit  den  heutigen  hat  etwas 
Beschämendes  für  den  modernen  Stat 
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In  dem  germanischen  Mittelalter  lag  die  Polizeigewalt 
fast  ^anz  darnieder;  und  das  ist  jedenfalls  ein  Hauptgrund, 
weszhalb  die  neue  Zeit  sich  hier  nur  sehr  schwer,  und  nicht 
ohne  heftige  Schwankung  zu  recht  findet.  Das  Uberaus  wich- 
tige moralische  Element,  der  eigentliche  Kern  aller  wah- 
ren Polizei,  war  im  Mittelalter  dem  State  entzogen.  Die 
Kirche  bemächtigte  sich,  von  dem  religiösen  Standpunkte 
aus,  der  ganzen  moralischen  Seite  des  öffentlichen  Lebens. 
Der  Stat  trat  in  dieser  Hinsicht  zurück  und  überliesz  ihr 
roraus  alle  sittliche  Zucht,  üeberdem  begünstigte  der  Cha- 
rakter des  Mittelalters  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Ge- 
nossenschaften ,  der  Familien  und  Individuen  im  Gegensätze 
zu  den  Interesson  der  Gesammtheit  mit  solcher  Vorliebe,  dasz 
eine  ein-  und  durchgreifende  Statsgewalt,  wie  sie  für  die 
Polizei  ein  Lebensbedürfuisz  ist,  unmöglich  gedeihen  konnte. 
Bei  jedem  Schritt  stiesz  sie  auf  unübersteigliche  Rechts- 
schranken und  vor  der  Willkür  der  Individuen  muszte  die 
Willkür  der  Statsgewalt  sich  beständig  zurückziehen. 

Gegen  Ende  des  Mittelalters  kam  dagegen  eine  Reaction : 
und  man  gerieth  bald  in  einen  entgegengesetzten  Fehler. 
Der  wieder  starker  gewordene  Stat  fing  an ,  in  der  Absicht, 
die  Völker  glücklich  zu  machen,  sich  in  alle  auch  die  ihrer 
Natur  nach  individuellen  Verhältnisse  der  Bürger  einzumi- 
schen. Es  kam  ein  System  auf  der  allgemeinen  Be- 
vormundung und  der  Vielregiererei,  welches  die 
Erwachsenen  wie  Kinder  behandelte  und  die  bürgerliche 
Freiheit  auf  allen  Seiten  einengte.  Von  Stets  wegen  wurde 
Alles  geordnet  und  befohlen,  der  Glaube,  die  Sitte,  die  Nah- 
rung, die  Kleidung,  die  Wohnung,  die  Berufsweise,  der 
Handel  und  Wandel.  Diese  Bewegung,  die  ursprünglich 
wohl  gut  gemeint,  aber  schlecht  gedacht  war,  dann  aber 
auch  der  Immoralität  auf  Seite  derer,  welche  solche  Gewalt 
übten,  Vorschub  leistete  und  zu  unzähligen  Miszbräuchen 
führte,  rief  wieder  ihren  Gegensatz  hervor,  und  von  Neuem 
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suchte  man  der  Polizei  jede  die  Wohlfahrt  fördernde  Macht 
abzusprechen  und  sie  auf  die  Handhabung  der  öffentlichen 
und  Privatsicherheit  einzuschränken. 

Aus  diesen  Schwankungen  in  das  ruhige  organische 
Gleichgewicht  zu  kommen  und  die  Polizei  von  Neuem  mit 
dem  Geiste  der  Moral  und  der  Ehre  zu  beleben  und  zu 
veredeln,  das  ist  die  »tätliche  Aufgabe  der  Zukunft, 

Zu  diesem  Behuf  ist  tot  allen  Dingen  die  Idee  der  Po- 
lizei zu  erkennen  und  dann  was  ihr  nicht  angehört  auszu- 
scheiden, was  ihr  zukommt,  zu  gewähren.  Wie  schon  der 
Name  Polizei  deutlich  darauf  hinweist,  ist  sie  eine  ganz 
specißsche  statliche  und  obrigkeitliche  Gewalt  Die 
obrigkeitliche  Sorge  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit und  Wohlfahrt  in  ihren  täglichen  Bedürfnissen,  die 
Sorge  als  befehlende  und  verbietende  als  eingrei- 
fend wirksame  Statsgewalt  ist  die  Aufgabe  und  das 
Wesen  der  Polizei.  Ihre  Wirksamkeit  ist  daher  wie  keine 
andere  unablässig  tbätig,  immer  bereit,  das  Nöthige  anzu- 
ordnen. Sie  darf  nie  schlafen,  nie  feiern.  Würde  sie  feiern 
können,  so  wäre  das  ein  Zeichen,  dasz  es  am  gemein- 
samen Leben  fehlt  Wo  ein  öffentliches  Bedürfnisz  sich  regt, 
da  inusz  sie  bei  der  Hand  sein  und  von  sieh  aas  helfen. 
Sie  hat  einen  eigenen  Willen  nnd  setzt  ihn  selbständig 
ohne  Zögerung  durch.  Sie  ist  in  ganz  besonderem  Sinne 
Gewalt 

Es  ist  ein  vergebliches  Bemühen,  die  einzelnen  Rich- 
tungen der  polizeilichen  Thätigkeit  genau  abstecken  und  die 
Art  derselben  mit  minutiöser  Sorgfalt  zum  voraus  bestimmen 
und  ordnen  zu  wollen.  Die  Polizei  geht  von  dem  Centrum 
des  States  aus  nach  allen  Richtungen  der  Peripherie,  und 
kann  den  mannichfaltigen  Anregungen  des  Lebens  nur  ge- 
nügen, wenn  sie  mit  innerer  Freiheit  thut,  was  der  Moment 
und  die  Eigentümlichkeit  jedes  einzelnen  Falles,  auch  des 
nicht  vorhergesehenen  fordert    Ihre  Aeuszerungen  sind  so 
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reichhaltig  und  rerschiedenartig,  wie  die  Erscheinungen  des 
Lebens,  auf  welche  sie  sich  beziehen.1 

Eine  gewisse  Willkür,  d.  h.  die  freie  Wahl  der  in 
jedem  Augenblick .  geeigneten  Mittel  zu  dem  gewünschten 
Zweck,  ist  daher  von  dem  Wesen  der  Polizei  unzertrennlich. 
Es  läszt  sich  nicht  zum  voraus  in  festen  Regeln  angeben, 
was  und  wie  es  zu  thun  sei.  Eine  Polizeigesetzgebung,  welche 
das  Alles  für  die  Zukunft  ordnen  wollte,  wäre  ein  unmög- 
liches und  soweit  sie  in  Kraft  tr&te,  ein  verderbliches  Unter- 
nehmen. Freilich  darf  auch  diese  Willkür  keine  absolute 
sein.  Sie  musz  voraus  die  bestehende  Rechtsordnung  aner- 
kennen und  darf  niemals,  ohne  wirkliche  Noth,  ein 
vorhandenes  Privat-  oder  öffentliches  Recht  bei  Seite  schie- 
ben oder  verletzen.  Sie  soll  auch  nicht  eingreifen,  wo  die 
Privaten  besser  sich  selber  helfen.  Aber  das  wechselnde 
öffentliche  Bedürfnis«  ist  ihr  oberstes  Gesetz,  die  An- 
gemessenheit und  Zweckmüszigkeit  ihrer  Maszregeln 
ihre  höchste  Pflicht 

Eine  solche  willkürliche  Gewalt  hat  freilich  ihre  Gefah- 
ren für  den  Stat  selbst  und  mehr  noch  für  die  Privatperso- 
nen. 8ie  kann  zu  widerrechtlicher  Bedrückung  und  uner- 
träglicher Tyrannei  miszbraucht  werden.  Das  8ta tsrecht 
musz  daher  Hedacht  darauf  nehmen,  dem  Miszbrauch  ernst- 
lich zu  wehren.  In  neuerer  Zeit  kennt  man  fast  nur  zwei 
Mittel,  welche  dafür  einigen  Schutz  gewähren,  die  Gestattung 

1  Stahl,  Statslehre  II.  8.  428:  „Die  Polizei  ist  das  reichste  Gebiet 
der  Staatsverwaltung;  was  Ziel  und  Interesse  des  menschlichen  Daseins 
ist,  gehört  ihr  an,  and  ist  vorzugsweise  ihr  positives  Streben.  Die  Justiz 
v  ist  nur  erhaltend  oder  wiederherstellend,  und  tritt  nur  im  Falle  der  Ver- 
letzung ein;  die  Finanz  hat  ihre  Beschränkung,  soll  nicht  ins  Unend- 
liche gehen,  das  Militär  soll  blosz  die  Macht,  nicht  ohne  Noth  ihren  Ge- 
brauch erhalten.  In  der  Polizei  aber  besteht  die  eigentliche  politische 
Thatigkeit."  F.  Roh m er  in  der  Schrift:  Der  vierte  Stand  und  die  Mon- 
archie: „Freies  Durchgreifen  im  richtigen  Augenblick  ist  das 
Wesen  der  Polizei.  Ihre  Wirksamkeit  ist  unberechenbar,  wie  das  Leben 
selbst.  Sie  laezt  sich  nicht  in  Formeln  bringen,  nieht  in  Vorschriften  fassen.» 
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der  Beschwerde  je  an  eine  obere  Instanz  und  die  Be- 
schränkung der  Polizeigewalt  selbst  durch  ein  Polizeigesetz- 
buch. Das  erstere  wird  übendem  durch  die  allenthalben 
sichtbare  Scheu  der  oberu  Polizeiinstanzen,  die  Autorität  der 
untern  zu  gefährden,  wenn  sie  den  klagenden  Privatpersonen 
Recht  geben,  gewöhnlich  sehr  erschwert,  und  das  letztere 
kann  zwar  für  die  gewöhnlichen  Fälle,  namentlich  für  ge- 
wöhnliche Fälle  der  Unordnung  und  Polizei  Übertretung,  die 
Polizeibeamten  an  ein  richtiges  Masz  gewöhnen  und  vor 
üebertreibung  ihrer  Züchtigungsgewalt  verhüten,  aber  un- 
möglich  ausreichende  Hülfe  gewähren  und  leicht  in  den  ent- 
gegengesetzten Fehler  zu  enger  Beschränkung  der  freien 
Bewegung  auch  der  Polizeigewalt  verfallet]. 

Hier  liegt  eiu  auffallender  Mangel  in  der  Ausbildung 
des  moderneu  Statsrechts.  Mir  scheint,  es  ist  hier  der  Ort, 
eine  römische  Institution  wieder  aufzunehmen  und  nachzu- 
bilden. Der  römische  Grundsatz,  der  Intercession  eines 
Magistrats  von  gleicher  oder  höherer  Gewalt,  oder  der  dazu 
eigens  ermächtigt  ist  —  wie  die  römischen  Volkstribunen 
es  waren  —  paszt  für  die  Organisation  der  Polizeigewalt 
vortrefflich.  Eben  wo  rasches  durchgreifendes  Handeln  nöthig 
ist,  da  musz  auch  für  eine  ebenso  rasche  und  plötzliche  Hem- 
mung verkehrten  Handelns  gesorgt  werden :  und  das  geschieht 
nicht  genügend  durch  den  Instanzenzug  an  eine  höhere  und 
oft  ferne  Stelle,  sondern  besser  durch  das  Veto  oder  Nego 
einer  gleichen  und  daher  gewöhnlich  nahen  Beamtung. 

Dann  aber  ist  die  Zulässigkeit  einer  relativen  Willkür 
nur  da  zu  rechtfertigen,  wenn  ihr  eine  strenge  Verant- 
wortlichkeit dessen,  der  sie  übt,  als  Gegengewicht  zur 
Seite  steht.  Je  gröszer  das  Masz  der  bewilligten  Willkür 
ist,  um  so  mehr  musz  auch  der  Ernst  der  Verantwortlichkeit 
steigen.  Das  bedarf  aber  einer  ganz  andern  Organisation, 
als  wir  in  dem  heutigen  Instanzenzug  haben.  Es  müssen 
für   beide   entgegengesetzte   Bedürfnisse   und  Richtungen 
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zugleich  Garantien  geschaffen  werden,  für  die  nöthige  Freiheit 
der  Polizei,  Alles  zu  thun,  was  das  Statswohl  im  Augen- 
blick fordert,  und  für  das  Recht  der  Bürger,  gegen  Misz- 
brauch  dieser  Gewalt  geschützt  zu  werden.  Wer  jene  Ge- 
walt wenn  auch  noch  so  einschneidend  übt,  musz  sicher  sein, 
einen  Richter  seiner  That  zu  finden,  der  dieselbe  nicht  mit 
dem  Maszstabe  des  Civilrichters,  sondern  mit  der  nöthigen 
Berücksichtigung  der  politischen  Natur  und  Aufgabe  zu  be- 
urtheilen  versteht.  Und  wenn  er  dieselbe  wirklich  misz* 
braucht,  so  musz  er  auch  in  seiner  Person  die  Uebel  des 
Miszbrauchs  ernstlich  erfahren,  indem  er  weder  der  Ent- 
schädigung an  den  verletzten  Privaten  noch  der  Busze  entgeht. 

Wichtiger  aber  noch ,  und  diesen  Einrichtungen  erst  die 
rechte  Erfüllung  gewährend,  ist  die  persönliche  Umge- 
staltung und  Hebung  der  Polizei.  Auch  hier  ist  das  römische 
Statsrccht  ein  Vorbild  für  spätere  Zeiten.  Soll  die  Polizei 
wieder  eine  grosze  moralische  Macht  des  States  wer- 
den, so  ist  das  Wichtigste  dieses,  dasz  die  durch  ihren  mo- 
ralischen Charakter  angesehensten  Männer  vorzugsweise  für 
diese  statliche  Function  berufen  und  gewonnen  werden.  Von 
Friedrich  Böhmer,  der  eine  verbesserte  Organisation  der 
Polizei  für  das  dringendste  Statsbedürfnisz  unserer  Zeit  er- 
klärt hat,  wurde  die  Idee  ausgesprochen ,  dasz  die  Stiftung 
groszer,  den  Charakter  und  die  Thatkraft  ganzer 
Männer  concentrirender  Orden,  deren  Mitglieder,  ohne 
bureaukra tische  Beamte  zu  sein,  mit  durchgreifender  Gewalt 
ausgestattet  werden  und  deren  organisirte  Verbindung  die 
Verantwortlichkeit  zur  Wahrheit  mache,  das  geeignetste 
Mittel  sei,  jenes  Bedürfnisz  zu  befriedigen. 

In  dem  Institute  der  englischen  Friedensrichter 
ist  auch  ftlr  den  modernen  Stat  eine  Körperschalt  angese- 
hener, unabhängiger  und  gebildeter  Männer  dargestellt,  wel- 
chen ein  Theil  der  öffentlichen  Polizeigewalt  anvertraut  ist. 
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Neuntes  CapiteL 

Die  Gliederung  und  die  Hauptfuncüonen  der  PolizeigewaJt. 

In  dem  Begriffe  der  Polizei  lassen  sich  wohl  zwei  Haopt- 
richtungen  derselben  unterscheiden,  die  eine  negative, 
welche  den  drohenden  Schaden  abwendet  und  die  Hinder- 
nisse der  freien  Bewegung  entfernt,  die  andere  positive, 
welche  das  Geraeinwohl  fördert.  Die  erstere  conserri- 
rende  hat  man  dann  Sicherhei ts-,  die  zweite  produc- 
ta e  Wohlfahrtspolizei  1   genannt    AW  im  Leben 

1  Es  ist  eine  wunderliche  Grille  einzelner  Publicisten ,  welche  in  dem 
8  täte  nur  die  Rechtsordnung  flehen,  die  „ Wohlfahrtspolizei "  und  da- 
mit gerade  die  practisch  wichtigste  und  wohlthätigste  Seite  der  Polizei 
zu  verwerfen.  Aretin  s.  B.  Constitutionelles  Statsrecht  II.  8.  178  meinte 
wirklich:  „Die  Wohlfahrtspolizei  sei  ein  offenbarer  Eingriff  in  die  Frei- 
heit der  Statsbürger."  Fast  komisch  ist  aber  seine  Ausführung,  dasz 
Recht  und  Wohlfahrt  (justitia  et  salns  publica)  sich  gegenseitig  aufheben 
and  widersprechen,  als  ob  die  Bewahrung  des  Rechtes  nothwendig  zum 
Untergang  der  Wohlfahrt,  und  die  Förderung  der  Wohlfahrt  zur  Zer- 
störung des  Rechtes  führen  müszte.  Wäre  dem  so,  dann  wäre  es  doch 
schwerlich  der  Mühe  werth,  das  Recht,  wie  Aretin  es  that,  zum  alleini- 
gen Statszweck  zu  erheben,  nnd  den  8tat  so  zu  einer  Zwangsanstalt  zu 
machen,  deren  Bewohner  auf  gemeinsame  Wohlfahrt  wie  die  Verdammten 
in  Dante'a  Hülle  auf  jede  Seligkeit  verzichten  müszten.  Er  bemerkt 
darüber:  „Will  mau  aber  behaupten,  die  Rechtsherrschaft  und  die  Wohl- 
fahrt seien  der  Statszweck,  so  nimmt  man  zwei  Zwecke  an,  die  uberdas 
einander  geradezu  au  fliehen.  Die  Rechtsherrecbaft  vom  State  verlangen, 
heiszt  ihn  verpflichten,  die  Rechte  jedes  Einzelnen  zu  schätzen  und  zu 
achten;  die  Wohlfahrt  von  ihm  verlangen,  heiszt  ihn  auffordern,  die 
Rechte  der  Einzelnen  zu  verletzen  (?),  weil  die  Mittel,  wodurch  die  Orösze, 
die  Macht,  der  Ruhm,  der  Wohlstand  einer  Naüon  befördert  werden  soll, 
in  der  Regel  von  der  Art  sind  (?),  dasz  jene  Rechte  dadurch  beeinträch- 
tigt werden.  Wer  also  beides  zugleich  begehrt,  überläszt  der  Regierung 
zwischen  zwei  Auftragen  die  Wahl  (?),  und  musz  sich  darein  ergeben, 
dasz  sie  den  glänzendem  und  inhaltvollern  vorzieht."  Nicht  dasz  die 
Polizei  für  das  gemeine  Wohl  sorgt,  ist  für  die  Freiheit  gefährlich  noch 
für  das  Recht  bedrohlich,  sondern  wenn  sie  diese  Sorge  ungeschickt 
und  uiirechtmäszig  ausübt.  Vgl.  das  Hauptwerk  von  R.  Mohl: 
„Die  Polizeiwissenschaft.**  Mohl  ist  indessen  I.  S.  10  im  Begriffe  geneigt, 
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scheiden  sich  diese  beiden  formellen  Richtungen  nicht,  son- 
dern augleich  nach  beiden  Seiten  hinwirkt  die  ächte 
polizeiliche  Thätigkeit.  In  sehr  vielen  Fällen  reicht  schon 
die  We^räomung  von  Hindernissen  hin,  um  der  Bewegung 
des  Lebens  LuA  zu  verschaffen.  Indem  die  Polizei  das  Diebs- 
gesindel verfolgt  und  die  Strassen  reinigt,  fördert  sie  zugleich 
den  freien  Verkehr.  Aber  in  andern  Fälleu  verbindet  sie  mit 
den  negativen  Maszregoln  auch  die  positiven.  Bei  Epidemien 
sorgt  sie  nicht  blosz  für  Absperrung  der  Kranken,  sondern 
zugleich  für  die  nöthige  Hülfeleistung.  Es  ist  eine  fehler- 
hafte Beschränkung  der  modernen  Polizei,  besonders  in 
moralischen  Beziehungen,  dasz  sie  nur  dem  Uebel  hemmend 
in  den  Weg  tritt  und  zu  wenig  für  die  Förderung  des  Guten 
ihätig  ist  Der  Organismus  der  Polizei  darf  daher  nicht  nach 
dieser  Unterscheidung  gespalten  werden,  damit  nicht,  was 
sich  wechselweise  bedingt  und  unterstützt,  durch  die  Spal- 
tung unwirksam  werde. 

Ferner  ist  es  nur  eine  formelle  Unterscheidung,  wenn 
die  Polizei  in  eine  präventive,  welche  dem  drohenden 
8chaden  der  Zukunft  zuvorzukommen  und  ihn  durch  ihre 
Maszregeln  abzuhalten  suche,  und  in  eine  repressive  ein- 
geteilt wird,  welche  die  bereits  eingetretene  Verletzung  der 
Rechtssicherheit  zu  beseitigen  oder  den  vorhandenen  8chaden 
zu  bessern  unternehme. 

Durch  diese  Eintheilung  wird  freilich  nur  die  conservi- 
rende  Seite  der  Polizei  betroffen,  die  produeüv  fördernde 
aber  nur  mittelbar  berührt  Insofern  ist  dieselbe  somit  un- 
genügend. Auch  ist  es  ein  zwar  verbreiteter  aber  grober 
Irrthum,  dasz  das  Wesen  alier  Polizei  in  der  Prävention 

der  Polisei  nur  den  negativen  Zweck  „der  Beseitigung  aller  Hinder- 
nisse" zuzuschreiben,  „welche  der  allseitigen  erlaubten  Entwicklung  der 
Menschenkräfte"  im  Wege  stehen.  Im  Einzelnen  bespricht  er  aber  doch 
eine  Reihe  von  Anstalten,  welche  das  öffentliche  Wohl  positiv  fördern. 
Die  neuere  Bearbeitung  des  Polizeirechts  ist  von  Zimmermann. 
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liege.  Wen«  die  Polizei  für  die  Gesundheit  des  Volkes 
sorgt,  indem  sie  Sümpfe  trocken  legt,  in  den  Städten  die 
engen  Gassen  und  Winkel  beseitigt,  grosze  freie  Plätze  an- 
legt, die  Lüft  reinigt,  Brunnen  errichtet,  so  kommt  sie  frei- 
lich indirect  auch  mancher  Krankheit  zuvor  und  bewirkt 
auch  wohl,  dasz  solche,  wenn  sie  trotzdem  erscheinen,  we- 
niger Verwüstung  anrichten.  Das  Wesen  liegt  aber  hier 
weder  in  der  Prävention  noch  in  der  Repression,  sondern  in 
positiver  Förderung  des  normalen  Gesundheits- 
zustandes. ♦ 

Am.  besten  wird  die  Polizei  nach  den  verschiedenen 
Hauptsphären  des  Lebens,  in  denen  ihre  Wirksamkeit 
nöthig  wird,  eingetheilt  und  organisirt.*  Die  verschiedenen 
Bedürfnisse  dieser  Sphären  erfordern  gewöhnlich  auch  be- 
sondere Kenntnisse,  Anstalten  und  eigenthümliche  Behand- 
ln ngs  weise.  Nur  darf  man  sich  diese  Kreise  nicht  als  völlig 
abgeschlossen  vorstellen  und  nicht  vergessen,  dasz  die  Gegen- 
stände, auf  welche  die  Polizei  sich  beziehen  musz,  durch 
solche  Einteilung  nicht  vollständig  umfaszt  werden  können, 
wenn  nicht  ein  weitgreifender  Vorbehalt  gemaeht  wird,  in 
dem  sich  die  variae  causarum  figurac  zur  Noth  unterbringen 
lassen. 

Unserer  Auffassung  vom  State  entspricht  folgende  Glie- 
derung dieser  Hauptsphären. 

L.  Hohe  Polizei.  8tatspolizei  im  engern  Sinn.  Ich 
verstehe  darunter  die  Sorge  für  die  Existenz  und  Sicher- 
heit des  States  selbst,  in  seinem  Innern.  In  ihr  tritt  der 
politische  Charakter  der  Polizei  am  bestimmtesten  hervor. 
Was  immer  den  Landesfrieden  zu  erschüttern  droht,  fordert 
ihre  Thätigkeit  heraus.  In  den  meisten  Fällen  werden  die 
gewöhnlichen,  von  dem  Gesetze  vorausgesehenen  oder 
innerhalb  der  bestehenden  Rechtsordnung  sich  bewegenden 

3  Moni  hat  sein  Werk  mit  Recht  uach  diesem  Princip  geordnet  Vgl. 
auch  K.  Brater  Blätter  für  admiu.  Praxis.  18».  N.  2. 
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moralischen  und  physischen  Mittel  ausreichen.  In  ausserordent- 
lichen Nothfallen  aber  erhebt  sich  die  hohe  Polizei  zu  der 
Ausnabmsgewalt,  welche  die  Rettung  des  State  vor  allen 
andern  Rucksichten  fest  ins  Auge  faszt,  und  zu  diesem 
Zwecke  die  volle  statliche  Macht  entfaltet 

II.  Indi vidualpol izei;  d.  h.  die  Sorge  für  die  Exir 
Stenz  und  Sicherheit  des  Rechts  der  Individuen..  Da- 
hin  gehört: 

1.  Die  Sorge  für  die  Ernährung  der  Bevölkerung 
(Nahrungspolizei).  Die  practischen  Römer  betrachteten 
dieselbe  als  eine  der  wichtigsten  Thatigkeiten  der  höhern 
Magistrate.  Die  plebejischen  und  die  curulischen  Ae- 
dilen  wendeten  ihre  höchste  Aufmerksamkeit  darauf,  dasz 
es  in  Rom  nie  an  hinreichenden  Getreidevorräthen  fehle,  und 
späterhin  war  es  diese  Sorge,  welche  die  Kaiser  mit  Ernst 
betrieben3  und  durch  welche  sie  die  Volksmassen  in  Rom 
für  sich  gewannen. 

Das  Privatinteresse  und  der  Privatfleisz  werden 
freilich  das  Meiste  und  Beste  thun;  und  die  eigentliche 
Statswi r thschaft  bat  die  Aufgabe,  durch  ihre  wirt- 
schaftlichen Maszregeln  dem  Uebel  zuvorzukommen  und  das- 
selbe zu  lindern.  Aber  beides  reicht  nicht  immer  zu,  die 
Noth  abzuwenden  oder  zu  bändigen. 

Die  Noth  kann  so  grosz  werden,  dasz  nur  noch  die 
durchgreifende  Polizeigewalt  des  States  ihr  einiger- 
maszen  zu  begegnen  vermag;  und  da  ist  es  Aufgabe  des 
States,  mit  seiner  Macht  Hülfe  zu  schauen.  Dafür  musz  er 
im  Vereine  mit  der  Statowirthschaft  und  der  Privatthätig- 
keit  sich  vorsorglich  rüsten  und  der  steigenden  Noth  mit 

'  Tacituf  Anoftl.  1  von  Auguatus:  „miJitem  dooif,  populum  un- 

ncna,  cunctoe  dulcedine  otii  pellexit."  Thiert  Revol.  frang.  IL  213: 
„L'ancienne  police  avait  nng&  le  »oin  dea  subeiatancea  au  rang  de  sea 
attribationa,  comme  un  dea  objects  qui  intereeaaient  le  plua  la  tranquillite 
publique.1* 
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umsichtiger  Sorge  begegnen.  Einzelne  Mittel  sind :  Herstellung 
und  Begünstigung  der  freien  Einfuhr  seltener  Behinderung 
oder  Erschwerung  der  Ausfuhr  von  Lebensmitteln  in  Zeiten 
der  Theuerung,  Erwerb  und  Verwendung  von  Statsvorräthen, 
Beschränkung  Qbermäsziger  (Konsumtion,  soweit  sie  im  Be- 
reiche der  Statsgewalt  liegt  u.  s.  f.* 

Aber  aneh  dem  gewöhnlichen  täglichen  Verkehr  gegen- 
über darf  die  Polizei  nicht  müszig  sein.  Wenn  der  Wucher 
mit  der  Nahrung  des  Volkes  ein  böses  Spiel  treibt,  und  den 
Mangel  des  Volkes  benutzt,  um  die  gewöhnlichen  Lebens- 
mittel künstlich  au  rertheuern,  so  darf  sie  nicht  die  Ohren 
ror  der  gerechten  Klage  des  Volkes  verschlieszen,  sondern 
soll  dem  Wucher  steuern,  welcher  flechtenartig  sich  über 
den  Verkehr  verbreitet  und  die  dem  Volke  unentbehrlichen 
Säfte  an  sich  saugt.  Der  Stat  musz  dafür  sorgen,  dasz  die 
Menschen  neben  einander  bestehen  können  und  nicht  die 
Freiheit  und  das  Recht  Einzelner  zur  Unfreiheit  und  zum 
Unrecht  für  die  Menge  verkehrt  werde. 

2.  Die  Sorge  für  die  leibliche  Gesundheit  des  Volks. 
(Gesundheitspolizei.)    Dahin  gehören: 

a)  Die  Aufsicht  über  Aerzte,  Wundärzte,  Apothe- 
ker. Hebammen,  welche  nur  für  fähig  erkannte  Personen 
zur  Ausübung  solchen  Berufes  zuläszt,  und  Pfuscher  und 
Quacksalber  ferne  hält  Auch  hier,  wie  in  allen  Dingen 
des  vielgestaltigen  Lebens,  ist  indessen  im  Einzelnen  mit 
freier  Berücksichtigung  der  Umstände  zu  verfahren,  und  sind 
den  gewöhnlichen  Regeln  auch  die  erforderlichen  Ausnahmen 
ergänzend  anzureihen.  In  den  meisten  neuern  Staten  werden 
auch  eigene  Medicinalbeamte  bestellt,  theils  zur  Ver- 
waltung der  Gesundheitspolizei,  theils  zur  Ausübung  der 
Arzneikunde  selbst  in  Fällen,  bei  welchen  der  8tat  näher 
betheiligt  ist. 


*  Mohl  I.  8.  244  ff. 
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b)  Die  öffentlichen  Maszregeln  zur  Abwehr  oder  Ein- 
gränzung  von  ansteckenden  Krankheiten,  z.  B.  Con- 
tumaz-  und  Quarantaineanstalten,  Vorschriften  Ober  Schutz- 
pockenimpfung.  Die  groszartigste  Einrichtung  der  Art  ist 
wohl  die  österreichische  Militftrgränze  gegen  die  Türkei. 

c)  Die  Ueberwachung  der  Märkte  mit  Lebensmitteln, 
und  die  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  unreifen  und  un- 
gesunden Nahrungsmitteln,  des  Handeln  mit  Giftstoffen  u.  8.  f. 

d)  Die  öffentlichen  Anstalten  für  Heilung  und  Pflege 
kranker  Personen,  soweit  die  Familiensorge  nicht  ausreicht, 
Spitäler,  Irren häuser,  Gebäranstalten,  öffentliche 
Bäder,  Rettungsanstalten  für  verunglückte  Personen. 

e)  An  die  Sorge  für  die  Gesundheit  der  Menschen  reihen 
sich  an  die  Anstalten  und  Maszregeln,  um  die  Gesundheit 
des  Viehs  vor  Seuchen  zu  bewahren. 

3.  Die  Sicherheitspolizei.    Dahin  sind  zu  rechnen: 

a)  Die  Sorge  für  öffentliche  Wachen.  Die  Institute 
der  Gendarmerie,  der  Konstabier,  der  Schutzmänner,  der 
Nachtwächter  u.  s.  f.  dienen  der  Polizei  freilich  nach  ver- 
schiedenen Richtungen ,  wie  denn  überhaupt  das  zu  der  Eigen- 
tümlichkeit des  Polizeiwesens  gehört,  dasz  die  einzelnen 
Zweige  ihrer  Thätigkeit  in  wechselseitiger  Beziehung  zu 
einander  stehen. 

b)  Die  Todtenschau  und  die  Aufsieht  über  das  Be- 
gräbnisz.    (Leichenhänser,  Kirchhöfe,  Grüften.) 

c)  Die  Feuerpolizei,  welche  durch  Vorschriften  für 
Anlage  von  Feuer  stellen  und  Beaufsichtigung  derselben 
die  künftige  Feuersgefahr  zu  vermindern,  durch  Lösch- 
en stalten  die  eingetretene  zu  bewältigen,  durch  Gründung 
von  Assecuranzen  den  Brandschaden  zu  ersetzen  strebt. 

d)  Die  Sorge  für  die  Rechtssicherheit  der  Privaten 
(Sicherheitspolizei  im  engern  Sinne). 

In  dieser  Beziehung  kommt  vorzüglich  das  Verhältnisz 
der  Polizei  zur  Justiz  in  Betracht  Ihre  beiderseitigen  Gebiete 
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berQhren  sich  hier,  und  die  Grenzen  sind  in  einzelnen 
Fällen  nur  mit  Mühe  zu  finden.  Dennoch  sind  dieselben 
ausgeschieden,  und  sollen  es  sein. 

Aufgabe  der  Polizei  ist  nicht  die  Verwaltung  und 
Handhabung  der  Gerechtigkeit,  sondern  die  Sorge 
für  die  Ruhe  und  Sicherheit.  Die  Polizei  schützt  gegen 
die  thatsachliche  Verletzung  derselben,  bekämpft  den  ge- 
waltsamen Bruch  des  öffentlichen  Friedens,  und  verfolgt  die 
Feinde  der  Rechtsordnung,  welche  dieselbe  mit  ihren  An- 
griffen bedrohen  und  die  gemeine  Sicherheit  stören.  Die 
rechtliche  Beurtheilung  aber  der  Schuld,  der  Spruch  über 
das  streitige  Recht,  die  Verurtheilung  der  Verbrecher  ist 
nicht  ihres  Amts,  und  wohin  der  Ann  der  Gerechtigkeit  zu 
reichen  die  Macht  hat,  da  zieht  sich  die  Polizei  zurück  oder 
verhält  sich  nur  hülfreich  und  unterstützend  zu  jener,  nicht 
aber  als  coneurrirende  Gewalt  handelnd. 

Auszerhalb  dieses  Bereiches  aber  greift  sie,  wo  es  noth 
thut,  mit  Macht  ein,  jeden  Widerstand  brechend.  Zu  diesem 
Behuf  wurde  in  den  meisten  Staten  der  Polizei  ein  beschränk- 
tes Züchtigungsrecht  zugestanden  und  ein  Züchtigungs- 
recht eher  als  ein  Strafrecht,  denn  die  Strafe  wird  vor  allem 
um  der  Gerechtigkeit  willen  verhängt,  die  Züchtigung  aber 
vornehmlich  um  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Handhabung 
des  Anstaudes,  der  Disciplin  willen.  Wird  der  Polizeigewalt 
jedes  Recht  zur  Züchtigung  abgesprochen,  oder  wird  die 
Ausübung  derselben  an  verwickelte  Proceszformen  gebunden, 
so  entsteht  die  Gefahr,  dasz  ihre  Macht  unwirksam  oder  die 
Ausübung  derselben  schwerfallig  werde,  was  beides  im 
Widerspruch  ist  mit  der  ganzen  Aufgabe  der  Polizei.  In 
neuerer  Zeit  haben  aber  manche  Staten  nach  dem  Vorbilde 
von  Frankreich  angefangen,  auch  die  Ahndung  von  Po- 
lizeiübertretungen den  Polizeibehörden  wegzunehmen 
und  an  die  Gerichte  zu  übergeben.  Man  erwirbt  dadurch 
eine  gröszere  Garantie  gegen  Misz  brauch  der  Polizeigewalt, 
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aber  soll  dieselbe  nicht  dadurch  gelähmt  werden,  so  ist  es 
doppelt  nöthig,  sowohl  die  Befugnisz  der  Polizei,  innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken,  Polizeistrafen  anzudrohen,  auf- 
recht zu  halten,  als  die  Gerichte  zu  verpflichten,  dasz  sie 
die  gesetzlich  competenten  Polizeiverordnungen  und  Befehle 
nicht  aus  dem  Standpunkte  der  Zweck mäszigkeit  prüfen, 
sondern  darauf  die  Strafbarkeit  gründen. 

Aber  auch  in  den  Staten,  wo  die  Bestrafung  der  Polizei- 
Übertretungen  überhaupt  den  Gerichten  vorbehalten  ist,  wird 
doch  der  Polizei  als  Executivmittel  ein  Recht  zu  gering- 
fügigen Ordnungs-  und  Ungehorsamsstrafen  zugestanden. 

Auf  ihrem  eigenen  Gebiete  ist  die  Polizei  von  den 
Gerichten  durchaus  unabhängig,  wie  diese  auf  dem  ihrigen 
von  jener.  Ein  Recursverfahren  von  jener  an  diese  ist  da- 
her unstatthaft,  und  die  gerichtliche  Verantwortlichkeit  der 
Polizeibehörden  ist  in  der  Hauptsache  nach  den  nämlichen 
Grundsätzen  zu  reguliren,  wie  die  der  übrigen  Beamten. 
Da  indessen  die  Polizei ,  wenn  sie  je  nach  Umständen  rasch 
und  energisch  für  die  Sicherheit  sorgen  soll,  einer  gewissen 
Willkür,  welche  nach  freiem  Ermessen  das  Nöthige  beschlieszt, 
unumgänglich  bedarf,  so  sind  allerdings  die  Bedenken  grosz, 
dasz  sie  diese  Stellung  miszbrauche.  und  die  Freiheit  und 
das  Recht  auch  der  Individuen  zu  leicht  hintansetze  und  ver- 
letze. Eine  verschärfte,  wenn  auch  nicht  gerichtliche  Ver- 
antwortlichkeit, welche  die  Polizeigewalt  nicht  lähmt,  und 
ihre  Handlungen  auch  aus  dem  polizeilichen  Standpunkte 
benrtheilt,  aber  zugleich  jeden  Miszbrauch  und  jede  Inhuma- 
nität strenge  rügt,  wäre  daher  eine  wohlthätigere  und  prac- 
tischere  Einrichtung  als  ein  umfassendes  Polizeigesetzbuch, 
welches  den  Detail  des  Lebens  und  seiner  Bedürfnisse  doch 
nicht  zum  voraus  objectiv  zu  regeln  vermag. 

Soweit  aber  die  Polizei  nur  die  Strafgerichtsbarkeit  zu 
unterstützen  berufen  ist,  die  sogenannte  gerichtliche  Po- 
lizei (police  judiciaire)  ist  durchaus  den  Gerichten  unter- 


Digitized  by  Google 


1<K)    Siebentes  Buch.    Der  Statsdienst  und  das  eigentliche  Regiment. 


nicht  nebengeordnel,  und  hat  die  Aufträge  einfach  zu  voll- 
ziehen, welche  die  Gerichte  ihr  ertheilen. 
JJL  Die  Culfcurpolizei. 

Wir  unterscheiden  sehr  bestimmt  die  Cultur,  deren 
Charakter  Pflege  und  die  Culturpolizei,  deren  Charakter 
Gewalt  ist,  in  derselben  Weise,  wie  wir  die  Statswirth* 
schaft  von  der  Wirthschaftspolizei  unterscheiden.  Die  Polizei 
erstreckt  sich  Uber  alle  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens,  also 
auch  auf  die  Cultur*  und  die  Wirthschafteverhältnisse,  aber 
immer  nur  unter  der  Voraussetzung,  dasz  das  öffentliche 
Bedürfnisz  die  Uebung  der  Gewalt  erheischt,  und  nicht  über 
dieses  Bedürfnisz  hinaus.  Wo  es  aber  der  befehlenden  oder 
verbietenden  Gewalt  bedarf,  da  ist  ihr  auch  die  Pflege 
untergeordnet,  und  keineswegs  die  Polizei  ein  abhängiges 
Anhängsel  der  Pflege.  Wo  die  Pflege  von  sich  aus  den  Be- 
dürfnissen Befriedigung  verschafft,  da  bedarf  es  freilich  der 
Culturpolizei  nicht;  es  ist  aber  eine  Hauptaufgabe  dieser, 
darüber  zu  wachen,  dasz  die  Pflege  ihre  Pflicht  nicht  ver- 
nachläszige;  und  wo  jene  einschreiten  inusz,  wird  sie  wieder 
die  Beihube  der  Pflege  ansprechen.  Darauf  beruht  der 
organische  Zusammenhang  der  verschiedenen  Organe  und 
Functionen  der  Statsgewali 

Einzelne  Unterarten  der  Culturpolizei  sind: 
a)  Die  Sorge  für  die  sittliche  Wohlfahrt  des  Volks. 
(Sittlichkeitspolizei,  Censur  im  römischen  Sinn  des 
Worts.) 

In  höherem  Grade  ist  es  der  Beruf  der  Kirche,  der 
moralischen  Seite  des  menschlichen  Gesain mtlebens  ihre  Auf- 
merksamkeit und  Sorge  zuzuwenden,  als  es  die  Pflicht  des 
States  ist,  die  moralische  Gesundheit  des  Volkes  durch  seine 
Polizei  zu  fördern.  Die  Wirksamkeit  der  Kirche  ist  dann 
auch  auf  diesem  Gebiete  unmittelbarer  und  fruchtbarer  als 
die  des  States  sein  kann.  Wenn  die  Kirche,  ihrer  Mission 
treu,  die  Religiosität  weckt  und  lebendig  erhalt,  wenn  sie 
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den  Menschen  wirklich  mit  Gott  versöhnt  und  einigt,  so  er* 
gieszt  sich  die  unerschöpfliche  Quelle  der  sittlichen  Kraft 
und  Reinigung  Uber  das  Volk.  Der  8tat  bat  keine  Macht 
über  das  Gewissen  und  die  unsichtbare  SeelensammuDg  ver- 
mag der  8tat  nicht  zu  erfassen,  noch  zu  bessern.  Sein 
eigentliches  Gebiet  ist  die  äuszere  Erscheinung;  er  kann 
daher  nur  mittelbar  auf  die  sittlichen  Zustande  des  Volkes 
Einflusz  äussern.  Erst  wenn  die  innere  Gesinnung  sich  ia 
äusseren  Handlungen  oder  Unterlassungen  offenbart,  wird 
sie  für  den  Stat  faszbar,  und  gelangt  in  den  Bereich  seiner 
Macht.  Die  Kirche  mag  mit  religiösen  Mitteln  wider  die 
bösen  Gedanken  streiten  und  gute  Entschlüsse  hervorrufen, 
der  Stat  hat  nur  mit  den  bösen  Thaten  zu  schaffen ,  und  die 
äussern  Hindernisse  und  Gefahren  zu  beseitigen  oder  zu 
mindern,  welche  die  Reinheit  der  guten  Sitten  bedrohen. 
Auch  hier  ist  Vielregiererei  und  unwürdige  Bevormundung, 
die  eine»,  gleichgültige  Vernachlässigung  die  andere  Klippe, 
zwischen  denen  der  Statstnann  hindurch  steuern  musz. 

Die  römische  Censur  beruhte  auf  einer  edlen  und 
umfassenden  Auffassung  der  statlicben  Sittenpolizei.  Die 
Censoren  waren  berechtigt,  jede  offenbare,  das  öffentliche 
Sittlichkeitsgefühl  verletzende  Handlung  zu  rügen.  Sie  han- 
delten aber  nicht  präventiv,  sondern  griffen  im  Interesse  der 
guten  Sitten  und  meistens  mit  sichern  Taete  —  die  Wahl 
der  Censoren  aus  den  geachtelten  und  verdientesten  Stats- 
inännern  gewahrte  dafür  feste  Bürgschaft  —  erst  ein,  wenn 
die  Unsitte  steh-  durch  Thaten  geäuszert  hatte,  aber  der  ge- 
richtlichen Verfolgung,  weil  keine  eigentliche  Rechtsverletzung 
vorlag,  entzogen  war.  Auch  die  hochgestellten  Männer  waren 
nicht  zn  hoch,  um  vor  den  Ehrenstrafen  der  Censoren  sich 
sicher  zu  fühlen,  wenn  sie  die  guten  Sitten  offen  verletzt 
niiLten. 

Während  des  Mittelalters  war  für  diese  Dinge  durch 
die  Cenflur  der  Kirche  ebenfalls  in  umfassender  Weise  gesorgt. 
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In  unserer  Zeit  aber,  in  welcher  die  Macht  der  Kirche 
Ober  die  Gemüther  geringer  und  beschrankter  geworden, 
empfindet  der  Stet  hier  eine  Lücke  in  den  öffentlichen  Ein- 
richtungen, welche  er  auch  durch  die  gewöhnlichen  Polizei- 
beamten  durchaus  nicht  zu  ergänzen  vermag.  Es  gibt  ge- 
wisse Seiten  der  polizeilichen  Thätigkeit,  welche  eine  Hoheit 
der  Gesinnung  und  ein  solches  Masz  öffentlicher  Hochachtung 
und  freier  Autorität  in  der  Person  des  Handelnden  voraus- 
setzen, wie  dieselben  von  den  regelmäszigen  Beamten  weder 
gefordert  noch  erwartet  werden  dürfen.  Das  ist  gerade  das 
Grosze  der  römischen  Organisation  der  Polizei,  dasz  diese 
Aufgaben  den  angesehensten  und  edelsten  Männern  über- 
tragen wurden.  In  dem  modernen  8tate  aber,  dessen 
schwächste  8eite  die  Polizei  ist,  finden  sich  keine  derartigen 
Institutionen;  vielmehr  reizt  die  kleinliche  und  häutig  ver- 
letzende Betreibung  der  polizeilichen  Geschäfte  zur  Misz- 
achtung  und  zur  Abneigung  gegen  die  Polizei,  und  beide 
wenden  sich  dann  gegen  die  gesammte  Regierung  und  den 
Stat,  welcher  groszen  Classen  nur  in  der  Gestalt  dieser 
lästigen  und  drückenden  Polizeigewalt  erscheint. 

Diesen  Uebelständen  läszt  sich  nicht  anders  als  durch 
eine  bessere  Organisation  der  Polizei  begegnen,  und  dafür 
würden  sich  auch  in  dem  modernen  State  die  Elemente  wohl 
finden,  würde  man  hier  über  den  pedantischen  Gesichtskreis 
der  bloszen  Bureaukratie  hinwegzusehen  wagen,  und  die 
freie  Thätigkeit  geachteter  Privatmänner  in  Anspruch  neh- 
men. Gerade  den  ausgezeichneten  Classen  und  Individuen, 
dem  Adel  in  der  Nation  im  eigentlichen  psychologischen 
Verstände,  könnte  hier  ein  Feld  fruchtbarer  und  ehrenvoller 
Wirksamkeit  eröffnet  werden,  und  selbst  dem  jetzigen  8piele 
der  Erwachsenen,  den  Orden,  könnte  hier  ein  ernstes  Ziel 
gesetzt  und  manche  auch  für  Männer  passende  Aufgabe 
damit  verbunden  werden. 

Verhältniszmäszig  dürftig  erscheint,  was,  abgesehen  von 
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der  statlichen  Aufsicht  über  die  Kirche  selbst  und 
über  die  religiösen  Verbindungen  oder  über  die  Erziehungs- 
anstalten —  von  denen  im  IXten  Buche  näher  die  Rede 
sein  wird  —  die  moderne  Sittenpolizei  an  Einrichtungen 
hervorgebracht  hat.   Am  erheblichsten  sind: 

<r)  die  Vormundschafts-  und  Gesindepolizei,  zur 
Unterstützung  der  häuslichen  Zucht  und  der  Fa- 
milienruhe, wo  das  Privatrecht  und  die  gewohnte 
Vormundschaftspflege  nicht  ausreichen,  und  ein  ge- 
richtlicher Schutz  ungeeignet  oder  unwirksam  er- 
scheint ; 

ß)  die  Aufsicht  über  gewisse  Privatanstalten,  welche 
entweder  wie  die  Schenken  für  geistige  Getränke,  die 
Schaubuden,  die  Leihbibliotheken,  in  ihrer  Ausartung 
leicht  die  Unsittlichkeit  begünstigen,  oder  wie  die  Spiel- 
häuser oder  die  Bordelle  zum  Dienste  derselben  ge- 
gründet sind; 
y)  die  Preszpolizei.* 

b)  Die  Sorge  für  das  gesellschaftliche  Leben  des 
Volkes,  für  seine  Erheiteru ng  und  seinen  persönlichen 
Verkehr.    (Aedilität,  Gesellschaftspolizei.) 

Je  wichtiger  in  dem  modernen  Leben  das  freie  gesell- 
schaftliche Zusammentreten  der  Gesinnungs-  oder  Zweck- 
genossen und  je  manu  ichfaltiger  und  reicher  die  Formen 
geworden  sind ,  welche  der  gesellige  Meuschengeist  erfunden 
hat,  um  diese  Triebe  zu  befriedigen,  mit  desto  mehr  Sorg- 
falt wird  auch  hier  die  wichtige  Stellung  des  States  zu  diesen 
Verbindungen  und  Erscheinungen  zu  bestimmen  sein.  Die 
Privaten  gehen  dabei  von  dem  Princip  ihrer  Freiheit  aus; 
die  Polizei  musz,  indem  sie  diese  Regel  anerkennt,  zugleich 
das  Recht  der  Gesammtheit  handhaben,  wo  die  öffentliche 
Wohlfahrt  es  erfordert,  und  auch  hier  bald  die  nöthigen 
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Schranken  dieser  Freiheit  festsetzen,  bald  ihre  Entwicke- 
hing  positiv  fördern.8 

Die  Sorge  für  die  Erheiterung  des  Volks  ist  eine  der 
wohltätigsten  und  dankbarsten  zugleich.  In  dem  „panem 
et  circenses"  der  Römer  sind  zwei  berechtigte  und  grosze 
Wunsche  des  Volkes  ausgesprochen,  und  es  ist  eine  des 
Statsmannes  würdige  Aufgabe,  beide  zu  befriedigen«  Die 
moderne  Polizei,  welche  bei  Theatern,  Festlichkeiten  und 
Belustigungen  ihre  Aufmerksamkeit  fast  nur  in  negativer 
Richtung  zeigt,  beschränkend  und  hemmend,  was  ungebühr- 
lich zu  werden  oder  Gefahr  zu  bringen  droht,  dagegen  die 
positive  Seite,  die  Belebung,  Hebung  und  Veredlung  der 
Volksgenüsse  wenig  beachtet,  steht  in  dieser  Beziehung  weit 
hinter  der  antiken  Polizei  zurück.  Die  statskundigen  Römer 
legten  gerade  darauf  den  gröszten  Werth,  und  die  römischen 
Grossen  wetteiferten  unter  einander  in  der  Veranstaltung 
groszer  Festspiele.  Der  Weg  zu  den  höchsten  Stats würden 
der  römischen  Republik  führte  durch  das  Amt  der  Aedilen 
hindurch,  welche  für  das  Brod  und  die  8piele  zu  sorgen 
hatten. 

c)  Wir  dürfen  wohl  auch  die  Unters ttttzungs-  und 
Armenpolizei  hieher  rechnen. 

In  dieser  Beziehung  kommt  es  vor  allem  darauf  an, 
die  eigentlichen  Armen  von  den  ausnahmsweise  Unter- 
stützungsbedürftigen zu  trennen,  und  hinwieder  unter 
den  Armen  die  von  Natur  Armen  von  den  verschulde- 
ten Armen  sorgfältig  zu  unterscheiden.  Die  Vermengung 
der  ganz  verschiedenen  Verhältnisse  hat  theils  die  Heilkraft, 
deren  dieselben  bedürfen,  oft  sehr  geschwächt,  theils  das 
vorhandene  Uebel  häufig  vermehrt.  Wir  müssen  daher 
unterscheiden : 

a)  Die  oft  zahlreichen  Classen  der  Bevölkerung,  welche 

•  Siehe  unten  Buch  XII.  Cap.  8. 
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ausnahmsweise  in  Fällen  der  Noth,  wie  insbesondere  wenn 
eine  ungewöhnliche  Tbeurung  der  Lebensmittel  eintritt  (Hun- 
gersnoth),  oder  wenn  durch  einen  groszen  Brand  oder  Kriegs- 
unglück die  regelmftszigen  Nahrungsquellen  plötzlich  ver- 
siegen und  unbrauchbar  werden,  oder  wenn  eine  momentane 
Stockung  der  Gewerbe  die  Nachfrage  nach  Arbeit  und  die 
Möglichkeit  des  Verdienstes  hindert,  der  Unterstützung 
bedürftig  werden.  Von  solcher  Noth  werden  gar  viele 
Familien  und  Individuen  betroffen,  welche  durchaus  nicht 
zu  den  Armen  gehören.  Sie  können  zwar,  so  lange  jene 
sie  niederdrückt,  sich  selber  nicht  vollständig  helfen,  sie 
bedürfen  nun  fremder  Beihülfe,  um  nicht  unterzugehen,  aber 
wenn  nur  die  Noth  wieder  vorübergezogen  ist,  so  macht 
sich  auch  ihre  natürliche  Fähigkeit,  mit  eigenen  Kräften  für 
ihren  Lebensunterhalt  zu  sorgen,  wieder  geltend,  und  ver- 
schafft ihnen  von  neuein  ein  selbständiges  Du  sein.  Hier  ist 
es  nun  überaus  wichtig,  dasz  die  moralische  Spannkraft 
dieser  C lassen  nicht  etwa  durch  die  Unterstützung  von  Seite 
des  Stats  geschwächt,  sondern  im  Gegen theil  eher  gesteigert 
werde.  Die  Regel  der  8elbsthülfe  darf  nicht  durch  die 
Ausnahme  der  Unterstützungsbedttrftigkeit  ver- 
drängt, nicht  die  letztere  zur  Regel  erhoben  werden.  Eben 
aus  diesem  Grunde  dürfen  die  in  solcher  Noth  Unterstützungs- 
bedürftigen nicht  in  die  Classe  der  wirklichen  Armen  ge- 
setzt, nicht  diesen  gleich  behandelt  werden.  Auch  das  Ehr- 
gefühl derselben  darf  durch  solche  Gleichstellung  nicht  ge- 
kränkt werden,  denn  es  ist  ein  starker  Hebel  der  moralischen 
und  physischen  Kraft,  der  mit  den  Mühen  der  Noth  ringt, 
und  viele  Schwierigkeiten  überwindet 

Insofern  nun  die  Privatanstrengung,  die  hier  vor- 
aus in  Anspruch  genommen  werden  musz,  nicht  ausreicht, 
so  ist  es  Aufgabe  der  Statswirthschaft,  nicht  der  Polizei, 
solchem  Uebel  zuvorzukommen,  und  dasselbe  zu  mildern, 
denn  das  Uebel  selbst  liegt  in  den  Wirthschaftsverhältnissen, 
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und  kann  daher  nur  von  da  aus  geheilt  werden.  Aber 
zuweilen  sind  die  Mittel,  über  welche  die  Statswüthschaft 
verfügen  kann,  ungenügend,  wenn  nicht  die  energischere 
Polizeigewalt  ihr  zu  Hülfe  kommt,  und  dann  allerdings 
soll  auch  diese  jener  hülfreiche  Hand  reichen,  damit  der 
grosze  Statezweck,  die  Erhaltung  der  Bewohner,  erreicht 
werde. 

ß)  Die  von  Natur  Armen,  welche  der  öffentlichen 
Hülfe  bedürfen,  weil  es  ihnen  an  der  Fähigkeit  gebricht, 
sich  selber  zu  helfen,  und  auch  keine  Familie  sie  mit  ihrer 
Sorge  schützt.  Das  sind  die  armen  familienlosen  Waisen 
und  unehelichen  Kinder,  deren  natürliche  Kräfte  noch 
unentwickelt  sind,  die  alten  Leute,  deren  Thatkraft  er- 
storben ist,  die  Kranken  und  die  Gebrechlichen.  Diese 
Armen  sind  es  vorzugsweise,  welche  die  Religion  und  Moral 
der  Fürsorge  auch  des  States  empfehlen.  Im  Mittelalter 
nahm  sich  die  Kirche  ihrer  hauptsächlich  an,  und  sie  darf 
es  auch  in  unserer  Zeit  nicht  unterlassen,  christliche  Wohl- 
thätigkeit  selbst  zu  üben  und  zu  empfehlen.  Aber  es  ist 
nun  meistens  das  Armenwesen  auch  statlich  organisirt,  und 
der  Stat  darf  diese  Pflicht  eben  so  wenig  vernachlässigen, 
denn  auch  seine  Bestimmung  ist  es,  wo  das  Familienleben 
solche  natürliche  Bedürfnisse  der  schutzbedürftigen  Individuen 
nicht  befriedigt,  seinen  obervormundschaftlichen  Schutz  und 
seine  Pflege  zu  üben.  Die  wesentliche  Thätigkeit  des  States 
ist  aber  hier,  wie  bei  der  eigentlichen  Ober  Vormundschaft 
und  bei  der  Erziehung  nicht  eine  Uebung  der  Gewalt, 
sondern  die  Pflege:  und  wir  müssen  daher  die  Armen- 
pflege von  der  Armenpolizei  wieder  unterscheiden.  Nur 
wo  jene  nicht  hilft  und  daher  ein  ßedürfnisz  nach  obrigkeit- 
lichem Gebot  rege  wird,  tritt  diese  auch  hier  ein.  Subsidiär 
erscheint  die  Armenpolizei,  wenn  die  Armenpflege  zu  schwach 
oder  zu  lässig  ist,  ihre  Pflicht  zu  üben. 

Uebrigens  liegt  es  nahe  und  entspricht  einer  guten 
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Organisation  des  Armenwesens  durchaus,  dasz  die  nächste 
Sorge  der  Ge  mein  de  Uberlassen  wird,  und  nur  ergänzend 
und  beaufsichtigend  die  Polizei  des  States  hinzutritt  Denn 
die  Gemeinde  ist  in  gewissem  Sinne  die  Erweiterung  der 
Familie,  der  mittlere  Kreis,  der  zwischen  der  Familie  und 
dem  State  die  Individuen  mit  seiner  Sorge  umfaszt  Die 
Gemeinde  ist  auch  eher  als  der  Stat  im  Stande,  die  indivi- 
duellen Bedürfnisse  der  in  ihr  lebenden  und  zu  ihr  gehörigen 
Armen  zu  kennen  und  zu  würdigen,  und  die  Mittel  einer 
angemessenen  Versorgung  und  Pflege  zu  finden  und  zu 
benutzen. 

y)  Die  verschuldeten  Armen,  welche  zwar  die  na- 
türlichen Kräfte  besitzen,  um  sich  selber  zu  schützen  und 
durchzubringen,  die  aber  aus  Liederlichkeit,  Arbeitsscheu, 
Verschwendung  in  Armuth  gerathen  sind,  und  ohne  Hülfe 
verderben  müszten.  Gegenüber  diesen  hat  nun  vorzugsweise 
die  statliche  Polizei  den  Beruf  einzuschreiten,  und  zwar 
keineswegs  nur  zur  Pflege,  sondern  voraus  zur  Zucht7 

»  -  ■  _ 

7  Auf  diesen  wichtigen  Unterschied  hat  auch  Kapoleon  in  seinen 
Gesprächen  mit  Los  Cases  (V.  S.  58)  aufmerksam  gemacht:  „Le  noeud 
de  cette  grande  affaire  est  tont  entier  dsns  la  stricte  separatton  du  pauvre 
qni  comroande  le  respect  d'avec  le  mendiant  qai  doit  exciter  la  colere; 
or.  nos  Iravers  religieux  m dient  si  bieu  ces  deux  classes  qu'ils  sembleut 
faire  de  la  mendicite  uu  merite,  nne  es  pect;  de  vertu,  qn'ils  la  provoquent 
en  lui  presentant  des  recompenses  Celestes:  an  foit  les  mendiaos  sont-ils 
plus  ni  moins  qne  det  moinn  au  prtii  frird,  tellement  que  dans  la  nomen- 
•  clature  se  trouvent  les  mainet  mcndian*."  Die  englische  Armentaxe 
wurde  unter  der  Königin  Elisabeth  suerst  nur  für  Lahme,  Gebrechliche, 
Alte  nnd  Blinde  eingeführt.  Dann  aber  fing  man  an,  auch  die,  welche 
arbeiten  können,  aber  keine  Arbeit  finden,  also  die  Unterstützungsbedürf- 
tigen im  obigen  Sinne,  und  die  liederlichen  Armen,  welche  nicht  arbeiten 
wollen,  aus  dem  Erlrag  dieser  Taxe  zu  unterstützen ,  und  indem  man 
so  die  drei  verschiedenen  C lassen  vermischte,  steigerte  man  das  Uebel  in« 
Unerträgliche.  Viel  besser  ist  das  Armenwesen  in  Deutschland  und 
in  der  8chweiz  geordnet,  obwohl  auch  da  die  in  der  Natur  der  Dinge 
liegenden  Unterscheidungen  nicht  so  vollständig  beachtet  werden,  als  es 
zu  wünschen  ist. 
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Für  solche  Arme  sind  daher  die  Arbeits-  und  Cor- 
rectionshäuser  wohi  am  Platze,  und  es  ist  nöthig, 
dasz  in  diesen  strenge  Zucht  geübt  werde.  Das  aber 
ist  nicht  mehr  Sache  der  Gemeinde,  sondern  in  vorzüg- 
lichem Sinne  Sache  des  States  und  seiner  polizeilichen 
Gewalt 

IV.    Die  Stats-  und  Volks wirthschaftspolizei. 

Sie  unterscheidet  sich  als  die  obrigkeitliche  Gewalt  von 
der  ihr  untergeordneten,  aber  in  den  regelmässigen  Fällen 
ausreichenden  Stats-  und  Volkswirthschaftsptlege  in  ähnlicher 
Weise,  wie  sich  die  Culturpolizei  von  der  Cultur  unterscheidet. 
Wo  das  Bedurfnisz  der  Gewalt  rege  wird,  da  nur  ist  die 
Polizei  thätig,  im  übrigen  genügt  die  Wirthsohattspflege. 
Hieher  gehören: 

a)  Die  Wasserpolizei,  welche  durch  Regelung  der 
Ströme  und  Flüsse,  und  durch  Anlegung  von  Deichen  oder 
Dämmen  vor  Üeberschwemmung  Güter  und  Menschen  ver- 
hütet, die  Benutzung  der  öffentlichen  Gewässer  zu  Wasser- 
werken, Wiesenwässerung,  zur  Schifffahrt,  Flöszung  u.  s.  f. 
im  allgemeinen  Interesse  wahrt  und  den  Miszbrauch  hemmt, 
durch  Errichtung  von  Seehäfen  und  Leuchtthürmen  die 
Sicherheit  der  Schiffe  begünstigt. 

b)  Die  Wege-  und  Straszenpo lizei,  durch  welche 
für  Anlegung,  Unterhaltung  und  Sicherheit  von  Wegen, 
Straszen,  Eisenbahnen,  Brücken  u.  s.  f.  gesorgt  wird. 
Die  Herstellung  einer  Brücke  zu  gebieten,  ist  Sache  der 
Polizei,  sie  zweckmäszig  auszuführen,  Aufgabe  der  Wirth- 
achaft. 

c)  Die  Sorge  für  öffentliche  Brunnen  und  für  öffent- 
liche Plätze  und  selbst  die  Sorge  für  den  Schmuck 
solcher  Plätze  und  Anlagen,  durch  Anpflanzungen,  Denk- 
mäler und  öffentliche  Gebäude,  durch  schöne  und  würdige 
Ausstattung  und  Reinhaltung.  Auch  die  Aufsicht  über  Privat- 
bauten gehört  hieher,  soweit  die  allgemeine  Sicherheit  und 
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der  öffentliche  Anstand  es  rechtfertigt;  sie  darf  aber  nicht 
ausarten  in  eine  Bevormundung  des  freien  Privateigenthums 
und  Privatgeschmacks. 

d)  Die  volkswirthschaftliche  Polizei,  von  wel- 
cher im  Vten  Buche  im  Zusammenhang  mit  der  Wirth- 
schaftspflege  gehandelt  wird. 
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Erstes  CapiteL 

Die  Natur  und  die  Arten  des  Gerichts. 

Alles  Gericht  setzt  voraus,  dasz  etwas  zu  richten  sei, 
d.  h.  dasz  eine  Verletzung  der  Rechtsordnung  ge- 
schehen sei.  Die  Verletzung  wird  durch  das  Gericht  besei- 
tigt und  damit  die  Majestät  des  Rechts  geoffenbart.  Alle 
Rechtspflege  ist  Bewährung  der  statlichen  Gerechtigkeit. 1 

In  dem  Richten  lassen  sich  zwei  wesentlich  verschiedene 
Functionen  unterscheiden: 

1)  die  Erkenntnisz  des  Rechts,  oder  wie  man  das 
im  Mittelalter  ausgedrückt  hat,  das  Finden  des  Rechts, 
das  Urtheil, 

2)  die  Handhabung  des  Rechts,  das  Richten  im 
eigentlichen  8inn. 

Es  ist  wahr,  dasz  die  Findling  des  Urtheils  an  und  für 
sich  nicht  ein  Act  der  statlichen  Macht,  sondern  zunächst 
entweder  ein  Ausdruck  des  Rechtsgefühls  oder  eine  lo- 
gische Function  des  juristisch  gebildeten  Verstandes  ist, 

•  Vgl.  Stahl,  Statslehre  II.  8.  438. 
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und  insofern  läszt  sie  sich  mit  der  Thätigkeit  von  Kunstver- 
ständigen und  Experten  in  andern  Gebieten  des  Lebens  und 
der  Wissenschaft  vergleichen.  Aber  es  ist  durchaus  irrig,  • 
das  Gericht  selbst  aus  diesem  Gesichtspunkte  zu  betrachten 
und  demselben  den  Charakter  einer  obrigkeitlichen  Gewalt 
abzusprechen. 1  Die  Rechtsfindung  ist  die  notwendige  Vor- 
aussetzung, die  Unterlage  der  Rechtshandhabung,  diese  aber 
offenbar  das  Wesen  des  Gerichts  und  von  durchaus  stat- 
licher  Natur.  Die  erster«  kann  daher  wohl  Privatper- 
sonen anvertraut  und  Uberlassen  werden,  die  letztere 
dagegen  musz  obrigkeitlichen  Magistraten  vorbehalten 
bleiben.  Und  da  sich  jene  zu  dieser  dienend  verhält,  so  ist 
auch  sie  immerhin  obrigkeitlich  zu  leiten. 

Die  Wiederherstellung  des  gestörten  und  ver- 
letzten Privatrechts  ist  die  Aufgabe  der  Civil  rech  ts- 
pflege.  Durch  diese  übt  der  Stat  seine  Pflicht  aus,  den 
Privatpersonen  den  Genusz  der  ihnen  angehörigen  Privat- 
rechte zu  gewähren,  und  die  eingetretene  Beeinträchtigung 
derselben  aufzuheben.  Dieser  Zweck  wird  erreicht,  theils 
durch  Beseitigung  des  Privatunrechtes,  theils  durch 
Ersatz  des  Schadens,  mit  Einem  Worte  durch  einfache 
Wiederherstellung  des  Privatrechts. 

In  der  Regel  genügt  zur  Erreichung  dieses  Zwecks  das 
blosze  Erkenntnisz  und  der  statüche  Ausspruch  des  wirk- 
lichen Rechts;  daher  ist  hier  das  gerichtliche  Urtheil  von 
ganz  besonderer  für  sich  schon  entscheidender  Bedeutung. 
Nur  ausnahmsweise,  wenn  dasselbe  von  den  Betheiligten 
nicht  beachtet  wird,  tritt  der  stat  liehe  Zwang  ein,  der 
ein  Ausflusz  der  Gerichtsbarkeit  ist,  und  daher  von  dem 
Gerichte  auch  dann  angeordnet  wird,  und  abhängig  bleibt, 
wenn  zur  Ausübung  desselben  die  Mitwirkung  der  Polizei- 
mittel erforderlich  sind. 

« 

3  Meinung  von  Rot  teck  in  A  retin 's  constitut.  ßtnls recht.  Ii.  8.  206. 
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Da  das  Privatrecht  zunächst  nicht  Statsangetegenheit 

* 

ist,  sondern  den  Privatpersonen  als  solchen,  nicht  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Unterthanen  zukommt,  so  kann  es  auch  nicht 
der  Beruf  des  States  sein,  wo  immer  einzelne  Verletzungen 
desselben  vorkommen  mögen,  amtlich  einzuschreiten  und  von 
sich  aus  die  Wiederherstellung  des  gestorten  Rechtes  anzu- 
ordnen. Eine  derartige  Bevormundung  des  Privatverkehrs 
wäre  mit  der  Freiheit  und  der  Selbständigkeit  der  Privaten 
durchaus  unverträglich.  Diese  sind  vielmehr  vollkommen 
berechtigt,  ihre  Interessen  selber  zu  vertreten  und  sich  sel- 
ber zu  helfen.  Nur  wenn  die  Selbsthülfe  nicht  anders 
geübt  werden  könnte,  als  so  dasz  wer  sein  Recht  begehrt 
und  geltend  machen  will,  in  die  freie  Rechtesphäre  des  An- 
dern eingreifen ,  und  weil  dieser  jenes  Recht  anzuerkennen 
sich  weigert,  Zwang  üben  mfiszte,  ist  dieselbe  in  dem  mo- 
dernen State  untersagt,  weil  durch  solchen  Streit  die  öffent- 
liche Ruhe  und  der  Landesfrieden  leicht  gestört  werden 
könnte.  Dann  bedarf  es  zur  Wiederherstellung  des  streiti- 
gen Rechts. der  gerichtlichen,  nach  sichern  Regeln  und 
in  wohlgeordneten  Formen  den  8treit  aus  unparteiischem 
Standpunkte  entscheidenden  Hülfe.3  Die  Civilgerichtsbarkeit 
entwickelt  demzufolge  ihre  Thätigkeit  nur  auf  Begehren, 
d.  h.  zunächst  auf  die  Klage  der  betheiligten  Privaten. 
Die  Strafrechtspflege  dagegen  setzt  eine  so  erhebliche 

•  Edicium  DM  Marti  in  L.  7  «4  legem  Juliam  de  vi  privata:  „Tu 
vim  pulas  esse  solum,  si  homines  valnerentur?  Vis  est  et  tunc,  quoties 
qui»  id,  quod  deberi  sibi  putat,  non  per  judicem  reposcit;  non  puto  autem 
iieo  verecundiae  n«c  dignitati  tuae  convenlre,  quidqnam  non  jure  fiacere. 
Quisquis  igitnr  probatus  mihi  fuerit.  rem  ullam  debitoris  noo  ab  ipso 
sibi  traditom  sine  ullo  jadice  temere  possidere,  eumqne  sibi  jus  in  eam 
rem  dixisse,  jus  crediti  non  habebit."  Die  germanischen  Völker  ver- 
statteten anfänglich  der  Selbsthülfu  eine  viel  freiere  Bewegung;  und  erst 
nach  vielen  Jahrhunderten  gelang  es  dem  langsam  aufgehenden  Stats- 
bewusztsein,  das  Selbstpfandungsrecht  der  Gläubiger  in  engere  Schranken 
zu  bannen.  Vgl.  Wilda's  Abhandlung  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  Bd.  I. 
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Störung  der  Rechtsordnung  voraus,  welche  nicht  blotz  die 
rechtlichen  Interessen  eines  Individuums ,  sondern  um  ihres 
gefährlichen  und  rechtswidrigen  Charaktere  willen 
die  öffentliche  Rechtssicherheit,  somit  den  Stet 
selbst  verletzt.  Jene  Erschütterung  und  Verletzung  des 
bestehenden  Rechts  kann  zwar  sich  ebenfalls  auf  Privat- 
rechte  beziehen,  aber  sie  fällt  in  diesem  Falle  in  den  Be» 
reich  der  Straf rech tspflege,  wenn  sie  mit  einer  Gesinnu ng 
und  in  einer  Form  verübt  wird,  durch  welche  zugleich 
der  öffentliche  Friede  verletzt  oder  gebrochen  wird. 
Die  Strafrechtspflege  kommt  daher  ihrer  Natur  nach  aus 
öffentlichen  Gründen  zur  Anwendung,  und  ist  im  weitern 
Sinne  ein  Theil  des  öffentlichen  Rechts. 4  Die  einfache 
Wiederherstellung  genügt  daher  hier  nicht.  Restitution  und 
Schadensersatz  sind  freilich  auch  da  erforderlich,  aber  diese 
sind ,  insofern  sie  sich  auf  die  privatrecbtUeben  Verhältnisse 
beziehen,  immer  ein  wesentlich  civ  drahtlicher  Bestandteil, 
welcher  seines  Zusammenhanges  wegen  mit  dem  Vergeben 
und  um  seiner  meist  untergeordneten  Bedeutung  willen  wohl 
gleichzeitig  von  dem  Strafgerichte  geordnet  werden  kann,  aber 
eben  so  wohl  unter  Umstanden  von  dem  Strafprocesse  auszu- 
scheiden und  der  gewöhnlichen  Civil  rech  tspflege  zuzuweisen  ist. 

Der  Charakter  der  Strafrechtspflege  liegt  vielmehr  in 
der  Verhängung  der  Strafe  des  Schuldigen.  Die  tiefere  Ver- 
letzung des  States  selbst  erfordert,  dasz  die  öffentliche  Ge- 
rechtigkeit den  Verbrecher  mit  starkem  Arme  erfasse  und 
durch  Bestrafung  desselben,  ihre  übergeordnete  Macht  be- 
während und  die  Sicherheit  des  öffentlichen  Friedens  neu 
stärkend,  die  Schuld  tilge.  Schuld  und  Strafe  bedingen  sich, 
und  nur  das  Gleichgewicht  beider  vermag  die  Hoheit  und 
Heiligkeit  der  Rechtsordnung  selbst  zu  offen  baren  und  her- 
zustellen. Die  Besserung  des  Schuldigen  und  die  Abschreckung 

4  Vgl.  oben  Einleitung  Cap.  3,  8.  6. 
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Anderer  vor  Ähnlichen  Verletzungen  sind  Zwecke,  welche 
auch  erwogen  und  gefördert  werden  sollen,  aber  der  prin- 
cipale  Gesichtspunkt  ist  die  Strafe  selbst,  als  ein  Gebot  und 
eine  Aeuszerung  der  Gerechtigkeit. 5 

Aus  diesem  Grunde  hat  daher  die  Strafe  einen  öffent- 
lichen Charakter:  und  es  ist  ein  Fortschritt  der  neueren 
Rechtsbildung,  dasz  die  ältern  Privatstrafen  aus  Vergehen, 
wie  das  römische  und  das  deutsche  Recht  sie  gekannt  haben, 
abgeschafft  worden  und  die  öffentlichen  Strafen  an 
ihre  Stelle  getreten  sind.  Ferner  widerspricht  es  der  Idee 
der  Strafrechtspflege,  dasz  die  Anwendung  der  Strafe  in  die 
Willkür  der  verletzten  Privatperson  gelegt  wird,  ihr  Eintre- 
ten somit  von  der  Klage  dieser  abhangt.  Die  Verfolgung 
und  Bestrafung  des  Verbrechers  ist  eine  öffentliche  Ange- 
legenheit, und  es  musz  daher  von  Stetswegen  dafür  gesorgt 
sein.  Das  ältere  germanische  Recht  liesz  auch  hier  der 
Selbstrache  und  dem  Fehderecht  freien  Lauf,  und 

* 

erhob  später,  seitdem  die  Ausbildung  der  fränkischen  Monar- 
chie dieselbe  um  der  öffentlichen  Ruhe  mehr  beschränkt 

s  Stahl,  Statslehre  II.  S.  516:  „Es  ist  das  ewige  Gesetz  der  Gerech- 
tigkeit, dasz  auf  das  Böse  —  somit  im  State  das  Verbrechen  —  die  Strafe 
folge  unabwendbar,  das  bekundet  jedes  unbefangene  Bewusztscin.  Aber 
die  Schwierigkeit  für  das  auseinandersetzende  Denken  ist  das:  Wie  kann 
eine  Wiederherstellung  der  verletzten  Ordnung  darin  liegen,  dasz  dem 
Verletzer  ein  üebel  zugefügt  werde,  was  die  Strafe  uulftugbar  ist?  —  Es 
ist  durch  die  Strafe  au  dem  UebelUiüter  auf  reale  Weise  Imkundet,  dasz 
die  sittliche  Ordnung  der  Herr  ist.  So  musz  das  Böse  selbst,  indem  es 
zu  Boden  gedrückt  wird,  znr  Verherrlichung  der  sittlichen  Macht  dienen. 
Die  Strafe  des  Stats  ist  darum  keineswegs  Hache.  Die  Rache  sucht  da« 
Leiden  des  Verletzers  um  des  Leidens  willen,  das  persönliche  Empfinden 
an  ihm  zu  weiden.  Der  Stat  aber  straft  den  Verletzer  nicht,  damit  er 
leide,  sondern  er  läszt  ihn  leiden,  damit  er  gestraft  sei.  Die  Rache  hat 
auch  keine  Grinze  als  die  Lust  am  Leiden,  während  die  Strafe  unter 
einer  Not h wendigkeit  steht  in  Masz  wie  in  Eintritt."  —  Nicht  das  Böse 
wird  gestraft,  die  Rechtsordnung  schützt  die  Schlechten  wie  ,die  Guten 
in  ihrer  Existenz,  aber  die  böse  Thal,  welche  das  Recht  eines  andern 
widerrechtlich  angreift. 
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hatte,  die  Notwendigkeit  der  Privatklage  zur  Regel.  Das 
englische  Strafrecht  ist  zum  Theil  heute  noch  auf  diese  An- 
sicht gebaut.  Aber  auf  dem  (kontinente  ist  doch  seit  Jahr- 
hunderten, anfänglich  durch  den  Einflusz  auch  der  Kirche 
der  richtigere  Grundsalz  aufgekommen  und  allmählich  durch- 
gedrungen, die  Regel  der  Verfolgung  von  Am tswegen, 
sei  es  in  Form  des  Inquisitions-  oder  des  Anklageverfahrens. 
Ausnahmen  müssen  freilich  vorbehalten  werden,  aus  Grün- 
den der  Pietät,  wie  z.  B.  in  dem  Falle  des  Ehebruchs ,  oder 
wo  das  Privatinteresse  dem  öffentlichen  die  Wage  hält,  wie 
bei  Injurienhändeln  oder  wenn  Gefahr  ist,  dasz  die  8tats- 

* 

anwälte    ihr  ausschlieszliches  Klagerecht  aus  politischen 
Rücksichten  miszbräuchlich  ungeübt  lassen. 

Der  Unterschied  der  Civil-  und  der  Strafrechtspflege 
hat  denn  auch  häufig  eine  8onderung  der  Organe  nach  sich 
gezogen,  welche  jene  und  diese  verwalten.  In  der  That 
ist  die  Thätigkeit  beider  so  verschieden,  dasz  in  den  han- 
delnden Personen  verschiedene  Eigenschaften  wirksam  sein 
müssen.  Der  Civilprocess  ist  ein  durchaus  anderer  als  der 
Strafprocess ;  und  während  der  Civil  rieh  ter  die  Gabe  besitzen 
musz,  verwickelte  Privat  Verhältnisse  mit  feinem  Blicke  und 
sorgsamem  Scharfsinne  zu  entwirren  und  äuszerlich  zurecht- 
zulegen, musz  das  Strafgericht  den  moralischen  Seelen- 
zustand  des  Angeschuldigten  zu  ergründen  suchen  und  vor- 
züglich die  individuelle  Schuld  und  ihre  Grösze  erkennen. 
Dort  bewegen  sich  die  Parteien,  die  nur  ihre  eigene  Sache 
vertreten,  mit  gröszerer  Freiheit  innerhalb  der  zulässigen 
Rechtsformen,  und  der  Richter  leitet  und  entscheidet  ihren 
Streit  mit  unbefangenem  heiterem  Geiste;  hier  aber  herrscht 
der  Ernst  und  die  Strenge  der  verletzten  Gerechtigkeit  vor 
und  die  Verhandlungen  sowohl  als  die  Beurtheilung  nehmen 
auch  die  Gemtithskräfte  der  Richter  und  Urtheiler  in  er- 
höhtem Grade  in  gespannten  Anspruch. 
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Zweites  CapitöL 

Gemeinsame  Grundsätze  für  die  Rechte  pflege. 

1.  Die  Sonderung  des  Gerichts  von  dem  Regimente 
in  der  Verfassung  des  Stats  ist  als  ein  Hauptgrundsatz  des 
neuern  States  nun  ziemlich  allgemein  anerkannt: 1  die  Son- 
derung nicht  die  absolute  Trennung,  denn  in  dem  Stats- 
oberhaupte  einigt  sich  mit  der  vollen  Regierungsmacht  die 
formelle  Spitze  der  Gerichtsbarkeit  als  in  einem  gemein- 
samen Centrum.  Eine  Folge  dieser  Sonderung  ist  die  inner- 
liche Selbständigkeit  der  Gerichte  in  der  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit,  und  ihre  Unabhängigkeit  von  dem  Ein- 
flüsse der  Regierung. *  Die  s tatliche  Gerechtigkeit  zu  hand- 
haben ist  der  ernste  und  edle  Beruf  des  Richters,  nicht  das 
Zweckmaszige  und  Nützliche  anzuordnen.  Jenen  Beruf  kann 
er  aber  nur  dann  würdig  üben,  wenn  er  die  festen  Gesetze 
des  Rechts  als  die  einzige  Richtschnur  seiner  Thätigkeit  be- 
trachtet und  nicht  dem  Drange  der  Umstände  und  dem 
Wechsel  der  Parteistimmungen  folgt.  Vor  seinem  Stuhle 
soll  Jeder,  der  Mächtige  wie  der  Schwache,  der  Arme  wie 
der  Reiche,  nicht  Gnnst  oder  Ungunst,  sondern  unparteiisches 
Recht  finden;  daher  müssen  auch  die  Wünsche  der  Regie- 
rung hier  sich  bescheiden  und  darf  ihre  Macht  nicht  störend 
eingreifen  in  die  ruhig  gemessene  Erforschung  des  wirk- 
lichen Rechts. 

»  Vgl.  ober.  Buch  V.  Cap.  2,  S.  403  und  Buch  VI.  Cnp.  17. 

»  Bayerische  Verf.  VIII.  $.  3:  „Die  Gerichte  sind  innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  amtlichen  Befugnisz  unabhängig,  und  die  Richter  können 
nur  durch  einen  Rechtsspruch  von  ihren  Stellen  mit  Verlust  des  damit 
verbundenen  Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden."  Verf. 
von  Portugal  §.  118:  „Die  gerichtliche  Gewalt  ist  unabhängig."  §.  123: 
„Die  Richter  können  ihr  Amt  nur  durch  ein  Urtheil  verlieren. ■  Oester  r. 
Verf.  von  1849  $.  99:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  selbständig  von  deu 
Gerichten  geübt."  §.  102:  „Rechtspflege  und  Verwaltung  sollen  getrennt 
und  von  einander  unabhängig  gestellt  werden."   Preus zische  §.  86. 
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Eineine  aus  jenem  Grundprincip  abgeleitete  Regeln  sind 
folgende : 

a)  Niemand  darf,  wenn  er  sich  in  seinem  Rechte  verletzt 
fühlt,  an  der  Betretung  und  Verfolgung  des  Rechts- 
weges gehindert  werden. 3  Der  Rechtsschutz  des  States 
musz  allen  offen  stehen:  auch  den  Niedrigsten,  und  auch 
den  Fremden.  Es  gibt  im  Sinne  des  neuern  Rechts  keine 
Rechtlosigkeit  der  Individuen  mehr,  wie  das  Alterthum 
sie  den  Fremden  (hostes)  gegenüber,  und  das  deutsche 
Mittelalter  als  8trafe  der  Friedensbrecher  angenommen 
hat.  Auch  wer  unwürdig  erscheint,  seine  8ache  selber  zu 
führen,  soll  doch  die  Möglichkeit  eines  sein  Recht  wahren- 
den Vertreters  haben.  Und  es  ziemt  dein  State  dafür  zu 
sorgen,  dasz  auch  den  Armen  der  Weg  zu  ihrem  Rechte 
zu  gelangen ,  nicht  durch  Kosten  und  Formen  mittelbar  ver- 
schlossen, sondern  vielmehr  durch  Bestellung  der  nöthigen 

*  Land  tags- Abschied  von  Hannover  v.  1639  bei  Z  Scharia  D.  St. 
R.  §.  90:  „dasz  die  liebe  Justiz  einem  Jeden  ohne  Hespert  schleunig  mit- 
getheilt,  keinen  zur  Ungebühr  aufgehalten,  niemand  mit  Extrajucial- 
Decreten ,  Mandaten ,  Rescripten  oder  wie  es  sonsten  Nahmen  haben  mögte, 
beschweret,  sondern  der  Justiz  ihr  stracker  Lauf  gelassen  —  und 
darin  rechtlich  oognosciret  und  procediret  werden,  da  entgegen  die  Miß- 
brauche allenthalben  abgeschattet ,  und  den  Assessoren  keineswegs  ver- 
stattet sein  soll,  unter  einigeu,  und  viel  weniger  dem  Prätext,  dasz  das 
Interesse  princlpis  mit  unterlaufe  —  sich  absentiren  und  aufständen. u  Das 
deutsche  S  La  tsrecht  des  Kaiserreichs  sorgte  dafür ,  dasz  auch  in  statsrecht- 
lichen  Streitigkeiten  der  Reichsstände  der  Rechtsweg  stets  offen  bleibe. 
Wahlcapitulation  Art.  XIX.  §.  4:  „Und  ob  auch  einiger  Churfürst, 
Fürst  oder  anderer  Stand  (die  freie  unmittelbare  Reicheritterschaft  mit 
eingeschlossen)  seiner  Regalien ,  Immedietat,  Freiheiten,  Rechten  und  Ge- 
rechtigkeiten halber,  das*  sie  Ihm  geschwächet,  geschmälert,  genommen, 
enuogen,  bekümmert  und  bedrucket  worden,  mit  seinem  Oegentheile  und 
Widerwärtigen  zu  gebührlichen  Rechten  kommen,  und  Ihn  fürfordern 
wolte,  dasselbe  sollen  und  wollen  Wir,  wie  alle  andere  ordentlich 
«schwebenden  Rechtfertigungen,  nicht  verhindern,  sondern 
vielmehr  beförderen  und  zur  findschaft  beschleunigen.44  Schutz  gegen 
Rechtsverweigerung  der  Landesgerichte  gewahrten  die  kaiser- 
lichen Gerichte. 
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Vertretung  von  Amtswegen  offen  erhalten  werde.  Auf  der 
andern  Seite  ist  der  Stat  aber  veranlaszt,  der  Chikane  pro- 
ceszsüchtiger  Menschen  und  der  Gefahr  von  Schaden,  welche 
für  die  Parteien  aus  dem  Processe  selbst  erwachsen  kann, 
durch  seine  Anordnungen,  z.  B.  Ober  Cautionsstellung,  zu 
begegnen. 

b)  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter 
entzogen  werden. 4  Das  germanische  Mittelalter,  in  allen 
Dingen  zunächst  auf  die  ständischen  Verhältnisse  Werth 
legend,  drückte  diesen  Grundsatz  noch  bestimmter  so  aus: 
Jeder  soll  vor  seinen  Genossen  beurtheilt  werden. 5  So 
urtheilten  Uber  die  Fürsten  in  den  alten  Reichsgerichten  nur 
Fürsten,  Uber  die  Vasallen  in  Lebenssachen  ihre  Mitvasallen, 
Uber  schöffenbar  freie  Leute  ihre  Standesgenossen.  Die  Bür- 
ger konnten  nur  von  ihrem  städtischen  Gerichte  belangt  wer- 
den, und  selbst  die  hofhörigen  Bauern  wurden  in  der  Regel 
nur  vor  deren  Vogtei  und  dem  Hofgerichte  belangt,  in  wel- 
chem ihre  Hofgenossen  urtheilten. 6  Das  neuere  Recht  hat 
diese  Sonderstellung  der  Stände  aufgelöst,  und  wie  die  Rechts- 
grundsätze, sowohl  in  dem  Straf-  als  in  dem  Privatrechte, 
gleich  maszig  auf  alle  Classen  der  Bevölkerung,  so  auch  die 
Gerich tscompetenz  über  alle  zugleich  erstreckt.  Diese  Um- 
gestaltung ist  eine  höhere  Phase  der  Rechtsentwicklung, 
welche  auf  Gleichheit  des  Rechts  in  diesem  Sinne  mit  Recht 
einen  Werth  legt.  Als  Regel  mnsz  die  Ausdehnung  der- 
selben Gerichtsbarkeit  auf  alle  Individuen  im  State  daher 

*  Holländische  Verf.  §.  150:  „Niemand  kann  gegen  seinen  Willen 
dem  Richter  entzogen  werden,  welchen  das  Gesetz  ihm  zuerkennt." 

*  Englische  Magna  Charta  von  1215:  „Comites  et  barones  non 
amercientar  nisi  per  pares  suos.M  Marnitr,  Etablissement  et  cout.  de 
Normandie  p.  22:  „Chascun  doit  estre  jugiez  par  ses  pers.44 

*  Sachsenspiegel  II.  12.  $.  2.  „Scepenbare  lüde  muten  wol  ordel 
vinden  over  jewelken  man.  It  ne  mat  aver  uppe  se  neman  ordel  vindeu, 
dat  in  an  ir  lief  oder  an  ir  ere  oder  an  ir  erve  ga,  he  ne  si  iu  evenbur- 
dich.    Vgl.  oben. 
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festgehalten  werden.  Aber  diese  Rege]  wird  in  unserer  Zeit 
wohl  noch  zu  abstract  und  rücksichtslos  durchgeführt,  und 
es  werden  die  erforderlichen  Ausnahmen  zu  wenig  beachtet. 
Es  gibt  einzelne  Berufs-  und  Lebensverhältnisse,  die  ihrer 
Natur  nach  nicht  allgemein  sind,  und  nur  von  denen  rich- 
tig verstanden  und  beurtheilt  werden,  welche  mit  denselben 
durch  persönliche  Erfahrung  vertraut  sind.  Die  Gerichts- 
organisation darf  daher  nicht  Uber  diese  Eigentümlichkeit 
hinwegsehen,  sondern  muss  sich  darnach  richten.  Ein  der- 
artiges Bedürfnisz  lüngt  namentlich  in  unserer  Zeit  sich 
überall  wieder  an  zu  regen,  und  es  kommt  nur  darauf  an, 
dasselbe  durch  Constituirung  besonderer  Gerichte  zu  befrie- 
digen, ohne  jene  Regel  zu  gefährden,  und  ohne  die  Einheit 
des  Rechts  und  der  Rechtspflege  zu  stören.  Handels-,  Hand- 
werks-, Fabrikverhältnisse  vorzüglich,  aber  nicht  sie  allein 
kommen  hier  besonders  in  Betracht. 

c)  Nur  eine  Folge  des  vorigen  Grundsatzes  ist  das  Ver- 
bot der  Ausnahmsgerichte,  d.  h.  solcher  Gerichte,  die 
nicht  schon  durch  die  normale  Justiz  Verfassung  begründet, 
sondern  für  einzelne  Fälle  eigens  bestellt  werden.  Es  ge- 
hören demnach  nicht  unter  diesen  Begriff:  gewöhnliche  Mi- 
litärgerichte für  das  Heer,  der  Statsgerichtshof  für  die  Mi- 
nister u.  dgl.,  denn  obwohl  dieselben  nur  auf  bestimmte 
Personen  und  Fälle  Bezug  haben,  so  sind  sie  dennoch  durch 
die  Rechtsordnung  zum  voraus  geregelt,  und  in  deren  nor- 
malen Bestand  eingefügt.  Wohl  aber  sind  von  dem  Verbote 
betroffen  alle  die  Gerichte,  welche  die  Thätigkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  in  dem  ihnen  von  Rechtswegen  zugewiesenen 
Amtsbereich  hemmen,  und  an  dieser  Statt  ausnahmsweise 
ermächtigt  werden,  in  einzelnen  Fällen  die  Strafgerichtsbar- 
keit auszuüben. 

Eine  Abweichung  von  diesem  Grundsatze  wird  nur  durch 
wirkliehe  Noth  gerechtfertigt,  sei  es.  weil  die  ordentlichen 
Gerichte  ohnehin,  z.  B.  aus  zureichenden  Recusationsgründen, 

ßl untsch Ii,  allgemeines  Statsreeht.   II.  14 
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verhindert  sind  in  einem  Falle  das  Recht  zu  handhaben, 
oder  weil  der  Zusammenhang  einer  weit  verzweigten  Unter- 
suchung eine  Concentration  derselben  bei  einem  Gerichtshofe 
erfordert,  sei  es,  weil  der  Stat  selbst  in  einen  Nothstand 
versetzt  i6t,  welcher  die  regelmäszige  Entfaltung  der  Rechts- 
pflege unmöglich  macht,  und  um  der  Gefahr  für  die  ge- 
sammte  Rechtsordnung  willen  eine  ungewöhnliche  und  rasche 
Strenge  der  Gerechtigkeit  erheischt.  In  den  Fällen  der  ersten 
Art  kann  und  soll  das  ausnahmsweise  für  competent  erklärte 
Geriebt  mit  Bezug  auf  seine  Stellung,  Befugnisse  und  Rechts- 
formen  den  ordentlichen  Gerichten  gleich  organisirt  sein ,  und 
ganz  die  nämlichen  Garantien  für  eine  gute  Rechtspflege 
darbieten  wie  jene,  so  dasz  die  Ausnahme  nur  eine  äußer- 
liche und  unwesentliche  ist.  Die  Fälle  der  zweiten  Art  über 
machen  eine  stärkere  Abweichung  uöthig.    In  Zeiten  des 
Krieg 8  oder  Aufruhrs  kann  die  Verkündigung  des  Stand- 
rechtes  um  der  Existenz  des  States  willen  ein  Öffentliches 
Bedürfnisz  sein,  und  es  können  die  dann  zumalgeordneten 
Militärgerichte  oder  andere  Ausnahmsgerichte  er- 
mächtigt werden,  Verletzungen  der  gebotenen  Ordnung,  die 
in  normalen  Zeiten  nicht  strafbar  wären,  zu  bestrafen,  oder 
weit  härter  zu  bestrafen  als  sie  es  sonst  würden.   Auch  in 
dem  Verfahren  können  eine  Menge  von  formellen  Rechts- 
mitteln, die  in  der  Regel  den  Richter  vor  Uebereilung,  und 
die  Partei  vor  Unrecht  schützen ,  beseitigt,  und  eiue  sofortige 
unaufschiebbare  Verhandlung  und  Beurtheilung  geboten  wer- 
den. Diese  Ausnahme  darf  aber  nur  dann  und  nur  so  lange 
zugelassen  werden,  als  wirkliche  Not  Ii  des  States  da  ist, 
und  auch  in  diesen  Fällen  darf  unter  keinen  Umständen 
das  Wesen  der  statlichen  Gerechtigkeit  miszachtet  werden. 
Demgemäsz  ist  unbedingt  daran  festzuhalten,  dasz  Niemand 
verurtheilt  werde,  dem  nicht  Gelegenheit  geboten  worden 
sich  zu  vertheidigen,  dasz  das  Urtheil  jederzeit  als  Urtheil 
gefunden,  nicht  als  Willensact  beschlossen,  daher  auch  die 
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RerlttHfortn  des  Gerichte  gewahrt  werde,  endlich  dasz  nur 
wirkliche  Rechtsverletzungen ,  unter  keinen  Umständen  aber 
bloszer  Verdacht,  bestraft  werden.  • 

2.  Die  O  e  f  f e  n  t  1  i  c  h  k  e  i  t  der  Rechtspflege  verstand  sich 
in  der  alten  Zeit,  in  welcher  das  ganze  öffentliche  Leben 
weit  mehr  als  in  unserer  Zeit  im  Freien  vor  sich  ging,  ganz 
von  selbst.  Auf  offenem  Markte  saszen  die  römischen  Prä- 
toren auf  dem  Tribunal,  unter  einer  Linde  oder  Eiche  unter 
dem  offenen  Himmel  hegten  die  deutschen  Richter  das  Ge- 
richt. Nur  so  lange  der  Tag  leuchtete,  durfte  die  Gerech- 
tigkeit verwaltet  werden.  Auch  die  Basiliken  der  byzanti- 
nischen Epoche  blieben  unverschlossen. 

Die  Aenderung  in  dem  neuereu  Europa,  welche  die 
Gerich tssäle  verschlosz,  und  die  Heimlichkeit  des  Verfahrens 
einitlhrte,  kam  während  des  XV.  und  XVIten  Jahrhunderts 
allmählich  auf.  Mancherlei  Gründe  wirkten  zusammen,  um 
dieselbe  hervorzubringen:   voraus  das  aus  der  kirchlichen 

7  Die  Wuth  der  Revolution  und  die  Leidenschaft  einzelner  Despoten 
haben  wohl  auch  diese  Schranken  überschritien.  Das  ist  aber  nicht  mehr 
Justiz,  sondern  Justizmord,  und  auch  dann,  wenn  derselbe  durch  ein 
Statsgesetz  legitimirt  worden  ist.  Es  gibt  ewige  Principieu  des  Rechts, 
die  zu  ändern  kein  Gesetzgeber  die  Macht  hat.  Danton  hat  versucht, 
die  Notwendigkeit  des  Revolutionstribunals  zu  rechtfertigen;  man  kann 
.aber  seine  Gründe  nicht  hören,  ohne  einen  Schauder  über  die  furchtbare 
Verirrung  eines  so  mächtigen  Geistes  zu  empfinden:  „II  les  lies  lois  ex- 
traordinaires)  fant  arbitraires,  parce  qu'il  est  impossible  de  les  rendre  pr6- 
cises;  parce-que,  ri  tcrriblt$  qu'elles  soicnt,  elles  seront  preferablts  encore 
aux  JxteutioM  populairtM  qni  aujourd'htii,  comme  en  septembre,  seraient 
)a  snite  des  lenteurs  de  la  justice.  En  temps  calme  la  societe  aime  mieux 
laisser  echapper  le  coupable  que  frapper  l'innocent,  paroeque  le  coupable 
est  peu  dangereox;  roais  a  mesure  qu'il  le  devient  davantage,  eile  tend 
davantage  aussi  ä  le  eaisir;  et  lorsqu'il  devient  si  dangerenx  qu'il  pour- 
rait  la  faire  perir  ou  du  moins  qu  elle  le  croit  ainsi,  eile  frappt  (out  et 
qui  träte  $tt  $oupcons,  et  prefere  alors  atteindre  nn  innocent  que  laiaser 
echapper  un  coupable.  Teile  est  la  dictature,  c'est  a.  dire  Vaction  violrntt 
dam  tts  surtVfc?«  mtnact'tt."  Thiers,  hisloire  de  la  r£vol.  franc.  II.  320, 
348.  üeber  die  frühern  „Justizcommissionen"  in  Krankreich  vgl.  Schaff- 
ner, Reclilsgesch.  II.  S.  431. 
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Zucht  der  Gewissen  auf  die  stattliche  Gerichtsbarkeit  Uber- 
getragene Princip  der  Inquisition,  welche  im  Strafprocesz  die 
Seele  des  Verbrechers  wie  ein  scheues  Wild  in  ihren  ge- 
heimsten Schlupfwinkeln  aufsuchte,  und  durch  heimliche 
Nachstellung  leichter  zu  erjagen  hoffte;  sodann  die  Einfüh- 
rung einer  gelehrten,  aus  den  schriftlichen  Quellen  des  rö- 
mischen Rechts  schöpfenden  Jurisprudenz,  welche  im  Civil- 
procesz  vorzüglich  von  dein  Leben  abzusehen,  und  auf  das 
8tudiuni  schriftlicher  Acten  all  ihren  Fleisz  und  ihre  Auf- 
merksamkeit zu  verwenden  mehr  und  mehr  sich  gewöhnte, 
ferner  die  Erschlaffung  der  politischen  Theilnahine  des  Vol- 
kes an  den  öffentlichen  Verhandlungen  und  endlich  die  zu- 
nehmende gewaltsame  und  absolutistische  Richtung  der  Zeit. 

.  Erst  in  der  neuern  Zeit  ist  das  Streben  nach  Oeflent- 
lichkeit  der  Rechtspflege  wieder  stärker  geworden,  nun  aber, 
eben  um  der  frühem  Erfahrungen  willen,  weniger  unbefan- 
gen und  zugleich  bewuszter  als  vor  Alters.  Die  Öffentlich- 
keit ist  in  Wahrheit  ein  Erfordernisz  einer  wohl  orgauisirten 
Rechtspflege.  8  Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  States,  die  Ge- 
wissen zu  erforschen,  und  gleichsam  das  unsichtbare  Leben 
der  unsterblichen  Seele  zu  ergründen.  Er  hat  es  auch  mit 
der  Schuld  nur  insofern  zu  thun,  als  dieselbe  sich  in  äuszer- 
lich  wahrnehmbaren  Handlungen  kund  gegeben,  und  die 
leibliche  Rechtsordnung  des  States  äuszerlich  verletzt  hat. 
Daher  darf  er  nicht  ihre  Geheimnisse  zu  ergründen  suchen, 
sich  nicht  anmaszen,  das  göttliche  Gericht  auf  der  Erde  zu 
üben.  Darum  bedarf  die  öffentliche  irdische  Gerechtigkeit 
auch  des  hellen  Tageslichtes.  Nur  was  vor  diesem  offenbar 
wird,  fällt  in  ihren  Bereich. 9 

*  Holländische  Verf.  §.  155:  „Die  Gerichtssitzungen  sind  öffent- 
lich, mit  dem  Vorbehalte,  die  Scblieszung  im  Interesse  der  öffentlichen 
Ordnung  und  Sittlichkeit  nach  dem  Gesetze  festzustellen."  Belgische 
§.  96.    Preuszische  §.  93. 

*  Feuerbach,  Betrachtungen  über  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit 
8.  90:  „Stiege  die  Gerechtigkeit  selbst  leibhaft  vom  Himmel  auf  die  Erde 
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Die  Oeffentlichkeit  ist  denn  aber  in  verschiedenem  Sinne 
zu  fassen.  Die  ohne  Vergleich  wichtigere  Bedeutung  dersel- 
ben bezieht  sich  auf  die  Betheiligten  selbst,  und  ihr  Vcr- 
hältnisz  zum  Gericht.  Im  Civilprocesz  haben  so  die  beiden 
Parteien  ein  Recht  darauf,  im  Strafprocesz  auch  der  Ange- 
schuldigte, dasz  ihnen  durch  den  Proceszgang  Gelegenheit 
verschafft  werde,  die  Klage,  Erwiederungen,  Zeugenaussagen, 
Beweismittel  vollständig  zu  erfahren  und  zu  prüfen,  hinwie- 
der sich  darüber  gegen  das  Gericht  mit  voller  Offenheit  und 
mit  freier  Benutzung  der  auch  zu  ihren  Gunsten  sprechen- 
den äuszern  Kennzeichen  der  Wahrheit  auszusprechen,  und 
ebenso  das  Urtheil  und  die  Entscheidimgsgründe  desselben 
zn  vernehmen.  Jedes  Hemmnisz,  welches  solcher  Oeffent- 
lichkeit bereitet  wird,  ist  ein  Schatten,  welcher  die  Reinheit 
der  menschlichen  Gerechtigkeit  trübt  und  verdunkelt.  Auf 
ihr  beruht  denn  auch  vornehmlich  das  Vertrauen  der  Be- 
theiligten, mittelbar  des  Volkes,  auf  die  Wahrhaftigkeit  und 
Redlichkeit  derselben. 

Minder  erheblich  ist  die  Oeffentlichkeit  im  zweiten  8inne, 
welche  sich  auf  die  nur  indirect  bei  der  Verwaltung  der 
Rechtspflege  interessirte  übrige  Menge,  das  Publicum  bezieht, 
minder  erheblich,  aber  schon  darum  nicht  zu  verschmähen, 
weil  in  ihr  theils  eine  Garantie  liegt  ftlr  Bewahrung  der 
Oeffentlichkeit  in  erstem  Sinne,  theils  eine  mittelbare  Con- 
trole  der  öffentlichen  Meinung  über  die  Handhabung  der 

hernb,  um  in  eigener  Person  das  Richteramt  zu  verwalten,  so  rnüszte  sie, 
um  sich  als  Gerechtigkeit  zu  bekunden,  öffentlich  in  vollem  Tageslicht 
auf  dem  Richterstublc  sitzen,  und  dürfte  —  finde  sie  auch  nicht  für  gut, 
die  Binde  vor  ihren  eigenen  Augen  zu  Itipfeu  —  wenigstens  nicht  ge- 
statten, dasz  den  Augen  der  Rechtssuchenden,  oder  wer  sonst  vor  ihr  zu 
erscheinen  Lust  hätte,  auf  irgend  eine  Art  gewehrt  würde,  sie  in  ihrem 
ganzen  Thun  und  Handeln  aufmerksam  zu  beobnehten.  Nähme  ihr  auch 
die  Verborgenheit  nichts  von  ihrem  innern  Wesen,  so  entzöge  sie  ihr 
wenigstens  viel  oder  alles  in  der  Meinung;  bedürfte  sie  gleich  nicht  der 
Oeffentlichkeit,  um  gerecht  zu  sein,  so  bedürfte  sie  derselben  gleichwohl 
um  nicht,  seibat  wo  sie  nur  gerecht  ist,  ungerecht  zn  scheinen.- 
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.  Rechtspflege  im  Allgemeinen.  In  höherem  Grade  ist  sie  es  für 
die  Strafrechtspflege,  weil  die  öffentlichen  Interessen  bei  dieser 
stärker  betheiligt  sind,  in  geringerem  für  die  Civil  rech  tspflege, 
welche  zunächst  mir  die  Parteien  selbst  angeht,  das  Publi- 
cum nur  wenig  berührt.  Für  die  letztere  sind  daher  auch 
desto  eher  Ausnahmen  zu  gestatten,  wo  die  Veröffentlichung 
den  Parteien  ohne  Noth  Schaden  zufügen  könnte,  oder  die 
gute  Sitte  durch  die  öffentliche  Verhandlung  gefährdet  würde. 
Aber  selbst  für  die  erstere  ist  die  Zulassung  des  gestimmten 
Publicums  kein  absolutes  Gesetz,  obwohl  Beschränkungen 
nicht  leicht  zu  gestatten  sitid.  Es  ist  wahr,  dasz  besonders 
auf  dem  Continent,  wo  die  Oeffeutlichkeit  noch  als  ein  neu 
errungenes  Gut  erscheint,  dieselbe  noch  zuweilen  zu  Partei- 
demonstrationeu  miszbraucht  wird,  welche  die  Würde  der 
Gerechtigkeit  verletzen,  die  ürtheiler  auch  gelegentlich  ein- 
schüchtern, und  den  Ernst  der  Strafgerichtsbarkeit  paralysi- 
ren.  Das  ist  aber  nicht  ein  Gebrechen  der  Oeffeutlichkeit 
selbst  Der  Fehler  liegt  hier  meistens  in  der  Schwäche  der 
leitenden  Richter,  und  in  den  unklaren  Vorstellungen  von 
ihrer  Stellung  und  ihren  Befugnissen.  Wenn  diese  ein  leben- 
diges Bewusztsein  haben  von  der  Hoheit  ihres  Berufes,  und 
wenn  sie  es  verstehen,  die  Gerechtigkeit,  welche  zu  vertreten 
sie  die  Pflicht  haben,  mit  Energie  gegen  jede  Anfechtung 
der  Rechtsordnung  selbst  von  Seite  der  Parteien  oder  ihrer 
Anwälte,  und  gegen  jedes  Miszverständnisz  und  jede  un- 
gebührliche Miszachtnng  des  Publicums  energisch  zu  schützen, 
so  wird  ein  derartiger  Miszbrauch  bald  aufhören. 

Die  Oeffentlichkeit  der  G  e  ri  c  h  ts  berat  hu  ng  dagegen, 
in  einzelnen  Ländern  ausnahmsweise  eingeführt,  ist  durch- 
aus nicht  zweckmäszig.  Die  gerichtlichen  Handlungen  sollen 
alle  klar  ans  Licht  treten,  aber  anders  verhält  es  sich  mit 
der  (Jeberlegu  ng,  welche  jenen  voraus  geht,  Man  bedenkt 
sieh  besser,  unbefangener  und  freier  im  Stillen;  man  ver- 
bessert auch  eine  irrige  Meinung  lieber  und  ist  empfänglicher 
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für  die  Gegengründe  Anderer,  wenn  man  jene  noch  nicht 
öffentlich  kund  gegeben  hat,  so  lange  noch  die  Berathung 
in  engem i  Kreise  verschlossen  bleibt. 

3.  Nahe  verwandt  mit  der  Oeffentlichkeit  ist  das  Prineip 
der  Mündlichkeit.  Ihr  Werth  liegt  in  der  Unmittel- 
barkeit und  Lebendigkeit  des  Verkehrs  zwischen  den 
Parteien  und  dem  Gerichte.  Durch  diese  Eigenschaften  aber 
wird  die  wahre  Erkenntnisz  der  Sachlage,  das  Vertrauen  in 
eine  gerechte  Beurtheilung  und  die  ächte  Volkstümlichkeit 
der  Justiz  wesentlich  gefördert.  Die  Schrift  ist  doch  nur 
ein  unvollkommenes  Bild  der  lebendigen  Erscheinung.  Eine 
Menge  von  Eindrücken,  welche  das  unmittelbare  Anschauen 
und  Anhören  des  Richters  und  der  Parteien  erfaszt  und  in 
sich  aufnimmt,  verschwindet  spurlos  in  der  Schrift.  Wird 
der  Verkehr  zwischen  dem  Gericht  und  den  Parteien  durch 
die  todte  Schrift  vermittelt,  so  steigen  in  der  Seele  dieser 
Zweifel  auf,  ob  jenes  auch  den  vollen  wahren  Sinn  richtig 
erkenne,  ob  nicht  die  Täuschungen  einer  gewandten  und 
nicht  erröthenden  Feder  irre  leiten,  sogar  ob  das  Gericht 
sich  die  Mühe  nehme,  mit  Sorgfalt  zu  prüfen.  Das  Misz- 
Irauen  stellt  sich  ein,  und  die  Erfahrung  zeigt,  dasz  es  nicht 
ganz  selten  begründet  ist.  Dann  kommt  es  auch  durch  eine 
gelehrt  scheinende  Handwerksfertigkeit,  die  in  der  Schrift 
eine  Stütze  und  einen  Spielraum  für  ihr  Gewerbe  findet, 
dahin,  dasz  Richter  und  Partei  sich  gegenseitig  nicht  einmal 
mehr  verstehen.  Wir  haben  die  Merkwürdigkeit  erlebt,  dasz 
das  Recht  selbst  zuletzt  für  die  eine  völlig  unverständliche 
Grösze  wurde,  welche  doch  dieses  Recht  in  ihren  Handlun- 
gen und  in  ihren  Verhältnissen  beachten  sollten.  Es  kam 
so  weit,  dasz  die  Parteien  selbst  nur  das  Resultat  des  Pro- 
cessen und  die  Kostensnote  in  einer  Sprache  erfuhren ,  die  sie 
begriffen,  die  ganze  Verhandlung  aber  und  die  Grundsätze, 
nach  welchen  geurtheilt  wurde,  ihnen  sogar  dann  ein  voll- 
kommenes Geheimnisz  blieben,  wenu  sie  die  ausführlichen 
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Acten  zu  lesen  bekamen,  so  dasz  es  schien,  als  ob  nur  jene 
Dinge  die  Partei  angingen,  diese  aber  blosz  eine  geistreiche 
Schulübung  ihrer  Anwälte  und  der  Richter  seien,  ohne  In- 
teresse für  die  Partei,  wie  wenn  die  Rechtsordnung  nur  für 
die  Gelehrten,  nicht  für  das  ganze  Volk  Geltung  hätte.  Es 
ist  freilich  eine  nothwendige  Folge  unserer  Cultur,  dasz  die 
Rechtskunde  nicht  mehr  gleichmäszig  über  alle  verbreitet 
ist,  wie  in  der  einfachen  Jugendzeit  der  Völker;  die  Rechts- 
wissenschaft wird  nur  durch  ernste  Studien  errungen  und 
nur  durch  einen  fortgesetzten  juristischen  Beruf  wach  erhal- 
ten; sie  ist  nicht  jedermann  erreichbar,  nicht  ein  allgemeines 
Gut.  Aber  es  ist  eine  nicht  abweisbare  Anforderung  an  die 
wissenschaftlich  geleitete  Rechtspflege,  dasz  dieselbe  die 
Gründe  ihrer  Handlungsweise  und  die  Rechtsgedanken, 
welche  ihre  Entscheidung  bestimmen,  dem  einfachen  Men- 
schenverstand klar  zu  machen  wisse.  Vor  jenen  Abwegen 
schützt  denn  auch  die  Mündlichkeit  des  Verfahrens,  eben 
weil  es  auf  dem  unmittelbaren  und  lebendigen  Verkehr  der 
Parteien  und  des  Gerichts  beruht. 

Die  Mündlichkeit  ist  demnach  ein  Grundzug  eines  guten 
Procesz Verfahrens,  und  ein  allgemeines  auf  alle  Arten  des 
Gerichtes  passendes  Erfordernisz.  Indessen  thut  auch  hier 
eine  pedantische  Einseitigkeit  nicht  gut.  Die  Schrift  hat  hin- 
wieder eigentümliche  Vorzüge,  welche  einzelne  Mängel  der 
mündlichen  Rede  zu  ergänzen  geeignet  sind.  Sie  fixirt  das 
Wort,  das  leicht  überhört  oder  vergessen  wird,  und  sie  kann 
mit  ruhiger  Ueberleguug  fixiren,  was  der  bewegte  und 
eilende  Mund,  vielleicht  seiner  selber  nicht  mächtig,  falsch 
ausdrücken  könnte.  Bei  den  oft  sehr  verwickelten  Verhält- 
nissen unsere  jetzigen  Lebens,  in  dem  die  Schrift  als  Bil- 
dungs-  und  Ausdrucksmoment  eine  bedeutende  Stellung  hat, 
ist  sie  nicht  ohne  Schaden  völlig  zu  verbannen,  und  so  musz 
denn  wenigstens  als  Ausnahme  von  jener  Regel  und  zu 
beschränkender  Moditikation  derselben  auch  der  Schrift  der 
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ihr  gebührende  Antheil  belassen  und  die  wohlthtttigen  Eigen- 
schaften derselben  anerkannt  und  benutzt  werden,  wie  z.  B. 
bei  der  genauen  und  bleibenden  Constituirung  des  Streit- 
objectes  im  Civil-,  bei  dem  zwar  zu  beschränkenden  Vor- 
verfuhren im  Criminalprocesz. 

4.  Einer  bewuszten  Rechtsentwicklung  entspricht  end- 
lich der  Grundsatz,  den  auch  manche  neuere  Verfassungen 
ausgesprochen  haben,  dasz  dem  Rechtsspruch  die  Ent- 
scheid ungsgründe  beigefügt  werden  sollen.  10  Das  Ge- 
richt wird  dadurch  genöthigt,  sich  selber,  den  Parteien  und 
dem  Volke  Rechenschaft  zu  geben  Uber  die  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit,  welche  es  handhaben  soll,  und  es  liegt  daher 
in  dieser  Bestimmung  wieder  ein  Schutz  gegen  blosse  Will- 
kür und  Laune. 


Drittes  Capitel. 

Organisation  der  Civilrechlspllege. 

1.  Die  Trennung  der  sogenannten  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit von  der  streitigen  ist  in  den  einen  Stuten 
in  neuerer  Zeit  durchgeführt  worden,  in  undern  mit  dieser 
noch  verbunden.  Die  eigentliche  Thätigkeit  des  Gerichtes 
ist  offenbar  nicht  die,  Rechtsverhältnisse  zu  begründen, 
sondern  die,  die  verletzte  Rechtsordnung  herzustellen. 
Es  liegt  daher  die  Mitwirkung  des  Gerichts  bei  dem 
Abschlüsse  von  Rechtsgeschäften   zunächst  auszerhalb  des 

,n  Bayerische  Verf.  VIII.  §.  2:  „Alle  Gerichtsstellen  sind  verbun- 
den, ihren  Urt  heilen  Entscheidungsgründe  beizufügen.1*  Holländische 
$.  155:  „Alle  Urteilssprüche  müssen  die  Grüude,  worauf  sie  beruhen, 
und  in  Straffällen  die  Artikel  der  Gesetze,  nach  welchen  die  Verurtei- 
lung erfolgt  ist.  anführen,  und  bei  offenen  Thüren  gesprochen  werden.1* 
Belgische  $.  97. 
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gerichtlichen  Bereiches,  und  schon  deszhalb  ist  es  rathsum, 
die  Gerichte  nicht  mit  Geschäften 'zu  überladen,  welche  ihnen 
fremdartig  sind.  Soweit  jene  Mitwirkung  blosz  aus  formellen 
Gründen  erfordert  wird ,  theils  um  die  Rechtsgeschäfte  unter 
die  Controle  und  den  Schutz  der  Oeffentlichkeit  zu 
stellen,  wie  z.  B.  bei  Veräuszerung  und  Verpfändung  von 
Grundstücken,  theils  um  den  Rechtshandlungen  die  Glaub- 
würdigkeit zu  sichern,  wie  z.  B.  bei  Wechselprotesten 
oder  Beglaubigung  von  Unterschriften,  kann  leicht  und  besser 
für  diese  Zwecke  so  gesorgt  werden,  dasz  besondere  mit 
öffentlicher  Glaubwürdigkeit  ausgerüstete  Berufsmänner  be- 
stellt werden,  die  nicht  als  eigentliche  Beamte,  weil  ohne 
Amtsgewalt,  zu  betrachten  sind,  sondern  dein  Privatverkehr 
dienen.  Das  Institut  der  Notare-  und  das  der  Mäkler  sind 
von  der  Art.  Die  Aufsicht  über  deren  Thätigkeit  zum 
Schutze  guter  Ordnung  gebührt  denn  allerdings  den  Gerich- 
ten, sie  nimmt  aber  verhältniszmäszig  wenig  Zeit  in  An- 
spruch. Wo  dagegen  die  Mitwirkung  des  Gerichtes  den 
Zweck  hat,  die  Rechtsverhältnisse  zu  prüfen,  und  darauf 
Bedacht  zu  nehmen,  dasz  nicht  bestehende  Rechte  beein- 
trächtigt werden  und  Widersprüche  oder  die  Veranlassung 
zu  Streit  zu  heben,  da  nähert  sich  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit so  sehr  der  streitigen  an,  dasz  dieselbe  gewisser- 
maßen anhangsweise  den  Gerichten  verbleiben  musz.  Denn 
auch  sie  wird  zur  Handhabung  und  Befestigung  der  Rechts- 
ordnung geübt.  Die  Prüfung  und  Genehmigung  von  Leib- 
zuchtsverträgen, fideicom in  issarischen  Stiftungen  u.  dgl.  mag 
als  Beispiel  erwähnt  werden. 

2.  Da  die  Civilrechtspflege  im  Interesse  und  auf  Ver- 
langen der  streitenden  Parteien  geübt  wird,  so  ist  die  Zu- 
lassigkeit  der  Schiedsgerichte  ein  derselben  natürlicher 
Grundsatz.  Auch  hat  der  Stat  keinerlei  Interesse  zu  wün- 
schen, dasz  die  Streitigkeiten  der  Privaten  zu  seiner  Cogni- 
tion gelangen,  vielmehr  ist  jede  friedliche  Erledigung,  welche 
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seine  Thätigkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt,  für  ihn  ein  Ge- 
winn. Zu  einer  Eifersucht  der  Gerichte  auf  die  Schieds- 
gerichte ist  demnach  keinerlei  Grund  vorhanden.  Im  Gegen- 
theil  derStat  hat  ein  Interesse,  die  Anwendung  des  schieds- 
gerichtlichen Verfahrens  seinerseits  zu  unterstützen.  1 

Wird  aber  das  schiedsrichterliche  Urtheil  von  der  unter- 
liegenden Partei  nicht  befolgt,  so  steht  den  Privaturtheilern 
allerdings  kein  Mittel  der  Execufion  zu  Gebote,  und  die  sie- 
gende Partei  wird  immerhin  geuöthigt  sein,  den  Schutz  der 
ordentlichen  Gerichte  anzurufen,  da  nur  diesen  die  obrig- 
keitliche Macht  der  Rechtspflege  zukommt.  Das  Urtheil  des 
Schiedsgerichts  ist  darum  doch  nicht  überflüssig  und  bedeu- 
tungslos. Ist  das  Schiedsgericht  gehörig  bestellt  und  von 
der  Partei  ermächtigt  worden,  und  hat  dasselbe  ein  Urtheil 
erlassen,  dessen  Form  klar  ist  und  dessfTi  Inhalt  nicht  die 
Grundsätze  des  guten  Glaubens  (der  bona  tides)  offenbar 
verletzt,  so  wird  das  Gericht  eben  auf  Grundlage  jenes  Ur- 
theils,  das  den  Rechtsstreit  der  Parteien  erledigt,  seinen 
Schutz  gewähren  und  keineswegs  den  Procesz  wieder  von 
Anfang  an  beginnen  lassen.  '2 

3.  Verwandt  mit  der  Anerkennung  und  der  Begünsti- 
gung der  Schiedsgerichte  ist  die  Institution  der  friedens- 
rich  terl  ichen  Vermittlung,  welche  in  der  Regel  dem 

1  Ulpiamu,  L  3,  §.  1  de  receptis  qui  arbitrium  receperunl:  „Taraetoi 
neminem  Praetor  cogat  arbitrium  recipere,  quouiaiu  liaec  res  libera  et 
soluta  est  et  extra  necessitatem  jurisdietionis  po.sita,  attamen,  nbi  semel 
quis  in  se  receperit  arbitrium,  ad  curam  et  sollicitudinem  siiam  haue  rem 
perl inere  Praetor  putat,  non  taiituro  quod  studet,  lites  finiri,  verum  quo- 
uiam non  deberent  deeipi,  qui  enm  quasi  virum  bonnm  diseeptatoren» 
iiiler  se  elegerunt.tt 

*  Paulut,  L.  19  pr.  de  rec.:  „Quälern  autem  sententiaro  dicat  arbiter, 
ad  Praetorem  non  pertinere  Labeo  ait,  dummodo  dicat,  quod  ipsi  videtur. 
§.  1.  Dicere  autem  sentenliam  exislimainus  eum ,  qui  ea  menle  quid  pro- 
nuntiat,  nt  secundum  id  discedere  eos  a  tota  controversia  velit.  Sed  si 
de  pluribus  rebus  sit  arbitrium  reeeptnm,  nisi  omnes  controversias  finie- 
rit,  non  videtur  dteta  senlentia.  »ed  adliuc  erit  a  Proetore  oogendus.<4 
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gerichtlichen  Verfahren  vorausgehen  und  zuerst  einen  Ver- 
such machen  soll ,  ob  nicht  der  Streit  in  Minne  zu  schlichten 
sei,  bevor  der  eigentliche  Rechtsweg  betreten  wird:  eine  In- 
stitution, welche  wohl  organisirt,  sehr  wohlthätig  wirkt.  Es 
ist  ein  wahres  8prichwort,  dasz  ein  magerer  Vergleich  besser 
sei  als  ein  fetter  Procesz,  und  wenn  man  auch  Niemanden 
zwingen  darf,  von  seinem  wirklichen  Rechte  auch  nur  ein 
Jota  nachzulassen,  so  darf  man  doch,  ohne  seinem  Rechte 
zu  nahe  zu  treten,  jeden  zur  Prüfung  auffordern  und  zu 
einem  Versuche  einladen,  ob  nicht  eine  friedliehe  Ver- 
ständigung  noch  möglich  sei.  Gelingt  dieselbe,  so  ge- 
schieht, auch  wenn  das  Resultat  derselben  mit  dem  durch 
einen  weitsctn'chtigen  Procesz  mit  juristischer  Lupe  zu  er- 
gründenden Rechtsurtheil  nicht  völlig  Ubereinstimmen  sollte, 
keinem  Unrecht  ;^ind  es  werden  den  Parteien  alle  die  Sor- 
gen, Kosten  und' Miszstimmungen,  die  den  Procesz  als  not- 
wendige Uebel  begleiten,  erspart,  die  Rechtsordnung  auf 
friedliche  Weise  sofort  wieder  hergestellt  und  die  öffentlichen 
Gerichte  des  Stats  nicht  weiter  belästigt. 

Wird  die  Vermittlung  den  ordentlichen  Gerich  ton 
selbst  zugewiesen,  so  haben  diese  zwar  den  Vortheil  einer 
genaueren  Erkenntnisz  der  Sachlage,  die  ihnen  durch  das 
Proceszverfahren  klarer  enthüllt  wird,  und  zugleich  einer 
gründlicheren  Einsicht  in  die  Natur  des  streitigen  Rechtes 
für  sich.  Aber  dieser  Vortheil  wird  durch  andere  Nachtheile 
dieser  Einrichtung  überwogen;  denn  ein  Theil  der  durch 
eine  vorausgehende  friedensrichterliche  Vermittlung  vermie- 
denen Uebel  und  gewöhnlich  sogar  der  gröszte  Theil  dieser 
Uebel  ist  dann  schon  eingetreten.  Auszerdeni  aber  pflegen 
die  Parteien  durch  die  Verhandlungen  des  Processes  nicht 
friedlicher  gestimmt  zu  werden,  sondern  je  mehr  der  Ver- 
drusz  sich  während  desselben  ansammelt  und  je  höher  die 
Kosten  steigen ,  desto  weniger  haben  sie  ein  offenes  Ohr  für 
den  Vergleich,  es  wäre  denn  dasz  die  Erschöpfung  ihrer 
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ermatteten  Kräfte  sie  zum  Nachgeben  bestimmte,  ein  Gewüths- 
zustand,  der  aicher  nicht  als  eine  normale  Grundlage  eines 
gerechten  und  wohlthätigen  Vergleiches  betrachtet  werden 
kann.  Endlich  ist  es  nicht  die  eigentliche  Aufgabe  des  Rich- 
ters, die  Ausgleichung  eu  betreiben,  sondern  Recht  zu  spre- 
chen, und  wenn  er  jene  mit  Nachdruck  versucht,  riskirt  er 
das  Vertrauen  der  Parteien  in  seine  Gerechtigkeit  zu  ver- 
lieren. 

Die  Anordnung  besonderer  Friedensrichter,  die 
nicht  Recht  zwischen  den  Parteien  zu  sprechen  sondern  den 
Frieden  zu  vermitteln  den  Beruf  haben,  wie  sie  in  Frank- 
reich eingeführt  und  dann  vorzüglich  in  der  Schweiz, 
auch  in  einzelnen  Ländern  von  Deutschland  und  in  Por- 
tugal3 nachgebildet  worden  ist,  verdient  daher  eine  allge- 
meine Anerkennung  und  eine  noch  sorgfältigere  Ausbildung. 
Von  groszem  Einflusz  ist  es  auf  eine  gedeihliche  Wirksam- 
keit der  Friedensrichter,  wenn  sie  nicht  als  eigentliche  be- 
soldete Beamte,  nicht  blosz  als  die  unterste  Glesse  der  ge- 
richtlichen Beamtenordnung  angesehen  und  behandelt  werden, 
sondern  in  höherem  Masze  als  Vertrauens-  und  Friedens- 
männer des  Volks,  so  dasz  angesehene  Männer  <les  Landes, 
welche  nicht  gesonnen  sind  dem  eigentlichen  Statsdienste 
sich  zu  widmen  und  iu  diesem  emporzusteigen,  sondern 
durch  ihre  Lebenserfahrung  und  ihre  sociale  Stellung  in 
weiten  Kreisen  erhöhte  Achtung  und  Vertrauen  genieszen, 
gerne  solche  Stellen  übernehmen  und  in  ihnen  wirken.  Selbst 
der  Aristokratie  des  Landes  kann  hier  ein  durchaus  würdiger 
und  zugleich  populärer  Wirkungskreis  eröffnet  werden,  in 
welchem  sie  in  freier  Weise  ihre  moralische  Autorität  zur 
Befestigung  des  Friedens  und  des  Rechtes  ausüben  kann. 

4.  Der  Organismus  der  Civilgerichte  ist  in  verschiedenen 

*  Verf.  §.  128:  „Wenn  man  nicht  zuvor  bewiesen  bat,  dasz  man  das 
Vergleiclism itte)  versucht  hat,  kann  man  auch  keinen  Procesz  anfangen.4* 
S-  129. 
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Zeiten  und  unter  verschiedenen  Völkern  sehr  verschieden 
geordnet  worden.  Den  despotischen  Staten,  besonders  Asiens, 
ist  das  System  von  Einzelrichtern  eigen,  welche  im  Na- 
men und  mit  Vollmacht  des  Herrschers  fttr  sich  allein  zu 
Gericht  sitzen  und  Recht  sprechen.  Dieses  System  hat  zwar 
den  einen  Vorzug,  dasz  der  mächtige  Richter  jeden  Streit 
unverzüglich  entscheidet;  abes  es  ist  in  ihm  so  viel  Gewalt 
coDcentrirft,  dasz  sie  die  eigentliche  Natur  der  Rechtspflege 
überall  verdorben  und  die  Willkür  an  die  Stelle  der  Ge- 
rechtigkeit gesetzt  hat. 4  In  den  freieren  europäischen  Sta- 
ten ist  daher  diese  Form  mit  Recht  verworfen  oder  derselben 
wenigstens  nur  eine  beschrankte  und  durch  Rechtsmittel  er- 
maszigte  Anwendung  gestattet. 

Auf  dem  europäischen  (kontinente  ist  seit  deui  XVteu 
Jahrhunderte  das  System  der  Richtercollegien  zum  herr- 
schenden geworden,  welche  zugleich  die  Rechtsordnung  hand- 
haben und  das  Urtheil  sprechen.  Je  nach  der  besondern  Natur 
und  Geschichte  der  einzelnen  Staten  werden  dieselben  in 
gröszerer  oder  geringerer  Anzahl  von  Mitgliedern  von  dem 
Statsoberhauptc  ernannt  oder  in  Republiken  auch  von  deu 
Gerichtsgenossen  gewählt.  In  den  einen  sitzen  nur  rechts- 
gelehrte Richter,  in  den  andern  sind  diese  mit  ungelehrten 
Rittern,  Bürgern  oder  Bauern  gemischt.  Gewöhnlich  aber 
haben  alle  diese  Richter  den  Charakter  von  Justizbe- 
um  ten. 

hu  Vergleich  mit  dem  Institute  der  Einzelrichter  haben 
diese  Collegien  jedenfalls  grosze  Vorzüge.  Es  ist  weit  gröszere 
Garantie  vorhanden,  dasz  dieselben  nicht  nach  Willkür,  son- 
dern nach  Rechtsgrundsätzen  sprechen,  weil  sich  die  Mit- 
glieder wechselseitig  controliren  und  ihre  Einsicht  ergänzen. 
Sie  werden  daher  auch  bei  den  Parteien  melir  Vertrauen 
linden.   Es  ist  unverkennbar,  dasz  in  diesen  Collegien  sich 

*  Vgl.  Montfsquitu,  Esprit  des  lois  VI.  Feuerbach,  Oeffentlicukeil 
und  Mündlichkeit,  8.  357. 
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ein  Gemeingeist  ausgebildet  hat,  welcher  durch  die  wissen- 
schaftliche Berufsbildung,  und  die  fortgesetzte  gemeinsame 
Thätigkeit  in  Verwaltung  der  Rechtspflege  gehoben  worden 
ist.  Der  Richterstand  des  neuern  Europa's  hat  ein  lebhaftes 
Gefühl  von  Richterehre,  welche  die  einzelnen  Gliederdes- 
selben moralisch  stärkt  und  vor  Abwegen  schützt.  —  Es  ist 
das  ein  sorgfaltig  zu  bewahrendes  Erbgut  aus  früherer  Zelt. 

Dessen  ungeachtet  leidet  diese  moderne  Einrichtung  an 
mancherlei  Gebrechen,  welche  zu  der  Frage  reizen,  ob  die- 
selbe nicht  einer  durchgreifenden  Reform  bedürfe.  Die  bei- 
den innerlich  verschiedenen  Functionen  jedes  Gerichtes,  das 
Urtheilen  und  das  Richten  im  engern  8inn  sind,  nach  ihr 
beide  den  nämlichen  Personen  zugleich  anvertraut,  während 
jene  Verschiedenheit  doch  eine  Ausscheidung  auch  in  den 
Organen  zu  fordern  scheint.  Die  sam milichen  Richter,  die 
zugleich  Urtheiler  sind,  haben  den  Charakter  von  Beamten, 
während  nur  die  Eigenschaft  der  Rechtshandhabung  eine 
obrigkeitliche  ist  und  daher  ein  Amt  voraussetzt,  die 
andere  Thätigkeit  dagegen,  die  Urtheilsßndung,  keinerlei 
Machtäuszerung  ist,  somit  auch  von  Privatpersonen  wohl 
geübt  werden  kann.  Werden  jene  Richtercollegien  ausschliesz- 
lich  aus  Rechtsgelehrten  besetzt,  so  entsteht  die  Gefahr,  dasz 
das  gelehrte  Recht  dem  Volk  unverständlich  und  der  Zu- 
sammenhang mit  der  nie  versiegenden  Rechtsquelle  des  fort- 
schreitenden Lebens  und  seines  Verkehrs  abgebrochen  werde. 
Und  werden  dieselben,  um  die  volksthümliche  und  gemein- 
verständliche Seite  der  Rechtsentwicklung  zur  Anerkennung 
zu  bringen,  aus  Rechtsgelehrten  und  ungelehrten  Richtern 
gemischt,  so  macht  diese  Mischung  einen  unorganischen  Ein- 
druck, und  es  lehrt  die  Erfahrung,  dasz  gerade  die  unge- 
lehrten Richter,  welche  die  Superiorität  der  gelehrten  Juristen 
fortwährend  empfinden,  durch  die  falsche  Gleichstellung  mit 
jenen  gereizt  werden,  es  jenen  nicht  blosz  nachzumachen, 
sondern  dieselben  an  Formalismus  zu  überbieten, 
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damit  sie  doch  auch  in  den  Ruf  von  Juristen  kommen.  Die 
Halbheit  und  Schiefheit  der  Stellung  unterstützt  nicht,  son- 
dern gefährdet  daher  eher  die  Rücksicht  auf  das  materielle 
Recht.  Endlich  sind  auch  bei  solcher  beamtenmäszigen  Zu- 
sammensetzung der  Rieh tercol legi en  die  Recusationen  der 
Richter  schwieriger  und  beschränkter.  Dadurch  aber  wird 
ein  Hauptgrundsatz  der  Civilrecbtspflege,  auf  welchen  die 
Römer  den  gröszten  Nachdruck  gelegt  haben,  nicht  so  be- 
rücksichtigt, wie  er  es  verdiente,  der  Grundsatz  nämlich, 
dasz  nur  der  urtheilen  soll,  zu  welchem  beide  Parteien  Ver- 
trauen haben,  dasz  er  gerecht  urtheile. 5 

5.  Es  ist  daher  wohl  zu  beachten,  daez  die  Völker, 
welche  für  eine  gesunde  Gerichtsverfassung  vorzüglich  be- 
gabt erscheinen,  auszer  jenem  Unterschied  in  den  richter- 
lichen Functionen  auch  in  dem  Organismus  eine  demselben 
entsprechende  Scheidung  der  Organe  gekannt  haben  und 
theil weise  noch  besitzen. 

a)  Die  alten  Römer  trennten  geradezu  das  Verfahren 
in  zwei  Theile.  Das  eine  fand  in  jure  vor  dem  Magistrate 
statt,  der  von  dem  römischen  Volke  erwählt  war,  das  Recht 
zu  handhaben  (jurisdictio),  das  andere  ging  in  judicio  vor 
dem  Urtheiler  vor  sich>  der  von  dem  Magistrate  als  Privat- 
mann den  Auftrag  bekam,  zu  urtheilen.  Der  Magistrat  war 
immer  nur  Einer  und  seine  Macht  zwar  grosz,  aber  durch  die 
Sitte,  die  herkömmlichen  Edicte,  durch  die  kurze  Amtsdauer, 
durch  die  Macht  der  andern  Magistrate  und  durch  jene  Tren- 
nung des  Verfahrens  in  den  Schranken  des  Rechts  gehalten. 
Die  Urtheiler  waren  zuweilen  mehrere,  in  dem  Centumviral; 
gericht  sogar  ein  zahlreiches  Collegium,  in  den  meisten  Fällen 
aber  auch  nur  ein  einzelner  Mann.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn 

&  Cictro  pro  Cluentio  c.  43:  „Neminem  voluerunt  majores  nostri  non 
modo  de  existiinatione  cujusquam,  sed  ne  pecuniario  quidem  de  re  mi- 
uima  esse  judicem,  niri  qui  inter  ad  versa  rios  conveniuH.  De  Oratore  II. 
70.    Valerius  Maxim.  II.  8,  2. 
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man  «lern  Magistrate  den  Entscheid  über  die  Rechtsfrage, 
dem  Judex  den  Ober  die  Thatfrage  zuschreibt.  Der  Judex 
hatte  nicht  blosz  das  Beweisverfuhren  zu  leiten  und  seine 
Ueberzeugung  Uber  die  streitige  Thatsache  auszusprechen, 
sondern  er  erörterte  auch  den  Rechtsstreit,  und  sprach 
das  Rech  tsur  thei  1  aus.  Von  diesem  gilt  der  römische 
Rechtssatz:  res  judicata  jus  facit  inter  partes.  Daher  bedurfte 
auch  er  des  Raines  der  Rechtsgelehrten,  die  er  in 
schwierigen  Fällen  befragte,  und  welche  sowohl  ihm  als  dem 
Magistrate,  der  auch  nicht  nothwendig  ein  gelehrter  Jurist 
war,  willfährig  beistanden,  an  deren  Meinung  aber  weder 
der  eine  noch  der  andere  gebunden  war.  Der  Magistrat  aber 
sprach  die  Grundsätze,  nach  welchen  er  dos  Recht  hand- 
haben  werde,  zuvor  im  Allgemeinen  in  seinem  Edicte  aus 
und  ertheilte  dann  dem  Urtheiler  eine  diesen  beschränkende 
und  maszgebende  auf  den  einzelnen  Streit  an  gepasste 
Instruction,  welche  derselbe  bei  der  Verhandlung  und 
Beurtheilung  beachten  muszte. 

Nur  aus  dieser  Trennung  des  Verfahrens  erklärt*  es  sich, 
wie  in  der  Weltstadt  Rom  ein  einziger  Prätor  während  Jahr- 
hunderten genügen  konnte,  um  die  ganze  Masse  ihrer  bür- 
gerlichen Processe  zu  leiten  —  eine  Erscheinung,  die  nur 
darin  ihre  Parallele  findet,  dasz  in  England  auch  XII  Ober- 
richter der  Masse  von  Processen  des  Königreichs ,  welche  zu 
ihrer  Cognition  kommen,  gewachsen  sind. 

Diese  römische  Einrichtung  würde  indessen  zu  unseren 
modernen  Zuständen  nicht  mehr  passen.  Unsere  Rechtscultur 
macht  es  durchaus  nöthig,  dasz  die  Magistrate,  welche 
das  Recht  handhaben  sollen,  wissenschaftlich  gebil- 
dete Juristen  seien  und  nicht  blosz  zu  Anfang,  sondern 
während  des  ganzen  Procesz verfah rens  alle  Ver- 
handlungen leiten.  Vergeblich  würden  sich  bei  uns 
Magistrate  und  Urtheiler  uach  einem  Consilium  von  Juristen 
umsehen,  welche  ihnen  freie  Beihülfe  leisteten. 

Bltint schli .  allgemeines  SUtsrecht.   H.  15 
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b)  Auch  das  germanische  Mittelalter  unterschied 
überall  zwischen  dem  Richter,  welcher  als  Obrigkeit  den 
Procesz  leitete,  und  den  Urthei lern  (Schöffen),  welche  als 
Privatpersonen  und  Genossen  der  Parteien  das  Urtheil  fan- 
den, und  auf  Befragen  des  Richters  aussprachen.  Auch  da 
war  keine  Trennung  des  Rechts  und  der  Thatfrage.  Die 
Verhandlung  bezog  sich  auf  beide  zugleich,  und  die  ürtheiler 
fanden  das  Recht. 6  Der  Einflusz  des  Richters  war  aber 
viel  geringer,  als  der  des  römischen  Magistrats.  Er  hatte 
keine  Rechtsvorschriften,  keine  Instructionen  zu  geben,  son- 
dern beschränkte  sich  durchaus  auf  die  formelle  Procesz- 
leitung  und  die  Kragenstellung  an  die  Ürtheiler.  Die  Antwort 
dieser  war  eine  freie  Aeuszerung  ihrer  Rechtsüberzeugung, 
ihres  Wissens  und  Gewissens,  und  zuweilen  verlieszen  die 
Schöffen  den  Ring  des  gehegten  Gerichtes,  woselbst  der  fra- 
gende Richter  zurückblieb,  um  sich  unter  einander  im  Ab- 
stand desto  freier  und  ungestörter  über  das  Urtheil  zu  be- 
denken. Wie  bei  den  Römern  aber  war  die  Theilnahme  ati 
der  Justizübung  durch  Urtheil  eine  Bürgerpflicht,  welche  vor- 
züglich auf  den  angesehenen  und  wohlhabenden  Gassen  der 
Bevölkerung  ruhte,  unter  den  Römern  immerhin  aristokra- 
tischer, bei  den  Germanen  mehr  nach  dem  demokratischen 
Grundsatz  der  Gleichheit  mit  den  Parteien  näher  bestimmt. 

c)  Die  englische  Einrichtung  der  Geschwornen- 
gerichte  auch  für  Civilprocesse,  welche  in  Nordamerika 
noch  eine  allgemeinere  Anerkennung  und  fortschreitende 
Anwendung  findet,7  unterscheidet  wieder  zwischen  den 
Richtern,  als  Statsbeamten ,  und  den  Geschwor nen 
als  Privatmännern.  Die  Einrichtung  hat  sich  aus  der  Altern 
germanischen  Gerichtsverfassung,  aber  in  eigentümlicher 

*  Eine  eigeuthümliche  Abweichung  scheint  in  dem  schwedischen 
Gegensätze  der  urtheilenden  Richter  und  der  zeugenden  Namud 
zu  liegen.    Vgl.  Dr.  Schlyter  in  Mittermaiers  Zeitsehr.  V.  S.  426. 

7  Auch  in  Portugal  Verf.  §.  118. 
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Weise  schon  sehr  früh  H  ausgebildet.  Nicht  blosz  die  Leitung 
des  Proceszganges,  sondern  auch  die  Offenbarung  und 
Vertretung  der  Rechtsgrundsatze,  die  Jurispru- 
denz im  vollsten  Sinne  des  Wortes  ist  nun  aber  in  dem 
Richter  concentrirt;  und  offenbar  entspricht  diese  Ordnung, 
welche  gewissermaszen  die  ganze  Autorität  des  Rechts 
in  den  durch  ihre  Ausbildung,  ihren  Lebensberuf  und  ihre 
Stellung  dazu  vorzugsweise  geeigneten  und  befähigten  Ma- 
gistraten vereinigt,  theils  den  Culturbedürfnissen  unserer 
Zeit,  theils  der  wahren  Idee  von  der  Gerichtsbarkeit. 

Man  hat  sich  auf  dem  europäischen  Conti nent  daran 
gewöhnt,  bei  dieser  Geschwornenverfassung  vorzugsweise  auf 
die  Geschwornen  zu  sehen.  Die  Stellung  und  Haltung  der 
Richter  ist  aber  viel  einfluszreicher  und  entscheidender  für 
den  Gang  des  Verfahrens  als  die  Theilnahme  der  Geschwor- 
nen. Die  Autorität  der  Richter  hält  das  Ganze  zusammen 
und  leitet  fortwährend  die  Geschwornen.  Da  es  nur  sehr 
wenige  Richter  gibt  und  ihre  äuszere  Stellung  eine  erhabene 
ist,  so  gelangen  nur  solche  wissenschaftlich  gebildete  Männer 
zu  der  Würde,  welche  schon  vorher  durch  ihre  Gerichtspraxis 
als  Anwälte  einen  ausgezeichneten  Namen  und  eine  unge- 
wöhnliche Geschäftskunde  erworben  haben.  Sie  leiten  zwar 
als  Einzelrichter  die  Assisen,  wenn  auch  nicht  ohne  Bei- 
hülfe, aber  da  sie  hinwieder  Mitglieder  des  nämlichen  Ge- 
richtshofes sind,  der  als  Appellationsgericht  urtheilt,  so  sind 
sie  unter  sich  in  steter  Verbindung,  theilen  sich  wechselseitig 
ihre  Erfahrungen  und  Entscheidungen  mit,  und  halten  so 
gemeinsam  die  Einheit  und  Gleichheit  der  Rechts- 
übung in  dem  ganzen  Königreiche  fest.  Es  darf  nach  eng- 

*  Nach  Biener  (in  Mitterm.  Zeitachr.  XIX.  8.165)  ist  die  Jury  im 
Civilprocesz  zuerst  zwischen  1164  und  1176  an  die  Stelle  dea  gerichtlichen 
Zweikampfs  getreten.  Vgl.  Klackstone  III.  23;  Mnrquardaen  inMit- 
terraaier  s  Krit.  Zeitachr.  für  Gesetzg.  dea  Aual.  Bd.  XXI.;  dagegen 
A.  Orelli  in  Scbaubcrg'e  Zeitachr.  lür  Zürich.  Ltecht. 
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Hachen  Gesetzen  nur  der  Richter  die  Assisen  in  der  Graf- 
schaft leiten,  welcher  nicht  in  derselben  geboren  noch  wohn 
haft  ist.  So  erscheinen  denn  die  Richter  von  Zeit  zu  Zeit  in 
den  Grafschaften  als  Vertreter  der  «tätlichen  Gerechtigkeit, 
mit  all  dem  würdevollen  Glänze  des  Stats,  und  mit  der  hohen 
Autorität  geistiger  Ueberlegenheit  und  charaktervoller  Un- 
parteilichkeit ausgerüstet;  und  die  Geschwornen  wie  die 
Parteien  horchen  mit  Vertrauen  und  Ehrfurcht  auf  ihre  Rede. 

Hat  so  die  Jurisprudenz  in  den  richterlichen  Magistraten 
ein  mächtiges  Organ  gefunden,  so  gewähren  die  wechselnden 
Geschwornen  aus  dem  Volke,  indem  sie  die  mehr  thatsäch- 
1  ich e  Streitfrage  beurtheilen,  den  Parteien  die  Garantie,  dasz 
über  ihre  Interessen  nicht  entschieden  werde,  ohne  die  Mei- 
nung derer  zu  hören,  die  ihres  Gleichen  und  mit  solchen 
Verhältnissen  uuch  im  täglichen  Leben  vertraut  sind.  Dasz 
die  Geschwornen  unparteiisch  seien,  dafür  läszt  sich  bei 
der  reichen  Auswahl  viel  leichter  sorgen,  als  wo  feste  Ge- 
rich tscollegien  urtheilen,  und  dafür  wird  auch  durch  die  man- 
nichfaltigen  Verwerfungsmittel  (challences)  gesorgt,  welche 
sowohl  gegen  eine  ganze  Geschwornenliste  als  gegen  einzelne 
Geschworne  verstattet  sind.  Dasz  dieselben  fähig  seien,  den 
Streit  zu  verstehen  und  zu  beurtheilen,  dafür  liegt  theils 
in  der  richterlichen  Leitung,  theils  in  der  Lebenserfahrung 
der  Geschwornen  hinreichende  Bürgschaft.  Sind  besondere 
Sachkenntnisse  erforderlich,  so  wird  durch  die  Modifikation 
der  Specialjury  geholfen.  Die  englische  Jurisprudenz  hat 
bekanntlich  zwar  einen  herkömmlichen  Hang  zum  Forma- 
lismus, aber  dasz  die  englische  Rechtspflege  trotzdem 
national  und  verständlich  geblieben  ist,  verdankt  mau 
vorzüglich  der  Theilnahme  von  Geschwornen.  Und  jener  in 
neuester  Zeit  übrigens  bedeutend  ermäszigte  Formalismus 
ist  keine  Folge  dieser  Mitwirkung  von  Privatmännern.  Die 
Engländer  sehen  daher  in  den  Geschwornen  eine  der  ruhm- 
vollsten und  festesten  Säulen  auch  ihrer  Privatfreiheit  und 
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ihres  Privatrechte.  Von  den  8chöflen  des  Mittelalters  unter- 
scheiden sie  sich  theils  dadurch,  dasz  sie  nicht  ständig  sind, 
eben  deszhalb  in  fortwährender  Verbindung  mit  den»  Privat- 
leben bleiben,  und  nicht  zu  einem  Collegium  von  Beamten 
werden,  theils  durch  den  Gegensatz  zwischen  Rechts-  und 
Thatfrage,  indem  die  Geschwornen  ihr  Verdict  nur  über 
diese  erlassen,9  während  die  Schöffen  gerade  auch  das 
Rechtsurtheil  fällten. 

In  Deutschland  ist  zur  Zeit  noch  die  Meinung  verbreitet, 
dasz  das  Geschwomeninstitut  deszhalb  für  unsere  Civilrechts- 
pflege  unbrauchbar  wäre,  weil  die  wissenschaftliche  Erkennt- 
nisz  unseres  Privatrechtes  nur  dem  möglich  sei,  welcher 
durch  die  8chule  der  römischen  und  germanischen  Jurispru- 
denz hindurch  gegangen  ist.  Allein  gerade  die  Ausscheidung 
der  Rechts-  und  der  Thatfrage,  wie  sie  in  England  geübt 
wird,  und  die  Hinweisung  auf  die  gelehrte  Autorität  des 
Richters  mit  Bezug  auf  jene  hebt  die  scheinbare  Schwierig- 
keit vollständig.  Sicher  ist  es  für  die  englischen  oder  nord- 
amerikanischen  Richter  eine  schwerere  Aufgabe,  sich  in  den 
Quellen  ihres  nationalen  Rechtes  zurecht  zu  linden,  und  das 
ganze  bestehende  sehr  verwickelte  Rechtssystem  zu  über- 
sehen ^  als  es  für  uns  ist,  mit  dem  Systeme  des  gemeinen 
römischen,  deutschen  und  Particularrechtes  vertraut  zu  wer- 
den, und  man  hat  nie  gehört,  dasz  jene  Richter  durch  die 
Geschwornen  an  der  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  gehindert 
worden  seien. 

6.  Das  ältere  römische  Recht  wuszte  so  wenig  von 
mehreren  Instanzen  im  Civilprocesz  als  das  ältere  deutsche 
Recht.  Die  neuere  Zeit  dagegen  betrachtet  die  wiederholte 
Prüfung  und  Entscheidung  des  Rechtsstreite  durch  ein  höher 
gestelltes  Appellationsgericht  als  ein  Palladium  des 
guten  Rechts.     In  Deutschland  wird  sogar  auf  drei 

9  Verf.  von  Portugal  §.  119:  „Die  Geschwornen  sprechen  über  den 
Thatbestand .  uud  die  Richter  wenden  das  GeaeU  (nur  dieses?)  an." 
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Instanzen  ein  verfassungsmäsziges  Gewicht  gelegt. 10  Die 
Stellung  der  früheren  Reichsgerichte  und  ihr  Verhält  nisz 
zu  den  Unter-  und  Obergerichten  der  einzelnen  Territorien 
erklärt  historisch  diese  Einrichtung,  und  man  kann  es  be- 
greifen ,  dasz  bei  der  schriftlichen  Form  der  Procesz Verhand- 
lung die  Uebelstände  derselben  weniger  empfunden  wurden. 
Innere,  in  der  Natur  der  Rechtspflege  liegende  Gründe  dafür 
würden  sie  schwerlich  rechtfertigen.  Wird  das  Princip  der 
Mündlichkeit  durchgeführt,  so  ist  auch  hierin  eine  durch- 
greifende Aenderung  nöthig.  11 

In  der  Anordnung  zweier  Instanzen  dagegen,  einer 
untern  und  einer  obern,  wird  mit  Recht  eine  der  wirksamsten 
Garantien  für  eine  gute  Rechtspflege  erkannt.  Nicht  nur 
gewährt  die  Möglichkeit  einer  erneuerten  Prüfung  durch  das 
höher  gestellte  Obergericht,  welches  den  schon  in  erster  In- 
stanz aus  dem  Rohen  verarbeiteten  Procesz  nochmals  und 
nun  bequemer  prüft,  eine  verstärkte  Sicherheit  für  ein  rich- 
tiges Endurtheil,  und  daher  auch  den  Parteien  gröszeres 
Vertrauen  in  die  Güte  der  Rechtspflege,  sondern  es  wirkt 
schon  das  Bewusztsein  dieser  Möglichkeit  auf  die  Glieder  des 
Untergerichts  wohlthätig  ein,  so  dasz  sie  weniger  willkürlich 
und  weniger  nachlässig  verfahren,  als  wenn  sie  vermeinen, 
in  höchster  Machtvollkommenheit  ihren  Spruch  zu  thun.  Dann 
aber  musz  in  gröszern  Staten,   in  welchen  Ein  Obergericht 

,0  Vgl.  Zachariä,  D  St.  R.  II.  §.  171.  Noch  die  Wiener  Sellins/- 
acte  vom  Jahr  1820  fordert  drei  Instanzen  in  Art.  12. 

"  Vgl.  ü.  Qeib:  Die  Reform  des  deutschen  Rechtalebens.  S.  85.  Er 
macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  das/  unter  jener  Voraussetzung 
auch  die  Acten  Versendung  an  die  Spnichcollegien  der  Facul  täten  auf- 
uöreu  müsse,  das/  aber  die  wohlthatige  Einwirkung  dieser  auf  die  prac- 
tische  Jurisprudenz  in  anderer  Form,  vorzüglich  durch  Rechtsgutachten 
und  Rechtsbelehrung,  fortdauern  könne,  und  einen  erhöhten  Aufschwung 
verdiene.  In  der  That  wäre  eine  stärkere  Betheiligung  der  rechtsgelehrten 
Mitglieder  der  Universitäten  bei  der  gerichtlichen  Praxis  für  die  Lebendig 
keit  der  wissenschaftlichen  Ductrin  uud  für  die  Wissenschaftlich keit  der 
Praxis  gleich  forderlich. 
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für  die  Menge  der  appellablen  Pmcesse  nicht  ausreichen  kann, 
durch  einen  Cassationshof  für  die  Einheit  des  Rechts 
und  seiner  Formen  noch  besonders  gesorgt  werden. 

Wo  die  Geschwornenverfassung  auch  für  den  Civilpro- 
cesz  besteht,  da  wird  freilich  die  Appellation  noch  weit  mehr 
zu  beschränken  und  vorzugsweise  nur  auf  den  Rechtsstreit, 
nicht  auch  auf  die  Thatfrage  zu  beziehen  sein.  Dasz  aber 
dannzumal  Ein  Obergericht  für  alles  genüge,  beweist  wieder 
das  Beispiel  von  England. 


Viertes  Capitel. 

Die  Strafrechlspllege. 

1.  Während  des  Mittelalters  linden  wir  fast  allenthalben 
in  dem  romanischen  und  germanischen  Europa  eine  drei- 
fache Abstufung  der  Gerichtsbarkeit,  deren  Unter- 
lage in  der  ursprünglichen  Landes-  und  Volkseintheilung  der 
deutschen  Völker  zu  erkennen  ist.  Den  Gauen,  Huntari 
(Centenen)  und  Weilern  (Gen»einden)  entsprach  schon  in 
ältester  Zeit  eine  dreifache  Gliederung  der  Kriegs-  und  Ge- 
richtsverfassung. Später  unterschied  man  ebenso  in  Frank- 
reich die  Jurisdiction  haute,  moyenne  et  basse,  in  Deutschland 
die  hohe  und  niedere  (auch  mittlere)  Vogte i  und  die 
grundherrliche  oder  Markgerichtsbarkeit.  Diese 
Abstufung  der  Gerichte  steht  wieder  in  Verbindung  mit  einer 
dreifachen  Unterscheidung  strafbarer  Rechtsverletzungen,  und 
der  verschiedenen  Bestimmung  der  gerichtlichen  Competen- 
zen.  Die  eigentlichen  Friedensbrüche,  welche  den  Frie- 
den so  von  Grund  aus  zu  erschüttern  oder  vielmehr  zu 
brechen  schienen,  dasz  der  Friedebrecher  verdiente,  auszer 
den  Schutz  des  Friedens  und  des  Rechts  gesetzt  und  wie 
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ein  Feind  verfolgt  und  getödtet  zu  werden,  die  Verbrechen, 
die  an  den  Leib  und  das  Leben  gingen,  gehörten  zur  Beur- 
theilung  und  Bestrafung  an  die  höchsten  Gerichte^  denen 
unmittelbar  von  dem  Könige  der  Blutbann  verliehen 
war.  Frevel  und  Diebstahl  dagegen,  welche  zwar  die 
Rechtsordnung  auch  ernstlich  verletzten,  aber  nicht  so  bra- 
chen, dasz  nur  die  Vernichtung  des  Verbrechers  den  Bruch 
sühnen  konnte,  welche  daher  mit  einer  die  Existenz  scho- 
nenden Körper-  oder  Geldstrafe  (an  Haut  und  Haar)  hin- 
reichend gebüszt  wurden ,  kamen  an  die  Centgerichtsbarkeit, 
d.  h.  die  (mittlere)  Vogtei  im  gewöhnlichen  Sinne.  Das 
war  die  regelmäßige  Strafgerichtsbarkeit  jener  Zeit.  Ein- 
fache Ungebühr  und  Unordnung  endlich  von  blosz  localer 
Erheblichkeit  wurde  in  den  Localgerichten  der  Grund- 
herren, oder  wo  sich  noch  freie  Markgenossenschaften  er- 
halten hatten,  auch  in  den  Gemeindegerichten  gerügt  und 
gebüszt. 

Diese  Einteilung  hat  eine  bleibende  Bedeutung,  ob- 
wohl sie  für  unsere  jetzige  Rechtsentwicklung  einiger  Mo- 
dificationen  bedarf.  Wir  unterscheiden  noch  zwischen  Ver- 
brechen, welche  vor  die  Schwurgerichte,  Vergehen, 
welche  vor  die  mittleren  Collegialgerichte  und  Policei* 
Übertretungen,  welche  vor  die  untersten  Policeigerichte 
zur  Beurtheilung  und  Bestrafung  kommen.  Aber  aus  beson- 
dern Gründen  werden  zuweilen  einzelne  Arten  von  Vergehen 
bald  den  Schwurgerichten,  bald  den  Policeigerichten  zu- 
gewiesen; die  einen,  weil  man  eine  vermehrte  Garantie  für 
eine  sorgfältige  und  unbefangene  Rechtspflege  zu  erhalten 
sucht,  die  andern,  weil  sie  wegen  ihrer  Geringfügigkeit  schick- 
lich den  bloszen  Unordnungen  ähnlich  behandelt  werden. 

Der  Gegensatz  aber  der  Vergehen  (delicta,  misdemea- 
nours)  und  der  Verbrechen  (crimina)  dein  gemeinen  Ge- 
fühle der  Völker  schon  wahrnehmbar,  hält  sich  innerhalb 
des  eigentlichen  Gebietes  der  Strafgerichtsbarkeit ,  und  rnusz 
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auch  in  der  Organisation  der  Rechtspflege  Beachtung  finden. 
Beide  gehören  insofern  zusammen,  als  durch  beide  die  öffent- 
liche Rechtsordnung,  selbst  in  ihren  festen  Verhältnissen  ver- 
letzt und  erschüttert  wird.  Sie  sind  nicht  bloszes  Ci vil- 
li nrecht,  das  durch  einfache  Wiederherstellung  gutgemacht 
werden  kann,  nicht  blosze  Polizeiübertretung,  son- 
dern die  Majestät  der  Gerechtigkeit  selbst  ist  verletzt,  und 
diese  musz  sich  in  der  Bestrafung  des  Schuldigen  siegreich 
bewähren.  Aber  sie  unterscheiden  sich  hinwieder  von  ein- 
ander wie  das  gemeine  und  das  besondere.  Das  Verbrechen 
ist  in  gewissem  Belracht  ein  qualificirtes  Vergehen, 
qualificirt, 

a)  weil  die  verbrecherische  Handlung  erschütternd  auf 
den  ganzen  Staat,  nicht  blosz  auf  einzelne  Theile  dessel- 
ben einwirkt  (der  Hochverrath  z.  B.  ist  ein  Verbrechen,  die 
einfache  Widersetzung  gegen  die  Amtsgewalt  kann  als  bloszes 
Vergehen  behandelt  werden);  oder  b)  weil  die  auszergewöhn- 
liche  Gefährlichkeit  und  die  sittliche  Verworfenheit 
in  der  Art  der  verbrecherischen  Handlung  sich  in  ausgezeich- 
netem Grade  kundgibt  (der  Raub,  der  Diebstahl  mit  Ein- 
bruch, und  die  Nothzucht  z.  B.  sind  Verbrechen,  der  gewöhn- 
liche Diebstahl  dagegen,  die  Miszhandlung  ohne  schwere 
Folgen,  der  Betrug  können  wohl  in  der  Regel  als  Vergehen 
behandelt  werden,  ebenso  alle  strafbaren  Handlungen  aus 
bloszer  Fahrlässigkeit);  c)  zuweilen  auch,  weil  das  Masz  der 
Schädigung  einen  ungewöhnlichen  Grad  erreicht,  wie  ja  auch 
im  Naturleben  das  Wasser,  wenn  es  auf  einen  gewissen  Grad 
erhitzt  wird,  sich  in  Dampf  verwandelt  (z.  B.  Diebstähle,  die 
einen  hohen  Betrag  erreichen ,  werden  zu  Verbrechen).  Die 
genauere  Ausscheidung  freilich  hängt  immerhin  ab  von  der 
besondern  historischen  Entwicklung  und  Gesetzgebung  des 
nationalen  Strafrechts.  Gewisse  Strafarten,  wie  die  Lebens- 
und Leibesstrafen,  die  Ketten-,  die  Zuchthausstrafe  passen 
daher  nur  für  Verbrechen,   und  sind  für  Vergehen  nicht 
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anwendbar,  und  häufig  werden  nur  jene  von  den  Assisen, 
diese  auch  von  untern  Gerichten  beurtheilt  1 

2.  Der  Idee  der  Strafgerich  tsbarkeeit  entspricht  die  Ver- 
folgung und  Anklage  von  Amts  wegen  durch  eine  öffent- 
liche Behörde,  die  Statsanwaltschaft.  Nicht  das  Privat- 
interesse, noch  der,  wenn  auch  gerechte,  Unwille  des  Ver- 
letzten darf  in  dem  Vordergrunde  erscheinen,  sondern  die 
statliche  Gerechtigkeit  soll  hier  schon  ihre  reine  Macht  in 
öffentlichem  Interesse  offenbaren.  Der  Strafprocesz  ist  nicht 
ein  Streit  zweier  Parteien,  die  sich  auf  gleichem  Boden  mit 
gleichen  Waffen  entgegentreten,  sondern  eine  Entfaltung  der 
verletzten  Gerechtigkeit,  welche  den  Verletzer  zur  Rechen- 
schaft zieht.  Der  Statsanwalt  hat  daher  auch  nicht  einseitig 
den  Standpunkt  der  Partei  festzuhalten,  keineswegs  nur  die 
Momente  des  Verdachts  und  der  Schuld  hervorzuheben,  son- 
dern auch  die  Gründe  für  die  Unschuld  oder  tür  die  Milde- 
rung der  Schuld  zu  erwägen  und  zu  berücksichtigen.  Er 
soll  unparteiisch  handeln,  wie  der  Richter;  und  nur  insofern 
ist  seine  Stellung  eine  weniger  unbefangene  als  die  des 
Richters,  als  er  vorzugsweise  mit  der  Anklage  beauftragt, 
im  Namen  der  Gerechtigkeit,  vorerst  den  Streit  mit  dem 
Angeklagten  zu  führen  genöthigt  ist.  Aus  diesem  Grunde 
ist  es  denn  auch  besser,  die  Statsan waltschuft  als  ein  beson- 
deres, von  dem  eigentlichen  Gerichte  getrenntes  Organ  zu 
constituiren ,  als  wie  das  wohl  im  Mittelalter  hier  und  da 
geschehen  ist,  einzelnen  Richtern  selbst  die  öffentliche  Aii- 
klage  zu  übertragen. 

'  Ueber  «lie  Zulassigkeit  und  deu  Sinn  des  Gegensatzes  wurde  früher 
in  Deutschland  viel  gestritten,  und  manche  Juristen  halten  in  der  Ver- 
zweiflung, ein  inneres  Prineip  desselben  zu  finden,  diesen  lediglich  uuf 
die  Verschiedenheit  der  Strafandrohungen  gebaut,  wie  denn  überhaupt  die 
deutsche  Jurisprudenz  lange  Zeit  den  Begriff  des  Verbrechens  selbst  auf 
die  gesetzliche  Strafandrohung  begründet  hat.  Indessen  ist  diese,  wie  die 
Strafe,  offenbar  Folge,  nicht  Grund,  so  wieder  Verbrechen  und  Vergehen 
selbst,  so  auch  ihres  Unterschiedes. 
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Einzelne  Keime  zu  der  Einführung  der  Htatsanwaltschuft 
lassen  sich  in  manchen  mittelalterlichen  Einrichtungen  ent- 
decken, so  in  den  Nachgängern  und  Nachrich tern 
einzelner  deutscher  Reichsstädte,'  in  den  Kronvögten 
( Kronofogdar)  von  Schweden,3  welche  auch  bei  der  Vor- 
untersuchung des  Richters  thätig  sind,  in*  den  französi- 
schen procureurs  du  roi,  welche  ursprünglich  gerichtliche 
Vertreter  der  königlichen  Domanialinteressen ,  den  römischen 
advocati  fisci  ähnlich,  dann  auch  in  den  Fällen  als  Öffent- 
liche Ankläger  fungirten,'  in  denen  es  an  einem  Privatkläger 
fehlte.  Das  Verdienst  aber,  dieses  wichtige  Institut  ausgebildet 
zu  haben,  gehört  Frankreich  an.  Napoleon  schuf  das 
Amt  der  Generalprocu ratoren,  welche  als  öffentliche 
Ankläger  mit  dem  Justizministerium  verbunden,  und  denen 
eine  Anzahl  von  Generalad  vocaten  untergeordnet  wurden. 

3.  Bei  weitem  allgemeiner  als  im  Chilproeesz,  wenig- 
stens für  die  höhere  Strafrechtspflege,  ist  das  englische 
Institut  der  Schwurgerichte  (Jury)  über  Amerika, 
sodann  nach  Frankreich  und  manche  romanische  Län- 
der, in  neuester  Zeit  auch  über  Deutschland  verbreitet 
worden.  Bei  der  Ueberpflanzung  auf  fremden  Boden  hat 
dasselbe  indessen  vielfach  gelitten,  und  es  wird  noch  eine 
geraume  Zeit  andauern ,  bis  es  Uberali,  wo  es  aufgenommen 
wurde,  zu  einem  gesunden,  den  nationalen  Verhältnissen 
und  den  Bedürfnissen  einer  gerechten  Justiz  gemäszen 
Wachsthume  heran  gereift  sein  wird. 

Die  Eigentümlichkeit  des  Schwurgerichts  besteht  vor- 
nehmlich in  zwei  Dingen:  1)  in  der  Trennung  des  Urtheils 
in  zwei  Theile,  in  ein  Urlheil  über  die  Thatfrage,  die 
davon  unlösbare  rechtliche  Frage  der  Schuld  oder  Nichtschuld 
inbegriffen,  und  in  ein  Urlheil  über  die  Rech ts frage,  d.h. 

3  Vgl.  Bluntsrhli  Zürcherische  Rechtsgeschichte  1.  S.  405. 
*  Zicmszen  in  Mi  ttermaiers  Zeitschrift  XII.  S.  331. 

4  »Schaffner,  franz.  Rechtsgeschichte  II.  S.  432  ff. 
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die  Anwendung  des  Strafgesetzes  und  die  Bestimmung  der 
Strafe;  2)  in  der  entsprechenden  Ausscheidung  in  dem  Orga- 
nismus des  Gerichts  in  der  Art,  dasz  über  die  Thatfrage  Män- 
ner  aus  dem  Volke  durch  ihren  Wahrspruch  urtheilen, 
die  nicht  gerade  rechtskundig  sein  müssen,  und  dasz  auch  keine 
ständigen  Schöffen,  sondern  für  die  einzelnen  Gerichtssitzungen 
wechselnde  Geschworne  bezeichnet  werden,  das  Urtheil 
über  die  Rechtsfrage  dagegen  den  Richtern  als  rechts- 
kundigen und  ständigen  Beamten  zugetheilt  wird. 

Der  gedeihliche  Erfolg  dieser  Einrichtung  hängt  wieder 
vornehmlich  davon  ab,  dasz  die  Richter,  welche  das  Ver- 
fahren leiten,  ihre  geistige  Ueberlegenheit  durch  die  Art 
dieser  Leitung  bewahren,  und  nicht  etwa,  wie  man  sich  das 
wohl  vorstellt,  blosz  in  formeller  Passivität  verharren,  und 
so  die  Handhabung  der  Gerechtigkeit  zum  Spiel  der  Advo- 
caten  und  zum  Tummelplatz  der  Partei leidenschaft  herab- 
würdigen lassen.  Nicht  das  ist  das  Princip  des  Geschwornen- 
verfahrens,  dasz  rechtsunkundige  Männer  besser  zu  urtheilen 
verstehen  als  rechtskundige,  sondern  das,  dasz  nur  der 
wegen  eines  Vergehens  eine  Strafe  erleiden  soll,  dessen 
Schuld  dem  schlichten  Verstand  und  dem  natürlichen  Rechts- 
gefühl gewissenhafter  Männer  aus  dem  Volk  klar  geworden 
ist.  Dem  Richter  ziemt  daher  die  Rechtsbelehrung,  und  ihm 
kommt  auch  die  Aufrechlhaltung  der  Würde  der  Gerechtig- 
keit zu.  Der  moralische  Einflusz,  den  er  in  so  reiner  Stel- 
lung ausübt,  darf  nicht  vernachlässigt  werden;  er  gibt  dem 
ganzen  Verfahren  seinen  ernsten  Halt. 

Auszerdem  ist  die  Art,  wie  die  Geschwornenlisten  ge- 
bildet werden,  von  höchster  Bedeutung.  Mit  Recht  scheint 
mir  von  Andern  hervorgehoben  zu  werden,  dasz  nicht  genug 
zwischen  allgemeinen  und  speciel  1  en  Schwurgerichten5 

s  Pinheiro  über  das  Institut  der  Geschwornen  in  M  itterrnaiers 
Zeit  sehr.  VIII.  8.  387  ff.  In  andern  Beziehungen  dagegen  kann  ich  seine 
Ansichten  nicht  t heilen. 
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unterschieden  werde,  obwohl  die  Keime  auch  dieser  Unter- 
scheidung in  dem  englischen  Verfahren  sichtbar  sind.  Unter 
allgemeinen  Schwurgerichten  sind  die  zu  verstehen,  bei  wel- 
chen die  Urtheiler  keiner  besondern  ausgezeichneten  Kennt- 
nisse bedürfen,  um  zu  einer  sichern  eigenen  Meinung  zu 
gelangen  und  ein  wahrhaftes  Urtheil  zu  fällen.  Die  meisten 
Strafprozesse  gehören  zu  dieser  Gattung.  Die  speciellen 
Schwurgerichte  aber  sind  dann  ein  Bedürfnisz,  wenn  die 
Beurtheilung  der  Thatfrage  und  der  Schuld  ohne  besondere 
Kenntnisse  nicht  oder  nur  schwer  möglich  ist.  Für  die 
crstere  reicht  die  gewöhnliche  Lebenserfahrung  verständiger 
Männer,  wie  sie  sich  in  den  mittlem  Volksclassen  regel- 
mäszig  vorfinden,  vollkommen  aus;  besondere  Kenntnisse 
aber,  wie  sie  für  die  letztein  erforderlich  sind,  können  nur 
durch  besondere  Berufsbildung  erlangt  werden ;  daher  sollten 
in  solchen  Fällen  die  Geschwornen  auch  nur  aus  den  Krei- 
sen genommen  werden ,  welche  diese  besitzen.  Es  gilt  das 
sogar  von  den  Processen,  bei  denen  Viele  die  Wahrheit 
dieser  Bemerkung  am  wenigsten  zuzugestehen  geneigt  sind, 
von  den  Preszprocessen.  Während  einfache  Bürger  und 
Bauern  vollkommen  im  Stande  sind,  aus  den  vorgelegten 
Thatsachen,  den  Angaben  der  Zeugen  und  dem  Verhalten 
des  Angeklagten  ein  sicheres  Urtheil  sich  zu  bilden,  ob 
dieser  gestohlen  oder  einen  Todtschlag  verübt  habe;  sind 
dieselben  der  Aufgabe,  über  Erzeugnisse  der  Literatur 
und  die  Wendungen  der  Sprache  richtig  zu  urtheilen,  in 
der  Regel  nicht  gewachsen  und  nicht  fähig,  wenn  der 
Angriff  der  Rechtsordnung  nicht  sehr  plump  ist,  die 
feinen,  die  Spur  des  Vergehens  verwischenden  Wendungen 
und  Ränke  eines  geschickten  Vertheidigers  zu  durchschauen. 
8ie  werden  leicht  irre  in  ihrem  Urtheil,  leicht  von  künst- 
lich hervorgerufenen  Eindrücken  miszleitet.  Sie  haben 
nicht  die  wissenschaftliche  Sicherheit  in  sich,  die  allein 
vor  Abwegen,  sei  es  vor  zu   übertriebener  Strenge,  sei 
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es  vor  falscher  Nachsicht  und  bloszer  Willkür,  zu  bewahren 
vermag. 

In  den  meisten  Staten  wird  dem  Loose  ein  Spielraum 
eröffnet  bei  der  Bezeichnung  der  Geschwornen ,  und  mit 
vollem  Recht.  Es  können  kaum  in  anderer  Weise  die  bei- 
den entgegengesetzten  Klippen  Umgangen  werden,  welche 
das  Institut  zu  verfalschen  drohen,  nämlich  ein  überwiegen- 
der Einflusz  der  Regierung  einerseits,  welcher  die  abhängi- 
gen Geschworneu  um  so  eher  zu  einem  Werkzeuge  der 
Gewalt  zu  machen  droht,  als  sie  nicht  wie  die  Richter 
durch  die  Standesehre  und  die  Wissenschaft  gehalten  werden, 
und  andererseits  die  Vnlkswahl,  die  geeignet  ist,  die  Ge 
schwornen  zu  Dienern  der  politischen  Parteien  zu  erniedri- 
gen, und  die  Reinheit  der  Rechtspflege  durch  Parteilichkeit 
zu  beflecken. fi  Die  gerechten  Ansprüche  des  Angeklagten, 
dasz  er  von  Geschwornen  beurtheilt  werde,  welche  sein 
Vertrauen  verdienen,  werden  in  genügendem  Masze  durch 
das  Rccusationsrecht  befriedigt. 

Desto  nöthiger  aber  ist  es,  in  zu  fordernden  Eigenschaf- 
ten der  Geschwornen  ein  Gegengewicht  für  den  Zufall  des 
Looses  zu  suchen.  Eine  erhöhte  Selbständigkeit,  wie  sie 
ohne  einen  soliden  Haushalt  von  der  Mehrheit  der  Menschen 
nicht  erwartet  werden  hatin,  und  eine  reife  Lebenserfahrung, 
wie  sie  in  der  Regel  nur  mit  dem  männlichen  Alter  und 
im  Familien-  und  Berufsleben  gewonnen  wird,  sind  die 
notwendigen  Grundbedingungen  ihrer  Tauglichkeit  zu  wahr- 
hafter und  gerechter  Beurtheilung  der  Angeklagten.  Das  ist 
aber  vor  allen  Dingen  nöthig,  stets  im  Auge  zu  behalten, 
dasz  auch  das  Schwurgericht  eine  Anstalt  der  Gerech- 
tigkeit, und  nicht  ein  Organ  der  Politik  sei. 

Ein  diesem  Princip  durchaus  widerstreitender  Irrthum 
ist  die  sogenannte  „A 11  macht"  der  Geschwornen,  die 

s  ltcuaud  in  M  i  ttermaier»  Zeitachr.  XIX.  S.  173  ff.,  198.  Cher- 
buliez  ebenda  S.  205  ff.:  dnpegen  Pin  hei  ro  a.  a.  O. 
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Meinung,  dasz  die  Geschwornen  über  dem  Gesetz  und  dem 
Recht  stehen ,  und  dieses  nach  Willkür  beugen  oder  eludiren 
dürfen.  Die  ganze  Justiz  hat  lediglich  die  Aufgabe,  die  be- 
stehende Rechtsordnung  zur  Anerkennung  zu  bringen,  und 
die  Gerechtigkeit  zu  verwalten.  Der  Eid  der  Geschwornen 
legt  ihnen  diese  Pflicht  ans  Herz,  und  ohne  Gewissenhaftig- 
keit gibt  es  überhaupt  kein  wahres  Gericht.  Für  die  Praxis 
nicht  minder  bedenklich  ist  ferner  die  durch  das  franzö- 
sische Verfahren  unterstützte  Meinung,  dasz  die  Geschwor- 
nen keinerlei  Beweisregeln  zu  beachten,  sondern  nur  dem 
unklaren  Gefühl  zu  folgen  haben.  Zwar  besteht  allerdings 
ein  Vorzug  des  Geschwornen  Verfahrens  darin,  dasz  der  ab- 
slracte  Pedantismus  der  ältern  strengen  Beweistheorie,  welche 
die  gelehrten  Richtercollegien  band,  durch  das  freiere  Urtheil 
der  Geschwornen  durchbrochen  worden  ist,  und  überall  lehrt 
die  Erfahrung,  dasz  die  Schuldigen  dem  scharfen  Blicke  der 
Geschwornen  weniger  leicht  entgehen,  und  häufiger  verur- 
theilt  werden,  als  diesz  früherhin  geschehen  ist.  Aber  in 
dem  Vaterlande  des  Geschworneninstituts,  in  England  und 
Amerika,  hat  noch  Niemand  es  für  Uberflüssig  gehalten, 
dasz  auch  der  Beweis  nach  juristischen  Grundsätzen  geregelt 
werde,  in.  a.  W.,  dasz  inun  sich  selber  über  die  Gründe  der 
Schuldigerklärung  ins  Klare  zu  setzen  habe.  Dort  wird  viel- 
mehr die  Lehre  vom  Beweise  (evideuce)  mit  groszer  Sorg- 
falt festgehalten,  und  die  Aufgabe  des  Richters  ist  es,  auch 
in  dieser  Beziehung  die  Geschwornen  auf  diese  Gründe  auf- 
merksam zu  machen.  Der  Richter  kann  von  sich  aus  nicht 
freisprechen  noch  verurtheilen.  Niemand  soll  verur- 
theilt  werden,  dessen  Schuld  nicht  auch  dem  ein- 
fachen Verstände  der  Geschwor  nen  klar  zu  machen 
ist,  das  ist  ja  der  leitende  Gedanke  des  Schwurgerichts. 
Aber  kein  innerer  Grund  hindert  den  Richter,  der  berufen 
ist,  die  Gerechtigkeit  zu  verwalteu,  seine  wissenschaftlich 
begründete  Ansicht  den  Geschwornen  zu  ihrer  sorgfältigen 
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Ueberlegung  vorzutragen ,  und  einen  richtigen  Wahlspruch 
durch  weise  Anleitung  vorzubereiten.  Die  Scheu  vor  einem 
ungebührlichen  Einflusz  des  Richters  auf  den  Entscheid,  der 
wir  auf  dem  Continent  vielfach  begegnen,  ist  der  Tüchtig- 
keit des  Instituts  nichts  weniger  als  ersprieszlicli ,  und  es 
entspricht  weder  der  Würde  noch  der  Wahrheit  der  Gerech- 
tigkeit, wenn  dasselbe  möglichst  von  dem  Einflüsse  der 
rechtskundigen  Richter  abgelöst  und  die  zügellose  Willkür 
der  Ge8chwornen  zum  Princlp  desselben  erhoben  wird.  • 

In  zwei  Beziehungen  auszer  dem  früher  schon  erwähn- 
ten Institute  der  Statsanwal  tschaft  ist  das  Schwurgericht  seit 
seiner  Verpflanzung  nach  Europa  verbessert  worden.  Fürs 
erste  durch  Beseitigung  der  englischen  Anklugejury  (grand 
jury)  und  durch  Ueberw eisung  der  vorläufigen  Erkennung 
der  Anklage  an  einen  Anklagesenat,  der  aus  rechts- 
gelehrten  Richtern  besteht.  Sodann  überhaupt  darin,  dasz 
mehr  und  mehr  das  Princip  der  Verfolgung  und  Bestrafung 
des  Verbrechers  von  Stats wegen  durchgeführt  wurde,  im 
Gegensatz  zu  dem  englischen  Verfahren,  welches  noch  zu 
sehr  von  privutrechtlichen  Rücksichten  durchzogen  ist. 


Fünftes  Capitel 
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Der  neuere  Stat  legt  auf  die  Sonderung  der  Regierungs- 
gewalt von  dem  Gerichte  und  der  Unabhängigkeit  dieses 
von  jener  einen  hohen  Werth.  Um  so  wichtiger  wird  es 
daher  das  Gebiet,   in  welchem  jene  frei  wirkt,  von  dem 

7  Gute  Bemerkungen  darüber  bei  Geib:  Reform  des  deutschen  Rechts- 
lebens.   S.  135  ff. 
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Gebiete  der  Justiz  nach  scharfen  Principien  objectiv  auszu- 
scheiden. Dieses  Bedürfnisz  wurde  weder  in  dem  antiken 
8tate,  der  mit  dem  Imperium  die  jurisdictio  unauflöslich 
verband,  noch  in  dein  Mittelalter,  welches  die  Regierung 
wie  ein  Gericht  behandelte,  so  lebhaft  empfunden.  Jene 
Ausscheidung  ist  indessen  nicht  so  leicht,  und  es  gibt  aller- 
dings einzelne  Partien,  in  welchen  die  genaue  Gränzbestim- 
mung  leicht  Zweifel  erregt,  und  daher  auch  von  den  einen 
die  Linie  so,  von  den  andern  anders  gezogen  wird.  Auch 
die  verschiedene  wissenschaftliche  und  ßerufsrichtung,  welcher 
die  Gränzscheider  angehören,  ist  von  Einflusz  auf  ihre  An- 
sichten, und  nicht  ganz  leicht  werden  sich  die  Männer  der 
Justiz  mit  denen  der  Regierung  verständigen.  Die  erstem 
sind  gewohnt,  in  ihrer  Betrachtungsweise  von  dem  Rechts- 
gebiete des  Individuums  auszugehen,  und  jeden  wirk- 
liehen  oder  vermeintlichen  Eingriff  in  dieses  als  eine  Rechts- 
verletzung zu  behandeln,  gegen  welche  dem  Einzelnen  der 
Rechtsschutz  des  Gerichtes  gewährt  werden  müsse.  Die 
letztern,  im  Gegensatze  zu  jenen,  stellen  sich  auf  die  Seite 
des  States  und  seines  Rechtes,  alles  das  zu  thun,  was 
die  Öffentliche  Wohlfahrt  erfordert,  und  sind  geneigt,  in  dem 
Widerspruch  des  Einzelnen  und  in  der  Anrufung  des  gericht- 
lichen Schutzes  eine  Miszachtung  der  statlichen  Hoheit  und 
ein  unzulässiges  Hemmnisz  der  statlichen  Macht  zu  erken- 
nen. Die  erstem  lieben  es,  in  der  Regel  jede  Streitig- 
keit Uber  Recht  als  eine  Justizsache  zu  betrachten, 
und  nur  einzelne  Ausnahmsfälle  dem  Entscheide  der 
Verwaltungsstellen  zuzugestehen. 1  Sie  Ubersehen  dabei,  dasz 
es  nicht  von  der  Willkür  des  Individuums  abhängen  darf, 
durch  Bestreitung  der  Regierungsrechte  dieselben  in  ihrer 

1  Diese  Ansirbt  ist  in  der  Zürcher  Verfassung  §.  10  ausgesprochen: 
„Die  Befiigniez,  Streitiges  zu  entscheiden,  kommt  nusschlicszlich  den  or- 
dentlichen Gerichten  zu.  Vorbehalten  —  was  die  Verfassung  hinsichtlich 
der  Sireiligkeiten  im  Verwaltuugsfache  festsetzt." 

Bhmischli,  allgemeines  Statsrecht.  H  16 
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Anwendung  zu  hemmen,  und  die  Gränzen  ihrer  Wirksam- 
keit zu  verengen,  und  dasz  das  Gebiet  der  Regierung, 
gleichviel  ob  der  Streit  in  dasselbe  hineingetragen  wird  oder 
nicht,  ein  eben  so  normales  ist,  als  das  der  Justiz.  Die 
letztern  sind  geneigt,  schon  darum,  weil  eine  Regierungs- 
behörde gehandelt  hat,  oder 'der  Stat  bei  einem  Streite  be- 
theiligt ist,  den  Verwaltungsstellen  das  ausschlieszliche  Recht 
des  Entscheides  vorzubehalten,  und  auch  da  nur  in  Aus- 
nahmsfällen die  Justiz  anzuerkennen.  Es  handelt  sich 
aber  auf 'beiden  Seiten  nicht  um  Ausnahmen,  sondern 
um  Regelgebiete,  und  das  Princip  für  beiderlei  objective 
Gebiete  kann  nur  erkannt  werden,  wenn  man  auf  den 
Grundgedanken  der  Sonderung  in  dem  Organismus  des 
States  zurückgeht,  und  die  wesentlich  verschiedene  Natur 
•der  Regierung  und  des  Gerichtes  selbst  sich  vergegenwärtigt. 

Das  leitende  Princip  der  Regierung  ist  offenbar  Erhal- 
tung und  Förderung  der  öffentlichen  Wohlfahrt, 
das  des  Gerichtes  Verwa  1  tu n g  der  statlichen  Gerech- 
tigkeit über  die  Individuen  im  State  (die  Privat- 
personen). Die  erstere  geht  in  allen  ihren  Entschlieszun- 
gen  und  Anordnungen  immer  vom  State  aus.  Das  letztere 
schützt  die  Privaten  in  ihrer  individuellen  Rechtesphäre 
(Civilrechtspflege),  und  läszt  das  Individuum,  das  Unrecht 
verübt  hat,  die  strafende  Gerechtigkeit  des  States  empfinden. 
Es  hat  daher  immer  eiue  wesentliche  Beziehung  auf  die 
Privatpersonen.  Dieser  Gegensatz  läszt  sich  auch  so 
ausdrücken:  die  Rechtsverhältnisse  des  States  gehören  der 
Regierungssphäre,  die  der  Privatperson  als  solcher  der 
Rechtspflege  zu.  In  jenen  darf  das  Moment  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  nie  übersehen  werden;  das  hergebrachte  Recht 
ist  in  der  Regel  nur  eine  Vorbedingung  und  Schranke, 
nicht  der  Geist  der  Regierungsthätigkeit.  <    Diese  dürfen 
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nur  aus  dem  Standpunkt  der  Gerechtigkeit  heurtheilt  wer- 
den, eiue  Beimischung  der  Rücksicht  auf  die  öffentliche 
Wohlfahrt  wäre  hier  Verderben.  Das  aber  ist  die  Verschieden- 
heit in  der  Natur  des  eigentlichen  Statsrechts  auf  dereinen 
und  des  Privat-  und  Strafrechts  auf  der  andern  Seite. 3 
Die  nähere  Anwendung  dieser  Grundsätze  ergibt  sich 
in  folgendem: 

1.  Die  Hoheitsrechte  des  States  selbst  sind  nicht 
der  gerichtlichen  Competenz  unterworfen,  der  Streit  darüber 
ist  vielmehr,  insofern  er  überall  zulässig  ist,  auf  dem  Ver- 
waltungswege zu  erledigen.  Die  Polizeigewalt,  die  Militär- 
gewalt n.  s.  f.  sind  innerhalb  der  Sphäre  ihrer  amtliehen 
Thätigkeit  durchaus  unabhängig  von  den  Gerichten,  und 
diese  haben  nicht  über  sie  dieselbe  Hoheit,  wie  über  die 
Individuen.  Die  Regierung  darf  daher  bei  der  Ausübung 
ihrer  Functionen  nicht  durch  die  Macht  der  Gerichte  ge- 
hemmt werden.  Ob  ihre  Anordnungen  gerecht  und  not- 
wendig seien,  ob  sie  competent  und  richtig  handle,  darüber 
hat  sie  ebenso  selbständig  zu  entscheiden ,  wie  die  Gerichte 
in  ihrer  Sphäre.  Würde  die  Bestreitung  eines  Individuums 
das  ändern,  und  polizeiliche  Vorkehrungen,  militärische 
Maszregeln  auf  dem  Wege  des  gerichtlichen  Processes  auf- 
heben, beziehungsweise  auf  Verbesserung  antragen  können, 
so  würde  die  Autorität  der  Regierung  der  der  Gerichte  auch 
in  dem  eigensten  Gebiete  jener  untergeordnet,  und  die 
nothwendige  Macht  derselben  und  den  Erfolg  ihrer  Masz- 
regeln untergraben. 

a)  Von  jener  Regel  gibt  es  indessen  eine  wichtige  Aus- 
nahme. Die  Frage  nämlich,  ob  ein  Gericht  und  welches 
Gericht  competent  sei,  einen  Streit  zu  entscheiden,  ist 
augenscheinlich  auch  eine  rein  s tatsrechtliche,  nicht 
eine  privatrechtliche,  denn  ihre  Entscheidung  beruht  auf  der 

3  Siehe  die  Anmerkung  am  Schlusz  des  Capilels. 
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Verfassung  des  Stets.  Aber  die  Selbständigkeit  der  Gerichte, 
ohne  welche  die  Verwaltung  der  Gerechtigkeit  undenkbar 
ist,  erfordert  es ,  dasz  dieselben  auch  unabhängig  von  den 
Einwirkungen  der  Regierung  den  Kreis  der  ihnen  zugehöri- 
gen Aintssphäre  festsetzen,  und  ihre  Macht  in  derselben  be- 
haupten. Jede  der  beiden  Gewalten  steht  darin  der  andern 
gleich,  dasz  sie  ihr  Gebiet  nach  eigener  Erkenntnisz  ab- 
gränzt. 

Daher  sind  denn  auch  in  einzelnen  Füllen  Conflicte 
möglich  über  die  Competenz.  Die  Regierung  kann  ihrer- 
seits Uberzeugt  sein,  dasz  sie  im  einzelnen  Falle  von  Stats- 
wegen  das  Nöthige  frei  zu  ordnen ,  und  auch  den  Streit,  der 
sich  erhoben  hat,  von  sich  aus  zu  erledigen  befugt  sei;  und 
das  Gericht  kann  seinerseits  die  üeberzeugung  haben,  dasz 
dieser  Streitfall  nur  auf  dem  Wege  des  Processes  zu  beur- 
theilen  sei:  positive  Com petenzconflicte;  oder  um- 
gekehrt, Regierungsbehörde  und  Gerichtsstelle  können  in 
einem  Specialfalle  die  eigene  Competenz  verneinen,  und  je 
der  andern  die  Erledigung  zuweisen:  negative  Conipe- 
tenzcon  flicte. 

In  solchen  Conflicten  hat  keine  der  beiden  Gewalten 
eine  höhere  Autorität  als  die  andere,  denn  jede  von  beiden 
hat  die  oberste  auf  ihrem  Gebiete  und  nur  auf  ihrem  Ge- 
biete. Hier  aber  streiten  sie  sich  selber  Uber  die  Gränzen 
ihres  Gebietes.  Für  die  verfassungsmäszige  Entscheidung 
solcher  Conflicte  bedarf  es  daher  auch  eines  besondern 
Organ  es  in  dem  State,  welches  von  dem  höchsten  und 
unbefangenen  Standpunkt  aus  den  Zweifel  löst.  Die  Stellung 
des  Gesetzgebers  eignet  sich,  wenn  der  Entscheid  nicht  in 
maszgebenden  Regeln  für  die  Zukunft  liegt,  darum  nicht, 
weil  er  in  der  Regel  einzelne  practischc  Bedürfnisse  des 
Moments  nicht  zu  befriedigen  hat,  und  grosze  Versammlun- 
gen nicht  fähig  sind,  derartige  häutig  sehr  verwickelte  Rechts- 
fragen im  einzelnen  Falle  zu  untersuchen  und  zu  beurtheilen. 
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Das  Statsoherhau pt,  in  welchem  alle  Stutsgewalt  in  der 
Spitze  ihre  Vereinigung  und  ihre  Einheit  findet,  ist  zwar  . 
durchaus  geeignet  und  berufen,  auch  diesen  Conflict  zu 
lösen;  aber  würde  es  auch  da  von  den  Ministem  berathen 
werden,  und  ihrer  Mitwirkung  bedürfen,  so  wäre,  da  diese 
selbst  der  Reglern ngssph&re  angehöret),  der  Entscheid  doch 
wieder  in  die  Hand  der  einen  streitenden  Gewalt  gelegt, 
und  es  wäre  bei  solchem  Uebergewichte  dieser  Seite  die 
Selbständigkeit  der  Gerichte  und  die  Unbefangenheit  der 
Lösung  des  Conflictes  ein  leeres  Wort.  Die  Schwierigkeit 
kann  daher  nur  so  wahrhaft  überwunden  werden,  dasz  der 
Entscheid  dem  Statsoberhaupt  nach  dem  Gutachten,  sei  es 
des  8tatsrathes  — -  ohne  die  Minister,  —  welcher  durch 
seine  hohe  Erfahrung  und  seine  der  Bewegung  der  taglichen 
Regierungssorgen  entrückte  Stellung  Garantie  für  einen  rich- 
tigen Entscheid  in  sich  trägt,  sei  es  einer  besondern,  aus 
Statsmännern  und  Juristen  gemischten  Behörde, 
zugewiesen  wird. 4 

b)  Dagegen  ist  es  nur  eine  scheinbare  Ausnahme  von 
jenem  Satze,  wenn  der  Fiscus  genöthigt  ist,  seine  Rechte 
vor  den  Gerichten  zu  verfolgen,  denn  der  Fiscus  ist  die 
pr i vatrechtlich e,  nicht  die  öffentliche  Seite  des  States. 
Als  Fiscus  ist  der  Stat  ein  bloszes  Individuum,  eitie  juri- 
stische Privatperson,  den  andern  gleich,  und  somit  wie  diese 
den  Gerichten  als  Verwaltern  der  Gerechtigkeit  unter-  nicht 
nebengeordnet. 

4  Früher  war  es  der  Statsrnth  in  Frankreich,  der  über  Contlicte 
entschied.  Die  franz.  Verf.  v.  1848,  §.  189,  ordnet  einen  aus  Mitglie- 
dern des  Cassationshofs  und  des  Statsraths  gemischten  Gerichtshof  an. 
Die  belgische  Verf.  §.  106  Überweist  die  Conflicte  dem  Cassationshof 
zur  Entscheidung.  In  Bayern  entscheidet  der  oberste  Gerichtshof  in 
einem  aus  4  Mitgliedern  dieses  und  3  hohem  Verwaltungsbeamtcn  ge- 
bildeten Senat  (Gesetz  von  1850);  nach  der  preuszischen  Verf.  §.  96  ein 
Gerichtshof.  Die  österreichische  Verf.  von  1849  §.  10*2  will  eine  (be- 
sondere) „Behörde.44 
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Nicht  jede  Vermögensforderung  des  States  aber  ist  eine 
(iscalische.  Die  Steuern  voraus,  welche  der  8tat  von  den 
Unterthanen  erhebt,  betreffen  zwar  das  Privatvermögen  der- 
selben, und  haben  im  Gegensatze  zu  den  gewöhnlichen  poli- 
tischen Rechten  einen  pecuniären  Werth  und  Gehalt.  Aber 
der  Stat  legt  die  Steuern  auf,  nicht  als  ein  Privatgläubiger, 
sondern  indem  er  seine  rein  statliche  Hoheit  über  die  Pri- 
vaten uusUbt.  Kr  steht  diesen  hier  nicht  als  ein  Gleicher, 
sondern  als  eine  höhere  Macht  gegenüber,  der  die  Individuen 
unterthan  sind,  mit  welcher  sie  nicht  als  Partei  mit  der 
Partei  streiten  können.  Die  Fragen  somit,  ob  eine  Steuer 
rechtmäszig  befohlen  worden  sei,  ob  gewisse  Classen  von 
Personen  steuerpflichtig  seien  oder  nicht,  ob  bei  dem  An- 
sätze der  Steuer  diese  oder  jene  Vermögensstücke  in  Berech- 
nung zu  bringen  seien,  sind  keine  Justizsachen,  sondern 
von  der  Statsgewalt,  welche  die  Macht  der  Besteurung  übt, 
zu  entscheiden.  Es  kann  zwar  zu  höherem  Schutze  der 
Privaten,  dasz  nicht  ein  willkürlicher  und  ungerechter  Misz- 
brauch  von  dem  Besteurungsrechte  gemacht  werde,  dafür 
gesorgt  werden,  dasz  bei  der  Anlage  der  Steuern  und  bei 
dem  Entscheide  über  die  Grösze  der  geforderten  Steuerbe- 
träge die  Mitwirkung  einer  Jury  oder  von  Experten  aus  dem 
Volke  erfordert  werde.  Um  deszwillen  wird  aber  die  Frage 
nicht  zur  Justizsache. 

In  einer  Beziehung  indessen  kann  füglich  auch  die 
Sleuerfrage  als  Justizsache  erklärt  und  behandelt  werden. 
Wenn  nämlich  das  Princip  der  Steuer  und  die  Grundsätze 
ihrer  Erhebung  nicht  bestritten  werden,  wenn  das  Hoheits- 
recht  des  States  überall  nicht  in  Frage  steht,  sondern  nur 
darüber  Widerspruch  erhoben  wird,  dasz  die  tliatsäch liehen 
Voraussetzungen  im  einzelnen  Falle  in  der  Person  des  Steuer- 
pflichtigen wirklich  vorhanden  seien,  welche  der  Steuerfor- 
derung  als  pri  va  t  rech  1 1  iche  Unterlage  zu  Grunde  lie- 
gen, z.  B.  wenn  das  Individuum,  von  welchem  eine  Steuer 
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verlangt  wird,  behauptet,  es  besitze  die  Vermögensslucke 
nicht,  auf  welche  die  Steuer  verlegt  worden,  oder  es  habe 
nicht  so  viel  Vermögen,  als  bei  der  Ansetzuug  der  Steuer 
angenommen  worden,5  so  ist  es  offenbar,  dasz  hier  eine 
privatrechtliche  Frage  zur  Beurtheilung  kommt,  und  dem- 
gemäsz  haben  denn  auch,  wenn  auf  die  Natur  der  Dinge 
geachtet  wird,  die  Gerichte  darüber  zu  urtheilen.  Auch  auf 
dieser  Seite  kann,  damit  nicht  hinwieder  die  Stellung  der 
Privaten  uiiszbraucht  werde,  um  sich  der  Steuer  zu  entzie- 
hen, die  der  Stat  kraft  höherer  Autorität  auferlegt,  ein 
eigentümliches,  die  Ansprüche  des  States  sicherndes  Ver- 
fahren vorgesehrieben  werden;  aber  die  Frage  selbst,  für 
deren  Beurtheilung  kein  statsrechtliches  Moment  zur  Sprache 
kommt,  ist  darum  doch  eine  Justizsache. 

e)  Auch  die  Verfügungen  der  Polizei  beziehen  sich 
häufig  auf  das  Privatrecht  und  beschränken  den  freien 
Gebrauch  desselben  in  mannichfacher  Hinsicht.  Inwiefern 
hiebei  die  Polizei  den  Gesetzen  gemäsz  verfahren  sei,  ob 
sie  die  vorgeschriebenen  Formen  des  Verfahrens  beobachtet 
habe,  ob  der  Inhalt  ihrer  Verfügung  nothwendig  und  gerecht 
sei,  das  Alles  wird  um  jener  Beziehung  willen  nicht  zur 
Justizfrage;  und  den  Gerichten  kann  der  Eutscheid  darüber 
nicht  zustehen,  da  es  sich  hier  wieder  nur  um  Ausübung 

i  .  ~i  -  •  *  ..  • 

*  Die  Bestimmung  dea  pren szischen  Landrecbts  Th).  II.  Tit.  14, 
§.  78:  „Ueber  die  Verbindlichkeit  zur  Entrichtung  allgemeiner  Anlogen, 
denen  sämmtliche  Einwohner  de«  Stat«,  oder  alle  Mitglieder  einer  ge- 
wissen Ciasee  desselben  uach  der  bestehenden  Landesverfassung  uuter- 
worfeu  sind,  lindet  kein  Procesz  statt,"  und  §.  79:  „Behauptet  aber  Jemand 
aus .  besbndern  Gründen  die  Befreiung  von  eiuer  solchen  Abgabe,  oder 
behauptet  er  in  der  Bestimmung  seinea  Anlheils  über  die  Gebühr  belastet 
zu  sein,  so  soll  er  darüber  rechtlich  gehört  werden**  —  verdient  keinen 
Tadel.  In  dieser  Beziehung  scheint  mir  Stahl  (Statsl.  II.  S.  456),  der 
sonst  in  dieser  Lehre  gesundere  Grundsätze  vertheid igt,  als  viele  Juristen, 
die  Regierungsgewalt  zu  sehr  auszudehnen ,  und  auch  manche  neuere 
Steuergesetze  in  verschiedenen  Stuten  die  in  der  Natur  liegende  Schranke 
nicht  sorgfältig  genug  zu. achten. 
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der  polizeilichen  Statehoheit  handelt.  Wenn  dagegen  die 
privatrechtliche  Unterlage  des  Polizeibefehls  selber  streitig 
ist,  z.  B.  die  Polizei  befiehlt  einem  Individuum  als  Hausbe- 
sitzer eine  feuersgefährliche  Einrichtung  zu  entfernen,  oder 
für  gehörigen  Wasserabflusz  zu  sorgen,  und  das  Individuum 
bestreitet  seine  Verpflichtung,  nicht  weil  in  solchen  Dingen 
der  Unterthan  der  Polizei  nicht  zu  gehorchen  habe,  sondern 
weil  er  nicht  Hausbesitzer  sei,  so  hat  diese  Frage  wieder 
eine  rein  privatrechtliche  Natur  und  ist  als  Justizsacbe  zu 
behandeln.  * 

«  Zachariä,  I>.  Statsrecht  (erste  Auflage)  II.  S.  175  macht  nach 
Pfeiffers  und  M itterma iers  Vorgang  da*  Gericht  auch  zum  Wächter 
der  formellen  Oese tzmäsz i g keit  der  polizeilichen  Verfügung,  und 
behauptet,  „es  könne  (aus  diesen  uud  den  obigen  Gründen)  die  Regie- 
rungssnehe  zur  Justizsache  werden.44  Diese  Sprachwendung  läszt 
den  Irrlhnm  in  der  Auffassung  deutlich  erkennen.  Es  kann  durch  die 
positive  Gesetzgebung  wns  Kegierungssache  ist,  als  Justizsache  erklärt 
werden.  Es  kann  auch  die  Praxis  die  Natur  beider  in  einzelnen  Fällen 
verkennen  und  verwechseln,  aber  was  Kegierungssache  ist,  das  kann  ge- 
rade weil  es  das  ist,  nicht  durch  eine  innere  Umwandlung  der  Natur  zur 
Justizielle  werden.  Wühl  kunucn  beide  mit  einander  in  Beziehung 
stehen,  wie  in  den  obigen  Beispielen,  aber  da  war  von  Anfang  au  wie 
im  weitern  Verlauf  der  Dinge  die  eine  Frage  eine  Regierung«-  die  andere 
eine  Justizsache.  In  der  zweiten  Auflage  II.  S.  101  ist  der  Ausdruck, 
aber  nicht  der  Sinn  verbessert.  Wenn  Zachariä  einwirft,  ich  gebe  keine 
Eutscheidung&norm  über  die  Collision  zwischen  öffentlichem  und  Privat- 
recht,  sondern  verweise  nur  auf  das  Contlictverfahrcn,  so  beruht  dieser 
Einwand  auf  einem  Miszverstandnisz.  Die  Losung  der  Schwierigkeit  wird 
immer  dadurch  vollzogen,  dasz  tnnn  im  einzelnen  Fall  das  Element  des 
öffentlichen  Rechts  von  dem  privatrechtlichen  sorgfältig  sondert,  und  jeues 
als  Verwallungssache,  dieses  als  Juslizsache  behaudelt.  Die  Zweifel  dar- 
über  müssen  aber,  wenn  Verwaltung  uud  Justiz  verschiedene  Ansichten 
haben,  durch  ein  Verfahren  erledigt  werden,  dessen  Autorität  sich  beide 
Zweige  fügen,  und  das  ist  das  Con Ii ict verfahren.  Dasz  das  öffentliche 
Recht  aber  dem  Privatrechi  übergeordnet  sei,  so  dasz  wo  jeuee  nicht 
neben  diesem  bestehen  kann,  dieses  weichen  und  sich  modificiren  musz. 
versteht  sich  aus  dem  Vcrhallnisz  des  States  zu  den  Privaten  von  selbst. 
Wenn  aber  die  Bestrafung  von  Polizeiiibertretungen  den  Gerichten  zuge- 
wiesen ist,  dann  ist  es  natürlich  auch  Sache  der  Gerichte,  die  Recht- 
mäszigkeit  (Gesetzmäßigkeit)  von  Pol izei Verordnungen  oder  Poliseibefehlen 
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(1)  Ebenso  bezieht  sich  die  Expropriation  wieder  auf 
das  Pri vat vermögen ;  und  auch  diese  Frage  ist,  soweit  sie 
auf  der  Ausübung  eines  s  tätlichen  Hoheitsrechtes  beruht, 
eine  Regierungsfrage,  und  nur  die  damit  in  Zusammenhang 
stehende  Entschädigungsfrage  eine  Justizsache. 7 

2.  Sind  statliche  Hoheitsrechte  an  Privatper- 
sonen zu  eigenem  Rechte  verliehen  worden,  so  haben  sie 
dadurch  die  Reinheit  ihrer  statlichen  Natur  verloren,  und 
sind  zu  einem  Bestandteile  der  individuellen  Rechtssphäre 
geworden.  Es  ist  daher  natürlich,  dasz  ein  Rechtsstreit 
zwischen  dieser  Privatperson  und  einer  andern  über  den 
Umfang  ihres  Rechtes  als  Justizsache  behandelt  wird. 
Duliin  gehören  vor  allen  die  muncherlei  Gerechtigkei- 
ten und  Gerechtsame,  welche  aus  der  Regalität  ab- 
geleitet und  zu  Privatrecht  dem  State  verliehen  worden  sind; 
ferner  ausnahmsweise  Befreiungen  von  der  gewohnten 
Herrschaft  des  öffentlichen  Rechts,  die  von  dem  8tate  ein- 
zelnen Privaten  zugestanden  worden  sind,  Immunitäten, 
Steuerfreiheit* 

Das  Lehenssystem  des  Mittelalters  liesz,  überhaupt  öffent- 
liches und  Privatrecht  mischend,  derlei  Entäuszerungen  von 
Hoheitsrechten  an  Privaten  in  weit  mannichfaltigerer  An- 
wendung zu.  Die  neuere  Zeit,  schärfer  trennend,  zieht  auch 
hier  die  Gestaltung  reiner  Privatrechte  vor,  so  dasz  alle 
hoheitlichen  Elemente  in  der  Hand  des  States  selbst  zurück- 
bleiben, und  nie  Privaten  auch  im  Individualbesitze  solcher 
sind.  Es  ist  daher  der  Kreis  der  practischen  Anweudung 
jenes  Satzes  bedeutend  verengert  worden. 

3.  Wie  das  Gebiet  des  eigentlichen  Statsrechts  nicht  der 
Justiz  der  Gerichte  unterworfen  ist,  sondern  von  der  8tats- 
regierung  beherrscht  wird,  so  ist  dagegen  das  gesainmte 

r.a  prüfen,  und  nur  wenn  ein  Kechtagebot  übertreten  ial ,  die  8trafe  aus- 
zusprechen. 

7  Vgl.  oben  Buch  II  Cap.  24  8.  122  ff 
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Gebiet  des  Privatrechtes  ebenso  die  natürliche  Amts- 
sphäre  der  Justiz.8  Auf  diesem  Gebiete  darf  nur  der  Ge- 
rechtigkeit, und  nicht  dem  Willen  des  Stats  die  Entschei- 
dung in  streitigen  Fällen  überlassen  werden,  denn  dieses 
Gebiet  gehört  als  solches  nicht  dem  State,  sondern  den  Pri- 
vaten an,  und  es  ist  nur  die  Aufgabe  des  States,  sie  in  dem 
Genüsse  ihres  Rechtes  zu  schützen. 

Ein  Verhältnisz,  in  welchem  die  reine  Natur  des  Privat- 
rechtes unzweideutig  vorliegt  und  wo  dennoch  Bedenken  ent- 
stehen, bedarf  Höherer  Erwägung.  Alle  Entschädigungs- 
ansprüche nämlich,  welche  ein  Individuum  an  ein  anderes 
oder  an  den  Fiscus  stellt,  sind,  man  mag  auf  ihre  subjective 
Beziehung  oder  auf  ihren  Inhalt  sehen,  reine  Privat- 
forderungen, und  gehören  somit  als  solche  immer  zur 
Beurtheilung  an  das  Civilgericht.  Ob  die  Forderung  gut 
oder  schlecht  begründet  sej,  das  ist  wohl  für  das  Urtheil 
aber  nicht  für  die  Frage  der  Competenz  von  Erheblichkeit. 
Wie  aber  nun,  wenn  der  Fiscus  mit  einer  Entschädiguugs- 
klage  belangt  wird,  weil  der  Stat  eine  unrachtmäszige  Steuer 
erhoben  habe,  oder  weil  die  Polizei  willkürlich  den  Gewerbs- 
betrieb eines  Privaten  gehemmt  und  ihm  so  Schaden  zuge- 
fügt habe;  oder  wenn  ein  Individuum  mit  einer  Entschädi- 
gungsklage belangt  wird,  weil  es  als  Beamter  dem  Kläger 
Unrecht  gethan  und  seine  Interessen  verletzt  habe?  Wird 
nicht  durch  Bewahrung  der  civilrechtlichen  Competenz  mittel- 
bar die  Competenz  der  Regierung  gefährdet,  und  auf  einem 
Umwege  wieder,  was  als  Ausübung  öffentlicher  Functionen 
jener  entzogen  und  dieser  vorbehalten  worden,  dem  Ent- 
scheide jener  zugeführt?  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf 
Mechern  Wege  versucht  werden  kann,  dje  naturgemäsze 
Competenzausscheidung  zu  verrücken,  und  manche  Juristen' 

•  Belgische  Verf.  §.  92:  „Die  Streitigkeiten,  welche  bürgerliche 
Rechte  zum  Gegenstand  haben,  gehören  ausschließlich  vor  die  Tribunale." 
Holländische  §.  148. 
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sind  auch  geneigt,  diese  Versuche  zu  Gunsten  der  Privaten 
zu  unterstützen  und  die  gerichtliche  Competenz  bei  solcher 
Gelegenheit  möglichst  auszudehnen.  Auf  der  andern  Seite 
ist  aber  auch  öfter  schon  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
oder  durch  dus  Conflictverfahren  die  Civilgerichtsbarkeit  in 
Fällen  gehemmt  worden,  wo  sie  nach  der  Natur  der  Dinge 
competent  war. 

Nur  die  Beziehung,  in  welche  hier  reines  Privutrecht 
zu  reinem  öffentlichem  Rechte  gesetzt  wird,  der  Causal- 
zusammenhang,  in  welchem  sie  zu  einander  stehen,  kann 
einige  Schwierigkeit  erzeugen.  Dieselbe  ist  aber  leicht  zu 
lösen,  wenn  man  einfach  dem  Grundsatze  treu  verfährt,  dasz 
Uber  jenes  dem  Civilgerichte,  über  dieses  den  Regierungs- 
stellen der  Entscheid  gebührt.  Der  mit  einer  Schuldforde, 
rung  belaugte  Flscus  musz  immer  vor  dem  Civilgerichte 
Rede  stehen,  auch  wenn  er  in  keiner  Beziehung  Schuldner 
des  Klägers  ist,  ebenso  jeder  Privatmann ,  auch  wenn  er 
zugleich  Beamter  ist.  Wenn  es  dann  aus  den  Verhandlungen 
des  Processes  klar  wird  —  was  in  solchen  Fällen  gewöhnlich 
leicht  ersichtlich  ist  —  dasz  eine  Verletzung  des  Privat- 
rechtes des  Klägers  überall  nicht  vorliege,  weil  die  Regie- 
rung  oder  der  Beamte  nur  die  dem  State  zustehende  Herr- 
schaft  (Amtsgewalt)  über  die  Einwohner  ausgeübt  habe,  so 
wird  die  Klage  sofort  abzuweisen  sein.  Wenn  aber  dem 
Civilrichter  das  Gegentheil  klar  wird,  dasz  der  Beamte  ausser- 
halb seiner  amtlichen  Competenz  gehandelt  und  somit  aus 
Dolus  oder  Culpa  die  Privatsphäre  des  Klägers  verletzt  habe, 
so  ist  er  befugt  und  verpflichtet,  den  Kläger  in  seinem  ge- 
störten Privatrechte  zu  schützen  und  ihm  die  gebührende 
Entschädigung  zuzusprechen.  Indem  der  Richter  so  urtbeilt, 
urtheilt  er  immer  nur  über  Civil  recht  und  von  civilrecht- 
lichem  Standpunkte  aus.  Möglich  ist  es  indessen,  dasz  die 
Beurtheilung  der  Frage,  ob  ein  Civilun recht  da  sei,  in 
Conflict  gerat h   mit  dem  Entscheid  über  die  Frage,  ob 
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öffentliches  Recht  ausgeübt  worden  sei;  und  da  musz 
es,  wenn  erst  ein  solcher  Co n flict  entstanden  ist,  auch  der 
Regierung  zustehen,  ihre  Gompetenz  in  dieser  Regierungs- 
sache zu  handhaben  und  zu  vertreten,  wie  dein  Gerichte  die 
seinige  in  der  Justizsache.  Dann  kann  ein  solcher  Streit, 
der  nicht  mehr  zwischen  den  Parteien  jenes  Processen,  son- 
dern nun  zwischen  Regierung  und  Gericht  geführt  wird,  auf 
dem  Wege  des  Conflictverfahrens  ausgetragen  werden.  Die 
principielle  Erledigung  desselben  aber  ist  wieder  einfach. 
Die  definitive  Entscheidung  über  jene  Regierungsfrage  ge- 
bührt natürlich,  wenn  nicht  in  bestimmten  Fällen  zu  beson- 
ders wirksamer  Abwehr  von  Amtsmiszbrauch  das  Gesetz 
eine  Ausnahme  anordnet,  der  Verwaltung,  und  das  Gericht, 
welchem  dieselbe  nun  als  Voraussetzung  dient  für  die  Beur- 
teilung des  Civilanspruchs,  musz  sich  an  jene  Entscheidung 
halten. 

4.  In  der  Regel  stehen  die  statlichen  Rechte  dem  State 
zu.  Es  gibt  aber  auch  politische  Rechte,  welche  den 
Individuen  zukommen,  und  sogar  solche,  welche  nicht 
zugleich  öffentliche  Pflichten,  sondern  Rechte  sind,  welche 
der  freien  Benutzung  der  Individuen  anheimfallen.  Es  liegt 
somit  hier  eine  stufenweise  Annäherung  an  das  Privat- 
recht vor. 

Von  der  erstem  Art  sind  z.  B.  die  Pairsrechte,  die 
Rechte  der  einzelnen  Abgeordneten  der  Kammer,  die  Militär- 
dienstpflicht,  die  Verpflichtung,  ein  Amt  zu  Ubernehmen,  von 
der  letztem  die  Stimmrechte  der  Urwähler,  die  Wählbarkeit 
zu  öffentlichen  Aemtem,  das  Recht  eine  Zeitung  zu  redigi- 
ren,  das  Recht  an  politischen  Vereinen  theil  zu  nehmen  u.  dgl. 
Je  mehr  in  diesen  Rechten  der  rein  politische  Charakter 
vorherrscht,  desto  strenger  wird  an  dem  Princip  festzuhalten 
sein,  dasz  dieselben  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Stats- 
gewalt  gehören.  Wenn  sie  aber  den  Privatrechten  näher 
gerückt  sind,  so  läszt  sich  begreifen,  und  es  können  selbst 
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politische  Gründe  z.  B.  im  Interesse  der  Wahlfreiheit  oder 
der  Preszfreiheit  es  wünschenswert  machen,  dasz  dieselben 
unter  den  Schutz  der  Gerichte  gestellt  werden. 

5.  Ferner  gibt  es  mancherlei  Institutionen  und  Rechte 
von  gemischter  Natur,  welche  gewissermaszen  mit  dem 
einen  Fusz  auf  privatrechtlichem  Boden  stehen,  mit  dem 
andern  das  Gebiet  des  Statsrechts  betreten.  Da  hat  denn 
eine  genaue  Ausscheidung  der  Regierungs-  und  der  Gerichts- 
sphäre Schwierigkeiten. 

Es  gilt  das  vorzüglich: 

a)  von  den  Gemeinden,  und  seitdem  dieselben  mehr 
als  in  ältern  Zeiten  zu  öffentlichen  Instituten  geworden  sind, 
in  höherem  Masze  noch  von  andern  öffentlichen  Corpo- 
ration en  und  Genossenschaften.  Wenn  Vermögens- 
rechte, Eigenthuni,  Forderungen,  Schulden  Gegenstand  eines 
Rechtsstreits  der  Gemeinde,  sei  es  mit  Individuen  oder  mit 
dem  State,  sind,  so  haben  dieselben  gleich  andern  Privaten 
auf  gerichtlichen  Schutz  Anspruch,  denn  dann  ist  offenbar 
ihr  Privatrecht  in  Frage.  Dagegen  ist  schon  die  freie  Dis- 
position über  das  Genieindevermögen,  weil  dasselbe  für  öffent- 
liche Zwecke  bestimmt  ist,  nicht  ebenso  eine  reine  Privat- 
angelegenheit, sondern  es  kommen  die  Rücksichten  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  mit  in  Betracht,  und  es  dehnt  sich 
die  Aufsicht  der  Regierungsgewalt  ordnend  und  in  manchen 
Fällen  entscheidend  darauf  aus.  So  sind  Streitigkeiten  der 
Gemeinden  unter  einander  über  den  Umfang  des  Gemeinde- 
banns, über  die  Gränzen  ihrer  Polizeigewalt  auf  dem  Ver- 
waltungswege zu  erledigen ,  Streitigkeiten  derselben  über 
die  Unterhaltungspflicht  von  Brücken  oder  Wegen,  soweit 
nicht  die  Abgrenzung  des  Gebietes  als  maszgebend  erscheint, 
der  Civiljustiz  unterworfen.  Streitigkeiten  zwischen  der  Mehr- 
heit und  Minderheit  einer  Gemeinde  oder  Corporation  über 
die  Gültigkeit  von  Beschlüssen  sind,  soweit  die  Statsauf- 
sieht  reicht,  Verwaltungs- ,  soweit  dieselben  sich  innerhalb 
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der  freien  Privatsphäre  bewegen,  Justizsache.  Die  Organi- 
sation endlich  und  die  Begründung  und  Auflösung  der  öffent- 
lichen Corpora! ionen  und  sogar  von  reinen  Privatcorporatio- 
nen  und  Genossenschaften,  insofern  öffen  tli che  Interessen, 
wie  z.  B.  bei  Actiengesellschaften  die  Rücksicht  auf  die 
Sicherheit  des  Credits,  in  Berücksichtigung  kommen,  was 
freilich  bei  den  letztern  nur  ausnahmsweise  der  Fall  ist. 
fallen  wieder  iu  den  Bereich  der  Verwaltungscompetenz, 
welche  allein  jene  Rücksichten  zu  würdigen  im  Stande  ist. 

b)  Die  8tandesverhältnisse  ferner  haben  eine  privat- 
rechtliche und  eine  öffentliche  Seite.  Die  Fragen  freilich 
über  eheliche  oder  uneheliche  Geburt,  Paternität, 
Verwandtschaft,  über  Art  und  Grad  derselben  sind  reine 
Justizsache,  weil  rein  privatrechtlich.  Die  Frage  über  In- 
digenat,  Statsbü rgerrecht  und  Gemeindebürger- 
recht aber  gehört  vorzugsweise  dem  öffentlichen  Rechte  an, 
und  es  ist  daher  richtiger,  wenn  sie  nicht  als  blosze  Folge 
der  Frage  über  die  eheliche  Geburt  erscheint,  als  Verwaltungs- 
sache zu  behandeln.9  Wenn  die  verschiedenen  Stände,  in 
die  sich  das  Volk  theilt,  noch  eine  hauptsächlich  privatrecht- 
liche Bedeutung  haben  —  in  dem  Mittelalter  war  das  in 
höherem  Masze  der  Fall  als  gegenwärtig  — ,  so  sind  Streit- 
fragen, ob  ein  Individuum  diesem  oder  einem  anderen  Stande 
angehöre,  Justizsache,  wie  denn  auch  die  Ueberlieferung 
früherer  Zeiten  die  gerichtliche  Competenz  hier  noch  viel- 
fach bewahrt  hat.  Wo  dagegen  die  Beziehung  der  8tände 
zu  der  Statsverfassung  und  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechtes  wichtiger  geworden  ist,  da  sind  auch  solche  Strei- 
tigkeiten nach  der  Natur  der  Dinge  eher  als  Verwaltungs- 
suche zu  behandeln.    Ersteres  gilt  z.  B.  von  der  Qualität 

'  So  in  Deutschland  gewöhnlich.  Dagegen  Belgische  Verf.  $.93: 
„ Die  Streitigkeiten,  welche  statsbü rgerli che  Hechte  zum  Gegenstand  haben, 
gehören  vor  die  Tribunale,  mit  Vorbehalt  der  durch  das  Gesetz  bestimm- 
ten Ausnahmen."  * 
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eines  Kaufmanns,  letzteres  aber  von  der  des  Adels,  insofern 
dieser  zu  einer  politischen  Institution  geworden  und  nicht 
zu  einer  bloszen  Reminiscenz  verblichen  ist,  die  nur  auf 
persönliche  Stellung  in  der  Privatgesellschaft  einigen  Ein- 
tlusz  hat. 

c)  Die  Gewerbsbefugnisse  beziehen  sich  auf  die 
Ausübung  eines  Privatberufes  und  den  Privaterwerb,  und 
haben  somit  einen  privatrechtlichen  Gehalt.  Aber  soweit 
dieselben  hinwieder  nach  Gründen  des  Gemeinwohls  ver- 
liehen und  geordnet  werden,  bleibt  auch  darüber  der  Ent- 
scheid der  Verwaltung  vorbehalten. 

d)  Das  Vormundschaftsrecht  endlich  hat  wieder 
eine  Doppelnatur.  Zunächst  dem  Familien-  und  daher  dem 
Privatrechte  zugehörig,  erscheint  doch  die  Vormundschaft 
nuch  als  eine  öffentliche  Pflicht,  und  bei  den  wichtigsten 
Fragen,  z.  B.  der  Ernennung  und  Entlassung  von  Vormün- 
dern, der  obrigkeitlichen  Erlaubnisz  zu  gewissen  Rechtsge- 
schäften, der  Anleitung  für  Stellung  der  Rechnung,  der  regel- 
mäszigen  Aufsicht  und  Controle  der  Verwaltung  handelt  es 
sich  doch  nicht  um  einfache  Handhabung  der  Gerech- 
tigkeit,  soudern  um  öffentliche  Sorge,  welche  inner- 
halb der  Schranken  des  Rechts  durch  Gründe  der  Zweck- 
mäszigkeit  und  Nützlichkeit  geleitet  wird  und  daher  die 
Natur  der  Regierungssorge  hat.  Eis  beruht  daher  auf  guten 
Gründen,  wenn  diese  Seite  in  neuerer  Zeit  an  Vormund- 
schaftsbehörden  übertragen  wird,  die  dem  Organismus  der 
Regierung  angehören. 

5.  Der  Gegensatz  der  strafrechtlichen  Gerichts- 
barkeit und  der  sichernden  Zucht  der  Polizeigewalt 
wurde  oben  10  schon  erörtert  Die  nähere  Begränzung  beider 
Gebiete  wird  in  neuerer  Zeit  gewöhnlich  durch  das  Straf- 
gesetz bestimmt. 

i 

4 

10  Buch  VII.  Cup.  9. 
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6.  Die  Erörterung  und  Entscheidung  administrativer 
Streitfragen  setzt  gewöhnlich  ein  dem  gerichtlichen  Processe 
ähnliches  Verfahren  voraus.  Man  hat  daher  dafür  den  Aus- 
druck Administrativjustiz  aufgebracht  Die  Wahl  des- 
selben ist  aber  nicht  glucklich;  er  erinnert  nur  zu  sehr  an  das 
hölzerne  Eisen.  Die  Justiz  als  solche  ist  nicht  Administration, 
weil  sie  Handhabung  der  Gerechtigkeit  ist.  Eher  läszt  sich 
dagegen  von  Ad ministrativ verfahren  und  von  Ver- 
waltungsinstanzen reden,  welchen  der  Entscheid  über 
solche  Streitigkeiten  gebohrt.  Als  oberste  Instanz  in  solchen 
Sachen  ist  nach  dein  Vorbilde  Frankreichs  oft  der  Stats- 
rath  competent.  Indessen  ist  es  weder  nötliig  noch  rÄth- 
lich,  dasz  diese  Instanz  in  minder  erheblichen  Fällen  zum 
Entscheide  berufen  werde.  Vielmehr  erheischt  gerade  das 
öffentliche  Interesse,  das  liier  nie  auszer  Acht  gelassen  wer- 
den darf,  dasz  durch  untere  den  Betheiligten  näher  liegende 
Instanzen  der  Streit  erledigt  werde. 

Ein  Recht  auf  Gehör  hat  auch  bei  diesem  Verfahren 
jeder  Betheiligte,  und  die  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit 
leistet  auch  da  gute  Dienste,  wenn  sie  in  der  rechten  Weise 
geübt  wird.  Indessen  kann  das  öffentliche  Wohl  in  manchen 
Fällen  Beschränkung  derselben  erfordern.  Das  ist  eben  der 
Hauptunterschied,  dasz  Administrativstreitigkeiten  nicht  aus- 
schlieszlich  nach  Rechtsgrundsätzen,  sondern  zugleich  mit 
Berücksichtigung  der  Zweckmüszigkeit  und  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  entschieden  werden  müssen,  und  dieser  Unterschied 
übt  auf  das  ganze  Verfahren  seinen  Einflusz  aus. 

In  unserer  Zeit  ist  der  Kampf  der  Meinungen  in  dieser 
Beziehung  noch  nicht  zu  vollem  Abschlüsse  gelangt.  In 
Frankreich  kam  der  Gegensatz  zwischen  der  gerichtlichen 
und  der  Verwaltungscompetenz  während  der  Revolution  von 
1789  zuerst  principiell  zur  Erörterung.  Die  früher  geübte 
Einmischung  der  gerichtlichen  Parlamente  in  die  Verwal- 
tungssphäre wurde  damals  um  so  störender  empfunden,  als 
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der  Stat  im  Begriffe  war,  sich  selbst  von  Grund  aus  um- 
zugestalten, die  öffentliche  Wohlfahrt  zum  höchsten  Rechts- 
princip  zu  erheben  und  die  ganze  hergebrachte  Rechtsord- 
nung zu  brechen.  Der  gerichtlichen  Anmaszung  folgte  daher 
eine  rücksichtlose  und  übertriebene  Zurückweisung  von  dem 
Standpunkte  der  Revolution.  Gesetzlich  wurde  im  Jahr  1790 
verordnet:  „Die  Richter  dürfen  auf  keine  Weise  die  Hand- 
lungen der  Verwaltung  stören  noch  die  Administratoren 
wegen  ihrer  Dienstverrichtungen  vor  sich  laden."  Von  da 
aus  wurden  dann  immer  mehr  Streitigkeiten ,  auch  wahre 
Justizsachen  der  gerichtlichen  Competenz  entzogen  und  als 
Verwaltungssache  erklärt.  Napoleon,  durch  die  Hemmnisse 
der  Justiz,  wo  er  durchgreifen  wollte,  leicht  gereizt  begün- 
stigte diese  Richtung,  und  so  wurde  hinwieder  das  Gebiet 
der  Verwaltungssphäre  ungebührlich  erstreckt.  In  Deutsch- 
land dagegen  forderte  die  Autorität  der  vorzugsweise  civi- 
listisch gebildeten  Jurisprudenz,  soweit  sie  auf  Gesetzgebung 
und  Praxis  wirkte,  die  entgegengesetzte  Richtung,  und  sie 
wurde  in  diesem  Streben  durch  die  Interessen  der  persön- 
lichen Freiheit  und  Rechtssicherheit,  welche  in  dein  gericht- 
lichen Verfahren  bessere  Garantien  sahen,  unterstützt.  Das 
Uebermasz  in  dieser  Richtung  rief  dann  aber  in  einzelnen 
Gebietstheilen ,  wo  die  Statsgewalt  ihre  Rechte  doch  nicht 
aufzugeben  genöthigt  werden  konnte,  einen  um  so  willkür- 
licheren Gegendruck  hervor,  der  die  Früchte  jenes  Strebens 
wieder  groszentheils  zerstörte. 

Anmerkung.  In  der  Ausbildung  des  Verwaltungsrechts  ist  die 
französische  Praxis  und  Wissenschaft  der  deutschen  noch  Überlegen.  So 
weit  es  ein  Verwaltungsrecht  gibt,  so  weit  kann  und  soll  dasselbe  auch  in 
Streitigkeiten  durch  die  Verwaltungsbehörden ,  die  in  so  fern  zu  Verwal- 
lungsgerichleu  weiden ,  wenn  es  nicht  —  was  an  sich  zweckmäsziger  ist 
—  besondere  Verwalluugsgerichtshöfe  gibt,  gehandhabt  werden. 
Der  Einzelne,  der  in  seinem  öffentlichen  Rechte  gekränkt  wird,  hat  ein 
Recht  auf  StatsschuU,  wie  der  Private,  der  in  seinem  Privatrechte  ver- 
letzt worden  ist;  uud  in  sehr  vielen  Fällen  wird  die  einfache  Aner- 
kennung seines  Rechts  zu  diesem  Schutze  genügen,  ähnlich  wie  im 
Bhmtschli.  allgemeines  Stotsrecht    II  17 
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Civilprocesz.  So  weit  stimme  ich  Regele  berger  bei,  wenn  er  (kriti- 
sche Zeitschrift  IV.  5.  60)  darauf  aufmerksam  macht,  dasz  auch  die  Ver- 
waltung unterscheiden  müsse  zwischen  den  Dingen,  wo  sie  das  Zweck» 
m na z ige  wählen  dürfe  und  denen,  wo  sie  das  Rechtmässige  anerkenneu 
müsse.  Aber  ich  bin  noch  der  Meinaug,  dasz  die  sogar  im  Privat*  und 
Strafrecht  etwas  fanatische  Juristenmaxime:  fiat  justitia  et  pereat  mundus 
nimmermehr  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  die  Bedeutung 
haben  dürfe:  fiat  justitia  pereat  respublica;  denn  alles  öffentliche  Recht, 
was  Einzelnen  zukommt,  ist  voraus  um  des  States  willen  und  höchstens 
in  zweiter  Linie  um  der  Individnen  willen  vorhanden,  darf  also  niemals 
zum  Verderben  des  States  behauptet  und  gellend  gemacht  werden.  In 
den  Verwaltungsgerichtshöfen  wird  daher  sehr  oft  die  blosze  Anwendung 
eines  Gesetzes  das  Urtheil  bestimmen,  aber  in  manchen  andern  Fallen 
wird  die  Rücksicht  auf  das  öffentliche  Wohl  gar  nicht  entbehrt  werden 
können  und  etwas  offenbar  statsz  weck  widriges  auch  nicht  als  Sla tsrecht 
geschützt  werden  dürfen.  Im  Uebrigen  beruht  die  Formulirung  des 
Unterschieds,  welche  Regelsberger  vorschlägt:  Lebensverhältnisse,  welche 
zwar  ein  Zusammensein  von  Menschen  zur  Voraussetzung  haben,  aber 
nicht  nothwendig  die  Verbindung  zum  Stat  und  andere  Lebensverhält- 
nisse, in  denen  der  politische  Verbaud  das  gestaltende  Element  ist,  auf 
demselben  Grundgedanken,  wie  die  obige  Theorie;  denn  die  erstem  sind 
Verhältnisse  von  Privaten,  die  letztern  Verhältnisse  des  Stats. 


Itcmttcs  ßnrf). 

Von  «1er  Ou  1  tu  rpf I ege  des  Stats. 

- 

Erstes  Capitel. 

VerhaltiiMz  des  States  zur  Keligiou. 

Religion  und  Kirche  sind  zwei  sehr  verschiedene, 
obwohl  häufig  verwechselte  Begriffe.  Die  Religion  ist  die 
Verbindung  des  Menschen  mit  Gott,  die  Kirche  ist  die  Ge- 
in  ein  schaft  der  Gläubigen  zur  Gottesverehrnug.  Das  Wesen 
der  Religion  liegt  in  der  unsichtbaren  Einigung  der  mensch- 
lichen Seele  mit  Gott,  und  in  ihrer  Erfüllung  durch  Gott, 
die  Kirche  aber  ist  ein  sichtbarer  Organismus  der  Gemein- 
schaft, eine  Anstalt  zur  Offenbarung  und  Reinigung  des 
religiösen  Lebens. 

Dem  Alterthum  war  diese  wichtige  Unterscheidung  noch 
nicht  klar.  In  den  ersten  Jahrtausenden  der  Menschheit 
war  das  Gefühl  der  Abhängigkeit  der  Menschen  von  Gott 
und  den  Göttern  so  Überwältigend ,  dasz  es  gleichmaszig  das 
ganze  Volk  umfaszte,  und  zugleich  den  Stat  und  alle  seine 
Institutionen  erfüllte  und  beherrschte.  Zuerst  regierten  die 
Götter  selbst,  ihren  Willen  den  Priestern  offenbarend.  Die 
Theokratie  ist  die  Urform  der  ältesten  Staten. 

Später  wurde  die  Regierung  Menschen  zugeschrieben 


Digitized  by  Google 


260 


Neuntes  Buch.  Culturptlege. 


und  anvertraut,  aber  die  Religion  blieb  Statsreligion. 
Jeder  8tat  hatte  seine  besondern  Götter,  wie  seine  eigen- 
tümlichen Einrichtungen  und  Gesetze,  und  um  die  Götter 
der  andern  S taten  kümmerte  er  sich  wenig.  In  jedem 
State  war  es  Bürgerpflicht,  die  Statsgötter  in  der  vorge- 
schriebenen Weise  zu  verehren.  Nichtachtung  derselben  galt 
als  Auflehnung  gegen  die  Majestät  des  States,  und  war 
ein  Statsverbrechen.  Die  von  den  Römern  besiegten  Völker 
wurden  genöthigt,  den  Göttern  der  Sieger  zu  huldigen;  aber 
ihre  nationalen  Götter  wurden  ihnen  nicht  genommen,  so 
wenig  als  manche  andere  nationale  Einrichtungen.  In  dem 
groszen  Römerreiche  häuften  sich  die  Religionen  wie  die 
Völker,  neben  einander  und  einander  duldend.  Aber  die 
Duldung  war  zunächst  nicht  für  die  Individuen,  sondern 
für  die  Nationen  gewährt.  Und  über  allen  Göttern  erhaben 
thronte  der  Capitolinische  Jupiter. 

Erst  Christus  brachte  eine  gründliche  Umgestaltung  dieser 
Vorstellungen.  Christus  lehrte  nicht  eine  Religion,  wie  sie 
das  römische  Reich  oder  der  jüdische  Stat  vorgeschrieben 
hatten.  Er  war  kein  Priester  und  Verkündiger  einer  State- 
religion; er  hatte  auch  weder  Auftrag  noch  Vollmacht  von 
dem  State.  »Ich  komme  von  Gott;  ich  bin  nicht  von  mir 
selbst  gekommen,  sondern  er  hat  mich  gesandt. tf  „Wie 
mich  mein  Vater  gelehret  hat,  so  rede  ich."  So  unmittelbar 
war  er  sich  seiner  göttlichen  Mission,  seiner  Einheit  mit 
Gott  bewuszt,  und  so  Gottes  voll  war  sein  Geist,  dasz  er, 
wie  kein  anderer  Prophet  es  gewagt,  getrost  sagen  konnte, 
nicht  wie  die  andern  :  „Der  Her r  spricht, u  sondern:  „Wahr- 
lich, ich  sage  euch"  etc.:  „Ich  bin  die  Wahrheit  und  das 
Leben."  Dieser  Gott  aber,  von  dem  seine  Seele  erfüllt 
war  vollkommen,  ganz  und  gar,  war  nicht  mehr  ein  Na- 
tionalgott, wie  auch  der  alte  Jehovah  der  Juden  gewesen. 
Christus  verehrte  in  dem  Einen  Gott,  zu  dein  er  betete,  den 
allmächtigen  8chöpfer  der  Welt,  den  Vater  aller  Menschen. 
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Die  christliche  Religion  ist  somit  unabhängig 
von  dem  State  und  im  Widerspruch  mit  dem  bestehen- 
den State  als  Offenbarung  eines  göttlichen  Individuums 
in  die  Welt  gekommen,  und  sie  hat,  obwohl  miszachtet  und 
verfolgt  von  dem  State,  die  Gemüther  ihrer  ersten  Bekenner 
ergriffen  und  ihr  Reich  ausgebreitet  Der  Stifter  selbst  war 
„weil  er  Gott  gelästert  habe,"  als  ein  Statsverbrecher  von 
dem  jüdischen  Senate  verurtheilt  und  hingerichtet  worden. 
Viele  seiner  Jünger  und  Nachfolger  büszten  mit  dem  Leben 
ihren  Widerspruch  gegen  die  herrschende  Statsreligion,  und 
starben  für  die  Wahrheit  ihres  Glaubens  den  irdischen  Tod, 
voller  Zuversicht  des  ewigen  Lebens  ihrer  Seele. 

Aus  diesen  Erlebnissen  muszten  zwei  Fundamentalsatze 
von  groszer  Tragkraft  den  Christen  offenbar  werden :  1)  Die 
Religion  ist,  wie  nicht  das  Product  des  States,  so  auch 
in  ihrem  Wesen  von  dem  State  unabhängig.  2)  Die  Re- 
ligion erfüllt  das  Individuum  mit  göttlichem  Geiste,  und 
verbindet  die  unsterbliche  Seele  mit  Gott.  Sie  ist  daher 
überall  kein  Verhältnisz  des  menschlichen  Rechts,  sondern 
gehört  wesentlich  dem  ewigen  und  geistigen  Reiche  an, 
von  dem  Christus  gesagt:  „Es  ist  nicht  von  dieser  Welt." 

Der  erstere  negative  8atz  fand  früher  allgemeines  Ver- 
ständnisz  und  Anerkennung,  als  der  zweite  positive.  Die 
christliche  Kirche  war  seit  ihrem  Bestände  immer  geneigt, 
die  Unabhängigkeit  der  Religion  von  dem  Willen  und  dem 
Gebote  des  States  zu  behaupten  und  zu  vertreten.  Sie  er- 
kannte darin  auszer  der  göttlichen  Wahrheit  auch  den  festen 
Grund  ihrer  eigenen  Selbständigkeit  dem  8tate  gegen- 
über. Wenn  es  daher  auch  später  noch  „Statsreligionen* 
gab,  so  hatte  das  Wort  doch  einen  andern  Sinn  bekommen. 
Sie  war  keine  statliche,  keine  nationale  Religion 
mehr.  Sie  leitete  auch  ihre  Wahrheit  und  Geltung  nicht 
von  dem  Gesetze  des  States  ab,  sondern  suchte  und  fand 
ihre  innere  Begründung  in  einer  Offenbarung,  die  in  keiner 
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Beziehung  in  dein  Reiche  der  Statsmacht  iHg  noch  liegen 
konnte.  Statereligion  konnte  demgemäsz  nur  noch  bedeuten, 
die  von  dem  State  uls  wahr  erkannte  und  anerkannte 
Religion,  die  Religion,  deren  Gebot  der  Stat  selbst 
sich  unterwarf.  Nicht  weil  der  Stat  sie  gutgeheiszeu 
hotte,  galt  sie,  sie  bedurfte  der  statlichen  Autorität  nicht, 
sondern  umgekehrt,  der  8tat  gehorchte  der  göttlichen  Auto- 
rität, indem  er  sie  auch  als  seine  Religion  bekannte. 

Nicht  zu  allen  Zeiten  ebenso  günstig  war  die  Kirche 
dem  zweiten  Satze,  auf  dem  das  Princip  der  sogenanuteu 
individuellen  Gewissensfreiheit  ruht  Vielmehr  wenn 
das  individuelle  Bewusztsein  in  Glaubenssachen  zu  Zwiespalt 
kam  mit  ihrem  gemeinsamen  Bekeuntnisz,  so  nahm  sie 
nicht  selten  das  Schwert  des  States  zu  Hülfe,  und  versuchte 
alle  Qualen  und  Leiden  der  statlichen  Strafgerichtsbarkeit, 
um  auch  die  unsterbliche  Seele  nach  ihrem  Willen  zu  zwin- 
gen. Dem  State  verstattete  sie  nicht  Herrschaft  zu  üben 
über  ihren  Glauben,  aber  sie  selber  übte  während  Jahrhun- 
derten mit  Mitteln  der  Stotsgewalt  Herrschaft  über  den 
Glauben  der  Individuen.  Es  bedurfte  groszer  Erfahrungen 
und  Kämpfe,  bis  Stat  und  Kirche  sich  endlich  davon  über- 
zeugten, dasz  ein  solches  Verfahren  dem  Grundprincip  des 
Christenlhums  zuwider  sei. 

Herrschaft  kann  somit  der  Stat  gar  keine  anspre- 
chen, soweit  das  geistige  Gebiet  der  Religion  reicht.  Aber 
damit  allein  ist  das  Rechtsverhältnisz  des  States  zur  Religion 
uoch  nicht  bestimmt.  Vielmehr  ist  dieses  nach  zwei  Seiten 
hin  noch  näher  zu  erwägen  und  zwei  Hauptfragen  zu 
beantworten : 

I.  Wie  ist  das  rechtliche  Verhältnisz  des  States  zu  dem 
religiösen  Leben  der  Individuen? 

II.  Wie  ist  sein  Verhältnisz  zu  dem  Dasein  und  Leben 
der  religiösen  Gemeinschaften,  Kirchen  und  Secten. 
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Zweites  Capitel. 

1  Der  8clintz  der  individuellen  Religionsfreiheit.  Bekenntnfczfreiheit. 

1.  Das  religiöse  Leben  der  8eele  ist  wie  alles  innere 
Geistes-  und  Gemüthslebeu  des  Menschen  dem  menschlichen 
Rechte  entzogen  und  der  Herrschaft  des  States  nicht  unter- 
than.  Die  Unabhängigkeit  desselben  vom  State  versteht 
sich  schon  deszhalb  von  selbst,  weil  dieser  nicht  in  die  Seele 
hineinsieht,  noch  eine  Macht  hat  Ober  ihre  Gedanken  und 
Gefühle.  Sein  Gebiet  ist  ein  sichtbares,  seine  Ordnung  eine 
leibliche.  Das  religiöse  Leben  des  Individuums  kann  in 
den  Bereich  des  menschlichen  Rechtes  erst  dann  kommen, 
wenn  es  sich  äuszerlich  kund  gibt.  Die  religiöse 
Freiheit  oder  die  Gewissensfreiheit  ist  somit  nicht  ein 
Erzeugnisz  der  menschlichen  Rechtsentwickelung,  und  wenn 
wir  auf  das  Wesen  sehen,  überall  kein  (menschlicher) 
Rechtsbegriff".  Sie  ist  von  Gott  in  die  menschliche  Seele 
gepflanzt,  und  Gott  hat  sich  vorbehalten  auf  unsichtbaren 
Wegen  die  Seele  zu  ergreifen  und  zu  erfüllen ,  und  so  auch 
ihr  unsichtbare  Wege  zu  sich  eröffnet.  Die  Freiheit,  die  er 
ihr  gegeben  und  vor  der  Gewalt  des  States  durch  Unsicht- 
barkeit  geschützt  hat,  gehört  zu  dem  ewigen  Reiche,  in 
dem  nicht  der  irdische  Stat,  sondern  Gott  selber  herrscht. 
Dieselbe  in  Ehrfurcht  anzuerkennen  und  gewähren  zu 
lassen  ist  daher  Pflicht  des  States,  dem  es  klar  sein 
musz,  dasz  er  hier  an  die  Gränzen  seiner  Macht  gekom- 
men ist. 

2.  Ist  so  die  individuelle  Glaubensfreiheit  eine 
sittliche,  auszerhalb  des  Statsbereiches  wurzelnde,  so  er- 
scheint dagegen  die  Freiheit  des  Bekenntnisses  auch 
äuszerlich,  und  wird  so  wenigstens  erfaszbar  Tür  das 
menschliche  Recht.  Sie  ist  voraus  eine  Folge  der  erstem, 
und  folglich  wie  jene  auch  zunächst  von  dem  State  einfach 
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anzuerkennen.  In  der  That  laszt  sicli  gegen  den  Satz,  den 
Vinet  mit  so  groszem  Ernst  und  Nachdruck  ausgesprochen 
hat,  nichts  einwenden:  „Die  freimüthige  Offenbarung  der 
religiösen  Ueberzeuguug  ist  ein  Recht,  weil  eine  Pflicht."  1 
Aber  weil  und  insofern  das  Bekenntnisz  sich  äuszerlich  kund 
gibt,  so  findet  es  in  dem  Dasein  der  äuszern  Rechtsordnung 
theila  Schutz,  theils  Schranken,  die  es  beachten  musz,  und 
wird  so  die  ursprünglich  unendliche  Freiheit  derselben  durch 
das  Recht  geschützt  und  begränzt,  ihr  Begriff  um 
dieser  Begränzung  willen  auch  zum  Rechtsbegriff. 

3.  Des  statlichen  Schutzes  bedarf  die  Bekenn tnisz- 
freiheit  des  Individuums,  weil  dieses  ohne  denselben  zwar 
die  Freiheit  zu  glauben  hätte,  aber  an  der  Offenbarung 
und  Bekundung  seines  Glaubens  gehindert  werden  könnte. 
Wegräumung  jedes  Zwanges  und  Behinderung 
jeder  Verfolgung  des  Individuums  um  seines  Bekennt- 
nisses willen  izt  daher  eine  Sorge  des  States.  2  Sie  äussert 
sich  in  folgenden  Anwendungen : 

1  Vinet  „Essai  snr  Ja  mauifestation  des  convictions  i-eligieuses."  p.  190: 
„La  franche  manifestation  des  convictions  religieusea  est  tm  droü  pais- 
qu'elle  est  un  devoir,"  und  anderwärts:  „Gott  ist  die  Wahrheit.  Der 
Mensch  soll  wahr  sein  und  wahr  sein  dürfen.41  Schon  Tertullian  bei 
Böhringer  Kirche  Christi  I.  8.  286:  „Wer  die  Wahrheit  erkannt  hat, 
kann  nicht  anders,  er  musz  ihr  anhangen."  Ein  ebenso  aufrichtiger  als 
beredter  Vertreter  der  Bukenntniszfreiheit  ist  der  Amerikaner  Channing, 
mit  dem  Vinet  in  den  Grundansichten  —  beide  gehen  vom  Individuum 
aus  —  merkwürdig  übereinstimmt,  obwohl  dieser  von  jenem  erst  in  sei- 
nem spätem  Alter  die  Kunde  bekommen  hat. 

1  Vinet  verwirft  in  der  Tendenz,  das  religiöse  Bekenntnisz  völlig 
frei  und  unabhängig  von  dem  State  zu  stellen,  selbst  den  Schutz  des 
States.  Er  fürchtet,  dasz  aus  dem  Schutze  die  Verfolgung  hervor- 
gehe. „Jede  geschützte  Religion,"  sagt  er,  „wird  verfolgen,  und  sie  wird 
es  thun  für  ein  Jota  von  Theologie,  für  ein  Atom  von  Philosophie.  Es 
gibt  aber  nichts  entsetzlicheres  auf  der  Welt  als  die  Tyrannei  des  dog- 
matischen Eifers."  Aber  wer  kann  denn  das  Individuum  vor  dieser  Ver- 
folgung der  kirchlich  gereizten  Mächte  bewahren  als  der  8tat,  welcher 
die  individuelle  Bekenntniszfreiheit  als  solche  in  seinen  Schutz  nimmt? 
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a)  Der  Stut  selbst  darf  keinen  Zwang  Üben,  um  das 
Individuum  zu  einem  Bekenntnisse  zu  nüthigen,  welches  mit 
dem  Glauben  desselben  im  Widerspruch  ist,  somit  von  diesem 
Individuum  doch  nur  eine  Lüge  oder  Heuchelei  wäre. 

Dem  ganzen  christlichen  Mittelalter  war  dieses  Princip 
fremd.  Mit  Feuer  und  Schwert  wurde  der  Glaube  verbrei- 
tet, und  wurden  die  Besiegten  gezwungen,  sieh  zu  der  Re- 
ligion der  Sieger  zu  bekennen.  War  das  Bekenntnisz  auch 
anfangs  nur  auf  den  Lippen,  nicht  in  den  Herzen,  so  hofften 
die  glnubenseifrigen  Sieger  doch,  dasz  die  Macht  der  von 
ihnen  geglaubten  Wahrheit  später  auch  die  Seele  der  Be- 
siegten einnehme,  und  so  auch  für  sie  zu  voller  Wahrheit 
werde:  und  allerdings  hinderte  die  unreine  Form  der  ersten 
Nöthigung  zum  Christen thum  nicht,  dasz  dieses  feste  Wur- 
zeln schlug,  und  nach  und  nach  mit  seinem  eigenen  Geiste 
die  bekehrten  Völker  befruchtete. 

Jener  Zwang  aber  war  weder  dem  Geiste  des  Christen- 
thums gemäsz  —  Christus  hatte  jede  üuszere  Gewalt  ver- 
mieden, und  auch  seinen  .lungern  untersagt  —  noch  in 
Harmonie  mit  dem  wahren  Rechte  des  States.  In  unserer 
Zeit  ist  der  reinere  Grundsatz  nun  zu  allgemeiner  Aner- 
kennung gelangt. 3 

i  Preusziscbes  Land  recht  II.  11,  §.  1-4:  „Jedem  Einwohner  im 
State  steht  für  seine  Person  vollkommene  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
zu.  Die  Begriffe  der  Einwohner  des  Stats  von  Gott  und  göttlichen 
Dingen,  der  Glaube  und  der  innere  Gottesdienst  können  kein  Gegenstand 
von  Zwangsgesetzen  sein.  Niemand  ist  schuldig  über  seine  Privatmeinun- 
gen in  Religionssachen  Vorschriften  vom  State  anzunehmen."  Vgl.  preuszi- 
schea  Gesetz  vom  30.  März  1847.  Bayerisches  Religionsed ict  $.2:  „Er 
(der  Einwohner  des  Reiches)  darf  in  Gegenständen  des  Glaubens  und 
Gewissens  keinem  Zwang  unterworfen ,  auch  darf  Niemanden ,  zu  welcher 
Religion  er  sich  bekennen  mag,  die  einfache  Hausand  acht  untersagt  wer- 
den.«« Französische  Karte  von  1814  §.  5:  „Jeder  bekennt  (profease) 
seine  Religion  mit  gleicher  Freiheit  und  genieszt  für  seine  Gottesverehrung 
den  nämlichen  Schutz.*4  Belgische  §.  15:  „Keiner  ist  gezwungen  auf 
irgend  eine  Weiae  an  den  Handlungen  und  Feierlichkeiten  eines  Gottes* 
dienstee  Tbeil  zu  nehmen,  oder  die  Ruhetage  derselben  zu  beobachten. * 

< 
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Der  Stat  darf  daher  keine  Gesetze  erlassen,  durch 
welche  geboten  wird,  einen  bestimmten  Glauben  zu  beken- 
nen, keinen  Kirchen  besuch,  keine  Beichte  befehlen.  All 
diese  Freiheit  setzt  indessen  mündige  Individuen  voraus,  die 
ihrer  fähig  sind.  Die  Frage  der  religiösen  Erziehung  der 
Kinder  kann  daher  von  diesem  Princip  allein  aus  noch  nicht 
genügend  beantwortet  werden.  In  der  Regel  freilich  handeln 
hier  die  Eltern  für  das  Kind  nach  ihrer  individuellen  Be- 
kenntniszfreiheit;  aber  wenn  die  Eltern  Oberall  nicht  oder 
offenbar  schlecht  für  das  Kind  sorgen,  so  kann  im  Inter- 
esse des  Kindes  unter  Umständen  eine  Obervormund- 
schaftliche  Sorge  des  States  ergänzend  eintreten,  und 
dafür  sorgen ,  dasz  das  von  den  Eltern  vernachlässigte  Kind 
eine  religiöse  Erziehung  erhalte. 4 

Holländische  §.  164:  rJedcr  bekennt  seine  religiösen  Meinungen  mit  voll- 
kommener Freiheit.4*  Oes  t  er  reich  i  sc  h  e  Grundrechte  von  1849  §.  1: 
„Die  volle  Glaubensfreiheit  und  das  Recht  der  häuslichen  Ausübung  des  Re- 
ligionsbekenntnisses ist  Jedermann  gewährleistet. "  Preuszische  $.12.  — 
In  dem  romanischen  Süden  Europa's  ist  das  Princip  indessen  noch  nicht 
durchgedrungen,  wie  theils  das  Stillschweigen  darüber,  theils  die  Art 
beweist,  wie  demselben  eine  kümmerliche  und  stückweise  Anerkennung 
zu  Theil  wird.  Portugiesische  Verfassung  von  1826  $.  6:  „Die  römisch- 
katholisch-apostolische Religion  wird  fortwährend  die  Religion  des  König- 
reichs sein,  alle  übrigen  Religionen  sind  den  Fremden  mit  häuslichem 
Gottesdienste  gestattet,  ohne  äuszerl  iche  Zeichen  und  Tempel. u 
Aber  auffallender  ist,  dasz  noch  im  Jahr  1846  der  schweizerische 
Bund  es  nicht  wagte,  den  Grundsatz  allgemein  anzuerkennen.  Der 
§.  66  sagt  nur:  „Die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  den  aner- 
kannten christlichen  Con fessionen  im  ganzen  Umfange  der  Eid- 
genossenschaft gewährleistet."  In  einzelnen  Cantonalverfassungen  findet 
sich  die  vollere  Anerkennung  vor. 

*  Das  gilt  z.  B.  anch  von  der  Frage  der  sogenannten  Zwangstaufe. 
Judenkinder  sind  gewisz  nicht  gegen  den  Willen  der  Eltern  zu  taufen, 
aber  wenn  es  in  eiuem  christlichen  »State  Eltern  gibt,  die  äußerlich  selber 
als  Christen  gelten,  aber  aus  Liederlichkeit  und  Frivolität  vorziehen,  ihre 
Kinder  nicht  taufen  zu  lassen,  und  ihnen  gar  keine  religiöse  Erziehung 
zu  geben,  so  not  die  Ober  Vormundschaft  wohl  guten  Gruud,  sp  ver- 
wahrloste Kinder  auch  vor  ihren  Eltern  und  die  wahre  Freiheit  jener 
durch  eine  sorjsffülligpre  Erziehung  zu  schützen. 
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b)  Er  darf  nicht  dulden,  dasz  die  Kirche  äuszern 
Zwang  übe,  um  zu  einem  Bekenntnisse  oder  zu  einer 
gottesdienstlichen  Handlung  zu  nöthigen.  Die  Kirche  freilich 
mag  ihrerseits  ihr  Bekenntnisz  feststellen  und  mit  allen 
geistigen  und  moralischen  Mitteln ,  die  ihr  zustehen ,  dahin 
wirken,  dasz  dieses  Bekenntnisz  in  allen  ihren  Gliedern 
lebendig  erhalten  bleibe.  Zu  diesem  Behuf  steht  ihr  auch 
ein  Recht  der  Kirchenzucht  zu;  und  der  Stafc  kann  es 
ihr  nicht  in  der  Regel  wehren,  dasz  sie  Individuen,  welche 
ihr  gemeinsames  Bekenntnisz  verwerfen,  aus  ihrer  Gemein- 
schaft ausschliesze  (excommunicire). 

Verfährt  sie  dabei  zu  engherzig  und  unduldsam,  so 
wird  das  ihr  eigener  Sehnde  sein.  Aber  wenn  sie  von  ihrem 
Rechte  Miszbrauch  macht,  um  die  Statsautorität  zu  beleidi- 
gen, die  bürgerliche  Rechtsordnung  zu  verletzen  und  Un- 
frieden zu  stiften,  dann  wird  der  St«t  gerechte  Ursache 
haben,  auch  solchem  Miszbrauch  entgegen  zu  treten. 

c)  In  dem  byzantinischen  Reiche  und  wahrend  des  ganzen 
Mittelalters  überall  galt  Häresie  als  ein  strafbares  Verbre- 
chen. Die  „Ketzer*  wurden  nicht  etwa  mir  von  der  Kirchen 
gemeinschaft  ausgeschlossen,  sondern  in  Folge  ihres  hart- 
näckigen Beharrens  auf  der  Irrlehre  am  Vermögen  bestraft.5 
Die  ganze  Härte  der  Strafgerichtsbarkeit  wurde  aber  erst 
gegen  die  Ketzer  gerichtet,0  seitdem   iui  Mittelalter  die 

*  Schon  Constan tin  d.  Grosze,  der  das  erste  Toleratizedict  er- 
lasset! hat  (313)  und  geneigt  war,  Christen thum  und  Heidenthum  neben 
einander  zu  dulden,  behandelte  doch  die  Ketzer  durch  da»  Gesetz  vom 
Jahr  326  c.  1.  C.  de  haereticis  mit  Ungunst:  „Hnerelicos  nou  solum  his 
privilegiis  alienos  esse  volumus,  sed  ad  vereis  muneribus  constriugi  et  sul>- 
jici.tt  Seit  Theodosins  wurden  die  Gesetze  gegen  die  Kelzer  strenger. 
Mit  Vermögens verlust  wurden  als  Stataverbrecher  von  den  folgenden  Kai- 
sern alle  Ketzer  („haeretieum  dieimus,  quicunque  catholicae  ecclesiae  et 
orthodoxae  ei  sanclae  fldei  noetrae  non  est"  c.  12.  C.  b.  t.),  die  Haniohäer 
H>gar  mit  der  Todesstrafe  bedroht,  und  nur  ausnahmsweise  Duldung 
verstauet, 

*  Inuocenz  111.  in  c.  10  l).  Greg.  IX.  v.:  „(Jjium  enim  secundmn 
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päpstliche  Autorität  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte.  Die 
Todesstrafe  durch  Verbrennung  wurde  nun  zu  der  regelmäszi- 
gen  Ketzerstrafe.  Das  aufrichtige  Bekenntnis?  des  von  dein  In* 
dividuum  für  wahr  gehaltenen  Glaubens  wurde  somit,  wenn 
es  nicht  mit  dem  allgemeinen  Glauben  zusammenstimmte,  als 
schwerstes  Verbrechen  behandelt,  und  von  der  grausamsten 
Strafe  befreite  nur  die  Verlaugnung  der  individuellen  Wahr- 
heit. Selbst  nach  der  Reformation,  welche  das  Princip  der 
Gewissensfreiheit  zuerst  wieder  mit  Kraft  behauptet, 7  und 

legiliinas  sanctiones  reis  hieane  majestatis  puniüs  capite  bona  conßscentur 
eorwn  filiis  suis  vita  solummodo  ex  misericordia  conservata;  quanto  magis 
aberrantes  in  fide  domint  Dei  filiutn  Jesum  offenduut  —  ecclesiastica 
debent  dislriclione  praeeidi  et  bonis  temporalibus  spoliari,  cum  Jonge  sit 
gravi us  aeternam  quam  temporalem  laedere  majestatem"  und  in  c.  13.  eod.: 
„Moucantur  antem  et  inducantur  et  si  necease  fuerit  per  censuraro  eccles. 
compellantur  aeculares  potcstates  quibuscunque  fungautur  officiis,  ut  sicut 
reptiUiri  cupinnt  et  haberi  fideles,  ita  pro  dcfensione  fidei  praestent  publice 
juraraentum,  quod  de  terris  suae  jurisdictionis  subjectis  universos  hae- 
reUcos  ab  eccleaia  denotatos  bona  fide  pro  viribus  exterminare  studebunt" 
Sachsenspiegel  II.  13.  4.  7:  „Svelk  leersten  mau  oder  wif  ungelo- 
vich  is  uude  mit  tovele  urame  gat  oder  mit  vorgiftnisse,  unde  des  ver- 
wunnen  wirt,  den  sol  man  uppehort  bernen." 

7  Luther,  Tractat  von  der  Beicht:  „Denn  in  dem  Gewissen  will 
Gott  allein  sein  und  sein  Wort  allein  regiereu  lassen;  da  soll  Frei- 
heit sein  von  allen  Menschengesetzen.  —  Zu  dem  Glauben  kann 
und  soll  man  Niemand  zwingen,  sondern  Jedermann  vorhalten  das  Evan- 
gelium und  vermahnen  zum  Glauben,  doch  den  freien  Willen  lassen  zu 
folgen  oder  nicht  zu  folgen.  Es  sollen  alle  Sacramente  frei  sein  Jeder* 
mann.  Wer  nicht  getauft  sein  will,  der  lasz  es  anstehen.  Wer  nicht 
will  das  Sacrament  empfangen,  hat  sein  wohl  Macht."  —  Und  in  der 
Schrift  von  der  weltlichen  Obrigkeit:  „Das  weltlich  Regiment  hat  Gesetz, 
die  sich  nicht  weiter  erstrecken,  denn  über  Leib  und  Gut  und  was 
äiiBzerlich  ist  auf  Erden.  Denn  über  die  Seele  will  und  kann  Gott 
Niemand  lassen  regieren,  denn  sich  selbst  allein.  Darum  ob  weltlich  Ge- 
walt sich  vermiszt  den  Seelen  Gesetz  zu  geben,  da  greift  sie  Gott  in  sein 
Regiment  uud  verführt  und  verderbt  mir  die  Seelen.  Gott  allein  erkennt 
nur  die  Herzen,  darum  ist  es  unmöglich  und  umsonst  Jemanden  zu  ge- 
bieten oder  mit  Gewalt  zu  zwingen,  so  oder  so  zu  glauben.  Weil  es 
denn  Jeglichem  auf  sein  Gewissen  liegt,  wie  er  glaubt  oder  nicht  glaubt, 
und  damit  der  weltlichen  Gewalt  kein  .Abbruch  geschieht,  soll  sie  auch 
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deren  Führer  von  dein  individuellen  Glauben  und  der  in- 
dividuellen Erkenn tnisz  aus  den  Kampf  gegen  die  herge- 
brachte Autorität  der  Kirche  unternommen  hatten,  wurde 
dasselbe  doch  wieder  auch  in  protestantischen  Ländern  .ver- 
kannt. Noch  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  XVIIten  Jahr- 
hunderts und  in  das  XVIlIte  hinein  erneuerte  Ludwig  XTV., 
der  Beschützer  der  Wissenschaft  und  der  schönen  Litteratnr, 
in  dem  feingebildeten  und  geistreichen  Frankreich  die  Ver- 
folgungen der  Protestanten  mit  grausamer  Heftigkeit,  und 
wurden  in  dem  freien  England  hinwieder  die  Papisten  zu 
Sklaven  gemacht  inmitten  einer  Nation  von  freien  Männern.  8 
Die  sogenannte  Duldungsacte  von  1680,  welche  die  dissen- 
tirenden  Protestanten  von  den  Strafen  der  Häresie  befreite, 
wurde  als  ein  groszer  Forlschritt  angesehen,  und  doch  nahm 
sie  noch  die  Papisten  ausdrücklich  aus. 

Den  Nordamerika nern  gebührt  in  erster  Linie  das 

zufrieden  sein  und  ihres  Dinges  warten,  und  lassen  glauben  so  oder  so, 
wie  man  kann  und  will,  und  Niemanden  mit  Gewalt  dringen.  Denn  es 
ist  ein  frei  Werk  um  den  Glauben,  dazu  man  Niemand  kann  zwingen.14 
Der  Kirchenvater  Athanasius,  der  auch  die  Bitterkeiten  der  Verfolgung 
gekostet,  hatte  schon  ähnlich  gesagt  (B  Öhringer  I.  II.  S.  51):  „So  macht 
der  Teufel,  wenn  er  keine  Wahrheit  hat,  seinen  Angriff  mit  dem  Beil 
und  der  Axt,  und  zersprengt  die  Thürcn  derjenigen,  welche  ihn  auf- 
nehmen; der  Heiland  aber  ist  sanftmüthig  und  spricht:  „wenn  mir  Je- 
mand nachfolgen  will,"  und  braucht  keine  Gewalt,  sondern  klopft  viel- 
mehr an.  Denn  nicht  mit  Schwertern  und  Spieszen  noch  durch  Soldaten 
wird  die  Wahrheit  verkündet,  sondern  durch  Ueberzeugung  und  Rath. 
Was  int  aber  dort  für  eine  Ueberzeugung,  wo  Furcht  vor  dem. Kaiser  ist, 
oder  was  ist  dort  für  ein  Rath,  wenn  der  Widersprechende  am  Ende 
verbrannt  oder  getödtet  wird."  Die  verfolgten  Glaubigen  erkannten  diese 
Wahrheit,  die  triumphirenden  achteten  sie  nicht  ebenso  ihren  Gegnern 
gegenüber,  und  der  Stat  zog  bald  im  Dienste  der  einen  bald  der  andern 
sein  Schwert.    Vgl.  unten  die  Anmerkung. 

•  Russell,  engl.  Verf.  c.  13.  Der  König  Wilhelm  III.  that  alles 
Mögliche,  um  das  Princip  der  Glaubensfreiheit  in  weiterem  Cm  fang  zur 
Anerkennung  zu  bringen,  aber  es  war  durch  Jakob  II.,  der  es  zur  Wieder- 
herstellung des  Katholicismus  ausbeuten  wollte,  in  den  Augen  der  Eng- 
länder verdachtig  geworden. 


Digitized  by  Google 


Neuntes  Buch.  Culturptlege. 


Verdienst,  zuerst  die  Religionsfreiheit  als  ein  SlaLs  princip 
der  neuen  Zeit  ausgesprochen  zu  haben.  Als  der  fromme 
Calvinist  Roger  Williams  für  die  Colonie  Providence 
zuerst  1636  den  Grundsatz  gesetzlich  einführte,  dasz  keinerlei 
Zwang  in  Glaubenssuchen  geübt  werden  dürfe,  war  da« 
gegenüber  der  damaligen  Intoleranz  auch  der  übrigen  (Ko- 
lonien eine  seltsame  Neuerung,  und  nur  Versuchs  weise 
wurde  das  Statut  1648  von  der  Krone  bestätigt.  Dem  Bei- 
spiele folgte  der  katholische  Lord  Baltimore  für  Maryland 
1649,  indem  er  nur  Glauben  an  Christus  forderte,  aber  von 
dem  Gegensätze  der  christlichen  (Konfessionen  absah.  End- 
lich begnügte  sich  der  Quäcker  William  Penn  für  Peun- 
sylvanien  mit  dem  Glauben  an  Einen  Gott,  den  Schöpfer 
und  Regierer  der  Welt,  1682. 

Es  dauerte  noch  mehr  als  ein  Jahrhundert,  bis  das  neue 
Princip  in  weiterem  Umfange  anerkannt  wurde.  Erst  die 
neue  Weltperiode  seit  1740  mit  ihrer  philosophischen  Bil- 
dung wagte  den  Fortschritt  aus  der  mittelalterlichen  Gebun- 
denheit. Friedlich  der  Grosze  von  Preuszen  war  der 
erste  König,  der  dasselbe  energisch  verkündete  und  hand- 
habte. Es  war  ein  groszes  Wort,  das  er  aussprach:  „In 
den  Preuszischen  Landen  kann  ein  Jeder  nach  seiner  Faeon 
selig  werden. Ä  9  Seit  dieser  Zeit  brach  sieh  das  anerkannte 
Princip  Bahn,  langsam  freilich,  und  nicht  ohne  wiederholte 

•  Schon  im  Anlimachiavell  schrieb  Friedrich  sehr  schön:  ^Mainteuir 
le  gouvernement  civil  avec  vigueur  et  laisser  u  chocun  la  liberlc  de  con- 
acience;  ölre  toujoura  Roi  et  ne  jamais  faire  le  Prüfe,  est  le  sür  moien 
de  preserver  aon  Etat  des  tempetes  que  l'esprit  dogmatique  des  Theolo- 
giens  cherche  souvent  ä  exciter."  Und  in  dem  Verauch  über  die  Ver- 
fassungsformcu:  „8i  Ton  remonle  a  l  origiue  de  la  societe,  il  est  tout  k 
fait  evident,  que  le  souverain  na  aueun  droit  anr  la  fncon  de  penser  des 
citoyens.  Ne  faudrait-il  paa  elrc  en  demence  pour  se  figurer  que  des 
liommes  ont  dit  h  un  homme  leur  serablable:  nous  vous  elevons  au  dea* 
aus  de  nous,  parce  que  nous  aimous  lcsclavage  et  nous  vous  donnons  la 
puissance  de  diriger  nos  penaees  a  votre  volonte?" 
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Verdunkelung  zu  erfuhren.  10  Der  StaC  fing  an  einzusehen, 
dasz  seine  Gewalt  miszbraucht  werde  im  Dienste  der  kirch- 
lichen Verfolgungssucht,  und  dasz  vielmehr  es  seine  Pflicht 
sei,  die  religiöse  BVeiheit  des  Individuums  vor  derselben 
zu  schützen.  Die  Häresie,  als  eine  Krankheit  der  Seele, 
wurde  aus  dem  Verzeichnisz  der  strafbaren  Vergehen  aus- 
gestrichen. 

d)  Der  Austritt  aus  einer  Kirchengemeinschaft  und 
der  Uebertritt  in  eine  andere  Kirche  oder  8ecte  wird 
ferner  von  dem  State  nicht  mit  Strafe  bedroht,  sondern 
auch  hier  die  individuelle  Gewissensfreiheit  geschützt.  Auch 
das  sind  nothwendige  Folgen  des  Grundprincips. 

Unsere  Zeit  ist  indessen  noch  nicht  zu  einer  vollen 
ruhigen  Anerkennung  derselben  gelangt.  Wenn  auch  das 
Gezetz  nun  die  Freiheit  einfach  schirmt,  so  wird  doch  die 
öffentliche  Meinung  noch  viel  zu  leidenschaftlich  von  dem 
Uebertritte  einzelner/  Individuen  «flieht.  Es  ist  das  ein  Zei- 
chen, dasz  das  Gesetz  des  States  dem  Volksgeiste  hier 
vorangeschritten  ist.  Die  einen  preisen  und  die  andern 
hassen  den  Convertiten.  Die  einen  erwarten  von  dem  Glau- 
benseifer desselben  grosze  Wirkungen,  und  rühmen  seine 
Wahrheitsliebe,  die  andern  sehen  in  ihm  einen  Treulosen, 
und  vermuthen  eigennützige  Beweggründe  seiner  That.  Nur 
Wenige  beurtheilen  ihn  unbefangen.  Dennoch  würde  die 
Wahrheit  in  demselben  Masze  gewinnen  und  die  Möglichkeit 
einer  unehrlichen  und  immoralischen  Aenderung  des  Be- 
kenntnisses sich  vermindern ,  wenn  die  öffentliche  Meinung 
sich  zu  der  Unbefangenheit  des  Gesetzes  zu  erheben  ver- 
möchte. Würde  man  das  Bekenntnisz  der  individuell  er- 
kannten  und   bekannten  Wahrheit  nicht  mehr  als  etwas 

10  Dem  Toleranzedicte  des  Kaisers  Josephs  I.  folgten  noch  während 
seiner  Regierung  die  härtesten  Verordnungen  gegen  Andersgläubige.  Vgl. 
Wilda,  über  Gewissensfreiheit  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  XI.  S.  181  ff. 
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Ungewöhnliches  und  Besonderes  ansehen,  so  würde  der 
Uebertritt  weder  zu  besonderem  Verdienst  atigerechnet, 
noch  als  eine  schwarze  That  verdammt  werden.  Wie  im 
Groszen  die  verschiedenen  Religionen  und  Confessionen 
einen  Sinn  und  eine  Berechtigung  haben,  so  unterscheidet 
sich  auch  der  Zug  der  Individuen  im  Kleinen,  und  inner- 
halb der  gröszern  gleichgesi unten  Massen  offenbaren  sich 
einzelne  individuelle  Abweichungen,  welche  naturgemasz 
zum  Anschlusz  an  andere  ferner  gelegene  Massen  gravi  - 
tiren.  Durch  solche  Uebertritte  der  Individuen  wird  das 
Verhältnisz  im  Groszen  nicht  leicht  geändert;  erst  wenn 
die  Massen  selber  in  Flusz  kommen,  tritt  eine  Aenderung 
in  den  Kirchen  ein.  Auch  die  Kirche  hat  daher  keinen  Grund 
von  dem  Uebertritt  Einzelner  viel  zu  hoffen  oder  viel  zu 
furchten. 

Als  unstatthafte  Strafe  sind  auch  alle  bürgerlichen 
Nacht  heile  zu  betrachten,  welche  mit  dem  Uebertritte 
verbunden  werden,  z.  B.  die  Beschränkung  in  der  Wahl  des 
Aufenthalts,  oder  in  der  Ausübung  eines  Berufs  u.  dgl. 
Wenn  aber  im  Allgemeinen  schon  einzelne  bürgerliche  Rechte 
anders  geordnet  oder  beschränkt  sind  mit  Bezug  auf  die 
Bekenner  einer  bestimmten  Religion,  so  versteht  es  sich  in 
der  Regel,  dasz  das  übergetretene  Individuum  nun  auch  in 
bürgerlicher  Beziehung  nicht  mehr  als  ein  Genosse  seiner 
früheren  Confessionsverwandten  behandelt,  sondern  den  neuen 
Confessionsgenossen  gleich  geachtet  wird.  Der  Jude,  dessen 
bürgerliches  Recht  beschränkt  war,  tritt  zum  Christen  ge- 
worden aus  diesen  Schranken  hinaus.  Aber  im  umgekehrten 
Falle  würde  auch  den  zum  Juden  gewordenen  Christen  das 
Judeurecht  zukommen.  Katholische  Ehegatten,  welche  pro- 
testantisch werden,  fallen  unter  das  Scheidungsrecht  der 
Protestanten,  und  umgekehrt  die  Ehe  von  Protestanten, 
welche  katholisch  werden,  wird  unauflöslich.  Es  ist  wahr, 
der  Uebertritt  kann  lediglich  um  solcher  Wirkungen  willen 
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vollzogen  werden."  Das  ist  aber  ein  gemeinsames  Uebel 
aller  moralischen  Freiheit,  dasz  sie  auch  aus  unedlen  Moti- 
ven miszbraucht  werden  kann,  und  eine  Beschränkung  der- 
selben, es  wäre  denn,  dasz  offenbarer  Hohn  und  Scandal 
vorläge,  um  dieser  Gefahr  willen  keineswegs  zu  rechtfertigen. 

Ebenso  ist  es  nicht  peschränkung  der  individuellen 
Gewissensfreiheit,  wenn  der  8tat  aus  allgemeinen  Gründen 
seiner  eigenen  Wohlfahrt  die  Ausübung  politischer  Rechte 
von  dem  Erfordernisz  eines  bestimmten  Glaubensbe- 
kenntnisses abhängig  macht.  Denn  auf  dem  Gebiete  des 
politischen  Rechts  herrscht  der  Stat,  nicht  das  Individuum, 
und  da  musz  jenem  der  Entscheid  über  die  Frage  frei  stehen, 
ob  er  einer  8tatsreligion  bedürfe,  und  inwiefern  diese  auf 
die  organische  Gestaltung  des  States  selbst  von  Einflusz  sei.  Vl 

c)  Die  Freiheit  ferner  der  Hausandacht  und  des 
häuslichen  Gottesdienstes  wider  Anfechtung  auch  des 
Pöbels  zu  schützen,  ist  eine  Statspflicht,  welche  auf  dem 
obigen  Grundprincipe  ruht,  und  keineswegs  eine  Gunst, 
welche  der  Stat  willkürlich  gewährt  oder  versagt.  Indessen 
folgt  aus  der  individuellen  Gewissensfreiheit  nur  die  Frei- 
heit der  Familie  —  diese  allerdings  in  dem  weiten  Sinne 
des  freundlichen  Zusammenhangs  nicht  blosz  der  Ehe-  und 
Blutsverwandten  eines  Hauses,  sondern  auch  der  Haus- 
freunde  und  Dienstboten  —  in  der  ruhigen  Abgeschlossen- 
heit der  Privatwohnung  Gott  nach  ihrer  Weise  zu  verehren.  13 

"  Ich  höre,  dasz  in  Bayern,  wo  katholische  und  protestantische 
Sträflinge  in  verschiedenen  Zuchthäusern  untergebracht  wareu .  schon 
mehr  als  einmal  der  Uebertritt  ans  einer  Confession  zu  der  andern  er- 
klärt worden  sei,  lediglich  um  während  des  Transports  die  Gelegenheit 
zur  Flucht  zu  erhaschen. 

12  Davon  unten  Cap.  4. 

'»  Westphälischer  Frieden  von  1648.  V.  §.34.  Freilich  nur  für 
katholische  Unterdianen  protestantischer  Fürsten ,  und  für  protestantische 
Unterthanen  katholischer  Landesherren :  „Patienter  Udrrtntur  et  eonuientia 
libera  domi  dcvotioni  mof,  sine  inquiaitione  aut  turbatione  privatim  ra- 
carf,  in  viciuia  veio  ubi  et  quoties  voluerint,  publico  Keligionia  exercitio 
Blu ntsch Ii.  allgemeine»  Stalsrccht    II.  18 
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Wenn  der  Cultus  öffentlich  oder  gemeinsam  von  einer 
Ober  die  Granzen  der  Familie  hinausreichenden  Genossen- 
schaft begangen  wird,  so  entscheidet  nicht  mehr  das  Ver- 
lialtnisz  des  Stats  zu  den  Individuen,  sondern  es  machen 
sich  schon  die  Rücksichten  auf  das  öffentliche  Leben  und 
die  Gesammtheit  geltend. 

Auch  die  ungehinderte  Theilnahme  eines  Individuunis 
an  dem  öffentlichen  Gottesdienste  seiner  Confession  in  frem- 
dem Lande  gehört  hieher. 11 

Anmerkung.  Da«  Oegeutlieil  der  Bekenntniszfreiheit,  der  Be- 
kenn Uiiszzwang,  wurde  bekanntlich  zuerst  von  dein  heiligen  Augu- 
stinus priucipiell  zu  rechtfertigen  gesucht,  und  es  hat  denn  auch  seine 
Lehre  auf  mehr  als  ein  Jahrtausend  den  mächtigsten  Einfluss  auf  die 
Gestaltung  des  positiven  Rechts  und  die  Praxis  geübt.  Es  ist  daher  um 
so  ueuiger  überflüssig,  seine  Begründung  zu  prüfen  und  ihre  Mängel 
darzulegen,  je  neuer  und  unsicherer  noch  die  Anerkennung  des  Grund- 
satzes voller  Freiheit  ist.  Im  Kampfe  wider  die  Donntisten,  die  als 
Verfolgte  wieder  die  Gewissensfreiheit  anriefen  und  verherrlichten,  be- 
hauptete Aiigustin  *  das  Recht  und  die  Pilicht  des  States  zu  Zwangs- 
moszregelu,  um  den  verderblichen  Irrthum  auszurotten.    Auch  er  steht 

interesse,  vel  liberos  suos  exteris  suae  Religionis  schoJis  aut  privatis  domi 
praeeeptoribus  instruendos  committere  non  prohibeantur."  Das  preuszi- 
sche  Undrecht  dehnt  auch  diese  Freiheit  viel  weiter  aus.  II.  11.  §.  7: 
„Jeder  Hausvater  kann  seinen  häuslichen  Gottesdienst  nach  Gutfiuden 
anordnen.  §.  8.  Er  kann  aber  Mitglieder,  die  einer  andern  Religions- 
partei zugethan  sind,  zur  Beiwohnung  desselben  wider  ihren  Willen  nicht 
anhalten.  §.  9.  Heimliche  Zusammenkünfte,  welche  der  Ordnung  und 
Sicherheit  des  States  gefährlich  werden  könnten,  sollen,  auch  unter  dem 
Vorwand  des  häuslichen  Gottesdienstes,  nicht  geduldet  werden. *  Baye- 
risches Religionsedicl  §.  2  oben  in  Note  3,  §.  3:  „Sobald  aber  mehrere 
Familien  zur  Ausübung  ihrer  Religion  sich  verbinden  wollen,  so  wird 
jederzeit  hiezu  die  königliche  Genehmigung  erfordert."  Russischer 
Codex  I.  §.  44,  45  bei  Foelix,  Revue  III.  S.  707. 

"  In  den  Zeiten  der  Verfolgung  wurden  auch  protestantische  Unter- 
(hauen,  welche  auszerhalb  des  Landes  das  Abendmahl  feierten,  und  ka- 
tholische, die  in  der  Nachbarschaft  an  der  Messe  Theil  nahmen,  von  den 
andersgläubigen  Gerichten  ihrer  Heimath  zur  Verantwortung  und  Strafe 
gezogeu. 

♦  Wir  folpen  in  <lcr  Darstellung  «einer  Lehre  Böhrinper  .r  n.  O  I   III.  S.  MX  ff 
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indessen  der  ersten  Zeit  des  Christenthums  und  seiner  Verfolgung  durch 
den  heidnischen  Slat  noch  zu  nahe,  um  dem  State  als  solchem,  auch 
dem  heidnischen  State,  die  Herrschaft  über  die  Gewissen  zuzugestehen. 
„Als  die  Konige  dem  Herrn  noch  nicht  dienten  zu  deu  Zeiten  der  Apostel, 
sondern  noch  tobten  wider  den  Herrn  und  seinen  Gesalbten,  so  konnte 
allerdings  damals  die  Gottlosigkeit  durch  die  Gesetze  noch  nicht  ge- 
dämmt, sondern  vielmehr  nur  ausgeübt  werden.  Denn  so  war  der  Gang 
der  Zeit  und  so  lautete  auch  die  Verheiszuug,  dasz  die  Juden  die  Pre- 
diger Christi  tödteten  und  glaubten,  sie  Ihnen  Gott  noch  einen  Dienst 
daran  "  Nur  der  christlich  gewordenen  Obrigkeit,  dem  christlichen 
State  schreibt  er  das  Recht  und  die  Pflicht  zu:  „Darnach  aber,  als  anfing 
auch  jene  Schrift  erfüllt  zu  werden:  „„Alle  Könige  werden  ihn  anbeteu. 
alle  Heiden  ihm  dienen"",  wer,  wenn  er  aunoch  vernünftig  ist,  wollte 
nun  den  Königen  sagen:  wollet  euch  gar  nicht  kümmern  in  eurem  Reich, 
von  wem  gehalten  oder  bekämpft  werde  die  Kirche  eures  Herrn?" 

Man  sieht,  er  hebt  den  Zusammenhang  des  States  mit  der  wahren 
Kirche  hervor,  und  die  Pflicht  jenes,  für  diese  zu  sorgen.  Wenn  da  der 
Stat  Zwang  anwendet,  so  uöthigt  er  nicht  zu  bekennen  was  ihm  be- 
liebt, sondern  er  handelt  im  Dienste  der  Wahrheit  und  zu  einem  gött- 
lichen Zweck.  Der  Zwang  geschieht  daher  zum  Wohle  derer,  die  ihn 
erleiden,  zu  ihrem  ewigen  Heile.  „Nicht  darauf  soll  man  seheu,  dasz 
sie,  sondern  wozu  sie  gezwungen  werden,  wovon  sie  abgerufen  werden. 
Vom  Bösen  und  Unerlaubten  abzuhalten,  das  ist  keine  Verfolgung,  das 
ist  Besserung.  Gehört  es  nicht  zur  treuen  Hirteusorgc,  auch  jeue  Schafe, 
die  von  der  Heerde  abgeirrt  sind  und  Anderen  in  Besitz  gefallen,  aufzu- 
suchen und  sie  zum  Schafstall  des  Herrn  selbst  mit  Schlugen ,  so  sie  nicht 
gutwillig  folgten,  wieder  zurückzubringen?  Wenn  Jemand  z.  B.  seinen 
Feind,  der  im  hitzigen  Fieber  tobt,  in  einen  Abgrund  würde  laufen  sehen, 
würde  er  dann  nicht  vielmehr  Böses  mit  Bösem  vergelten,  wenn  er  ihn 
so  laufen,  als  wenn  er  ihn  ergreifen  und  binden  lies/.e?  Und  doch  wird 
er  ihm  dann  überaus  beschwerlich  und  widerlich  vorkommen,  wenn  er 
ihm  gerade  am  nützlichsten  und  barmherzigsten  sich  zeigt.  Aber  nach 
vollkommen  hergestellter  Gesundheit  wird  er  ihm  um  so  reichlicheren 
Dank  sagen,  je  weniger  Schonung  er  von  ihm  gehabt  zu  haben  linden 
wird." 

Dem  Widerspruch,  den  die  Freiheit  erhebt,  sucht  er  zu  begegnen, 
indem  er  auf  die  Mängel  der  menschlichen  Freiheit  und  ihre  Verderbnis« 
hinweist:  „Der  Mensch  ist  krank.  Zwingt  mnii  ihn  zum  Guten,  so  raubt 
man  ihm  nicht  die  Freiheil,  sondern  verhilft  ihm  erst  wahrhaft  zu  ihrem 
Besitz.  Um  der  Bessern  willen  darf  man  nicht  die  Schlechtem  nuszer 
Acht  lassen.  Wenn  der  Schrecken  der  weltlichen  Gewalt  die  Wahrheit 
verfolgt,  so  ist  das  für  die  tapferen  Gerechten  eine  glorreiche  Bewahrung, 
den  Schwachen  aber  eine  gefahrliche  Versuchung;  wenn  sie  aber  die 
Wahrheit  verkündigt,  so  ist  das  für  die  Schwankenden  eine  nützliche 
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Mahnung,  für  die,  die  keine  Vernunft  annehmen  wollen,  eine  gerechic 
Heimsuchung.  Wie  Viele  werden  durch  die  Macht  der  Gewohnheit  oder 
durch  die  Furcht  vor  ihrer  nächsten  Umgebung  oder  durch  Trägheil  von 
der  Sache  der  Wahrheit  zurückgehalten?  Da  ist  es  der  Schrecken  der 
weltlichen  Gewalt,  der  diese  Bande  brecheu  soll,,  eine  bittere  aber  heil- 
same Median.  Nicht  jeder  der  schont  ist  ein  Freund,  nicht  jeder  der 
schlägt  ein  Feind.  Besser  ist's  mit  Strenge  lieben,  als  mit  Milde  tauschen. 
Gott  selbst  geht  uns  hierin  vor.  Wer  kann  mehr  lieben  als  er?  Und 
doch  lehrt  er  uns  nicht  blosz  auf  saufte  Weise,  sondern  schreckt  uus 
auch  stets  in  heilsamer  Art." 

Da  der  Zwang  nur  durch  den  Zweck  (Besserung)  gerechtfertigt  wird, 
so  soll  nach  Augustin  „vor  Allem  darauf  Rücksicht  genommen  werden, 
dasz  die  gezüchtigt  werden,  vielmehr  dariu  eine  Mahnung  erkennen,  von 
ihrem  Irrlhum  abzustehen .  als  eine  Strafe  Tür  ihr  Verbrechen.  Würde 
man  nur  schrecken,  nicht  aber  auch  belehren,  so  würde  die  Gewalt  un- 
gerecht scheinen.  Hinwiederum  würde  man  nur  belehren,  nicht  aber 
schrecken,  so  würden  viele  durch  die  alten  Gewohnheiten  Verhärtete  kaum 
nur  dazu  gebracht  werden  können,  den  Weg  des  Heils  einzuschlagen. 
Vielen,  wie  wir  aus  Erfahrung  das  wissen,  hat  es  genützt,  vorerst  durch 
Furcht  oder  Schmerz  gezwungen  zu  werden,  damit  sie  nachher  konnten 
belehrt  werden,  oder  auch  im  Leben  ausüben,  was  sie  schon  in  Worten 
gelernt  hatten.  Die  Furcht  vor  der  Strafe,  wenn  man  auch  noch  keine 
Liebe  zum  Guten  hat,  verschlieszt  doch  wenigstens  die  böse  Lust  iu  das 
Verschliesz  des  Gedankens.  Dadurch,  dasz  einer  fürchtet,  was  er  nicht 
ertragen  will,  läszt  er  entweder  die  bisherige  Leidenschaftlichkeit,  die 
ihn  au  der  Erforschung  der  Wahrheit  hinderte,  fahren,  oder  er  wird  dazu 
gebracht,  die  Wahrheit,  die  er  bisher  aus  was  immer  für  Gründen  nicht 
kannte,  kennen  zu  lernen,  so  dasz  er  aus  Furcht  entweder  daa  Falsche 
nun  abaloszt,  au  dem  er  hing,  oder  das  Wahre  sucht,  daa  er  noch  nicht 
kannte.4*  Auf  deu  Erfolg  des  Zwangs  beruft  er  sich  dann  zumeist.  Die 
von  ihm  erlebten  Erfolge  hatten  seine  eigene  Erwartung  übertroffen.  Er 
selbst  hatte  früherhin  die  Meinung  getheilt,  dasz  Niemand  zur  Einheit 
des  christlichen  Glaubens  gezwungen  werden  sollte,  „damit  wir  nicht  aus 
offenbaren  Häretikern  heuchlerische  Katholiken  erhalten;"  aber  die  Er- 
fahrung, dasz  durch  die  kaiserlichen  Zwnngsgesetze  grosze  Städte  dauernd 
für  den  katholischen  Glauben  gewonnen  wurden  und  die  Ketzerei  vertilgt 
ward,  überzeugte  ihn  von  der  Heilsamkeit  jenes  Zwangs. 

Die  Begründung  Augustiiis  läszt  sich  vorerst  damit  allein  nicht  aus 
dem  Felde  schlagen,  dasz  erwiedeit  wird:  die  Wahrheit  sei  mit  Sicher- 
heit nicht  zu  erkennen,  daher  auch  nicht  zu  bestimmen,  ob  der  Zwang, 
weil  im  Interesse  der  Wahrheit,  nach  Augustin,  gerechtfertigt,  oder,  weil 
wider  die  Wahrheit  selbst  sich  wendend,  ungerecht  sei;  denn  so  stark 
ist  in  der  menschlichen  Seele  der  Trieb  nach  Wahrheit,  und  so  bewuszt 
ist  sie  sich,  dasz  in  Gott  die  Wahrheit  sei,  dasz  sie  nie  an  dem  Gefühl 
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und  der  —  wenn  auch  imm<  t  liin  noch  unvollkommenen  —  Krkcnntnisz 
der  Wahrheit  verzweifeln  kann,  und  dnsz  mich  die  Begründung  des  ent- 
gegengesetzten Briucips  der  Bekennr  niszfi  eiheit  hinwieder  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  einen  Sinn  und  einen  Werth  hat. 

Kiter  Iris/.t  sieh  schon  das  rinnenden,   das/.,   da  jede  Kirche  ihr  Be- 
kenntnis/,  für  das   wahre   halt   und    halten  musz.   der  Slat  c<  tnsc<|  acuter 
Weise  «] iv  l'llirht  hatte,   einer  Kirche  -    der  wahren  --  zu  dienen, 
und  alle  andern,  soweit  Stinc  .Macht  reicht.  /.  u  u  n  t  c  r  il  r  u  c  k  e  n  .  dasz 
somit,  wenn  wir  daran  denken,  das/,  i nshesondere  die  christliche  Religion 
den  Anspruch    hat,  die   menschliche,   nicht  Idosz  eine  nationale  7.11  sein, 
in  höherer  Ratenz  dem  „menschlichen"  Stat  auch  die  Anfgahe  würde,  alle 
andern  Religionen  auf  der  Krde  und  alle  a hwciehrudcu  1  »ekeunt nisse  mit 
Gewalt  /,u  \ertilgen.    I>iese  Kinweudung  wagt  sich  freilich  nicht  unmittel- 
bar an  das  Princip  heran,  aller  sie  macht  doch,  was  die  Kufschliis.se  des 
Statsmannes  \  01  u- hm  lieh  hesiimml.   auf  den  prncr  Neben  Kebelslund  auf- 
merksam,  das/,  die  ( 'onse. j neu/  jenes  l'riticips  die  Stalen  im  Lhenste  der 
verseliiedenen  Bekenntnisse  zn  einem  fortgesetzten  Veriilgungskriege  triebe, 
damit   am   Knde  iiher  dem  al  Igeun dm -u   Rum   Kine   Kirche  idine  Wider- 
S|irnc'i   ifiren    I  t  i u H7 j»h  feierte.     l)as  .Mittelalter,    welches  durch  ('hl  islen- 
t Ii  11  tu  und  Islam  religiös  gespalten  und  bewegt  wurde,  halte  in  der  Thnt 
diesen  Versuch  gemacht,   war  alter  ilurch  die  Krfuhrutjg  inue  geworden, 
das/   die  Macht  des  Schwertes  die  <  i im  1  sh t / < •  in  der  Natur  und  in  der 
Geschichte  der  Volker  nicht  zu  einem  einheitlichen  Systeme  zu  zwin«ren 
vermöge.     Es   niuszte   sich,    mhi   di-r   ln>hern    Macht    der   111   der  Weltge- 
schichte geotTenl.arlen   göttlichen  Wellordnung   bezwungen,   da.s  Neben- 
einanderbestehen,   wie  verschiedener  Stuten.    Sit  auch  verschiedener 
Religionen  und  Bekenntnisse  erfüllen  lassen 

Iheses  |.rae( ische  Bedenken  wird  alter  durch  die  Bei  1  acht u ng  uuer- 
meszlich  gesteigert,  ua-z  für  den  Menschen  der  Weg  zur  Wahrheil  aus/erst 
schw  ierig  und  .schlüpfrig  ist  .  und  ganz  nahe  au  dt  11  Abgründen  des  li  r- 
iluims  iiu'l  au  den  Sumpfen  -c  Tai  i.-cln;  1.  ur  vnrbcifnhri.  wo  Viele,  und 
auch  die.  welche  die  Gewalt,  band  ha  i  »en .  -lurzcu  und  sinken,  wahrend 
\ielleichf  das  verkannte  und  \  erfolgte  1  i.div id  uum  einsam  noch  auf  gutem 
Wege.  Und  wäre  es  ein  l'mweg.  wandelt.  Wir  nahe  liegt  i  usl 'esonden; 
die  Selbsttäuschung  .  welche  die  1  «■  1  |  1  v  e  und  > u  h  j  im- t  i  v  e  W -In  heil 
für  die  MtllkmniiuMH'  und  oKjectnc  halt'.'  Wie  leicht  wurde  jene 
Selhsttuuschung  auch  den  reddeheu  Willen,  der  sich  \erpiiirhtrt  glauht, 
die  Wahl  ladt,  zu  \erbreilcu  dahin  fuhren,  die  abweichende  subjrclive 
Wahrheit  in  einem  Andern  zu  n 1 1  f .  1  d nicken  .  obwohl  in  diesi  r  nicht  min- 
der als  in  jeuer  ein  Strahl  des  göttlichen  Lichtes  ist'.'  Wir  sehen  wie  in 
der  physischen  Weit  mancherlei  Gegenstand«  ui  v  ei  sehn  th  ner  Weise  die 
einen  Lichtstrahlen  m  sich  auffangen,  und  die  andern  als  Fache  zurück- 
strahlen. Wir  seilen,  wie  so  da>  Kine  I.nhl  in  mau  n ich  fa  1 1  igr  Karben 
zert  heilt  um!  gebroeh'  11  wird.    Wie  nun.  darf  die  rot  Im  Käthe  zur  grünen 
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sagen:  in  mir  ist  das  wahre  Licht,  in  dir  aber  das  falsche,  da  doch  in 
l*iden  wahres,  nur  nicht  alles  Licht  ist?  Oder  darf  selbst  das  Weisz, 
welches  das  volle  ungclheilte  Licht  wiederspiegelt,  fordern,  dasz  alle 
Farbenpracht  erlösche,  und  nur  es  selbst  in  seiner  Farblosigkcit  mit 
seinem  Widerpart  dein  schwarzen  ScIiBtten  zurückbleibe?  Wäre  nicht 
auch  diese  Forderung  der  reichen  Schöpfung  zuwider,  die  Gottes  Werk 
ist?  So  ist  es  aber  auch  in  der  Welt  des  geistigen  Lichtes,  und  noch 
leichter  ist  da  die  Täuschung,  welche  die  eigene  färbe  für  das  voll- 
kommene Licht  hält,  und  deu  Bruder  als  Lügner  befeindet,  weil  er  eine 
andere  Farbe  bekennt.  Und  in  geistig  *o  feinen  Dingen  sollte  die  rohe 
Macht  des  Schwertes  dem  Eifer  der  unvermeidlichen  Täuschung  die- 
nen, und  alle  anderen  Farben  auszer  der  eigenen  zu  vertilgen  die  Pilicht 
haben?  Würde  nicht  eine  solche  Pflicht  noch  mehr  in  Widerspruch  ge- 
rathen  mit  der  Natur  des  geistigen  Lebens,  über  welches  sich  Gott  selber 
die  Herrschaft  vorbehalten  hat? 

Der  wissenschaftliche  Fehler  in  dem  Raisounement  von  Augustinus 
liegt  darin,  dasz  er  die  Natur  des  States  verkannt  hat.  Der  erkannte 
Zusammenhang  desselben  mit  der  Kirche  verleitete  ihn,  die  beiden 
Gebiete  des  der  Kirche  gehörigen  religiösen  Lebens  uud  Einflusses 
und  der  weltlichen  Herrschaft  des  States  zu  vermischen,  und  diese 
—  obwohl  im  Dienste  der  Kirche  —  auf  das  erstere  religiöse  Gebiet  zu 
erstrecken.  Der  Theologe  machte  den  Statsmann  zu  seinem  Büttel.  Daraus 
aber,  dasz  der  Stal  die  Kirche  zu  schützen  hat,  folgt  keineswegs,  dasz 
er  auch  die,  welche  auszerhalb  der  kirchlichen  Gemeinschaft 
stehen,  verfolge.  Haben  sie  die  weltliche  Rechtsordnung  des  States  uicht 
verletzt,  so  hat  der  Stat  weder  das  Recht  noch  die  Pflicht,  sie  durch 
weltliche  Strafen  heimzusuchen,  und  seine  Gerichtsbarkeit  auf- ein  Gebiet 
auszudehnen,  welches,  weil  dem  individuellen  Geistesleben  angehörig, 
von  der  weltlichen  Rechtsordnung  uicht  begriffen  wird.  Ihre  Seelen 
können  vor  dem  Richterstuhl  Gottes  mit  Schuld  beladen  sein,  über  ihre 
Gewissen  aber  ist  dem  State  keine  Gewalt  gegeben. 

Der  Stat  ist  nicht  ein  Glied  der  Kirche,  sondern  ein  selb- 
ständiger Organismus  auszer  der  Kirche.  Daher  kann  auch  die 
Kirche  nicht  den  Stal  ihrer  Autorität  u nterord uen. 
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Drittes  Capitel. 

Die  rechtlichen  Schranken  der  Bekenntniszfreiheit. 

♦ 

» 

1.  Man  hönnte  daran  denken,  die  Bekennlniszfreiheit 
nur  insoweit  zu  gestatten,  als  in  dem  Bekenn tnisz  noch  ein 
religiöser  Fond  zu  erkennen  ist,  dagegen  dieselbe  nicht 
mehr  zu  dulden,  wenn  sich  die  Negation  bis  zum  Atheis- 
mus verirrt.  Besser  aber  ist  es,  wenn  darauf  verzichtet 
wird,  eine  GrÄnze  zwischen  erlaubtem  und  unerlaubtem  Be- 
kenntnisz  in  der  unendlichen  krummen  Linie  von  der  vollen 
Erkenntnisz  und  Verehrung  des  wahren  Gottes  bis  zur  gänz- 
lichen Verneinung  desselben  und  dem  leeren  Nichts  zu  fin- 
den und  zu  bezeichnen.  Die  Uebergänge  sind  zu  fein  und 
unmerklich,  als  dasz  sich  die  Gränze  erkennen  liesze;  man 
denke,  nur  an  die  Formen  des  Pantheismus,  an  den  Fetisch  - 
dienst,  an  den  modernen  Cultus  des  Menschgottes,  in  denen 
die  Negation  des  lebendigen  Gottes  oft  viel  grüszer  ist,  als 
die  Anerkennung  eines  göttlichen  Elementes,  und  man  erin- 
nere sich,  dasz  ein  absoluter  Atheismus  nur  als  leere  Formel 
zu  denken  ist,  und  dasz  selbst  in  dem  unendlichen  Nichts 
immer  noch  eine  verborgene  Kraft  der  Schöpfung  mit  ge- 
dacht werden  niusz,  aus  der  eine  Ahnung  Gottes  nicht  aus- 
geschieden werden  kann.  Wird  aber  einmal  das  Grund- 
prineip  anerkannt,  dasz  nicht  dem  irdischen  State,  sondern 
nur  Gott  die  Herrschuft  über  das  Seelenleben  zukomme,  so 
hat  der  Stat  auch  kein  Recht,  die  äusserste  Verirrung 
eines  Geistes,  der  dem  Lichte  entflieht  und  die  schwarze 
Nacht  sucht,  zu  bestrafen.  Wie  oft  ist  gerade  für  begabte 
Geister  ein  solcher  Abweg  nur  ein  Durchgangsmoment-  und 
der  Antrieb  zu  neuem  höheren  Aufschwünge  dem  Lichte  zu. 
Das  Individuum  soll  wahr  sein  und  wahr  sein  dürfen,  nicht 
blosz  wenn  es  die  objective  Wahrheit  erkennt,  sondern  auch 
wenn  es  sie  bezweifelt  und  verneint. 
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2.  Hat  so  Jedermann  ein  Recht,  ein  subjectives  wahres 
Bekenntnisz  abzulegen,  so  darf  er  doch  hinwieder  bei  seiner 
Aeuszerung  nicht  eine  Form  wählen,  durch  welche  die  vou 
dem  State  anerkannten  kirchlichen  Anstalten  beschimpft 
und  in  ihrem  Bestände  verletzt  werden.  Das  indivi- 
duelle Recht  findet  seine  natürliche  Granze  in  dem  Rechte 
des  Andern  und  der  Gemeinschaft,  und  der  Stat  hat  hier 
zwiefache  Pflichten  zugleich  zu  beachten:  er  hat  die  indivi- 
duelle Bekenntniszfreiheit  und  den  Schutz  der  Kirche  und 
ihres  Rechtes  auf  äuszere  Achtung  ihrer  Existenz  mit  ein- 
ander zu  verbinden.  Er  straft  den  Juden  nicht,  der  in  Chri- 
stus nicht  den  Messias  anerkennt,  den  Skeptiker  nicht,  der 
die  Wahrheit  der  historischen  Offenbarung  läugnet,  den 
pantheistischen  Philosophen  nicht,  der  in  dem  Menschen 
nicht  ein  Geschöpf  Gottes  sieht,  sondern  ihn  für  eine  Ent- 
wicklungsphase Gottes  hält.  Aber  wenn  in  einem  christ- 
lichen State  der  Jude  öffentlich  auf  Christus  schimpft,  oder 
der  Skeptiker  sich  herausnimmt,  an  den  christlichen  Fest- 
tagen das  kirchliche  Volk  durch  öffentlich  ausgehängte  Bil- 
der zu  kränken  und  zu  ärgern,  welche  seinen  Offenbarungs- 
glauben  als  ein  Erzeugnisz  des  Truges  und  eine  Geburt  der 
Dummheit  verhöhnen,  wenn  der  Philosoph  die  Kirche  eine 
Thürin  und  Lügnerin  schilt,  weil  sie  den  Glauben  an  die 
Schöpfung  Gottes  lehrt  und  bekennt,  so  greifen  die  Indivi- 
duen in  das  Recht  der  Kirche  über,  und  da  sie  dasselbe 
äuszerlich  verletzen,  so  hat  der  Stat  den  Beruf,  sie  für  diese 
Rechtsverletzung  zu  bestrafen. 

Zwar  ist  es  auch  hier  nicht  immer  leicht,  die  Glänze 
zu  ziehen,  an  der  sich  erlaubte  Polemik  von  strafba- 
rer Beleidigung  scheidet.  Indessen  sind  doch  hier  überall 
äuszere  Kennzeichen  wahrnehmbar,  aus  welchen  sich  so- 
wohl die  subjective  Neigung  zu  verletzen,  als  die  objective 
Rechts-  und  Ehrenkräukung  ermessen  läszt,  und  es  ist  die 
weltliche  Gerechtigkeit  auch  sonst  befähigt  und  geübt  ,  die 
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äuszere  Khre  vor  unerlaubter  Kränkung  zu  schützen.  Vieles 
kommt  bei  der  Beurtheilung  auf  'die  Umstände  im.  Es  kann 
eine  Aeuszerung  in  einein  wissenschaftliehen  Werke,  weil 
sie  durch  den  inofivirenden  Zusammenhang  gewissermaszcn 
•  ihres  beleidigenden  Elements  entkleidet  wird,  oder  dieses 
gleichsam  g  e  b  n  n  d  e n  erseheint  ,  nicht  strafbar  sein  ,  welche 
herausgerissen  ans  diesem  Zusammenhing  und  in  öffentlichen 
Blättern  dein  cliristlieh  gesinnten  Vn]ke  zugeschleudcrt  zu 
strafbarer  Beleidigung  wird. 

Ii.  Ferner  ist  der  Stuf,  vollkommen  berechtigt,  eine 
Form  des  freien  Bekenntnisses,  welche  die  öffentliche 
Wohlfahrt  schädigt  und  als  gemeingefährlich  er- 
scheint, zu  untersagen  und  beziehungsweise  zu  bestrafen. 
Der  Stat  bat  vor  allen  Dingen  die  Aufgabe,  die  öffentliche 
Wohlfahrt  \(.r  Schaden  und  Gefahr  zu  sichein,  und  nie  darf 
die  individuelle  Freiheit  bis  zum  Angriff  auf  jene  ausgedehnt 
werden.  Würde  der  Stat  auf  jenes  Hecht  verzichten,  so 
würde  er  sich  selbst  insoweit  aufgeben.  Was  aber  gemein- 
schädlich wirke,  das  zu  bestimmen  liegt  in  der  Macht  und 
in  dem  Rechte  des  States  selbst,  nicht  der  Individuen. 
Schlitzt  er  den  Philosophen,  dessen  Speculaliouen  den  leben- 
digen Gott  verneinen,  in  der  Wissenschaft  liehen  DarMellung 
seiner  atheistischen  Gcdaukenrcihe,  so  braucht  er  dagegen 
nicht  zu  dulden,  dasz  ein  Atheist  da. s  Volk  um  sieh  sammle 
und  haranguire,  noch  zu  gestalten,  «las/  Sittenprediger  oder 
Journalisten  die  sittlichen  Fundamentalsätze,  auf  denen  auch 
die  Ordnung  des  States  ruht,  öffentlich  bestreiten,  die  Ge- 
müther verwirren  und  die  bösen  Leidenschaften,  die  in  der 
Menge  schlummern,  entflammen. 
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Viertes  CapiteL 

Von  der  Statsreligion. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  war  es  die  Meinung  aller  Par-  • 
teien  in  allen  Zeiten,  dasz  die  Religion  nicht  allein  eines 
der  wichtigsten  Fundamente  auch  der  statlichen  Ordnung 
sei,  sondern  dasz  der  Stat  selbst  der  Religion  nicht 
entbehren  könne.  Die  alten  noch  heidnischen  Römer 
unternahmen  kein  wichtiges  Statsgeschaft  ohne  die  Erinne- 
rung an  die  Götter,  und  ohne  deren  Zustimmung  und  Gunst 
zu  erbitten. 1  Und  später  zweifelte  in  Europa  Niemand 
daran ,  dasz  die  Staten  christlich  geworden  seien ,  wie  denn 
auch  ihre  Feinde,  die  muhammedanischen  Staten  ebenso 
entschieden  die  Religion  Muhammeds  bekannten. 

Erst  in  der  neuesten  Zeit  wird  eine  Neigung  sichtbar, 
die  Verbindung  des  States  mit  der  Religion  völlig  zu  lösen, 
und  den  Grundsatz  zu  vertheidigen,  dasz  der  Stat  als  solcher 
weder  eine  Religion  habe  noch  bekennen  und  fördern  dürfe. 
Einen  gröszern  Antheil  an  dieser  Tendenz  hat  wohl  die 
Stimmung  derer,  welche  auch  individuell  nur  ungern  an 
die  Religion  erinnert  werden.  Dieselbe  ist  aber  auch  schon 
von  wahrhaft  frommen  Gemüthern  im  Namen  der  Bekennt- 
niszfreiheit  vertheidigt  worden.  Da  diese  Frage  eher  das 
Geistesleben  de6  Stats  als  die  Rechtsordnung  betrifft,  so  ge- 
hört ihre  Beantwortung  eher  der  Politik  zu.  Aber  das  Stats- 
recht  darf  sie  insoweit  nicht  ganz  Ubergehen,  als  der  Stat 
entweder  eine  bestimmte  Religion  zur  Statsreligion  erklärt 

1  Cicero  de  Divinatione  I.  16.  §•  28:  „Nihil  fere  quondaro  majori« 
rei,  nisi  auspicato  ne  privatim  quidem  gerebatur."  Valer.  Max.  II.  1. 
§.  1  und  die  weiteren  Stellen  bei  Rubiuo,  Untersuchungen  u.  s.  f.  I. 
S.  44  ff.  Cicero  de  Legibus  II.  8  ff.  schlägt  ein  ausführliches  Sacral- 
gesetz  vor,  in  welchem  sich  der  enge  Zusammenhang  auch  der  Götter- 
Verehrung  mit  dem  Statsleben  deutlich  zeigt. 
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oder  doch  von  einer  bestimmten  Religion  seine  öllentlichen 
Institutionen  abhängig  gemacht  hat. 

Man  darf  die  8  tutsrel igion  nicht  mit  der  Stutski  rc  he 
verwechseln.  Ein  Stat  kann  eine  bestimmte  Religion  hoben 
und  bekennen,  z.  R.  die  christliche,  ohne  einer  nähern 
Form  des  christlichen  locken ntnisses ,  ohne  einer  besondern 
christlichen  Kirche  das  anssehlieszliche  Vorzugsrecht  der  Stats- 
kirchc  einzuräumen.  Die  Unterscheidungslehren  der  ver- 
schiedenen christlichen  Confessionen  und  die  mancherlei  ab- 
weichenden Gebrauche  derselben  haben  offenbar  für  den  Stat 
und  das  (jebiet,  in  welchem  er  sich  bewegt,  ein  weit  ge- 
ringeres, grösztentheils  wohl  gar  kein  Interesse.  Die  ge- 
meinsamen christlichen  Grundwahrheiten  können  ihm  Cur 
sein  Verhältnis/  zu  Gott  völlig  genügend  erscheinen.  Kr 
kann  sonnt  gar  wohl  christlich  sein,  ohne  nothwendig 
nach  katholisch  oder  protestantisch  zu  sein. 

Die  frühere  Statengeschichle  gab  zwar  den  Stuten  ge- 
wöhnlich eine  besondere  eonfcssionelle  Richtung.  Die  ersten 
christlichen  Stuten  waren  katholisch  oder  arianisch,  dann 
griechisch-  oder  römisch  -  katholisch.  Seil  der  Reformation 
waren  die  meisten  europäischen  Statin  entschieden  entweder 
katholisch  oder  protestantisch.  Sie  bekannten  mit  Nachdruck 
die  besondere  Form  der  christlichen  Religion,  und  nur  we- 
nige gab  es,  in  welchen,  wie  in  der  schweizerischen 
Kidgenossenschaft'2  und  im  d  e  u  t  s  c  h  e  u  Re  i  c  h  e ,  :<  die 
Unmöglichkeit,  die  gclheilten  Rekenntnisse  zu  einigen  oder 
eines  von  beiden  zur  Herrschaft  zu  erheben,  zur  gleieh- 
mäszigen  Anerkennung  zweier,  oder  dreier  Confessionen  zwang. 

3  Das  IViucij)  der  Parität  wurde  in  der  Schweiz  zuerst  im  .lahrc 
1521)  unerkannt.  Vergl.  H  1  Ii  n  (  s  i:  ii  1  i .  ljt<sc.-liit*lite  des  sdiwt  izerischeu 
Hundesicehls  I.  8.  327  ff. ;  nlwr  es  k'iiil  prnctiseli  nur  in  den  gemeinen 
Herrschaften  und  in  dem  Hunde,  nicht  in  den  ein/einen  Cantonen. 

1  Schon  in  «lern  eisten  Kel  igionsfriedcn  unter  Karl  V.  ist  der  Keim 
solcher  Pari  tat  zu  erkennen,  entwickelt  ist  er  in  dein  w  e  s  1 1>  h  u  1 1  so  h  e  n 
Frieden  von  lt>48.    Vgl.  besonders  Aegidi  Furstcmath.  S.  37  ff. 
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Nur  sehr  unvollständig  und  nur  zur  Noth  wurde  dann  das 
Princip  der  Parität  anerkannt.  Erst  seit  der  Erhebung 
Nordamerika^  wurde  dieselbe  als  ein  wahres  Stats- 
princip  proclamirt,  und  machte  in  unserm  Jahrhundert 
auch  in  Europa  grosze  Fortschritte.  Der  falsche  Grund  der 
Parität  ist  die  Indifferenz  des  States  für  die  Religion  über- 
haupt, ihr  wahrer  die  volle  Befriedigung  des  religiösen 
Statsbedürfnisses  durch  das  Chris tenth um  in  allen 
seinen  besondern  Auffassungen  und  Confessionen.  Erst  wenn 
der  moderne  Stat  diese  höhere  gemein -christliche  Stufe  er- 
stiegen haben  wird,  wird  er  der  Gefahr  völlig  entgangen 
sein,  dasz  seine  Macht,  wie  das  früher  so  oft  geschehen, 
im  Dienste  einer  besondern  Confession  zu  ungerechter  Unter- 
drückung und  Verfolgung  eines  abweichenden  Bekenntnisses 
miszbraucht  werde.  1  Die  wahre  Freiheit  und  die  Reinheit 
der  Religion  hat  er  dann  mit  neuen  Garantien  ausgerüstet, 
und  für  sich  selbst  einen  Standpunkt  gewonnen,  von  dem 
aus  er  mit  freiem  Geiste  und  in  weitherzigem  Sinne  sein 
Verhältnisz  zu  den  verschiedenen  Kirchen  und  Secten  ord- 
nen kann. 

Seit  Pufendorf  und  Rousseau  spricht  man  überdem  von 
einer  S tatsreligion  (religion  civile)  noch  in  einem  andern 
Sinn.  Da  der  Stat  als  eine  Rechtsgemeinschaft  möglicher- 
weise Christen  und  Nichtchristen  gleiches  Recht  gewährt, 
so  kann  er  auch  für  seine  statlichen  Verhältnisse  sich  an 
die  natürliche  Religion  halten,  als  die  gemeinsame 
Grundlage  der  verschiedenen  Offenbarungsreligionen,  und 
sich  in  allen  den  Dingen,  wo  der  Stat  selbst  in  seinen  Rechts- 
einrichtungen  oder  in  seinem  politischen  Leben  der  Religion 
nicht  entbehren  kann,  mit  dem  gemein-menschlichen  Gottes- 
begriff begnügen,  damit  auch  darin  sich  die  Gemeinschaft 

4  Lauge  a.  a.  0.  S.  54:  „Der  Confessionalisraus  hat  fost  in  ahn 
liebem  Masze  an  dem  Unglück  der  christlichen  Staten  gearbeitet,  wie  das 
Chrislcntlium  ihr  Gedeihen,  ihren  Wohlstand  und  ihre  Blüthe  begründete.1* 
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des  Volks  einige,  bestehe  dasselbe  aus  Christen,  Juden,  Muham- 
medanern,  Buddhaverehrern,  Brahmagläubigen  oder  moder- 
nen philosophisch  gebildeten  NichtChristen.  Da  in  den 
modernen  Stuten  sehr  viele  Nichtchristen  leben  und  wirken, 
die  trotz  ihres  Unglaubens  gute  Bürger  und  sogar  vortreff- 
liche Beamte  sein  können,  und  der  Stat  doch  vorerst  eine 
politische  nicht  eine  religiöse  Gemeinschaft  ist,  so  begreifen 
wir,  dasz  er  den  Versuch  macht,  einen  Standpunkt  zu  er- 
reichen, von  dem  aus  er  auch  allen  diesen  Religionen  ge- 
recht wird.  Aber  es  wird  hier  kaum  eine  andere  Lösung 
der  Schwierigkeit  geben,  wenn  nicht  ein  logisch  unangreif- 
barer natürlicher  Got.tesbegrifi'  wissenschaftlich  hergestellt  und 
von  dein  Gemeinbewusztsein  anerkannt  wird. 

In  dem  Rechte  der  jetzigen  Stuten  zeigen  sich  noch  die 
historischen  Entwicklungsstufen  und  die  Schwankungen  der 
idealen  Auffassung: 

1.  Eine  Reihe  von  europäischen  Stuten  bekennt  noch 
eine  bestimmte  Form  des  Christenthums:  so  Ruszland  und 
Griechenland  die  griechische.  Spanien.  Portugal  und 
bis  auf  die  neueste  Zeit  alle  italienischen  Stuten  die  römisch- 
katholische, Schweden  und  Norwegen  die  evangelisch- 
lutherische Confession,  selbst  England  noch  die  der  Hoch- 
kirche, neigt  sich  aber  in  seinen  neueren  Gesetzen .  wie  das 
neue  Königreich  Italien,  entschieden  dem  System  der  christ- 
lichen Parität  zu. 5 

s  Russischer  Codex  J.  §.  40.  Bei  F(vli.v  Revue  et  rang,  et  frone. 
III.  8.  70«.  Griechische  Verf.  §.  1.  „Die  herrschende  Religion  in  Grie- 
chenland ist  die  der  orthodoxen  christlichen  Kirche  des  Orients.  Jede 
andere  anerkannte  Religion  wird  geduldet,  und  ihr  freier  Cultus  durch 
die  Gesetze  geschützt."  Noch  im  Jahre  ltS48  erklärt*-  die  Verfassung  \on 
Neapel,  Art.  3,  das/,  aus/er  der  katholischen  keiner  andern  Religion 
ein  Cultus  gestattet  werde.  Spanische  11:  „Die  Nation  \ crptliehtct 
sich,  den  Cultus  und  die  Diener  der  katholischen  Religion,  welche  die 
Spanier  bekennen  ,  zu  unterhalten."  Portugiesisch«:^«:  „Die  rotniseh- 
kntholisch-aposlolisehe  Religion  wird  fortwährend  die  Religion  des  König- 
reichs sein;  alle  übrigen  Religionen   sind  den  Fremden  mit  häuslichem 
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2)  Daseinfach  christliche  (beziehungsweise  paritä- 
tische) System  gilt  auszer  in  Nordamerika  vorzüglich 
in  den  deutschen  Staten  und  nun  auch  in  Oesterreich 
und  Preuszen,  obwohl  jenes  mehr  zu  dem  Katholicismus, 
dieses  mehr  zum  Protestantismus  gravitirt,  in  Frankreich, 
in  Holland,  in  Belgien,  in  dem  schweizerischen 
Bunde. 6 

3)  Nur  ganz  vorübergehend    in  der  Erhitzung  des 

Gottesdienste  gestattet,  ohne  äuszerliche  Zeichen  und  Tempel."  Schwe- 
dische §.  3  nnd  4.  Norwegische  §.  2:  „Die  evangelisch •  lutherische 
Religion  verbleibt  die  öffentliche  Religion  des  States.  Die  Einwohner,  die 
sich  zu  ihr  bekennen,  sind  verpflichtet  ihre  Kinder  in  derselben  zu  er- 
ziehen. Jesuiten-  und  Mönchsorden  dürfen  nicht  geduldet  Werden.  Juden  ist, 
wie  bisher,  der  Eintritt  im  Reich  versagt."  Ueber  England  vergl.  das  Werk 
von  Gladslone,  übersetzt  von  J.  Treu  herz.  Französische  Charte  von 
1814,  §.6:  „Die  römisch-katholische  Religion  ist  die  Religion  des  Stata.« 

6  Deutsche  Bundesacte  §.16:  „Die  Verschiedenheit  der  christlichen 
Religinnsparteien  kann  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deutschen  Bundes 
keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse  des  bürgerlichen  und  politischen 
Rechts  begründen.1*  Bayerische  Verf.  §.9:  „Die  in  dem  Königreiche 
bestehenden  drei  christlichen  Kirchengesellschaften  genieszen  gleiche  bür- 
gerliche und  politische  Rechte. M  Preuszische  §.  14:  „Die  christliche 
Religion  wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  States,  welche  mit  der  Reli- 
gionsübung  im  Zusammenhange  stehen,  unbeschadet  der  im  Art.  12  gewähr- 
leisteten Religionsfreiheit,  zum  Grunde  gelegt."  In  Oesterreich  schwankt 
die  Gesetzgebung  noch  zwischen  der  confessiouellen  und  der  paritätischen 
Richtung.  Die  Grundrechte  von  1849  §.  2  sprachen  sich  für  die  letztere 
aus,  das  Concordat  von  1856  aber  begünstigte  wieder  die  erstere.  Das 
Protestantengesetz  vom  8.  April  1861  sucht  hinwieder  den  protestantischen 
Kirchen  gerecht  zu  werden:  und  die  volle  Anerkennung  der  Religions- 
freiheit findet  indem  Reichsrathe  nun  warme  Vertreter.  Holländische 
§.  165,  168.  Belgische  §.  14,  15.  Schweizerische  Bundesverf. 
§.  44:  „Die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten 
christlichen  Confessionen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft 
gewährleistet.  Den  Kantonen,  sowie  dem  Bunde  bleibt  vorbehalten  für 
Handhabung  der  öffentlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Con- 
fessionen die  geeigneten  Masznahinen  zu  treffen."  Französische  Charte 
von  1830,  §.  6:  „Die  Diener  der  römisch-katholisch-apostolischen  Religion, 
zu  welcher  sich  die  Mehrheit  der  Franzosen  bekennt,  und  jene  der  übri- 
gen christlichen  Religionen  erhalten  ihre  Besoldungen  aus  dem  Stats- 
schatze."    Verf.  von  1848,  §.  7,  noch  abstracter. 
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Revolutionsfiebers  hat  die  französische  Republik  alle  Re- 
ligion verworfen  und  den  Stat  als  „ gottlos"  (rätat  est  athee) 
erklärt.  Robespierre  selbst  hat  die  Verehrung  des  „ höchsten 
Wesens"  (ßtre  supreme)  wieder  für  nöthig  erachtet,  und 
einen  Versuch  gemacht,  wenigstens  zur  natürlichen  Religion 
zurück  zu  kehren. 

Mehr  oder  weniger  deutlich  zeigt  sich  ein  derartiges 
Streben,  für  die  Rechtsverhältnisse  sich  nur  an  die  natür- 
liche Religion  des  Gottesglaubens  zu  halten  in  der  neueren 
Praxis  einzelner  vorgeschrittener  Staten.  Aber  zu  einer  kluren 
Aussprache  ist  dieses  Princip  noch  in  keiner  Verfassung  ge- 
langt, wenn  wir  nicht  die  nordamerikanischo  hieher 
rechnen  dürfen. 

.  Das  ßekeuntnisz  einer  Religion  von  Seiten  des  States 
selbst,  und  insbesondere  der  christlichen,  äuszert  sich  in 
folgenden  Wirkungen : 

1)  In  der  religiösen  Feier,  durch  welche  grosze 
Vorkommnisse  im  statlichen  Leben  eingeleitet  oder  begleitet 
und  neue  Einrichtungen  geheiligt  werden,  z.  B. :  der  Gottes- 
dienst vor  Eröffnung  der  Versammlung  des  gesetzgebenden 
Körpers,  bei  dem  Thronwechsel,  bei  Einführung  einer  neuen 
Verfassung,  die  öffentlich  angeordneten  Gebete  in  Kriegs- 
oder in  anderer  gemeiner  Noth,  die  nationalen  Busz-,  Dank- 
und  Erinnerungsfeste  u.  dgl. 7  Nichts  macht  den  sittlichen 
Charakter  des  Stats  anschaulicher  und  stärkt  die  moralischen 

7  Edni.  Burke,  Betrachtungen  über  die  französische  Revolution: 
„Die  Heiligung  des  States  durch  stallich  -  religiöse  Anstalten  ist  nöthig, 
um  mit  heilsamem  ehrwürdigem  Schauer  auf  freie  Bürger  zn  wirken; 
ist  ihnen,  die  zur  Erhaltung  ihrer  Freiheit  einen  höhern  Grad  von  Macht 
besitzen  müssen,  nöthiger,  als  den  Völkern,  die  durch  ihr  Joch  im  engen 
Kreise  häuslicher  Sorgen  und  häuslicher  Angelegenheiten  beschrankt  sind. 
Wer  Oewalt  besitzt,  sollte  um  so  tiefer,  inniger  den  Gedanken  fühlen, 
dasz  Gewalt  ein  anvertrautes  Gut,  ein  Gut  ist,  für  dessen  Verwaltung 
man  einst  zur  Rechenschaft  erscheint  vor  dem  groszen  allmächtigen 
Richter,  dem  Herrn  nnd  Schöpfer  aller  Gesellschaft.- 
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Kräfte,  die  für  sein  Wohl  thätig  sind,  mehr,  als  die  reli- 
giöse Weihe  und  Erhebung,  um  die  der  Stat  Gott  selbst 
bittet; 

2)  in  der  Anpassung  der  GeseUe  an  den  Geist  und 
die  Anforderungen  des  Christen  thums; 

3)  in  den  s tatlichen  Anstalten  und  Verwen- 
dungen zur  Erhaltung,  Förderung  und  Ausbreitung  des 
Christenthums ; 

4)  in  der  Bestrafung  von  Handlungen  oder  Aeuszerun- 
gen,  durch  welche  der  christliche  Gottesdienst  oder  ein  an- 
derer religiöser  Cultus  in  friedenstörender  Form  angegriffen 
oder  der  religiöse  Volksglaube  öffentlich  verhöhnt  wird; 

5)  in  der  wichtigen  Institution  des  Eides;  es  musz 
aber  der  Stat  auch  den  Nichtchristen  eine  ihrer  Religion 
angemessene  Form  des  Eides  zulassen,  und  die  individuelle 
Religion  in  Andern  achten ,  indem  er  dem  Geiste  seiner  Re- 
ligion folgt; 

H)  in  vielen  Staten  auch  in  dem  Erfordernisse  christ- 
lichen Bekenntnisses  derer,  welche  berufen  werden,  die 
Regierung  im  State  und  die  Rechtspflege  zu  verwalten.8  Diese 
Anwendung  des  Princips  ist  übrigens  auch  für  den  christ- 
lichen Stat  nicht  gerade  nothwendig.  Wo  grosze  Bestand- 
theilo  des  Volks  einem  andern  als  dem  christlichen  Glauben 
zugethan  sind,  wäre  es  unnatürlich  und  ungerecht  ihre  Glie- 
der von  jeder  Theilnahme  an  der  Regierung  und  Rechts- 
pflege auszu8chlieszen ;  da  nicht  bestritten  werden  kann ,  dasz 
auch  Nichtchristen  gut  regieren  und  gerecht  richten  können. 
Der  nordamerikanische  Grundsatz,  dasz  das  religiöse  Be- 
kenntnisz  bei  Besetzung  der  Aemter  und  Stellen  nicht  in 

»  Veigl.  oben  Buch  II.  Cap.  19.  S.  105  ff.  Im  Gegensätze  dazu  das 
nordamerikaniache  Princip:  „Niemand  kann  ein  Glaubensbekenntnis 
als  Erfordernisz  zur  Erlangung  eines  Amtes  oder  einer  Stelle  mit  öffent- 
licher Gewalt  abgefordert  werden."  Story,  Bundesrecht  B.  III.  3.  .VLIII. 
§.  261  und  in  Mittermaiers  Zeitschr.  für  d.  Ausl.  IX.  S.  15. 
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gebilligt  worden  ist,  geht  von  der  Voraussetzung  des  con- 
fessio ns losen  States  aus.  Dasz  aber  auch  da  wenigstens 
das  Erfordernisz  der  natürlichen  Religion  vorausgesetzt  wird, 
ergibt  sich  aus  der  Vorschrift  des  Verfassungseides, 
dem  erklärten  Atheisten  gegenüber  keinen  Sinn  hat. 


-  Fünftes  Capitel. 

•  *  .       .'!<»'  i 
III.  Verhältnis?,  des  Siates  zur  Kirclie. 

Es  ist  eine  gemeinsam  anerkannte  Ordnung  aller  christ- 
lichen Völker,  dasz  Stat  und  Kirche  als  zweierlei 
w  esentlich  sei  bständ  ige  Gern  ein  sc  haften  anerkannt 
sind.  Nur  vorübergehend  in  Momenten  heftiger  und  krank- 
hafter Erregung  ist  diese  Grundwahrheit  von  einzelnen  Völ- 
kern verworfen,  sonst  nur  von  fanatischen  Schwärmern  oder 
träumerischen  Philosophen  geläugnet  worden.  Auf  ihr  be- 
ruht vornehmlich  die  moderne  Gesittung  und  Freiheit. 

Dagegen  wurden  über  das  Verhältnisz  des  States  zur 
Kirche  in  verschiedenen  Zeiten  und  unter  verschiedenen 
Völkern  mannichfaltige  Systeme  gellend,  und  auch  unsere 
Zeit  scheint  über  diese  Frage  noch  nicht  zu  einer  Verstän- 
digung gelangt  zu  sein.  Folgende  Hauptsysteme  lassen  sich 
auf  historischem  Wege  erkennen : 

1.  Als  das  Christentum  zuerst  aus  dem  gedrückten 
Zustand  einer  verfolgten  Religion  zu  einer  von  dem  Stat 
anerkannten  erhoben  wurde,  in  dem  römisch-griechi- 
schen Kaiserreiche,  da  wurde  die  Kirche  auch  sofort  zur 
Statskirche  im  strengsten  Sinne  des  Wortes.  In  den 
äuszeren  Formen  und  in  den  Begriffen  des  Stets  wirkte  noch 
die  antik -römische  Ansicht  nach,  welche  die  Religion  als 

Blontschli,  allgcmpinps  Statftreoht.   II  10 
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eine  Seite  des  öffentlichen  Lebens  betrachtet,  die  Herrschaft 
über  dieses  über  ganz  und  gar  in  dem  State  coucenttirt. 
Der  Kaiser,  als  das  absolute  Oberhaupt  des  States,  übte 
zugleich  auch  die  höchste  Macht  über  die  Kirche  aus.1  Der 
Kaiser  erliesz  Gesetze  zum  Schutze  und  zur  Förderung  der 
Kirche,  aber  nicht  minder  über  die  Verfassung  und  den 
Cultus  der  Kirche  und  selbst  Über  die  Dogmen  derselben 
und  über  und  wider  die  Häretiker.  Er  berief  die  Concilien 
der  Bischöfe,  leitete  dieselben  durch  seine  Commissarien, 
l>estätigte  ihre  Beschlüsse  und  gab  denselben  erst  dadurch 
legitime  Autorität.  Der  Kaiser  war  somit  das  äuszere 
Oberhaupt  auch  der  Kirche,  wie  des  States. 

Indessen  nur  dos  äuszere  Oberhaupt.  Der  Kaiser  war 
doch  als  Christ  genöthigt,  anzuerkennen,  dasz  der  christ- 
liche Glaube  nicht  auf  seiner  Autorität  beruhe,  sondern  auf 
der  höhern  Christi.  Er  konnte  nicht  anders,  er  muszte  in 
den  Bischöfen,  den  Nachfolgern  und  Geweihten  der  Apostel 
auch  die  vorzüglichen  Zeugen  und  Trager  der  christlichen 
Lehre  erkennen.  Nicht  weil  ihm  ihre  Dogmen  gelielen,  ge- 
bot er  deren  Beachtung,  sondern  weil  und  soweit  er  die- 
selben  als  die  wahren  christlichen  erkannte.  In  den  Zeilen 
der  Verfolgung  schon  war  für  die  religiöse  Gemeinschaft  der 
Christen  eine  Ordnung  der  christlichen  Aemter  gegründet 
worden,  getrennt  von  den  Statsämtern. 

Es  war  ein  Klerus  entstanden,  dessen  eigentliche  Mis- 
sion doch  nicht  ,  wie  der  Beruf  der  Statsbeamten,  von  dem 
Kaiser  abgeleitet  ward;  dieser  Klerus  suchte  auch  in  seiner 
Erscheinung  nach  einer  Einheit  auszer  dem  Statsoberhaupte, 
wie  er  in  Christus,  dessen  Dienst  er  sich  geweiht  hatte,  die 
von  dem  State  unabhängige  geistige  Einheit  besasz.  Die 
Gemeinschaft  der  Synoden  war  eine  Form  solcher  Einheit; 
aber  nur  in  seltenen  Momenten   traten  diese  zusammen. 

'  Am  schärfsten  ist  der  Ausdruck  de«  Kaisers  Leo  des  Bilderstürmers: 
on  ßwStXttg  /ni  itnti  -  //,//•    Gregorovius  Rom  V.  *i63. 

» 

\ 
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Die  Patriarchen  an  fler  Stelle  der  Apostel,  der  Bischof  von 
Rom  voraus,  der  Nachfolger  des  Apostels  Petrus,  der  in  der 
ersten  Hauptstadt  des  christlichen  Wellreichs  und  zugleich 
ferner  von  dein  Hofe  dos  Kaisers  residirle,  hatten  das  er- 
höhte Ansehen  der  Väter  der  Kirche,  und  vertraten  die 
Einheit  und  Selbständigkeit  der  christlichen  Kirche  dort  selbst 
dem  Kaiser  gegenüber. 

So  waren  für  die  politische  und  rechtliche  Gemeinschaft 
einerseits  und  für  die  religiöse  andererseits  zwei  in  dem 
Princip  ihres  Daseins,  in  der  Ordnung  der  Aemter,  und  in 
den  Aufgaben  und  Mitteln  ihrer  Wirksamkeit  vollständig 
gesonderte  Organismen  da.  Nur  in  der  höchsten  Spitze 
ihrer  äuszern  Macht  einigten  sie  sich  in  dem  christlichen 
Kaiser,  und  durch  ihn  wurde  die  äuszere  Herrschaft 
des  States  über  die  Kirche  und  der 'Charakter  der 
Kirche  als  8tatskirche  dargestellt  und  behauptet.  Aber 
der  8tat  war  alt  geworden,  und  trotz  der  formellen  All- 
macht innerlich  schwach ;  und  die  Kirche  war  noch  jung  voll 
frischer,  gesunder  Triebe,  und,  obwohl  äuszerlich  abhängig 
von  der  Statsautorität,  an  Geistesmacht  dem  State  Uber- 
legen und  auf  dem  Wege,  auch  ihre  Selbständigkeit  zu  er- 
kämpfen. 

Wir  begegnen  diesem  System  der  Statskirche,  an 
deren  Spitze  das  Statsoberhau pt  steht,  noch  in  unserer 
Zeit.  Am  ähnlichsten  der  byzantinischen  Form  und  in  voller 
Kraft  besteht  es  noch  im  russischen  Reiche,  nur  mit  dem 
wichtigen  Unterschiede,  dasz  der  russische  Stat  voll  aufstre- 
bender Jugendkraft  und  im  Wachsthum  begriffen  ist,  die 
Kirchengewalt  in  der  Hand  des  russischen  Kaisers  daher 
auch  energischer  geübt  wird  als  in  der  des  byzantinischen 
Kaisers.  1 

# 

2  Russischer  Codex  l>ei  Fcelix  Revue  etrangere  et  francaise  UI. 
S.  707:  1.  §.  42:  „Der  Kaiser  ist  der  oberste  Beschirmer  und  Bewahrer 
der  Dogmen  der  Statskirche.    Kr  wacht  über  die  Beachtung  der  Orthodoxie 
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In  Englaini  gab  es  ebenfalls  eine  Zeit,  in  welcher 
der  König  auch  als  Oberhaupt  der  englischen  Kirche  (su- 
premttm  caput  ecclesiae,  qutuitum  per  Christi  legem  licet) 
galt1  und  einein  Papst  nicht  unähnlich  in  kirchlichen  Dingen 
herrschte,  die  Zeit  Heinrichs  VIII.  Das  waren  aber  nur 
vorübergehende  Verirrungen,  und  der  Supremat  des  eng- 
lischen Königs  hat  sich  im  Verfolge  der  Zeit  doch  wesentlich 
dem  System  genähert,  das  wir  als  Hoheit  (Vogtschaft) 
des  States  über  die  Kirche  bezeichnen  können. 

Die  Mängel  des  ersteren  Systems,  das  in  unserer  an 
Widersprüchen  so  fruchtbaren  Zeit  auch  wieder  Verfechter 
gefunden  hat, 4  sind  aber  so  grosz  in  theoretischer  Beziehung, 
als  sie  schwer  empfunden  werden  im  practischen  Leben. 
Eine  derartige  Einigung  von  Stat  und  Kirche,  deren  innere 
Selbständigkeit  beiderseits  zugegeben  werden  musz,  und 
die  auch  äuszerlich  als  zwei  organische  Gemeinscha  f- 
ten  sich  durstellen,  in  Einer  Person,  in  dem  8  tatsober  ha  upt, 
macht  an  und  für  sich  schon  den  Eindruck  einer  Miszge- 
burt:  zwei  Leiber  und  Ein  Kopf.  5    Da  überdem  das  Stats- 

und  der  Disciplin  in  dem  Kirchendieust.    §.  43:   Bei  Verwaltung  der 
kirchlichen  Angelegenheiten  handelt  das  Slatsoberhaiipt  durch  Vermittlung 
der  heiligen,  von  ihm  geordneten  Synode." 
•  Gl  ad  s  tone  n.  n.  O.  S.  295. 

4  Unter  den  Reformatoren  hat  Zwingli  £ich  demselben  zugeneigt, 
freilich  mit  der  ausgesprochenen  Forderung,  dasz  das  Statsregiment  ein 
christliches  (reformirtes)  sei.  Vgl.  Lauge  über  die  Neugestaltung  des 
Verhältnisses  von  Stat  und  Kirche.    S.  15  ff. 

&  Diese  Unnatur  hatte  Napoleon  sehr  wohl  gefühlt  und  bezeichnet, 
als  ihm  der  Vorschlag  gemacht  wurde,  sieh  an  die  Spitze  einer  fran- 
zösischen National  ki rehe  zu  stellen.  Er  verwarf  den  Gedanken  als 
einen  ebenso  eiteln  «Is  verächtlichen:  „Wie,  er  ein  Mann  des  Kriegs,  mit 
Degen  und  Sporn,  in  Schlachten  grosz,  sollte  sich  zum  Haupt  der  Kirche 
machen,  die  Kirchenzucht  und  den  Glauben  ordnen!  Wollte  mau  ihn  so 
verhaszt  macheu,  wie  Robespierre,  der  den  Cultus  „des  höchsten  Wesens" 
erfunden,  oder  so  lächerlieh  wie  Larevrillere-Llpraux,  den  Erfinder  der 
Theophilanthropie.  Wer  würde  ihm  folgen?  Wer  die  Heerde  feiner  Gläu- 
bigen bilden?  Sicher  nicht  die  wahrhaft  gläubigen  Christen,  nicht  die 
Mehrzahl  der  Katholiken,  welche  nicht  einmal  den  geweihten  Priestern 
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Oberhaupt  seinem  Wesen  nach  dein  Statskörper  angehört 
und  von  dessen  Geist  erfüllt  ist,  so  liegt  darin  auch  eine 
übertriebene  Herrschaft  des  States  über  die  Kirche  und  eine 
mangelhafte  Einigung  und  Vertretung  dieser. 

Die  Concentration  solcher  Doppelau toritAt  und  Doppel- 
macht in  Einem  Haupte  war  überall  entweder  die  Folge 
oder  der  Grund  eines  «hsoluten  Despotismus,  der  jede  freiere 
Regung  unterdrückt  und  eine  höhere  humane  Gesittung  nicht 
aufkommen  laszt.  Wird  den  Völkern  und  den  Individuen 
der  Trost  genommen,  aus  der  Hedrangnisz  des  States  in 
die  Arme  der  Kirche  zu  ilüchten,  und  vor  der  Beängstigung 
und  Verfolgung  der  Kirche  hei  dem  State  Schutz  zu  linden, 
so  sind  sie  in  manchen  Fällen  der  Verzweiflung  preisgege- 
ben. Die  politische  Knechtschaft  wird  durch  die  Autorität 
der  Kirche  geheiligt,  die  kirchliche  Beengung  der  Gewissen 
durch  die  Gewalt  des  States  mit  eisernen  Fesseln  verschärft. 
Fine  der  wichtigsten  Ursachen  der  hohem  und  freiem  Cultur 
des  Occidents  vor  dem  Orient  liegt  jedenfalls  in  der  ausge- 
bildeten Zweiheit  und  Gesoudertheit  des  Slates  und  der 
Kirche,  und  eine  der  sichersten  Stutzen  orientalischer  Despotie 
in  der  Einigung  der  obersten  Slats-  und  Kirchengewult  in 

folgen  wollten,  die  sich  hatten  vm  »Schulden  kommeii  lassen,  einen  von 
«lern  Stnfs»eselz  \orgcsrlirielieiien  Kid  in  schwuren.  Es  würden  ihm 
folgen  eine  Anzahl  schlechter  Geistlicher,  eine  Anzahl  entlaufener  Mönche, 
Anhänger  der 'Clubs,  und  im  Scandal  lebend,  die  von  dem  Haupte  der 
neuen  Kirche  die  Erlaubnis*  zur  Heirath  der  Priester  erwnrteten.  Und 
einer  solchen  Kirche  wollte  man  den  Sieger  von  Marengo  und  Rivoli ,  den 
Hersteller  der  bürgerlichen  Ordnung  zum  Haupte  geben?  ihn  so  tief  er- 
niedrigen? —  Aber  gesetzt  es  gelänge  das  Unmögliche,  und  mit  seiner 
ohnehin  unermeßlichen  weltlichen  Macht  würde  der  erste  Consul  auch 
die  geistliche  \  ereinigen,  so  würde  er  zum  unerträglichsten  der  Tyrannen, 
er  würde  zum  Herrn  werden  über  den  Leib  und  die  »Seele;  dem  türki- 
schen Sultan  ähnlich,  welcher  zugleich  Haupt  des  Slates,  der  Armee  und 
der  Religion  ist!  Ueberdem  der  Versuch  wäre  ein  vergeblicher,  seine 
Tyrannei  würde  zum  Gegenstände  des  Spottes  werden,  statt  einer  Kirche 
wäre  nur  eine  neue  Glaubeiisspaltung  und  die  dümmste  von  allen  die 
Fracht  solcher  Bemühungen."    Thier»,  histoire  du  Conaulat  III.  S.  165. 
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Einem  Herrscher.  Aus  diesem  Grund  vornehmlich  steht  der 
m  u  Ii  am  med  an  i  sehe  Stat  so  sehr  hinter  dem  christ- 
lichen zurück. * 

2.  Sehen  wir  ab  von  der  Periode  der  fränkischen 
Monarchie ,  welche  den  Uebergang  uns  der  römisch -grie- 
chischen Vorstellung  in  die  eigentlich  mittelalterliche  und 
zugleich  wieder,  wie  auch  mit  Bezug  auf  die  Institution  des 
Parlaments  —  ein  vorbildlicher  Versuch  wur,  das  Verhall- 
nisz  in  der  Weise  zu  gestalten,  wie  sie  nach  vielen  Jahr- 
hunderten  erst  zur  Geltung  gekommen  ist,  so  werden  wir 
im  Mittelalter  zwei  vollständig  ausgebildete  Organismen 
gewahr,  beide  der  Idee  nach  die  gesummte  Christenheit  um- 
fassend,  beide  mit  eigenem  Haupte.  Nur  an  der  Spitze  des 
weltlichen  Reiches  stund  der  Kaiser,  an  der  des  geistlichen 
nun  der  Papst. 

Darüber,  dasz  die  beiden  Reiche  wesentlich  selbständig 

M ei nc  Studien  über  Slot  und  Kirehe.  8.  J35:  „Christus  hatte  jeder- 
zeit scharf  unterschieden  /wischen  Stat  und  Kirche.  Mohmumcd  ist 
gleichzeitig  Kirchen-  und  Siatsmaitn:  und  eben  deszhaJb  weder  dns  eine 
noch  d>is  andere  im  höchsten  Sinne  des  Worts  Nur  au  der  Einheit 
Gottes  hielt  er  fest;  alles  übrige,  die  ganze  Welt  mit  ihren  Gegensätzen 
und  in  ihrer  Mannichfalligkeit  warf  er  unter-  und  durcheinander,  ohne 
Scheidung,  au  Einen  Haufen,  über  den  sich  nur  Eine  höchste  Gewalt  als 
Spitze  erhob,  der  Statthalter  Gottes  auf  Erden.  Es  gibt  strenge  genommen 
keine  Kirche  des  Islam  und  keinen  Stat  der  Kalifen.  Was  aus  dieser 
groszen  Mischung  von  religiösem  und  politischem  Dasein  hervorging,  war 
ein  einheitliches  Reich;  aber  nicht  weder  eine  Kirehe  noch  ein  Stat: 
„Das  Rneh  ist  Gottes,  er  gibt  es,  wem  er  will;  die  Erde  ist  Gottes,  er 
gibt  sie,  wem  er  will."  Das  ist  der  einfach  religiös-polnische  Salz,  vou 
dem  der  Islam  ausging.  Der  Grundcharakter  dieses  Reiches  ist  nicht  die 
Theokrntie  im  eigentlichen  Sinne.  Nicht  Gott  selbst  herrscht  unmittelbar, 
sondern  ein  Meusch  herrscht,  aber  im  Namen  Gottes  und  mit 
göttlicher  Vollmacht.  Er  herrscht  wie  der  ei u ige  Gott."  Eine  gute 
Darstellung  der  mohammedanischen  Doctrin  hat  neuerlich  Eisenhart 
gegeben:  „Die  Slatssysteme  der  Gegenwart."  Bd.  1.  Die  Reformen  iu  der 
Türkei  folgen  al»er  der  modernen  Zeitriehtuug,  die  überall  zwischen 
dem  Gebiet  des  States  und  der  Kirche  die  Sondernng  zu  vollziehen 
strebt. 
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und  verschieden  seien,  war  nun  die  Welt  eini^.  Die  Kaiser 
liacltten  nicht  mehr,  die  Kirehe  als  nnszerliehe  Anstalt  dem 
Ortranismus  des  States  einzufügen ,  und  <:ewissennaszen  als 
eine  besondere  Ahlheiinn«:  der  Stntscinrichhingcn  »lein  State 
unterzuordnen:  und  die  Papste  vermaszcn  sieh  seihst  auf 
dein  Zenith  ihres  Anseliens  nicht .  den  Stat  als  ein  (»Med 
des  kirchlichen  < )r<rnnisiiiu*  zu  erklären  und  der  Kirehe  ein- 
zuverleiben. Die  Lehre,  das/.  Gott  zwei  Seil  werter  als 
/eichen  der  obersten  Macht  verliehen  habe,  ein  weltliches 
und  ein  geistliches.,  und  dasz  jenes  dem  Kaiser,  dieses 
dem  Papste  zukomme.7  war  eine  »jeuieinsnme  Meinung  der 
Oibellinen  und  der  (Miellen. 

Die  beiden  Organismen  waren  auf  das  engste  ver- 
bunden und  noch  au  mancher  Stelle  gemischt,  Gemcin- 
satn  umschlossen  und  beherrschten  sie  alles  Volk.  Wer  als 
Brecher  des  öUenllichcn  Friedens  von  den  Gerichten  des 
Königs  in  die  Acht  «retlmn  und  so  auszerhalb  die  Rechts- 
ordnung gesetzt  worden  war.  der  wurde,  wenn  er  nicht, 
mit  dem  Stat  sich  versöhnte,  durch  den  Kirchenbann 
auch  ans  der  religiösen  ( Jeineinschnff  ausgeschlossen.  Er 
verlor  tnit  dem  irdischen  Rechte  auch  die  1 1 « >1Vi h 1 1 1 tr  auf  den 
himmlischen  Frieden.  Fnejekehrt .  wer  als  l'n^läubi^er  in 
den  Bann  der  Kirche  gekommen  war.  verfiel,  wenn  sich 
nicht  die  Kirehe  durch  seine  Heue  erweichen  üesz,  in  die 
stutliche  Acht. H  Der  Fluch  der  Kirche  zoy  auch  den 
Untergang  alles  Rechts  auf  Knien  nach  sich.  Die  vereinte 
Gewalt  heider  Machte  war  in  derThal  furchtbar  und  erschien 

'  Sae  Ii  s  e  n  s  [>  i  <  ■  g  <■  I  J.  1.    t>k'\w  »»hen  Buch  I.  -t.  >S.  51. 

*  S  a  c  h  s  c  n  <  fi  i  c  >j  <•  1  I.  I.  Dir  i>  ilc  Ix-trknisse .  svnt  dt-mn  puvese 
widersia,  < lat  lie  mit  ^fi.Mliknuu  nrliic  nirhi  ingt-ti  no  mach,  dal  it 
de  ki'»w.«r  mit  wfrUikt'tn  rechte  d\iu-i:  (Uinc  j.avi^r  ^rhnrsam  to  wesenc. 
So  sol  ok  de-  gusililv««  gewillt  In-lpt-it  «It'iuf  ivrrilikfin  nWilc,  uf\  il  i.s 
hedari'.  III.  03:  1  und  "  1 :  „Hau  Mi.dc  der  seh-  unde  in-  mint  doch 
niemnniie  den  Iif.  1 1< .<Ji  ne  krenket.  ji i*-nj;> u an  limtiechle  noch  an  len- 
rechte,  dar  ne  vul^c  <U\h  koiiinj;r-  achte  u;i  ' 
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unermeszlich.    Weder  im  Leben  noch  im  Tode  konnte  man 
ihr  entgehen. 

Ueber  das  Verhältnisz  beider  Mächte  zu  einander  aber 
wurde  der  grosze  Streit  des  Mittelalters  geführt.  Damals 
waren  die  Kaiser  geneigt  auf  das  ältere  Recht  ihrer  Ueber- 
ordnung  Verzicht  zu  leisten  und  sich  mit  der  Gleichstel- 
lung zu  begnügen,  aber  die  Päpste  behaupteten  nun  um- 
gekehrt Ueberord  nung  des  geistlichen  über  das 
weltliche  Reich.  In  der  That  war  im  Mittelalter  die 
römische  Kirche  in  wesentlichen  Beziehungen  dem  germa- 
nischen Stute  überlegen.  Sie  war  es  an  Umfang  und  Ein- 
heit, denn  sie  umfaszte  wirklich  und  einte  die  ganze  abend- 
ländische Christenheit ;  der  Kaiser  aber  stand  nur  dem  Range 
nach  Ober  den  andern  Königen  und  Fürsten,  es  gab  in 
Wahrheit  kein  eigenes  abendländisches  Statenreich,  son-  . 
dern  eine  groszc-Zahl  mannichfaltiger  von  einander  unab- 
hängiger 8 taten.  Sie  hatte  nicht  allein  die  Autorität  der 
Religion  für  sich,  sondern  alle  Macht  und  aller  Einflusz  der 
Wissenschaft  und  der  antiken  Cultur  war  in  ihre 
Hand  gelegt.  Es  gab  keine  weltliche  Wissenschaft 
mehr,  die  dem  State  hätte  dienen  und  sein  Bewusztsein 
stärkeu  können.  Desto  eher  konnte  die  Kirche  ihre  höhere 
Berechtigung  auch  in  den  Ideen  darstellen  und  durch  die 
Ideen  siegen.  Ihr  Reich,  sagte  sie,  sei  das  Reich  des 
Geistes,  der  Stat  das  des  Leibes.  In  der  That,  wenn  Kirche 
und  Stat  sich  wirklich  zu  einander  verhielten,  wie  Geist 
und  Körper,  so  wäre  nichts  gewisser,  als  dasz* der  Kirche 
nicht  blosz  die  Hoheit,  sondern  sogar  die  Herrschaft 
über  den  Stat  gebührte."     Einzelne  mächtige  Päpste 

9  Schon  Gregor  VII.  vertheidigle  so  die  Meinung,  der  Papst  sei 
über  dem  Kaiser,  gegen  Kaiser  Heinrich  IV.  Er  berief  sich  darauf, 
dasz  auch  der  Kaiser  zu  den  Schafen  gehöre,  über  welche  Petrus  zum 
Hirten  gesetzt  sei  (Ev.  Job.  XXI.  15—17);  wogegen  freilich  der  Kuiser 
dem  Papste  erwiedern  konnte,  dasz  eben  so  dieser  in  weltlicher  Beziehung 
ein  Unterthan  des  Kaiseis  sei.    Am  vollständigsten-  und  s^hnrfsteu  wird 
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versuchten  es,  diese  Oberherrschaft  zu  verwirklichen.  Sie  be- 
haupteten geradezu,  dasz  die  geistliche  Leitung  die  weltliche 
im  Princip  in  sich  schliesze,  und  dasz  der  Kaiser,  der  die 
weltliche  Gewalt  ausübe,  nur  ein  Vasall  der  Kirche  sei.  Der 
mönchische  Gregor  VII.  und  der  juristische  Innocenz  III. 
nahmen  beide  die  Doppelgewalt  über  die  Seelen  und  die 
Leiber  für  die  Kirche  in  Anspruch,  und  gestatteten  dem  Stat 
nur  die  Ausübung  der  letztern  unter  ihrer  Oberaufsicht 10 
Wo  es  darauf  ankam,  auch  in  der  Idee,  nicht  blosz  mit 
der  physischen  Kraft  zu  siegen,  war  er  noch  unerfahren  und 
unsicher.  11 

die  Ueberordnung  des  Papstes  über  den  Kaiser  von  Innocenz  III.  be- 
hauptet c.  6.  X.  de  mojoritote  et  obedientia  (I.  33)  v.  J.  1190.  An  den 
oströmischen  Kaiser,  der  dos  entgegengesetzte  Princip  \ ertrat:  „Non  ne- 
gamus,  quin  praecellat  iroperator  in  temporalibns  illos  dunlaxat,  qui  ab 
eo  suscipinnt  temporalia:  sed  pontife.x  in  spiritualibus  antecellit,  qnae 
tanto  sunt  temporalibus  diguiora,  quanto  anima  praefertur  corpori.  — 
Praeterea  nosse  debueras,  quod  fecit  Deus  duo  magna  Luminaria  in  fir- 
mamento  coeli:  luininare  majus  ut  praeeaset  diei,  et  luminare  minus  ut 
praeeaset  nocti.  —  Deus  duas  instituit  dignitates,  quae  sunt  pontiticalis 
nuctoritns  et  regalis  potestas.  Sed  illa  quae  praeest  diebus  id  est  spiri- 
tualibus major  est,  quae  vero  carnnlibus  minor:  ut  qnanta  inter  totem  ff 
Ittrtam  tanta  inter  pontißces  et  rege»  differentia  cognosca(ur.u  Sogar  der 
Kaiser  Friedrich  II.  nahm  das  Bild  an  und  gestand  zu ,  dasz  die  Kirche 
für  die  Seelen  und  der  Stat  nur  für  die  leibliche  Wohlfahrt  zu  sorgen 
habe.  Laurent  bist,  du  droit  des  gens  VI.  3.  27.  Und  Innocenz  IV. 
schrieb:  „Non  solnm  ponlißcalem  sed  regalem  conslituit  principatum 
(Christus),  beato  Petro  ejiiaque  successoribus  terreni  simul  ac  coeleetis 
imperii  commissis  habenis,  quod  in  pluritate  clavium  competenter  innui- 
tur.u  Die  päpstliche  Partei  liesz  daher  beide  Schwerter  erst  dem  Papste 
von  Gott  verleihen,  und  das  weltliche  nur  durch  Vermittelung  des  Papstes 
an  den  Kaiser  kommen:  eine  Ansicht,  welche  \on  dem  Sachsenspiegel 
verworfen,  aber  von  dem  Schwabenspiegel  anerkannt  wurde. 

10  Vgl.  darüber  Laurent  histoire  du  Droit  des  gens.  Bd.  VI.  L'empire 
et  Ja  papaule.  Innocenz  III.  Ep.  IL  209:  „Dominus  Petro  non  solum 
univeraam  Ecclesiam,  ged  totum  reliquit  seculum  gubernandum.w  Inuo- 
cenz  IV.:  „non  solum  pontißcalem  sed  legalem  constituit  principatum, 
beato  Petro  ejusque  successoribus  terreni  simul  ac  coeletti»  imperii  commissia 
habenis."    Laurent  L'Eglise  et  J  Etat,  la  Reforme.  S.  164.  Brüx.  1860. 

"  Heinrich  IV.  n.  1076.  (Pcrtz  Munum.  Germ.  Leg.  IL  p.  48)  über 
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Sogar  im  Mittelalter  blieb  aber  diese  Uebertretung  der 
Kirche  ein  frommer  Traum.  Auch  der  mittelalterliche  Stat 
fühlte  sich  doch  zu  stark  und  zu  frei,  um  sich  so  unbedingt 
zu  unterwerfen:  gelegentlich  rächte  er  sich  gegen  die  priester- 
liche Anmaszung  durch  zornige  Gewaltthat,  die  auch  die 
geweihten  Priester  nicht  verschonte;  aber  wo  es  darauf  an- 
kam, auch  in  der  Idee,  nicht  blosz  mit  der  physischen  Kraft 
zu  siegen,  da  zeigte  sich  das  statliche  Bewusztsein  unklar 
und  unreif.  Wahrend  die  Kirche  für  ihre  Ueberordnung 
kämpfte,  und  sich  als  eine  göttliche  Institution  hoch  über 
den  nur  menschlichen  Stat  setzte,  begnügte  sich  der  Stat 
mit  der  bescheidenen  Forderung  der  Freiheit  in  welt- 
lichen Dingen  und  einer  gewissen  Gleichberechtigung 
der  beiden  Schwerter,  die  beide  unmittelbar  von  Gott, 
das  eine  an  den  Papst,  das  andere  an  den  Kaiser  geliehen 
werden.  Im  Groszen  und  Ganzen* siegte  das  Papstthum  über 
das  Kaiserthum,  und  wenigstens  eine  ideale  Ueberlegenheit 
der  Kirche  über  den  Stat  wurde  seit  dem  Untergang  der 
Hohenstaufen  ziemlich  allgemein  im  Mittelalter  anerkannt.  n 

Gregor  VII.:  „IU  enim  de  pluribus  pauca  referamus,  regnum  ac  sacerdo 
tium  Deo  nescieute  sibi  usnrpavit.  in  quo  piam  Dei  Ordinationen!  con- 
tempsit,  quae  non  in  uno  sed  in  duobus  duo,  id  est  regnum  ac  sacerdotiutn 
(iriucipaliter  consistere  voluit:  sicut  ipse  Sakator  in  pnssione  sua  de  duo- 
rum  gladiorum  sufficientia  iutelligi  innuit."  Friedrich  I.  a.  1157.  (Pertz 
lt.  p.  105):  „Cum  per  elcctionem  prineipum  a  solo  Deo  regnum  et  im- 
perium  nosiruni  sit,  qui  in  passione  Christi  III ii  sui  duobus  gladiis  neces- 
sariis  regendum  orbem  subjecit,  cumque  Petrus  apostolus  hac  doctrina 
mundum  i  n  forma  verit.  Deum  limete,  regem  honorificate:  quicumque  nos 
imperialem  coronatn  pro  beneficio  a  domino  popa  suseepisse  dixerit,  divi- 
nac  institutioni  et  doclrinae  Petri  contrarius  est  et  meudaeii  reue  erit." 

,J  Einzelne  Denker  freilich,  wie  der  grosze  Dante  widerstrebten  — 
Fegefeuer  XVI.  106. 

„Rom  hatte,  das  zum  Glück  die  Welt  bekehrt, 
Zwei  Sonnen  und  den  Weg  der  Welt  hatV  Eine, 
Die  andere  den  Weg  zu  Golt  verklart. 
Verlöscht  ward  eine  von  der  andern  Seheine, 
Und  Schwert  und  Hirtenstab  von  einer  Hand 
Gefaszt  im  Übel  passenden  Vereine. 
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AI  km-  snirl)  diese  Lösun«r  der  Ilauptfra«^  war  keine  «Mid- 
liehe.  Schon  vom  vier/elnilen  Jahrhunderte  an  bereitete  sieh 
«ler  Star  vor.  die  ( >berherrlichkcit  der  Kirche  wieder  ab- 
zulehnen. Die  äiiszerc  Macht  des  States  würfle  p-oszer, 
und  sein  Majestats^efiihl  dnreli  die  politisch«'  Krinnerumj;  sin 
«las  uit  -  römische  Reich  und  durch  die  erneuerte  lOnntnisz 
«les  römischen  Hechtes  von  neuem  i:estei<iert.  Auch  «Ii«' 
Wissenschaft  vertheilte  ihr«'  Krimhte  zwischen  Slat  und  Kirche, 
sie  loste  sich  in  nuim-hen  K i«htun<o'n  ab  von  der  Vormuml- 
schsifl  und  <ier  I'llejje  «Irr  Kirche .  nml  wendete  sich  mehr  und 
mehr  «lein  State  zu.  Die  Kreisten  Irntcn  den  Ksmonisten  rritfjrr- 
«ren.  Der  Stat  könnt«'  «loch  die  \'er^ leichun^  mit  «lein  Leibe 
-  •  «irr  Kirche  als  »lein  (ieiste  ü("jciiiilirr.  oder  seiner  mit 
«b'in  Monde  welcher  in  der  Nacht,  und  der  Kirch«*  mit  der- 
Somie  welch«'  dem  Ta«^«'  lem-hl«',  timm 'tilich  mehr  für  wahr 
l)Jilt«'ii.  Di«*  Kirche  selbst  aber,  indem  sie  im  Vollgefühl 
ihres  Triumphs  über  den  Stat  ihre  Macht  auch  auf  das  anszere 
Leben  und  auf  weltliche  Diu^o  erstreckte,  und  politisch«* 
I  lerrsehaft  üben  wollt«',  imlem  sie  sieh  s<  >  mehr  und  mehr 
ver\v«dl  licht«- .  hüszte  ;nt  reli'_'i<'ser  Keinheil  und  Wirksamkeit 
mehr  ein,  als  sie  an  uu>zert*r  (iewalt  und  (ilanz  zugenommen 
hatte,  mal  das  innere  Vcnicrlicn  machte  sie  sehwueh 
im  Verlialtnisz  zu  den  ersla rkenden  Slaleu.  I!  Schon  im 
fünfzehnten  Jidirhundert  konnte  »Ii«'  A  ristok ra I ie  «  iure  ein- 
zeln«!! Stadt  wie  Venedig  in  Italien  >elbsl  der  nahen  Macht 
«les  Papstes  Trotz  bieten,  und  ihn-  IJolmit  beliaupten,  wie 
«*s  zwei  Jahrhunderte  zuvor  der  Kaiser  nicht  vermocht  halt«'. 

I><im  nii'Jn  uu  lir  rnrcli Ivo .   wenn  timu  sir  \  vi  i»a n«l  . 

S'irh   1 1 1 1  It  ii  -tn ! .  n  ml   Sc|j  u  ei  1 . 

I.'"ni^  K:]f!n'  t'rillt.  weil  Hr  <lir  I  )<  i ; !  pi- ]  v\  u  r> !  e 

I):t'   I  h  •]  •  [m'I  Ii-  I'i  .-i- 1  .Ii  1 1    ict/t    in   -irli   \  .tiiiu.lM  . 

Im   Knill.   \)i-<<\'  [>-\ i  i'l  Mili   nml   ,inv  Hunl'-.'" 
"    M  .'MM-  Ii  l  ;i  \  «■  I  1  J.     Zu  I     (  '.   Vi  wirft  «Km  r.-tpsll  htuii  vor.  es 

Iwtlx'  ans  l|crr-<-h-.n.-|i|  .1  i.-  \' .  ilkcr  1 1  ;i  I  icus  um  <  I  ;.■  I.Vli^i«  .i  i  ^<  Uc.irliT  .  immI 
'Im  I "  1 1  e  i  r  1 1    lv '  ■  1 1  .  /mrklu  llu:^   nml  Sdiwa.-lm  llnlmii.-.  Ihm  I  m  o_r.r»lln  f . 
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Die  Ueberordnung  der  Kirche  über  den  Stat  erwies  sich  uls 
ii  niiu  türlich  und  unhaltbar,  für  den  Stat  unerträg- 
lich, für  die  Kirche  selbst  verderblich. 

Seit  dem  sechzehnten  Jahrhunderte  hat  der  Jesuiten- 
orden vornehmlich  versucht,  die  Meinung  Innocenz  III.  auf- 
zufrischen, und  von  neuem  zur  Geltung  zu  bringen.  Freilich 
versuchte  er  zugleich,  die  Theorie  der  neueren  Zeit  dadurch 
annehmbarer  zu  machen,  dasz  sie  für  das  Papstthum  nicht 
mehr  die  absolute,  sondern  nur  eine  bedingte  Hoheit  in 
weltlichen  Dingen  behaupteten,  soweit  das  erforderlich  sei 
für  die  Erhaltung  der  geistlichen  Gewalt.'4  Anfangs  ver- 
dammte der  Papst  Sixtus  V.  auch  diese  vorsichtige  Ab- 
schwächung  der  päpstlichen  Ansprüche  als  irrig,  aber  später 
•  fand  die  Curie  doch  die  jesuitische  Lehre  wirksam  und  nütz- 
lich, und  liesz  sie  gewähren. 15  Im  Einzelnen  gelang  es  auch 
wohl  hier  und  dort  einige  Ueberreste  derartiger  mittelalter- 
licher Institutionen  länger  aufzubewahren,  auch  etwa  das 
Gewissen  mancher  Regenten  zu  beängstigen,  und  dieselben 
zu  Verfolgungen  im  Dienste  der  Kirche  zu  bewegen,  wie 
vorzüglich  in  dem  romanischen  Süden  Europa's;  aber  im 
Groszen  und  Ganzen  war  dieses  Streben  doch  ohne  dauern- 
den Erfolg,  und  nirgends  mehr  erkennt  der  neuere 
Stat  die  Oberherrlichkeit  der  Kirche  Uber  sich  an. 

3.  Eine  neue  Entwicklungsphase  beginnt  mit  der  kirch- 
lichen Reformation  des  XVI.  Jahrhunderts.  Der  erste 
Aristosz  zu  einer  Umgestaltung  der  Verhältnisse  ging  nicht 
von  den  Männern  des  States,  sondern  von  den  kirchlichen 
Reformatoren  aus.  Luther,  der  Begründer  der  deutschen 
protestantischen  Kirche,  hatte  vor  allen  Dingen  wieder  auf 
dus  innere  Glaubensleben  den  entschiedensten  Nachdruck 

11  Reilarmin  de  romano  poritifice  V.  1,  3:  „Katioue  spirttualfs  po 
testati»  habet  saltem  indirede  poteatatem  quamdain,  eamque  tummam  iu 
temporal  ibus.a 

15  Lnnren»  LEglise  et  1  Etat  §.  115  ff.  „lc  pouvoir  imlirect." 
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fjjrf .  und  darin,  nicht  in  auszercr  Herrschaft,  die  Mission 
der  Kirche  erkannt.  Die  weltliche  Herrlichkeit  der  Kirche 
wurde  üls  ihre  Kntartmm,  als  ihr  Venlerhen  bezeichnet. 
Kntkleidef  von  dem  (ihm/  und  Schmuck  einer  Königin,  als 
eine  schlichte  M;i«id  suchte  die  protestantische  Kirche  den 
Schirm  des  States.  In  allen  auszei  liehen  Dingen  wollte  sie 
sich  willig  ihm  unterordnen,  nur  in  ihrem  innern  Lehen 
verhüllte  sie  volle  Freiheil.  Von  da  aus  unternahm  sie  es, 
-ich  und  niittelhar  auch  den  Stnt  mit  uöttlichem  (ieiste  zu 
erfüllen  und  zu  heiligen.  In  dem  Stute  sah  sir  eine  ur- 
spri'injrÜche  sittliche  und  göttliche  Ordnung,  welche 
st'l h>t  in  dem  heidnischen  State  verehrt  werden  müsse,  in 
dem  christlichen  reiner  dargestellt  werde.  17 

Im  Kinzelncn  linden  wir  nun  freilich  mancherlei  ei^en- 
thumlicho  (icstalfun^en  des  neuen  Verhältnisses.  In  einigen 
Staten  näherte  es  sich  sehr  wieder  der  h\ zanfinischen  Form 
der  S  t  a  t  s  h  e  r  r  sc  Ii  a  ft  uher  die  Kirche  an,  und  die  wieder 

■ 

hergestellten  Slatskirchen  wurden  zuweilen  wie  hlosze 
Slatsinstitule  behandelt,  freilich  immerhin  mit  der  unver- 
meidlichen  Beschränkung,    dasz   die  ueistiire  Autorität  des 

■'  A  ii  er  ^  1 » t«  i'prr  (.Jtoit't's.siiMi  An. '28:  „  Ko'lr.siastira  i"  |,<.u-stas )  sninn 
mandntmn  habet  ev?in^»lii  dix-mdi  rt  adininisirritidi  .-acrainriiin.  Nou 
inruinp/U  in  .'dienum  ortVium.  mm  traii>iVrri(  r."_rna  mnndi.  n<m  »lm^et 
b"„'rs  iii.i^i-traUiiim  .  mm  l«»ll:it  l'-LUtinwitu  « >!>♦-. t i i ( iftro  .  mm  impediat  ju- 
diria  «Ii-  nllis  rivilibns  Mpliiiatiimibns  aal.  <•< ml r;<d  il m* .  mm  )mai\snibnt 
h'^rs  inftji:i>tr.')!if'U-  l'nj'ina  rri jm bJ \<-m- .  smut  di.-it  Cbnsfiis  :  ir^nun» 
iiu-uiii  iidii  est  dr  hoc  miiijd'i:  ilnn:  ijais  nmstilint  nie  j  ml  ict'tii  aitt  de  i- 
si.ivin  s  1 1 1  m  *r  m»«?*4  Zu  in  lt  Ii  (  WVrkr  t.  ^  .">b>j;  „  I  r  ^ristlir  Ii« -i  i  herr- 
xcliaft  hn t  iicr  lioehfnr  'dim  mm  «Tiiml  in  d«T  b't.-r  rhrisl i.  Man  .-ob  nii 
^cHlniten .  das/  die  ^«'i?' heben  ein  i^ei'lei  nbd'krii  liabiml.  dir  di  r  welt- 
lichen wiib-i-  ist  odrr  um  L'eim  mein  n  inten  t  ab^e-ai  nd  rrt  :  druii  solirhs 
bringt  / witr.-iclir." 

fT  Coli  in  ln>nt.  nl.  cliri>f.  I\ '.  '20.  jj.  4:  »Nim  liutnana  |urveisitatr 
(irri.-  tu  pt  nrs  n-«:es  .<  |.tar(Vetns  «lios  sil  in  h-rri-  tri  ihm  oininnni  arbi- 
rriuin.  sei  (Jirina  providnditi  <1  tancln  anliutitioiti  :  eni  sir  \  istim  est  res 
lnmdnntii  inodrnin.*     W'l.  1 1  n  n  d  r  s  b  a  <j  e  n  .  dm-  drutsclir  rrotrslnntisnnis 
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Christen thums  fhr  ihr  inneres  Leben  vorausgeselzt  und  vor- 
behalten ward.  Auch  hier  also  werden  wir,  wie  in  der 
modernen  Statsentwickelung  überhaupt,  gewahr,  wie  der 
römische  Geist  der  Politik  und  des  Rechts  sicli  der  Staten 
und  der  Völker  von  neuem  bemächtigt.  18  In  dieser  Be- 
ziehung stand  nun  Rom  wider  Rom,  die  römische  Statsmacht 
wider  die  römische  Kirchenmacht. 

Aber  im  Allgemeinen  unterschied  sich  doch  die  neuere 
Auffassung  von  der  römisch-griechischen  theils  durch  die  ver- 
änderte Weltlage,  theils  auch  in  der  Idee.  Der  Stat  war 
doch  nicht  so  absolut,  wie  der  römische  es  gewesen  war. 
Sein  Verhältnisz  zu  der  äuszern,  sichtbaren  Kirche  war 
allerdings  wieder  ein  übergeordnetes,  aber  eher  auf  das 
Princip  der  Obsorge  und  Vormundschaft,  als  auf  das 
der  Herrschaft  gegründet. 

Von  grö8zter  Bedeutung  war  es,  dasz  die  protestan- 
tische Kirche  kein  gemeinsames  einheitliches  Organ  hervor- 
brachte. Zwar  gab  es  auch  in  ihr  eine  geistige  Verbindung, 
welche  Uber  die  besondern  Landesgreuzen  hinaus  wirkte 
und  ein  Gefühl  der  Gemeinschaft  wach  erhielt;  aber  die 
Kirchenverfassung  blieb  territorial.  Es  entstand  der  Begriff 
der  Landeskirchen.  Die  Consistorien  und  Synoden  waren 
Landesinstitutionell,  in  strengerem  Sinne  als  die  früheren 
katholischen  Bisthümer  und  Provincialsynoden,  denn  es 
stand  kein  universelles  Kirchenregiment  über  ihnen.  Die 
Landesherren  selber  nahmen  für  sich  die  äuszeren  Rechte 
des  obersten  Bischofs  in  Anspruch. 

4.  Die  Umwandlung  der  öffentlichen  Machtverhaltnisse 
äuszerte  aber  auch  in  den  katholischen  Ländern  ihre 
Wirkung.   Schon  frühzeitig  hutten  die  französische  Nation 

,b  Diu  protestantischen  Theologen  erinnerten  an  das  Wort  des  Kaisers 
Co  Iis  tantin:  „Vos  qnidem  intra  ecclesiam.  ego  vero  extra  ecclesiam  a 
Deo  institutus  sum  Episcopus."  Stahl,  die  Kirchen  Verfassung  der  Prote- 
stanten S.  7. 
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um]  ihre  Könige  ihre  politische  Unabhanp<:kiMt  von  der 
römischen  Kirche  entschiedener  als  alle  andern  Volker  be- 
hauptet. Auch  in  der  £ a  1 1  i  c ;i  n  i  s  c  Ii  e  n  Kirche  ofl'eiibarlc 
sich  der  Trieb  nationaler  Selbständigkeit.  Die  französischen 
Hisehöfe  fühlten  sich  voraus  als  Franzosen,  dann  erst  als 
römische  Kirehenfursteii ,  und  di<1  französischen  Juristen  und 
Parlamente  verl heidi^ten  not  Kühnheit  und  (ieschick  das 
bürgerliche  und  statliehe  Kcchl  wah  r  die  Aninaszn n»cn  des 
Klerus.  Ludwig  XIV..  so  exclusiv  katholisch  seine  Politik 
w  ar,  halte  doch  keinerlei  Nei«-nn^r,  sich  \  nr  der  römischen 
Curie  zu  demülhiiien .  und  wuszte  wohl,  wie  viel  «jrüszer 
seine  Köni^smacht  als  die  Macht  des  Papstes  in  Krankreich 
sei.  Die  ;_rallicanische  Kirche  war  ihm  unt»>rl  hani«r.  |,J  Das 
achtzehnte  Jahrhundert  sicherte  auch  in  Deutschland  und 
in  Oesterreich  das  statliehe  Selbstgefühl.  Schon  die  Kai- 
serin M  a  r  i  a  T  Im*  r  e  s  i  a  ,  mit  ihrem  Minister  Kaunitz,  über 
rücksichtsloser  .Joseph  II.  behaiiplelen  die  Oberhoheit 
des  States  über  die  Kirche  mit  Eiter  und  Erfolg.  In  »ler 
Einser  Punctatmn  der  deutsch»'n  Kirehenfursteii  vom  Jahr  178t) 
wurde  auch  für  die  katholische  Kirche  in  Deutschland  eine 
national»!  Selbständigkeit  <i<  ^eniibei"  «lern  römischen  Absolu- 
tismus begehrt.  Die  philoMiphi-ch«'  I>il»lun<»'  der  Zeit,  und 
»las  erwachende  nationale  P>ewn>z|sein  forderten  beide  die 
Hefreiimjr  des  Stats  von  der  kirchlichen  He\ ortnundun^  untl 
entwickelten   das   statliehe   Machl^eluhl.     Der   Kampf  »les 

17  Kriiläriiny  des  lYan/.tM>clieu  Klerus  \»>n  lOs'2  und  l>estati£t  \  ou 
Ludwig  XIV.:  „Nmis  '  i  0 « - 1 ;  t  i'o  n  s  .  in  e<  >nsei;  tienre  .  <|U«'  les  rois  et  les 
somciaius  De  sout  s m n 1 1 i s  u  nuruiie  puissanee  eeelesinsti<|Ue.  J »n c  1  ordre 
de  Dien,  dnns  les  elmses  temporcl  Je- :  ijii  ils  ne  pcineu!  etie  depo^cs  di- 
reclenient  el  iiidireotement  jcir  l'.'iulin  ite  des  <  Ix  T.«.  de  l  K^lise.  <jue  lenrs 
sujejs  ne  peioent  ein-  di.sf.eu.-es  de  In  sounds-imi  ,  i  de  l  oheis-aiice  qu'ils 
ieur  doöent,  wu  absous  du  reimen!  de  lidelite:  et  <jue  celte  doelnue.  ue- 
eessaire  |H»nr  In  ti  an« j  n ill ite  publi.jue.  n<»n  m..in>  umi nto^  iise  t\  l'F^lise 
qua  l'Klat.  doit  etre  in\ inl;i hlenient  simie  comme  eiminrme  a  Ja  parole 
de  Dien,  a  la  tiadili'ui  des  saints  Peres  el  aux  e\ern|.les  des  Sainls,* 
Vgl.  Lal.oulavc  Art .  »lallie.  Kirelie  im  l).'iilselien  Siatsw <>i  (erl)iieli. 
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Mittelalters  zwischen  Stat  und  Kirche  wurde  wieder  aufge- 
nommen, nun  aber  unter  Verhältnissen,  welche  dem  8tate 
sehr  viel  günstiger  waren. 

5.  In  allen  bisher  erwähnten  Staten  bestand  immer 
noch  eine  nähere  V  erb ind  ung  des  States  mit  der  Stats- 
kirche  oder  mit  mehreren  Landeskirchen.  In  Nord- 
amerika aber  wurde  diese  Verbindung  gelöst  und  die 
völlige  Trennung  des  States  und  der  Kirche  zum  Princip 
erhoben.  Es  wurde  zum  Statsgrundsatz,  dasz  „der  Con- 
gresz  nie  ein  Gesetz  geben  dürfe,  wodurch  eine  Religion  zur 
herrschenden  erklärt,  oder  die  freie  Ausübung  einer  andern 
verboten  werde.4*20  Der  eigentliche  Gedanke  der  Nord- 
amerikaner war  ursprünglich  durchaus  nicht  der,  das  Christen- 
thum Air  gleichgültig  zu  erklären,  den  Mohammedanismus, 
das  Judenthum  oder  den  Unglauben  zu  fördern,  sondern  in 
Erinnerung  an  die  kirchlichen  Kämpfe  und  Verfolgungen 
des  Mutterlandes  der,  die  gegenseitigen  Anfechtungen  der 
verschiedenen  christlichen  Confessionen  zu  verhindern,  und 
die  Gestaltung  einer  Statskirche  unmöglich  zu  machen.  Aus 
Furcht  vor  einer  unerwünschten  Einmischung  des  States  in 
kirchliche  Dinge,  und  hinwieder  eines  verderblichen  Ein* 
flusses  zelotischer  Kirchen  auf  den  Stat,  wollte  man  durch 
einen  scharfen  Schnitt  die  mancherlei  Beziehungen  trennen, 
durch  welche  der  Stat  bisher  der  Kirche  verbunden  war. 
Duldung  der  verschiedenen  religiösen  Gemeinschaften  schien 
das  Wesentliche.  Im  Uebrigen  wollte  mau  jede  sich  selber 
überlassen,  ohne  dasz  der  Stat  sich  darum  bekümmere. 

Indessen  stützte  man  sich  auf  ein  Princip  von  gröszerer 
Tragweite  als  man  anfänglich  übersah.  Die  Nordamerikaner 
waren  anfänglich  nichts  weniger  als  indifferent  für  das  Chri- 
stentuum,'"  auch  die  nordamerikanischen  Staten  nicht,  aber 

80  Zusätze  der  Verfassung  von  1791.  Vgl.  Story,  Bundesrecht  III. 
44.  $.  265. 

"  Story  a.  a.  0.:  „Wahrscheinlich  war  mr  Zeit  der  Annahme  der 
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nun  wurde  die  vollständige  Trennung  der  Kirchen  vom  State 
als  Princip  ausgesprochen,  und  somit  die  Indifferenz  des 
States  für  die  Kirchen ,  die  als  blosze  „  Religionsgesellschaften tt 
behandelt  werden,  wenn  auch  wider  Willen,  principiell  an- 
erkannt. ri 

Indifferenz  ist  indessen  nur  die  Negation  eines  Ver- 
hältnisses des  States  zur  Kirche  in  ihrer  Ruhe.  Da  er- 
scheint sie  in  Form  gleichgültiger,  theilnahmloser  Toleranz. 
Wir  haben  aber  auch  die  andere  Art  der  Negation  stür- 
mischer auftreten  sehen,  die  Negation  der  Leidenschaft,  des 
Hasses,  die  Verfolgung  der  christlichen  Kirche.  In  der 
französische  n  Revolution  hat  sie  durch  Sehl ieszung  der 
Kirchen,  Verbot  des  christlichen  Cultus,  Mordung  der  Priester, 
Verhöhnung  Gottes  und  jeder  sittlichen  Ordnung  sich  geoffen- 
bart. Die  aus  der  Indifferenz  erklärte  Duldung  und  die  Ver- 
folgung sind  daher  nahe  verwandt.  Negation  ist  die  ge- 
meinsame Mutter  beider,  aber  das  Phlegma  ist  der  Vater 
jener,  der  Hasz  der  Vater  dieser.  In  der  Ruhe  uegirend 
wird  der  Stat  tolerant  sein;  wird  dann  seine  Leidenschaft 
gereizt,  so  wird  er  unterdrücken. 

6.  Das  nordamerikanische  Princip  der  Trennung  von 
Kirche  und  Stat  wurde  in  Europa  neuerdings  in  das  moderne 

Verfassung  die  durchgehende,  wo  nicht  die  allgemeine  Meinung  in  Ame- 
rika, dasz  die  christliche  Religion  vom  State  Ermunterung  erhalten  soll, 
soweit  sich  dieses  mit  den  Privatrechten  des  Gewissens  und  der  Freiheit 
religiöser  Verehrung  vertrage.  Ein  Versuch,  alle  Religioueu  einander 
gleich  zu  stellen,  und  es  zu  einem  Gegenstand  der  Siatspolitik  zumachen, 
alle  in  gänzlicher  Gleichgültigkeit  zu  erhallen,  würde  allgemeine  Misz- 
billigung  wo  nicht  allgemeinen  Unwillen  erzeugt  haben.- 

"  Lange  in  der  angeführten  Schrift  S.  1:  „Die  Tren Illing  zwischen 
Stat  und  Kirche  ist  eine  Scheidung,  verbunden  mit  Verkennung,  mit  Ent- 
fremdung, mit  Abstosz,  eine  Scheidung  für  ein  permanentes  getheiltes 
Bestehen;  die  Auseinandersetzung  ist  eine  Scheidung  beider  Institu- 
tionen in  der  Gestalt  des  Wohl  Vernehmens  unter  der  Voraussetzung  ihrer 
ewigen  Verwandtschaft  und  Beziehung.  Die  Trennung  ist  mit  einem 
Worte  die  Caricatur  d$r  Auseinandersetzung,  welche  zu  einer  der  drin- 
gendsten Forderungen  der  Zeit  geworden  ist.1* 

Bluntsch!  i.  allgemeine»  Siatsrecht.  Ii.  20 
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Princip  der  Sonderung  umgebildet.  Die  Sonderung  der 
beiderlei  Gebiete  macht  es  möglich,  dasz  die  Hoheit  des 
States  vollständig  anerkannt  und  gewahrt,  die  Selbstän- 
digkeit der  Kirche  aufrichtig  geschützt  und  die  wichtigen 
Beziehungen  zwischen  beiden  Organismen  der  Würde 
und  der  Bedeutung  beider  gemäsz  freundlich  gepflogen  werden. 

Die  ganze  neuere  Entwicklung  ist  einer  polizeilichen 
Beherrschung  der  Kirche  durch  den  Stat  nicht  mehr  günstig, 
und  indem  sie  für  den  Stat  und  das  bürgerliche  Leben  Frei- 
heit fordert,  auch  geneigt,  der  Kirche  in  religiösen  Dingen 
Freiheit  und  Selbstverwaltung  ihrer  kirchlichen  Angelegen- 
heiten zu  gewähren.  Nur  freilich  musz  sich  der  Stat  davor 
hüten,  die  Freiheit  der  Kirche,  wie  sie  die  Ultramontanen 
verstehen,  zur  Herrschaft  der  Kirche  ausbeuten  und  ver- 
derben zu  lassen.  Indem  der  Stat  für  sich  ein  ihm  eigenes 
Geistesprincip  und  einen  ihm  eigenen  Leib  (die  Statsver- 
fassung)  behauptet,  gesteht  er  auch  der  Kirche  zu,  dasz  sie 
ebenso  ein  ihr  eigenes  Geistesleben  habe,  und  eines  ihr 
eigenen  Körpers  (die  Kirchenverfussung)  bedürfe.  Die  falsche 
Einheit  der  mittelalterlichen  Idee  der  Christenheit  als  eines 
religiösen  und  politischen  Begriffs  ist  ebenso  aufgegeben, 
wie  der  falsche  Vergleich  der  Kirche  mit  dem  Geiste  und 
des  States  mit  dem  Leibe  dieser  Einen  Christenheit.  Die 
Zweiheit  von  Stat  und  Kirche  wird  nun  allmählich  als  die 
Zweiheit  von  zwei  Gesammtwesen  begriffen,  die  beide  aus 
Geist  und  Leib  bestehende  Organismen  sind.  Aber  der  Stat 
nimmt  für  sich  die  Selbstbeherrschung  des  freien 
männlichen  Geistes  in  Anspruch,  während  die  Kirche, 
an  die  göttliche  Offenbarung  angelehnt  ist,  und  vorzugsweise 
der  Uebung  der  passiven  Tugenden  ihr  Leben  widmet.  Wie 
die  Menschheit  in  den  beiden  Geschlechtern  sich  sondert, 
von  denen  jedes  seine  eigene  Berechtigung  und  Aufgabe  hat, 
und  die  hinwieder  erst  zusammen  die  ganze  Meuschenidee 
verwirklichen,  so  bilden  Stat  und  Kirche  im  Groszen  denselben 
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Gegensatz  der  8ehr»pi'un«r  \\  ieder,  und  es  beruht  darauf  ihre 
Sonderung  und  ilire  Verbindung. 

Als  einzelne  Folgen  des  modernen  Grundsatzes  der  Sou- 
derung  von  Hint  und  Kirche  für  den  Stat  lassen  sich  fol- 
gende Sätze  betrachten  : 

a)  Der  Stuf  steht  nuszerhalb,  nicht  in  der  Kirche, 
und  ist  demnach  nicht  irgendwie  an  die  kirchliche  Auto- 
rität, gebunden.  Auch  die  religiöse  Olfen  barung,  welche  die 
Kirche  verehrt,  ist  für  das  statliehe  Gesetz  keine  bindende 
Vorschrift,  und  der  Stat  ist  nicht  verpachtet ,  weder  der 
jüdischen  Gesetzgebung  noch  dem  kanonischen  Recht  des 
Mittelalters  eine.  Hechtsautoritat  beizulegen,  noch  selbst 
die  christlichen  Sittengebote  als  Statsgcsetzc  einzuführen. 
Kr  prüft  nur  mit  voller  Freiheit  das  (Gerechte  und  Zweck- 
maszige,  wenn  er  aus  eigener  Autorität  ein  Statsgesetz 
erläszt. 

So  lauge  der  Stat  selbst  noch  einen  specilisch  confes- 
sionellen  Charakter  hat,  fallt  es  ihm  noch  schwer,  gegenüber 
der  Autorität  der  Kirche  diese  1 7 nabhängigkeii  seiner  Gesetz- 
gebung zu  behaupten;  indessen  haben  sogar  die  katho- 
lischen Staten  es  gelernt,  von  den  Vorschriften  des  Triden- 
finischen  Goneils  z.  R  in  der  Khegesetzgebung  abzuweichen, 
wo  sie  das  für  nothwendig  und  gut  erkannten.  Für  die  spe- 
eiüsch lutherischen  oder  reform  irten  Staten  ist  diese 
Gefahr  der  Abhängigkeit  von  der  Kirche  geringer,  weil  das 
Statshaupt  an  dem  Kirchenregimente  selber  einen  Antheil 
hat.  In  dem  griechisch-katholischen  State  Russland  fehlt 
es  zwar  auch  nicht  an  derselben  Obermacht  des  Statshauptes, 
aber  die  Gebundenheit  an  die  orthodoxe  Lehre  macht  sich 
dennoch  zum  Nachtheil  der  andersgläubigen  Unterthanen  sehr 
empfindlich  geltend. 

b)  Soweit  die  Statsbeamten  oder  die  Statsbürger 
lediglich  ihr  Statsrecht  ausüben,  sind  sie  in  keiner  Weise 
der  kirchlichen  Censnr  unterworfen.    Die  Ausübung  dieser 
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ist  Misz  brauch  der  kirchlichen  Autorität  und  Verletzung  der 
Statshoheit  und  Statsfreiheit. 

c)  Der  8tat  nimmt  alle  eigentliche  Souveräne  tat,  und 
damit  alleäuszerlich  zwingende  Gewalt  ausschlieft  z- 
lich  für  sich  in  Anspruch.  Gesetzgebung,  Regierung,  Ge- 
richt sind  ihrer  Natur  nach  Statsfunctionen.  Der  Stat  ist 
daher  jeder  Zeit  berechtigt,  die  Ausübung  dieser  Functio- 
nen in  bindender  Form  der  Kirche  zu  untersagen,  oder, 
wenn  er  sie  theilweise  gestattet  hat,  wieder  der  Kirche  zu 
entziehen.  Die  moralische  Einwirkung  und  die  Zucht  der 
Kirche  steht  mit  diesem  8atze  nicht  im  .Widerspruch ,  wohl 
aber  jeder  Gerichtszwang,  zu  dem  nicht  der  8tat  ermächtigt. 

d)  Der  Stat  darf  wohl  der  Kirche  eine  Theilnahme 
an  seinen  Lebensaufgaben  eröffnen,  und  ihr  auch  eine  Mit- 
wirkung —  zumal  auf  dem  Gebiete  der  Culturpflege  —  zu- 
gestehen, ohne  dasz  er  unser  Princip  verletzt;  aber  er  kann 
nicht  die  Eine  Rechtsgewalt  spalten  und  eine  Souveränetat 
der  Kirche  anerkennen,  ohne  die  Einheit  der  Rechtsordnung 
zu  verwirren  und  den  Zwiespalt  zweier  gleicher  Potenzen 
unlösbar  zu  machen. 


Sechstes  Capitel. 

Die  Rechte  des  modernen  State«  mit  Bezug  nuf  die  Kirche. 

1.  Das  Recht  und  die  Pflicht,  welche  aus  dem  Wesen 
des  modernen  States  der  Kirche  gegenüber  folgt,  können 
wir  die  Kirchenhoheit  {jus  majestatis  circa  sacra)  nennen. 
Wir  verstehen  darunter  nur  die  Hoheit,  welche  der  Stat  als 
ein  weltliches  und  sittliches  Reich  hat  und  ausübt, 
und  scheiden  jede  Theilnahme  an  dem  Kirchenregimen  te 
selbst  davon  aus.  Diese  Kirchenhoheit  kommt  somit  jedem 
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auch  dem  nicht -christlichen  8  täte,  und  gegenüber  jeder 
Kirche  zu. 

Indessen  haben  auch  auf  diesen  Begriff  die  verschie- 
denen Grundansichten  über  das  Verhältnisz  des  States  zur 
Kirche  Uberhaupt  einen  groszen  Einflusz  geübt,  und  den 
Rechten  des  Stutes  bald  engere,  bald  weitere  Grenzen  an- 
gewiesen. 

a)  Nach  dem  nordamerikanischen  System  einer  in- 
differenten Toleranz  und  der  Trennung  der  Kirche  vom  Stat 
hat  der  Stat  den  kirchlichen  Gemeinschaften  gegenüber  keine 
andere  Stellung  noch  Rechte,  als  gegen  jede  Gesellschaft 
oder  Vereinigung  zu  wissenschaftlichen  oder  geselligen  oder 
wohlthätigen  Zwecken.  Die  Kirchen hoheit  löst  sich  daher 
auf  in  der  allgemeinen  Corporationshoheit  und  der 
polizeilichen  Aufsicht  über  Gesellschaften.  Der  Begriff 
der  Kirche  fallt  weg  und  es  gibt  in  den  Augen  des  States 
nur  Religionsgesellschaften. 

b)  Die  besondere  protestantische  Lehre  Europa1* 
pflegte  im  Gegentheil  die  rein-statliche  Kirchenhoheit 
mit  kirchlichen  Bestand theilen  zu  mischen,  und  auch  auf 
das  Kirchenregiment  selbst  auszudehnen.  Der  Stat 
hat  nach  derselben  nicht  blosz  zu  prüfen,  ob  die  kirchlichen 
Anordnungen  nicht  der  öffentlichen  Wohlfahrt  schaden  und 
das  Recht  verletzen,  und  demgemasz  zu  handeln,  sondern 
er  soll  zugleich  beurtheilen,  ob  dieselben  in  der  religiösen 
Wahrheit  begründet  und  auch  kirchlich  gerechtfertigt 
seien. 1 

c)  Die  katholische  Kirche  hat  zwar  noch  einige 
Scheu,  das  Princip  der  statlichen  Kirchenhoheit  anzuerkennen 
und  die  Folgerungen  desselben  in  vollem  Umfange  zuzuge- 
stehen; aber  die  wichtigsten  Anwendungen  des  Grundsatzes 
sind  doch  in  den  meisten  katholischen  Ländern  in  neuerer 

•  Stahl,  Kirchenverf.  der  Protestanten  8.  109. 
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Zeit  ebenfalls  ohne  nachhaltigen  Widerspruch  der  Kirche 
eingeführt ,  und  das  Princip  der  Kirchenhoheit  von  den  neuern 
Staten  regelmaszig  siegreich  behauptet  worden.  Wenn  aber 
die  katholische  Kirche  die  Ausdehnung  derselben  auch  auf 
das  eigentliche  Kirchengebiet  mit  gröszerer  Energie  und  Er- 
folg bestreitet,  so  trifft  sie,  obwohl  sie  dabei  von  dem  Stand- 
punkte ihrer  kirchlichen  Freiheit  und  Hoheit  ausgeht,  dem 
Resultate  nach  doch  zusammen  mit  dem  wahrhaft  modernen 
Princip  des  States  selbst,  welcher  entweder  Uberhaupt  kein 
oder  doch  kein  besonderes  confessionelles,  sondern  nur  das 
gemeinsame  christliche Bekenntnisz  hat,  daher  als  Stat  keinen 
Anspruch  auf  das  eigentliche  Kircbenregi ment 
macht. 

d)  Diese  rein  s  Tätliche  und  nur  stat  liehe  Kirch  en- 
hobeit  ist  aber  offenbar  das  normale  Verhaltnisz ,  auf  dessen 
Begründung  und  Herstellung  die  mancherlei  8trebungen  der 
neuern  Zeit  Innleiten.  Eine  wirkliche  Kirchenhoheit, 
nicht  eine  blosze  Gesellschaftshoheit;  denn  der  Gedanke  der 
Indifferenz  bezüglich  der  Kirchen  ist  aus  den  nämlichen 
Gründen  unhaltbar  und  verkehrt,  aus  denen  der  Stat  gegen 
die  Religion  sich  nicht  indifferent  verhalten  kann.  Wird 
die  Masse  der  Bevölkerung  von  einer  bestimmten  kirchlichen 
Richtung  ergriffen,  so  übt  diese  Stimmung  den  mächtigsten 
und  nachhaltigsten  Einflusz  auf  die  Politik  und  das  ganze 
Dasein  des  States  aus.  Die  innere  Verbindung  der  Kirche 
mit  dem  State  ist  dennoch  da,  obwohl  sie  ignorirt  wird, 
und  die  Interessen  und  Leidenschaften  der  religiösen  oder 
selbst  antireligiösen  Parteien  in  der  Bevölkerung  zwingen 
sobald  sie  erregt  sind  den  Stat  mit  ihren  Angelegenheiten 
sich  zu  befassen,  auch  wenn  er  nicht  wollte.  '    Aber  auch 

J  Sehr  gute  Bemerkungen  darüber  von  Napoleon  siehe  bei  Thirrs, 
hiet.  du  Consulat  I.  S.  163.  In  dem  alten  Europa  hat  noch  jedesmal  eine 
grosze  kirchliche  Bewegung,  gleichviel  ob  anfänglich  die  Stategewall 
daran  Theil  nahm  oder  nicht,  auch  gros«  politische  Folgen  gehabt.  Die 
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eine  nur  statliche  Kircltenhoheit ,  nicht  zugleich  ein  Stück 
Kirchenregiment;  denn  theils  erträgt  die  Sonderung  des  States 
und  der  Kirche  (verschieden  von  der  Trennung)  und  die 
volle  Selbständigkeit  beider  Organismen  die  Mischung  nicht 
wohl,  theils  kann  der  Stat  doch  nur  Einer  Kirche  gegen- 
über als  ein  Glied  derselben  sich  geriren,  und  kommt  so 
in  eine,  nach  dieser  Seite  hin  gebundene,  gegenüber  andern 
Kirchen  aber  feindliche  Parteistellung.  Im  Verhältnisz  zur 
katholischen  Kirche  wäre  überdein  eine  solche  Ausdehnung 
der  Statsmacht  gar  nicht  möglich  ohne  ein  ernstes  Schisma. 

2.  Jene  statliche  Kirchenhoheit  offenbart  sich  voraus  in 
der  Anerkennung  der  christlichen  Landeskirchen 
im  Gegensatze  zur  Duldung  bloszer  Secten  oder  anderer 
Religionen. 

Der  christliche  Stat  darf  und  soll  prüfen,  ob  eine  christ- 
liche Gemeinschaft.,  eine  Kirche,  sowohl  ihrem  organischen 
Bestände  und  ihrer  historischen  Berechtigung  nach  als  mit 
Rücksicht  auf  ihre  religiöse  Wirksamkeit  auf  das  Volksleben, 
nicht  etwa  nur  Duldung,  sondern  volle  Anerkennung 
des  States  ansprechen  dürfe,  und,  wenn  er  sich  davon  über- 
zeugt, diese  gewähren.  Man  kann  hier  noch  unterscheiden 
zwischen  Landeskirchen  und  Di  ssidenzk  irchen.  Die 
ersteren  haben  alle  Bedingungen  erfüllt,  um  deren  willen 
der  8tat  ihnen  sein  volles  Vertrauen  zuwendet,  dasz  sie 
christliche  Gesinnung  und  Gesittung  in  der  Nation  verbreiten 
und  fördern  werden,  um  deren  willen  er  zugleich  sie  mit 
seinen  öffentlichen  Mitteln  unterstützt,  mit  ihnen  gemeinsam 
in  manchen  Dingen,  z.  B.  im  Unterrichts wesen  handelt  und 
ihnen  die  höchsten  Rechte  und  Ehren  zugesteht.  Den  letztern 

Zustände  der  Kirche  in  Nordamerika  aber  sind  weder  so  bewährt  noch 
so  befriedigend  und  beruhigend ,  dasz  nicht  auch  da  an  den  Stat  unab- 
weisbare Forderungen,  sich  um  die  kirchlichen  Verhältnisse  zu  beküm- 
mern, gelangen  können.  Wie  wenig  die  amerikanische  Indifferenz  aus- 
hält, wenn  sie  ernstlich  auf  die  Probe  gestellt  wird,  sehen  wir  in  der 
Vertreibung  der  Mormonen  von  ihren  alten  Sitzen. 
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fehlt  es  dagegen  zwar  nicht  an  moralischen  Garantien  für 
eine  segensreiche  christliche  Thätigkeit,  wohl  aber  wegen 
des  geringen  Anhangs  oder  aus  historischen  Gründen  an 
Bedeutung  für  das  Land,  um  ihnen  alle  diese  Rechte  und 
Ehren  zuzuerkennen.  Wenn  ihnen  daher  auch  volle  Frei- 
heit ihres  Cultus  verliehen  wird,  so  fühlt  sich  doch  der  Stat 
nicht  ebenso  wie  den  Landeskirchen  gegenüber  bewogen, 
sie  aus  seinem  Vermögen  auszustatten,  noch  mit  ihnen  z« 
Rat  he  zu  gehen  und  gemeinsame  Sorgen  zu  pflegen.  In 
Deutschland  z.  R.  werden  die  drei  Kirchen,  die  katho- 
lische, lu  therisch  -  evangel  ische  und  reformirte, 
neben  einander  als  Landeskirchen  behandelt,  in  manchen 
Ländern  aber  ist  die  katholische  Landeskirche  und  die  pro- 
testantische blosze  Dissidenzkirche ,  in  andern  umgekehrt. 3 
Darüber  gebührt  der  freie  Entscheid ,  je  nach  den  besondern 
Verhältnissen,  dem  State,  und  wenn  er  so  mehrere  Kirchen 
anerkennt,  so  übt  er  auf  seinem  Gebiete  ganz  das  nämliche 
Recht,  welches  schon  im  Mittelalter  die  katholische  Kirche 
fortwährend  deu  verschiedenen  Staten  und  Statsformen  ge- 
genüber ebenfalls  geübt  hat  und  noch  übt. 

Die  Kirche  sagt:  „Ich  bin  weder  monarchisch  noch  re- 
publikanisch, ich  vertrage  mich  mit  allen  Statsformen,  wenn 
sie  nur  das  religiöse  Leben  gewähren  lassen.  Mir  sind 
Monarchist,  Aristokrat,  Demokrat  gleichwerth,  wenn  sie  nur 
gute  Christen  und  treue  Söhne  der  Kirche  sind.*1  Mit  dem 
gleichen  Rechte  kann  der  Stat  sagen :  „Ich  bin  weder  ka- 
tholisch noch  protestantisch.  Die  confessionellen  Parteien 
kümmern  mich  nicht,  wenn  sie  nur  die  Gesetze  des  States 
achten.  Die  Politik,  nicht  die  Religion  ist  der  Geist  meiner 
Wirksamkeit.  Katholiken  wie  Protestanten  und  selbst  Anders- 
gläubige sind  mir  gerecht,  wenn  sie  nur  treue  Statsbürger 
sind,  und  ich  stelle  mich  freundlich  zu  den  verschiedenen 

1  Vgl.  obeu  Cap.  5.  Hundeshftgeu,  dentecüer  Protestantismus  S.  333. 
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religiösen  Gemeinschaften,  insofern  sie  mein  politisches  Leben 
niclit  verletzen." 

Der  Begrill"  der  Landeskirche  ist  somit  verschieden 
von  dem  der  8 tu  tskirehe.  Jener  ist  ein  rein  statlicher, 
dieser  ein  Misch  heg  rift'.  Jener  setzt  die  Sonderling  von  Stat 
und  Kirche  voraus,  dieser  die  Abhängigkeit  der  Kirche  vom 
State.  Jener  verlangt  von  dem  Stufe  kein  confessioneües 
Bekenntnisz,  dieser  fordert,  dasz  der  Stat  der  Confession 
der  StaUkirche  angehöre. 

Bietet  die  kirchliche  Gemeinschaft  dem  State  auch  nicht 
zureichende  moralische  Garantien,  oder  ist  sie  überall  noch 
nicht  geordnet  und  zu  einer  wirklichen  selbständigen  Kirche 
erwachsen,  so  hat  der  Stat  vollen  Grund,  sie  weder  als 
Landes-  noch  als  Dissidenzkirche  anzuerkennen,  sondern  er 
gewahrt  ihr  als  einer  Secte,  insofern  sie  nicht  geradezu 
statsverderblich  erscheint,  im  Interesse  der  religiösen  Be- 
kenn tniszfreiheit,  eine  Duldung,  deren  Schranken  er  nach 
Statsgründen  näher  bestimmt.  In  dieser  Duldung  kann  der 
Stat  gewöhnlich  ohne  Gefahr  sehr  weit  gehen,  —  der  Ver- 
folgungseifer erreicht  selten  den  gewünschten  Zweck  ;  —  aber 
das  Recht  darf  er  nicht  aufgeben,  dem  Wirken  unsittlicher 
und  für  die  Rechtsordnung  gefahrlicher  Secten  auch  entge- 
genzutreten, derartige  Verbindungen  aufzulösen1  und  ihr 
gemeinsames  Handeln  zu  hemmen. 

In  einen»  ähnlichen  Verhältnisz  der  Duldung  steht  der 
Stet  zu  den  n  ic  h  t- ch  ristlich en  Religionen,  welche 
ein  Theil  seiner  Bewohner  bekennt.  Je  mehr  dieselben 
einen  sittlichen  Gehalt,  und  je  weniger  sie  eine  den  mora- 
lischen Grundlagen  des  States  zuwiderlaufende  Richtung 
haben,  desto  umfassender  kann  auch  die  Duldung  gewähr! 
werden  und  sich  der  Anerkennung  christlicher  Kirchen  an- 
nähern.  Aber  die  Zumuthung  an  den  europäisch -christlichen 

4  Man  erinnern  sich  der  Wiedertäufer  in  Münster 
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Stat,  dasz  er  dieselben  mit  der  nämlichen  Zuneigung  und 
Liebe  umfasse  und  fördere  wie  die  christliche  Kirche,  ist 
eine  unnatürliche  und  nur  mit  dem  falschen  System  einer 
negativen  Indifferenz  vereinbar. 

3.  Der  Schutz,  den  der  Stat  den  Landeskirchen  ge- 
währt, ist  umfassender,  als  der,  welcher  andern  Kirchen 
und  Secten  ertheilt  wird.  Der  Stat  ist  der  Schirmvogt  der 
Landeskirche  (jus  advocatiae). 

Die  Landeskirchen  werden  als  öffentliche  Corpora- 
tionen  anerkannt  und  oft  denselben  daher  auch  öffentliche 
Rechte  im  State,  z.  6.  das  der  Repräsentation  in  den  Kam- 
mern, der  Betheiligung  bei  einzelnen  Behörden,  oder  ihren 
Kirchenwürden  und  Aemtern  der  Rang  und  die  Rechte  von 
Statswurden  und  Aemtern  beigelegt  Andere  kirchliche  und 
religiöse  Verbindungen  erhalten  nicht  ebenso  nothwendig 
die  Rechte  öffentlicher  Corporationen ,  sondern  werden  häufig 
wie  Privatcorporationen  angesehen  und  behandelt,  haben 
somit  nur  Privatrechte  anzusprechen. 5 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Gottesdienste.  Eh 
versteht  sich,  dasz  die  Landeskirchen  in  der  Begehung  ihres 
öffentlichen  Gottesdienstes  vollständig  geschützt  werden. 
Der  Stat  verwehrt  hier  nicht  blosz  jede  Hemmung  und  Stö- 
rung desselben,  sondern  er  nimmt  sogar  in  den  bürger- 
lichen Einrichtungen  auf  die  religiöse  Feier  achtungs- 
volle Rücksicht.  Das  Verbot  lärmender  Arbeit  und  Belusti- 
gung, des  Marktverkehrs  und  Kramhandels,  und  die  gebotene 
Schlieszung  von  Wein-  oder  Bierschenken  an  Sonn-  und 
Festtagen  u.  dgl.  sind  Folgen  solcher  erhöhter  Anerkennung 
der  Landeskirchen.* 

fc  Preusz.  Landrecht  II.  11.  $.  17—19,  $.  20.  Bayerisches  Reli- 
gionsed ict  $.  28— 32. 

«  Bayerisches  Religionsed ict  §-80:  „Die  im  State , bestehenden  Re- 
ligionsgesellschaften  sind  sich  wechselseitig  gleiche  Achtung  schuldig; 
gegen  deren  Versagung  kann  der  obrigkeitliche  Schutz  aufgerufen  werden, 
der  nicht  verweigert  werden  darf:  dagegen  ist  aber  auch  keiner  eine 
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Anderen  obwohl  aner 
zwar  wieder  ein  öffe n tl iche r  Gottesdienst 
Erbauungshäuser  verstattet  und  vor  Störung  geschirmt, 
es  lassen  sich  eher  Beschränkungen  rechtfertigen,  wenn  es 
sich  um  Einrichtungen  handelt,  die  auch  nach  anszen  für 
die  übrige  nicht  zu  diesen  Kirchen  gehörige  Bevölkerung 
Bezug  haben.  So  z.  B.  wird  kein  Glockengeläute,  es  wer- 
den keine  Processionen  auszer  der  Kirche  gestattet.  Die  re- 
ligiöse Engherzigkeit  früherer  Zeit  legte  auf  solche  Beschrän- 
kungen einen  groszen  Werth;  der  neuern  Zeit  ist  es  würdig, 
soweit  nicht  das  bürgerliche  Leben  hinwieder  gestört  würde, 
auch  in  diesen  Dingen  den  verschiedenen  Kirchen  freien  Cul- 
tus  zu  verstatten.  Aber  überspannt  wäre  das  Begehren  einer 
solchen  Kirche  an  den  Stat,  dasz  ihre  Festtage  auch  von 
denen  beachtet  werden  müssen ,  welche  nicht  zu  ihr  gehören. 

Beschränkter  noch  kann  der  Schutz  sein,  den  der  Stat 
nichtch ristlichen  Religionen  und  bloszen  Secten  gewährt.  Aus 
dem  Princip  der  individuellen  Gewissensfreiheit  folgt  noch 
nicht  die  Freiheit  eines  gemeinsamen   Cultus.    Sowie  die 

Selbsthülfe  erlaubt.44  §.  82:  „Keine  Kirchengesellschaft  kann  verbindlich 
gemacht  werden,  an  dem  uuszern  Gottesdienst  der  andern  Antheil  in 
nehmen.  Kein  Religionstheil  ist  demnach  schuldig,  die  besondern  freier- 
tage des  andern  zu  feiern,  Bondern  es  soll  ihm  frei  stehen,  an  solchen 
Tagen  sein  Gewerbe  und  seine  Handlhiernng  auszuüben,  jedoch  ohne 
Störung  des  Gottesdienstes  des  andern  Theiles,  und  ohne  dasz  die  Ach- 
lang  dabei  verletzt  werde,  welche  nach  §.  60  jede  Keligionsgesellschaa 
der  andern  bei  Ausübung  ihrer  religiösen  Handlungen  und  Gebräuche 
schuldig  ist."  -  Im  Einzelnen  kommt  natürlich  viel  auf  die  Bevölkerung«. 

m.  In  einer  vorzugsweise  katholischen  Stadt  wäre  es  z.  B. 
wenn  die  Protestanten  an  hohen  Festtagen  der  Katholiken  ihr 
bürgerliches  Gewerbe  öffentlich  betrieben  wie  an  Werktagen;  in  einer 
Stadt  dagegen,  wo  nur  eine  geringe  Zahl  von  Katholiken  sich  befindet, 
keineswegs.  Belgische  Verf.  §.  15:  „Keiner  ist  gezwungen,  auf  irgend 
eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feierlichkeiten  eines  Gottesdienstes 
TheiJ  zu  nehmen,  oder  die  Ruhetage  desselben  zu  beobachten.1*  Der 
Schluszsatz  geht  zu  weit  in  dem  Schutze  des  individuellen  Willens  und 
beachtet  die  gemeinsamen  Interessen  zu  wenig. 
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Individuen  aus  der  Besonderheit  ihres  Hauses  und  ihrer  Fa- 
milie heraustreten,  und  sich  zu  Genossenschaften  (Ge- 
sellschaften) Gleichgesinnter  verbinden ,  so  hat  auch  der 
Stat  als  die  höchste  Orclnung  der  ftuszern  Lebensgemeinschaft 
eine  nähere  Veranlassung  und  ein  erhöhtes  Recht  zu  prüfen, 
in  welchen  Beziehungen  jene  Genossenschaften  und  ihre 
Thätigkeit  zu  den  gemeinsamen  öffentlichen  Interessen  stehen, 
und  deingemäsz  zu  verfahren.  Im  Zweifel  soll  er  freilich 
die  Freiheit  des  Cultus  achten.    Wenn  er  sich  aber  über- 

* 

zeugt,  dasz  eine  Secte  der  Existenz  und  Ruhe  des  States  — 
nicht  etwa  der  herrschenden  Politik  im  State  —  gefährlich 
ist,  so  kann  es  dem  State  nicht  verwehrt  werden,  dieselbe 
als  religiöse  Genossenschaft  nicht  zuzulassen  oder 
aufzulösen,  oder  je  nach  Umständen  unter  besondere  Auf- 
sicht zu  stellen  und  enger  zu  beschränken.  Es  lassen  sich 
hier  mancherlei  Abstufungen  denken,  von  dem  völligen 
Verbote  bis  zur  Gestattung  des  freien  Cultus,  z.  B.  die  Be- 
schränkung des  Gottesdienstes  der  Secte  auf  die  Hausandacht 
der  Familien,  auf  eine  gemeinsame  Gottesverehrung  aber 
nur  im  Stillen  uud  mit  Ausschi ieszung  aller  Andersgläubigen, 
die  Zulassung  des  öffentlichen  Cultus  aber  ohne  dasz  den 
kirchlichen  Handlungen,  z.  B.  der  Taufe,  Trauung  u.  s.  f. 
auch  bürgerliche  Wirkungen  beigelegt  werden  u.  s.  f. 7 

In  neuerer  Zeit  haben  einzelne  Staten  die  Gestattung 

7  Preuszisches  Landrecht  II.  Tit.  11.  §.  22:  „Einer  geduldeten 
Kirchengesellschaft  ist  die  freie  Ausübung  ihres  Privatgottesdienstes  ver- 
stauet." §.  23:  „Zu  dieser  gehört  diu  Anstellung  gotteodieustlicher  Zu- 
sammenkünfte in  gewissen  dazu  bestimmten  Gebäuden,  und  die  Ausübnng 
der  ihren  Religionsgrund  Sätzen"  gemäszcn  Gebräuche,  sowohl  in  diesen 
Zusammenkünften,  als  in  den  Privatwohnungen  der  Mitglieder.«*  §.  25: 
„Ihr  ist  nicht  gestattet  sich  der  Glocken  zu  bedienen,  oder  öffentliche 
Feierlichkeiten  auszerhalb  der  Mauern  ihres  Versammlungshauses  anzu- 
stellen." Bayer.  Edict  §.  3:  „Sobald  mehrere  Familien  zur  Ausübung 
ihrer  Religion  sich  verbinden  wollen,  so  wird  jederzeit  hiezn  die  könig- 
liche Genehmigung  erfordert."  Vgl.  Wilda  in  d.  Zeitsch.  für  deutsches 
Recht  XI.  S.  235. 
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des  öffentlichen  Gottesdienstes  als  allgemeine  Regel  ausge- 
sprochen ,  die  auch  auf  nichtchristliche  Religionen  und  Secten 
ihre  Anwendung  linde.  k  Kiu  ausgedehntes  Masz  von  Frei- 
heit sagt  dein  Wesen  auch  des  modernen  christlichen  States 
zu.  nicht  aber  völlige  Sorglosigkeit  und  Mangel  an  Prüfung 
und  Unterscheidung. 

4.  Die  Forderung  und  Pflege  auch  der  kirchlichen 
Interessen  und  Wirksamkeit  auszerl  sich  gegenüber  den  Lan- 
d  es  k  i  rc  Ii  e  n 

a)  in  der  Ausstattung  und  Dotation  ihrer  auszeru 
Institute  und  Bedürfnisse ,  soweit  sie  des  Siates  bedarf,  in 
der  Krbnuung  und  Ausschmückung  der  Kirchen  ,  in  der  Fun- 
dirung  <ler  kirchlichen  Aemtcr,  in  «1er  Sorge  für  die  Schul- 
hedurfnisse  der  Kirche,  in  der  Unterstützung  der  Mission." 
Andere  Kirchen  haben  darauf  keinen  Anspruch,  wenn  es 
schon  dem  State  nicht  verwehr!  ist  auch  ihnen  durch  Bei- 
trage zu  Hilfe  zu  kommen.  Der  heutige  christliche  Stat 
gewahrt  auch  fremden  Rchgioiien  ihr  Recht  des  Bestandes, 
aber  seine  volle  Zuneigung  kann  sich  nur  christlichen  Kirchen 
zuwenden,  welche  in  der  Nation  zu  umfassender  und  groszer 
Wirksamkeit  gelangt  sind: 

b)  in  der  Ehre,  welche  er  der  Kirche  erweist,  indem 
er  sie  in  ihren  Vorstehern  auszeichnet  und  bei  öffentlichen 
Festen  zur  Theilnahtnc  einladet,    und  indem   er  für  seine 

*  Belgische  Verl"  §.  14:  J)ie  Freiheit  jeder  ( iotle.^  rirlinm-  (cul(e), 
ihrer  Ausübung  i  r  z n^t  stehen  .  mit  Vr.rhelialt  «Irr  1"  uier.li  iiekmi^  der 
VtT^-hun^en,  welche  hei  Ansiihrnie;  dieser  Freiheit  heijnn«,'en  werden."' 
Fr  an  zo.«  i.sehe  von  184S  7:  „Jedermann  bckennl  frei  seine  Reli^iun. 
Und  erhalt  zur  Ausuhuui:  seine*  Cultio  Mm  dein  Stall-  «m neu  eleiehuia.-zi- 
yen  Schutz."  V  rc  u  s  z  l  s  e  Ii  e  \'i  :  „UW  Freilieit  de>  re!i«.'iu>et.  lickeiiiit- 
11  it*iteö .  der  Vereinigung-  zu  Rcligionsp;es,ellschai'ien  und  der  gemeinsamen 
häuslichen  und  o  lfe  n  t  I  i  c  Ii  e  n  I  i  e  1 1  LT  1011s  u  I  m  1 1 1  ^r»n  wird  gewährleistet.** 

,J  Holländische   Verf.  F  ra  n  /  osisch  e   mhi   1618.       7  • 

r  Die  Keligion'dicner  .  sowohl  für  die  gegenw  arli.Lr  wnn  Oeselz  auei  kannten 
Cultus  als  auch  für  diejenigen.,  welche  in  Zukunft  anerkannt  werden 
sollten,   hahen  das  Keeht.  einen  (.ehalt  au>  Simsf-mds  /n  em[. fangen  " 
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statlichen  Einrichtungen  die  Weihe  der  Kirche  ansprichL 
Wo  es  zu  einer  gerechten  Auseinandersetzung  der  beiden 
Gebiete  gekommeu  ist,  da  befiehlt  der  Stat  nicht  mehr  die 
religiöse  Weihe ,  sondern  er  ersucht  darum,  denn  diese  kann 
von  der  Kirche  nur  aus  freiem  Herzen  gewährt  werden ,  und 
hat  nur  dann  Wahrheit  und  Werth; 

c)  in  der  Zuziehung  der  Kirche  bei  gemeinsamen 
Angelegenheiten  und  8orgen,  zur  Mitberath  ung  und  Mit- 
wirkung: so  voraus  mit  Bezug  auf  das  Schulwesen  in  seinen 
untern  und  höheren  Stufen,  bei  Anordnungen,  die  auf  die 
öffentliche  Moral  Bezug  haben  u.  s.  f. ; 

d)  in  dem  Antheil,  welcher  den  Landeskirchen  als 
solchen  in  den  organischen  Instituten  des  States  selbst  zur 
Wahrung  ihrer  Rechte  und  Vertretung  ihrer  Interessen  ge- 
wahrt wird,  wie  insbesondere  in  der  Repräsentation. 


Siebentes  Capitel. 
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Der  Stat  und  die  Kirche  sind  zwei  wesentlich  selbstän- 
dige Körper.  Der  Stat  tiberschreitet  daher  seine  natürliche 
Grenze,  wenn  er  das  Kirchenregiment  selbst,  wie  das  aller- 
dings in  den  confessioneli  -  protestantischen  Staten  in  früherer 
Zeit  in  weitem  Umfange  geschehen  ist,  an  die  Hand  nimmt 
Aber  er  hält  sich  innerhalb  derselben,  wenn  er  über  die 
Kirche  eine  statliche  Oberau  fsicht,  die  wichtigste  Seite 
seiner  Kirchenhoheit,  übt.  Allerdings  bezieht  sich  diese  Auf- 
sicht nicht  auf  die  unsichtbare  Kirche,  als  eine  Gemeinschaft 
der  Heiligen,  die  der  Wahrnehmung  und  dem  Gebiete  des 
States  vollständig  entrückt  ist,  wohl  aber  auf  die  sichtbare 
Kirche,  als  eine  auf  der  Erde  erscheinende  und  wirkende 
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organische  Gemeinschaft.  Die  äuszern  Dinge  sind  für  die 
Kirche,  obwohl  nicht  entbehrlich,  doch  immerhin  von  unter- 
geordnetem Werthe.  Aber  eben  weil  diese  Seite  ihres  Da- 
seins eine  auszere  ist  und  in  mannichTaltige  Beziehung  tritt 
zu  dem  wesentlich  äuszern  und  weltlichen  Reiche  des  States, 
so  kann  der  Stat  nicht  vor  ihrer  Erscheinung  und  äuszern 
Wirksamkeit  die  Augen  verschlieszen,  sondern  ist  genöthigt 
und  berechtigt;  darüber  Aufsicht  zu  üben.  Hier  besonders 
thut  nun  aber  eine  richtige  Auseinandersetzung  noth, 
damit  jeder  Theil  in  dem  Genüsse  der  ihm  zugehörigen 
Freiheit  und  Rechte  unverkümmert  bleibe. 

1.  In  rein  kirchliche  Dingen  des  Gewissens  und 
Glaubens  hat  sich  der  Stat  als  in  ein  Gebiet,  das  für  ihn 
unzugänglich  ist,  nicht  zu  mischen ,  1  somit  auch  keine  dog- 
matischen Streitigkeiten  zu  entscheiden.  Wenn  aber  die 
Kirche  neue  Gesetze,  Ordnungen  und  Bestimmungen  in 
Glaubenssachen  erläszt,  oder  in  Gewissensangelegenheiten  sich 
nicht  mit  bloszem  Ruthe  begnügt,  sondern  bindende  Vor- 
schriften trifft,  so  kann  der  Stat  Kenntnisz  verlangen 
von  allen  solchen  Verfügungen,  und  unter  der  Voraussetzung, 
dasz  die  Statsordnung  durch  dieselbe  verletzt  oder  gefährdet 
würde,  Einhalt  thun.'    Dieses  Recht  des  States  wurde 

f  Bayerische  Verf.  IV.  §.  9. 

*  Preuazisches  Landrecht  11.  Til.  II.  §.  33:  „Der  Stat  ist  berech- 
tigt, von  demjenigen,  was  in  den  Versammlungen  der  Kirchengesellschsft 
gelehrt  und  verhandelt  wird ,  Kenntnisz  einzuziehen.  §.118:  „Alle  päpat- 
lichen  Bullen,  Breven  und  alle  Verordnungen  auswärtiger  übern  der 
Geistlichkeit  müssen  vor  ihrer  Publicalion  und  Vollstreckung  dem  State 
zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorgelegt  werden."  Organisches  Gesetz 
des  Concordais  in  Frankreich  von  1802,  Art.  1:  „Aucunc  bulle,  bref, 
reacrit,  decret,  mandat,  provision,  signature  servant  de  provision,  ni 
autres  expeditions  de  la  cour  de  Röme,  raöme  ne  concernant  que  les  pa»-- 
ticuliera,  ne  pourront  6tre  recns,  publiea,  imprimta,  ni  autrement  mis  a 
execution,  Sans  l'autorisation  du  gouvernement."  Bayerisches  Religions- 
ed ict  §.  57  und  58:  „Hiernach  dürfen  keine  Gesetze,  Verordnungen  oder 
sonatige  Anordnungen  der  Kirchengewalt  ohne  allerhöchste  Einsicht  und 
Genehmigung  publicirt  und  vollzogen  werden." 
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unter  dem  Namen  des  Place t  {placetum  regium)  in  das 
Statsrecht  eingeführt,  aber  öfter  über  Gebühr  ausgedehnt 
Schon  der  Ausdruck  ist  falsch  gewählt,  und  dabei  merk- 
würdigerweise gerade*  der  umgekehrte  Irrthum  begangen 
worden  von  dem,  welcher  die  königliche  positive  Sanction 
in  der  statlichen  Gesetzgebung  zu  einem  blosz  negativen 
Veto  verdreht  hat.  Jenes  sogenannte  Placet  nämlich  ist, 
recht  verstanden,  kein  positives  Recht  des  States,  Uber  die 
Kirchlich keit  und  Wahrheit  der  von  der  Kirchengewalt  ge- 
gebenen Entscheidung  zu  urtheilen  und  dieser  seine  Auto- 
rität zu  verleihen,  sondern  nur  ein  negatives  Recht  der 
Abwehr  solcher  kirchlichen  Entscheidungen,  welche  die 
Statsinteressen  beeinträchtigen;  ein  negatives  Recht,  dem 
das  Misztrauen  zu  Grunde  liegt,  es  möchte  die  sichtbare 
Kirche,  in  welcher  auch  menschliche  Schwächen  und  Lei- 
denschaften sich  regen,  ihre  dogmatische  Selbständigkeit 
miszbrauchen,  und  in  der  Ausartung  Beschlüsse  fassen 
und  öffentlich  geltend  machen,  mit  denen  die  vom  State 
anerkannten  Rechte  der  Individuen  sowohl  als  seine  eigene 
Wohlfahrt  in  Widerspruch  stehen.  In  der  Resorgnisz,  dasz 
das  Haupt  der  katholischen  Kirche,  der  Papst,  der  nicht 
wie  die  audern  kirchlichen  Würdenträger  in  dem  Statsge- 
biete  alsUnterthan  wohnt  und  der  statlichen  Gerichtsbarkeit 
anheimfällt,  seine  hohe  Autorität  und  günstige  Stellung  leicht 
so  miszbrauchen  könne,  wurde  frttherhin  von  manchen  euro- 
päischen Staten  sogar  der  ganze  amtliche  Verkehr  der  ein- 
heimischen Geistlichkeit  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  gewisser- 
maszen  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellt.  In  neuerer  Zeit 
dagegen  wurde  eine  solche  Vorsicht  öfter  nun  grundsätzlich 
verworfen. 3 

*  Belgische  Verf.  §.  IC:  „Der  Slat  hat  kein  Recht,  «ich  in  Hie 
Ernennung  oder  Einsetzung  der  Diener  irgend  einer  Gnu  es  Verehrung  ru 
mischen  oder  ihnen  den  Verkehr  mit  ihren  Obern  und  die  Bekanntma- 
chung ihrer  Acten  zu  untersagen;  im  letztem  Folie  mit  Vorbehalt  der 
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Aus  der  Zulassung  freien  Verkehrs  folgt  aber  noch  nicht, 
iliisz  die  Gesetze  und  Entscheidungen  der  Kirchengewult  der 
Kenntnis/  und  Aufsicht  des  States  entzogen  seien.  Nur  das 
ist  der  Gegensatz  der  neuern  Richtung  gegen  die  frühere 
Maxime  des  Plaeet,  das/  zunächst  der  Kirche  freigegeben 
wird,  was  ihr  gut  erscheint  in  rein  kirchlichen  Dingen  zu 
verordnen  und  bekannt  zu  machen,  unter  Vorbehalt,  dasz  der 
Stat  gegen  den  wirklich  geschehenen  Misz  brauch 
einschreite.  Die  P  rü  v  c  u  ti  v  niuxiinc  wird  so  in  das 
Re  j>  ressi  v  system  umgeändert.  1  Die  Erfüllung  dieser  Um- 
gestaltung des  Statsreehtes  erfordert  aber  im  Interesse  des 
States  nun  eine  nähere  Bestimmung  dessen,  was  als  Misz- 
brauch  nicht  zu  dulden,  beziehungsweise  zu  bestrafen  sei; 
in  ähnlicher  Weise,  wie  die  Einführung  der  Preszfreihcit  im 
Gegensätze  zu  der  frühem  Censur  ein  Preszgesetz  nothig 
geinachi  lutt.    Je  gröszer  die  Freiheit  ist,  welche  der  Stut 

gewöhnlichen  Verantwortlichkeit  im  Bei  reif  der  1'resse  und  der  Bekannt- 
mncliuijg. "  II  o  1 1  ii  nd  isehe  8.  1?0:  „Die  Vermitlelung  der  Regierung 
wird  nicht  verlangt  bei  dem  brieflich* n  Verkehr  mit  ileii  TIa u j»t<  rn  der 
f  verschiedenen  kirchlichen  Gesellschaften,  noch  hei  Beknnntmarliung  kirch- 
licher Vorschriften,  jedoch  unter  verantwortlicher  Befolgung'  der  Gesetze." 
I'reuszische  16:  „Der  Verkehr  der  Rcligiousgescllschaften  mit  ihren 
Obern  ist  ungehindert.  Die  Bekanntmachung  kirehlicher  Ann»  il mingen 
ist  nur  denjenigen  Beschränkungen  unterworfen,  welchen  alle  übrigen 
Veröffentlichungen  unterließen.''  Oesterr.  Concordat  v.  185Ö,  Art.  2: 
„Der  Wechsel  verkehr  zwischen  den  Bischöfen,  der  Geistlichkeit,  dem 
Volke  und  dem  heiligen  Stuhl  in  '.reist liehen  Dingen  und  kirchliehen 
Angelegenheiten  wird  vollkommen  frei  sein/' 

4  Es  fragt  sich  allerdings  ob  der  »Stut  sich  nicht  durch  eine  falsche 
Abstraetion  von  Freiheit  hat  verleiten  lassen,  auf  Rechte  zu  verzichten, 
die  er  zu  .seiner  Sicherheit  nicht  entbehren  kann.  Laurent  (leglise  et 
Letal  III.  340)  behauptet  das  und  hebt  den  t'nterschicd  zwischen  „päpst- 
lichen Bullen-*  und  bluszen  „ Mcinungsaus/erungcti"  hersor.  Jene  werden 
von  Tausenden  und  Hundci  Hausenden  wie  ein  bindendes  Gesetz  betrachtet, 
diese  frei  gewürdigt.  Wenn  daher  eine  Bulle  sialsw  idrige  Bestimmungen 
enthalt,  so  ist  ihre  VeioiTeniJichung  nicht  blosz  ein  Neigehen  gegen  die 
Öiatsordnung.  sondern  auch  eine  ernste  Gefahr  für  den  SlaLsfrieden ,  wo- 
gegen das  l'lacet  den  Stat  besser  schlitzt  als  die  Rcpre-sion. 
Itl  im  I  sr  1,  I  i    ;,]|...(. nii'iiie*  SfiM-re,  t,t     Ii  21 
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der  Kirche  gewährt,  um  so  nöthiger  ist  ein  Gesetz,  welches 
ein  Rechtsverfahren  wegen  Miszbrauch  der  Kir- 
chengewalt (recursus  propter  abusum)  anordnet 5  Der 
Gedanke  nämlich,  dasz  schon  die  gewöhnliche  Gesetzgebung 
ausreiche,  der  in  den  neuen  Verfassungen  durchschimmert, 
ist  irrig.  Die  Beziehungen  der  Kirche  zum  State  und  der 
Einflusz  jener  auf  das  nationale  Leben  sind  viel  zu  grosz 
und  eigen thüm lieh ,  als  dasz  sie  schon  in  den  Gesetzen  hin- 
reichende Beachtung  finden  könnten,  welche  nur  im  Allge- 
meinen das  Recht  und  die  Freiheit  der  Individuen  und  Ge- 
sellschaften näher  bestimmen  und  begränzen.  Der  Stat  ist 
nicht  confessionell  seinem  Wesen  nach;  die  jetzigen  Kirchen 
aber  sind  confessionell.  Daher  ist  es  Recht  und  Pflicht  des 
States,  indem  er  auf  der  einen  Seite  die  Freiheit  der  Kirchen, 
ihre  confessionellen  Gegensätze  auszubilden  und  beziehungs- 
weise dogmatischen  Streit  zu  führen,  anerkennt,  doch  dar- 
über zu  wachen,  dasz  die  confessionelle  Reibung  nicht  den 
öffentlichen  Frieden  störe,  noch  die  Achtung  verletze,  die 
der  Stat  den  von  ihm  anerkannten  Kirchen  gewährleistet 
Es  gilt  das  z.  B.  auch  von  allgemein  eingeführten  Katechis- 
men und  Erbauungsbüchern.  Denn  offenbar  ist  es  etwas 
ganz  anderes >  wenn  ein  Individuum  in  Privatschriften  die 
confessionelle  Polemik  leidenschaftlich  schärft,  oder  wenn 
die  Kirchengewalt  mit  einer  auf  Millionen  gewaltig  wirken- 
den Autorität  den  Glaubenshasz  stachelnd  aufregt.  Je  gröszer 

s  Ein  sehr  beachtenswertner  Versuch  in  dem  organischen  Gesetz  für 
Krankreich  von  1802,  §.6:  „II  y  aura  recoura  au  conseil  d'&at,  dan* 
tous  lea  caa  (Tabus  de  la  part  dea  auperieura  et  aulrea  personnes  eccJe* 
8iastiquea.  Le8  cas  dabus  sont  l'uaurpation  ou  Kexcea  de  pouvoir  la 
contrnvention  anx  loia  et  reglemenla  de  la  ^publique,  l'infraction  des 
reglea  conaacreea  par  lea  canona  lecua  en  France,  l  attentat  aux  liberlea, 
franchiaea  et  coutume8  de  l'Kgliae  gaJlicane,  et  Umt  enireprite  ou  tout 
proeide  qui  dana  Vexertice  du  cultr,  peut  compromeUre  rhonneur  den  ey- 
toyenM,  troubier  arbürairemmt  leur  conteience,  (Mgenerer  coltirr  nur  en 
(tpprrstum  ou  en  injure,  ou  en  icandale  public*  Vergl.  Foelix  in  der  Re- 
vue etrang.  et  franc.  V.  ö.  249  ff. 


Digitized  by  Google 


C«„H.I.    Von  *m  A„r.i.-l,..Wl,.  tatand».  323 

die  Geffthr  für  den  gemeinen  frieden  nnd  die  öffentliche 
Wohlfahrt  ist,  desto  rascher  und  kräftiger  innsz  der  Stat 
einschreiten. 

2.  Die  Verhältnisse  des  Cultus  sind  zwar  ihrem  Wesen 
nach  ebenfalls  durchaus  kirchlich,  und  nicht,  wie  das 
zuweilen  behauptet  wird,  gemischt.  Aber  weil  sie  in  äuszern 
Formen  des  gemeinsamen  Lebens  sichtbor  hervortreten,  so 
stehen  sie  dem  Statsgebiete  näher,  und  berühren  dasselbe 
au  mehreren  Seiten  als  die  Glaubens-  und  Gewissenssachen 
im  engem  Sinne. 

Auch  hier  soll  der  Kirche  zunächst  die  freie  Selbst- 
bestimrnung  zugestanden  und  nicht  etwa  die  Anordnung 
darüber  dem  State  vorbehalten  werden.  Aber  mehr  als  in 
jenen  andern  Beziehungen  ist  der  Stat  hier  veranlaszt,  Aufsicht 
zu  üben  Uber  die  Wahrung  seiner  Interessen.  Dahin  gehören: 

a)  die  Anordnung  kirchlicher  Feste,  wobei  es 
jedoch  von  dem  State  abhängt,  denselben  bürgerliche  Wir- 
kungen mit  Bezug  auf  Einstellung  der  Arbeiten  und  des 
Marktverkehrs  beizulegen  oder  nicht; 6 

b)  die  Bildung  religiöser  Vereinigungen,  Brü- 
derschaften u.dgl.  zur  Ausübung  gottesdienstlicher  Hand- 
lungen oder  frommer  Werke,  und  die  Haltung  kirchlicher 
Missionen.  Der  Stat  kann  wohl  der  Freiheit  solcher  Bil- 
dungen weiten  Raum  lassen,  aber  nicht  auf  sein  Recht  der 
Kenn  tnisznah  me,  noch  das  der  Besch  ränku  ng,  be- 
ziehungsweise des  Verbots,  verzichten,  wenn  solche  Ver- 
eine in  einem  mr  die  Ehre  oder  das  Recht  der  Bürger  oder 
des  States  und  für  den  öffentlichen  Frieden  und  die  gute 
Sitte  verderblichen  Sinne  wirken  oder  sich  gebärden:7 

6  Die  Gesetzgebung  de»  leUteu  Jahrhunderte  hotte  die  Tendenz,  die 
Einwirkung  des  States  auf  Bestimmung  der  Kirchenfeste  möglichst  aus- 
zudehnen und  dieselben  aus  nationalwirthschaftlichen  Gründen  zu  be- 
schränken.    Prelis z  i  scheu  Laudm-ht  §.  34  und  35.  Bayerisches 

76  und  77.  -^V- 

7  Die  Denkschrift  der  bayerischen  Bischöfe  von  1861  hat  Recht,  wenn 


4 
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c)  die  Stiftung  von  K  löst  ein  und  die  Begründung 
kirchlicher  Orden,  sowie  die  Genehmigung  ihrer  Sta- 
tuten und  Beaufsichtigung  ihres  kirchlichen  Lebens  ist  zwar 
zunächst  wieder  eine  Angelegenheit  der  Kirche,  und  es  ist 
nicht  zu  Iäugnen,  dasz  in  den  letzten  Jahrhunderten  die 
S  taten  Europas  oft  willkürlich  und  eigennützig  in  dieselbe 
eingegriffen  und  häufig  die  Schwäche  und  Gebrechen  der 
Klöster  und  Orden  benutzt  haben,  nicht  um  dieselben  zu 
bessern,  sondern  um  sie  ihres  Vermögens  zu  berauben.  Aber 
nichtsdestoweniger  legen  auf  der  andern  Seite  auch  historische 
Erfahrungen  dem  State  die  statliche  Pflicht  an's  Herz,  sich 
seines  Aufsichtsrechtes  nicht  zu  begeben,  sondern  dar- 
über sorgfältig  zu  wachen ,  theils  dasz  die  individuelle  Frei- 
heit derMenschen  nicht  klösterlichen  Gelübden  und  Ordnungen 
hingeopfert  werde,  theils  dasz  nicht  einzelne  Klöster  oder 
Orden  das  benachbarte  Grundeigenthum  im  Uebermasz  dem 
lebendigen  Verkehr  entziehen  und  für  die  todte  Hand  er- 
werben, theils  dasz  sie  nicht  in  einem  statsfeiud liehen  Sinne 
ihr  Dasein  bethätigen.  Als  statsfeindlich  darf  der  moderne 
christliche  Stat  aber  wohl  Orden  bezeichnen,  welche,  wie 
der  Jesuitenorden,  durch  ihre  Lehre  und  Wirksamkeit  den 
Stat  unter  die  mittelalterliche  Oberherrschaft  der  Kirche  zu- 
rücktreiben oder  in  ihrem  confessionellen  Eifer  den  Frieden 
der  Confessionen  bedrohen.  Fühlt  sich  der  Stat  stark  und 
mächtig,  so  mag  er  nach  dem  Vorbilde  Friedrichs  des  Groszen 
auch  solche  gährende  Elemente  wohl  ertragen,  und  die  über- 
triebene Jesuitenfurcht  macht  zuweilen  eher  den  Eindruck 
von  Zaghaftigkeit  und  Schwäche,  als  von  klarem  Rechtsbe- 
wusztsein  des  States.   Aber  das  Recht  hat  der  8tat  allerdings, 

sie  die  nächste  Aufsicht  und  Controle  solcher  kirchlicher  Vereine  für  die 
Kirche  vindicirt,  aber  Unrecht,  wenn  sie  dem  State  jede  Aufsicht  darüber 
versagen  will.  Anch  wenn  jene  z.  B.  die  öffentlichen  Geiszelungen  der 
GeiszclbrÜdcrschaften  gut  heiszen  würde,  thäte  der  Stat  doch  wohl  und 
recht,  derlei  Scandal  nicht  zu  dulden.  Vgl.  Bayerisches  Edict  §.  76  b,  c. 
Oesterreich.  Concordat  Art.  28. 
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Wohlfahrt  und  seinem  Recht  erweist,  auszustoszen  oder 
aufzulösen. 9  Sie  kann  sogar  ein  aufopfernder  Diener  der 
(confessionellen)  Kirche  und  doch  ein  Feind  des  States 
sein,  die  Zuneigung  jener  verdienen  und  für  diesen  unaus- 
stehlich werden.  Nicht  die  kirchliche  Einrichtung  und  Form 
solcher  Corporationen  hat  der  Stat  zu  ordnen  oder  mit  zu 
bestimmen,  aber  er  hat  sein  Recht  mich  in  solchen  Fällen 
zu  wahren,  wo  die  Thätigkeit  jener  im  Namen  der  kirch- 
lichen Interessen  geschieht 9  '  v?  ^>> 
2.  Die  Verfassung  der  Kirche  zu  bestimmen  ist  in 
erster  Linie  wieder  Sache  und  Recht  der  Kirche  selbst  und 
nicht  mehr  des  States,  wenn  sich  dieser  aus  der  Beschränkt- 
heit des  Confessionalismus  erhoben  hat.  Aber  öffentliche 
Autorität  und  Geltung  kann  die  Kirchenverfassung  innerhalb 
des  States  nur  erhalten,  wenn  der  Stat  dieselbe  anerkennt, 
beziehungsweise  somit  die  Aenderung  derselben  seinerseits 
gut  heiszt,  oder  —  da  auch  in  dieser  Hinsicht  es  nicht 
Aufgabe  des  States  ist,  die  positiv  kirchliche  Wünschbarkeit 
der  Aenderung  zu  prüfen,  sondern  sich  auf  die  Frage  zu 
ob  und  inwiefern  dieselbe  dem  geltenden 
und  die  öffentliche  Wohlfahrt  bedrohe 
—  nach  vorheriger  Prüfung  nicht  sein  stutliches  Veto 
dagegen  einlegt.  Umwandlung  des  zuweilen  etwas  ge- 
spannten Placet,  in  welchem  oft  noch  ein  Stück  Kirchen- 
regiment verborgen  ist,  in  ein  statliches  Recht  vorheri- 
ger Prüfung  und  des  Veto  (iwm  displicet) 

■4Ü    Sffvj     .....     •     '   ■    .    r  *. 

reizerische  Bundeaverf.  §.58:  „ Der  Orden  der  Jesuiten  und 


lie  ihm  affilirten  Gesellschaften  dürfen  in  keinem  Theile  der  Schweiz  Auf- 
nahme finden.*4 

•  Sogar  das  Österreichische  Concordat  Art.  28,  weiches  den  Bi- 
schöfen die  Freiheit  zusichert ^  geistliche  Orden  und  Congregationen  eiu- 
£D führen ,  fügt  doch  die  beschrankende  Anweisung  bei:  „Doch  werden 
sie  sich  hierüber  mii  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Einvernehmen 
setzen."  -  V  f 
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natürlichen  Verhältnisse  beider  Organismen  am  ehesten  zu- 
zusagen. 

4.  Der  Kirche  kann  wiederum  das  Recht  aus  natürlichen 
Gründen  nicht  bestritten  werden,  ihre  Organe,  die  Beamte  n 
und  Diener  der  Kirche,  selbständig  zu  ernennen; 
denn  sollen  diese  ihr  angehören  und  ihr  dienen,  so  müssen 
sie  auch  von  ihrem  Geiste  erfüllt  und  nicht  von  einer  frem- 
den Macht  gewissermaszen  als  fremde  Glieder  an  ihren  Kör- 
per geheftet  worden  sein.  Die  blosz  allgemeinen  Vorbe- 
dingungen der  kirchlichen  Weihen  entscheiden  noch  nicht; 
auch  unter  den  im  Allgemeinen  Fähigen  den  rechten  Manu 
für  die  rechte  Stelle  zu  finden,  kommt  voraus  dem  Körper 
zu,  zu  welchem  diese  gehört  und  dessen  Bedürfnissen  sie 
dient.  Aber  bei  der  engen  und  nothwendigen  Wechselbe- 
ziehung des  States  und  der  Kirche,  und  da  die  Beamten  der 
anerkannten  Kirchen  zugleich  das  Recht  und  den  Rang  von 
Statsbeamten  erhalten  und  im  State  eine  erhöhte  Autorität 
und  Bedeutung  haben,  so  ziemt  es  der  Kirche,  keinen  Per- 
sonen kirchliche  Aemler  anzuvertrauen,  welche  nicht  zu- 
gleich dem  State  genehm  sind,10  und  mag  der  Stut 
fordern,  dasz  ihm  vor  der  wirklichen  Einsetzung  in  das  Amt 
die  Erwählten  zur  Gutheiszung  präsentirt  werden. 
Das  historische  Recht  der  europäischen  Stateu  ist  sehr  reich 
au  mancherlei  Modi/icationen  dieser  Grundsätze.  Häufig  wird 
dem  State  das  positive  Recht  der  Wahl  seihst  zugestanden, 
und  für  die  Kirche  nur  das  Recht  der  Prüfung  und  der  Er- 
theilung  der  kirchlichen  Weihen  oder  Ordination  vorbehalten; 
zuweilen  aber  auch  von  Seite  der  Kirche  völlig  freie  Be- 
setzung ihrer  Aemter  ohne  Genehmheiszung  des  States 
geübt  oder  gefordert.  In  jenen  Zuständen  ist  noch  viel  con- 
fessionelle  Beimischung  wahrzunehmen,  welche  allmählich 

10  Das  canouische  Recht  hat  in  diesem  Sinne  den  Begriff  der  pertOMU 
regi  gratac  aufgebracht.  Der  Stat  hat  dabei  indessen  nur  slatliche  Rück- 
sichten zu  nehmen. 
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ausgeschieden  werden  musz,  wenn  die  Kirche  zu  ilirtT  vollen 
Freiheit  und  der  Stat  zu  seinem  wahren  Rechte  gelungen 
soll:  diese  Begehren  gernthen  im  Gegentheil  mit  den  engen 
Beziehungen  in  Widerspruch,  in  welchen  die  Landeskirehe 
zum  State  steht. 

5.  Alle  eigentliche  Gerichtsgewiii  t,  das  Schwert  und 
der  Sccpter  der  Gerechtigkeit  auf  Erden,  ist  ihrer  Natur  nach 
s tat  lieh,  und  kann  daher  nur  vom  State  abgeleitet 
werden.  Nur  die  religiöse  Zucht,  welche  sich  durch 
die  Stimme  des  Gewissens  Geltung  verschafft,  und  das  Masz 
von  innerer  Disciplin,  welches  jedem  organischen  Körper 
zu  seiner  Ordnung  nöthig  ist,  gebührt  schon  von  Rechtes 
weircn  der  Kirche.  In  diesen  Dingen  hat  der  Stat  daher 
das  unveräuszerliche  Recht,  die  Gerichtsbarkeit  der 
Kirche  zu  regeln,  zu  andern,  zu  beschranken  oder  ganz 
aufzuheben,  soweit  dieselbe  nicht  den  Charakter  einer  frei- 
willigen und  schied  s  r  i  c  h  t  e  r  1  i  c  h  e  n  an  sich  trägt,  Der 
moderne  Stat  hat  das  anerkannt  und  vielfach  geübt,  11  und 
die  religiöse  Bedeutung  der  Kirche  hat  an  Reinheit  eher 
gewonnen,  seitdem  die  zwingende  Strafgewalt  der  Kirche 
beschränkt,  und  auch  die  Geistlichen  den  weltlichen  Gerichten 
unterworfen  worden  sind. 

Die  ursprünglichen  Poni lenzen  der  katholischen 
Kirche  hatten  noch  ganz  den  Charakter  der  Zucht,  und  be- 
ruhten auf  freiwilliger  und  reuevoller  Büszung  der  Sunde, 
sie  waren  nicht  Strafe  für  ein  Vergehen.  Auch  der  Kirchen- 
bann (die  ejccnrnmuttu-atw),  allerdings  eine  ursprüngliche 
Institution  des  Christenthums,  ist  erst  zu  der  Zeit  zu  einer 
Strafe  geworden,  als  der  Stat  in  eine  unwürdige  Abhängig- 
keit von  der  Kirche  gernthen  war.    So  lange  derselbe  nur 

"  Kaiser  Fried  er  ich  H.  hai  auch  darin  die  moderne  Idee  antici- 
pirt,  das/,  er  zuerst  wieder  für  de»  Süden  Italiens  durch  seine  Gesetze 
de»  Klerus  in  Strafsache»  und  bürgerlichen  Streitigkeiten  der  weltlichen 
GerichtaUrkeit  unterwarf    Raumes  Gesch.  d.  Hohenstaufen  IV.  S.  474. 
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entweder  Versagung  kirchlicher  Heil  -  und  Segensmittel,  oder 
Ausschlieszung  der  Einzelnen  aus  der  Gemeinschaft  der  Kirche 
ist,  so  ist  das  eine  dem  Wesen  nach  durchaus  kirchliche 
Sache,  und  keineswegs  Handhabung  der  strafenden  Gerech- 
tigkeit; denn  wie  sollte  die  Kirche  nicht  selber  prüfen  nnd 
frei  bestimmen,  wer  ihres  Segens  würdig  und  bedürftig  sei, 
und  wie  genöthigt  werden ,  Individuen  als  ihre  Glieder  an- 
zusehen, welche  die  Gemeinschtift  mit  ihr  zerrissen  haben? 
Die  grosze  mittelbare  Einwirkung,  welche  eine  solche  Ans- 
schlicszung  auf  das  ganze  übrige  Leben  des  Gebannten  äussert, 
mag  freilich  den  Stnt  bewegen,  eine  gewisse  Controle  zum 
Schutze  der  individuellen  Kochte  eintreten  zu  lassen,  und 
ihr  eigenes  Interesse  wird  die  Kirche  dahin  leiten,  nicht 
wegen  geringfügiger  Ursachen  noch  aus  vorübergehenden 
Gründen  den  Bann  zu  verhängen;  aber  eine  wahre  Ausein- 
andersetzung des  beiderseitigen  Gebietes  wird  doch  diesen 
zunächst  der  Kirche  anheimstellen.  Ebenso  gebührt  der 
Kirche  wie  jedem  Organismus  eine  Disciplinargewalt 
über  ihre  Beamten  und  Diener.  Erweisen  diese  sich  als  un- 
tauglich für  das  Amt  oder  den  Dienst,  so  musz  sie  die  Macht 
haben,  dieselben  zu  entfernen,  und  durch  andere  Personen 
für  ihre  Bedürfnisse  zu  sorgen.  Gegen  möglichen  Miszbrauch 
solcher  Gewalt  zur  Unterdrückung  und  Schädigung  der  In- 
dividuen mag  der  Stat  wohl  eine  controlirende  Aufsicht  an- 
ordnen und  üben,  sei  es  indem  er  von  der  Einstellung  und 
Entlassung  von  Kirchen beamten  aus  kirchlichen  Motiven  je- 
derzeit Kenntnisz  nimmt  und  sich  die  etatliche  Prüfung  und 
Gutheiszung  vorbehält,  sei  es  indem  er  den  Betheiligten  ver- 
stattet, ihre  Beschwerden  ihm  vorzulegen  und  seinen  Schutz 
anzurufen. 12 

*3  Vgl.  Bayerisches  Bdict  §.  51,  54.  Die  Exercitien,  zu  welchen 
Geistliche  vou  den  Bischöfen  neuerlich  oft  verurtheilt  werden,  sind  meistens 
Anmaszung  eines  Stücks  Gerichtsbarkeit,  welches  der  Kirchengewall  nicht 
zusteht,  und  der  Slat  ist  berechtigt,  derselben  Einhalt  zu  thnn. 
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<i.  Für  die  Erziehung  und  Schul  bi  ldung  des  Klerus 
unterstützt  der  Stat  hinwieder  die  Landeskirchen  durch  seine 
Anstalten  oder  durch  Ausstattung  der  ihrigen.  Dasz  auch 
die  statlichen  Sehulanstalten ,  deren  Bestimmung  es  ist,  für 
die  Kirche  einen  tüchtigen  Nachwuchs  von  Geistlichen  zu 
bilden,  den  Geist  der  Kirche  in  sich  aufnehmen,  und  nur 
solchen  Lehrern  der  religiöse  und  kirchliche  Unterricht  an 
denselben  anvertraut  werde,  welche  den  Glauben  der  Kirche 
treu  bekennen ,  darauf  hat  die  Kirche  ein  natürliches  Recht. 
Besitzt  sie  aber  eigene  Anstalten  für  diesen  Zweck,  Priester- 
semi nare,  so  hat  auch  der  Stat  ein  Recht  darüber  zu 

4 

wachen,  und  dafür  zu  sorgen,  dasz  die  für  den  Kirchen- 
dienst bestimmte  Jugend  auch  in  Harmonie  mit  dem  State, 
und  nicht  blosz  zu  guten  Geistlichen,  sondern  auch  zu 
tüchtigen  Statsbürgern  erzogen  werde,  dasz  sie  somit 
auch  in  weltlicher  Wissenschaft  nicht  roh  und  uner- 
fahren bleibe.  Die  rein  klerikale  Erziehung,  wie  sie  gegen- 
wärtig von  den  katholischen  Bischöfen  fast  überall  angestrebt 
wird,'3  entfremdet  den  nachwachsenden  Klerus  immer  mehr 
der  Welt,  und  nimmt  ihm  dus  Verständnisz  für  ihre  geistigen 
Bedürfnisse  und  für  die  Fortschritte  ihrer  Civilisation.  Da- 
durch verliert  er  aber  an  Achtung  und  Einflusz  mehr,  als 
die  ihn  leiten ,  durch  die  gesteigerte  Fügsamkeit  desselben 
gewinnen  können.  Von  diesen  Pricsterseminaren  gilt  der 
Satz:  „Ihr  habt  Wind  gesaet  und  werdet  den  Sturm  ernten.44 
7.  Das  Kirchen  gut  gehört  nicht  dem  State,  sondern 
der  Kirche.  Dieser  ist  es  gegeben  und  für  sie  dauernd  be- 
stimmt worden.  Aber  wenn  auch  der  Stat  mit  Recht  kein 
Eigenthum  daran  ansprechen,  noch  dasselbe  für  seine  Zwecke 
verwenden  darf,  so  kann  dagegen  die  Frage,  ob  auch  der 
Kirche  die  völlig  freie  Verwaltung  der  Kirchengüter  zustehe, 
oder  ob  besser  der  Stat  dieselben  zu  Gunsten  der  Kirche 


M  Vgl.  Ocaterr.  Conc.  Art.  17 
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in  seine  vorinumlsclitiftliche  Hand  nehme,  gar  wohl  je  in 
verschiedenen  Zeiten  und  unter  verschiedenen  Umstünden 
auch  verschieden  beantwortet  werden.  Die  katholische  Kirche 
hat  von  jeher  auf  ihre  selbständige  Verwaltung  einen  groszen 
Werth  gelegt,  und  sich  nur  un gerne  den  Beschränkungen 
und  der  Aufsicht  unterzogen,  die  der  Stat  in  den  letzten 
Zeiten  auch  über  diese  Güter  zu  verhängen  für  nöthig  erachtet 
hat.  Die  protestantische  Kirche  dagegen  hat  von  Anfang 
an  die  Sorge  für  ihre  zeitlichen  Güter  unbedenklich  dem 
State  Uberlassen  und  sich  in  eine  oft  demüthige  Stellung 
zu  schicken  gesucht.  Unserer  Zeit  dürfte  die  Selbständig- 
keit der  Kirche  in  Verwaltung  und  Verwendung  des 
Kirchengutes,  verbunden  mit  der  nöthigen  Oberaufsicht 
des  States,  durch  welche  die  äuszere  Ordnung  der  Ver- 
waltung, die  Erhaltung  des  Vermögens  überwacht,  und  einer 
ungebührlichen  Verwendung  für  fremdartige  Zwecke  gewehrt 
wird,  am  ehesten  zusagen.  14 

8.  Es  gibt  einzelne  Lebensverhältnisse,  wie  die  öffent- 
liche Erziehung  und  Schulbildung  der  Jugend,  und 
wie  die  Ehe  der  Erwachsenen,  welche  sowohl  zum  State 
als  zur  Kirche  eine  nahe  Beziehung  haben,  und  auf  welche 
daher  das  Recht  des  States  und  die  Sorge  der  Kirche 
zugleich  sich  erstreckt.  In  diesen  Verhältnissen  ist  eine  rich- 
tige Auseinandersetzung  besonders  schwierig,  und  wäre  eine 
absolute  Trennung  verderblich;  denn  auf  organisches  und 
friedliches  Zusammenwirken  kommt  hier  Alles  an.  Von  der 
Schule  wird  im  Verfolge  besonders  die  Rede  sein  ;  die  Ehe 

"  Oes!  erreichiache  Grundrechte  von  1849,  §.2:  „jede  gesetzlich 
anerkannte  Kirche  und  Religionsgesellschaft  hat  das  Recht  der  gemein- 
samen öffentlichen  Religionsübung,  ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegen- 
heiten selbständig,  bleibt  im  Besitze  und  Genüsse  der  für  ihre  Coltus 
Unterrichts-  und  YVohlthatigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten,  Stiftungen 
und  Fonde,  ist  nber  wie  jede  Gesellschaft  den  allgemeinen  Statsgesetzeu 
unterworfen. u  Das  Oesterr.  Concordat  gewährt  Art.  30  der  Kirche  die 
Selbstverwaltung  ihrer  Güter.    Preuszische  Verf.  §.  15. 

Digitized  by  Google 


Siebente»  Capitcl.    Von  dem  Aufsichlprcclil  in*besondere.  33t 

wurde  früher  schon  besprochen.  15  Das  Recht  in  diesen 
Dingen  zu  ordnen  und  zu  handhaben  ist  vorzugsweise  des 
.States  Suche,  1K  auf  die  moralische  und  rel  i  g  i  ose  Rein- 
heit derselben  hinzuwirken  die  der  Kirche. 

9.  Zuweilen  mit  dem  Obernufsiehtsrechf  des  States  ver 
bunden,  zuweilen  davon  unterschieden  wird  das  sogenannte 
Rcformationsreeht  des  States  (jus  rcformamU).  Der,  Aus- 
druck kam  im  XVIten  Jahrhundert  in  den  Zeiten  der  Kirchen- 
retbrm  auf.  und  vorzüglich  die  Protestanten  dehnten  den 
Hegritr  zu  Gunsten  der  Statsmacht  sehr  weit  aus,  ollenbar 
von  dem  damaligen  Interesse  geleitet,  ihre  relormirenden 
Tendenzen  auch  isogen  den  Willen  der  altkirchlicheii  Hierarchie 
mit  Hülfe  und  unter  der  Autorität  des  States  durchzusetzen. 1T 
Aber  auch  die  im  Katholicisiuus  verharrenden  Staten  behaup- 
teten damals,  obwohl  in  beschrankterem  Sinne,  ein  solches 
Rocht.  ,fa   Beide  betrachteten  das  Recht  des  States  zur  Reform 

,h  Buch  II.  Cap    17.  besonders  S.  156. 

'*  Zwing  ü  verwarf  schon  alle  kirchliche  Gerichtsbarkeit:  „Alles 
so  der  geistlich  siaat  im  zugelioren  rechtes  und  r  e  c  h  t  e  ss  c  Ii  i  r  in  e  s 
halb  fürgibt,  gehöret  den  weltlichen  zu,  ol>  sy  chrisicn  syu  wellin:!. u 

17  Vgl.  Eichhorn.  Kitvhenreehl  I.  S.  245  und  551.  Luther  an 
den  christlichen  Adel:  „Dunnnb  \v<.  t Norh  fordert  und  <lei'  liabst.  ärger- 
lich der  Christenheit  ist.  soll  dazu  I  h  u  n  wer  um  ernten  kann  als 
ein  getreu  Glied  ded  ganzen  Körpers,  das/,  ein  recht  frei  Coneiliuin  werde, 
welches  niemand  sowohl  vermag  als  das  weltlich  Seh  wert,  .sonder- 
lieh diewe.il  sie  nun  alle  Miti  bristen  sind.  Mitprieslci  .  mitgeistlich .  mit- 
machtig  in  allen  Dingen,  und  sollen  ihr  Amt  und  Werk,  das  sie  von 
Gott  haben  über  jedermann,  lassen  frei  gehen  wo  es  notli  und  nütz  ist 
zu  gehen."  Mrlavchthtm  Icwi.  p.  641;  „pertinerc  emendationem  Ecclesia- 
rum  ad  iMagistratus  officium  praesertirn  cessantibus  Episcopis  aut  adver- 
sautibus  Evan<rclio  <^tiod  euim  alujui  dicunt :  magislratum  profanum  non 
e«se  judicem  controv  ersiarum  de  dogmatibus,  vera  et  ex  plicata  responsio 
est:  Ecelesiam  esse  judicem  et  sequi  normani  Evangelii  in  jinlicando. 
Cum  autem  magistratus  pius  vere  sit  membrum  Eeelesiae.  judieet  et.  ipse 
cum  aliis  piis  et  eruditis  juxta  normnm  quam  dixi."  Vgl.  Stahl.  Kir- 
cheuvei  fassung  der  Protestanten,  S.  7. 

f*  Die  schweizerischen  katholischen  Orte  .sprachen  sieh  darüber  in 
dem  Mandat   \oin  Glauben    von   1524  ausführlich  aus.   und  begründeten 
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indessen  mir  gewisser maszen  als  ein  subsidiäres,  wenn 
die  ordentliche  Kirchengewalt  nicht  selbst  die  Miszbrauehe 
abschaffe,  nicht  von  sich  aus  die  nöthigen  Reformen 
einführe.  Erst  die  spätere  absolutere  StaLsdoctrin  snchte 
das  Ausnahmsrecht  in  ein  Regelrecht  umzuwandeln  und  das- 
selbe als  das  Wesen  der  statlichen  Hoheit  über  die  Kirche 
auszugeben,  d.  h.  im  letzten  Grunde  darauf  die  volle  Herr- 
schaft des  States  Ober  die  Kirche  zu  gründen. 

Das  eigentliche  und  ursprüngliche  Reformationsrecht 
kommt  der  Kirche  selber  zu,  und  zwar  in  ausgedehnterem 
Sinne  als  dem  Stat.  Wir  verstehen  darunter  theils  das  ne- 
gative Recht  und  die  Pflicht,  Schaden  und  Gebrechen,  Misz 
brauche,  Entstellungen,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  einge- 
stellt,' wieder  reinigend  zu  entfernen,  theils  das  positive 
Recht,  ihrer  natürlichen  Entwicklung  gemäsz  fortzuschreiten 
zu  höherer  Vollkommenheit.  Der  Stat  ist  dabei  nur  mit- 
telbar betheiligt  und  berechtigt,  und  zwar  auch  der  christ- 
liche Stat  nicht  als  confessionelles  Glied  einer  Landeskirche, 
sondern  um  des  Zusammenhangs  willen  zwischen  seiner  sitt- 
lichen Wohlfahrt  mit  der  Gesundheit  der  Kirche  und  inso- 
fern er  überhaupt  als  Stat  auch  andern  corporativen  Gemein- 
schaften gegenüber  befugt  ist,  gegen  Miszbräuche,  die  allge- 
meinen Schaden  bringen,  einzuschreiten.  Wenn  die  Kirche 
ihre  Pflicht  versäumt,  und  das  Verderben  auch  das  Recht 
und  die  Wohlfahrt  des  States  stört  und  beunruhigt,  dann 
darf  dieser  hemmend  und  mahnend  einschreiten.  Wenn  die 
Kirche  schläft  oder  versinkt,  dann  soll  er  sie  wecken  und 
halten.  Er  verdrängt  sie  nicht  und  tritt  nicht  an  ihre  Stelle; 

ihr  Einschreiten  damit,  „daaz  die  geistliche  Obrigkeit  in  jenen  Sorgen 
und  Nöthen  schweige  und  schlafe."  Vgl.  meine  Geschichte  des  schwei- 
zerischen Bund  es  rechts  I.  S.  311  ff.  Die  wiederholten  Forderungen  der 
Kaiser  im  fünfzehnten  und  sechzehnten  Jahrhundert,  daaz  durch  Conci- 
lieu  die  Miszbrauehe  abgeschafft  und  die  Reform  der  Kirche  von  innen 
heraus  vorgenommen  werde,  beruhten  auf  einer  ähnlichen  Auffassuug 
der  Lage. 
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uUer  so  weit  seine  sittliche  und  rechtliche  Mncht  reicht,  so 

weil  sucht  er  auf  ihre  Heilung  einzuwirken. 

Anmerkung-  Kine  der  auffälligsten  Ki seheinungen  unserer  /eil 
ist  das  Oonrordat.  welches  unterm  18.  Aug.  1Sf>.r>  zwischen  (lim  I'npstc 
Tins  I\.  und  dem  Kaiser  von  Oes  (  e  i  r  e  i  e  Ii .  Franz  Joseph,  über 
die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirelie  zum  .State  Oesterreich  abge- 
schlossen worden  ist.  Sie  ist  nm  so  autTalleuder .  als  sie  mit  der  poli- 
tischen Strömung  unserer  '/eil  in  einem  seltsamen  Widerspruch  sieht.  In 
einer  wichtigen  Beziehung  zwar  ist  das  Concordat  in  Uebcreiustimmung 
mit.  der  Zeitrichtung .  insofern  nämlich  als  es  die  Sonderung  der  kirch- 
lichen und  der  stattlichen  Institutionen  und  Hechte  fordern  will,  und  auch 
der  Kirche  in  ihrem  Gebiete  freie  Bewegung  zu  verschaffen  verspricht. 
Allenthalben  drangt  der  < »eist  der  /.jt  zu  solcher  Ausscheidung  und 
überall  verlangt  er  nach  freier  Entwicklung  des  besondern  Wesens.  Aber 
wenn  es  wahr  ist,  wie  wir  aus  nnsern  und  fremden  Beobachtungen 
scblies/.en  dürfen,  dasz  die  europäischen  Volker  seit  einiger  Zeit  wieder 
religiöser  geworden  sind,  so  ist  es  sicher  nicht  minder  wahr,  dasz  das 
politische  Bewusztsein  noch  mehr  fortgeschritten  ist.  das/,  eine  l'nter- 
ordnung  des  States  unter  die  Kirche,  die  man  im  Princip  früher  leichter 
getragen  hat.  heule  völlig  unnatürlich  und  unerträglich  erscheint,  und 
dasz  eine  Erneuerung  der  klerikalen  Herrschaft  der  Mitwell  aufs  äuszerste 
verhas/.t  ist.  Der  Versuch  dazu  tnüs/tc  zu  heftigen  Gcgenstös/en  reizen. 
Die  Dämonen  der  Revolution  werden  durch  die  kirchlichen  Baunstrahleu 
nicht  mehr  getödtel,  sondern  entzündet  und  die  politische  Gahrung  wird 
durch  den  kirchlichen  Druck  nicht  unterdrückt,  sondern  gereizt  und 
gesteigert. 

Die  Conrordale  sind  dem  öffentlichen  Rechte  ungehörige  Vertrage 
zwischen  dem  Stat  und  der  Kirche,  als  zwei  selbständigen  Machten,  und 
diese  Form  ist  daher  für  beide  Contrahenten  würdig  und  passend,  um 
ihre  wechselseitigen  Verhältnisse  für  beide  verbindlich  zu  regeln.  Eine 
gewisse  Gleichheit  der  Stellung,  eben  die  wechselseitig  anerkannte  Per- 
sönlichkeit der  Vertragsparteien  wird  nainigeimisz  bei  Abschlicsznng 
eines  Vertrages  vorausgesetzt,  und  es  scheint  sich  \ou  selbst  zu  ver- 
stehen, dasz.  dabei  der  Stat  seine  Existenz  wahre  wie  die  Kirche  die 
ihrige,  und  dasz  in  jedem  derartigen  Vertrage  die  S  t  a  t  s  p  r  i  n  ci  p  i  en 
klar  und  energisch,  wie  es  der  .Majestät  und  dem  politischen  IJewnszt- 
sein  des  modernen  States  gebührt,  neben  den  kirchlichen  Grund- 
sätzen ausgesprochen  werden.  Wenn  aber  schon  tu  den  bisherigen 
Concordaten .  ungeachtet  im  XIXten  Jahrhundert  der  Stat  viel  mächtiger 
ist  als  die  Kirche,  der  kirchliche  Standpunkt  vorzugsweise  beachtet 
worden  ist.  so  tritt  diese  kirchliche  Einseitigkeit  in  dem  österreichischen 
Concordat  noch  greller  hervor,  als  in   irgend   einem  andern.    Mau  sieht 
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es  in  der  Sprache  und  in  dem  Inhalt.,  dasz  dasselbe  nicht  zwischen  Slats- 
männern  und  Kirchenmännern,  sondern  zwischen  Kirchenmännern  nnd 
Kirchenmännern,  von  denen  die  einen  für  den  Stat  bevollmächtigt  waren, 
verhandelt  und  formulirt  worden  ist.  Das  kanonische  Hecht  ist  der 
gemeinsame  Boden,  auf  dem  sie  stehen,  das  8 tatsrecht  ist  ganz 
ausserhalb  des  Concordats.  Die  kirchenrechtlichen  Grundsätze 
werden  ausschliesslich  beachtet  und  proclamirt,  die  Sta tspr i neipieu 
höchstens  durch  Stillschweigen  vorbehalten.  Selbst  wo  die  kirchlichen 
Anordnungen  des  Concils  von  Trtent  mit  Rücksicht  auf  uraJte  statliche 
Rechte  einige  Modifikationen  erdulden  müssen  —  wie  bezüglich  der  welt- 
lichen Gerichtsbarkeit  auch  über  Geistliche  —  werden  dieselben  nur  wie 
eine  vorübergehende  Conces»ion  des  päpstlichen  Slubis  an  die  Zeitver- 
hällnisse  zugestanden  oder  wie  eine  Vergünstigung  von  Seite  der  Kirche 
bewilligt.  Vergeblich  sucht  man  in  dem  Concordat  nach  einer  Spur  von 
Statsbewusztseiu  und  Stntshoheit.  Ein  geistiges  Hochgefühl  ist  nur  in 
dem  Ausdruck  der  Kirche  zu  linden.  Man  wird  daher  bei  Lesung  dieses 
Docuineutes  unwillkürlich  an  jene  mittelalterliche  Vorstellung  erinnert, 
dasz  die  Kirche  das  Reich  des  Geistes,  der  Stat  nur  das  Reich  des  Leibes 
sei.    So  sehr  herrscht  darin  der  kirchliche  Geist  vor. 

Diese  Erscheinung  wird  noch  unbegreiflicher,  wenn  man  sich  er- 
innert, dasz  seit  den  Tagen  der  Kaiserin  Maria  Theresia  in  den  Fürsleu 
und  Völkern  Oesterreichs  das  statliche  Hewusztseiu  auch  der  Kirche  und 
den  kirchlichen  Doctrinen  gegenüber  lebhaft  erwacht  ist,  uud  nur  darin 
finden  wir  einigen  historischen  Anhalt  für  ihre  Erklärung,  dasz  die  ne- 
gativ gereizte  und  radicale  Unterwerfung  der  Kirche  unter  eine  auf- 
geklärte Despotie,  wie  wir  sie  in  der  Zeit  Josephs  II.  erfahren  habeu,  zu 
einer  kirchlichen  Reaction  den  Grund  gelegt,  sowie  dasz  die  allgemeine 
Empörung  der  österreichischen  Völker  von  1848  gegen  nlle  hergebrachte 
Autorität,  nach  dem  Siege  über  die  Revolution  zu  einem  neuen  Triumph 
der  Kircheuautorität  Veranlassung  gegeben  uud  gereizt  hat. 

Am  wenigsten  erträgt  aber  Deutschland  eine  einseitig  confes- 
sionelle  Politik.  Jedermann  zwar  begreift,  dasz  Oesterreich  um  »einer 
historischen  Stellung  willen  und  mit  Rücksicht  auf  die  grosze  Mehrheit 
seiner  Bevölkerung  ein  erhöhtes  Interesse  nimmt  an  der  katholischen 
Confession,  so  wie  man  es  versteht,  dasz  Preuszeu  in  confessioneller  Be 
ziebung  vorzüglich  die  deutsche  Schutzmacht  des  Protestantismus  ist. 
Aber  da  die  Erfahrungen  und  die  Leiden  dreier  Jahrhunderte  erwiesen 
habeu,  dasz  keine  der  beiden  groszen  Confessiouen  die  andere  in  Deutsch- 
land zu  überwinden  vermag,  vielmehr  beide  einander  friedlich  besteheu 
lassen  müssen,  so  ist  es  zugleich  klar  geworden,  dasz  eine  einseitig  con- 
fessionelle  Politik  jederzeit  den  Widerspruch  von  mindestens  der  andern 
Hälfte  der  deutschen  Nation  hervorruft,  und  indem  sie  Deutschland  ent- 
zweit  und  seine  Kraft  lahmt,  eiue  durchaus  undeutsche  Politik  sei. 
Deutschland  läszt  sich  weder  katholisch   noch  protestantisch 
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regieren.  Nor  die  Politik  darf  als  eine  wahrhaft  deutsche  Anerken- 
nung fordern  und  Wirkung  hoffen,  welche  von  keiner  besondern  Con- 
fession  befangen ,  einen  gemeinsam  •  nationalen  oder  humanen  Standpunkt 
nimmt,  von  dem  aus  sie  den  verschiedenen  Confessionen  gerecht  wird, 
und  den  confessionellen  Frieden  Aller  schützt.  Das  ist  aber  der  Stand- 
punkt des  modernen  States,  der  selbständig  nicht  innerhalb,  sondern 
auszer  der  Kirche  steht,  und  daher  von  sich  aus  nach  statlichen 
Principien  die  Rechte  der,  Individuen  wie  der  kirchlichen  Gemeinschaften 
erkennt  ujid  ordnet. 


Achtes  Caüitel. 

Der  Stat  im  Verhältnisz  zur  Wissenschaft  und  Kunst. 

1.  Die  Beziehung  des  8tates  zur  Wissenschaft:  ist  eine 
engere  als  die  znr  Religion,  aber  wiederum  nur  mittelbar. 
Zwar  gibt  es  Stafen,  welche  geradezu  die  Wissenschaft  als 
Statssache  erklärt  und  eine  Stets  Wissenschaft  in  speci- 
fischem  Sinne  geordnet  haben.  Am  entschiedensten  ist  diese 
Richtung  wohl  in  China  zu  Tage  getreten.  Der  Kaiser 
des  himmlischen  Reiches  der  Mitte  wird  auch  als  die  Cen- 
tralmacht  und  höchste  Autorität  der  Wisseuschaft  verehrt; 
und  wie  die  übrigen  öffentlichen  Organe,  so  sind  auch  die 
Gelehrten  und  Wissenden  von  Stats  wegen  classificirt  und 
in  zahlreichen  Abstufungen  über-  und  untergeordnet.  In 
den  angewiesenen  Geleisen  und  Schranken  geht  die  wissen- 
schaftliche Thätigkeit  einen  steifen  und  abgemessenen  Gang, 
und  Abweichungen  gelten  als  Vergehen  wider  den  Stat. 
Aber  diese  Zwangsjacke  ist  der  Natur  der  Wissenschaft  zu- 
wider und  laszt  sich  aus  dem  Rechte  des  States  nimmermehr 
begründen.  Zu  mancherlei  auszern  Fertigkeiten  und  abge- 
schliffenen Feinheiten  kann  es  solche  Statswissenschaft  wohl 
bringen ;  die  tiefere  Erfassung  der  Philosophie  und  der  freie 
Blick  in  die  Geschichte  bleiben  ihr  verwehrt.  Der  mensch- 
liche Geist,  welcher  zu  höherer  Erkenntnisz  der  Wahrheit 
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empord  ringen  will,  bedarf  der  individuellen  Freiheit 
die  ihm  Schwungkraft  verleiht.  Diese  ist  nicht  ein  Geschenk 
noch  ein  Gebot  des  States,  sie  ist  ihm  angeboren  als  eine 
Gabe  Gottes. 

Die  Wissenschaft  ist  auch  nicht  eine  Thätigkeit  und  Offeu- 
barung  des  States,  sie  ist  die  Frucht  der  Arbeiten,  welche 
der  unsterbliche  Geist  der  Individuen  von  sich  aus,  getrieben 
von  dem  Durste  nach  Wahrheit  und  im  Bewusztsein  seiner 
Abstammung  von  Gott,  der  Quelle  und  Erfüllung  aller  Wahr- 
heit, freien  Rinthes  unternimmt.  Dem  State  kann  daher 
auf  diesem  Gebiete  so  wenig  als  auf  dem  der  Religion 
Herrschaft  zukommen.  Der  Stat  hat  keine  Macht  und 
kein  Recht ,  den  Inhalt  der  Wissenschuft  zu  bestimmen, 
noch  die  mancherlei  Wege,  auf  denen  der  Geist  der  Indivi- 
duen  sich  der  Wahrheit  zu  nähern  versucht,  abzusperren. 
Freiheit  der  individuellen  Wissenschaft  ist  somit 
ein  göttliches  Grundgesetz,  das  der  Stat  zu  achten  die 
Pflicht  hat.  ' 

2.  In  andern  8taten  ist  schon  oft  ftlr  die  Wissenschaft 
das  System  der  Indifferenz  des  States  behauptet  und  em- 
pfohlen worden.  Es  ist  auch  nicht  haltbar.  Der  moderne 
Stat  verdankt  der  aus  der  Gebundenheit  des  Mittelalters 
herausgetretenen  frei  gewordenen  Wissenschaft  zu  gutem 
Theile  sein  eigenes  erhobenes  Bewusztsein  und  seine  Macht', 
und  wenn  auch  die  groszen  Massen  der  Bevölkerung  weniger 
Antheil  nehmen  an  der  wissenschaftlichen  Arbeit,  und  weniger 

1  Spinoza,  Politik  II.  8:  „Alle«  das,  zu  dessen  Ausübung  mau 
weder  durch  Belohnungen  noch  durch  Drohungen  gebracht  werden  kann, 
gehört  nicht  zu  den  Rechten  des  Stals.  So  kann  Niemand  seine  Urteils- 
fähigkeit aufgeben.  Durch  welche  Belohnungen  oder  Drohungen  kann 
denn  ein  Mensch  dazu  gebracht  werden,  zu  glauben,  dasz  das  Ganze 
nicht  gröszer  sei  als  sein  TheiJ."  Preuszische  Verf.  §.  '20:  „Die  Wissen- 
schaft und  ihre  Lehre  ist  frei."  Fr.  v.  Gentz  an  den  König  von  Prenszen: 
„Von  allem,  was  Fesseln  scheut,  kann  nichts  so  wenig  sie  ertragen,  als 
der  Gedanke  des  Menschen." 


Digitized  by  Google 


Achte*  Capitel.    Der  Stat  im  Verhältnis*  zur  Wissen«: ha ft  u.  Kunsi.  337 

empfänglich  sind  filr  ihre  Erzeugnisse,  so  werden  doch  die 
gebildeleren,  auch  an  der  Statsleitung  näher  betheiligten 
Stände  von  den  Bewegungen  der  Wissenschaft  gehoben  und 
getragen,  und  selbst  die  Menge  wird  mittelbar  von  dem 
Anstosz  der  Wissenschaft  getrieben  und  eriahrt  zahlreiche 
Wirkungen  ihrer  Thätigkeit  in  ihrem  gemeinsamen  Leben. 
Wie  sollte  daher  der  Stat,  was  flir  ihn  und  die  Nation  so 
wichtig  ist,  ignorireu  dürfen? 

3.  Der  Stat  hat  somit  eine  dringende  Veranlassung  die 
Wissenschaft  zu  beachten,  ihre  Fortschritte  zu  unter- 
stützen, sie  zu  pflegen.  Während  des  Mittelalters  hatte 
die  Kirche  diese  Aufgabe  übernommen.  Die  wissenschaft- 
lichen Anstalten  wurden  grösztentheils  von  ihr  gestiftet.  Die 
Männer  der  Kirche  waren  es  vorzüglich,  welche  wissenschaft- 
liche Werke  ausführten  und  wissenschaftliche  Kenntnisse 
verbreiteten.  Auch  die  Schule  war  ihrer  Sorge  anheimge- 
geben. Aber  so  grosze  Verdienste  sie  sich  immerhin  dafür 
erworben  hat,  die  volle  Freiheit  und  Entfaltung  der  Wissen- 
schaft war  unmöglich,  so  lange  die  Kirche  das  gesammte 
Gebiet  des  Wissens  nur  in  dem  beschränkten  Gesichtskreise 
ihrer  religiösen  und  wir  müssen  hinzusetzen  ihrer  hierarchi- 
schen Interessen  gelten  liesz  und  förderte,  so  lange  sie  mit 
Miszgunst  jedem  Versuche  entgegentrat,  auf  anderen  Bahnen 
nach  Wahrheit  zu  suchen. 

Diese  Lage  der  Dinge  ist  vorzüglich  seit  der  Reforma- 
tion des  sechzehnten  Jahrhunderts  verändert  worden.  Die 
Anfänge  der  Umgestaltung  sind  freilich  früher  schon  deutlich 
wahrzunehmen,  besonders  in  den  nicht-theologischen 
Universitäten  und  Facultäten  und  die  allgemeine  Veränderung 
ist  auch  in  den  katholischen  Ländern  später  durchgedrungen ; 
aber  es  läszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  von  der  Reforma- 
tion ein  mächtiger  und  neuer  Impuls  zu  der  Geistesfreiheit 
auch  in  der  Wissenschaft  und  zu  der  statlichen  Pflege  der- 
selben ausgegangen ,  die  dann  zu  einem  gemeinsamen  Gute 
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der  neuem  Zeit  geworden  ist.  Hatte  früher  die  Kirche  in 
erster,  der  Stat  höchstens  in  zweiter  und  sehr  entfernter 
Linie  der  Wissenschaft  seine  .Sorge  und  Pflege  gewidmet, 
so  ist  es  nun  ein  anerkanntes  Prineip,  dasz  dem  State 
voraus  die  Unterstützung  und  Pflege  der  Wissenschaft  ge- 
bührt. Die  Kirche  ist  in  diesen  Dingen  in  die  zweite  Linie 
zurückgetreten.  *  Die  kirchliche  Bevormundung  der 
Wissenschaft  ist  nun  aufgegeben.  Die  stutl  ich e  Aufsicht 
über  dieselbe  ist  an  ihre  Stelle  getreten,  die  Aulsicht,  welche 
sich  von  Bevormundung  ihrer  Freiheit  wie  von  thörichlcr 
Indifferenz  gleich  sehr  unterscheidet.  Einzelne  Statsmänner 
haben  wohl  schon  das  Bedürfnisz  eingesehen,  dasz  nun  der 
Stat  —  auch  auszer  der  Schule  —  sich  ernstlicher  der  Wissen- 
schaft anzunehmen  guten  Grund  habe;3  aber  noch  ist  es 

'  Verfassung  von  New- Harn  pshire  in  Nordamerika:  „Iu  Erwägm;g. 
dasz  für  die  A  ufrecht  haltung  tiner  freien  Verfassung  die  allgemeine  Ver- 
breitung nützlicher  Kenntnisse  wesentlich  notliwendig  ist,  und  dasz  e« 
hierzu  kein  besseres  Mittel  gibt,  als  die  Vervielfachung  der  Mittel  und 
Vortheile  der  Erziehung,  ist  es  die  Pflicht  der  Gesetzgeber  und  Obrig- 
keiten, fortwährend  die  Wissenschaft  zu  unterstützen  und  zu  befördern, 
alle  Schulanstalteii  zu  unterstützen  und  aufzumuntern,  die  Fortschritt!' 
des  Feldbaues,  der  Künste,  der  Wissenschaften  zu  Irclohnet)  und  auszu- 
zeichnen, um  dem  Volke  einzuprägen  und  in  ihm  zu  bewahren  das  all- 
gemeine Wohlwollen,  die  Mildthütigkeit ,  die  Industrie  und  Wirthsehaft, 
die  Redlichkeit  und  Gutherzigkeit,  die  Aufrichtigkeit  und  Maszigkeit. 
mit  einem  Worte  alle  cd  ein  Gesinnungen  und  Gefühle.1*  Jakob  Grimm, 
über  Schule,  Universität,  Akademie,  S.  7:  „Konnte  anch  im  Geleite  der 
Kirche  die  Schule  eine  Strecke  des  Wegs  zurücklegen;  allmäblig  be- 
gannen beide  sich  zu  scheiden  und  feindselig  einander  entgegenzusetzen. 
Die  Wissensehaft  will  nur  glauben,  was  sie  weisz,  die  Kinne  nur  wissen, 
was  sie  glaubt. u 

s  Der  Minister  Stein  in  einer  Deukschrift  (Leben  von  Pertz  II.  S.  502): 
„Mau  darf  es  erwarten,  dasz  der  jetzige  Zustand  der  Dinge,  der  nur 
durch  Gewalt  und  Druck  erhalten  wird,  sich  in  sich  selbst  zerstöre,  und 
dasz  die  edleren  und  liberaleren  Grundsätze  wieder  in  das  Leben  treten 
werden.  Die  Regenten  sind  daher  driugeud  aufgefordert,  durch  Leitung 
der  Literatur  und  Erziehung  dahin  zu  wirken,  dasz  die  öffentliche  Mei- 
nung rein  uud  kräftig  erhalten  werde.  Auf  den  Deutschen  wirkt  Schrift' 
stellerei  mehr  als  auf  andere  Nationen  wegen  seiner  Leselust  und  der 
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eine  Forderung  an  die  Zukunft,  dasz  in  diesen  Dingen  in 
der  rechten  Weise  das  Rechte  geschehe. 

4.  Die  Pflege,  welche  der  Stat  der  Wissenschaft  zu- 
wendet, kann  sieh  in  veischiedenen  Mitteln  und  sowohl  in 
positiver  fördernder,  wie  in  negativer  beschrän- 
kender Richtung  äuszern. 

a)  Schon  sehr  viel  kann  der  Stat  erreichen,  wenn  er 
dem  wissenschaftlichen  Verdienste  Ehre  erweist. 
Thut  er  das,  so  ehrt  er  sich  selbst,  und  erhöht  sein  eigenes 
geistiges  Ansehen.  Zugleich  belohnt  er  in  würdiger  Weise, 
was  Anerkennung  verdient,  und  erweckt  Dankbarkeit  und 
Nacheifer.  Der  preus zische  Stat  hat  in  unserm  Jahrhun- 
dert vorzüglich  durch  die  Achtung,  welche  er  der  Wissen- 
schuft gezollt,  einen  so  bedeutenden  Zuwachs  an  Macht  und 
Autorität  erlangt,  dasz  es  schien  als  hatte  er  um  deszwillen 
schon  ein  Anrecht  auf  die  Hegemonie  über  Deutschlund; 
und  Oesterreich,  welches  sich  deutscher  Wissenschaft  zu 
lange  und  zu  ihrem  und  seinem  Schaden  verschlossen  hat, 
ist  deszhalb  in  Gefahr  geruthen,  seine  grosze  Culturaufgabe  im 
Osten  zu  vernachlässigen  und  sein  moralisches  Ansehen  einzu- 
btiszen.  Der  Geist  ist  eine  Macht,  welche  sich  dem  zuwendet, 
der  sie  versteht  und  würdigt,  und  dem  feind  ist,  der  sie  misz- 
achtet;  und  die  Wissenschaft  ist  ebenso  ein  treuer  und  starker 
Verbündeter,  wie  ein  gefährlicher  Gegner,  dem  schwer  und 
immer  nur  mit  groszen  Opfern  an  eigener  Kraft  gewehrt  wird. 

grossen  Anzahl  von  Menschen,  auf  die  die  offen:  liehen  Lehransl  alten  einen 
Einliusz  irgend  einer  Art  haben.  Die  Leselust  der  Nation  ist  eine  Folge 
ihrer  Geinülhsruhe,  ihrer  Neigung  zu  einein  innern  besonnenen  Leben 
und  ihrer  Statsvcrfassung.  Die  Anzalil  der  Schriftsteller  ist  in  Deutsch- 
land grös/.er  als  in  irgend  einem  andern  europäischen  Lande,  da  die 
grosse  Anzahl  von  wissenschaftlichen  Anstalten  einer  Menge  von  Ge- 
lehrten Beschäftigung  und  Versorgung  verschafft.  Auf  diese  müs/te  man 
wirken,  um  das  Reich  «ler  Wahrheit  und  des  Rechts  aufrecht  zu  erhalten, 
und  denen  elenden  verderblichen  Schriftstellern  entgegen  zu  wirken,  die 
den  gegenwärtigen  Zustand  der  Dinge  als  wohlthalig  darstellen."  Vgl. 
ebenda  II.  S.  lt>4  und  428. 
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Natürlich  hat  der  Stat  ein  Interesse  mit  Wahl  zu  han- 
deln. Er  soll  nur  ehren  was  die  öffentliche  Wohlfahrt  und 
die  Erkenntnisz  der  Wahrheit  wirklich  fördert.  Je  frucht- 
barer und  je  reiner  das  wissenschaftliche  Verdienst,  je  er- 
sprie8zlicher  dasselbe  für  den  Stat  selbst  und  die  Nation 
erscheint,  desto  höher  hat  der  Stat  es  zu  werthen.  Dem 
Prunken  der  Sophistik,  der  Frivolit&t  eitler  Skeptik,  dem 
Geiste  des  liederlichen  Spottes  und  niedriger  Klatschsucht 
aber,  die  sich  auch  regen  wo  das  Geistesleben  der  Individuen 
sich  frei  äuszern  darf,  Ermunterung  und  Beifall  zu  geben, 
wäre  Thorheit,  auch  wenn  sich  dieses  Streben  in  den  glän- 
zenden Formen  eines  täuschenden  Scheines  äuszert.  Viel- 
mehr ist  die  Versagung  jeder  Ehre  von  Seite  des  States 
hier  ebenso  dessen  Pflicht  und  Interesse,  wie  die  Anerken- 
nung dort. 

b)  Auch  materieller  Unterstützung  bedarf  die 
Wissenschaft  vielfach;  und  dem  State  ziemt  es,  sie  nach 
seinen  Kräften  zu  gewähren,  durch  Anlegung  von  öffent- 
lichen Sammlungen  und  Apparaten  zu  ihrer  freien  Be- 
nutzung, durch  Förderung  wissenschaftlicher  Untersuchungen 
und  Unternehmungen  auf  seine  Kosten,  indem  er  die  Ver- 
öffentlichung und  Verbreitung  der  Resultate  wissenschaftlicher 
Arbeit  begünstigt,  wenn  diese  seine  Beihülfe  nöthig  hat. 

c)  Durch  Gründung  und  Ausstattung  von  Akademien 
kann  der  Stat  besondere  Organe  schaffen  für  die  höchsten 
Zwecke  des  Wissens.  Davon  wird  später  noch  näher  die 
Rede  sein.  Aber  auszerdem  ist  es  eine  Aufgabe  des  Cul- 
tusministers,  fortwährend  der  wissenschaftlichen  Thälig- 
keit,  in  welcher  Gestalt  und  Richtung  sie  offenbar  wird, 
seine  volle  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  von  allen  irgend 
erheblichen  Erscheinungen  der  Art  in  dem  Laude  Kenntnisz 
zu  nehmen,  den  Gang,  die  Richtung  derselben  zu  beachten, 
ihre  Beziehungen  auf  den  8tat  und  die  Nation  zu  prüfen, 
nicht  blosz  zu  trockener  Ansammlung  der  Nummern  seiner 
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Register,  sondern  um  je  nach  den  Umständen  und  Bedürf- 
nissen  zu  handeln. 

d)  Die  statliche  Förderung  gebührt  nur  wissenschaft- 
lichen Verdiensten,  der  stall  ic  Ii  e  R  ec  Ii  tsseh  u  tz  aber 
mich  solchen  wissenschaftlichen  Arbeiten,  welche  als  un- 
fruchtbar oder  irrlhümlich  erscheinen.  Wie  der  Stat  jedes 
religiöse  Bekenntnis/  der  Individuen  vor  Verfolgung  schützt, 
aber  nur  der  christlichen  Religion  seine  Liebe  zuwendet,  so 
soll  er  auch  jede  wissenschaftliche  Thätigkeit,  mich  wenn 
dieselbe  auf  Abwege  gcrathen  ist,  in  freiem  Sinne  gegen 
die  Verfolgung  der  Zeloten,  der  Angeber  und  des  Pöbels 
schützen.  Auch  hier  gilt  das  Wort:  der  Mensch  hat  ein 
Recht,  was  er  als  wahr  erkennt  zu  bekennen,  denn  er  hat 
dazu  «He  Pflicht. 

e)  Aber  auch  die  negative  Sorge  darf  der  Stat  nicht 
unterlassen,  gerne  i  n  sc  had  liehen  Wirk  11 11  gen  einer  ver- 
wilderten und  verderblichen  Wissenschaft  entgegen  zu  wirken. 
Nur  in  klaren  Fallen  freilich  wird  sich  dieselbe  zu  entschie- 
dener Hemmung  steigern  dürfen,  nur  wo  die  Gefahr,  die 
aus  wissenschaftlichen  Bestrebungen  für  die  Sicherheit  und 
Wohlfahrt  des  States  (»der  die  öffentliche  Moral  des  Volkes 
entspringt,  eine  ofienbare  ist  und  nicht  schon  durch  das 
Gleichgewicht  einer  an  gesunden  Kräften  reichen  Natur 
überwunden  wird;  denn  das  Leben  der  Wissenschaft  ist  von 
so  geistiger  Art  und  zugleich  so  überaus  empfindlich ,  dasz 
die  rauhe  und  nicht  durchaus  nothwendige  Berührung  der 
Gewalt  ihre  gesunden  Triebe  leicht  mehr  verletzt,  als  sie 
die  schadhalten  Auswüchse  trifft.  Wohl  aber  hat  der  Stat 
jederzeit  das  volle  Recht  ,  wenn  er  sich  überzeugt  ,  dasz  die 
wissenschaftliche  Thätigkeit  einzelner  Individuen  oder  Corpo- 
raüonen  zu  gemeinem  Schaden  führt,  dieser  alle  die  Unter- 
stützung zu  entziehen,  welche  er  aus  seinen  Mitteln 
zur  Nahrung  und  Förderung  der  Wissenschaft  bestimmt  hat. 
Ks  ist  eine  sentimentale  Thorheit,  von  dem  State  zu  erwarten. 
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dasz  er  seine  Feinde  uuf  öffentliche  Kosten  erhalte,  damit 
sie  desto  bequemer  ihre  Geistesarbeit  auf  Untergrabung 
seiner  Ordnung  und  auf  Zerstörung  des  öffentlichen  Wohles 
hinrichten. 

5.  Aehnlieh  ist  das  Verhältnisz  des  States  zur  Kunst. 
Dein  State  gebührt  hier  wieder  kein  Regiment,  aber  die 
Pflege  der  Kunst  ist  seine  Aufgabe.  Die  Kunst  übt  ge- 
ringeren und  weniger  nachhaltigen  Einflusz  auf  das  öffent- 
liche Leben  aus,  als  die  Wissenschaft;  aber  ihre  Wirkung 
ist  den  Sinnen  näher,  die  Schönheit  ihrer  Formen  bemäch- 
tigt sich  rascher  der  Gemüther.  Ihre  Werke  sind,  wie  sie 
für  den  religiösen  Cnltus  die  sichtbare  Blüthe  der  gehobenen 
Seelenstimiiiung  sind,  auch  für  den  Sfnt  und  die  weltliche 
Lebensgemeinschaft  eine  herrliche  Zierde,  Ausdruck  und 
Anregung  zugleich.  Der  Stat  selbst  soll  auch  schön  sein  in 
seiner  organischen  Gestalt.  Umsomehr  bedarf  er  der  Kunst, 
die  sein  Dasein  verschönert  und  veredelt. 

Die  religiöse  Kunst  hat  in  früheren  Jahrhunderten 
ihren  höchsten  Triumph  gefeiert,  die  statliche  Kunst  — 
einst  von  Griechen  und  Römern  mit  jener  zugleich  gepflegt 
und  verehrt,  ist  für  das  moderne  Leben  noch  im  Anfang 
der  Entwicklung  begriffen.  Nur  allmählig  erwacht  in  den 
Staten  und  in  den  Künstlern  der  Sinn  für  die  Herrlichkeit 
der  statlichen  Kunst. 

Das  alte  Theater  der  Athener  war  eine  religiös- poli- 
tische Institution,  das  neuere  Theater  ist  fast  nur  dem  Pri- 
vatgenusz  gewidmet,  und  die  Bühne  heiszt  national,  ohne 
es  zu  sein.  Nur  mittelbar  und  nur  gelegentlich  gibt  sich 
da  die  politische  Stimmung  kund.  An  den  groszen  Volks- 
festen tritt  die  Kunst  fast  gunz  zurück  hinter  dem  rauschen- 
den Wirrwarr  der  unschönen  Spiele. 

Am  leichtesten  Anerkennung  findet  die  Stiftung  von 
Denkmalern  und  am  ehesten  wirkt  der  Sinn  für  grosze  Archi- 
tektur auch  auf  die  Massen.    Doch  fehlt  noch  viel,  bis  das 
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Verständnisz  für  die  Notwendigkeit  des  monumentulen  St,\  ls 
in  den  öffentlichen  P.ild-  und  Bauwerken  zu  einem  Gemein- 
»■11 1  der  eivilisirlen  Welt  geworden  ist.  ' 


Neuntes  Capitel. 

Der  -Stat  und  die  Volksschule. 

I  1  >;i  s  Kind  ist  von  der  Natur  den  Kl  lern  und  der 
Ku  in  i  Ii  e  anvertraut,  deren  Wied  es  ist.  Ihnen,  und  nieht 
dem  State  kommt  daher  auch  dir  nächste  Sorge  der  Er- 
ziehung zu.  Auch  wenn  der  Slat  oder  die  Gemeinde,  wie,' 
das  vermögenslosen  Waisen  gegenüber  zur  Pflicht  wird,  ge- 
nothigt ist.  sieh  der  Erziehung  der  Unmündigen  ganz  anzu- 
nehmen, kann  er  doch  im  günstigsten  Ealh*  nur  die  Kami- 
lienerziehung  nachbilden ;  und  es  wird  immer  noch  ein 
empfindlicher  Mangel  zurückbleiben,  den  die  sorgfälligste 
und  humanste  öffentliche  Erziehung  nur  zu  mildern,  nicht 
völlig  zu  liehen  und  zu  ergänzen  vermag.  Die  Triebe  des 
gemeinsamen  Hintes,  das  individuelle  und  tief  verwachsene 
Lehen  der  Knmilie,  die  persönliche  Liebe,  und  Pietät  der 
Eltern  und  der  Kinder  sind  nicht  durch  Stutsanstalten  zu 
ersetzen. 

Die  Statserziehnng  der  Spartaner,  welche  schon  vom 
siebenten  .Jahre  an  die  Kinder  losrissen  von  den  Eltern, 
mochte1  in  dem  Hedürfnisse  der  Spartaner,  ihre  stets  be- 
drohte Herrschaft  mit  den  groszten  Anstrengungen  und  Oplern 

« 

4  Goethe  ha!  in  den  nachgelassenen  Schriften  über  Kunst  bemerkens- 
werlhe  Vorschläge  geuuieht ,  die  zu  wenig  beachtet  werden.  Unter  den 
Neuem  haben  die  Republik  Venedig,  Ludwig  XIV.  von  Krankreich 
und  König  Ludwig  \ou  I5«vein  in  dieser  Richtung  wohl  das  grosz.te 
geleistet.  Jahn.  Volksth.  S  '280:  ..Jedes  Denkmal  ist  Beispiel  von  That 
und  Lohn  u 
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zu  erkaufen  ,  ihre  Entschuldigung  finden ,  aber  sie  ist  nichts 
weniger  als  empfehlenswerth,  1  so  sehr  auch  Pia  ton  ihrem 
Princip  huldigt  In  dem  französischen  Conventc  des  Jahres 
1793  wurde  von  Michel  Le pelletier  ein  ähnlicher  Vor- 
schlag einer  durchgreifenden  Statserziehung  erneuert,  ein 
Vorschlag,  von  dem  Robespierre  preisend  sagte:  „Der 
Geist  der  Menschheit  scheint  denselben  entworfen  zu  haben." 
In  öffentlichen  Erziehungshäusern  sollten  alle  Knaben  von 
erfülltem  zwölften  Altersjahre  an,  die  Mädchen  schon  ein 
Jahr  früher  auf  öffentliche  Kosten  gleichtnäszig  erzogen  und 
auch  da  die  Familie  auf  dein  Altar  des  Götzen  der  „ Gleich- 
heit" von  Statswegen  geopfert  werden.  Der  Vorschlag  ist 
aber  mit  dem  Convente  gefallen. 

Ein  derartiger  Uebergriff  des  States  in  das  heilige  Recht 
der  individuellen  Freiheit  und  des  Familienlebens,  die  zu 
schützen  seine  Pflicht  ist,  kann  nicht  aus  dem  Statsrechte 
begründet  werden,  und  wäre  eben  so  verderblich  als  wider- 
rechtlich. Nur  soweit  die  Noth  das  Einschreiten  einer  ober- 
vormundschaftlichen  Obsorge  verlangt,  weil  —  in  ein- 
zelnen Fällen  —  die  Familie  ihre  Sorge  nicht  erfüllen  kann, 
oder  zu  erfüllen  grob  vernachlässigt,  ist  die  Obrigkeit  ver- 
anlaszt  und  berechtigt,  an  der  leer  gelassenen  Stelle  der 
Familie  zu  helfen. 

2.  Für  eine  Seite  der  Erziehung  aber  übernimmt  der 
neuere  Stat  im  Interesse  der  Gesammtheit  die  Sorge  selbst. 
Die  Schule  im  Mittelalter  wieder  eine  Anstalt  der  Kirche, 
ist  nun  zunächst  auf  ihren  verschiedenen  Stufen  zur  Stats- 
anstalt  geworden.  Die  Kirche  hat  es  nicht  verwehren 
können,  dasz  de/ Stat  durch  ausgedehntere  Sorge  in  diesem 
Felde  ihr  den  Vortritt  abgewonnen  hat  Sie  hatte  ihre  Pflicht 

1  Dahlmann,  Politik  8.  259:  „Wir  haben  keinen  Grund,  es  den 
Spartanern  nachzuthun;  weder  die  gleiche  Sorge  lastet  auf  uns.  noch 
rühmen  wir  uns  des  Rechtes,  dem  State  Güter  zu  opfern,  die  mehr  werth 
sind,  als  ein  8tat,  der  dieser  Opfer  bedarf.44 
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allzulange  nur  nachlässig  geübt  oder  die  Schule 
nur  für  kirchliche  Zwecke  ausgebeutet.  Dieser 
trifft  die  protestantischen  Kirchen  nicht  minder  als  die  katho- 
lische. Die  Volksschule  war  gänzlich  vernachlässigt,  bis 
sich  der  Stat  ihrer  annahm,  und  die  gelehrte  Schule  war 
theologisch  beschränkt  und  verkümmert. 

Die  Aufgabe  der  Volksschule  ist,  der  unmündigen 
Jugend  das  Masz  nationaler,  menschlicher  und  reli- 
giöser Bildung  zu  verschaffen  und  zu  sichern,  welches 
nicht  als  die  Gabe  einzelner  Familien  noch  als  ein  beson- 
deres Gut  einzelner  Classen  der  Bevölkerung,  sondern  als 
das  gemeinsame  Bedürfnisz  Aller  für  Alle  gewährt 
werden  musz.  Die  verwickelter  gewordenen  Verhältnisse 
unserer  Cultur  machen  es  nüthig,  dasz  alle  in  der  Landes- 
sprache lesen,  schreiben  und  im  tägl  icheu  Verkehr 
rechnen  können;  und  nicht  blosz  nothdürftig,  sondern  be- 
quem und  leicht.  Es  ist  und  bleibt  das  die  Grundlage  alles 
eigentlichen  Volksunterrichtes,  und  die  Vorbedingung  für 
alle  weitere  classenartige  und  individuelle  Entwicklung  des 
geistigen  Bildungstriebes.  Daher  kann  sich  der  Stat,  be- 
ziehungsweise die  Gemeinde,  der  Pflicht  nicht  entziehen,  die 
Wohlthat  solchen  Unterrichtes  der  gesummten  Volksjugcnd 
zu  gewähren  und  auch  den  Niedrigsten  solcher  gemeinsamen 
Vorbildung,  die  seinen  Kräften  neue  Wege  eröffnet,  theil- 
haft  werden  zu  lassen.  Der  Stat  darf  sich  diese  Sorge  auch 
nicht  mehr  von  der  Kirche  entwinden  lassen;  denn  offenbar 
ist  die  Natur  der  bezeichneten  Grundkenntnisse  nicht  kirch- 
lich sondern  weltlich.  Sie  sind  daher  auch,  seitdem  der 
Stat  sich  mehr  um  die  Volksschule  bekümmert  hat,  allge- 
meiner und  weit  besser  verbreitet  worden  als  früher  unter 
der  ausschlieszlichen  Leitung  der  Kirche,  welche  die  mecha 
nische  Abrichtung  zu  kirchlichen  Uebungen  und  Diensten 
höher  geschätzt  hat  als  einen  tüchtigen  Unterricht  in  den 
Elementen  der  geistigen  Bildung.   Der  Stoff  des  Lesens  und 
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Schreibens  darf  aber  hier  nur  dem  einfachen  Anscbauungs- 
niid  Lebenskreise  angehören,  welcher  wirklich  dem  Volke 
geineinsam  ist.  Was  jedes  jugendliche  Herz  erfreut  und 
veredelt,  was  die  Liebe  zur  Tugend  und  zu  dem  Vaterlande 
nährt,  was  über  die  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens 
aufklärt  und  fähig  macht,  mit  klaren  Augen  in  die  Wirk- 
lichkeit zu  schauen,  das  und  nicht  unverdauliche  und  auf- 
blähende Bruchstücke  der  Gelehrsamkeit,  nicht  ein  dürftiger 
Abrisz  von  wissenschaftlichen  Systemen  der  Geographie, 
Mathematik,  Physik  u.  s.  f.  werde  der  Volksjugend  geboten. 
Die  Volksschule  soll  allgemeine  Wahrheiten  verbreiten, 
aber  nicht  die  wissenschaftliche  Methode  der  Untersuchung 
lehren.  Wir  sind  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz, 
wo  das  meiste  für  die  Volksschule  geleistet  worden  ist  ,  doch 
auch  durch  eine  eitle  und  lächerliche  Ueberspannung  ihrer 
Lehrgegenstünde  in  die  Gefahr  gerathen,  eine  Volksjugend 
heranzubilden,  welche  nur  ungern  und  mit  einer  Art  wun- 
derlicher Schunr  zu  den  Arbeiten  des  Handwerkers  oder 
Fabrikarbeiters  hinzutritt  und  den  ärmlichen  und  häutig  er- 
bärmlichen Schreiberdienst  der  rauheren  aber  weit  edleren 
Thätigkeit  des  Landbauers  vorzieht.  Es  gab  wohl  eine  Zeit, 
in  welcher  man  Grund  hatte,  sich  über  das  Zuwenig  zu 
beklagen,  aber  in  manchen  Ländern  ist  man  nun  in  den 
Strudel  des  Zuviel  gerathen,  und  hat  statt  die  Jugend  mit 
einfacher  und  gesunder  Hauskost  zu  speisen,  mit  groszen 
Kosten  Abfälle  von  vornehmem  Speisen  gekauft,  die  ihr  den 
Magen  verderben. 2 

1  Der  Kardinal  Richelieu  hat  diese  Gefahr  zum  voraus  mit  leb- 
haften Karton  geschildert.  Test,  polit.  I.  S.  108:  „Ainsi  qu'un  eorps  qui 
auroit  des  yeux  en  tontes  ses  parties,  seroit  monatrueux,  de  nieme  nn 
Etat  le  8eroitil,  si  tous  ses  sujets  «Stoient  seavana.  Le  commerce  des 
Lettres  bauniroit  nbsolument  celui  de  )a  mnrehandise  qui  corable  les 
Etats  de  richesaes,  il  ruineroit  rAgriculturc,  vraie  mere  notirrice  des 
peuples  et  il  deserteroit  la  pSpiniere  des  soldats  qni  s"61erent  plutdt  dann 
la  rudesse  de  l'ignorance  qne  dans  In  politesse  des  sciences;  enfin  il 
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Die  Schule  soll  aber  nicht  blosz  die  geistigen  Fähigkeiten 
entwickeln  helfen,  sie  soll  auch  das  Gemuth  gleichzeitig  er- 
wärmen und  veredeln.  Die  Volksschule  soll  nicht  blosz  zu 
verständigen  Menschen  heranbilden,  sondern  auch  dns  religiöse 
Leben  wecken,  die  Saat  des  Glaubens  in  die  Herzen  der, 
Kindel'  ausstreuen  and  zu  jeder  Tugend  stärken.  Gehört  in 
jenen  Dingen  dein  State  das  entscheidende  Wort  und  die 
erste  Sorge,  so  hat  in  diesen  die  Kirche  das  Meiste  und 
Neste  zu  leisten.  Wie  Vater  und  Mutter  die  häusliche  Er- 
ziehung gemeinsam  leiten,  so  haben  Stat  und  Kirche 
gemeinsam  die  öffentliche  Erziehung  des  Volkes  zu  pflegen.  ' 
Die  schroffe  Trennung  und  Spaltung  der  sfatlichen  Einwir- 
kung und  der  kirchlichen  Sorge  würde  zerreiszen  was  zu- 
sammen gehört:  und  die  Folgen  derselben  waren  nicht  minder 
schädlich  als  es  für  die  Privaterziehung  die  Scheidung  der 
Eltern  ist.  Das  laute  Verlangen  der  Emaneipation  der  Volks- 
schule von  der  Kirche  in  unsern  Tagen  ist  zwar  durch  die 
frühere  übertriebene  Vormundschaft  der  Kirche  gereizt  wor- 
den, aber  als  absolute  Forderung  durchaus  verwerflich, 
weil  irreligiös.    Darüber  zu  wachen,  dasz  die  Kirche  nicht 

* 

in  zelotisehem  Eifer  die  Schule  einenge  und  drücke,  ist  wohl 
Sache  des  Stats;  aber  ihren  wohlihnligen  Einllusz  darf  er 
weder  entbehren  noch  stören.  Vielmehr  soll  der  Stat,  indem 
er    die   Oberleitung    über    «las    ganze  Schulwesen  sich 

n'nipiiruit  In  Kmiiec  de  chic'iiniriirs .  [»Ins  propres  ;i  ruiner  les  bmuiles  pnr- 
Itculiens  cti  troubler  1c  repos  public  (jn'ä  procurer  «neun  bien  aux  Etat?. 
Si  les  hettres  eloient  profauees  h  tont*'.-  sortes  d'osprits.  011  verroil  [Aus 
de  y €- 1 1 s  capabirs  de  formet-  des  doules  < j u ij  de  Iis  resoudic  et  beaueoup 
seroient  plus  propres  h  s'opposer  »iiv  veriics  <ju'n  Jes  «IclViul ie. 

3  Du*  fran/osis.  he  rnierriehts^esei/  vom  15.  Mar/.  18M)  hat  darin 
einen  r'orLsrhril  l  gemacht.  d«az  die  Alleinherrschaft  der  statlichen  t.'ni- 
\i»i-siJät.  beseitigt  mul  für  <iii:  Oberleitung  und  Aufsicht  über  das  Schul- 
wesen ein  Zusammenw  irken  statin  Iie.r  und  kirchlicher  Organe  g(  forden 
wird.  Aber  zu  einer  befriedigenden  organischen  (jeslallung  des  Ver- 
hältnisses von  Stat  und  Kirche  ist  es  auch  durch  dieses  Gesetz  noch 
nicht  gekommen 
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vorbehält,  in  religiöser  Hinsicht  der  Kirche  eine  würdige  und 
eingreifende  Wirksamkeit  verstatten. 

Die  Volksschule  soll  vor  allen  Dingen  menschliche 
Cultur  verbreiten,  aber  damit  diese  nicht  in  leere  Abstrac- 
tion  sich  auflöse,  soll  sie  diesz  in  nationaler  Form  und 
Richtung  thun.  Die  Jugend  soll  auch  für  den  Stat  zu  tüch- 
tigen Genossen  und  Bürgern  desselben  erzogen  werden.  In 
dieser  Beziehung  geschieht  nicht  genug,  und  doch  beruht 
die  Gesundheit  des  Volkes  und  seine  politische  Kraft  vor- 
nehmlich auf  einem  von  Jugend  an  geweckten  Nationalgeist. 
In  gleicher  Weise  wird  in  dem  christlichen  State  der  ch  ri  s  t- 
liche  Glauben  und  christliche  Tugend  als  Grundlage 
der  religiösen  Bildung  anerkannt  und  sorgfältig  gepflegt 
werden  müssen,  aber  die  Kirche  wird  diese  Pflege  nur  im 
Geiste  ihrer  besondern  Confession  üben  können.  Ob  diese 
Rücksicht  zu  einer  völligen  Trennung  der  verschiedenen 
Volksschulen  je  nach  der  Confession  oder  nur  zu  einer  Aus- 
scheidung des  religiösen  Unterrichtes  in  den  nämlichen  Schulen 
führe,  hängt  wohl  von  den  besondern  Culturverhältnissen 
der  einzelnen  Länder  und  von  mancherlei  Gründen  ab.  Dar- 
über zu  entscheiden  aber  kommt  dem  State  zu,  der  in  bei- 
den Fällen  Aufsicht  zu  üben  hat,  dasz  nicht  der  confessiouelle 
Gegensatz  zu  inhumaner  Gehässigkeit  und  Feindschaft  ver- 
säuert und  geschärft  werde. 

Die  Zahl  der  Volksschullehrer  ist  in  neuerer  Zeit 
rasch  gestiegen.  Es  ist  das  ein  gutes  Zeichen;  denn  Uber- 
füllte Schulen  taugen  nicht,  und  soll  die  gesammte  Volks- 
jugend, wie  das  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz 
nun  geschieht,  in  Frankreich,  England  und  in  den 
meisten  übrigen  Ländern  allmälich  wenn  auch  nur  langsam 
und  aus  der  Ferne  angestrebt  wird , »  die  gemeinsame  niedere 

*  In  Preuazen  werden  30,000  Schilllehrer  auf  15  Millionen  Men- 
schen, je  einer  auf  500  8eelen  gerechnet,  in  einzelnen  Cantonen  der 
Schweiz  noch  mehr. 
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Schulbildung  erhalten,   so   sind  zahlreiche  Schulen  und 

viele  Lehrer  ttedürfnisz.  Aber  mit  dem  Vorzug  hat  sich 
auch  das  Uehel  übermäszig  gesteigerter  Anforderungen  an 
die  Lehrer  eingeschlichen  und  hinwieder  dieser  an  den  Stat 
und  die  Gemeinden.  Sie  werden  zuweilen  auf  den  Semina- 
rien  mit  Kenntnissen  beladen ,  welche  sie  in  der  Volksschule 
nicht  brauchen  können  oder  nicht  brauchen  sollten.  Man 
lüszt  sie  ans  den  Krunncn  höherer  Wissenschaft  gerade  so 
viel  trinken,  dasz  viele  davon  berauscht,  wenige  gesättigt 
werden.  Dadurch  wird  ein  gelehrter  Dünkel  in  ihnen  ge- 
reizt und  zugleich  der  ungestillte  Durst  nach  höherem  Wissen, 
das  nicht  in  die  Volksschule  gehört.  Diese  verliert  so,  worauf 
Alles  ankommt,  ihre  Einfachheit  und  ihre  moralische 
Gesundheit  und  geräth  in  einen  überreizten  Zustand.  Viele 
Lehrer  werden  unzufrieden  mit  ihrer  naturgemäsz  niedern 
und  beschrankten,  wenn  auch  noch  so  nöthigen  und  ehrbaren 
Berufstätigkeit ,  und  da  sie  auch  auf  dem  Lande  alT  ihre 
Zeit  der  Schule  zuwenden  müssen  und  Beamten  ähnlich  be- 
handelt werden,  so  werden  sie  darauf  hingewiesen,  in  der 
Schule  ihre  einzige  ökonomische  Existenz  zu  sehen,  und  an 
den  Stat  und  die  Gemeinde  steigende  Besoldungsansprüche  * 
zu  machen.  Zuweilen  wird  dieses  Standesgefühl  zu  der  Ein- 
bildung gesteigert,  dasz  die  Volksschullehrer  voraus  die 
Schöpfer  einer  neuen  Cultur  und  die  wichtigsten  Reforma- 
toren der  Gesellschaft  seien. 5  Es  ist  nicht  zu  lüugnen,  dasz 

&  Jakob  Grimm  a.  a.  0. :  „Dn  rhnen ,  sagon  sie.  das  edelste,  kost- 
barste Gut  aller  Menschen,  die  Kinder  und  deren  geistige  Entfaltung 
empfohlen  sei.  könne  man  sie  nicht  gering  wie  Handwerker  setzen,  die 
nur  dem  leiblichen  Wohl  fröhnen,  ^  ielmehr  Amt  und  Beruf  müssen  ihnen 
die  Ansprüche  wahrer  Statsdiener  auf  anstandiges  Auskommen,  genü- 
gende Versorgung  im  Alter  und  Wittwengehalte  sichern.  Hier  aber  wird 
offenbar  der  Werth  dessen,  dem  man  einen  Dienst  leistet,  mit  dem 
Werlhe  des  Dienstes  selbst  verwechselt:  es  ist  nicht  abzusehen,  warum 
wir  Milch  und  Urod  für  die  Kinder  theurer  einkaufen  sollen,  als  sie  jedem 
Alter  gelten,  oder  so  theuer  wie  andere  schwere  Speisen.    Die  Fähigkeit, 

• 
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in  manchen  Stuten  die  Volksschullehrer  eii.  wichtig«  Kle- 
mmt der  Bewegung,  zuweilen  der  Revolution  geworden 
sind.    Aber  alle  Uebertreibungen  und  Ausschreitungen  Ein- 
zelner oder  Mancher  lullen  doch  weuiger  ins  Gewicht,  als 
der  unbestreitbare  Segen,  den  die  besser  gewordene  Volks- 
schule über  die  geistige  und  leibliche  Wohlfahrt  der  untern 
Volksclassen  bereits  verbreitet  hat,  und  nichts  wäre  verkehr- 
ter uls  den  frühem  geistlichen  Druck  auf  die  Schule  wieder 
herzustellen,  und  dieselbe  in  die  glücklich  überstandenen 
Zustande  der  letzten  Jahrhunderte  zurück  zu  drängen.  Jede 
neue  Entwicklung,  besonders  wenn  sie  kräftig  und  gesund 
ist,  schieszt  auch  in  tollen  und  unfruchtbaren  Trieben  aus. 
Manche  Uebcrtreibung  ist  bereits  durch  die  natürliche  Re- 
action  der  Verhältnisse  corrigirt  worden.    Dem  State  aber 
wird  das  Recht,  ausschweifenden  Ansprüchen  entgegen  zu 
treten,  um  so  weniger  beanstandet,  je  wohlwollender  er 
auch  die  gerechten  Hegehren  die  ser  Classe  anerkennt  und 
dieselben  zu  befriedigen  sich  bemüht. 

4.  Der  sogenannte  Schul  zwang,  d.  h.  die  Nöthigung 
der  Eltern,  ihre  Kinder  zur  Schule  gehen  zu  lassen,  recht- 
fertigt sich  hier  aus  dem  Interesse  des  States,  dasz  die  ge- 
sammte  Jugend  die  gemeinsame  menschlich- nationale  und 
religiöse  Bildung  erhalte,  «reich«  sie  zu  verstandigen  und 
unten  Stnlsbürgern  befähige;  reicht  daher  auch  nur  80  weil. 
Wenn  Eltern  in  der  Familie  sehen  hinreichend  dafür  durch 
Privatlehrer  sorgen,  so  hört  jener  Zwang  auf,  denn  es  fehlt 
ihm  am  Grund.  Wenn  aber  Eltern  ihre  Kinder  in  dieser 
Beziehung  verwahrlosen,  und  ihnen  nicht  einmal  die  ftHgfe 
meine  Volksbildung  vergönnen,  dann  hat  der  Stat  wohl  Ver- 

die  wir  vom  Schullehrer  fordern,  und  die  er  uns  aufwendet,  scheint  mir 
nn  sich  unter  der  eines  ausgezeichneten  sinnreichen  Handwerkers  zu 
stehen,  der  in  seiner  Art  das  Höchste  hervorbringt,  wahrend  der  Lehrer 
ein  fast  jedem  zugangliches  Mittelgut  darreicht,  und  sein  Talent  leicht 
überboten  werden  knnn." 
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aniassnnp,  das  Recht  dor  Kinder  nuf  dieselbe  zu  schützen, 
und  sie  zum  Besuch  der  Volksschule  mizuhalten. 6 

Unent^el  ( I  i  c  hkeit  der  Volksschule,  in  neuerer  Zeit 
zuweilen  als  8tatsprinei{>  '  behauptet,  ist  durchaus  nicht  eine 
noth\vendig;e  T>fli <1> t  des  Sfntes.  und  für  die  Volksschule 
selber  eher  ein  Schaden.  Der  natürliche  Grundsatz  ist  im 
Getfentheil  der.  dnsz  voraus  die  Kitern  die.  Kosten  der  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  zu  tragen  haben.  Dann  erst  folgt  die 
Gemeinde  und  der  Stuf,  die  auch  ein  wesentliches  In- 
teresse au  der  Schulbildung  haben,  und  daher  wohl  die 
Kosten  der  Schnlhüuser  und  ihres  Bedarfs,  sowie  selbst  einen 
Theil  der  Besoldung  der  Lehrer  auf  sich  nehmen,  und  su 
die  Lasten  der  Eltern  vermindern  mögen.  Aber  es  liegt  im 
Interesse  der  Schule  selbst,  dasz  für  die  Kinder  auch  Schul- 
gelder von  den  Eltern  bezahlt  werden,  nicht  allein  damit 
jener  erste  Grundsatz  nicht  in  Vergessenheit,  komme,  sondern 
weil  durch  die  Leistung  das  Interesse  der  Eltern  an  der 
Schule  lebendig  erhalten  und  gesteigert  wird:  denn  es  ist 
der  Mehrzahl    der  Menschen    eigen,    dasz   sie    viel  mehr 

*  Pre  uazbsche  Verf.  $.'21:  „Eltern  1 1 1 i <  1  deren  Stellvertreter  dürfen 
ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen  n ich  1  ohne  den  Unterricht  lassen,  wel- 
cher für  die  öffentlichen  Volksschulen  vorgeschrieben  ist.u  Zuerst  ist  der 
Grundsatz  des  Schulzwnnges  wohl  in  Nordamerika  anerkannt  worden. 
Das  Gesetz  \on  C  o  n  n  ec  t  i  c  n  t  um  1G50  ■•  er[itlichtet  die  Eltern,  ihre 
Kinder  zur  Schuh-  zu  schicken.  Vernachlässigung  dieser  Pllieht  wird 
gebüs/t,  und  wenn  die  Kl  lern  in  derselben  \ei  harren,  so  greift  diet'her- 
\orinundsehaft  an  jener  Stau  ein.  Vgl.  To<j  u  e  v  i  1 1  e  's  Amerika  I.  .S.  (18. 
Noch  alter  ist  das  Statut  für  Alassae  huset«?  Mit:  1618.  Vgl.  faboulave. 
bist,  des  Colonies  Amern}.  I.  '277  und  die  Kede  \  on  Präsident  Webster. 
Ebenda  S.  285.  In  England  wird  dieses  Hecht  d<  s  States  nicht  aner- 
kannt. Auch  Guizot  ('■gl.  Memoire*  III.  Gl)  sprach  sich  fds  französi- 
scher Cultusniinister  dagegen  aus.  In  Deutschland  und  der  Schweiz 
besteht  der  Sehulzwang  und  ist  eine  llauptursache  der  allgemeinen  Volks- 
bildung. 

7  Z.  lt.  in  den  Grundrechten,  welche  die  deutsehe  Nationalversamm- 
lung zu  Frankfurt  |troeinmir(  hat,  und  in  der  \<  r  e  u  s  z  t  s  c  h  e  u  Verf. 

•  §.  25. 
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werthen  und  sorgfältiger  behandeln,  wofür  sie  unmittelbar 
beisteuern,  als  was  ihnen  unentgeltlich  geboten  wird.  Für 
Eltern,  denen  die  Last  allzuschwer  wird,  kann  der  Stet 
oder  die  Gemeinde  hülfreich  eintreten,  und  statt  ihrer  das 
Schulgeld  bezahlen;  aber  Eltern,  welche  die  ihnen  oblie- 
gende Pflicht  zu  erfüllen  im  Stande  sind,  derselben  zu  ent- 
laden, ist  weder  recht  noch  gut. 

Oeffentliche  Privatschulen  hat  der  Stat  eher  ein 
Interesse  zu  begünstigen  p  als  zu  verhindern,  denn  sie  nehmen 
ihm  einen  Theil  seiner  Sorgen  und  Lasten  ab.  Aber  er  darf 
nicht  versäumen,  strenge  Aufsicht  über  dieselben  zu  üben, 
und  zu  wachen,  dasz  nicht  ein  feindlicher  Geist  zum  Ver- 
derben der  Jugend  und  zum  Schaden  auch  der  Gemeinschaft 
in  solchen  Schulen  sich  einniste  und  um  sich  greife.  Wird 
er  das  gewahr,  so  soll  er  mit  scharfem  Messer  den  Ansatz 
des  Bösen  herausschneiden,  bevor  es  wuchernd  um  sich 
gegriffen. 

5.  Auf  der  untern  Stufe  der  Volksschule  hat  die  Frei- 
heit der  Wissenschaft  noch  wenig  Sinn.  Die  erste  Volks- 
bildung ist  ein  gemeinsames  und  gleichartiges  Bedürfnisz, 
und  die  Autorität  der  Lehrer  steht  noch  hoch  über  der 
Beurtheilungsfähigkeit  der  Schüler;  um  so  mehr  wird  jene 
hinwieder  zusammengehalten  und  geleitet  von  der  höhern 
Autorität  des  Stats.  Daher  sind  hier  vorgeschriebene 
Lehrmittel,  nicht  individuell  gewählte,  und  selbst  eine 
bestimmte  gemeine  Methode  des  Unterrichtes,  nicht  belie- 
bige Lehrmanier  angemessen.  Autorität,  feste  Regel,  Tra- 
dition der  Behandlung  haben  und  verdienen  hier  das  Ueber- 
gewicht. 

8  Preuszische  Verl*.  §.  22:  „Unterricht  zu  ertheilen  und  Unter- 
richtaanstalten  zu  gründen  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  sittliche, 
wissenschaftliche  und  technische  Befähigung  den  betreffenden  Stats- 
behörden  nachgewiesen  hat." 
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Zehntes  Capitel. 

Die  Berufs-,  technischen  und  gelehrten  Schulen. 

1.  Nur  die  Volksschule  ist  allgemein,  die  gesain  inte 
Jugend  umfassend  ,  gleichmäszig  unterrichtend.  Höher  hinauf 
scheiden  sich  die  Richtungen  nach  Berufsweisen  und 
nach  den  Interessen  höherer  Geistesbildung.  Die  ein- 
zelnen Schulen  sind  für  die  Bedürfnisse  einzelner  Classcn 
nur  bestimmt.  Es  hört  daher  nun  der  Schulzwang  auf. 
Der  Stat  konnte  fordern,  dasz  Alle  menschlich -national  ge- 
bildet werden;  die  besondere  Berufsbildung  ist  in  vielen 
Fällen  auch  ohne  Schule  erreichbar,  und  gehört  in  den  freien 
Bereich  der  Familienerziehung.  Nur  wo  der  Stat  Aemter 
und  Stellen  zu  vergeben  hat,  für  welche  besondere  und 
erhöhte  Berufs  -  oder  wissenschaftliche  Kenntnisse  unentbehr- 
lich sind ,  oder  wo  die  Ausübung  eines  bloszen  Privatberufes 
aus  polizeilichen  Gründen  auf  Personen  beschränkt  werden 
musz,  welche  die  erforderliche  Art  Bildung  besitzen,  mag 
der  Stat  wohl  den  Ausweis  verlangen  über  eine  bestimmte 
Schulbildung,  und  die  ausschlieszen,  welche  die  öffentlichen 
für  diese  Fächer  bestimmten  Schulen  nicht  besucht  haben. 
Auch  da  sind  aber  noch  einzelne  Ausnahmen  zu  verstatten, 
in  denen  die  nöthige  Fähigkeit  auf  andern  Wegen  erworben 
worden;  denn  mehr  auf  die  Fähigkeit,  als  auf  den  Weg  zu 
ihrer  Erlangung  kommt  es  an. 

2.  Die  obern  und  mittlem  Schulen  zerfallen  in  drei 
Hauptclassen : 

a)  Besondere  Berufsschulen,  wie  vorzüglich  die 
landwirth  sc  haftlichen  zur  Ausbildung  von  Landwirthen, 
und  Gewerbeschulen  zur  Ausbildung  von  Handwerkern. 
Sie  gehören  vorzugsweise  dem  vierten  Stande  an,  und  sind 
für  Andere  nur  Durchgangsstufen.  Ein  groszer  Theil  aber 
des  vierten  Standes  bedarf  ihrer  nicht,  ihm  genügt  die 
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Volksschule  und  die  Fortbildung,  die  das  Leben  selber  ge- 
währt. 

b)  Höhere  technische  Schulen,  für  diejenigen 
Classen  der  Bevölkerung  bestimmt,  welche  zwar  nicht  not- 
wendig einer  gelehrten  Bildung  bedürfen,  wohl  aber  in  den- 
jenigen Wissenschaften  tiefer  eingeweiht  werden  müssen, 
welche  den  Geist  zu  höherer  Industrie,  Technik,  Kunst  be- 
fähigen. Diese  Schulen  dienen  vorzüglich  dem  dritten  Stande, 
den  Architekten,  Ingenieuren,  Fabrikanten,  Künstlern. 

c)  Gelehrte  Schulen,  theiis  als  Vorbereitung  für  die 
Universität,  theiis  für  die  Jugend  bestimmt,  welche,  ohne 
sich  einem  gelehrten  Berufe  zu  widmen,  doch  den  Adel  clas- 
sischer  Bildung  erwerben  will. 

3.  Die  Berufsschulen  im  engern  Sinn  unterscheiden 
sich  von  den  höhern  technischen  und  den  gelehrten  Schulen 
vornehmlich  dadurch,  dasz  der  Unterricht  in  jenen  nicht  in 
das  Heiligthum  der  Wissenschaft  eingeht,  sondern  sich  in 
den  Vorhallen  derselben  bewegt,  und  fortwährend  die  prac- 
ti  sc  heNutz  barkeit  voraus  beachtet.  Der  Einfachheit  des 
Unterrichts  bedürfen  sie  wie  die  Volksschule,  als  deren 
höhere  Blüthe  sie  oft  behandelt  werden ;  die  besondere  Rich- 
tung auf  eine  bestimmte  Berufsgattung,  Landwirthschaft, 
Handwerke  u.  dgl.  hebt  sie  über  diese  hinauf.  Der  Unter- 
richt in  fremden  Sprachen  ist  nur  für  solche  nöthig,  welche 
diese  Schulen  als  Uebergangsstufen  zu  höhern  technischen 
benutzen;  für  die  Masse* der  Schüler  dagegen  ist  der  Unter- 
richt in  der  Volkssprache,  in  der  Mathematik  und  den  Na- 
turwissenschaften, soweit  diese  eine  nahe  und  leicht  ver- 
ständliche Anwendung  auf  jene  Berufskreise  schon  gefunden 
haben,  genügend,  und  so  weit  denn  auch  im  Interesse  guter 
Ordnung  und  gleichmäsziger  Fortbildung  für  alle  Schüler 
vorzuschreiben.  Strenge  Schuldisciplin  ist  in  diesem  Kreise 
unentbehrlich,  die  Lernfreiheit  ausnahmsweise  zulässig,  die 
Lehrfreiheit  noch   wesentlich  durch   die  vorgeschriebenen 
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Lehrmittel  und  das  vorgeschriebene  Lehrziel  besehrankt.  Diese 
Schulen  ersetzen  theil  weise  den  Unterricht,  den  der  an- 
sehende Landwirth  auf  dem  (inte  oder  der  Lehrling  in  der 
Werkstatte  seines  Meislers  findet,  theilweise  befähigen  sie 
um  der  grüszern  Wissenschaft lichkeit  der  öffentlichen  Schulen 
willen  zu  höhern  selbständigen  Fortschritten  im  practischen 
Leben.  Der  Slat  kann  durch  Gründung  und  freie  Eröffnung 
solcher  Schulen  sehr  wnhlthätig  einwirken  auf  die  Cultur 
und  Berufstiichtigkeit  zahlreicher  Volksclus.sen. 

4.  Eine  hr>here  Wissenschaft  liehe  oder  kimstierische  Be- 
deutung haben  die  höhern  technischen  Schulen,  wie 
vorzüglich  die  H  e  a  1  g  .V  m  n  a  s  i  e  n  ,  die  polytechnischen 
Schulen  und  die  K  u  n  s  1 1  e  r  a  k  a  d  e  m  i  en. 

Die  erstem  führen  die  Zöglinge  tiefer  ein  in  diejenigen 
Wissenschaften,  welche  vorzüglich  auf  das  practische  Leben 
der  Techniker  und  der  hohem  Industriellen  Einllusz  haben. 
Mathematik,  Geometrie  und  Physik  und  ihre  Anwen- 
dungen auf  Mechanik  und  Chemie  sind  hier  das  Centrum 
der  theoretischen  Ausbildung,  die  Kunstgeschichte  die 
Grundlage  der  künstlerischen  Bildung  und  die  Kunst  zu 
zeichnen  eine  Hauptfertigkeil .  die  hier  geübt  werden  musz, 
daneben  sind  die  modernen,  nicht  die  antiken  Sprachen  zu 
eultiviren.  Wold  darf  man  auch  hier  die  practischen  Zwecke 
des  Unterrichts  nicht  aus  den  Augen  lassen,  aber  die  Wis- 
senschaften müssen  doch  in  ihrem  ganzen  Umfang  und  Zu- 
sammenhang, somit  auch  in  den  Beziehungen  gelehrt  werden, 
deren  practische  Anwendbarkeil  nicht,  oder  nicht  unmittel- 
bar und  nicht  jetzt  schon  wahrzunehmen  ist.  Die  wissen- 
schaftliche Durchbildung  der  Zögling«.,  welche  ihren  Geist 
fähig  macht,  sich  in  den  mancherlei  höhern  technischen  Be- 
rufskreisen mit  freier  Sicherheit  zu  bewegen,  nicht  die  Zu- 
richtung für  einen  beschrankten  Beruf  ist  hier  die  Auf- 
gabe. Erst  im  späteren  Leben  scheiden  sich  die  besonderen 
Wege. 
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Diese  Anstalten  hüben  in  den  obem  Classen  eine  ge- 
wisse Verwandtschaft  mit  den  Universitäten.  Die  herange- 
wachsenen Zöglinge  können  in  dem  Verhaltnisz  ihres  erstark- 
ten Triebes  zum  Selbststudium  wohl  von  manchen  Banden, 
welche  die  untern  Schüler  noch  enger  an  die  Autorität  und 
an  die  Zucht  des  Lehrers  binden,  losgeknüpft,  und  ihnen 
akademische  Freiheit  verstattet  werden.  Nur  darf  solche 
Freiheit  nicht  über  den  natürlichen  Zweck  der  Schule  hin- 
aus gewährt  werden.  Insbesondere  erfordert  es  die  Natur 
des  mathematischen  Unterrichts,  dasz  eine  bestimmte  Folge 
auch  der  Lehrfächer  beachtet  werde.  Auch  wird  noch  weit 
hinauf  ein  wechselseitiger  Verkehr  des  unterrichtenden  Leh- 
rers mit  dem  lernenden  Schüler  wohlthätiger  wirken,  als 
eine  Beschränkung  des  Unterrichts  auf  blosze  Vorträge  ohne 
Prüfung,  ob  die  Schüler  diesen  wirklich  folgen.  Je  mehr 
wissenschaftlichen  Gehalt  die  Lehre  hat,  desto  mehr  indivi- 
duelle Freiheit  in  ihrer  Behandlung  ist  auch  für  den  Lehrer 
Bedürfnisz ;  daher  denn  auch  hier  die  Lehrmittel  nicht  mehr 
vorgeschrieben,  noch  die  Methode  der  Lehre  von  oben  her 
anbefohlen  werden  darf,  wie  in  den  untern  Schulen. 

Eine  ähnliche  Stellung  haben  die  Künstlerakademien. 
Die  Wissenschaft  aber  tritt  hier  in  die  zweite  Linie  zurück, 
die  künstlerische  Uebung  in  die  erste  ein. 

5.  Die  Grundlage  der  gelehrten  Schulen  ist  die 
classis^he  Bi  1  dun  g,  der  Unterricht  in  der  latei  n  i sehen, 
dann  auch  in  der  griechischen  Sprache  und  die  Ge- 
schichte. Die  höhere  wissenschaftliche  Erziehung  musz 
den  Schüler  einweihen  in  die  Grundlagen  unserer  Cultur, 
erfüllen  mit  dem  frischen  und  schönen  Geiste  der  Vorzeit, 
in  welcher  die  Menschheit  gleichsam  ihre  Jugendblüthe  ent- 
faltet hat.  Sie  musz  dieselbe  hindurch  geleiten  durch  die 
reichen  Erfahrungen  der  früheren  Jahrhunderte,  nicht  um  in 
diesen  gefangen  zu  bleiben,  sondern  um  der  Stufe,  auf  welcher 
nun  die  Menschheit  steht,  bewuszt  zu  werden,  und  auf  ihr 
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mit  erwei [ertcin  und  freiem  Blicke  vorwärts  zu  schreiten. 
An  der  Hund  der  (Tricehen  und  der  Börner  sind  die  neueren 
Völker  in  geistigen  Dingen  ühitlieli  wie  durch  (Ins  Christen- 
thum  in  religiöser  Beziehung  erzogen  wurden,  und  diese 
welthistorische  Frfahrung  soll  sich  in  dein  Leben  der  einzel- 
nen hoher  gebildeten  Individuell  wiederholen.  Wer  einen 
Mildern  Weg  geht,  kiinn  wohl  manches  Ziel  erreichen,  es 
wird  u her  in  seiner  Bildung  immer  eine  leere  Stelle  sein, 
die  von  den  ausgezeichnetsten  Männern  als  ein  erheblicher 
Mangel  schmerzlich  empfunden  wird.  Tn  den  classisclien 
Studien  ist  ein  gewisser  Duft,  ein  (ilanz.  ein  Adel,  die  zn 
voller  nnd  schöner  Fntfallung  des  wissenschaftlichen  (ieistes 
nnenthehrlicli  sind.  Sie  spannen  und  iiben  die  Kräfte  des 
jugendlichen  (ieistes  aufs  höchste  und  doch  dein  Aller  ge- 
mäsz.  wecken  seinen  Sinn  für  Schönes,  (iroszes  nnd  Kdles 
und  stärken  seine  Schwungkraft. 

AllenliiiL's  waren  die  gelehrten  Schulen  früher  zn  ein- 
seilig  auf  den  Fntci  rieht  in  den  classischen  Sprachen  begrähzt 
nnd  eine  pedantische  Methode,  welche  den  Schillern  häutig 
den  (ienusz  der  herrlichen  Schatze  des  Alferthnnis  sogar 
entleidet  hat.  statt  ihn  zn  eröffnen,  halte  zuweilen  den  Werth 
derselben  in  eine  todte  (ielehrsninkcil  umgesetzt,  die  fnr  die 
Fortschritte  nnd  Bedürfnisse  nnsers  Lebens  den  offnen  Sinn 
verlor.  Ks  ist  daher  ein  Vorzug  neuerer  Finrichlungen. 
wenn  der  Fnterrichl  in  den  classischen  Sprachen  er^iinzt 
wird  durch  gründlicheres  Ver>taedni>z  der  einheimischen 
Volkssprache  und  Literatur,  zuweilen  >ognr  durch  die  Bei- 
nahe fremder  neuerer  Sprachen .  und  wenn  auch  den  übrigen 
formell  bildenden  Fächern  der  Mathematik  und  l'hvsik  und 
wie  der  alten,  so  auch  der  mittlem  und  neuern  (Jeschiehte. 
ein  weiterer  Spielraum  eröffnet .  und  der  fh  ist  nach  allen 
Bichtungen  hin  geübt  wird.  Audi  die  wissenschaftliche  Be- 
handlung des  C'hrisienlhums  und  seiner  (Jeschichle  darf  nicht 
fehlen,  damit  die  g.nize  gelehrte  Bildung  in  sich  harmonisch 
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sei.  Aber  in  neuerer  Zeit  ist  man  zuweilen  hinwieder  in 
den  Fehler  einer  Ueberladung  mit  Bildimgsstoff  verfallen, 
an  dem  der  jugendliche  Geist  überreizt  und  übersättigt  wird. 
Körperliche  Schwäche  und  geistige  Zerstreutheit  und  Schlaff- 
heit sind  leider  nicht  seltene  Folgen  eines  solchen  unmäszig 
gesteigerten  Vielerleis. 

Dem  Alter  der  Schüler  und  ihrer  Bildungsstufe  geinäsz 
darf  der  Unterricht  nicht  als  freier  Vortrag  abgelöst  werden 
von  stäter  Uebung  der  Schüler,  unter  fortgesetzter  Aufsicht 
und  Antrieb  der  Lehrer.  Die  Schulzucht  soll  zwar  das  Ehr- 
gefühl schonen  und  wecken,  darf  aber  keineswegs  locker 
und  schwach  werden.  Die  Lehrfächer  sind  noch  genau 
bestimmt,  und  der  regelmäszige  Besuch  wenigstens  der 
Grundföcher  —  wozu  voraus  der  charakteristische  Unterricht 
in  der  lateinischen  Sprache,  vvenu  Ausnahmen  verstattet 
werden  auch  in  der  griechischen ,  und  der  Geschichte  gehört 
—  ist  verbindlich  gemucht,  nicht  in  die  Wahl  der  Schüler 
gelegt.  Es  ist  ein  Schaden  für  Lehrer  und  Schüler,  wenn 
sie  die  Art  und  Freiheit  der  Universitäten  schon  in  die  Gym- 
nasien verpflanzen  wollen.  Der  ganze  Zweck  dieser,  die 
jugendlichen  Kräfte  in  fortgesetztem  Ringen  zu  üben  und  zu 
stärken,  wird  dadurch  verfehlt,  und  der  Genusz  unreifer 
Früchte  läszt  eine  kranke  Seelenstimmung  zurück,  die  später 
auch  reife  Früchte  nicht  mehr  zu  pflücken  gelüstet  und  zu 
genieszen  nicht  die  Kraft  hat. 
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Die  Universitäten. 

1.  Die  Uni  versi täten,  zuerst  in  I talicn  und  anfangs 
nur  mit  Rücksiclit  auf  einzelne  Wissenschaften  entstanden, 
sind  in  neuerer  Zeit  und  vorzüglich  in  Deutschlund  zu 
organischen,  die  gesammte  höhere  wissenschaft- 
liche Bildung  umfassenden  und  zu  voller  Reife  entwickeln- 
den Anstalten,  aus  bloszen  Universitäten  im  juristisch -cor- 
porativen  Sinne  des  Worts  zu  Universitäten  der  Wissen- 
schaften geworden. 

Nur  erwachsene  Jünglinge,  deren  Geisteskräfte  in  den 
gelehrten  Schulen  geübt  und  entfaltet  worden,  sind  fähig  in' 
den  Geist  der  Wissenschaft  völlig  einzudringen,  daher  nur 
sie  auf  Universitäten  zuzulassen.  Nur  wer  die  Schule  hinter 
sich  gelassen  hat,  vermag  ein  Student  zu  werden.  Daher 
sind  Prüfungen,  welche  Unberufene  zurückweisen,  ebenso 
nöthig  als  der  Würde  der  Anstalt  angemessen.  Es  mag 
wohl  unbedenklich  einzelnen  Erwachsenen  auch  ohne  Matu- 
ritätsprüfung gestattet  werden,  einzelne  Collegien  anzuhören 
und  an  den  Früchten,  die  die  Universität  den  nach  Wissen- 
schaft Hungernden  reichlich  bietet,  sich  zu  erlaben.  Aber 
Studenten  sind  sie  deszhalb  nicht.  Diese  sollen  nicht  blosz 
fähig  sein,  Einzelnes  zu  genieszen,  sondern  Theil  zu  nehmen 
an  dem  systematisch  und  organisch  geordneten  wissenschaft- 
lichen Gesammtlebeu  der  Universität. 1  Freie  Hochsch ulen, 

'  Jakob  Grimm  hat  a.  a.  ().  S.  26  eine  eutge gengesetzte  Meinung 
ausgesprochen:  „Wie  Kirche  und  Schauspiel  dem  Eintretenden  offen  ge- 
halten sind,  sollte  jedem  Jüngling  das  Thor  der  Universität  aufgethau 
und  ihm  selbst  überlassen  sein,  allen  Nachtheil  zu  empfinden  und  zu 
tragen,  wenn  er  unausgerüstet  in  diese  Hallen  getreten  ist;  denn  die 
Befähigung  der  Menschen  hnt  ihre  eigenen,  stillen  Gange  und  thul  un- 
erwartet Sprünge;  wie  sollten  alle  gleichen  Schritt  hallen,  den  der  Prü- 
fung zwängendes  Musz  fordert?*1    Aber  die  Universität  ist  keine  Kirche. 
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wie  das  College  de  France  in  Paris,  haben  als  allge- 
meine wissenschaftliche  Anstalten  für  Erwachsene  überhaupt, 
einen  eigen thnm liehen  Werth  und  wohl  eine  zunehmende 
Bedeutung;  aber  sie  sind  von  den  Universitäten,  die  zugleich 
Anstalten  für  die  wissenschaftlichen  Berufsclassen  sind,  we- 
sentlich verschieden. 

%  Die  Universität  bedarf  der  wissenschaftlichen 
Selbständigkeit,  denn  die  höhere  Wissenschafft  erschließt 
sich  nur  voller  Geistesfreiheit.  Dafür  ist  die  corporative 
Selbständigkeit  derselben  eine  vortreffliche  Unterlage. 
Aber  hier  begegnen  wir  nun  einem  wichtigen  Gegensatze 
zwischen  dem  Mittelalter  und  der  neuen  Zeit.  Jenes  liebte 
und  schützte  die  corporative  Selbständigkeit  so  sehr,  dasz 
dieselbe  bis  zu  voller  Unabhängigkeit  und  einer  Art  von 
Souveränetät  gesteigert  wurde.  Das  aber  widerspricht  dem 
modernen  State,  dessen  einheitlicher  Organismus  Unterord- 
nung aller  öffentlichen  Corporationen  verlangt  und  der  eine 
bedeutsame  Aufsicht  und  Pflege  auch  über  die  höchsten  Bil- 
dungsanstalten anspricht.  Auf  den  englischen  Universi- 
täten hat  sich  auch  in  dieser  Beziehung  noch  länger  mittel- 
alterliche Freiheit  erhalten,  aber  selbst  da  laszt  der  Geist 
unserer  Zeit  an  den  Stat  die  Mahnung  ergehen,  dasz  er  die 

die  für  das  Volk  —  noch  eiu  Schauspiel,  das  für  das  Publicum  bestimmt 
ist,  sondern  eine  wissenschaftliche  Anstalt  für  die  Jünger  der  Wissen- 
schaft. Der  Trost,  dasz  Unvorbereitete  durch  den  eigenen  Schaden  klug 
werden,  ist  ebenso  trügerisch  als  frivol.  Mehr  als  eine  Universität  em- 
pfindet es  nuszerst  schmerzlich ,  dasz  eine  grosse  Zahl  von  Studenten  nicht 
hinreichend  vorgebildet  ist.  Diese  träge  Masse  zieht  mit  bleiernem  Ge- 
wichte den  wissenschaftlichen  Vortrag  hernieder  und  drückt  den  Geist 
der  Studentenschaft  herab.  Es  sollen  keine  überspannten  Fordernngen 
nn  die  Eintretenden  gemacht  werden;  aber  je  strenger  die  Prüfung  auf 
die  Kennzeichen  wissenschaftlicher  Uebung  achtet  und  nur  die  wirklich 
für  einen  Wissenschaft  liehen  Lebensberuf  Tauglichen  zuläszt,  desto  wohl- 
ihäliger  wird  sie  für  die  Individuen  wirken,  die  noch  Inji  Zeiten  auf 
einen  für  sie  passenderen  Bernf  hingewiesen  werden,  für  die  Anstalt, 
deren  Ehre  und  wissenschaftlicher  Geist  gehoben  wird,  und  für  den 
Stat,  den  die  Bitterkeit  eines  unreifen  Universitalswesens  sehr  belastigt. 
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ihm  gebührenden  Hoheitsreehte  übe.  Auf  dem  Contiuent  ist 
schon  seit  langem  das  neuere  Princip  der  Statscu ratel 
practisch  geworden.  Die  Vormundschaft  der  Kirche  hat 
dem  State  ebenso  überall  weichen  müssen,  und  nur  mit 
Bezug  auf  die  theologischen  Facul  täten,  deren  Bedeutung 
für  die  Ausbildung  der  Geistlichkeit  die  Kirche  nahe  angeht, 
wird  ihr  eine  gewisse  Mitwirkung  und  theilweise  Mitaufsicht 
entweder  noch  zugestanden,  oder  von  ihr  und  nicht  ohne 
innere  Berechtigung  beharrlich  begehrt. 

Was  an  corporativer  Selbständigkeit  theils  geblieben, 
theils  werth  der  Erhaltung  ist,  besteht  hauptsächlich: 

a)  in  dem  Besitz  und  in  der  Verwaltung  eines 
eigenen  Vermögens ,  wenn  auch  unter  der  Oberaufsicht,  nur 
nicht  der  eigentlichen  Vormundschaft  des  Stats.  Die  äuszere 
Existenz  der  Universitäten  wird  dadurch  in  höherm  Grade 
vor  den  mancherlei  Unfällen  bewahrt,  welche  die  öffent- 
lichen Statsh'nanzen  leichter  treffen,  und  zugleich  der  Uni- 
versitftt  eine  freie  und  angesehene  sociale  Stellung  gesichert; 

b)  in  der  eigenen  Gerich  ts bar  k  ei  t,  welche  freilich 
innerhalb  des  modernen  States  einer  vollständigeren  Unter- 
ordnung und  engerer  Beschränkung  unterliegen  musz,  als 
im  Mittelalter,  und  mehr  nur  in  Gestalt  und  nach  Art  dis- 
ci  p  Ii  n  ar  i  sch  e  r  Zucht  fortdauern  darf; 

c)  in  der  Ehre,  welche  die  Corporation  vom  State  zu 
erwarten  ein  Recht  hat  —  auf  äuszere  Gewalt  hat  sie  keinen, 
auf  Ehre  der  Hoheit  des  wissenschaftlichen  Geistes  gemasz 
einen  wohlbegründeten  Anspruch  —  und  in  den  akade- 
mischen Ehren  dietsie  selbst  verleiht.  Beides  wird  nicht 
immer  und  nicht  überall  richtig  gewürdigt.  Manche  Facul- 
täten  selbst  haben  leider  dnzu  beigetragen,  die  akademischen 
Würden,  auch  die  des  Doetorats,  durch  Verschwendung 
an  Candidalcn,  die  solcher  Auszeichnung  nicht  würdig  waren, 
um  den  Credit  und  damit  um  ihren  Werth  zu  bringen,  und 
der  Stat  hat  statt  solchen  Miszbräuchen  zu  wehren,  jenen 
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<iie  Achtung  versagt,  und  dadurch  wieder  ein  wichtiges  Ele- 
ment einer  sittlich -geistigen  Ordnung  zerstört;  und  die  Art, 
wie  einzelne  8 taten  das  Rangverhältnisz  der  Universitäten 
und  ihrer  Mitglieder  geordnet  haben,  beweist,  dasz  auch 
da  die  rechte  Einsicht  noch  vielfach  mangelt; 

d)  in  der  Vertretung,  welche  den  Körpern  der  Univer- 
sitäten in  dem  Rathe  der  Nation  gewährt  wird ,  und  ebenso 
sehr  ihrer  groszen  Bedeutung  für  das  geistige  Leben  der- 
selben gemäsz  als  für  eine  einsichtsvolle  Berathung  der  Ge- 
setze dienlich  ist. 

3.  Die  Einteilung  der  Universitäten  in  vier  Facul- 
täten  schlieszt  sich  an  naturgemäsze  Gegensätze  und  Be- 
dürfnisse an.  Die  philosophische  Facultät  mit  ihren 
zahlreichen  Disziplinen  der  Ph i losophie,  die  erst  hier  und 
nicht  schon  auf  den  Gymnasien  mit  Erfolg  gelehrt  werden 
kann  und  gewissermaszen  den  Weg  eröffnet  in  den  Vorsaal 
aller  Specialwisseuschaften ,  der  Philologie  in  ihrer  Voll- 
endung, der  Geschichte  in  ihrer  umfassenden  und  in  das 
Leben  der  einzelnen  Völker  sich  versenkenden  Reichhaltig- 
keit, der  mathematischen  und  Naturwisse nschaften, 
ist  für  die  gröszere  Zahl  der  Studenten  hauptsächlich  von 
propädeutischer  Bedeutung,  für  eine  Minderzahl  aber,  die 
sich  dem  Lehrfach  oder  den  dahin  gehörigen  besonderu  Wis- 
senschaften widmet,  zugleich  abschlieszend.  Vorzugsweise 
in  höhere  wissenschaftliche  Berufskreise  führen 
die  drei  andern  Facultäten  ein  und  haben  daher  auch  den 
Vorrang.  Die  theologische  hat  eine  höhere  Beziehung 
zur  Kirche  und  die  Aufgabe,  die  Wissenschaften  zu  lehren, 
deren  die  Geistlichkeit  in  unserer  Zeit  bedarf,  um  fähig  zu 
sein,  ihre  kirchliche  Mission  auch  geistig  zu  verstehen,  und 
um  gerüstet  zu  sein,  sie  mit  den  Waffen  der  Wissenschaft 
zu  schützen  und  auszuführen.  Die  zweite  Facultät  wurde 
früher  als  die  juristische  bezeichnet.  In  neuerer  Zeit 
wurde  sie,  seitdem  die  Statswissenschaften  einen  weitern 
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Umfang  gewonnen  haben,  zuweilen  vcrtlieilt  in  eine  juristische 
und  eine  statswissensehafiliehe  im  engern  Sinn,  indem  die 
Jurisprudenz  im  engern  Sinn  mit'  der  einen  und  die  Wissen- 
schaften der   Polizei-   und  StaUwirthsehaft  auf  der  andern 
Seite  geschieden   wurden.    Man   hat  diese  Unterscheidung, 
welche  mit  der  Sonderling  der  Justiz  von  der  Verwaltung 
in  einem  irinern  Zusummenhani:  ist,  nicht  consemient  genug 
.  durchgebildet  und  die  sogenannte  stutswjrthschaftliche  Fa- 
eultat  theils  zu  schroff  von  der  rechtswissenschuftlichen  los- 
getrennt, theils  zu  enge  als  eine  hlosz  technische,  weniger 
als   eine  slut.swissenseliaftliche   Abtheilung    behandelt.  Die 
blasse  der  Studenten  hat  sich  daher  überall  der  juristischen 
und  nur  Wenige  haben  sich  «1er  sfatsw'n  tle  ehaftliehen  Fa- 
cultat  zugewendet.    Im  Prineip  gehören  aber  Rechts-  und 
Statsw  issenschnf  teil  otl'enbar  zusammen,  und  erst  wenn 
diese  Einheit  unerkannt  oder  wieder  hergestellt  ist,  sollte  der 
Gegensatz  von  Hecht   und  Stuf,  Jurisprudenz  und  Politik, 
Rechtspflege  und  Verwaltung  seinen  Kintlusz  auf  die  Studien- 
einrichtung bewahren.  7    Allerdings  sind  früher  jene  oft  ver- 
nachlässigt und  fast  alle  Aufmerksamkeit  diesen  zugewendet 
worden;  aber  dieser  Mangel   kann   gehoben   werden,  ohne 
in  der  Facultat  zu  scheiden,  was  innerlieh   verbunden  ist. 
Die  medicinische  Facullal  endlich   befähigt  zu  den  Wis- 
senschaften, welche  für  eine  rationelle  Erkenntnis/,  und  Be- 
handlung der  Krankheiten  dienen.    So  gehen  aus  den  Uni- 
versitäten Theologen. .Juristen  und  Verwaltungsmanner,  Aerzte. 
Lehrer  hervor. 

4.    Die  Pflege  des  Stnfs  aus/.ert  sich   vorerst   in  der 
Berufung  und  Anstellung  der  Professoren,  denen  er  mit 

'  In  der  einen  raciiltal  Im  Mais-  und  KechtHsvi.sscnseharten  lassen 
Meli  dann  immerhin  |<avbend  zwei  Ilaiijtiriehtun^cn  .  dir  politische  und 
die  juristische,  unterscheiden.  wir  die  eine  j.>hil»>;-<iphi$ehe  Faeu'lat  aus 
zwei  (  iileiahlheiluii^en  hesfeht  .  der  philologisch  -  hiMorisrhcn  auf  der 
einen  und  der  n:i i urwisscu.M'liafl I i<*Im  n  h  11 1"  der  andern  Seite. 
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Zuversicht  die  Anregung  zu  einem  gesunden  wissenschaft- 
lichen Studium  anvertraut  Den  Facultäten,  welche  mit  dem 
Gang  und  den  Bedürfnissen  der  Wissenschaft  genauer  ver- 
traut und  mit  den  kundigen  und  (auglichen  Personen  näher 
bekannt  sind,  gebührt  wohl  ein  Vorschlags-  und  Begut- 
achtungsrecht: aber  der  Stat  darf  nicht  an  ihre  Ansicht 
gebunden  werden;  denn  auch  einzelne  Facultäten  können 
im  Schlendrian  versinken  und  ihr  Blick  wird  durch  persön- 
liche Interessen  leicht  getrübt  Der  Stat  thut  daher  wohl 
daran ,  daneben  selbständig  zu  prüfen ;  denn  am  Ende  hängt 
das  gonze  Gedeihen  der  Anstalt  doch  von  der  richtigen  Wahl 
der  Personen  «b,  die  in  derselben  wirken,  und  jeder  Misz- 
griff  hat  groszen  Schaden  zur  Folge  und  ist  nur  schwer  zu 
bessern. 

Anders  ist  die  Stellung  der  Privatd ocen ten,  die  kein 
Lehramt,  kein  „munus  legendi44  sondern  nur  die  „venia  le- 
gendi" haben.  Für  alle  erheblichen  Wissenschaften  musz 
daher  durch  Professoren,  für  die  Hauptfächer  durch  orden  t- 
1  i  c  h  e  Professoren  stets  gesorgt  sein.  Um  so  unbedenklicher 
darf  denn  den  jüngern  Gelehrten,  deren  wissenschaftliche 
Befähigung  geprüft  und  von  der  Facultät  anerkannt  worden 
ist,  die  Freiheit  verstattet  werden,  sich  in  der  Universitäts- 
lehre zu  versuchen  und  zu  üben.  Diese  Zulassung  der  Pri- 
vatdocenten  ist  Sache  der  Facultäten.  Es  ist  diese  Sitte,  der 
wir  eine  sich  stets  erneuernde  Zahl  und  eine  gröszere  Aus- 
wahl tüchtiger  Professoren  verdanken ,  ein  Vorzug  der  deut- 
schen Universitäten  und  der  Natur  der  wissenschaftlichen 
Studien  durchaus  angemessen.  Den  Privatdocenten  aber  Sitz 
und  8timme  in  Universitätsangelegenheiten  einzuräumen  ist 
unorganisch,  sie  der  Aufsicht  der  Facultäten  zu  entziehen 
schädlich. 

5.  Die  Art  der  wissenschaftlichen  Behandlung  der  Vor- 
träge wird  mit  Recht  fast  überall  den  Docenten  selbst 
an  hei  in  gestellt;   und   es  ist  jede  nähere  Vorschrift  und 
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Anleitung  von  Stats  wegen  verwerflich.  Die  Leh  r  fre  i  Ii  eil 
ist  auf  dieser  Stufe  unentbehrlich.  Wenn  es  der  wesentliche 
durch  keine  Bücher  zu  ersetzende  Werth  der  Universität  ist, 
wie  SavignyJ  das  vortrefflich  ausgedrückt  hat,  „den  Stu- 
denten die  Wissenschaft,  soweit  sie  gegenwärtig  entwickelt 
ist,  in  dem  Lehrer  personiticirt  darzustellen,  und  indem  die 
Genesis  des  wissenschaftlichen  Denkens  zu  lebendiger  An- 
schauung gebracht  wird,  die  verwandte  geistige  Kraft  in  dem 
Schüler  zu  wecken  und  zur  Heproduetion  anzuregen,"  so 
musz  den  Universitätslehrern  die  Freiheit  vergönnt  werden, 
nach  ihrer  individuellen  Art  selbständig  vor  den  Zuhörern  in 
das  Heiligthuin  der  wissenschaftlichen  Krkenntnisz  vorzu- 
gehen, und  es  ist  eine  unnatürliche  und  unfruchtbare  Zu- 
muthung,  sie  auf  andere  als  die  von  ihnen  erkannten  Wege 
hinleiten  zu  wollen.  Die  wissenschaftliche  Krkenntnisz  kann 
nur  durch  den  individuellen  Geist  mit  Freiheit  erwor- 
ben und  nur  ebenso  hinwieder  zu  derselben  ungeregt  werden. 
Alle  Vorschriften  über  Lehrbücher,  Systeme  u.  s.  f.  sind  da- 
her unzulässig. 

Jene  Lehrfreiheit  ist  indessen  so  wenig  als  alle  andere 
Freiheit  eine  absolute  und  schrankenlose.  Sie  wird  näher 
bestimmt  und  begränzt  durch  den  Zweck  der  Anstalt. 

a)  Die  Form  der  Lehre,  welche  der  Universität  eigen- 
thümlich  ist  und  die  festgehalten  werden  musz,  ist  vorzüglich 
der  zusammenhängende  freie  m  ü  nd  1  i  ehe  Vor  trag  einer 
Wissenschaft.  Wo  derselbe  zu  bloszem  Dicüren  herabsinkt, 
da  wird  der  wesentliche  Vorzug  der  Universitäten  zerstört, 
und  von  Anregung  des  wissenschaftlichen  Geistes  durch  ein 
lebendiges  Vorbild  kann  bei  solcher  geisttödtender  Maschinen- 
arbeit, welche  überdem  durch  die  Druckerpresse  viel  besser 
geliefert  würde,  keine  Rede  mehr  sein.  Ohne  daher  im 
Einzelnen    den    Docenten   zu    hemmen,    darf   dennoch  die 
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Universitätspflege  darauf  hinwirken,  dasz  der  freie  münd- 
liche Vortrag  in  Wahrheit  Regel  bleibe  und  nicht  durch 
träges  Dictiren  verdrängt  werde.  Kein  Privatdocent  sollte 
je  Hoffnung  auf  Anstellung  zum  Professor  haben,  wenn  er 
sich  nicht  in  jenem  mit  Sicherheit  und  Liebe  zurecht  ge- 
funden hat. 

Diese  Grundform  der  Universitätslehre  hat  übrigens 
immerhin  den  Mangel,  dasz  der  Verkehr  zwischen  Docenten 
und  Studenten  nicht  so  wechselseitig  noch  so  sichtbar  ist, 
als  es  für  beide  Theile  wünsch  bar  ist.  Nur  aus  dem  Glanz 
und  Blick  der  Augen  und  den  feinen  Bewegungen  der  Mie- 
nen seiner  Zuhörer  kann  der  Docent  ersehen  ob  sein  Vor- 
trag verstanden,  ob  demselben  gefolgt  werde,  welchen  Ein- 
druck in  der  Seele  der  Studenten  er  mache,  nur  von  da  aus 
auch  seinerseits  Anregung  empfangen.  Aber  diese  Mittel  der 
Erkenntnisz  und  des  Ansporns  stehen  doch  an  Klarheit  und 
Kraft  sehr  zurück  hinter  dem  lebendigen  Worte,  durch  das 
sich  der  Zuhörer  hinwieder  aussprechen  möchte.  Ebenso  ist 
es  auch  für  diesen  Gewinn,  wenn  die  eigene  Uebung  in 
wissenschaftlicher  Nachbildung  durch  die  individuelle  Hülfe 
und  Leitung  des  Lehrers  unterstützt  und  von  Irrgängen  zu- 
rückgehalten wird.  Jener  Mangel  ist  gerade  auf  deutschen 
Universitäten  sehr  spürbar.  Der  Docent  weisz  oft  nicht,  ob 
er  nicht  der  Fassungskraft  der  Zuhörer  weit  vorausgeeilt  ist, 
so  dasz  nur  einige  Wenige  ihm  zu  folgen  vermögen,  oder 
ob  er  hinter  dem  Gange  der  bessern  Mitte  zurück  bleibt; 
und  ganze  Schaaren  von  Studenten  sind  zufrieden,  die  Vor- 
träge angehört  zu  haben,  ohne  weiter  sich  in  wissenschaft- 
licher Selbstthätigkeit  zu  versuchen.  Diesem  Mangel  kann 
abgeholfen  werden  durch  Uebungscollegien,  welche  er- 
gänzend den  Vortragscollegien  beigeordnet  werden,  und  in 
welchen  die  Studenten  unter  der  Leitung  der  Docenten  durch 
eigene  Arbeit  mitwirken  und  ein  gegenseitiger  mündlicher 
Verkehr  beide  Theile  näher  zusammen  bringt.    Die  weitere 
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Ausbildung  und  Belebung  solcher  Collegien ,  die  in  den  man- 
nten faltigsten  Formen  je  nach  Umständen  möglich  sind,  ist 
für  unsere  Universitäten  ein  dringendes  Bedürfnisz,  und  wohl 
darf  die  statliche  Pflege  auch  diese  Richtung  empfehlend 
fördern. 

b)  Den  Inhalt  der  Lehre  kann  und  darf  der  Stat  in 
keiner  Weise  vorschreiben.  Nur  das  kommt  ihm  zu,  zu  sor- 
gen, dasz  die  wichtigeren  Fächer  jederzeit  vertreten  seien; 
und  die  Lehrfreiheit  der  Docenten  heiszt  niemals  Freiheit, 
überall  nicht  zu  lehren.  Den  Professoren  der  einzelnen 
Facultäten  steht  es  zu ,  wissenschaftliche  Vorträge  zü  halten, 
worüber  sie  wollen ,  und  selbst  wenn  sie  Uber  Wissenschaften 
lehren  wollen,  welche  zunächst  in  den  Bereich  einer  andern 
Faeultät  gehören,  ist  solches  in  der  Regel  nicht  zu  hindern. 
Aehnlicher  Freiheit  genieszen  gewöhnlich  auf  den  deutschen 
Universitäten  die  Privatdocenten :  aber  die  Faeultät  hat  das 
Recht,  wenn  sie  von  der  wissenschaftlichen  Befähigung  der- 
selben nur  in  einer  besondern  Richtung  überzeugt  worden 
ist,  die  Erlaubnisz  zu  lehren  auf  diese  zu  beschränken. 

c)  Eine  in  theoretischer  Beziehung  weniger  schwierige, 
aber  practisch  mit  feinem  Tact  und  freiem  humanem  Sinn 
zu  behandelnde  Frage  ist  die,  wann  und  in  welcher  Weise 
der  Stat  als  Stifter  und  Pfleger  der  Universitäten  veranlaszt 
und  berechtigt  sei,  gegen  einen  schädlicheu  Miszbrauch 
der  Lehrfreiheit  einzuschreiten.  Nichts  wäre  absurder, 
als  eine  Einmischung  des  States,  sobald  er  wahrnimmt,  dasz 
neben  der  Wahrheit  auch  Irrlehren  docirt  werden.  Der  Irr- 
thum ist  ein  unzertrennlicher  Begleiter  der  Wissenschaft, 
und  wenn  dus  wissenschaftliche  Genie  gelegentlich  irrt,  wie 
sollte  der  Stat,  der  keine  wissenschaftliche  Autorität  besitzt, 
jene  Ausscheidung  vornehmen  und  den  Irrthum  hemmen 
können?  Scheint  die  ganze  wissenschaftliche  Richtung  eines 
Lehrers  fehlerhaft,  dann  mag  der  Stat  wohl  durch  Anstellung 
anderer  Professoren ,  von  denen  er  einen  gesundern  Einflusz 
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hofft,  derselben  entgegenwirken  und  die  Kräfte  der  Wahr- 
heit verstärken,  damit  sie  in  freier  Weise  den  Irrthum  be- 
kämpfen. Es  gilt  das  vorzüglich  auch  von  den  philosophi- 
schen Systemen.  Aber  der  Irrthum  für  sich  allein  darf  nicht 
zu  etatlichem  Verbote  führen. 

Wenn  dagegen  die  Lehre  in  offene  Feindschaft  ausartet 
gegen  die  Grundlagen  der  Statsordnung  und  des  Rechts, 
wenn  z.  B.  die  Revolution  als  das  wahre  Princip  der  Politik, 
der  Communismus  als  das  berechtigte  System  des  Privat- 
rechts von  dem  Katheder  der  Universität  gelehrt  wird,  oder 
wenn  die  Lehre  in  augenfälligen  Widerspruch  geräth  mit 
der  ganzen  Bestimmung  der  Anstalt,  wenn  z.  B.  in  der  theo- 
logischen Facultät  auf  Zerstörung  des  Christenthums  hinge- 
arbeitet, oder  wenn  die  öffentliche  Moral  durch  unsittliche 
Vorträge  beleidigt  und  verletzt  wird,  dann  beginnt  das  Recht 
des  States,  nicht  blosz  durch  Hebung  der  entgegengesetzten 
Geisteskräfte,  sondern  geradezu  hemmend  solchem  Miszbrauch 
zu  wehren;  und  vergeblich  beruft  man  sich  da  auf  Lehr- 
freiheit, wo  die  Verkündigung  der  Lehre  zum  Unrecht  wird 
gegen  den  Stat  und  gegen  die  Anstalt,  welche  ihr  die  Frei- 
heit gewährt  haben.  Das  Lehramt  des  Professors  ist  ein 
öffentliches,  seine  Lehrfreiheit  daher  auch  durch  die  not- 
wendigen Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  und  Wohl- 
fahrt beschränkt.  Würde  der  Stat  ruhig  zusehen,  wie  ein 
groszer  Theil  der  jugendlichen  Generation,  von  deren  Aus- 
bildung sein  eigenes  Schicksal  zu  groszem  Theile  bestimmt 
werden  wird,  dem  geistigen  oder  sittlichen  Verderben  und 
von  Lehrern  zugeleitet  wird,  die,  überdem  mit  öffentlicher 
Autorität  ausgerüstet,  von  ihm  selbst  der  Jugend  empfohlen 
worden  sind,  so  würde  er  an  der  Jugend  sich  schwer  ver- 
schulden und  an  sich  einen  Selbstmord  begehen.  Bei  der 
Anwendung  dieses  Princips  aber  ist  vor  allen  Dingen  nöthig, 
damit  nicht  die  wahre  und  unentbehrliche  Freiheit  der  Wis- 
senschaft Schaden  leide  —  einen  Schaden ,  der  leicht  um  der 
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Heilkräfte  willen  gröszer  werden  kann  als 
der,  welchen  jener  Miszbrauch  der  Lehrfreiheit  hervorbringt 
—  dasz  nicht  aus  geringfügigen  Ursachen  der  8tat  sich  zu 
Hemmnissen  verleiten  lasse,  sondern  mir  da  einschreite,  wo 
die  Gefahr  und  der  Schaden  grosz  sind,  und  nicht  durch 
einfache  Stärkung  der  Gegenkräfte  entfernt  werden  können, 
und  dasz  der  Stat  die  gröszere  Freiheit  des  Schriftstellers 
nicht  nach  den  Schranken  des  Lehrers  bemesse.  Die  Haupt- 
Schwierigkeit  liegt  übrigens  hier  weniger  in  dem  Princip  als 
in  dem  Verfahren.  Einem  Wahrspruch  unabhängiger  und 
wissenschaftlich  gebildeter  Geschworner  darf  man  mit  Ver- 
trauen den  Entscheid  einer  derartigen  Streitfrage  anheim 
geben,  während  die  Regierungsbehörden  einem  berechtigten 
Misztrauen  begegnen. 

6.  Die  Lern  frei  hei  t  auf  Seite  der  Studenten  entspricht 
der  Lehrfreiheit  auf  Seite  der  Docenten.  Auch  sie  ist  be- 
stimmt und  beschränkt  durch  den  Zweck  der  Anstalt,  und 
darf  nicht  als  Freiheit,  nicht  zu  lernen,  misz verstanden 
werden.  Auch  der  Student,  der  nun  als  Jünger  der  Wissen- 
schaft in  ihre  heiligen  Hallen  eintreten  soll,  bedarf  der 
Freiheit,  die  den  Muth  und  die  Lust  stärkt  zu  der  ernsten 
Geistesarbeit,  und  allein  den  Schlüssel  gibt  zu  den  Schätzen, 
welche  dem  gebundenen  Geiste  verschlossen  bleiben.  Daher 
kommt  ihm  die  Wahl  zu,  welchem  Lehrer  als  Führer 
er  sich  anvertrauen  und  durch  welche  wissenschaftliche 
Fächer  er  seinen  Gang  nehmen  wolle.  Schülerhafte  Vor- 
schriften über  den  Besuch  der  Vorlesungen  fördern  leicht 
schülerhaften  Sinn,  und  der  ist  nicht  mehr  der  Universität 
würdig.  Freie  Anweisungen  aber  von  Seite  der  Facul- 
täten,  in  welcher  Weise  die  Studien  am  natürlichsten  auf 
einander  folgen  und  mit  einander  verbunden  werden,  sind 
ganz  am  Platze,  und  nöthig,  um  der  Unerfahrenheit  der 
Anfänger  zu  Hülfe  zu  kommen  und  sie  vor  Schaden  zu 
warnen.    Ehre  und   Freiheit  sind   beide  wichtige  Hebel 

Munt  sc  Ii  Ii,  allpomoinps  StnUrecM    II.  24 


i  • 
i 

* 


K3* 


Digitized  by 


370  Neuntes  Buch.  Cullurptlege 

eines  tüchtigen  Studentenlebens,  und  sollen  daher  wohl 
vor  Entartung  gewahrt,  nicht  aber  miszachtet  noch  ver- 
weigert werden. 


Zwölftes  CapiteL 

Die  Akademie. 

1.  Die  höchste  ßildungsanstalt  des  States  ist  die  Uni- 
versität, die  höchste  Anstalt  der  Wissenschaft  ist  die 
Akademie.  Das  wenigstens  ist  die  Idee,  welche  ihrer 
Stiftung  vorgeleuchtet  hatte.  In  Frankreich  hat  dieselbe 
zuerst  durch  Richelieu  und  Ludwig  XIV.  eine  hohe  Stel- 
lung und  Bedeutung  gewonnen ;  in  den  andern  europaischen 
fitaten  in  geringerem  Masze.  Der  Anstosz  den  vorzüglich 
Leibn  i  tz  zur  Bildung  neuer  Akademien  gegeben  hat,  wurde 
nicht  in  seinem  Geiste  befolgt.  Aber  selbst  dort  ist  die  Wirk- 
samkeit der  Akademie  weit  hinter  der  Idee  zurück  geblieben. 
Mehr  noch  in  De utschl an d,  England,  Italien,  Russ- 
land. Die  ganze  Institution,  noch  jung  zwar  und  der  Ent- 
wicklung fähig,  scheint  daher  einer  gründlichen  Reform  be- 
dürftig, wenn  sie  die  freilich  noch  unklaren  und  unbestimm- 
ten, aber  ahnungsvollen  und  groszen  Erwartungen  befrie- 
digen soll,  welche  das  Leben  an  sie  richtet.  Es  wäre  ver- 
messen und  undankbar,  wollte  man  gering  schätzen,  was 
die  Akademien  für  die  Wissenschaft  geleistet  haben.  Aber 
man  kann  nicht  verkennen,  dasz  ihre  Leistungen,  verglichen 
mit  denen  einzelner  Gelehrter  oder  von  Privutvereinen,  wenn 
man  an  die  Bedeutung  der  Männer  denkt,  welche  als  Aka- 
demiker auf  der  Höhe  der  Wissenschaft  stehen,  doch  nur 
gering  sind,  dasz  die  akademischen  Leistungen  auch  dieser 
Männer  meistens  klein  sind  gegenüber  ihren  eigenen  Privat- 
werken, dasz  der  Stat  insbesondere  von  den  Akademien 
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nur  wenig  Früchte  erntet,  während  er  sie  äuszerlieh  an  die 
Spitze  der  Wissenschaft  gestellt  hat.  Woher  dieser  Wider- 
spruch zwischen  dem  glänzenden  Rang  und  Namen  der 
Akademie  und  ihrem  praktischen  Werth  ?  Sollte  es  hier  nicht 
fehlen,  sei  es  au  einer  richtigen  Erkenntnisz  ihrer  wirklichen 
Bedeutung  oder  an  einem  der  wahren  Idee  entsprechenden 
Organismus  derselben  ? 

Man  sieht  in  der  Akademie  sehr  oft  nur  einen  freien 
Verei  n  w  issensehaftl  icher  Männer,  welche  zusammen 
getreten  sind,  um  sich  seihst  und  durch  ihr  Heispiel  Andere  in 
der  höhern  Ausbildung  der  Wissenschaft  zu  fordern:  einen 
Verein,  welcher  im  Gegensätze  zu  der  Lehre  der  Schule  durch 
freie  Mittheilung  des  neu  Erkannten  die  Wissenschalt  um 
ihrer  selbst  willen  pflege,  und  durch  Anregung  und  Unter- 
stützung wissenschaftlicher  Arbeiten  das  Gebiet  derselben 
erweitere. 

Aber  man  übersieht  dabei,  dasz  die  Wissenschaft  wesent- 
lich dein  individuellen  Geiste  angehört,  nur  von  diesem 
errungen  und  daher  auch  nur  von  diesem  wahrhaft  gefördert 
werden  kann.  Immer  nur  werden  Individuen,  und  niemals 
Gesellschuften  und  Vereine  wissenschaftliche  Entdeckungen 
machen,  nur  Individuen  durch  Privatstudien  die  wissenschaft- 
lichen Schätze  vermehren,  nur  Individuen  hinwieder  durch 
ihre  individuelle  Arbeit  die  Wissenschaft  mittheilen  und  ver- 
breiten. Die  Eigenschaft  eines  Akademikers  kommt  dabei 
fast  gar  nicht  in  Betracht.  Es  kann  wohl  der  Privatgelehrte 
gefördert  werden  durch  die  Eröffnung  von  Sammlungen, 
welche  die  Akademie  vermittelt,  durch  die  Erörterung  im 
Schosze  akademischer  Versammlungen,  durch  pecuniäre 
Unterstützung  seiner  Arbeiten  oder  der  Herausgabe  seiner 
Werke;  aber  das  Alles  ist  doch  nur  eine  untergeordnete  Bei- 
hülfe, welche  ganz  ebenso  auch  auf  Privatwegen  gewonnen 
werden  kann.  In  dem  Allein  liegt  keine  unmittelbare 
Förderung   der  Wissen  sc  halt    selbst.     Diese  musz 


Di 


Neunies  Buch.  Cullurpflege. 


somit  den  Indi vid uen  überlassen  werden,  und  kann  nicht 
die  wesentliche  Aufgabe  irgend  eines  Vereines,  auch  nicht 
der  Akademie  sein.  So  lange  daher,  wenn  auch  in  man- 
cherlei Formen  es  als  die  Hauptaufgabe  der  Akademien  be- 
trachtet wird,  die  Wissenschaft  zu  erweitern,  wird  ihre  Tha- 
tigkeit  immer  nur  höchst  geringfügig  erscheinen  neben  der 
Privatthütigkeit  individueller  Männer  der  Wissenschuft;  und 
eben  darum  wird  daher  auch  das  Ansehen  und  der  Werth 
der  Akademien  leidend  und  gedrückt  erscheinen. 

Setzen  wir  daher  der  Akademie  eine  andere,  der  Natur 
eines  Vereins  gemäszere  Aufgabe.  Ohne  Zweifel  fehlt  es  in 
der  bisherigen  Entwicklung  des  neuen  Europa,  seitdem  die 
Wissenschaft  frei  geworden  ist  von  der  Vormundschaft  der 
Kirche,  an  einer  organischen  Einrichtung,  welche,  ohne  ihre 
Freiheit  zu  gefährden ,  doch  aus  centralem  Stundpunkt  den 
iiinern  Zusammenhang  der  wissenschaftlichen  Arbeiten  und 
Mittheilungen  überblickt,  ihre  Beziehungen  zu  dem  öffent- 
lichen und  Privatleben  näher  erforscht  und  würdigt,  und  so- 
weit als  es  dem  Stute  zukommt,  die  s  tat  liehe  Aufsicht 
und  Pflege  vermittelt,  und  auf  die  rechten  Wege  leitet. 
Offenbar  ist  auf  diesem  für  die  ganze  Cultur  des  Volkes  und 
die  geistige  Gesundheit  des  States  Uberaus  wichtigen  Gebiete 
eine  Zerfa hren heil  und  Auflösung  eingerissen,  welehe 
weder  der  Natur  des  Geistes  gemasz  ist,  die  selber  orga- 
nisch ist,  und  in  höchster  individueller  Mannichfaltigkeit  sich 
offenbarend  doch  wieder  in  der  Gemeinschaft  alles  Geistes- 
lebens ihre  Einheit  findet,  noch  auf  die  Bedürfnisse  des 
States  die  nöthige  Rücksicht  nimmt. 

Die  gesunde  Eutwickelung  der  Wissenschaft  selbst  und 
die  Interessen  der  Nation  erfordern  eine  solche  Anstalt,' ein 
derartiges  wissenschaftliches  Centraiorgan,  welches 
nicht  sich  in  unnützer  Weise  abmüdet,  die  Thätigkeit  indivi- 
dueller Gelehrter  zu  ergänzen  oder  zu  ersetzen,  sondern  die 
Beziehungen  des  States  zur  Wissenschaft  wahrt  und  pflegt, 
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und  die  anarchischen  Kinflnsse  des  Zufalls  auf  dir  wissen- 
schaftliche Bewegung  ordnet.  Gleichsam  von  einer  höchsten 
Warte  aus  soll  das  wissenschaftliche  Leben ,  welches  sich  in 
der  Nation  regt  und  offenbar*,  fortwährend  beachtet,  von 
allen  geistigen  Strömungen  und  Einflüssen  auf  dieselbe  jeder- 
zeit Kenntnisz  genommen,  wer  sich  auszeichnet  nach  Ver- 
dienst gewürdigt,  jedes  die  Wissenschaft  wirklich  fördernde 
Streben,  wenn  es  der  Unterstützung  des  States  bedarf,  un- 
terstützt, offenbar  schädlichen  Richtungen  entgegenwirkt,  die 
Verbindung  mit  wissenschaftlichen  Privatvereinen  und  einzel- 
nen hervorragenden  Gelehrten  vielseitig  unterhalten,  wissen- 
schaftliche Sammlungen  angelegt  und  fortgeführt  werden. 
Eine  Akademie  in  solchem  Sinne  wäre  etwa  das  für  das 
Cultusministeriu  m.  was  der  Statsrafh  für  die  Politik 
und  die  Gesetzgebung  ist.  Würde  sie  in  diesem  Geiste  zu- 
sammengesetzt und  ihre  Wirksamkeit  äuszern ,  so  würde  sie 
bald  nicht  blosz  dem  Namen  nach,  sondern  in  Wahrheit  an 
der  Spitze  stehen  des  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  Leben  s 
der  Nation. 

Die  bisherigen  Akademien  schlieszen  die  besonder  11 
Facu  I  tii  tsw  issensch  a  fte  n  aus,  und  nehmen  aussehliesz- 
lich  Rücksicht  auf  die  mathematischen  und  physikalischen 
Wissenschaften  einerseits,  die  historischen  und  philosophischen 
andererseits.  In  dieser  Organisation  scheint  mir  der  Gedanke 
wahr,  dasz  da,  wo  es  sich  um  riie  Einrichtung  eines  obersten 
wissenschaftlichen  Centraiorgans  handelt,  dieselbe  zunächst 
nach  den  allgemeinen  Grundrichtungen  aller  Wis- 
senschaft geordnet  werden  soll,  gewissermaszen  nach  dem 
Organismus  der  Wissenschaft  selbst.  Aber  die  vor- 
herrschend theoretische  Einthcilung  und  Richtung  der  Aka- 
demie ist  wohl  ein  Hauptmangel  des  verhaltniszmäszig  ge- 
ringen practischen  Warthes  und  Einflusses  derselben.  lTeber- 
zeugt  man  sich,  dasz  nicht  die  theoretische  Ausbildung  der 
eigentliche  Zweck  dieser  öffentlichen  Anstalt  ist,  sondern  die 


Neuntes  Buch.    Cultui  pjh-ge. 


statliche  Pflege  des  geistigen  Lebens,  so  versteht  es  sieh, 
dasz  auch  die  bisherige  Organisation  dieser  letztem  Aufgabe 
unmöglich  genügen  kann. 

Eine  in  statsmännischem  Geiste  gegründete  Akademie 
würde  daher  —  und  nur  die  französische  hat  sich  theilweise 
und  von  ferne  diesem  Ziele  angenähert  —  je  die  bedeutendsten 
wissenschaftlichen  oder  literarischen  Männer  aller  Richtungen 
in  sich  vereinigen ,  und  ja  nicht  Theologen  und  Juristen  zu- 
nächst aus8chlieszen,  oder  nur  auf  Umwegen  herbeilassen. 
Sie  würde  dabei  die  practischen  Beziehungen  der  Wissenschaft 
nichts  weniger  als  gering  anschlagen , 1  denn  eben  sie  haben 
den  mächtigsten  Einflusz  auf  das  nationale  Geistesleben,  nnd 
für  dieses  musz  doch  wohl  nicht  blosz  in  der  Schule  und 
auf  den  Universitäten,  sondern  auch  da,  wo  die  Wissenschaft 
der  Meister  in  Frage  kommt,  gesorgt  werden. 

Die  Arbeit  einer  solchen  Akademie  könnte  etwa  so  ver- 
theilt werden,  je  nachdem  1)  die  physikalischen  oder 
Naturwissenschaften,  denen  hier  gar  wohl  die  medi- 
cinischen  angereiht  werden  dürften,  2)  die  philosophi- 
schen, mit  besonderer  Beziehung  auf  Ph  i  lologie  und  das 
Schulwesen,  3)  die  pol itisch- historischen,  die  Stals- 
untl  Rechtswissenschaften  umfassend,  4)  die  theolo- 
gischen in  ihrer  Beziehung  zu  der  wissenschaftlichen  Cultur 
des  States,  5)  die  schöne  Literatur,  deren  Einflusz  eben 
so  grosz,  als  von  Slatswegen  viel  zu  wenig  beachtet  ist  — 
in  Frage  kommen. 

.'1.  Die  Vorträge  der  Akademiker  würden  unter 
dieser  Voraussetzung  von  ganz  anderer  Art  werden  als  bis- 
her. Nicht  die  wären,  wie  Jakob  Grimm  gesagt  hat,  die 
gelungensten,  „welche  die  Keime  künftiger  Werke  in  sich 

1  In  dieser  Hinsicht  scheint  mir  die  ntuestens  von  Jakob  Grimm 
a.  a.  O.  versuchte  Vertheidigung  des  gegenwärtigen  Systems  nicht  glück- 
lich. Vgl.  Auch  Hluntschli  Art.  Akademie  im  deutschen  Statsworter- 
buch. 
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tragen,  oder  reiches  Material  zu  wissenschaftlichem  Gebrauch 
fruchtbar  darlegen/  obwohl  auch  diese  ohnehin  seltenen 
Erscheinungen  unter  den  akademischen  Schriften  nicht  gering 
zu  schätzen  sind,  sondern  die,  welche  den  En  t wi  c k  1  u  ngs- 
gan  g  einzelner  Wissenschaften  in  klaren  Ueber- 
blicken  mit  sicherer  Hund  zeichnen,  und  den  Einflusz 
derselben  auf  dus  Leben,  ihre  Vorzüge  und  Mängel  mit  Be- 
stimmtheit darlegen.  Die  Vorträge  selbst  aber  wären  immer 
noch  weniger  wesentlich  als  die  Gutachten  und  Vor- 
schläge der  Akademie,  welche  das  wissenschaftliche  Le- 
ben in  gesundem  Wachsthume  zu  fördern  die  Bestimmung 
halten. 
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Die  W  irthschaftepf  lege. 

Erstes  CapiteL 

Art  und  Richtungen  der  Wirtschaft* pflege. 

Verstehen  wir  unter  Wirthschaft  überhaupt  alle  Ver- 
waltung des  materiellen  Vermögens,  und  jede  Pflege  der 
äuszern  Verhältnisse,  welche  auf  das  Vermögen  einwirken,  so 
ist  unter  Wirthschaftspflege  im  weitern  Sinne  des 
Wortes  alle  Verwaltung  und  Pflege  der  Vermögens  verhält 
nisse  zu  verstehen,  welche  dem  State  zukommt  und  von  ihm 
ausgeht.  Die  noch  junge  Wissenschaft  der  politischen 
Oekonomie  (Nationalökonomie)  hat  es  unternommen, 
die  Gesetze  und  Maximen  einer  wohlgeordneten  und  frucht- 
bringenden Wirthschaft  in  allen  ihren  gemeinsamen  Be- 
ziehungen'zu  erforschen  und  darzulegen.  Sie  beruht  voraus 
auf  der  Grundlage  der  mathematischen  und  physikalischen 
Wissenschaften,  und  indem  sie  diese  auf  die  Erzeugung, 
Erhaltung  und  Veredlung  der  mancherlei  Äuszern  Güter  an- 
wendet, welche  den  Bedürfnissen  und  Genüssen  der  Menschen 
dienen,  hat  sie  ein  zusammenhängendes  rationelles  System 
einer  guten  Wirthschaft  zu  begründen  unternommen. 
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Es  kann  nicht  die  Aufgabe  des  Statsrechtes  sein,  diese 
Wissenschaft,  welche  auf  anderem  Roden  erwachsen,  sicli 
über  seinen  Bereich  hinaus  erstreckt,  zu  umfassen.  Es  darf 
seinen  Standpunkt,  den  Stat,  nicht  verlassen,  und  hat  es 
nur  mit  den  Organen  in  dem  Statskorper  zu  thun,  welche 
für  die  wirlhschaftlichc  Aufgabe  desselben  bestimmt  sind, 
und  die  rechtliche  Richtung  und  Weise  ihrer  Thätigkeit  zu 
bezeichnen.  Die  Wirthschaftsptlege  daher  in  unserm  Sinne, 
als  ein  Zweig  des  Statsrechts,  verhält  sich  zur  politischen 
Oekonomie  etwa  so,  wie  die  Lehre  von  der  Kricgsgewalt 
zu  den  Militärwissenschatten,  die  Lehre  von  der  Gerichts- 
organisation zum  Privat-  und  Strafrecht, 

Das  ist  der  Statswirthschaft  mit  der  Statscultur  gemein, 
dasz  hier  das  speeifisch  obrigkeitliche  Moment  zurücktritt. 
Sie  ist  nicht  eine  Offenbarung  der  Statsgewalt  im  eigent- 
lichen Sinne,  welche  ihrem  Wesen  nach  eine  sittlich  gebie- 
tende und  verbietende  Macht  der  Gemeinschaft  ist.  Dadurch 
eben  unterscheidet  sie  sich  wie  die  Statscultur  von  der  Poli- 
zei, die  doch  auch  als  Sorge  für  die  öffentliche  Wohlfahrt 
wirksam  erscheint.  Sie  ist  daher  weniger  Regierung  als 
Verwaltung,  und  die  leitenden  Grundsätze  dieser  sind  in 
der  Hauptsache  dieselben,  wie  sie  auch  auszerhalb  des  States 
in  der  Wirtschaft  der  Privaten  und  der  Privatvereine  sich 
wieder  finden.  Sie  nähert  sich  daher  der  Ordnung  des  Pri- 
vatlebens mehr  an  als  alle  anderen  Functionen  des  Stats, 
und  es  hat  der  zahlreiche  Kreis  von  Finanz-  und  Wirth- 
schaftsbeamten  aus  demselben  Grunde  auch  einen  wesentlich 
andern,  dem  Privatleben  näher  stehenden  Charakter,  als 
die  Regierungsbeamten  im  eigentlichen  Sinn.  Von  der  Stats- 
cultur unterscheidet  sie  sich  dadurch,  dasz  sie  eine  auf  ma- 
terielle Gilter  gerichtete  Pflege  ist,  während  die  Pflege 
dieser  auf  die  geistigen  und  sittlichen  Güter  der  Nation 
Bezug  hat.  ' 

1  Vgl.  oben  buch  V.  c.  '2.  S.  265  ff. 
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Die  Wirthschaftspflege  bezieht  sich: 

1)  auf  das  Vermögen  des  States  seihst.  Das  so- 
genannte Finanzwesen,  die  Regierungswi  rthschaft, 
umfaszt  die  gesammte  materielle  Sorge  und  Verwaltung  mit 
Bezug  auf  diejenigen  Gitter,  die  dem  State  zugehören,  und 
deren  er  bedarf,  um  seine  eigenen  öffentlichen  Bedürfnisse 
zu  befriedigen.  Sie  ist  auf  Seite  des  States  analog  der  Pri- 
vatökonomie der  Individuen,  aber,  weil  den  öffentlichen  Be- 
stimmungen des  States  dienend,  mehr  als  diese  von  Öffent- 
lichem Geiste  erfüllt; 

2)  auf  die  Sorge  für  den  öffentlichen  Verkehr  und 
die  öffentlichen  Anstalten,  welche  die  gemeine  mate- 
rielle Wohlfahrt  der  Nation  fordern,  sowie  für  die  Grund  be- 
dingt! ngen  des  nationalen  Wohlstandes  Uberhaupt  im  Ganzen 
und  in  ihren  Theilen,  die  Vol kswirthschaftspflege. 

Sowohl  das  Finanzwesen  als  die  Volkswirthschaftspflege 
setzen  eine  statliche  Thätigkeit  voraus.  Die  letztere  ist  aber 
in  vorzüglichem  Sinne  statlich,  und  nicht  wie  das  oft  auge- 
sehen wird ,  von  dem  Geiste  des  Privatrechts  und  der  Pri- 
vatwirtschaft beherrscht  ;  denn  die  ächte  Volkswirthschafts- 
pflege maszt  sich  nicht  an,  die  Thätigkeit  der  Privatwirt- 
schaft zu  ersetzen  oder  zu  leiten ,  sondern  sie  hat  vor  allem 
die  Gesamintlieit  im  Auge,  und  die  massenhaften  Interessen 
und  Bedürfnisse  dieser,  und  wirkt  von  da  aus  mittelbar 
ein  auf  die  Wohlfahrt  auch  der  Privatökonomie. 

Zweites  CapiteL 

1   Kitianzlmheit.    A.  Unmittelbares  Statsgut. 

1.    Der  Stat  als  ein  leibliches  Reich  der  Gesammtheit  . 
bedarf  zu  seinem  äuszern  Dasein  auch  des  materiellen  Ver- 
mögens.   Von  jeher  haben  die  Staten  daher  auch  eigenes 
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Vermögen  besessen,  Grundeigentum,  fahrende  Habe,  For- 
derungen nach  Art  reicher  Privaten.  Die  mittelalterlichen 
Staten  beruhten  in  ökonomischer  Beziehung  fast  ganz  auf 
den  privatrechtlichen  Einkünften  des  States,  auf  Privatver- 
mögen. Das  ist  indessen  noch  eine  niedere  Stufe  der  stat- 
lichen  Entwickelung,  auf  welcher  so  der  priva  (recht- 
liehe  Gesichtspunkt  vorherrscht.  Wird  der  Stat  sich  seines 
Wesens  bewuszt,  so  wird  gewissermaszen  auch  die  Vermö- 
genssphäre desselben  von  dem  Statsgeiste  erfüllt,  und  Uber  . 
das  blosze  Privatrecht  emporgehoben.  Den  öffentlichen 
Bedürfnissen  entsprechen  dann  die  öffentlichen  Ein- 
künfte, und  das  Vermögen  des  State  jene  zu  befriedigen 
wird  mehr  und  mehr  nach  statsrechtlichen  Grundsätzen  ge- 
ordnet. 

Immerhin  aber  ist  es  natürlich,  dasz  der  Stat  auf  die- 

- 

sein  materiellen  Gebiete  auch  als  privatrechtliches  Vermö- 
genssubject,  und  sogar  als  das  gröszte  und  reichste  er- 
scheine. Das  Privateigenthum  ist  eine  unentbehrliche  Unter- 
lage für  die  öffentliche  Bestimmung  des  Statsvermögens. 
Der  Stat  bedarf  zahlreicher  Gebäude,  welche  seinem  öffent- 
lichen Leben  dienen,  Residenzen,  Regieruugs-  und  Justiz- 
paläste, Zeughäuser,  Festungen  u.  s.  f.,  und  er  bedarf  reicher 
Vorräthe  an  mancherlei  beweglichem  Vermögen,  wie  Kriegs- 
rüstungen, Bibliotheken,  Kunstsammlungen.  Das  alles  ist 
zwar  auf  der  einen  Seite  Privatgut  des  Stats,  und  den  Re- 
geln des  Privatrechts  unterworfen,  aber  durch  den  öffentlichen 
Gebrauch  und  die  öffentliche  Bestimmung  desselben  erhält 
es  auf  der  andern  Seite  einen  eigentümlichen  Statscharakter, 
welcher  hinwieder  von  Einflusz  ist  auf  die  Rechtsverhält- 
nisse. Es  wird  zu  einem  speeiüsch  öffentlichen  Gut  ausge- 
bildet. Der  Würde  des  Stats  ziemt  es,  dasz  er  dieses  Gut, 
welches  ganz  und  gar  öffentlichen  Zwecken  dient,  auch 
äuszerlich  so  vollkommen  rein  und  schön  erhalte,  als 
es  seinen  Kräften  und  ihrer  Bestimmung  gemäsz  ist.  Kr 
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soll  diesem  Vermögen  <fen  Stempel  seiner  Hoheit  und  Ehre 
aufprägen. 

2.  Verschieden  von  diesem  Gebrauchsvermögen  des 
vStats  ist  das  sogenannte  werbende  Vermögen  desselben, 
welches  nur  mittelbar  dem  State,  nur  insofern  dient,  als 
er  die  Hinkünfte  desselben  für  öffentliche  Zwecke  verwenden 
kann.  Dahingehören  die  Domänen  im  engem  Sinne,  Ca- 
pital ien,  einzelne  Gewerbeanstalten,  welche  auf  Rech- 
nung des  Slats  betrieben  werden.  Dieses  Vermögen  ist  in 
höherm  Grade  als  Privatvermögen  des  Stats  zu  betrachten, 
als  das  Gebrauchsvermögen  des  Stats.  In  älteren  Zeiten 
bezogen  die  Staten  hauptsächlich  von  daher  ihre  wichtigsten 
Einkünfte.  Bei  der  Eroberung  und  Vertheiluug  des  Landes 
wurde  daher  regelmäszig  ein  groszer  Theil  des  Bodens  vor- 
weg ausgeschieden,  und  von  den  Fürsten  und  Staten  zur 
Bestreitung  der  öffentlichen  Bedürfnisse  in  Besitz  genommen. 
Das  Abgabensystem  war  während  des  Mittelalters  noch  wenig 
ausgebildet,  und  der  Stat  war  auch  nur  ausnahmsweise  ge- 
nöthigt,  die  Beihülfe  der  Privatpersonen  anzusprechen.  In 
gewöhnlichen  Zeiten  gentigte  sein  eigener  Privatbesitz. 

Das  neuere  Finanzsystem  der  Staten  ist  solcher  Privat- 
wirtschaft des  Stats  nicht  günstig.  In  England  beträgt 
der  sämmtliche  Reinertrag  der  Domänen  nicht  einmal  1  Pro- 
cent des  ganzen  Statseinkommens,  in  Oesterreich  wenig  - 
mehr  als  1'2;  in  Frankreich  nur  3  Procent,  in  Preuszen 
schon  12  Procent,  in  Bayern  25  Proceut.  1  Allerdings  läszt 
sich  nicht  verkennen,  dasz  von  dem  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus  ein  weit  gröszerer  Ertrag  erzielt  wird,  wenn  das 
fruchtbringende  Privatvermögen  auch  in  den  Händen  von 
Privatpersonen  ist,  als  wenn  es  unter  der  Verwaltung  des 
States  steht.  Auf  der  andern  Seite  aber  gewährt  der  aus- 
gedehnte Grundbesitz  des  Stats  immerhin  grosze  Sicherheit 

'  Vgl.  darüber  die  Nach  Weisung  und  Ausführung  bei  Rau,  Finanz- 
wisaenach.  I.  §.  89  ff. 
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und  eine  Solidität  des  Statsreichthums,  welche  für  die  dauern- 
den Statsinteressen  nicht  gering  anzuschlagen  sind,  so  dnsz 
eine  principiell  gebotene  Entänszerung  desselben  nicht  not- 
wendig erscheint.  Sehr  viel  hängt  dabei  überdem  von  den 
besondern  Verhältnissen  und  8itten  der  einzelnen  Stateu  und 
Völker  ab. 

3.  Je  mehr  eine  gute  Wirthschaft  der  fruchtbaren  Güter 
Privatfieisz  und  Privatkräfte  erfordert,  desto  weniger  eignen 
sich  dieselben  zur  Statsverwaltung,  je  mehr  dieselben  dage- 
gen Bezug  haben  auf  die  gemeinsamen  Statsinteressen,  und 
je  einfacher  ihre  Verwaltung  ist,  desto  eher  ist  solcher  Be- 
sitz auch  für  den  Stat  zu  bewahren.  Daher  thut  der  8tat 
vor  allen  Dingen  wohl, 

a)  sich  des  eigenen  Betriebs  von  Fabriken,  Handel, 
Handwerk  und  derartigen  Gewerben  zu  enthalten.  Denn 
immer  wird  der  Stat,  eben  weil  die  individuelle  Speculation 
und  individueller  Fleisz  und  Fertigkeit  das  Gelingen  solcher 
Unternehmungen  vorzüglich  bedingen,  mit  gröszerem  Kosten- 
aufwand und  mit  weniger  Gewinn  arbeiten  als  der  Privat- 
mann, der  sich  ganz  und  gar  mit  allen  seinen  Kräften  diesem 
Berufe  widmet.  Aber  selbst  da  sind  Ausnahmen  zulässig, 
sei  es,  weil  der  Stat  selbst  auf  sichere  Weise  für  mancherlei 
Gerätschaften ,  z.  B.  für  Kriegsmunition  und  Rüstung  sorgen 
musz,  ohne  sich  ganz  auf  den  Privatbetrieb  verlassen  zu 
können,  sei  es  weil  einzelne  Gewerbe  zur  Pflege  der  Kunst 
dienlich  sind  und  hier  die  Rücksicht  auf  Gewinn  hinter  der 
auf  Ausbildung  und  Vervollkommnung  dieser  zurück  steht, 
wie  z.  B.  Porcellanfabriken,  oder  weil  die  Betreibung  ein- 
zelner Mustergewerbe  auf  Statskosten  zur  Controle  und  zum 
Ansporn  dient  für  ähnliche  Privatgewerbe,  welche  für  die 
materielle  Wohlfahrt  des  Publicums  von  groszem  Interesse 
sind,  wie  z.  B.  das  Hofbräuhaus  in  München,  oder  weil  ein- 
zelne Gewerbe,  wie  voraus  die  Hüttenwerke  sogar  nöthig 
werden,  um  die  Regalien  mit  Vortheil  auszubeuten. 
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b)  Nicht  minder  wird  der  Stat  aus  gleichen  Gründen 
keinen  Vortheil  finden  in  der  Beibehaltung  von  Wohnge- 
bäuden, deren  er  nicht  zu  öffentlichen  Zwecken  bedarf. 

c)  Wiese,  Acker,  Rebland,  Garten  ferner  waren 
von  jeher  ihrer  Natur  nach  vorzugsweise  dem  Privatfleisz 
und  der  Privatbenutzung  anheimgegeben.  Auch  dafür  paszt 
die  Statswirthschaft  wenig.  Indessen  können  politische 
Gründe,  wie  die  Rücksicht  auf  das  von  Zeit  zu  Zeit 
wiederkehrende  Bedtirfnisz,  einzelne  ausgezeichnete  Man- 
ner, welche  dem  State  grosze  Dienste  geleistet  haben,  mit 
Grundbesitz  auszustatten  und  ihnen  eine  sichere  Stellung 
unter  der  Nationalaristokratie  zu  verschaffen,  den  Stat  be- 
stimmen, Domanialbesitz  solcher  Art  zu  seiner  Verfügung 
zu  erhalten. 

d)  Am  ehesten  wohl  sind  Waldungen  als  Grundbesitz 
des  States  tauglich.  Die  Natur  der  Waldung,  welche  nur 
in  langen,  das  gewöhnliche  Lebensalter  der  Individuen  über- 
dauernden Perioden  ihre  regelmäßigen  Früchte,  die  Holz- 
schlage, hervorbringt,  macht  es  wünschenswerth,  dasz  der 
Eigenthiimer  selbst  auch  ein  längeres  Leben  habe.  In  dem 
wechselnden  Besitz  kurzlebender  Menschen  wird  leicht  von 
der  momentanen  Gewinn-  und  Genuszsucht  die  nachhaltige 
Ertragsföhigkeit  des  Waldes  aufgezehrt  und  dadurch  auch 
dem  Volke,  für  welches  das  Holz  ein  unentbehrliches  Lebens« 
bedürfnisz  ist,  groszer  Schaden  bereitet.  Die  Selbstsucht  der 
gegenwärtigen  Generationen  kann  hier  leicht  den  künftigen 
einen  schweren  Mangel  bereiten.  Diese  Gefahr  wird  nun 
sehr  gemildert,  wenn  die  Waldungen  groszentheils  dem  State 
und  den  Gemeinden  gehören,  deren  eigenes  auf  Jahrhun- 
derte hin  fortdauerndes  Leben  sie  darauf  hinweist  auch  der 
Nachkommen  zu  gedenken,  und  deren  Anstalten  manche 
Garantien  darbieten,  welche  vor  einer  leichtsinnigen  Ver- 
schleuderung und  übermäsziger  Ausbeutung  der  Waldungen 
bewahren.    Auch  ist  die  forstmäszige  Bewirthscliuftuug  der 
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Waldungen  immerhin  80  fest  geregelt  und  die  Controle  dar- 
über so  leicht  zu  führen,  dasz  solche  öffentliche  Wirthschaft 
an  Güte  und  Ertrag  gar  wohl  mit  ausgezeichneter  Privat- 
wirtschaft Schritt  zu  halten  vermag,  die  gewöhnliche  sogar 
leicht  übertrifft.  U  n  veräijszerlich  kei  t  der  Stats Wal- 
dungen darf  daher  wohl  als  Regel  gelten. 

e)  Selten  genug  ist  in  unserer  Zeit  actives  Vermögen 
von  zinstragenden  Capitalien,  welche  dem  State  ge- 
hören. Selbst  in  den  schweizerischen  Cantonen,  deren 
einfache  Wirthschaft  noch  mehr  als  anderwärts  dem  Cha- 
rakter der  Privatwirtschaft  ähnlich  geblieben  ist,  sind  die- 
selben in  neuerer  Zeit  sehr  vermindert  worden.  Wo  sie 
bestehen,  da  haben  sie  den  groszen  Vorzug  regelmäsziger 
und  sicherer  Einkünfte,  und  zugleich  den,  dasz  für  auszer- 
ordentliche  Capital  ausgaben  ohne  Belästigung  der  Einwohner 
durch  Verwendung  derselben  gesorgt  werden  kann.  Müssen 
aber  Schulden  contrahirt  werden,  so  ist  es  oft  nur  eine 
Selbsttäuschung,  wenn  der  Stat  seine  Activcapitalien  un- 
versehrt zu  erhalten  vermeint,  während  er  sie  durch  ent- 
gegengesetzte Passivcapitalien  in  Wahrheit  aufzehrt. 

f)  Von  ähnlicher  Art  sind  die  mancherlei  Grundge- 
f&lle,  welche  die  modernen  8 taten  als  ursprünglich  grosze 
Grund-  und  Vogteiherron  aus  dem  Mittelalter  häufig  ererbt 
haben,  wie  Zehnten  und  Grundzinse  von  mancherlei 
Art.  Die  Ausbildung  des  neuen  Privatrechts  aber  sowohl 
als  die  der  Privatwirtschaft  ist  diesen  Realrechten  nicht 
günstig,  und  hat  dieselben  groszentheils  verdrängt  und  um- 
gewandelt. 
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Drittes  Capitel. 

B.  Die  Kegalien. 

Der  Begriff  der  Regalien  liegt  auf  der  0  ranze  zwischen 
State-  und  Privatrecht,  und  ist  aus  beiderlei  Bestandteilen 
gemischt.  Es  kann  daher  nicht  befremden,  dasz  derselbe 
in  dem  Mittelalter,  welches  überhaupt  öffentliche  und  Privat 
rechte  zu  verbinden  und  zu  mischen  liebte,  entstanden  und 
vorzüglich  ausgebildet  worden  ist,  und  ebensowenig  auf- 
fallen, dasz  die  neuere  Zeit,  welche  schärfere  Sonderung 
der  beiden  Gebiete  anstrebt,  in  der  Arbeit  begriffen  ist,  auch 
hier  die  Ausscheidung  zu  vollziehen  und  jenen  Begriff  auf- 
zulösen. 

Das  statsrechtliche  Element  in  den'  Regalien  ist,  dnsz 
diese  nicht  zufällig  noch  vorübergehend,  sondern  von  Rechtes 
wegen  dem  8tnte  zukommen,  der  Stat  somit  als  das  eigent- 
liche und  notwendige  Rechtssubject  derselben  erscheint. 
Wenn  Privatpersonen  daher  im  Besitz  von  Regalien  sind,  so 
ist  ihr  Recht  immer  von  dem  State  abgeleitet  und  kehrt, 
wenn  sie  es  verwirken,  immer  wieder  an  den  Stat  zurück. 
Statliche  Hoheit  ist  von  der  Regalität  unzertrennlich. 
Die  Form  aber,  wie  diese  im  Recht  ausgebildet  worden,  ist 
privatreclitlich.  Nicht  die  Ausübung  der  Statshoheit  aus 
öffentlichen  Gründen  und  in  öffentlicher  Richtung  wird  vor- 
züglich betont,  sondern  der  damit  verbundene  materielle 
Genusz,  die  eigenthumsartige  Nutzbarkeit,  und  um  desz- 
willen  ist  denn  das  Recht  auch  zur  Quelle  geworden  von 
mancherlei  nutzbaren  Gerechtsamen,  die,  wie  anderes 
Privatrecht,  dem  Verkehre  der  Privatpersonen  überlassen 
worden  sind. 

Der  neueren  Rechtsbildung  gem&sz  ist  es,  den  stats- 
rechtlichen  Charakter  der  Regalien  entschiedener  zu  bewah- 
ren und  reiner  zu  halten.   Diejenigen  Regalien ,  welche  wie 
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z.  B.  das  Jagdregal,  in  der  öffentlichen  Rechtsordnung  keine 
Begründung  haben,  sondern  mehr  willkürlich  nnd  zufallig 
von  dem  State  an  die  Hand  genommen  worden,  sind  daher 
als  Regalien  ganz  aufzugeben  und  besser  als  einfache  Privat- 
rechte zu  behandeln,  immerhin  mit  Vorbehalt  der  erforder- 
lichen polizeilichen  Beschränkungen  und  angemessener  Be- 
steuerung. Die  übrigen  Regalien  dagegen,  welche  ihrer 
Natur  nach  als  nutzbare  Hoheitsrechte  zu  betrachten 
sind,  werden,  insofern  aus  ihnen  materielle  Einkünfte  dem 
State  zuflieszen,  mehr  und  mehr  als  Steuerrechte  be- 
handelt, dem  gesammten  nach  Grundsätzen  des  öffentlichen 
Rechtes  zu  normirenden  Steuersystem  eingefugt,  und  soweit 
sie  in  Verbindung  mit  öffentlichen  Functionen  des  States 
stehen .  mit  Rücksicht  auf  diese  frei  bestimmt  werden.  Diese 
Fortbildung  des  Rechtes  hat  nun  zwar  begonnen  und  schon 
manche  Schritte  zurückgelegt,  aber  sie  ist  noch  nicht  zu 
diesem  Resultate  gelangt,  und  es  sind  daher  immer  noch 
die  Regalien  in  der  bisher  überlieferten  Form  und  Redeu- 
tting übersichtlich  zu  erwähnen. 
Es  gehören  hieben 

1.  Die  grundherrschaftlichen  Regalien,  oder 
die  Regalien  im  eigentlichen  Sinn,  welche  sich  entweder 
aus  der  Hoheit  des  States  über  die  Sachen  erklären,  die 
ihrer  Natur  nach  öffentlich  sind,  oder  aus  einer  von  dem 
State  vorbehaltenen  Herrschaft  über  solche  Sachen,  deren 
Ausbeutung  und  Benutzung  in  näherer  Beziehung  zu  der 
öffentlichen  Wirthschaft  stehen.  Als  solche  sind  in  vielen 
Steten  seit  dem  Mittelalter  anerkannt: 

a)  Das  sogenannte  Wasserregal.  Die  Statshoheit 
(nicht  Eigenthum  im  eigentlichen  Sinn)  über  die  öffentlichen 
Gewässer  ist  naturgemäsz  und  in  Folge  dessen  das  Recht 
des  States,  auch  die  Benutzung  derselben  von  Seite  der  Pri- 
vaten zur  Schifffahrt,  zu  Fähren,  zur  Wiesen  Wässerung,  für 
Wasserräder,  zum  Fischfang  u.  dgl.  zu  regeln,  wohlbegründet. 

Rlunturhli,  allgemeines  Stalsrecht.   II.  25 
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Im  Mittelalter  aber  wurde  diese  Hoheit  in  ein  fiseali- 
sches  Regale  gewandelt,  um  von  den  Privaten,  welche  die 
Gewässer  so  in  ihrem  Sonderinteresse  benutzten,  Abgaben 
zu  erheben. 1  Die  erstere  Bedeutung  ist  bleibend,  die  letztere 
fiscalische  aber  im  Untergang  begriffen,  auch  für  die  8tate 
casee  von  geringem  Werth  und  flu*  die  Privatwirthschaft 
eine  Last. 

b)  Das  Bergwerksregal,  Bergregal.  Ursprünglich 
wurden  wie  der  Boden  so  auch  die  unter  der  Oberfläche 
vorhandenen  Metalle  jeder  Art  sowohl  nach  römischem  als 
nach  deutschem  Rechte  als  ein  Bestandteil  des  privatrecht- 
lichen  Grundbesitzes  betrachtet.  Wieder  erst  im  Mittelalter 
kam  die  Ansicht  auf,  dasz  dieser  unterirdische  Reichthum 
nicht  zu  dem  Grundstücke  gehöre,  sondern  der  „königlichen 
Gewalt*  unterworfen  sei.    In  der  That  konnte  man  an 

•  Constitntio  Fridtriri  /.  a.  1158  (bei  Pertx  Monnin.  Oerm.  11,  p.  111): 
„ftogalia  sunt  hec:  Arimnuie,  vie  publice,  ilumina  uavigabilia  et  ex  qui- 
bns  fiunt  navjgnbilia,  portus.,  ripatica,  vectigalia  que  vulgo  dienntur  Iho- 
lonea,  mouetc,  muiclarum  penarumque  eompeiulia,  bona  vacantia  et  que 
indignis  legibus  auferuntur .  nisi  que  .«pecialiler  quibnsdam  coneeduiitur, 
et  bona  coutrahentium  incestas  nuptias  et  dampuatorum  et  proscriptorum 
secundum  quod  in  novis  constitutionibus  cavetur,  angarinrum  et  parou- 
gariarutn  et  plaustrorum  et  navium  pi  eslaüones,  et  extraordinnria  collatio 
ad  felicissimain  regalis  numinis  expeditioueni,  poteslas  coustituendorun» 
roagistratunm  ad  justhiani  expediendam,  argentarie  et  palatia  in  civiUti- 
biis  consuelis,  piscatiouum  redditus  et  8«  Ii  im  nun  et  bona  commiUentium 
crimen  raajeslaiis  et  diinidium  thesauri  invenli  in  loco  Cesaris  non  daU 
opera,  vel  in  loco  religioso,  »\  data  opera,  totuin  ad  eum  pertinet.B  Da- 
gegen der  Frieden  von  Venedig  v.  1177  (Pertz  II,  p.  152):  „Regalia 
vero,  que  per  eum  (imperatorem)  vel  antecesaores  ejus  tarn  a  clericia 
quam  laicis  fuerunt  detenta.  vel  per  ipsiim  avu  antecessores  ejus  investito, 
quiete  diniiltat,  nec  de  cetero  impediat.  Consuetudines  etiain  et  comodi- 
tatea,  quas  civitatea  et  orones  de  socieiale  baberi  consueverunt  in  pasenie. 
piscalionibus,  molendinis,  furnis,  tabulis  cambiatorum  et  negociatorum, 
macellis,  domibus,  quaa  babent  edificaJas  in  \üs  publieis  vel  supra  vel 
iuxta  vias  publicas.  et  eternaH  consuelmlines  antiquas,  eisdein  civiiatibua 
et  omnibus  de  socieiate  quiete  habere  et  «euere  pcrmiHnt.u  Vgl.  den 
Coualanzer  Frieden  von  1183  (Perlz  1!.  176.)  1  ff. 
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natürliche  Eigenschaften  der  Bergwerke  anknüpfen.  Die  A<len» 
ttnd  Lager  der  Fossilien  breiten  sieh  unter  der  Erde  ans  und 
nehmen  ihre  Riehtungen  völlig  unabhängig  von  der  Eintei- 
lung und  Culturart  des  Grundeigenthums  auf  der  Oberfläche. 
Sie  haben  daher  ein  von  jenem  verschiedenes  Dasein,  und 
die  Gruben  müssen  auch  mit  Rücksicht  darauf  im  Zusam- 
menhang und  getrennt  von  der  Bepflanzung  der  Grundstücke 
gebaut  werden.  Sodann  schien  die  enge  Beziehung  der 
edlen  Metalle  zu  dem  Münzwesen  und  anderer  zu  der  Aus- 
rüstung des  Heeres  dem  State  ein  näheres  Recht  darauf  als 
andern  Personen  zu  gewähren.  Endlich  machten  mancherlei 
Interessen  eine  statliche  Aufsicht  über  den  Bergbau  nöthig. 
Aber  gleichwohl  lag  in  der  allgemeinen  Einführung  auch 
des  Bergregals  eine  Umgestaltung  des  hergebrachten  Prival- 
rechtes,  die  auch  im  Mittelalter  als  anmaszliche  Willkür 
verhaszf  war.  2 

Die  Ablösung  des  Bergbaues  von  dem  Grund- 
eigenthnm  hat  sich  auch  in  neuerer  Zeit  erhalten,  und 
dieses  privatrechtliche  Element  in  dem  mittelalterlichen  Berg- 
regale hat  auf  Fortdauer  Anspruch,  weil  es  in  der  That  der 
Natur  der  Sache  entspricht.  Ebenso  wird  die  ausgebildete 
Statsau  fsicht  über  die  ordentliche  und  sichere  Betreibung 
des  Bergbaues  fortdauern.  Dagegen  ist  streng  genommen 
der  Begriff  eines  ausschlieszlichen  Bergregals  bereits  aufge- 
geben worden,  seitdem  man  angefangen  hat  den  Bergbau 

'  FrHgedank  hei  Krant.  Grund  risz  des  deutschen  Privatrerhts. 
8.  114. 

„die  fürsten  twingent  mit  gewalt 
velt  stein,  wazzer  und  wall, 
darzuo  beide  wiJt  und  zam, 
si  taten  luft  gerne  alsam, 
der  muoz  uns  doch  gemeine  sin. 
möhten  sie  uns  den  snnneu  scliin 
vernieten,  ouch  wint  und  regen, 
man  mttest  in  zins  mit  golde  wegen. * 
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für  „frei  zu  erklären",  d.  h.  seitdem  Jedermann  freigestellt 
wird,  mit  Beachtung  der  bergpolizei liehen  Vorschriften  zu 
schürfen  und  zu  muthen.  Nur  in  gewissen  Abgaben ,  welche 
den  bergbelehnten  Privatunternehmern  auferlegt  zu  werden 
pflegen,  den  Bergzehnten,  Qua tembergeldern ,  Receszgeldern 
zeigt  sich  noch  die  fisealische  Natur  des  Bergregals.  Der 
Gesichtspunkt \lcr  Steuern  und  Gebühren  scheint  aber  auch  * 
hier  den  der  nutzbaren  Regalität  allmählich  im  Interesse 
einer  guten  Stats-  und  Volkswirtschaft  zu  verdrängen. 
Auch  wenn  das  Bergregal  als  solches  ganz  aufgegeben  wird, 
wird  doch  der  Stat  nicht  verhindert  sein,  einzelne  Bergwerke 
mit  Vortheil  auf  eigene  Rechnung  zu  betreiben  oder  zu  ver- 
pachten. 

c)  Verwandt  ist  das  Salzfegal,  kommt  aber  noch  in 
gröszerer  Ausdehnung  vor,  und  findet  sich  auch  dem  Wesen 
nach  schon  in  dem  römischen  Alterthum.  Man  versteht 
darunter  nicht  allein  das  ausschlieszliche  Recht  des  Stats 
auf  Gewinnung  von  Kochsalz,  sondern  zugleich  auf  den 
Sal/hundel.  Das  Regal  im  engern  Sinne  und  das  S ta ts- 
monopol  sind  hier  verbunden.  Der  grosze  Ertrag ,  welchen 
die  ausschlieszliche  Verwerthung  dieses  für  die  Menschen, 
das  Vieh  und  viele  Gewerbe  unentbehrlichen  und  nützlichen 
Productes  der  Statscasse  sicherte,  machte  dieses  Regal  den 
Finanzmännern  besonders  thener,  und  die  Juristen  halfen 
mit,  dasselbe,  indem  sie  auf  die  Analogie  der  Bergwerke 
hinwiesen,  einzuführen.  Indessen  galt  in  Deutschland  in 
älterer  Zeit  der  entgegengesetzte  Grundsatz,  dasz  die  Salz- 
quellen und  das  Steinsalz  zu  dein  Boden  gehören. 

Für  unsere  Zeit  ist  auch  dieses  Regal  als  solches  für 
die  Dauer  schwerlich  zu  halten,  und  die  Umwandlung  des- 
selben in  eine  Salzsteuer  scheint  sich  vorzubereiten.  Diese 
hat  aber,  wegen  der  wenig  lästigen  und  fast  unmerklichen 
Erhebungsart  und  ihres  reichen  Ertrages  in  der  That  so 
grosze  Vorzüge  und  wird  durch  die  Gewohnheit  und  Sitte, 
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die  in  dem  Steuerwesen  jederzeit  Beachtung  verdient,  so 
sehr  empfohlen,  dasz  dieselbe  in  sehr  vielen  Staten  als  eine 
fortdauernde  wichtige  Quelle  der  Statseinkünftc  betrachtet 
wird.  Zuerst  wurde  diese  Umwandlung  des  Salzregals  in 
eine  Salzsteuer  in  Frankreich  vollzogen. 3 

d)  Das  Jagdregal  ist  wieder  aus  der  grundherrlichen 
Auffassung  des  Stats  im  Mittelalter  entstanden  und  angelehnt 
worden  an  das  öffentliche  Interesse  des  Wildbanns  und  der 
Jagdpolizei.  Auch  hier  ist  auf  diese  Weise  ein  bleibender 
Rechtsgrundsatz,  der  nämlich  der  Lösung  der  Jagd  von  der 
notwendigen  Verbindung  mit  der  Ausübung  des  Grundeigen- 
tums, ausgebildet  worden,  und  so  rechtfertigt  sich  wohl 
eine  Einrichtung  des  Jagdrechts  nach  groszen  Jagdrevieren 
und  in  Uebereinstimmung  mit  den  Interessen  der  Gemein- 
schaft Dagegen  ist  das  eigentliche  Jagdregal,  in  Folge 
dessen  der  Stat  selbst  zunächst  ein  ausschlieszliches  Recht 
anspricht  Jagd  zu  üben  und  Jagdrechte  nach  Willkür  zu 
verleihen,  in  vielen  neueren  Staten  wieder  aufgehoben  wor- 
den, welche  dasselbe  während  des  Mittelalters  angenommen 
hatten. 

2.  Verwandt  mit  den  gr  und  herrlichen  Regalien  sind  die 
regalen  Gewerbe  und  8 tatsmonopolien,  welche  der 
Stat  mit  Ausschlieszung  der  Privaten  sich  vorbehalten  hat. 
Man  kann  indessen  zwei  Arten  wohl  unterscheiden:  a)  solche, 
welche  lediglich  aus  finanziellen  Gründen  der  Privatin- 
dustrie untersagt  und  von  dem  State  allein  um  des  Gewinnes 
willen  betrieben  werden.  Solche  Monopole  sind  wesentlich 
nichts  anderes  als  Steuern,  aber  in  die  äuszere  Form  des. 
Gewerbes  gekleidet;  b)  solche,  welche  ihrer  Natur  und  Be- 
stimmung nach  eine  Betreibung  in  Öffentlichem  Interesse 
erfordern,  und  bei  denen  somit  der  Ertrag  immer  nur  als 
ein  damit  verbundener  Vortheil  der  Statscasse  wohl  zu 

3  Vgl.  Hau  «.  n.  O.  1,  §.  186. 
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göuiieu  ist,  alier  nicht  den  wesentlichen  Charakter  der  Re- 
galität bestimmt. 

Von  der  erstem  Gattung,  gleichsam  in  regale  Gewerbe 
verhüllte  8teuern  sind: 

h)  Die  Salzregie,  von  welcher  oben  unter  1.  c)  schon 
die  Rede  war. 

b)  Die  Tabaksregie,  welche  gegen  Ende  des  17teit 
Jahrhunderts  zuerst  in  Oesterreich  und  in  Frankreich 
eingeführt  wurde,  und  weil  sie  sich  uuf  einen  verbreiteten  und 
in  den  letzten  Zeiten  fortdauernd  steigenden  luxuriösen  Ge- 
nu8z  der  Bevölkerung  bezog,  den  Statscassen  groszen  Gewinn 
brachte.  Da  die  Uniwandlung  derselben  in  eine  eigentliche 
Hteuer  sehr  schwierig  und  diese  Einkünfte  zu  gefährden 
schien,  so  wurde  diese  Erhebungsform  trotz  der  damit  ver- 
bundenen Mängel  nicht  so  leicht  aufgegeben. 

c)  Das  Lotterieregal,  moralisch  verwerflich,  weil  auf 
den  Leichtsinn  und  die  Spielsucht  der  Bevölkerung,  und 
vorzugsweise  sogar  der  nicht  vermöglichen  Classen,  welche 
ohne  Schaden  für  ihren  Wohlstand  uuch  solchem  Vergnügen 
einige  Abfalle  ihrer  Einnahmen  opfern  können,  sondern  der 
untern,  zu  ihrem  Verderben  zum  Glücksspiel  verlockten 
Volksclassen  von  Statswegen  speculirt  wird.  Die  Aufhebung 
dieses  Regals  musz  daher  im  Interesse  einer  sittlichen  Stats- 
ordnung  gefordert  werden. 

d )  Das  Spielkartenregal,  welches  freilich  weit  we- 
niger einträglich  ist  als  das  zum  Spiel  reizende  Lotterieregal, 
und  welches  eher  die  Spiclsucht  beschrankt  als  fördert,  da- 
her nicht  schon  aus  moralischen,  sondern  nur  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen  angefochten  werden  kann. 

3.  Zu  der  letztern  Gottung  der  Regalien,  welche  sich 
au  die  Benutzung  öffentlicher  Anttalten  anschlieszen,  die 
zwar  nicht  zu  den  eigentlichen  politischen  Functionen  der 
Slatsgewalt  gehören,  aber  doch  in  dem  gemeinen  Interesse 
der  Volkswohlfahrt  eingerichtet  werden,  gehören: 
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a)  Das  Mü  nzregal ,  sich  anlehnend  an  das  Hecht  und 
die  Pflicht  des  States,  für  baares  Geld  als  allgemein  aner- 
kanntes 8chätzungs-  und  Tauschrnittel  im  Verkehr  zu  sorgen. 
In  dem  Mittelalter  war  dasselbe  eine  ziemlich  erhebliche 
(Quelle  des  Statseinkommens.  In  der  neueren  Zeit  ist  da- 
gegen die  Einsicht  durchgedrungen ,  dasz  zumal  für  die  gro- 
ben Münzsorten  der  sichere  Werth  derselben  wesentlich  da- 
von abhangt,  dasz  derselbe  dem  Werth  des  rohen  dazu 
verwendeten  edeln  Metalls  ganz  nahe  steht,  und  es  ist  daher 
von  dem  Schlagschatze  kein  Gewinn  mehr  zu  erwarten. 
Nur  die  Prägung  und  Ausgabe  der  Scheidemünze  läszt 
einen  geringen  Gewinn  ohne  Nachtheil  für  den  Haupt- 
zweck zu. 

b)  Das  Postregal.  Der  Hauptzweck  der  Postanstalten 
ist  der,  den  Brief-  und  Packetverkehr,  sodann  den 
Transport  von  Personen  und  Waaren  in  regelmäsziger 
Weise  zu  vermitteln  und  zu  befördern.  Das  Statsiuteresse 
für  sich  schon  macht  eine  solche  Anstalt  nothwendig,  damit 
von  dein  Centrum  der  Statsregierung  aus  nach  allen  Bich- 
lungen des  Landes  und  nach  auszen  hin  und  hinwieder  von 
da  zurück  die  Communication  gesichert  sei.  Im  Alterthum, 
in  dem  groszen  persischen  und  dem  gröszern  römischen 
Reiche  waren  daher  Statsposten  für  dieses  öffentliche  In- 
teresse eingerichtet,  dem  Privatverkehr  in  der  Regel  aber 
unzugänglich.  In  dem  spätem  Mittelalter  wurden  derlei  An- 
stalten vorerst  zu  Gunsten  des  kaufmännischen  Verkehrs 
gegründet,  anfangs  oft  von  Corporationen  und  unternehmen- 
den Privaten.  Zuerst  wurde  wohl  in  Frankreich  durch 
Ludwig  XI.  im  Jahre  14t>4  das  Postregal  im  neuem  Sinne, 4 
dann  allmählich  auch  iu  den  übrigen  civilisirten  Staten  ein- 
geführt. In  unsern  Tagen  hat  dieses  ebenso  wohlthätige  als 
zugleich  tinanciell  fruchtbare  Institut  eine  hohe  Stufe  der 

«  Schaffner,  fronz.  Kechtsgesch.  11,  S.  367. 


Digitized  by  Google 


392  Zehntes  Buch.    Die  Wirthschaftspllege. 

Vervollkommnung  erreicht,  ist  aber  noch  höherer  Ausbil- 
dung fähig. 

Es  liegt  in  dem  öffentlichen  Interesse,  dasz  die  Mitthei- 
lung von  Briefen  und  Packeten  nach  allen  Seiten  hin  mit 
Genauigkeit  und  Sicherheit  und  schnell  vollzogen  werden 
könne,  und  voraus  eignet  sich  der  Stat  dazu,  diese  Sorge 
durch  seine  Anstalten  zu  Ubernehmen,  mehr  als  Privatper- 
sonen, denn  diese  haben  mehr  den  Gewinn  als  den  gemeinen 
Nutzen  im  Auge,  und  gewähren  geringere  Garantie  für  die 
Güte  so  umfassender  Sorge.  Der  Stat  dagegen  hat  eine 
Menge  von  Mitteln,  die  ihm  den  Ueberblick  über  die  allge- 
meinen Bedürfnisse,  die  Befriedigung  derselben  und  die 
Controle  Uber  diese  erleichtern,  und  seine  Ehre  ist  dabei 
betheiligt,  dasz  das  in  der  rechten  Form  geschehe.  Er  wird 
daher  auch  die  Ortschaften,  die  einen  geringen  Verkehr 
haben,  nicht  vernachlässigen,  weil  die  Einrichtungen  für 
ihre  Postverbindung  nur  kleinen  Gewinn  abwerfen,  vielleicht 
sogar  Verlust  erheischen.  Um  so  lieber  wird  hinwieder  das 
Volk  es  sehen,  wenn  diese  gemeinnützigen  Anstalten  des 
Stats  auch  einen  ansehnlichen  Gewinn  abwerfen  und  so  hin- 
wieder die  Steuerlast  vermindern.  Zwar  kommt  diese  fisca- 
lische  Rücksicht  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht,  aber  sie 
ist  deszhalb  nicht  unwichtig.  Das  Postregal  hat  in  der  That 
den  groszen  Vorzug,  dasz  es  wohl  organisirt  den  Privaten 
und  dem  Stat  zugleich  groszen  Nutzen  bringt,  und  die  Ge- 
nüsse und  die  Kräfte  beider  vermehrt 

Das  gilt  ganz  besonders  von  der  Briefpost.  In  Folge 
des  Regals  dürfen  keine  andern  Privatanstalten  zu  berufs- 
mäßiger Versendung  von  Briefen  errichtet  werden,  ohne 
besondere  ausnahmsweise  Concession  des  Stats.  Eine  über- 
triebene und  unpraktische  Ausdehnung  dieses  Rechts  ist  es, 
wenn  in  einzelnen  Staten  auch  die  gelegentliche  Besorgung 
einzelner  Briefe  oder  Packete  durch  dritte  Privatpersonen 
verboten  wird.  Je  zweckmäsziger  und  wohlfeiler  die  Briefpost 
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eingerichtet  ist,  desto  weniger  ist  auch  eine  Umgehung  des 
Regals  zu  besorgen. 

In  geringerem  Masze  schon  gilt  es  von  der  Packe  t- 
post,  welche  die  Versendung  von  kleineu  Packeten  und 
Valoren  (Geldern)  vermittelt.  Das  öffentliche  Interesse 
daran  ist  weniger  uligemein  und  weniger  bedeutend.  In- 
dessen hat  auch  da  die  Ausübung  der  Regalität  so  groszc 
Vortheile,  dasz  sie  in  der  Regel  der  Ueberlassung  dieser 
Sorge  an  die  Privatindustrie  vorzuziehen  ist 

In  manchem  Betracht  verschieden  ist  die  Fahrpost, 
die  nicht  ebenso  nach  allen  Landestheilen  eingerichtet  wer- 
den kann,  sondern  naturgemäsz  sich  an  die  Hauptrouten 
hält,  auf  welchen  eine  gröszere  Anzahl  von  Reisenden  sich 

i 

gewöhnlich  bewegen.  Sie  nähert  sich  daher  mehr  der  be- 
sondern Privatindustrie  an.  In  manchen  Ländern  macht 
indessen  der  8lat  mit  der  8orge  für  diese  Bedürfnisse  ein 
ausschlieszliches  Regal  geltend,  sei  es,  indem  er  keine 
regelmäszigen  Privatcurse  zuläszt,  oder,  wenn  solche  ver-. 
stattet  werden,  doch  dieselben  in  gewissen  Beziehungen 
der  öffentlichen  Pust  unterordnet,  und  auch  wohl  die  Er- 
laubnisz  dazu  besonders  erkaufen  läszt.  In  andern  dagegen 
ist  die  Fahrpost  ganz  oder  theil weise  freigegeben,  und  die- 
Statsp08t  concurrirt  nur  mit  deu  Privatunternehmungen  von 
ähnlicher  Art.  Im  Allgemeinen  scheinen  die  Fahrposten 
des  Stats  immer  noch  besser  als  die  der  Privaten;  doch 
hängt  hier  vieles  von  den  besondem  Verhältnissen  und 
Sitten  der  einzelnen  Länder  und  selbst  einzelner  Städte  und 
Ortschaften  ab.  Die  Einrichtung  von  Extra posten  ins- 
besondere steht  in  naher  Beziehung  zu  der  Regalität. 

Im  Allgemeinen  gilt  für  die  ganze  Organisation  und 
Behandlung  der  Post  der  leitende  Grundsatz,  dasz  dieselbe 
nicht  dafür  besteht,  das  Volk  zu  regieren,  noch  zunächst 
das  Volk  zu  besteuern,  sondern  vor  allen  Dingen  dem 
Volksverkehr  zu  dienen. 
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c)  Ganz  ähnlich  ist  schon  und  wird  noch  mehr  werden 
bei  weiterer  Entwicklung  das  Institut  der  öffentlichen 
Telegraphen.  Durch  die  Entdeckung  der  elektrischen 
Telegraphen  ist  es  möglich  geworden,  in  einem  Augen- 
blicke wichtige  Nachrichten  an  entfernte  Orte  mitzutheilen, 
und  in  kurzer  Zeit  werden  die  telegraphischen  Netze  die 
civilisirte  Erde  überspinnen.  Anfänglich  wurden  diese  An- 
stalten lediglich  im  Interesse  des  Stats  selbst  von  diesem 
gegründet,  dann  auch  der  Benutzung  des  Publicum*  zu- 
gänglich gemacht.  Das  öffentliche  Interesse  erfordert  es. 
dasz  dieselben  zunächst  als  Statsanstulten  behandelt  werden, 
und  die  Regalität  wie  Uber  die  Briefpost  sich  auch  darüber 
erstrecke.  Verschieden  von  der  Postanstalt  aber  ist  die 
Eigentümlichkeit  der  telegraphischen  Bureaus,  dasz  jene 
die  empfangenen  Briefe  der  Privaten,  ohne  den  Inhalt  zu 
kennen,  wie  sie  sind  versendet,  diese  dagegen  die  Schrift 
selber  besorgen  und  mittheilen,  daher  von  dem  Inhalte  der 
Berichte  in  Kenntnisz  gesetzt  werden.  Das  Briefgeh  eim- 
nisz  erhält  daher  hier  einen  andern  Sinn.  Es  kann  nur 
das  bedeuten,  dasz  der  Stat  nicht  unberufenen  Dritten  die 
Einsicht  verstatte  in  die  seiner  Anstalt  anvertrauten  Privat- 
mittheilungen, und  auch  darauf  ausgedehnt  werde,  dasz 
den  übrigen  Statsbehörden  in  der  Regel  jene  Einsicht  eben- 
falls verschlossen  werde.  Wenn  aber  das  Statsinteresse, 
wie  besonders  in  Kriegszeiten  oder  wo  es  rasche  Verfolgung 
der  Verbrecher  gilt,  die  Kenntnisznahme  begründet,  so  darf 
diese  umsoweniger  dem  State  entzogen  werden,  je  unnatür- 
licher es  wäre,  dasz  dieser  selbst  immerhin  mit  sehenden 
Augen  den  Feinden  oder  verbrecherischen  Privaten  die 
Mittel  in  die  Hand  legte,  dem  Statszweck  entgegen  zu 
wirken. 

d)  Das  Eisenbahnregal,  ähnlich  wie  das  Telegra- 
phen regal,  eine  Erweiterung  dieser  Gattung  von  Rega- 
lien, welche  der  technischen  Vervollkommnung  unserer  Zeit 
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angehört.  Eine  volle  Ausbildung  erlangt  dasselbe  nur  im 
Zusammenhang  mit  den  Statseisenbahnen,  deren  Ertrag  zu- 
nächst zur  Unterhaltung  der  Anstalt  und  zur  Bezahlung  der 
Zinse  für  die  dafür  verwendeten  Capitalien,  wenn  ein 
Ueberschusz  sich  ergibt,  auch  zur  Vergröszeru ng  der  8tats- 
einkünfte  dient.  Die  Grösze  des  Werks,  die  Bedeutung  des- 
selben für  den  öffentlichen  Verkehr  und  die  Volkswirt- 
schaft, die  nahen  Beziehungen  desselben  zu  den  Vertheidi- 
gungsmitteln  und  dem  Kriegswesen  des  Landes  Uberhaupt, 
zu  den  Postanstalten  und  der  Wirtschaft  des  States  selbst 
machen  es  in  der  Regel  räthlich,  dasz  der  Stat  die  Eisen- 
bahnen selber  baue  oder  die  von  Privatgesellschaften  er- 
bauten übernehme,  und  mit  Berücksichtigung  der  gemeinen 
Wohlfahrt,  nicht  lediglich  wie  die  Privaten  um  des  Ge- 
winnes willen,  ordne  und  leite. 

Die  Notwendigkeit  einer  Concession  für  Privateisen- 
bahnen, die  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen,  rechtfertigt 
sich  schon  aus  polizeilichen  Gründen;  in  dem  Begriffe  der 
Regalität  aber  liegt  es,  dasz  der  Stat  auch  die  Privat- Eisen- 
bahnen an  sich  ziehen  darf,  sobald  er  die  von  den  Privaten 
darauf  verwendeten  Auslagen  vollständig  ersetzt,  mithin 
unter  bessern  Bedingungen ,  als  wenn  er  die  Grundsätze 
der  zwangsweisen  Abtretung  von  Privatrechten  zur  Anwen- 
dung brächte.  Besondere  Verträge  oder  rechtliche  Zusiche- 
rungen an  die  Unternehmer  können  freilich  dieses  Recht 
beschränkt  oder  modificirt  haben. 

e)  Die  Existenz  eines  Straszenregals  ist  in  neuerer 
Zeit  aus  dem  Grunde  bestritten  worden,  dasz  die  Herstel- 
lung von  Landstraszen  eine  unabweisbare  Pflicht  des  States 
sei,  die  Erhebung  von  Weggelderu,  Brückengeldern 
daher  eher  zu  den  Gebühren  zu  rechnen  sei,  welche  von 
der  Benutzung  wesentlicher  Statsanstalten  bezogen  werden.  5 

'Rai.  a.  n.  O.  §.  239. 
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Die  Straszen  aber,  obwohl  der  Nutzen  derselben  ein  öftent- 
licher  und  obwohl  die  8orge  dafür  vorzugsweise  dem  State 
anheimfallt,  sind  doch  nicht  eine  Anstalt,  welche  zu  dein 
Organismus  des  Stats  selbst  gehört  und  für  statliche  Func- 
tionen im  eigentlichen  Sinne  bestimmt  ist  Ihr  Zweck  ist 
doch  nur  der,  den  gemeinen  Verkehr  zu  erleichtern,  und 
es  kann  derselbe  an  und  für  sich  auch  durch  Privatunter- 
nehmungen erreicht  werden.  Die  Gründe,  aus  welchen 
daher  von  einem  Straszenregal  gesprochen  wird,  sind  somit 
ganz  ähnlich  denen,  welche  das  Postregal  erklären.  Einen 
finanziellen  Sinn  hat  dasselbe  aber  nur  dann,  wenn  die  Be- 
nutzung der  Straszen  und  Brücken  nicht  unentgeltlich  ist, 
sondern  dafür  Weg-  und  Brückengelder  gefordert  werden. 


Viertes  Capitel. 

C.  Das  Recht  auf  Gebühren  und  Gefälle. 

1.  Das  Recht  des  Stats  auf  Gebühren  und  Gefälle, 
welche  bei  Gelegenheit  der  Ausübung  öffentlicher  Func- 
tionen von  den  Privaten  erhoben  werden,  die  dieser  Func- 
tionen bedürfen,  bildet  einen  Gegensatz  zu  dem  eigentlichen 
Steuerrecht,  und  ist  hinwieder  die  Ergänzung  desselben. 
Die  Steuern  werden  von  Stats  wegen  auferlegt,  die  Gebühren 
nur  dann  gefordert,  wenn  die  Privaten  die  Hülfe  des  Stats 
in  einer  besondern  Beziehung  bedürfen.  Diese  sind  daher 
eine  Gegenleistung  an  den  Stat,  und  dienen  den  Auf- 
wand, den  der  Stat  für  die  öffentlichen  Einrichtungen  sol- 

- 

eher  Art  zu  machen  hat,  zu  vermindern  oder  zu  ersetzen. 
Die  Gerechtigkeit  solcher  Gebührenerhebung  ist  einleuchtend. 
Es  ist  zwar  richtig,  dasz  der  Stat  um  seiner  Bestimmung 
willen  und  nicht  der  Gebühr  wegen  verpflichtet  ist,  jene 
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öffentlichen  Functionen  auszuüben.  Dieselben  sind  (iaher 
nicht  gerade  nothwendig,  und  nichts  steht  im  Wege,  wenn 
der  Stut  ohnehin  reich  genug  ist,  dieselben  unentgeltlich 
auszuüben.  Aber  es  ist  deszhalb  nicht  ungerecht,  wenn  der 
Stat  die  ökonomischen  Lasten,  welche  er  tragen  musz,  um 
jene  Thätigkeit  auszuüben,  von  denen  sich  vergüten  läszt, 
die  dieser  Leistung  in  ihrem  Interesse  bedürfen;  und  in 
vielen  Fällen  ist  es  auch  volkswirtschaftlich  zweckmäszig, 
wenn  er  solche  Gebühren  fordert  und  so  die  allgemeine 
Steuerpflicht  des  Volkes  erleichtert.  Je  mehr  das  besondere 
Privatinteresse  an  der  Stutsleistung  betheiligt  ist.,  wie  das 
vorzüglich  bei  den  Gerichtsgebühren  klar  ist,  desto  eher 
wird  sich  die  Gebühr  rechtfertigen ;  je  mehr  die  Statsfunction 
dagegen  tun  der  Gesammtheit  willen  ausgeübt  wird,  desto 
eher  wird  dieselbe  unentgeltlich  geleistet  werden  müssen, 
und  die  Kosten  dafür  in  Form  der  Steuer  zu  erheben  Fein. 
Aber  es  ist  keine  begründete  Einwendung  gegen  die  Ge- 
bühren, dasz  sie  sich  nicht  nach  der  Steuerfähigkeit  der 
Bürger,  sondern  nach  der  Art  und  dem  Umfang  der  stnt- 
lichen  Leistung  richten,  denn  ihr  Princip  ist  ja  nicht  Be- 
steuerung, sondern  Gegenleistung. 

2.  Die  Steuipelgebühren,  seit  dem  XVII.  Jahrhun- 
dert in  fast  allen  europäischen  Staten  aufgekommen,  ge- 
hören nur  zum  Theil  zu  den  eigentlichen  Gebühren,  inso- 
fern nämlich,  als  sie  von  Schritten  bezogen  werden,  welche 
den  Staisbehürden  von  Privaten  eingereicht  oder  von  jenen 
zu  Gunsten  dieser  ausgestellt  werden.  Dagegen  nähern  sie 
sich  schon  den  Steuern ,  wenn  auch  der  Privatverkehr  selbst, 
z.  B.  die  Ausstellung  von  Wechseln,  Empfangsscheinen, 
außergerichtlichen  Verträgen  u.  dgl.  der  Stempelabgabe 
unterworfen  wird,  denn  die  Rücksicht,  dasz  derlei  Privat- 
urkunden möglicherweise  auch  im  Processe  benutzt  und  dann 
zumal  der  statliche  Schutz  dafür  angesprochen  werde,  ist 
doch  nur  eine  sehr  indirecte,  und  bezieht  sich  nur  auf 
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Ausnahmsfülle.  Vollends  aber  wird  die  Stern  j>elabgRbe  zur 
Steuer  bei  Zeitungen  und  Kalendern,  indem  hier  keinerlei 
Leistung  des  State  vorliegt,  für  welche  eine  Vergütung  ver- 
langt wird.  Die  letztere  Art  des  Stempels  kann  daher  einzig 
-  aus  dein  Standpunkte  des  8teuerwesens  vertheidigt  werden, 
was  freilich  principiell  nicht  leicht  gelingen  wird. 

3.  Die  Taxen  für  Ertheilung  eines  Amtes  oder  Ti- 
tels oder  Ranges  (Adels,  Ordens  u.  dgl.)  haben  den  Vor- 
zug, dasz  die  Belasteten  um  so  geneigter  sein  werden,  solche 
zu  bezahlen,  als  sie  gleichzeitig  einen  häutig  ersehnten  Vor- 
zug erlangen.  Nur  dürfen  Aemter,  Titel,  Rang  nicht  um 
der  Taxen  willen  verliehen,  und  somit  zur  käuflichen  Waare 
werden,  mit  welcher  der  Stat  gleichsam  Handel  treibt,  weil 
die  öffentliche  Bedeutung  und  der  moralische  Werth  der- 
selben dadurch  zu  Grunde  gerichtet  würden.  Die  Art,  wie 
insbesondere  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  Adel  zum 
Erwerbsartikel  für  die  königlichen  Cassen  gemacht  wurde, 
hat  sehr  viel  dazu  beigetragen,  die  Institution  auf  dem  Con- 
tinent  dem  Ruine  entgegenzuführen. 

4.  Besonders  wichtig  sind  die  Gerichtsgebühren, 
Sport  ein,  die  in  mancherlei  Formen  vorkommen.  Vorerst 
als  Proceszkosten,  sowohl  im  Civil-,  als  im  Strafprocesz. 
Diese  Sportein  treffen  vorzüglich  die  Purtei,  welche  ein 
Unrecht  verübt  hat,  und  gegen  welche  daher  im  Civilprocesz 
Schutz  gesucht,  die  im  Strafprocesz  zur  Strafe  gezogen  wird. 
Sie  dienen  überdem  dazu,  die  Proceszsucht  daran  zu  erin- 
nern, dasz  durch  dieselbe  auch  dem  State  Schaden  zuge- 
fügt werde,  dessen  Ersatz  die  proceszfilhrenden  Parteien  zu 
übernehmen  schuldig  seien,  und  durch  die  Verrechnung  der 
Kosten  zu  errnäszigen.  Die  Sportein  sind  daher  eine  wohl- 
begittndete  Gegenleistung  an  den  Stat,  nur  dürfen  sje  nicht 
in  dem  Masze  gespannt  werden,  dasz  es  den  unbemittelten 
Privaten  zu  schwer  und  zu  gewagt  erscheint,  wenn  ihnen 
Unrecht  widerfährt,  den  Schulz  des  Gorichles  zu  begehren. 
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Für  Arme  sind  überdem,  damit  die  Gleichheit  des  Rechts- 
schutzes Wahrheit  sei,  besondere  Ausnahmsbestimmungen 
nöthig. 

5.  Die  verschiedenen  Gebühren,  welche  mit  der  soge- 
nannten freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  der  Ver- 
waltung der  Obervormundschaft  verbunden  werden, 
z.  B.  bei  Eintragung  der  Veräuszerung  oder  Verpfändung 
von  Liegenschaften  in  das  Grundbuch,  bei  Wechselprotesten, 
Beglaubigungen,  Errichtung  von  Testamenten,  bei  Prüfung 
und  Abnahme  der  Vormundschuftsrechnungen  u.  dgl.,  sind 
nahe  verwandt  mit  den  Gerichtes  portein,  obwohl  sie  in  den 
Fällen  nicht  von  den  Gerichten  erhoben  werden,  wo  für 
diese  amtliche  Mitwirkung  und  Thätigkeit  besondere  Stellen, 
z.  B.  die  der  Notare  geordnet  sind,  oder  dieselbe  den  Re- 
gierungsbehörden übertragen  ist.  Immer  sind  es  doch  hier 
vorzüglich  Privatinteressen,  für  welche  die  statliche  Ein- 
richtung in  Anspruch  genommen  wird,  und  daher  die  For- 
derung einer  billigen  Gegenleistung  gerechtfertigt. 

6.  Dagegen  wird  der  Charakter  der  Gebühr  nicht  einge- 
halten bei  den  in  Fra  nk  reich  erfundenen  H  and  ändern  ngs- 
abgaben,  Kaufs accisen,  E wegist rement ,  welche  von  der 
Eigenthumsübcrtragung  zuweilen  sogar  der  Verpachtung  von 
Gütern,  von  Schuldbriefen,  Wechseln  u.  s.  f.  erhoben  wer- 
den, indem  dieselben  nicht  mehr  als  Gegenleistung  gegen  die 
Leistung  des  Stats,  sondern  als  eine  wahre  auf  den  Verkehr 
verlegte  Abgabe  zu  betrachten  sind,  und  in  Procenten  des 
Capital werths,  d.  h.  von  dem  Capital  selbst  erhoben  werden. 
Sie  sind  daher  eine  wirkliche  Steuer,  und  überdem  eine 
den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  nicht  gemäsze,  und  den 
Grundsätzen  einer  guten  Wirthschaft  widersprechende.  Sie 
trifft  nämlich  nicht,  wie  die  Grundsteuer,  den  ganzen  Grund- 
besitz gleichmäszig,  sondern,  indem  sie  sich  uti  die  zulällige 
Veräuszerung  hält,  die  einen  Besitzer  übermäszig,  die  an- 
dern gar  nicht,  macht  sich  als  eine  willkürliche  Belastung 
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Her  Verkehrsfreiheit  fühlbar,  und  drückt  den  Werth  der 
Güter. 

Verwandt  damit  ist  die  Erbschaftsgebühr.  Auch 
sie  hat  nur  die  äuszere  Form  einer  Gebühr  an  sich,  und 
ist,  da  der  Anfall  der  Erbschaft  nicht  auf  einer  Thätigkeit 
des  States  beruht,  sondern  eine  Folge  des  Privatrechtes  ist, 
vielmehr  Erbschaftssteuer,  als  solche  denn  aber  eher 
zu  rechtfertigen,  als  die  Handänderungsgebühr  bei  Veräusze- 
rung  unter  Lebenden. 

7.  Die  Geldbuszen,  so  lange  noch  das  Strafrecht  dem 
Privatrechte  ähnlich  behandelt  wurde,  den  verletzten  Pri- 
vaten zugesprochen,  fallen,  seitdem  der  öffentliche  Charakter 
des  Strafrechts  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  als  öffentliche 
Strafen  mit  Recht  dem  State  zu  seiner  Verfugung  zu.  Der 
Grund,  aus  welchem  Geldbuszen  auferlegt  werden,  ist  freilich 
nie  und  darf  nie  ein  fiscalischcr  sein,  sondern  immer  ein 
strafrechtlicher.  Dieser  Erwerb  für  den  Stat  ist  daher  immer 
nur  ein  zufälliger,  und  der  Stat  musz  sogar  wünschen,  so 
selten  als  möglich  Gelegenheit  zu  demselben  zu  erhalten. 
Aber  wenn  buszwürdige  Vergehen  vorkommen,  so  ist  es 
ein  erlaubter  Vortheil,  wenn  der  Stat  die  Busze  empfängt, 
und  damit  auch  einen  Theil  seiner  Unkosten  mr  die  Straf- 
gerichtsbarkeit zurück  erhält. 

Das  ältere  deutsche  Recht  hatte  die  Tendenz,  die  Geld- 
strafen als  regelmäßige  Strafart  für  fast  alle  Verbrechen  und 
Vergehen  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  moderne  Aus- 
bildung des  Strafrechtes  hat  dieselben  im  Gegen  (heil,  und 
vielleicht  zu  sehr  beschränkt.  Wo  eine  unerlaubte  Gewinn- 
sucht und  Eigennutz  der  Antrieb  zu  dem  Vergehen  war, 
da  scheint  die  Busze  eine  moralisch  passende  Strafe,  weil 
sie  den  Schuldigen  in  derselben  Richtung  ein  üebel  erleiden 
läszt,  in  welcher  er  ein  Uebel  verübt  hat.  Auszerdem  eignet 
sie  sich  bei  vielen  geringeren  Vergehen  auch  deszhalb,  weil 
sie  die  höhern  persönlichen  Hechte  auf  Freiheit  und  Ehre 
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nicht  entzieht,  und  doch  für  die  Meisten  ein  empfindliches 
Uebel  ist. 

8.  Die  mit  Dispensationen,  z.  B.  von  gesetzlichen 
Hcirathsbeschränkungen ,  verbundenen  Gebühren  sind  den 
gerichtlichen  ganz  ähnlich,  und  hüben  nebenbei  den  Zweck, 
die  Begehren  um  Dispensation  innerhalb  gewisser  Schran- 
ken zu  halten. 

9.  Zum  Theil  mit  dem  Schutze  des  Privatrechts,  zum 
Theil  mit  der  Sorge  für  die  Volkswirtschaft  stehen  in  Ver- 
bindung die  mancherlei  Gebühren  für  Gewerbsconces- 
sionen,  z.  B.  der  Advocaten,  Apotheker,  Sensalen,  zuweilen 
auch  für  Handelsetablissements,  gewisse  Handwerke  u.dgl.; 
ebenso  die  Gebühren  für  Ertheilung  von  Er  Tin  du  n  gs  pa- 
tenten, die  in  unsern  an  mechanischen  und  technischen 
Erfindungen  fruchtbaren  Zeiten  zu  einer  ziemlich  bedeuten- 
den Einnahmsquelle  geworden  sind. 

10.  Endlich  kommen  auch  Polizeisporteln  und  Po- 
lizeibuszen  vor;  jene  wo  im  Interesse  einer  Privatperson 
eine  Thätigkeit  der  Polizei  begehrt  wird,  die  nicht  schon 
aus  Statsgründen  veranlaszt  ist,  z.  B.  bei  Ausstellung  von 
Pässen,  Ausweisschriften  u.  dgl.,  diese  nach  Analogie  der 
gerichtlichen  Strafen  als  ein  einfaches  häufig  wirksames 
Mittel  polizeilicher  Zucht. 

Wenn  aber  die  Thätigkeit  der  Polizei  schon  durch  Gründe 
der  öffentlichen  und  gemeinen  Wohlfahrt,  wenn  auch  auf 
*  Anrufen  von  Privaten  geübt  wird.,  so  ist  es  nicht  mehr  ge- 
rechtfertigt, für  dieselbe  Gebühren  zu  fordern,  sondern 
natürlicher,  dasz  die  Gesammtheit  die  Kosten  dafür  ganz 
auf  sich  nehme,  es  wäre  denn,  dasz  auch  hier  die  Ver- 
schuldung eines  Privaten  eine  ausnahmsweise  Belastung 
desselben  begründen  sollte.  1 

'  Vgl.  über  das  ganze  Capitel  besonders  linu,  Finanzwissensch.  I, 
SS-  '^7  ff. 

Bluntschli,  allKemeino«  Slalsrcrhl.  II.  26 
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Fünftes  Capitel 

D.  Das  Stenerrecht.  '  ^ 

1.  Das  Steuerrecht  des  States  wird  nur  sehr  mangel- 
haft erkannt,  wenn  die  Steuer  nur  als  „Vergütung  für  den 
Genusz  der  öffentlichen  Anstalten"  1  von  Seite  der  Privaten 
betrachtet  wird.  Es  ist  das  eine  privatrechtliche  Auf- 
fassung desselben ,  wie  sie  wohl  im  Mittelalter  gang  und 
gäbe  war,  aber  ungenügend  für  das  moderne  Statsrecht. 
Dieses  geht  vielmehr  auch  hier  von  dem  State  aus,  und 
erkennt  das  Recht  zu  besteuern  als  Steuerhoheit  des 
States,  und  die  Pflicht  der  Stataangehörigen  zu  steuern  als 
eine  aus  der  Unterordnung  jener  unter  die  Gesammtheit 
entspringende  Bürgerpflicht.  Da  die  Existenz  des  Stats 
der  äuszerlichen ,  also  auch  der  Vermögensexistenz  der  Pri- 
vaten übergeordnet  ist,  so  folgt  daraus  das  Recht  des  Stats, 
in  ähnlicher  Weise,  wie  er  um  seiner  Sicherheit  willen  die  ^ 
persönlichen  Kräfte  der  Unterthunen  in  Anspruch  nimmt, 
auch  da,  wo  die  Erfüllung  seiner  öffentlichen  Be- 
stimmung es  erfordert,  das  Vermögen  derselben  zur 
Hülfe  herbeizuziehen.  Das  Vermögen  der  Privaten  gehört 
freilich  diesen  an,  und  keineswegs,  auch  mittelbar  nicht 
dem  8tate.  Der  Stat  hat  auch  die  Aufgabe,  das  Privatver- 
mögen wie  alles  Privatrecht  zu  schützen,  nicht  das  Recht, 
dasselbe  beliebig  zu  zerstören  oder  aufzuzehren.  Aber  das 
Privatrech!  ist  der  Hoheit  des  Statsrechts  unterworfen,  und 
wo  das  Bedürfnisz  des  Ganzen  es  nöthig  macht,  müssen 
auch  die  Einzelnen  dasselbe  befriedigen  helfen,  weil  sie 
und  soweit  sie  dem  Ganzen  untergeordnet  sind.  Die  privat- 
rechtliche Vorstellung  des  Mittelalters,  dasz  die  Steuer  auf  ( 
dem  freien  Willen  der  Pflichtigen  beruhe,  ist  somit  in  dem 

•  Schmit thenner,  alJg.  SUUsrecht,  S.  356. 

Digitized  by  Google  \ 


Fünftes  Üapitel.    D.  Das  Steuerrecht.  |03 

vollkommenen  Staterechte  nicht  mehr  haltbar.  Sie  ist  ver- 
drängt worden  durch  den  Grundsatz  der  öffentlich-rechtlichen 
S  te  uerp flieh  t. 2 

2,  Schon  aus  der  Begründung  des  Besteuerungsrechts 
folgt  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuerpflicht;3 
denn  die  Hoheit  des  Stats  breitet  sich  beherrschend  aus  über 
das  ganze  Volk,  nicht  blosz  über  einzelne  Classen  Oesselben. 
W  enn  im  Mittelalter  die  Ritterschaft  den  Vorzug  der  Steuer- 
freiheit genosz,  so  erklärte  sich  diese  Ausnahme  daraus, 
dasz  die  damaligen  Steuern  vorzugsweise  Kriegssteuern  wa- 
ren, und  auf  dem  Ritterstande  hinwieder  fast  ausschließlich 
die  persönliche  Kriegspflicht  lastete.  Die  einen  halfen  so 
«lern  Stat  mit  ihrem  Gut,  die  andern  mit  ihrem  Blut.  1  Der 

J  Eine  Steuer,  welche  erhoben  würde,  um  einzelne  Privaten  zn  be- 
reichern, oder  welche  den  Reichen  auferlegt  würde,  um  das  Geld  unter 
die  Aermeren  zu  vertheilen,  ist  demnach  prineipwidrig.  Ein  merkwür- 
diges Beispiel  der  letztern  Art  bei  Blumer  Schweiz.  Demokratien  II, 
§.  147. 

'  Deutscher  Reichsabschied  v.  1543,  §.  42:  „und  soll  in  sol- 
cher Anlage  niemand  ausgeschlossen  sein  noch  verschonet  werden.  Doch 
sollen  die  Obrigkeiten  —  insonderheit  den  gemeinen  Mann,  so  viel  mög- 
lich vor  andern  nicht  beschweren,  sondern  nach  eines  jeden  Vermögen 
Gleichheit  haben.44  Nordaroerikanische  Verf.  I,  8:  „Der  Congresz 
hat  dns  Recht,  Taxen.  Abgaben,  Auflagen  und  Accise  aufzulegen  — ; 
aber  alle  Abgaben,  Auflagen  und  die  Accise  müssen  in  den  gesammten 
Vereinigten  Staten  gleichförmig  sein.4*  Bayerische  IV,  §.  13:  „Die 
Theilnnhme  an  den  Slatslasten  ist  für  alle  Einwohner  des  Reichs  allge- 
mein, ohne  Ausnahme  irgend  eines  Standes,  und  ohne  Rücksicht  auf 
vormals  bestandene  besondere  Befreiungen."  Holländische  $.  172: 
„Keine  Privilegien  können  in  Bezug  auf  Auflagen  verliehen  werden." 
Belgische  %.  112:  „Kein  Privilegium  kann  in  Betreff  der  Auflagen  ein- 
geführt werden.  Eine  Befreiung  oder  Nachlasz  von  einer  Auflage  kann 
nnr  durch  ein  Gesetz  eingeführt  werden."  P reu s zische  §.  101:  „In 
Betreff  der  Steuern  können  Bevorzugungen  nicht  eingeführt  werden." 

*  Ueber  die  früheren  Verhältnisse  der  Steuerfreiheit  der  deutschen 
Ritterschaft  vgl.  Zachariä  D.  St.  R.  III,  8.  144  ff.  Auch  die  Geist- 
lichkeit nahm  im  Mittelalter  Steuerfreiheit  für  ihre  Güter  in  Anspruch, 
uud  berief  sich  dabei  auf  ein  angebliches  göttliches  Recht.  Die  Auf- 
hebung  dieser  Privilegien  kann  durch  die  Gesetzgebung  verordnet  werden, 
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Stat  ist  über  jederzeit  berechtigt,  auch  da  wo  einzelne  Classen 
Steuerfreiheit  hergebracht  haben ,  die  Rechtsregel  herzustellen, 
und  von  Allen  Steuer  zu  verlangen. 

Es  kann  auch  Niemand  sich  aus  dem  Grunde  der  Steuer 
entziehen,  dasz  er  behauptet  keinen  Theil  zu  haben  an  den 
Genossen  der  öffentlichen  Anstalten,  noch  Theil  haben  zu 
wollen,  und  auf  den  Statsschutz  verzichtet,  seiner  eigenen  Kraft 
vertrauend,  es  wäre  denn,  dasz  er  das  Statsgebiet  verlassen 
und  die  Statsangehörigkeit  völlig  aufgeben  würde.  Denn  es 
gibt  in  dem  Statsgebiete  weder  Personen  noch  Vermögen, 
die  nicht  der  Statsherrschaft  unterworfen  wären,  und  auf 
dieser,  nicht  auf  dem  Ersatz  der  Vortheile  der  Statsordnung, 
an  denen  freilich  Alle  auch  Theil  haben,  beruht  die  Steuer- 
pflicht. 

Von  Rechtes  wegen  ist  einzig  von  der  Steuerptlicht  aus- 
genommen, insoweit  derselbe  nicht  zugleich  als  Privateigen- 
thümer  erscheint,  der  Monarch,  weil  er  die  Statsherrschaft 
reprüsentirt.  Dagegen  können  die  Mitglieder  der  Dynastie 
nicht  auch  ein  Recht  der  Steuerfreiheit  behaupten,  da  sie 
immerhin  Untertha  nen  des  States  sind.  Stiftungen  für 
Zwecke  öffentlicher  Wohlfahrt  können  darum,  ohne  das 
Princip  zu  verletzen,  von  der  Steuerpflicht  befreit  werden, 
weil  ihre  Einkünfte  ohnehin  öffentlichen  Zwecken  dienen, 
daher  die  Besteuerung  zu  Gunsten  der  Statscasse,  die  auch 
nur  um  der  öffentlichen  Wohlfahrt  willen  besteht,  jene  dem 
Wesen  nach  gleichartige  Verwendung  beeinträchtigt. 

3.    Gleichmäszigkeit  der  Steuer  ist  ein  ferneres 
Princip  des  natürlichen  Statsrechts.  Sie  ist  in  der  That  eine 
Forderung  der  statlichen  Gerechtigkeit,  welche  von  Allen  ' 
Steuer  bei  träge  fordert,  und  nicht  die  einen  Classen  vor  den 
andern  willkürlich  begünstigen  noch  drücken  darf. 

Die  wahre  Gl  ei chh  ei  t  ist  aber  nicht  eine  quantitative, 

ohne  Entschädigung,  denn  sie  sind  kein  Privatrecht,  so  wenig  als  die 
Steuerpflicht  einen  privatrechtlichen  Charakter  hat. 
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80  dasz  auf  alle  zu  dem  State  gehörigen  Personen  ein 
gleiches  Steuerquantum  verlegt,  mithin  alle  Steuer 
zur  Kopfs  teu  er  würde,  sondern  die  verhält  niszmäszige 
Gleichheit,  welche  unter  verschiedenen  Voraussetzungen  auch 
verschiedene,  jenen  entsprechende  Beiträge  fordert.  Diese 
Verhältniszmäszigkeit  näher  zu  erkennen  und  zu  bestimmen, 
und  nach  ihr  das  Steuersystem  zu  regeln,  ist  freilich  äuszerst 
schwierig,  und  wird  sich  immer  nur  annähernd  an  die  rea- 
len Verhältnisse  ermitteln  und  ordnen  lassen.  Das  8treben 
nach  diesem  Ziele  aber  ist  Aufgabe  und  Pflicht  der  Finanz- 
und  Statsmänner.  Man  hat  in  dieser  Beziehung  häufig  in 
neuerer  Zeit  allgemeine  Grundsätze  behauptet,  die  nur  theil- 
weise  wahr  sind,  und  wie  in  den  übrigen  Zweigen  des  Stats- 
rechts,  so  hat  auch  hier  der  moderne  Hang  zur  Abstraction 
zu  einseitiger  Uebertreibung  verleitet,  den  Widerspruch  zwi- 
schen Theorie  und  Praxis  zu  schroffer  Feindseligkeit  gereizt, 
und  mancherlei  unzulässige  Forderungen  der  Privaten  her- 
vorgerufen. Es  verhält  sich  damit  ganz  so,  wie  mit  der 
politischen  Rechtsgleichheit. 

So  ist  es  voraus  zu  einem  beliebten  Satze  in  neuerer 
Zeit  geworden,  die  Steuern  müssen  sämmtlich  nach  der  in 
den  Vermögensumständen  der  Einzelnen  begrün- 
deten Bei  tragsfäh'igkeit  angelegt  werden.  5  'Die  Con- 
sequenz  dieses  Grundsatzes  würde  dahin  führen,  dasz  alle 
Steuern  zur  Vermögens-  oder  Ein  kommenssteuer 
werden,  und  gerade  die  einträglichsten  und  die  am  wenig- 
sten drückenden  Steuern  aufgegeben  werden  müszten.  Kein 
moderner  Stat  könnte,  wollte  er  seine  Bestimmung  erfüllen, 
diesen  Grundsatz  ausführen,  und  doch  wird  er  als  ein  in 
der  Gerechtigkeit  begründeter,  somit  statlich  nothwendiger 
verfochten.  Diese  Erscheinung  ist  um  so  auffallender, 
wenn  man  sich  erinnert,  dasz  in  unserer  Zeit  die  nämliche 

*  Es  int  das  auch  von  Hau  geschehen.    Finanzwisa.  I,  8.  346  ff. 
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Statslehre,  welche  bei  Zuerkenn  ung  der  politischen  Hechte 
die  männliche  Bevölkerung  nur  zählt,  und  jedem  Kopf  gleich 
viel  politische  Rechte  zumiszt,  mit  Bezug  auf  die  Steuer- 
pflicht auf  einmal  von  solcher  Gleichheit  nichts  mehr  wissen 
will,  sondern  diese  je  nach  der  Grösze  der  Privutein- 
künfte  steigert,  somit  Rechte  und  Pflichten  nach  zwei 
entgegengesetzten  Grundsätzen  bestimmt.  Dieser  innere  Wider- 
spruch in  dem  Princip  selbst  ist  wohl  eine  hinreichende  Ver- 
anlassung jenen  Grundsatz  näher  zu  prüfen,  auch  wenn  man 
die  aus  der  Unausführbarkeit  desselben  im  practischen  Leben 
sich  ergebenden  Bedenken  miszachten  wollte. 

Das  freilich  versteht  sich  von  selbst,  dasz  wo  keine 
Steuerfühigkeit  ist,  auch  die  Steiierpflicht  ruhen  musz. 
Wo  Nichts  ist,  kann  Nichts  geholt  werden,  da  hat  nach  dem 
Sprichwort  „auch  der  Kaiser  sein  Recht  verloren."  Aber  es 
ist  ein  Irrthum,  aus  der  nothwendigen  Voraussetzung  der 
8teuerfahigkeitzu  folgern,  dasz  dieSteuerptlicht  ausschliesz- 
lich  nach  dem  höhem  oder  geringeren  Masze  der  Steuer- 
fähigkeit zu  messen  sei. (i 

'  Kau  a  a.  0.  II,  8.  362  hat  daher  dem  Grundsatz,  „dasz  die  Steuern 
so  viel  als  möglich  nach  dem  Verhältnisz  des  Einkommens  vertheilt  werden 
müssen,"  der  nur  eine  relative  Wahrheit  hat.,  eine  zu  ausgedehnte  Gel- 
tung für  das  ganze  Steuersystem  zu  geschrieben.  Neuerlich  halSchäffle 
in  einer  Abhandlung  „Mensch  und  Gut  in  der  Volkswirtschaft"  (Deutsche 
Vierteljahrsschrift  1862)  die  aussen lieszlicbe  Geltung  des  Princips  der 
Besteuerung  nach  dem  Reineinkommen  aus  dem  Grunde  bekämpft,  daaz 
das  Reineinkommen  nur  ein  Maszatab  sei,  um  die  capilalisirende  Seite  der 
wirtschaftlichen  Persönlichkeit  zu  bemessen,  daaz  aber  damit  nicht  die 
ganze  wirtschaftliche  Persönlichkeit  erkannt  und  betroffen  werde.  Es 
komme  auch  jede  andere  Verwendung  dea  Vermögens  in  Betracht,  ins- 
besondere neben  der  Verwendung  zum  Gewinn  auch  die  zum  Genusz. 
Der  Mensch  lebt  nicht,  um  Geld  zu  gewinnen,  sondern  er  macht  Geld, 
um  besser  (genuszreieber  im  beszten  Sinne)  zu  leben.  Der  höchste  und 
edelste  Reichthum  ist  nicht  mehr  anf  neuen  Gewinn  angelegt,  sondern 
er  verwendet  die  Früchte  seiner  Capitalien  zum  Genusz  (eigenem  und 
fremdem  Mitgenusz).  Mit  der  intensiven  Cultur  nehmen  die  Profite  ab, 
aber  keineswegs  die  Stcnerkraft  der  Nation.    Da*  eigentliche  Subject  der 
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Ebenso  ist  es  gewisz,  dasz  die  8teuerpflicht  immer  auf 
Personen  haftet,  welche  Privatvermögen  haben,  also  auch 
Privatpersonen  sind.  Die  Annahme  daher,  dasz  die 
Steuer  voraus  von  dem  „Societätsvermögen"  erhoben 
werde,7  ist  eine  Fiction,  welche,  obwohl  in  ihr  ein  Element 
von  Wahrheit  enthalten  ist,  der  Kritik  der  Jurisprudenz  nicht 
Stand  hält,  denn  es  gibt  kein  Gesammtsubject  dieses  Socie- 
tätsvermögens,  welches  als  steuerpflichtig  bezeichnet  werden 
könnte;  vielmehr  sind  es  bei  allen  8teuerarten  immer  ein- 
zelne Privaten ,  welche  von  denselben  betroffen  werden.  Aber 
daraus  folgt  wieder  nicht,  dasz  die  Steuerpflicht  eine  privat- 
rechtliche Beschwerde  und  lediglich  nach  der.  Privatverhält- 
nissen der  Einzelnen  zii  ordnen  sei.  Vielmehr  musz  auch 
sie,  wie  alles  öffentliche  Recht,  von  dem  Ganzen,  von  dem 
State  aus  bestimmt  werden. 

Als  Hauptverhältnisse  kommen  in  Bef rächt: 
a)  Die  Beziehungen  der  Privatwirtschaft  zur  Na- 
tional wir th Schaft.  Es  ist  des  States  durchaus  würdig, 
voraus  die  Gesundheit  und  das  Wachsthum  der  letztern  im 
Auge  zu  haben.  Kann  er  durch  die  Einrichtung  der 
Steuern  darauf  hinwirken,  die  Vermögenskräfte  der  Nation 
zu  stärken,  so  wird  eine  solche  Steuer  einen  doppelten 
Zweck  erfüllen,  sie  wird  die  Statscasse  bereichern  und 
zugleich  den  gemeinen  Privatwohlstand  heben.  Immer  aber 
musz  der  Stat  die  8teuer  so  ordnen,  dasz  sie  nicht  die 
Vermögenskräfte  der  Nation  oder  der  Einzelnen  schädigt 
oder  aufzehrt.  Es  sind  das  Rücksichten,  welche  vorzüglich 
in  dem  Zollsystem  zur  Anwendung  kommen,  und  welche 
die  Zölle  zu  einer  der  statlich  besten  Einnahmsquellen 
machen. 

Besteuerung  ist  die  Person  (nicht  dae  Vermögen),  die  Person  in  ihrer 
Vermögeuskraft. 

7  Stahl,  welcher  auch  in  dieser  Lehre  wesentliche  Dinge  berichtigt 
hat,  ist  dieser  Fiction  zu  sehr  zugethan.    Statslehre  II,  S.  420  ff. 
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Von  dieser  Betrachtung  aus  werden  denn  auch  die 
Regalien,  inwiefern  sie  in  neuerer  Zeit  sich  dem  Charakter 
der  Steuern  nähern,  ihre  Begründung  erhalten  und  zu  ordnen 
sein,  denn  es  gibt  allerdings  gewisses  Vermögen,  welches 
seiner  äuszern  Natur  nach  vorzugsweise  zu  der  Gesammtheit 
hin  gravitirt,  daher  in  dem  Stenerwesen  des  Stats  auch  einen 
hervorragenden  Platz  einnimmt. 

In  all  diesen  Fällen  kann  durchaus  keine  Gleichheit 
weder  in  dem  Sinne  bestimmt  werden,  dasz  Jeder  über- 
haupt gleich  viel  Steuer  entrichte,  denn  die  einen  ver- 
kaufen oder  consumiren  mehr  zollbare  Gegenstände  als  die 
andern,  müssen  daher,  sei  es  von  Anfang  an  und  vorschusz- 
weise,  sei  es  dem  Erfolge  nach,  mehr  beitragen  als  die  an- 
dern, noch  dasz  jeder  nach  Ve  rhfil  tu isz  seiner  Vermö-. 
gens umstände  gleich  belastet  werde.  Man  hat  zwar  oft 
schon  das  letztere  behauptet  und  aus  dem  Grunde  diese 
Steuerart  zu  vertheidigen  unternommen,  dasz  mindestens  an- 
nähernd das  Masz  der  Steuer  je  nach  dem  gröszeren  oder 
geringeren  Vermögen  steige  oder  falle.  Das  ist  aber  augen- 
scheinlich nicht  wahr,  und  zwar  keineswegs  nur  dann  nicht, 
wenn  man  die  zunächst  steuerpflichtige  Classe  der  Fabrican- 
ten  und  Kaufleute,  welche  die  zollbaren  Waarcn  ein-  oder 
ausführen,  im  Auge  hat,  sondern  auch  dann  nicht,  wenn 
man  annimmt,  dasz  jene  zwar  direct,  indirect  aber  zu 
gröszerem  Theile  die  Consumenten  davon  betroffen  werden. 
Der  Verbrauch  von  Colonialwaaren  z.  B.  in  Deutschland 
steigert  sich  keineswegs  im  Verhältnisz  der  Steigerung  des 
Vermögens  der  einzelnen  Consumenten. 

Die  Gleichmäszigkeit  dieser  Steuern  ist  demnach  eine 
wesentlich  objective.  Sc  mehrWaaren,  oder  je 
schwerer  die  Waaren,  welche  die  Zolllinien  durch- 
schneiden, desto  mehr  Zoll  wird  davon  zu  Öffentlichen  Zwecken 
bezogen.  Darnach  richtet  sich  das  Steuerquantum  und  die 
Bteuerpflicht  des  Vertreters  dieser  Waaren  im  einzelnen  Fall. 
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Der  8teu er ausatz  aber  wird  voraus  nach  nationalwirth- 
schttftlichen  Rücksichten  bestimmt. 

b)  Das  Verhältnisz  des  Genusses,  welcher  wieder  nicht 
in  demselben  Masze  wächst  oder  sich  vermindert  wie  das 
Vermögen  der  Einzelnen  steigt  oder  fallt,  obwohl  aller- 
dings auch  eine  gewisse  Wechselbeziehung  der  beiden  Ver- 
hältnisse stattfindet.  Denn  es  gibt  manche  Reiche,  die  sehr 
wenig  genieszen,  und  viele  Unbemittelte,  die  viel  genieszen: 
und  es  gibt,  was  wichtiger  ist,  eine  Menge  von  Genüssen, 
die  ziemlich  gleichmäszig  ohne  Rücksicht  auf  das  Vermögen 
über  die  grosze  Menge  der  Privaten  verbreitet  sind.  Die 
Finanzmänner  haben  es  aber  von  jeher  verstanden ,  vorzüg- 
lich auf  die  letztere  Gattung  von  Genüssen  zu  achten,  und 
sich  um  die  selteneren,  daher  auch  weniger  einträglichen 
Hochgenüsse  je  der  Reichern  minder  zu  kümmern.  Dieser 
Zug  der  Steuer  zu  der  Massen haftigkeit  des  Genusses,  wor- 
aus die  sogenannten  Verbrauchs-  oder  Consumtions- 
steuern  entstanden  sind,8  wäre  eine  schreiende  Ungerech- 
tigkeit, würde  die  Steuerpflicht  sich  nach  den  Einkünften 
der  Privaten  jederzeit  richten  müssen.  Wenn  man  dagegen 
des  statsrechtlichen  Charakters  der  Steuer  sich  bewuszt  ge- 
worden ist,  und  erkannt  hat,  dasz  dieselbe  voraus  von  dem 
Standpunkte  des  Ganzen  aus  zu  ordnen  ist,  so  verschwin- 
det jener  privatrechtliche  Schein  des  Unrechts  und  es  er- 
scheint natürlich,  dasz  der  Stat,  welcher  das  gesummte  Volk 
und  in  ihm  alle  Einzelnen  in  ihren  Genüssen  schützt  und 
ihre  Wohlfahrt  fördert,  berechtigt  sei,  die  Beitragspflicht 
derselben  zu  gutem  Theile  auch  nach  den  Genüssen  zu  re- 
geln, an  welchen  sie  massenhaft  betheiligt  sind. 

c)  Das  Verhältnisz  des  Vermögens  kommt  ebenfalls, 
nur  nicht  ausschlieszlich  in  Betracht,   das  Vermögen  als 

•  Sie  sind  seit  dem  MV.  Jahrhundert  unter  dem  Namen:  „accise," 
Umgeld,  Ungeld  n.  s.  f.  aufgekommen.  Vgl.  ünger.  Gesch.  der  Land- 
Mände  II,  S.  417. 
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ökonomische  und  sichtbare  d.  h.  äuszerlich  erkennbare  Er- 
werbskraft  der  Einzelnen  gedacht.  Die  Ausmittlung  der- 
selben ist  freilich  schwierig.  Wollte  man  die  individuelle 
Arbeitskraft  messen  und  als  Maszstab  benutzen ,  so  wäre  das 
ebenso  unmöglich  als  dem  Wesen  des  menschlichen  Rechts, 
welches  eine  leibliche  Ordnung  ist,  widersprechend.  Man 
musz  sich  daher  an  die  wahrnehmbaren  objectiven  Gegen- 
sätze halten. 

Da  wird  denn  vorerst  eine  gewisse  Gleichheit  aller 
erwachsenen  Menschen,  oder  wenigstens  der  mönnlichen, 
ohnehin  dem  State  unmittelbarer  verbundenen  Bevölkerung 
sichtbar,  indem  die  Menschen  und  vorzüglich  die  Männer 
als  solche  schon  ein  gemeinsames  Masz  von  natürlicher  Ar- 
beits-, beziehungsweise  Vermögenskraft  haben.  Es  ist  daher 
die  Kopfsteuer  keineswegs  so  ungerecht,  wie  man  oft 
vermeint.  Wenn  nur  der  Stat  seine  Pflicht  erfüllt,  dasz 
jeder  seine  Kräfte  auch  zum  Erwerb  benutzen  kann,  so  darf 
er  wohl  von  Jedermann  schon  um  deszwillen  eine  gleiche 
Beisteuer  verlangen,  ohne  das  Princip  der  Gerechtigkeit  zu 
verletzen.  Bei  der  Ausbildung  der  Zölle  und  Verbrauch- 
steuern in  neuerer  Zeit  aber,  die  ohnehin  die  Masse  treffen, 
und  dieselbe  weniger  drücken,  obwohl  die  Gesammtsumme 
der  Belastung  gröszer  ist,  als  die  Kopfsteuer  des  römischen 
Kaiserreiches  betragen  hatte,  ist  mit  Recht  diese  Steuer  in 
den  neuem  Staten  aufgegeben  worden. 

Es  wird  aber  auch  die  Verschiedenheit  des  Vermö- 
gens9 deutlich,  und  auf  dieser  Wahrnehmung  beruhen  nun 
eine  Reihe  von  Steuern,  welche  je  nach  den  verschiede- 
nen Arten  und  Abstufungen  des  Privatvermögens 
verlegt   werden.    Von  der  AK  sind   die  Grundsteuer, 

•  Zuerst  wnrde  eine  Vermögenssteuer  (von  einem  halben  Oulden  von 
100  Gulden)  im  Jahr  1427  zu  Florenz  eingeführt  und  „Kataatrumtt  ge- 
nannt. Vgl.  v.  Lerche nfeld,  das  englische  Einkommensteuergesetz. 
München  1853. 

* 
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die  Capitalstcuer.  die  Gewerbsteuer,  Einkommen- 
steuer u.  s.  f. 

Man  hat  sich  oft  darüber  gestritten,  ob  eine  progres- 
sive Vermögens-  oder  Einkommensteuer,  für  deren  Clussen 
nicht  mit  der  Zunahme  des  Vermögens  oder  Einkommens  in 
gleichen  Procenten  die  Steuer  erhöht  wird,  sondern  in  stär- 
kern  Proportionen  steigt,  sich  mit  dem  Princip  der  Rechts- 
gleichheit vertrage.  Würde  die  Steuer  lediglich  nach  pri- 
vatrechtlichen Gründen  dem  Privat  vermögen  als  eine 
Last  obliegen,  so  müszte  dieselbe  durchaus  als  widerrechtlich 
erscheinen,  denn  dann  wäre  der  einzig  natürliche  Grundsatz 
der:  „So  viel  Privatvermögen,  so  viel  Steuerprocente."  Wenn 
man  aber  von  dem  Rechte  des  8tats  ausgeht,  das  Ver- 
mögen der  Privaten  je  nach  der  ihnen  inwohnenden  Erwerbs- 
und Stenerkrwft  zu  messen,  so  läszt  sich  nicht  ebenso  unbe- 
dingt eine  Einrichtung  verwerfen,  welche  nicht  blosz  zählt, 
sondern  auch  wägt,  d.  h.  insofern  ihr  die  Productions-  und 
Tragkraft  in  stärkeren  Verhältnissen  zuzunehmen  scheint, 
auch  dieses  Wachsthuin  in  Anschlag  bringt.  Nur  allerdings 
liegt  hier  die  Gefahr  des  Miszbrauchs  und  willkürlicher  Ueber- 
spannung,  welche  hinwieder  andere  und  gröszere  Uebel  nach 
sich  ziehen  kann,  z.  B.  Reizung  despotischer  Habsucht  oder 
commuuistischer  Gier,  Beunruhigung  des  Privateigenthums, 
Lähmung  der  groszen  Industrie,  so  nahe,  dasz  der  Stats- 
mann  nur  mit  groszer  Vorsicht  diesen  schlüpfrigen  Boden 
betreten  wird.  Verwandte  Gefahren  erheben  sich  übrigens 
gegen  das  System  einer  allgemeinen  Vermögens-  und  Ein- 
kommenssteuer überhaupt. 

Alan  pflegt  die  beiden  ersten  Gattungen  der  Steuern  in- 
directe,  die  dritte  directe  Steuern  zu  nennen,  weil  die 
erste ren  nicht  unmittelbar  von  den  Personen  bezogen  wer- 
den, auf  welche  am  Ende  die  Steuerlast  fällt,  sondern  von 
andern  gleichsam  vorschuszweise ,  die  letztern  dagegen  von 
dem  State  den  Einzelnen  unmittelbar  auferlegt  werden,  welche 
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in  Anspruch  genommen  werden  sollen.  Das  Rotleck'sche 
Stntsrecht  erklärt  die  indirecten  Steuern  sämtntlich  für  „ewig 
verwerflich,41  und  obwohl  die  Nationalökonomen  denselben 
günstiger  sind  und  die  Finanzmänner  ihrer  nicht  entbehren 
können,  so  hat  doch  die  „privatrechtliche  Statslehre"  sich 
fortwährend  gegen  das  Princip  der  indirecten  Steuern  als 
ein  ungerechtes  erklärt.  Dadurch  ist  auch  in  das  Finanz- 
system, auf  welches  jene  Rechtsansichten  immerhin  vielfach 
eingewirkt  haben,  Verwirrung  und  Unsicherheit  gekommen. 
Erkennt  man  aber  den  s  tatsrecht  liehen  Charakter  der 
Öteuern,  so  erscheinen  die  indirecten  Steuern  umgekehrt 
,  eis  die  natürlichen,  und  die  directen  dienen  mehr  zur 
Ergänzung  jener,  als  dasz  sie  zur  Regel,  jene  zur  Aus- 
nahme würden. 

Es  ist  übrigens  einleuchtend,  dasz  auf  die  wirkliche 
Anordnung  der  Steuern  wirthschuftliche  Grundsätze  und  Wahr- 
nehmungen noch  gröszern  Einflusz  haben,  als  die  Rechts- 
grundsätze. Letztere  sind  Schranken,  die  von  der  Stats- 
wirthschaft  beachtet  werden  müssen,  diese  selbst  aber  musz 
innerhalb  dieser  Schranken  ihrem  eigenen  Geiste  folgen,  und 
das  Zweck mäsz ige  auffinden  und  durchfuhren. 


Sechstes  Capitel. 

E.  Der  Sta  tscred  it. 

1.  Wenn  die  Einnahmen  des  Stutes  nicht  zureichen, 
um  die  Ausgaben  zu  decken,  und  überwiegende  Gründe  vor- 
handen sind,  um  die  Steuerkraft  des  Volkes  nicht  höher 
oder  nicht  so  hoch  zu  spannen,  dasz  die  Mindereinnahme 
dadurch  gedeckt  wird,  so  steht  dem  State  noch  das  Recht 
zu,  8tatssehn  lden  zu  contrahiren.  Thut  er  das,  so  ladet 


Digitized  by  Google 


Sechsten  Capitel.    E.  Der  Statscredil.  413 

er  den  folgenden  Geschlechtern  eine  um  so  groszere  Steuer- 
last auf,  erleichtert  aber  die  gegenwärtige  Bevölkerung, 
welche  vielleicht  auszer  Stand  wäre,  sofort  den  ganzen  Aus- 
fall durch  Steuern  zu  ersetzen.  Der  Stat  hat  unzweifelhaft 
das  Recht,  seinen  Credit  zu  seiner  Rettung  oder  zu  seiner 
Wohlfahrt  zu  benutzen  und  Darlehen  aufzunehmen ,  wie  der 
Privatmann  es  hat.  Seine  Lage  ist  günstiger,  als  die  des 
Privaten,  da  sein  Credit  keineswegs  blosz,  wie  gewöhnlich 
der  der  Privaten,  durch  das  verwendbare  active  Capitalver- 
mögen  bedingt  ist,  sondern  um  der  dem  State  zustehenden 
Steuerhoheit  willen,  welche  wenigstens  die  fortdauernde  Ver- 
zinsung der  Statsschulden  sichert,  sich  Uber  das  ganze  Ver- 
mögen der  Nation  ausbreitet  und  in  diesem  seine  Wurzeln 
hat.  Der  Statscredit  beruht  in  Wahrheit  mehr  auf  der  Macht 
des  Stat*  Uno  auf  dein  Vertrauen,  welches  die  öffentliche 
Meinung  dem  rechtlk  ■  j<jii  Charakter  seiner  Leitung  zuwendet, 
als  auf  irgend  einer  Ruilsicherheit ,  die  er  zu  bestellen  ver- 
möchte. IV-  Sc)<uidt?imut-hen  ist  dem  State  um  so  mehr 
erleichtert  worden,  je.  weniger  Werth  oft  die  Gläubiger  dar- 
auf zu  legen  pflegten,  dasz  der  Stat  selbst  je  das  entlehnte 
Capital  zurückzahle.  Hutten  sie  eine  gesicherte  Rente  — 
und  diese  zu  bezahlen  fiel  dem  State  nicht  sehr  schwer,  da 
er  durch  Steuern  die  Zinsen  aufbringen  konnte  —  so  hatte 
ihre  Forderung  doch  im  Verkehr  einen  Capi ta lwerth, 
der  freilich  den  Schwankungen  des  Credits  ausgesetzt  war, 
aber  bei  einigermaßen  guter  Finanzwirthschaft  nur  wenig 
unter  die  ursprüngliche  Darlehenssumme  sank,  unter  günsti- 
gen Verhältnissen  diese  überstieg. 

Diese  Leichtigkeit,  Schulden  zu  machen,  hat  indessen 
neuere  Staten  verleitet,  den  Statscredit  übermäszig  auszu- 
beuten und  Schuldenlasten  aufzuhäufen,1  welche  die  State- 

1  Im  Jahre  1739  noch  betrug  die  englische  Natiorialschuld  nicht 
völlig  47  Millionen  Pf.  8t.  Im  Jahre  1763  Iwtrng  sie  schon  146  Millionen, 
am  Schlusz  des  amerikanischen  Krieges  257  Millionen,  im  Jahre  1817  am 
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wirthschaft  in  einen  Zustand  fieberhafter  Reizbarkeit  ver- 
setzen ,  für  die  Zukunft  die  freie  Bewegung  des  8tates  lähmen 
und  neuen  Kraftaufwand  in  künftiger  Notli  fast  unmöglich 
machen.  In  einer  Zeit,  in  welcher  grosze  gemeinnützliche 
Erfindungen  und  Unternehmungen,  w.  B.  Eisen  bahn  bau  teu, 
die  allgemeine  Wohlfahrt  heben,  ist  es  wohl  erlaubt  und 
weise,  die  Capitalverwendungen  dafür  durch  Aufnahme  von 
Darlehen  möglich  zu  machen.  Es  wäre  unbillig,  müszte  die 
Gegenwart  die  Last  allein  tragen,  wahrend  der  Gewinn  ein 
dauernder  ist  und  der  Zukunft  nicht  minder  zu  Gute  kommt. 
Indem  den  folgenden  Generationen  die  Ausgabe  mit  auferlegt 

Schlusz  der  napoleonischen  Continentalkriege  848,282.247  Pf.  St.,  im  Jahre 
1861  wieder  805,0m  In  Frankreich  ist  die  Statsschuld  von  5,838,002  Fr. 
im  Jahre  1861  auf  9,334,012  Fr.  gestiegen.  Lord  Russell,  engl.  Verf. 
C.  29  bemerkt  darüber:  „Unstreitig  wird  eine  Nationalschuld  eine  Zeit 
Inng  von  den  beazten  Wirkungen  sein.  Sie  befördert  den  lebhaften  Geld- 
umlauf. Sie  bringt  neue  Capitalisten  auf  den  Markt,  welche  unterneh- 
mender und  speculativer  sind  als  die  alten  Grundbesitzer;  sie  nöthigt  den 
Arbeiter  zu  gröezerer  Arbeitsamkeit  und  veranlaszt  zugleich  gesteigerte 
Nachfrage  nach  Arbeit.  Wenn  aber  die  Taxeu  eine  gewisse  Höhe  erreicht 
haben,  so  sind  die  Wirkungen  so  ziemlich  ganz  entgegengesetzt.  Die 
Preise  werden  den  Cousumenten  so  ungeheuer  gesteigert,  dasz  jeder  kluge 
Mann  seine  Consumtiou  einschränkt  und  weniger  arbeiten  läazl.  Der 
gröszere  Theil  des  allgemeinen  Landeseinkommeus  wird  den  Händen  der- 
jenigen entzogen,  welche  in  der  Lage  sind,  es  in  Ackerbau  und  Mann- 
facturen  anzulegen,  und  kommt  dagegen  in  die  Hände  der  groszen  Kauf- 
leute, deren  Capital  den  Markt  überschwemmt  und  nur  in  Gestalt  von 
hypothccirlen  Capitalien  auf  das  Land  zurückflieszt.  Auf  diese  Weise 
entsteht  frühzeitig  der  gröszlc  Geldmangel  in  einigen  und  der  gröszte 
Uebertlusz  in  andern  Gegenden.  So  wirkt  eine  grosze  Nationalschuld 
auf  die  Einzelnen.  Sie  schwächt  und  erschöpft  aber  auch  die  Hülfs* 
quellen  des  Slats.  Die  Kostbarkeit  früherer  Kriege  macht  es  der  Nation 
schwer,  Taxen  für  die  Verteidigung  in  der  Gegenwart  aufzubringen.44 
Jedes  Miszverhältnisz  zwischen  Steuerkraft  der  Nation  und  Statsschuld 
rächt  sich  schwer.  Die  Republik  Venedig  und  die  alle  Monarchie  von 
Frankreich  erlagen  um  so  eher  den  äuszern  und  innern  politischen 
Verwickinngen,  weil  ihr  Statsschuldenwesen  in  Zerrüttung  gekommen 
war;  und  in  unsern  Tagen  wird  Oesterreich  trotz  aller  Anstrengungen 
nicht  wieder  zu  vollen  Kräften  gelangen,  wenn  es  ihm  nicht  geliugl, 
den  gestörten  finanziellen  Credit  herzustellen. 
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wird,  geschieht  Niemandem  Unrecht.  Aber  selbst  da  ist 
es  gut,  Masz  zu  halten,  da  der  Blick  in  die  Zukunft  un- 
sicher ist,  und  möglicher  Weise,  was  jetzt  vortheilhaft 
scheint,  später  viel  geringeren,  vielleicht  keinen  Werth  mehr 
hat.  Wie  viel  Vermögen  haben  z.  B.  die  Canäle  verschlungen, 
die  anfangs  ganz  zweckmäszig  angelegt  schienen,  während 
ihr  Nutzen  im  Verfolg  durch  Eisenbahnen  sehr  bedeutend 
vermindert  und  ersetzt  worden  ist.  Moralisch  berechtigt  ist 
der  Stat  nur  dann  zur  Schuldencontrahirung,  wenn  entweder 
die  Noth  des  Stats,  wie  in  Kriegszeiten,  eine  auszerordent- 
liche  Anstrengung  seiner  ökonomischen  Kräfte  nöthig  macht, 
oder  wenn  grosze  gemeinnützliche  Werke  von  dauern- 
dem Interesse  Bedürfnisz  geworden  sind-,  nicht  aber,  wenn 
die  Aufgabe  nur  die  ist,  die  gewöhnlichen  laufenden 
Ausgaben  des  Statshaushalts  zu  decken.  Dafür  zu  sorgen, 
ist  jederzeit  die  Pflicht  der  Gegenwart. 

2.  Der  Statscredit  wird  vorerst  benützt  in  vorzüglich 
statlicher  Form  durch  Emission  von  S tats- Papier- 
geld. In  dieser  Gestalt  kann  es  dem  State  gelingen,  ohne 
momentane  Bedrückung  des  Volkes  und  fast  ohne  Kosten 
eine  erhebliche  Summe  Geldes  flüssig  zu  machen,  die  zwar 
unzweifelhaft  eine  ebenso  grosze  Statsschuld  ist,  aber 
trotz  dem  nicht  verzinset  zu  werden  braucht.  Solche 
Vorzüge  sind  verlockend.  Aber  wenn  nicht  strenges  Masz 
gehalten  und  mit  groszer  Gewissenhaftigkeit  verfahren  wird, 
so  gleitet  der  Credit  des  States  auf  der  schiefen  Fläche  mit 
steigender  Schnelligkeit  dem  Abgrund  zu.  Die  franzö- 
sischen Assignaten  und  die  Schwindeleien  in  einzelnen 
nordamerikanischen  Staten  sind  eine  bleibende  War- 
nung, sich  vor  diesen  Abwegen  zu  hüten.  Man  kann  dem 
State  das  Recht  dazu  nicht  absprechen,  denn  sowohl  die 
Benutzung  seines  Credits  als  die  Anordnung  der  gemeinen 
Geldverhältnisse  gebührt  ihm;  und  auf  diesen  beiden  Mo- 
menten beruht  das  Papiergeld,  das  der  Stat  ausgibt.  Die 
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Gesetzgebung  thut  aber  wohl  daran,  die  Ausübung  dieses 
Rechtes  so  zu  ordnen  und  so  scharfer  Controle  zu  unter- 
werfen, dasz  die  in  der  Natur  des  Hülfsmittcls  liegende 
Lockung  nicht  zu  Maszregeln  verleitet,  welche  die  gehofften 
Vorzüge  durch  gröszern  realen  Schaden  aufzehren.  So  lange 
dafür  gesorgt  ist,  dasz  das  Papiergeld  jederzeit  gegen  den 
entsprechenden  Betrag  in  baares  Geld  umgesetzt  werden 
kann,  so  lange  ist  keine  Gefahr.  Wenn  diese  Möglichkeit 
stockt,  dann  beginut  der  Schaden. 

3.  Die  Form  der  gebotenen  Anleihen,  Zwangs- 
aul einen,  läszt  sich  als  Regel  in  keiner  Weise,  als  ein 
vorübergehendes  Noth  mittel  nur  ausnahmsweise  durch 
wirkliche  Noth  rechtfertigen.  Sie  widerspricht  schon  dem 
Begriffe  des  Darlehens,  welches  auf  freiem  vertragsmäszigein 
Anvertrauen  einer  Geldsumme  beruht,    Der  Stat  ist  zwar 

■ 

wohl  berechtigt,  <ii<'  Siatsbttrgw  zu  Beisteuern  im  öffentlichen 
Interesse  anzuhalten,  aber  nicht  dazu,  ihm  Credit  zu  schen- 
ken, denn  dieser  gebort  dem  individuellen  Geistesleben  an  und 
laszt  sich  überall  nicht  mit  üuszerlichen  Geboten  erzwingen. 
Ueberdem  ist  eine  Zwangsanleihe  auch  mit  dem  beszteii  Willen 
nicht  wohl  gerecht  zu  vertheilen,  wenn  nicht  der  freie  Wille 
der  Gemeinden  unterstützend  zu  Hülfe  kommt,  denn  die 
Privaten  können  nicht  je  nach  ihrem  Vermögen  im  gegebe- 
nen Moment  Capitalien  in  Geld  aufbringen  oder  entbehren, 
und  doch  wird,  da  es  sich  um  Capital  an  lagen  handelt,  die 
Beitragsnlhigkeit  wesentlich  nach  dem  Capital  vermögen  ge- 
messen werden  müssen.  Endlich  zerstört  der  Zwang  zum 
Credit  den  uoch  vorhandenen  Rest  von  Credit,  dessen  der 
Stat  geuieszt,  denn  Jedermann  sieht  in  demselben  ein  Be- 
kenntnisz  des  Stats  selbst,  dasz  er  keinen  freien  Credit 
mehr  habe.  - 

Nur  wenn  die  Noth  keinen  andern  Ausweg  mehr  läszt, 

a  Ueber  ein  preus  zisch  es  Zw«  ngsan  leihen  in  der  Kriegsnoth  vgl. 
Stcius  Leben  v.  Pertz  II,  S.  55  ff. 
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so  darf  der  Stat  in  Folge  seiner  Ausnahmsgewalt  das  Pri- 
vatreeht  momentan  so  verletzeu,  dasz  er  vorschreibt,  was 
Jeder  an  Vermögen  ihm  zu  leihen  habe,  aber  auch  dann 
nur  in  der  Weise,  dasz  er  sich  verpflichtet,  das  Zwangsan- 
lehn  möglichst  bald  entweder  in  ein  freiwilliges  umzuwan- 
deln oder  sainmt  Zinsen  zurückzuzahlen. 

4.  Die  regelmäßige  Benutzung  des  Statscredits  geschieht 
durch  freiwillige  und  verzi  nsliche  A nl eihen  bei  Pri- 
vaten. Man  hat  in  neuerer  Zeit  zuweilen  auch  diese  Con- 
trahirung  als  einen  Act  der  politischen  Stategewalt  bezeich- 
net,3 und  daher  auch  viele  Stateschulden  dem  Privatrecht 
zu  entziehen  und  für  unklagbar  zu  erklären  versucht.  Allein, 
wie  mir  scheint,  mit  Unrecht.  Der  Credit  freilich,  den  der 
Stat  benutzt,  ist  ein  öffentlicher,  und  wesentlich  auf  das 
öffentliche  Ansehen  und  die  Macht  des  States  basirt,  und  es 
ist  ein  Act  der  Statshoheit,  wenn  der  Stat  im  einzelnen  Fall 
zur  Eingehung  von  Darlehensschulden  sich  entschlieszt  Diese 
selber  aber  sind  nicht  ein  Ausflusz  der  Statshoheit,  denn 
die  Privaten,  welche  dem  Stute  ihre  Capitalieu  vorstrecken, 
sind  dazu  nicht  verpflichtet,  und  das  Geschüft,  welches  sie 
abschlieszen ,  ein  wesentlich  privatrechtlicher  Vertrag. 
Ein  innerer  Grund,  weszhalb  die  Stategläubiger  den  Fiscus 
nicht  auf  Bezahlung  der  schuldigen  Zinse  oder  Renten, 
und  insofern  die  Rückzahlung  des  Capitals  in  dem  Ver- 
trage versprochen  worden  ist,  auch  dieses  belangen  dürften, 
besteht  nicht.  Eis  kann  wohl  bei  der  Negocirung  des  An- 
leihens  alles  auf  die  moralische  Ehrenhaftigkeit  und  Treue 
des  States  an  dem  gegebenen  Wort  abgestellt  und  von  Seite 
der  Gläubiger  auf  ein  Klagerecht  verzichtet  werden;  aber 
das  ist  nicht  schon  in  der  Natur  des  Geschäfte  begründet, 
und  keine  Folge  des  Staterechtes,  welches  privatrechtliche 
Verpflichtungen  des  Fiscus  wohl  zuläszt  und  anerkennt. 

3  So  Schniilthenoer,  Statu*.  S.  360. 
Kl u n Ischl i,  allgemeines  Statsrecht.   II.  27 
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Dagegen  ist  es  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf  die  Ausbil- 
dung des  Statsschuldenwesens  die  Hoheit  des  Stats  vielfach 
Einllusz  geübt  hat.  Daher  sind  die  Statsschulden  mitHypo- 
thekarvers  ich  er  ung  seltener  geworden,  als  die  fnn- 
riirten,  d.  h.  mr  welche,  ohne  eigentliche  Pfandrechte  zu 
gewähren,  der  Stat  durch  Anordnung  einer  Vertrauen  wecken- 
den Schuldentilgungsanstal  t  sorgt.  Ebenso  haben  die 
Statsschulden  häufig,  statt  wirkliche  Dark heusschulden  zu 
sein,  so  dasz  die  Gläubiger  ein  Recht  auf  Rückzahlung  der 
Darlehenssuuime  erlangen,  den  Charakter  von  fortwäh- 
renden Renten  ungenonimen ,  die  der  Stat  wohl  ablösen, 
zu  deren  Ablösung  er  aber  nicht  angehalten  werden  kann. 
In  diesem  Falle  gewinnt  der  Stat  freiere  Hand  für  seine 
Finanzoperationen,  und  die  Gläubiger,  können  dennoch  ihr 
Recht  auf  die  Rente  als  Capital  im  Verkehr  benutzen  und 
als  solches  veräuszern.  Am  wenigsten  sind  für  den  Stat 
Anleihen  mit  freiein  KOiidigmigsiecht  der  Gläubiger  zuträg- 
lich, weil  der  Stat  je  nach  Umständen  durch  plötzliche  Kün- 
digung iu  schwere  Verlegenheit  gestürzt  werden  könnte,  die 
Gefahr  solcher  aber  mit  den  Ereignissen  steigt,  welche  ohne- 
hin dem  State  erhöhte  Anstrengungen  gebieten. 

Eine  Eigenthümlichkeit  dieser  Verträge  des  Stats  ist  es, 
dasz  die  Wuchergesetze  darauf  keine  Anwendung  leiden. 
Wenn  demnach  die  Statsgläubiger  höhere  Zinsen  zugesichert 
erhalten,  als  sie  von  Privatschuldnern  fordern  dürften,  oder 
eine  geringere  Summe  einzahlen,  als  der  Nennwerth  der 
Obligationen  beträgt,  so  werden  sie  nicht  etwa  des  Wuchers 
schuldig;  denn  der  Stat  ist  eine  so  grosze  Macht,  dasz  es 
ungereimt  wäre,  denselben  dem  in  Privatnoth  gekommenen 
armen  Schuldner  an  die  Seite  zu  stellen  und  vor  der  Hart- 
herzigkeit der  Wucherer  durch  die  Gesetzgebung  zu  schützen. 
Die  wahre  Gefahr  ist  hier  doch  die  entgegengesetzte,  dasz 
der  Stat  seine  Macht  im  Verfolge  zum  Nachtheil  der  Gläubiger 
benutzen  werde. 
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Siebentes  GapiteL 

II.  Die  Volk  »wir  ilisehaftspilege. 
A.  Allgemeine  Anslallen. 

1.  Die  Statswirthschaft  im  engern  Sinn  hat  es  mit  den 
öffentlichen  Functionen  des  Stats  zu  thun,  durch  welche  er 
an  der  gemeinsamen  Volkswirthscha ft  einen  unmit- 
telbaren Antheil  nimmt.  Vor  allen  Dingen  gehört  hieher 
die  Sorge  für  das  Geld.  Denn  das  Geld,  obwohl  ein  Ge- 
genstand des  Privatvermögens,  hat  doch  eine  öffentliche  Be- 
Stimmung,  indem  es  l)als  ein  allgemein  anerkanntes 
Tausch  mittel,  2)  als  allgemeiner  Werth  messer  und 
3)  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  dient.  Es  stellt 
so  in  seinem  Gepräge  seinen  öffentlichen  Charakter  dar, 
und  bedarf  demgemasz  der  Stats- Au  torität,  um  seine 
natürliche  Bestimmung  zu  erfüllen. 

Das  Münzrecht  des  Stats,  d.  h.  das  Recht,  Geldmünzen 
prägen  zu  lassen  und  ihnen  einen  bestimmten  Werth  für  den 
Verkehr  beizulegen,  sowie  das  Recht,  den  Münzen  anderer 
Staten  auf  seinem  Gebiete  ebenfalls  einen  öffentlich  aner- 
kannten Werth  zuzuschreiben  oder  fremde  Münzen  zu  ver- 
rufen und  von  dem  öffentlichen  Verkehr  auszuschlieszen,  ist 
somit  ein  natürliches  Recht  des  Stats.  Jede  freie  Concur- 
renz,  theils  der  Privaten,  theils  fremder  Staten,  würde  Stö- 
rung und  Verwirrung  in  den  öffentlichen  Verkehr  bringen, 
und  die  Rechtssicherheit  und  den  Glauben  an  den  öffentlich 
bestimmten  Werth  des  Geldes  erschüttern. 

Auf  die  Art  der  Ausübung  des  Münzrechts  haben  die 
Grundsätze  einer  guten  Wirthschaft  entscheidenden  Einflusz, 
denn  der  Stat  hat  nicht  etwa  ein  formelles  Recht  der  Herr- 
schaft auf  diesem  Gebiete,  sondern  der  Natur  der  Dinge  ge- 
mäsz  nur  ein  Recht  der  Wirthschaft,  und  diesz  kann  nur 
nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  richtig  betrieben  werden. 
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Der  Stat  inusz  umsomehr  darauf  achten,  als  der  Verkehr, 
für  dessen  gesunde  Bewegung  er  zu  sotgeu  unternimmt,  so 
gar  im  Innern  des  Landes  in  manchen  Beziehungen  von  ihm 
völlig  unabhängig  ist,  und  weil  der  Verkehr  die  Völker 
auch  über  die  ganze  Erde  hin  verbindet,  und  daher  jede 
falsche  Statsmaszregel  weithin  empOndet,  und  hinwieder  der- 
selben da,  wohin  die  Gewalt  des  State  nicht  reicht,  entgegen 
wirkt.  Die  Münze  ist  nicht  ein  bloszes  Zeichen  des  Werthes, 
sondern  ihr  realer  Werth  musz ,  damit  sie  ihre  Bestimmung 
erfüllen  könne,  dem  Nennwerthe,  wenn  auch  nicht  völlig 
gleich,  doch  60  nahe  stehen,  dasz  auch  der  freie  Verkehr 
sie  so  hoch  schätzt,  als  dieser  lautet. 

2.  Das  Papiergeld  vertritt  in  dem  Umsatz  die  Stelle 
des  realen  Geldes  (Metallgeldes).  Die  Wahrheit  desselben* 
beruht  folglich  auf  der  leichten  Möglichkeit  des  Umsatzes 
in  wirkliches  Geld.  Zu  den  Wirthschaftsrechten  des  Stat« 
gehört  es,  auch  die  Ausgabe  des  Papiergeldes  zu  ordnen 
und  zu  beschränken.  Die  Gefahr  übermäsziger  Emission 
von  Statspapiergeld ,  welche  schwerer  wiegt ,  als  der  verhält- 
niszmäszig  geringe  wirkliche  Vortheil,  den  der  Stat  dabei 
gewinnen  kann,  hat  viele  Staten  bewogen,  sich  derselben 
ganz  zu  enthalten,  und  eher  an  Privatbanken  das  Recht 
zur  Herausgabe  von  Banknoten  zu  verleihen,  welche  im 
Privatverkehr  dem  eigentlichen  Papiergeld  ähnlich  benutzt 
werden.  Diese  Herstellung  von  Quasi papiergeld  kommt  den 
Privaten  keineswegs  aus  privatrechtlichen  Gründen  zu,  son- 
dern ist  immer  eine  von  dem  Stat  abgeleitete,  dem  die  Sorge 
für  das  Geld  überhaupt  obliegt. 1  Sie  ist  daher  auch  der 
Controle  des  Stats  unterworfen,  und  hat  die  von  dem  State 

1  üeber  ein  Gesetz  des  States  New- York  in  Nordamerika  vom 
18.  April  1838,  durch  welches  sogar  den  Privatpersonen  unter  gewissen 
Vorsichtsmaßregeln  frei  gegeben  wird,  Papiergeld  auszugeben,  vgl.  Za- 
chariä  in  Mittermaiers  Zeit  sehr,  für  Rechtswissenschaft,  des  Ausl.  XII, 
S.  361.  Wagner  im  D.  Statswörterbuch,  Artikel  „Papiergeld ,M  ver- 
theidigt  ebeuso  die  freie  Emission  von  Werthpapieren. 
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im  Interesse  der  Sicherheit  des  öffentlichen  Credits  gezogenen 
Schranken  zu  beachten.    Es  dient  weder  zum  Nutzen  des 
Stats,  wenn  er  selbst  Bankgeschäfte  macht,  noch  ist  diese 
immerhin  auf  Gewinn  gerichtete  Thätigkeit  seiner  würdig. 
Die  Speculation  als  solche  ist  Sache  der  Privaten,  und  nur 
von  diesen  mit  Geschick  und  Umsicht  zu  üben.    Daher  ist 
es  dem  Institute  der  Bank  gemüsz,  dasz  dieselbe  eine  Pri- 
vatanstalt und  als  solche  denn  auch  von  dem  State  in 
allen  reinen  Vermögensoperationen  unabhängig  sei.  Aber 
soweit  sie  zugleich  den  öffentlichen  Glauben  in  Anspruch 
nimmt  und  auf  die  gemeinen  Verkehrs-  und  Geld  Verhält- 
nisse eine  mächtige  Wirkung  äuszert,  steht  sie  unter  der 
Aufsicht  des  Stats,  dessen  Ermächtigung  sie  zu  ihrer 
•  Existenz  nöthig  hat. '    Ob  der  Stat  nur  Eine  Nationalbank, 
aber  mit  Zweiganstalten  für  die  Provinzen  und  Nebenstädte 
gestatten,  oder  ob  er  mehrere  selbständige  Banken  neben- 
einander erlauben  wolle,  ist  nicht  eine  Frage  des  Rechts, 
sondern  der  Zweckmäszigkeit.   Der  Wettstreit  mehrerer  Ban- 
ken kann  möglicher  Weise  Verwirrung,  Unsicherheit  und 
Schwindelei  hervorrufen .  die  Ausschlieszlichkeit  aber  Einer 
privilegirten  Bank  zu  selbstsüchtiger  Ausbeutung  der  Ver- 
kehrsbedürfnisse und  zu  einem  schädlichen  Druck  der  Geld- 
oligarchie und  zur  Vernachläszigung  von  mancherlei  In- 
teressen führen. 

3.  Statliches  Wirthschaftsrecht  und  stutliche  Pflicht  ist 
ferner  die  Sorge  für  die  öffentlichen  Straszen  in  ihren 
verschiedenen  Arten  und  Stufen.  Die  Straszen  dienen  durch- 
aus dem  öffentlichen  Leben  des  Volkes,  und  sind  daher 

- 

öffentliche  Sachen  im  eminenten  Sinne  des  Wortes.  Für 

1  Vgl.  Ran,  |*)Iitische  Üekouomie  IL  §.  263  ff.  und  den  Abrisz  der 
Geschichte  der  Banken  ebenda  I,  §.  310  ff.  Die  Bank  von  England 
wurde  1694.  die  österreichische  1816  gestiftet.  (Vorher  hatte  aber 
die  Wiener  Stadtbank  seit  1762  bestanden.)  Die  Law'sche  Schwindel- 
bank in  Frankreich  wurde  1716  gegründet,  die  jetzige  franzö- 
sische 1800. 
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Herstellung  und  guten  Unterhalt  der  6traszen  zu  sorgen  ist 
daher  eine  naheliegende  Aufgabe  des  Stats,  welcher  den 
centralen  Ueberblick  über  die  Bedürfnisse  des  allgemeinen 
Verkehrs  und  der  sämmtlichen  Landesgegenden  hat,  und 
dessen  Wirthschaft  die  geineinsamen  Interessen  nationaler 
Wohlfahrt  umfaszt. 

Es  lassen  sich,  wenn  man  von  bloszen  Privatwegen 
absieht,  folgende  öffentliche  Straszen  zu  Lande  unter- 
scheiden, an  welche  sich  eben  so  verschiedene  Brücken 
als  Uebergang  über  Gewässer  oder  Schluchten  anreihen: 

a)  die  Vicinal wege,  Nachbarwege,  welche  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Gemeinde  vermitteln,  wozu  denn 
auch  viele  städtische  Gassen  zu  zählen  sind; 

b)  die  Com  munalwege,  welche  die  Verbindung  von, 
ganzen  Geineinden  oder  gröszern  Ortschaften  herstellen; 

c)  die  Landstraszen,  auch  Departemental- 
straszen,  welche  zur  Verbindung  von  ganzen  Landesge- 
genden und  Bezirken  dienen; 

d)  die  Hanpt8traszen,  S tatsstrasze n,  welche  für 
das  ganze  Land  von  Wichtigkeit  sind  ;  endlich 

e)  die  Weltstraszcn,  deren  wesentliche  Bedeutung 
über  das  eigentliche,  vielleicht  kleine  und  nur  an  einem 
untergeordneten  Landestheile  von  demselben  durchzogene 
Land  humusreichen. 

Je  niedriger  die  Stufe  ist,  zu  welcher  die  Strasze^ge- 
hört  und  je  näher  sie  dem  besonderen  Interesse  der  benach- 
barten Grundbesitzer  und  Einwohner  eines  Ortes  liegt,  desto 
natürlicher  ist  es,  dasz  diese  und  die  betreffenden  Gemein- 
den mit  Bezug  auf  Anlage  und  Unterhaltungspflicht 
mitbeteiligt  werden.  Aber  ganz  darf  der  Stat  die  Auf- 
sicht darüber  nicht  aufgeben,  denn  auch  diese  Straszen 
haben  eine  gemeine  öffentliche  Bedeutung.  Er  kann  sich 
auf  die  Oberaufsicht  beschränken  und  den  Gemeinden  die 
nähere  Sorge   überlassen:   aber  er   wird   wohl    thun,  zu 
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bestimmen  und  darüber  zn  wachen,  dasz  diese  Sorge  in  dem 
Geiste  der  öffentlichen  Wohlfahrt  wirklich  geübt  und  nicht 
der  Nachläszigkeit  und  der  Arbeits-  und  Kostenscheu  ein- 
zelner Privaten  freier  Spielraum  verstattet  werde. 

Je  höher  die  Stufe  der  8trasze  und  je  allgemeiner  ihre 
Benutzungsweise  ist,  desto  ausschlieszlicher  liegt  die  Pflicht 
der  Anlage  dem  State  ob.  Weltstraszen ,  bei  welchen  das 
Interesse  verschiedener  Staten  oft  mehr  als  das  des  durch- 
zogenen States  betheiligt  ist,  können  gar  wohl  auch  in  einer 
durch  völkerrechtliche  Verträge  regulirten  Weise  zum  Theil 
auf  Kosten  jener  gebaut  werden. 

Nach  ähnlichen  Verhältnissen  ist  auch  die  Competenz 
zu  ordnen,  nach  welcher  über  das  Bedürfnisz  einer  StraSze 
und  die  Richtung  derselben  entschieden  wird.  Vicinalwege 
gehören  mehr  dem  Öffentlichen  Gemeindeleben  als  dem  Volks- 
leben an;  die  Bestimmung  solcher  kann  daher  wohl  der 
Gemeinde  zunächst  anvertraut  werden.  Ueber  den  Bau  der 
allgemeinen  Straszen  wird  die  Statsregierung  in  ihren  nie- 
deren oder  höheren  Organen  je  nach  der  Bedeutung  jener 
und  der  Abstufung  dieser  das  Nöthige  anordnen.  Sorgfältige 
Prüfung  aller  Verhältnisse,  voraus  der  Bedürfnisse  der  zu- 
nächst und  der  entfernter  wohnenden  Bevölkerung  und 
ihres  Verkehrs,  sowie  der  wahrscheinlichen  Folgen  der  neuen 
Strasze  in  Nutzen  und  Schaden,  dann  aber  erst  in  zweiter 
Linie  auch  der  technischen  Vorzüge  und  Schwierigkeiten  der 
verschiedenen  Pläne  ist  Pflicht  der  Statsbehörden ,  welche 
diese  Seite  der  öffentlichen  Wohlfahrt  verwalten.  Insofern 
ist  es  gut,  auch  der  betheiligten  Bevölkerung  selbst  Gelegen- 
heit zn  verschaffen,  dasz  sie  ihre  Wünsche  und  ihre  Meinungen  - 
äuszere.  Die  Interessen  derselben  schärfen  ihren  Blick  und 
die  Oeffentlichkeit  der  Verhandlung  ist  eine  vortreffliche  Con- 
trole  auch  der  Ingenieure.  Aber  es  wäre  durchaus  verkehrt, 
diese  in  Form  eines  eigentlichen  Proceszverfahrens  der  ver 
schiedenen  Gemeinden  oder  Parteieu  zu  gestatten.    Es  soll 


Digitized  by  Google 


424  Zehntes  Buch.    Die  Wirthscbftftspüege. 

nicht  ein  Rechtsstreit  zwischen  Parteien -entschieden,  son- 
dern das  Zweckmäszige  von  dem  freien,  alle  Verhältnisse 
überschauenden  und  zunächst  im  Öffentlichen  Interesse  wür- 
digenden Standpunkte  des  Stats  aus  gefunden  und  bestimmt 
werden.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  dem  State  dienlich  zu 
erfahren,  was  für  besondere  Ansichten,  Wünsche,  Belürch- 
lungen,  Hoffnungen  auftauchen.  Hat  er  das  vernommen  — 
und  dazu  bedarf  es  keiner  proceszualischen  Erörterungen, 
die  leicht  umgekehrt  die  Leidenschaften  steigern,  den  Blick 
trüben  und  die  einfache  Sachlage  verwirren  würden  —  so 
hat  er  mancherlei  Anhaltspunkte  gewonnen,  um  desto  siche- 
rer das  unter  den  vorliegenden  Umständen  Beste  erkennen 
und  bestimmen  zu  können. 

4.  Die  Aufsicht  über  und  die  Sorge  für  das  Eisen- 
bahnwesen finden  hier  ebenfalls  ihren  Platz,  auch  wenn 
der  Begriff  der  Regalität  nicht  betont  oder  nicht  anerkannt 
wird.  Die  Anlage  und  die  Verwaltung  auch  von  Privat- 
eisenbahnen, welche  dem  gemeinen  Verkehr  dienen  und 
nicht  etwa  nur  Tür  ein  Privatetablissement,  z.  B.  ein  Berg- 
werk, bestimmt  sind,  müssen  daher  von  dem  State  aus  stats- 
wirthschaftlichcn ,  nicht  blosz  aus  polizeilichen  Gründen  ge- 
ordnet und  beaufsichligt  werden.  Der  Stuft  kann  den  Pri- 
vatgesellschaften die  Herstellung  von  Eisenbahnen  überlassen, 
aber  er  darf  nie  für  immer  auf  das  Recht  verzichten,  diese 
wichtigsten  Mittel  des  öffentlichen  Verkehrs  an  sich  zu  ziehet) 
und  selber  für  die  Interessen  des  Publikums  zu  sorgen,  denn 
die  Eisenbahnen  bilden  immerhin,  ihrer  Natur  nach,  einen 
wesentlichen  Bestandteil  der  öffentlichen  Wirtschaft. 

5.  Eben  dahin  gehört  die  volkswirtschaftliche  Sorge 
für  die  Wasserst raszen  in  ihren  mancherlei  Formen,  für 
die  freie  und  sichere  Schi  Wahrt  auf  dem  M  eere  und  den  Seen, 
und  bequeme  I/andungsplätze  für  Schiffe  und  Waaren  — 
durch  eigene  Anstalten  und  mit  Bei  hülfe  vou  Privatanstalten 
sorgt  so  der  Stat  für  Leuchttürme,  Rheden,  Häfen,  Werfte, 


Digitized  by  Google 


Siebentes  Capitel.    II.  Volkswirthschatoptiege.   A.  Allg.  Anstalten.  425 

Krahnen,  Magazine  u.  8.  f.  —  auf  den  Strömen  und  Flüs- 
sen —  Schiffbnrmachung  derselben,  Eröffnung  von  Lein- 
pfaden —  auf  angelegten  Canälen,  den  Wasserkunst- 
straszen  —  Unternehmen  der  Art  können  wie  die  Eisen- 
bahnen wohl  auch  Actiengesellschaften  überlassen  werden. 
Das  Aufsichtsrecht  des  Stats  darüber  aber  versteht  sich  wie 
dort  von  selbst  und  wieder  nicht  aus  blosz  polizeilichen, 
sondern  auch  aus  volkswirtschaftlichen  Rücksichten. 

6.  Auch  die  Posten  sind  ein  öffentliches  Verkehrsin- 
slitut  und  gehören  wieder,  abgesehen  von  dem  ftnanciellen 
Werth  derselben,  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Statswirth- 
schaft.    Ebenso  das  Telegraphen wesen. 

7.  Ferner  die  Sorge  für  die  Masze  und  Gewichte, 
welche  dem  gemeinen  Verkehr  als  beglaubigter  Messer  der 
körperlichen  Ausdehnung  und  Schwere  der  Waaren  dienen. 
Die  nähere  Bestimmung  der  Urmasze  und  die  Stempelung, 
Eichung  der  in  «lern  Verkehr  gebrauchten  Masze  und  die 
Aufsicht  darüber,  dasz  keine  falschen  Masze  gebraucht  werden, 
wurde  von  jeher  mit  Recht  als  Sache  des  Stats  angesehen, 
der  allein  die  öffentliche  Autorität  hat  und  verleihen  kann. 

8.  Eine  der  wichtigsten  Partien  der  eigentlichen  Volks- 
wirtschaft ist  das  Zollsystem  des  Stats.  Durch  dasselbe 
unternimmt  es  der  Stat  gewöhnlich  zwei  verschiedene  Zwecke 
mit  einander  zu  verbinden,  nämlich  einerseits  eine  reich 
flieszende  Quelle  von  Einnahmen  für  die  Statscusse  zu  er- 
öffnen und  zu  nutzen ,  und  andrerseits  die  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Interessen  zu  fördern.  Die  erstere  Seite 
bringt  das  Zollwesen  in  Zusammenhang  mit  dem  Steuer- 
system des  Stats,  die  zweite  macht  dasselbe  von  volkswirt- 
schaftlichen Grundsätzen  abhängig.  In  der  That  übt  auch 
keine  öffentliche  Wirthschaftsanstalt  des  States  einen  gröszern 
Einflusz  aus  auf  die  Privatwirtschaft,  auf  die  Lebensgenüsse, 
auf  das  Gesumm tbewusztsein  und  die  Verinögenskratt  der 
Nation  als  die  Zollanstalten. 
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Die  Zölle  waren  ursprünglich  nur  eine  financielle  Ab- 
gabe. Sie  wurden  von  den  in  den  Handelsverkehr  gebrachten 
Waaren  bald  da  bald  dort,  an  Seehäfen,  Fluszübergängen, 
auf  bestimmten  Straszen,  an  Landungs-  und  Marktplätzen, 
bei  den  Thoren  der  Städte  erhoben.  Sie  waren  so  eine  Last, 
welche  den  hiuerii  Verkehr  vielfältig  hemmte  und  drückte. 
Sie  hatten  nur  einen  financiellen  Werth  und  waren  nur  ein 
volkswirtschaftliches  Uebel.  Es  war  daher  ein  groszer  Fort- 
schritt, als  auch  die  zweite  wirtschaftliche  Seite  der  Zölle 
erkannt  und  die  reinen  Finanzzölle  zugleich  als 
Volkswirtschaft liehe  (Schutz-)  Zölle  aufgefaszt  wurden. 
Im  Zusammenhange  damit  wurden  seit  dem  Ende  des  XVIIteii 
Jahrhunderts  die  Zölle  nach  und  nach  aus  dem  Innern  an 
die  Gränze  verlegt  und  die  Grönzzölle  eingeführt.  Durch 
diese  wirtschaftliche  Verbesserung  wurde  der  Verkehr  inner- 
halb des  Landes  von  seinen  Banden  befreit,  gestärkt  und 
belebt,  und  zugleich  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit 
des  Volkes  mit  dem  Genüsse  der  tausendfältigen  neuen  Be- 
ziehungen gehoben. 

Es  war  aber  ein  weiterer  Fortschritt,  als  nun  bei  der 
neuen  Auflage  und  dem  Ansätze  der  GränzzÖlle  die  natio- 
ualwirthschaftlichen  Interessen  mit  in  Betracht  gezogen  und 
nicht  mehr  ausschlieszlich  nach  tinanciellen  Rücksichten  ver- 
fahren wurde.  Die  ökonomischen  Beziehungen  eines  Stats 
zum  Ausland  und  des  eigenen  Volkes  zu  fremden  Völkern, 
und  die  nützlichen  oder  schädlichen  Wirkungen ,  welche  die 
einzelnen  Zölle  für  die  Productionskraft  oder  die  Genüsse 
der  Nation  wahrscheinlich  ausüben  würden ,  gelangten  so 
zu  einer  umfassenden  Würdigung,  die  sicher  nicht  nach  all- 
gemeinen und  abstracten  Sätzen  ein-  für  allemal  geregelt 
werden  kann,  sondern  nur  dem  möglich  ist,  welcher  den 
Bewegungen  des  nationalen  und  des  Weltlebens  zu  folgen 
und  die  practischen  häutig  wechselnden  Bedürfnisse  des  Ver- 
kehrs sowohl  als  der  Arbeit  zu  erkennen  versteht.  Auf  keinem 
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Felde  der  Statsregierung  hat  man  mehr  mit  den  Waffen 
doctrinärer  Grundsätze  gestritten  und  auf  keinem  lassen  sich 
weniger  feste  Regeln  anwenden,  auf  keinem  ist  es  nöthiger, 
die  Mannich  faltigkeit  der  wechselnden  Verhältnisse  zu  be- 
achten, und  von  Zeit  zu  Zeit  verschiedene  häufig  gerade 
entgegengesetzte  Wege  einzuschlagen. 

Die  Verbind u  ng  der  financi eilen  mit  der  natio- 
nalwirth schaftlichen  Rücksicht  ist  wohl  ein  bleibender 
Gewinn  der  neuen  Entwicklung  des  Zollsystems.  Es  sollen 
daher  keine  Finanzzölle  auferlegt  werden,  welche  nicht 
mindestens  die  negative  Rücksicht  der  Statswirthschaft, 
gemeinen  Schaden  von  der  Nation  abzuwenden  beachten, 
also  nicht  auf  unentbehrliche  Gegenstände  in  einem  Masze, 
welches  entweder  den  Volksmassen  die  Anschaffung  dersel- 
ben zu  sehr  erschweren  oder  der  einheimischen  Industrie 
die  Möglichkeit  einer  Benutzung  derselben  entziehen  würde. 
Dienen  dieselben  überdem  dazu,  die  Arbeits-  und  Erwerbs- 
kraft der  Nation  in  gesunder  Weise  nicht  nach  Art  der 
Treibhäuser  blosz  in  künstlichem  Waehsthume,  das  die  freie 
Luft  nicht  erträgt,  zu  unterstützen  und  so  zugleich  positiv 
zu  wirken,  so  ist  das  ein  augenfälliger  Vorzug  solcher  Zölle. 
Reine  Schutzzölle,  die  nicht  zugleich  mianciell  gerecht- 
fertigt sind,  rechtfertigen  sich  nur  ausnahmsweise,  insbeson- 
dere wenn  ein  überwiegendes  Bedürfnisz  vorhanden  ist,  die 
Arbeitskratt  der  Nation  zu  erhalten  und  naturgemäsz  zu 
stärken,  oder  feindlichen  und  schädlichen  Maszregeln  frem- 
der Staten  entgegen  zu  wirken,  die  Prohibitivzölle  nur 
äuszerst  selten  in  einzelnen  Ausnahmsfällen ,  als  System  nie. 

Der  8tatsmann  musz  auch  in  diesen  Dingen  jederzeit 
von  dem  Ganzen  ausgehen,  nicht  von  den  Privatinteressen 
der  Einzelnen,  und  den  nationalen  Standpunkt  festhalten, 
ohne  sich  durch  die  besondern  Verlangen  einzelner  Classen 
einengen  und  beherrschen  zu  lassen.  Wohl  weisz  er,  dasz 
wenn  einzelne  Berufsstände   ihre  Kraft    nicht  entwickeln 
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können  und  verkümmern,  oder  durch  die  fremde  (Joncurreuz 
erdrückt  zu  werden  in  Gefahr  sind,  dieser  Schaden  hinwie- 
der den  ganzen  National  körper  trifft.  Wenn  die  Arme  er- 
lahmen, so  leidet  der  ganze  Leib,  und  wären  die  Ver- 
dauungswerkzeuge noch  so  gut  und  der  Kopf  von  Schwäche 
frei.  Aber  er  wird  nicht  die  einzelnen  Glieder  so  verhät- 
scheln, dasz  sie  nur  einen  künstlichen  Schein  von  Gesund- 
heit, aber  keine  wahre  Kraft  haben,  noch  vor  andern  so 
bevorzugen,  dasz  die  Harmonie  des  Körpers  gestört  und  so 
dem  Leibe  eine  neue  Krankheit  verursacht  wird. 

Er  beachtet  die  Wünsche  der  grossen  Kaufleute, 
welche  am  liebsten  keine  Zölle  sehen  und  jedenfalls  mög- 
lichst geringe,  daher  keine  Schutzzölle  wollen;  denn  der 
Groszhandel  vermittelt  seiner  Natur  den  Weltverkehr  und 
gedeiht  daher  am  besten  in  der  reinen  Luft  voller  Handels- 
freiheit; der  Groszhandel  ist  kosmopolitisch,  nicht  national. 
Er  hört  auf  die  Kleinhändler,  deren  Existenz  durch  die 
Localbedürfnisse  begränzt  ist  und  daher  leicht  durch  plötz- 
liche Ueberschwemmung  des  Marktes  erschüttert  wird,  und 
die  daher  eher  gegenüber  gewissen  Operationen  eines  lieder- 
lichen und  täuschenden  Liquidations-  und  Ausverkaufs  Frem- 
der des  nationalen  Schutzes  bedürfen.  Er  berücksichtigt  die 
grossen  Interessen  der  Fabriken,  die  mehr  für  den  Han- 
del, und  der  Handwerke,  die  mehr  für  die  nahe  liegenden 
Ortsbedürfnisse  arbeiten,  und  der  zahlreichen  Bevölkerungen, 
die  in  diesem  Berufe  ihren  Lebensunterhalt  finden  und  durch 
ihre  Arbeit  den  Gesammtwohlstand  erhöhen  und  veredeln. 
Er  erwägt,  dasz  dieselben  unter  mancherlei  Voraussetzungen 
eines  gewissen,  wenigstens  eines  vorübergehenden  Schutzes 
bedürfen.  Kr  vernimmt  auch  die  nieist  stilleren  Wünsche 
der  ackerbautreibenden  Bevölkerung,  die  durch  die  Zölle 
fast  nur  in  (inancieller  Hinsicht  erleichtert  wird,  aber  ein 
groszes  Interesse  hat,  möglichst  wohlfeil  zu  kaufen,  was  sie 
zu  ihrem  einfachen  Leben  bedarf.    Er  erinnert  sich  auch 
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der  zahlreichen  Classen,  welche  in  vorzüglichem  Sinne  Con- 
s um enten  sind,  wie  die  Ca pi ta listen,  und  die  einen 
wissenschaftlichen  Beruf  betreiben,  die  Armen  u.  s.  f., 
welche  die  Steuer  regelmäszig  nur  als  eine  Last  empfinden. 
In  gleichzeitiger  Erwägung  all  der  sich  theil weise  wider- 
strebenden Interessen  und  der  richtigen  Würdigung  derselben 
im  Sinne  der  Harmonie  und  Gesundheit  des  ganzen 
Nationalkörpers  liegt  die  schwere  Kunst  einer  praktischen 
Statswirthscbaft. 


Achtes  Capitel. 

B.  Besondere  Anstalten. 

Die  Statswirthschaft  darf  sich  nicht  darauf  beschränken, 
allgemeine  Anstalten  zu  gründen  und  Einrichtungen  zu  treffen, 
welche  unmittelbar  der  ganzen  Nation  und  dem  gemeinen 
öffentlichen  Verkehre  dienen.  Sie  hat  auch  die  Pflicht,  theils 
besonderen  Zwecken,  welche  in  einzelneu  Fällen  ihre  Hülfe 
erfordern,  theils  bestimmten  Berufs-  und  Lebensverhält- 
nissen ihre  wirthschaftliche  Sorge  zuzuwenden.  Dahin  ge- 
hören : 

1.  Die  wirtschaftlichen  Vorkehrungen,  um 
der  Theurungsnoth  entgegenzuwirken,  und  der  Arbeits- 
not h  einzelner  Volksclassen  zu  begegnen.  Wir  können  das 
Unterstützungspflege  heiszen,  welche  von  der  eigen t- 
•  liehen  Armenpflege  wohl  und  in  derselben  Weise  zu  un- 
terscheiden ist,  wie  die  Unterstützungspolizei  von  der  Armen- 
polizei. '  Wirthschaftliche  Maszregeln  gegen  die  Theurungs- 
noth sind  z.  B.  die  Anlegung  von  Getreidemagazinen  des 
States 2  und  die  Ermunterung  der  Gemeinden  zu  ähnlicher 

•  Vgl.  oben  Buch  VII,  Cap.  9,  S.  188  ff. 

*  Friedrich  der  Groeze:  Essai  sur  les  form,  du  gouvern.:  „Tout 
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Sammlung  von  Vorröthen ,  die  Oeffhung  derselben  im  rechten 
Moment,  theils  um  die  Marktpreise  vor  übermäsziger  Stei- 
gerung zu  bewahren,  theils  um  bedürftige  Gemeinden  oder 
C lassen  der  Bevölkerung  durch  billigere  Veräuszerung  zu 
unterstützen.  Ebenso  läszt  sich  öfter  plötzlicher  Arbeitsnoth 
von  Seite  der  Statswirthschaft  begegnen  durch  Unterneh- 
mung oder  Ausdehnung  öffentlicher  Werke,  welche  grosze 
Massen  von  Arbeitern  beschäftigen  und  indem  sie  denselben 
Brod  verschaffen,  und  dem  ins  Stocken  gerathenen  Strome 
der  nationalen  Arbeitskraft  Abzugscanäle  eröffnen,  zugleich 
dazu  dienen,  auch  den  Werth  der  zurückbleibenden  Arbeits- 
kraft zu  vermehren.  Aber  es  ist  ungereimt,  wenn  der  Stat 
die  Arbeiter  nur  zum  Scheine  und  mit  kindischen  Dingen 
beschäftigt,  und  ein  Verderben  aller  Stats-  und  Privatwirt- 
schaft zugleich,  wenn  er  hier  die  Ausnahme  zur  Regel 
macheu  und  durch  ständige  National  Werkstätten  die 
Privatindustrie  zur  Statssache  machen  will.  3 

2.  Einen  ähnlichen  Charakter  haben  die  statswirth- 
schaftlichen  Assecuranzanstalten,  durch  welche  die  Ge- 
sammtheit  einen  Schaden,  der  zunächst  den  Einzelnen  trifft 
und  tibermäszig  drückt,  mittragen  hilft  und  durch  Verkei- 
lung vermindert.  Von  der  Art  siud  die  Brand  Versiche- 
rungen für  Gebäude  oder  auch  der  fahrenden  Habe  und 
die  Hagelversicherungen  für  den  Landbau. 

3.  Wie  der  Stat  durch  seine  Cultuseinrichtungen  seine 
Sorge  auch  über  die  wissenschaftliche  und  künstlerische  Thä- 
tigkeit  der  Individuen  erstreckt,  so  übt  er  auch  durch  seine 
wirtschaftlichen  Anstalten  eine  Pflege  aus  über  die  mancherlei 

so u vera in  attache  au  bien  public  est  oblige  de  se  pourvoir  de  magastus 
abandonuetnent  fouruis  pour  suppleer  a  la  mauvaise  recolte  et  pour  pr6- 
venir  la  famiue." 

'  Das  erregte  Jahr  1848  hat  in  Paris,  Wien  und  Berlin  derlei  ver- 
kehrte Versuche  zu  Tage  gefördert  und  zugleich  die  Thorheit  derselben 
durch  die  groszen  Schaden  und  Uebel  in  deren  Gefolge  practisch  er- 
wiesen. 


Digitized  by  Google 


Achtes  Capitel.    B.  Beeouder«  An  stallen.  43] 

Berufskreise  und  Thätigkeiten,  welche  der  materiellen  Wohl- 
fahrt dienen. 

Die  Privatökonomie  des  Einzelnen  gehört  zunächst 
wie  alles  Privatrecht  diesem  zu,  und  beruht  nicht  auf  der 
Gunst  des  Stats.  Auch  hat  der  8tat  das  Recht  nicht,  sich 
eine  Vormundschaft  über  die  mündigen  Privaten  beizu- 
legen. Worauf  sollte  sich  dieselbe  gründen?  Doch  nicht 
auf  die  Unfähigkeit  der  Individuen,  ihre  Oekonomie  selbst 
zu  verwalten.  Sie  sind  im  Gegentheil  regelmäszig  fähiger, 
ihre  eigenen  Interessen  zu  kennen,  und  die  Mittel  zu  finden, 
welche  ihren  Privatwohlstand  erhalten  und  erhöhen ,  als  der 
Stat  und  seine  Organe,  welche  für  sie  handeln  oder  sie  leiten 
wollten.  Auch  nicht  aus  der  natürlichen  Ueberordnung  des 
Stats  über  die  Privaten;  denn  das  Wesen  des  Stats  ist  die 
Gemeinschaft,  seine  Herrschaft  die  der  politischen  Ordnung, 
das  Privatrecht  aber  ist  aus  der  Natur  der  Einzelnen  herge- 
leitet, und  der  Stat  hat  dasselbe  zunächst  nicht  zu  beherrschen, 
sondern  zu  schützen.  Die  Freiheit  und  Selbständigkeit 
der  Pri vatwirthschaft  ist  folglich  Regel,  und  der  Stat 
von  Natur  angewiesen,  dieselbe  zu  achten  und  zu  schirmen. 

Indessen  hat  die  Wirthschaftspflege  des  Stats,  welche 
wie  überall  so  auch  in  diesen  Dingen  von  dem  Interesse  des 
Gauzen  ausgeht,  dessen  Wohlfahrt  immerhin  in  mannichfal- 
tigen  Wechselbeziehungen  zu  der  Wohlfahrt  der  Individuen 
steht,  die  Pflicht,  sowrohl  die  natürlichen  und  künstlichen 
Hindernisse  zu  entfernen,  welche  einer  gedeihlichen  Entwick- 
lung der  Pri  vatwirthschaft  hindernd  im  Wege  stehen,  inso- 
fern die  nationalwirthschaftlichen  Mittel  und  die  Kräfte  des 
Stats  dafür  zureichen ,  als  die  allgemeinen  Bedingungen  ihrer 
Gesundheit  und  Wohlfahrt  in  gleichem  Sinne  zu  fordern. 
Solche  s  ta ts  w i rthschaftl i  che  Pflege  ist  von  der  an* 
geinaszten  Vormundschaft  des  Stats  von  Grund  aus 
und  selbst  da  verschieden,  wo  sie  die  Einzelnen  auch  hin- 
wieder um  des  Ganzen  willen  beschränkt. 
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Dieselbe  wird  verschieden  seiu  müssen,  je  nach  der 
verschiedenen  Natnr  der  Privatökonomien  selbst,  und  der 
massenhaften  Beziehung  ihrer  Hauptgattungen  zu  der  allge- 
meinen Wohlfahrt.    Die  Hauptarten  sind  : 

1)  die  Landwirthschaft,  3)  die  Fabricatiou  und 

2)  die  Handwerke,  4)  der  Handel. 

4.  Die  Landwirthschaft  ist  offenbar  die  feste  Basis 
der  gesammten  Oekonomie.  In  den  meisten  S taten  wird 
auch  der  gröszte  Theil  des  Volkes  von  ihr  ernährt, 4  und 
ist  ihr  zugewendet.  Von  ihrer  gesunden  Bluthe  und  Frucht- 
barkeit ist  daher  die  Wohlfahrt  und  die  Kraft  der  Nation 
in  hohem  Grade  bedingt  Um  so  sorgfältiger  musz  die  State- 
wirthschaft  ihre  Interessen  beachten  und  fördern,  und  dasz 
ihre  richtigen  und  falschen  Maszregeln,  ihr  Fleisz  und  ihre 
Vernachläszigung  einen  groszen  Einflusz  auf  jene  üben,  lehrt 
die  Erfahrung. 

Die  Einwirkung  der  Statswirthschaft  bezieht  sich: 

a)  auf  die  Organisation  der  Landwirthschaft. 

Am  wichtigsten  ist  offenbar  die  Erhaltung  eines  freien 
Bauernstandes.  Nicht  blosz  Gründe  des  persönlichen 
Rechtes  und  der  natürlichen  Freiheit  haben  die  endliche  Auf- 
hebung des  zum  Theil  noch  aus  dem  römischen  Reiche  stam- 
menden, zu  groszem  Theil  aber  während  des  Mittelalters 
verbreiteten  erblichen  Colonats  und  der  bäuerlichen  Hörig- 
keit in  den  neuern  Staten  Europas  fast  Uberall  nun  bewirkt, 
sondern  zugleich  volkswirtschaftliche  Rücksichten.  Das  Ge- 
fühl freies  Eigenthum  zu  besitzen,  ist  ein  mächtiger  Reiz, 
dasselbe  mit  erhöhter  Sorgfalt  zu  bebauen,  und  der  Land  bau 
ist  offenbar,  seitdem  er  von  dem  gutsherrlichen  Zwange 

4  Wort  des  französischen  Ministers  Sully:  „Labourage  et  pAtu- 
rage  sont  les  deux  mamelles  de  l'etat.u  Vgl.  Schaffner,  franz.  Recbts- 
geach.  II,  S.  455.  Napoleon  erklärte  den  Ackerbau  als  die  Seele  und 
die  Basis  des  Reichs,  die  Industrie  als  den  Wohlstand  und  das  Glück 
der  Bevölkerung,  und  den  Handel  als  den  Ueberflusz  und  den  guten 
Gebrauch  von  beiden.    Las  Caees  Mein.  IV,  S.  255. 
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befreit  worden  ist,  sehr  verbessert  worden. 5  Nicht  minder 
drängen  aber  statswirthschaftliche  Rücksichten  und  Gründe 
des  natürlichen  Rechts  dazu,  die  noch  in  manchen  Staten 
geltende  Unsitte  zu  bekämpfen,  welche  ausgedehntes  Grund- 
eigenthum dem  Anbau  ärmlicher  und  nur  auf  kurze  Zeit, 
zuweilen  auf  freien  Widerruf  angestellter  Pächter  überläszt. 
Dieser  Zustand  ist  zwar  in  einigen  Hinsichten  besser  als  der 
der  Erbhörigkeit  des  Mittelalters,  darin  aber  diesem  gleich, 
dasz  der  Pächter  nicht  zu  dem  vollen  Gcnusz  der  von  ihm 
bebauten  Güter  kommt,  noch  je  das  stärkende  Selbstgefühl 
des  Eigenthums  erlangt,  und  darin  noch  schlimmer  als 
jener,  dasz  der  Zeitpächter  auch  seines  abhängigen  und  be- 
lasteten Besitzes  weit  weniger  sicher  ist  als  der  Leibeigene 
es  war,  den  der  Herr  auch  in  dem  Alter  und  wenn  Krank- 
heit ihn  unfähig  zur  Arbeit  machte,  auf  dem  Gute  erhalten 
muszte,  und  dasz  jener  überdem  häufig  noch  von  wucher- 
lichen Zwischenpersonen,  Verwaltern  und  Speculanten  gedrückt 
wird.  Es  ist  eine  auffallende  Erscheinung,  dasz  die  moderne 
Gesetzgebung  noch  nicht  gewagt  hat,  so  energisch  diesem 
Uebel  zu  Leibe  zu  gehen  als  der  Erbunterthänigkeit,  und 
doch  war  dafür  in  Irland  und  in  der  Lombardei  hinreichende 
und  dringende  Veranlassung  vorhanden,  und  gab  es  Wege, 
welche  dem  natürlichen  Rechte  wieder  zuführen  konnten. 

*  Stein  über  die  preuszische  Cabinetsordre  von  1807,  durch  welche 
die  Erbunterthänigkeit  auf  den  preuszischen  Domänen  aufgehoben  wurde: 
„Sie  ist  im  Widerspruch  mit  den  ursprünglichen  und  unveräuszerlichen 
Rechten  der  Menschheit ,  und  die  willkürliche  Entsetzung  von  Bauerhöfen 
verschafft  den  Berechtigten  wenig  Vortheil,  und  hält  den  Verpflichteten 
in  einem  fortdauernden  Zustand  von  Unmündigkeit,  und  sein  unterhaben- 
des Land,  Gebäude  und  Inventarium  bleibt  von  einer  elenden  Beschaffen- 
heit, da  es  ihm  nicht  eigentümlich  gehört,  und  aller  Reiz  fehlt,  es  zu 
verbessern  und  Capital  anzuhäufen.  Der  Landmann  gewöhnt  sich  in  dieser 
Lage  an  Sorglosigkeit  bei  der  Benutzung,  und  an  rohen  sinnlichen  Genusz. 
Bei  groszen  äuszern  Erschütterungen  durch  Kriege  verläszt  er  seinen  Wohn- 
ort, an  den  ihn  die  Liebe  zum  Eigenthum  nicht  bindet,  und  einen  Boden, 
den  er  als  ihm  fremde  anzusehen  gewohnt  war.tt  Pertz  II,  S.  29. 
Bluntschli,  allgemeines  StatsrectaL  II.  28 
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Besteht  ein  freier  Bauernstand,  so  bietet  die  Verfas- 
sung der  Landgemeinden  einen  natürlichen  Stützpunkt 
und  passende  Analogien  dar  für  seine  Organisation.  Sie  laszt 
jeden  zunächst  mit  Freiheit  seine  Güter  bebauen,  aber  gibt 
zugleich  die  Mittel  an  die  Hand,  um  die  Interessen  der  ganzen 
Genossenschaft,  z.  B.  an  brauchbaren  landwirtschaftlichen 
Wegen  und  Brücken ,  an  Dämmen,  an  guter  gemeinsamer  Be- 
wirthung  der  unvertheilten  Waldungen  und  Weiden,  an  Zucht- 
thieren ,  an  der  Sicherung  der  Weinberge  u.  dgl.  zu  wahren. 

In  manchen  Staten  ist  auch  die  Erhaltung  groszer 
gr undherrlich er  Güter  um  der  politischen  Verfassung 
willen  von  Bedeutung,  und  es  knüpft  sich  daran  die  wirt- 
schaftliche Rücksicht^  dasz  auf  solchen  Herrengütern  man- 
cherlei neue  Versuche  zur  Verbesserung  und  Veredlung  der 
Land  wir  thschaft  zuerst  unternommen  und  geprüft,  Gerät- 
schaften und  Maschinen,  welche  dem  einfachen. Landbauer 
zu  theuer  sind,  gehalten,  und  in  jeder  Weise  die  Anforde- 
rungen an  eine  feinere  und  höhere  Cultur  befriedigt  werden 
können.    Es  ist  das  ein  natürliches  aristokratisches  Element 
in  der  Organisation  der  Landwirtbschaft ,  welche  zwar  von 
minderer  Bedeutung  ist  als  das  bäuerliche,  aber  seine  innere 
Berechtigung  hat.  Dagegen  scheint  es  der  Natur  der  Dinge 
in  den  bevölkerten  Gegenden  Europa  s  zu  widerstreben ,  dasz 
auch  mittlere  bürgerliche  Landgüter,  die  nicht  so 
grosz  sind ,  um  den  Grundherrschaften  zur  Seite  gesetzt  zu 
werden,  und  doch  nicht  von  dem  Eigenthümer  selber  bebaut 
werden,  wie  die  eigentlichen  Bauergüter,  mit  ökonomisch- 
günstigem Erfolge  bewirthet  werden  können.  Diese  kommen 
daher  fast  nur  als  Luxusgüter  in  Betracht. 

Wo  sich  nun  Grundherrschaft  Gndet,  welche  keineswegs 
Unfreiheit  der  Bauern  erfordert,  da  kann  auch  der  Organis- 
mus der  Bauergemeinde  mit  derselben  in  Verbindung  ge- 
bracht werden ,  und  diese  in  jener  ein  natürliches  und  wohl- 
tätiges Centrum  finden. 
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b)  Auf  Befreiung  der  Güter  von  den  mancherlei 
Reallasten,  welche  das  Mittelalter  auf  dieselben  gehäuft 
hat,  in  Gestalt  der  Zehnten,  Grundzinse,  Frohnden,  zum 
Theil  auch  von  Dienstbarkeiten,  welche  die  freie  und 
gute  Wirthschaft  gefährden.  Die  Reallasten  hatten  guten 
8inn ,  als  sie  noch  von  dem  Eigentümer  genossen ,  und  von 
dem  abhängigen  Besitzer  der  Güter  getragen  wurden.  Als 
Lasten  aber,  welche  dem  Eigenthum  von  auszen  her  aufer- 
legt werden  und  dasselbe  drücken ,  widerstreiten  sie  dem 
Begriff  des  Grundeigenthums.  Mit  der  Umgestaltung  des 
abgeleiteten  Grundbesitzes  ins  Eigenthum  musz  daher  die 
Ablösbarkeit  der  Reallasten  Hand  in  Hand  gehen,  soll  jene 
zur  Wahrheit  werden.  Dieses  Resultat  wird  aber  auch  durch 
wirtschaftliche  Motive  gefordert.  Der  Begriff  der  Dienstbar- 
keiten (Servituten)  dagegen  ist  nicht  ebenso  im  Widerspruch 
mit  dem  des  Eigenthums,  aber  schon  die  Römer  haben  den- 
selben aus  statswirthschaftlichen  Gründen  weise  beschränkt, 
und  in  unserer  Zeit,  welche  zahlreichere  gesetzliche  Servi- 
tuten aus  dem  Mittelalter  ererbt  hat,  macht  die  neuere  Ent- 
wickelung  der  Wirthschaft,  zumal  der  Forstwirthschaft,  und 
bei  Benutzung  der  gemeinen  Weiden  zu  neuem  Anbau  wei- 
tere Beschränkungen  nöthig. 

c)  Auf  die  Förderung  der  Theilung  unwirk- 
licher Weideflächen  oder  Oeden,  zum  Behuf  bessern 
Anbaues  der  Theile,  und  auf  Beschränkung  der  Ver- 
theilung  zusammenhängender  Gemeindewaldungen 
zur  Erhaltung  einer  geregelten  Forstwirthschaft  im  Interesse 
auch  der  künftigen  Geschlechter. 

d)  Auf  Begünstigung  sowohl  der  Abrundung  zu 
landwirtschaftlichen  Gränzen,  als  auf  Anerkennung  der 
Theilbarkeit  groszer  Güter  zur  Mehrung  der  selbständigen 
Grundeigenthümer  und  Verbesserung  des  Baues;  auf  der 
andern  Seite  auch  auf  Beh inderung  einer  Theilbarkeit 
der  Güter  und  Gutstheile  in  so  kleine  Parcellen,  dasz  dieselben 
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nicht  mehr  als  Grundlage  tauglich  sind  für  Betreibung  einer 
ordentlichen  Wirtschaft,  und  auf  Erhaltung  von  mittleren 
Bauer-  und  Erbgütern  in  ihrem  Bestand ,  welche  keineswegs 
bis  zur  Gebundenheit  derselben  gesteigert  zu  werden 
braucht. 

d)  Durch  Verbreitung  lan dwirthschaftl icher 
Kenntnisse  und  Ermunterung  zu  besserer  Cultur, 
welche  schon  bei  der  Anlage  der  ländlichen  Volksschulen 
berücksichtigt,  dann  durch  landwirtschaftliche  Lehranstalten 
und  Mustergüter,  durch  Unterstützung  der  Wirksamkeit  land- 
wirtschaftlicher Vereine,  durch  Preisverteilungen  und  Feste 
befördert  werden  können. 

e)  Durch  die  Sorge  für  den  ungehinderten  und 
möglichst  vorteilhaften  Absatz  der  land  wirth  schaft- 
lichen Producte,  was  durch  gute  Einrichtung  der  Märkte, 
und  durch  ein  wohlbedachtes  Zollsystem  geschieht.  Die  früher 
beliebte  Erschwerung  der  Ausfuhr  ist  nun  zum  Vorteile 
der  nationalen  Wirtschaft  seltener  und  beschränkter  ge- 
worden. 

f)  Durch  besondere  landwirtschaftliche  Creditan- 
st alten,  welche  dem  Landwirth  es  möglich  machen,  an 
den  Vorteilen  einer  erleichterten  Geldbenutzung  Theil  zu 
nehmen,  ohne  ihn  zu  groszer  Gefahr  und  Beschwerde  aus- 
zusetzen. 6 

* 

5.  Im  Gegensatze  zu  der  Landwirtschaft,  welche  gleich- 
artig über  das  ganze  Land  verbreitet  ist,  äuszert  sich  in  den 
Handwerken  die  Verschiedenheit  der  persönlichen  ThÜ- 
tigkeit  in  höchst  mannichfaltigen  Arbeiten  und  Berufsweisen. 
Das  Handwerk  ist  daher  individueller,  persönlicher  als  jene, 
und  die  Statswirthschaft  kann  auf  die  Ausbildung  desselben 
in  der  Regel  nur  einen  mehr  mittelbaren  Einflusz  üben,  als 
auf  das  Gedeihen  jener.    Wichtig  sind : 

•  Vgl.  über  alles  das  die  ausführlichen  Nachweise  bei  Rau,  Polit. 
Oekonomie  II,  8.  75  ff. 
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a)  die  Verfassung  der  Handwerke.  Während  des 
Mittelalters  bildete  sich  in  den  Städten  das  Zunftwesen 
aus,  zugleich  als  wirtschaftliche  und  Rechtsordnung  der 
Handwerker,  je  nach  den  besondern  Berufszweigen ,  und  als 
eiue  wesentliche  Grundlage  der  städtischen,  theil weise  auch 
der  Statsverfassung.  Seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  schlössen 
sich  die  Handwerke  enger  ab,  suchten  dem  Zudrang  neuer 
Gewerbsgenossen  zu  wehren,  vermehrten  die  mancherlei 
Schranken,  welche  die  freie  Bewegung  einzelner  Meister  im 
Interesse  behaglicher  Sicherheit  der  Mehrzahl  hemmten, 
hatten  über  die  Gränzen  ihres  Gewerbsbetriebs  häufige  Strei- 
tigkeiten unter  einander,  und  dehnten  so  den  Zun f tz wang 
aus.  Von  dem  XVIII.  Jahrhunderte  an  wurde  die  ganze 
Zunftverfassung  von  allen  Seiten  her  angegriffen,  und  unter 
den  wiederholten  Stöszen  feindlicher  Gegensätze  erschüttert 
und  groszentheils  aufgehoben.  Die  Erhebung  der  Fabrication 
welche  durch  neue  mechanische  und  chemische  Entdeckungen 
aller  Art  eine  vorher  nicht  bekannte  Ausdehnung  gewann, 
und  sich  durch  die  Handwerksordnungen  vielfach  gehemmt 
sah,  die  ganze  Richtung ,  welche  der  Betrieb,  von  der  Macht 
des  Capitals  begünstigt,  ins  Weite  und  Grosze  nahm,  und 
dem  engern  localen  Kreis  der  Handwerksthätigkeit  ungünstig 
war,  der  Zug  der  Nationalökonomie  und  der  politischen 
Ideen  nach  individueller  Freiheit,  und  die  Umbildung  der 
öffentlichen  Verfassung  ohne  Rücksicht  auf  die  Stände,  wen- 
deten  sich  alle  wider  die  hergebrachte  Zunftordnung,  und 
die  mancherlei  Miszbräuche  und  kleinlich  engherzigen  Ein- 
richtungen, welche  gerade  in  den  letzten  Jahrhunderten 
diese  verunstalteten,  waren  nicht  geeignet,  ihr  in  der  öffent- 
lichen Meinung  so  viel  Unterstützung  zu  verschaffen,  dasz 
sie  jene  Angriffe  hätte  aushalten  können.  An  ihre  Stelle  trat 
nun  gewöhnlich  das  System  individueller  Gewerbe- 
freiheit, öfter  beschränkt  nicht  mehr  durch  die  selbstän- 
dige Ordnung  der  Gewerbe   selbst,   sondern   durch  die 
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Concessionen  und  Patente  der  Regierung  und  die 
Statspolizei. 

In  Wahrheit  war  das  Desorganisation  der  Hand- 
werke.   Sie  hatten  einer  gründlichen  Reform  bedurft,  und 
verfielen  nun  der  Revolution.  Die  gemeinsamen  Interessen 
der  Handwerke  hatten  nun  kein  eigenes  Organ  mehr,  welches 
für  sie  einstand,  und  die  vereinzelten  Arbeiter  waren  jeder 
Schwindelei  schutzlos  ausgesetzt.  Die  Wohlthat  der  Freiheit 
bewährte  freilich  auch  hier  ihre  Vorzüge,  indem  sie  die 
Thatkraft  vieler  Individuen  spannte,  und  auf  höhere  Aus- 
bildung der  mancherlei  Handwerksarbeiten  hinwirkte;  aber 
es  fehlte  ihr  die  Schranke  einer  natürlichen  Ordnung,  welche 
hinwieder  das  Ganze  zusammenhielt,  und  die  Glieder  vor 
Beeinträchtigung  ihrer  Rechte  und  vor  Kränkung  ihres  Frie- 
dens sicherte.    Der  Unterschied  der  Meister  und  der  Ge- 
sellen, welcher  in  einer  organischen  Gestaltung  eine  fried- 
liche Berücksichtigung  ursprünglich  gefunden  hatte,  und 
auch  den  veränderten  Zeitverhältnissen  gemäsz  wieder  finden 
könnte,  wurde  nun  häufig  bis  zum  feindlichen  Gegensatz 
gesteigert,  und  zum  Nachtheile  beider  Theile  wurde  das  Fa- 
milienleben, welches  beide  Theile  vereinigt  hatte,  aufgelöst 
und  zerrissen.    Die  Ehrbarkeit  und  die  Moralität  der  Hand- 
werke litten  in  Folge  dessen  groszen  Schaden ,  und  die  Stats- 
polizei konnte  mit  ihren  oft  herrischen,  immer  aber  unge- 
nügenden Mitteln  diese  Uebel  nicht  heilen.    Der  laute  Ruf 
nach  Organisation  der  Arbeit,  der  in  unserer  Zeit  die 
Luft  erfüllt,  ist  ein  Zeichen,  dasz  der  jetzige  Zustand  der 
Auflösung  der  Handwerke  krank  ist,  und  wenn  auch  nicht 
jene,  so  ist  doch  die  Reorganisation  der  Arbeiter,  insbe- 
sondere der  Handwerker,  ein  wirkliches  Bedürfnisz  unserer 
Zeit.  Diese  kann  aber  nur  in  freier  genossenschaftlicher 
Form,  nicht  aber  durch  Herstellung  der  veralteten  Zünfte 
vor  sich  gehen.    Die  Bildung  groszer,  massenhafter  Genos- 
senschaften, welche  ganze  Classen  von  Handwerkern  oder 
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ganze  Gruppen  von  Handwerken  umfassen,  und  die  Verbin- 
dung zu  bestimmten  Zwecken,  der  Unterstützung,  der  Vor- 
schüsse,7 der  Bildung,  der  Ernährung  u.  s.  f.  scheint  dem 
Geiste  der  neuen.  Zeit  gemäszer,  als  die  Spaltung  in  eine 
Menge  kleiner  abgeschlossener  Verbindungen  zu  den  säinmt- 
lichen  Wirthschaftszwecken,  wie  sie  früher  bestanden  hatten. 

b)  Die  Förderung  einer  tüchtigen  Ausbildung  der 
Handwerker  theils  durch  gute  Gewerbschulen „  theils  durch 
Vorschriften  über  die  Haltung  der  Lehrlinge  und  Gesellen, 
über  die  Prüfung  und  das  Wandern  der  Gesellen,  über  die 
Bedingungen  der  Aufnahme  zu  Meistern.  Die  frühem  Hand- 
werksordnungen enthielten  oft  ganz  brauchbare  Bestimmungen, 
sorgten  aber  zu  wenig  für  das  Bedürfnisz  von  Ausnahmen, 
und  waren  häufig  zu  ängstlich  und  kleinlich. 

6.  Verschieden  von  dem  Handwerk  ist  die  Fabrica- 
tion.  Das  Handwerk  beruht  auf  der  Kunstfertigkeit  der 
Hand  des  Meisters  und  der  Gesellen,  und  befriedigt  aus- 
schlieszlich  oder  doch  vornehmlich  nur  einzelne  locale  Be- 
dürfnisse. Die  Fabrication  dagegen  wird  von  den  Fabricanten 
regelmäszig  nur  geistig  geleitet,  und  von  der  Masse  der 
Arbeiter  nach  mechanischen  Hegeln  gleichmäszig  und  ma- 
schinenartig betrieben.  Die  Maschine,  welche  dort  nur  in 
secundären  Betracht  kam  zur  Unterstützung  oder  zum  Ersatz 
einzelner  Handarbeiten,  wird  hier  zur  Hauptsache  und  be- 
stimmt regeln) äszig  den  ganzen  Charakter  der  Fabrication. 
Sie  ist  ihrer  Natur  nach  ein  Betrieb  im  Groszen  und  nicht 
auf  localen  Absatz  beschränkt,  sondern  auf  Erzeugung  von 
Handelswaaren  gerichtet. 

Je  gröszer  die  Bedeutung  der  Fabrication  in  neuerer 
Zeit  geworden  ist,  je  mächtiger  das  Capital  hier  sich  erhoben 
und  die  Arbeit  der  Menschen  sich  dienstbar  gemacht  hat, 

7  Um  diese  genossenschaftlichen  Bildungen  in  Deutschland  haben 
sich  vorzüglich  Prof.  Haber  und  Schu  ltze  -  Delitzsch  grosze  Ver- 
dienste erworben. 
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-je  zahlreichere  Massen  der  Bevölkerung  als  Fabrikarbeiter 
leben  und  zu  leben  genöthigt  sind,  und  je  gröszer  die  Ge- 
fahren sind,  welche  theils  aus  der  Fluctuation  des  grossen 
Verkehrs,  aus  der  kalten  Gewinnsucht  und  Uebermacht 
mancher  Fabrikherren  und  der  Verwilderung,  der  Liederlich- 
keit und  dem  Elend  vieler  Fabrikarbeiter  für  die  Gesammtheit 
entstehen,  desto  nöthiger  ist  es,  dasz  die  Statswirthschaft  die- 
sem Berufszweige  die  sorgfältigste  Aufmerksamkeit  zuwende. 
Die  Gesetzgebung  und  die  Verwaltung  des  Stats  sind  hier  von 
dem  raschenAufschwung  der  Fabrication  weit  überholt  worden 
und  noch  nicht  dem  wirklichen  Bedürfnisse  nachgekommen. 

Vor  allem  fehlt  es  auch  hier  an  der  Organisation 
des  Fabrikstandes,  und  die  Nachtheile  der  Anarchie 
werden  hier  noch  empßndlicher  verspürt  als  die  der  Desor- 
ganisation der  Handwerke,  weil  gröszere  Massen  betheiligt 
sind.    Während  Handwerksmeister  und  Gesellen  sich  nahe 
stehen  und  daher  diese  als  Glieder  der  Familie  jener  be- 
handelt werden  können,  so  gehen  dagegen  die  Lebenssfcufen 
der  verschiedenen  Classen  von  Personen,  welche  an  der 
Fabrication  Theil  haben,  weit  auseinander  und  lassen  sich 
nicht  ebenso  in  Einer  Haushaltung  umfassen.  Der  Fabrik- 
herr gehört  offenbar  dem  dritten  Stande  an,  und  nimmt 
gewöhnlich  in  diesem  eine  durch  Reichthum  und  Einflusz 
hervorragende  Stellung  ein;  Ingenieure,  höhere  Tech- 
niker oder  Künstler,  welche  bei  der  Fabrik  angestellt 
sind,  gehören  ebenfalls  dem  dritten  Stande  zu,  aber  sind 
doch  als  Angestellte  des  ersteren  in  einer  untergeordneten 
Stellung.  Die  gröszereZahl  der  Wer kführer  und  Schrei- 
ber stehen  auf  einer  der  höhern  Stufen  des  vierten  Standes; 
die  Masse  der  Fabrikarbeiter  gewöhnlich  auf  der  un- 
tersten Stufe,  der  des  Proletariats,  und  ist  daher  eines 
Patrone  ts  sehr  bedürftig.    Ein  groszer  Theil  der  letztern 
besteht  sogar  aus  Kindern,  die  unfähig  sind  für  sich  selber 
zu  sorgen. 
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Bei  solchen  Elementen  genügt  eine  blosz  statewirth- 
schaftliche  Pflege  nicht,  sondern  sie  musz  mit  polizeilichem 
Schutze  verbunden  werden.  Theilweise,  insofern  Kinder  bei 
der  Fabrication  verwendet  werden,  kommt  sogar  die  Sorge 
der  Statscultur  hinzu.  Folgende  Momente  sind  vorzüglich 
zu  beachten: 

a)  die  Sorge,  dasz  nicht  Kinder  zu  früh8  zur  Fabrik- 
arbeit verwendet  werden,  sondern  erst  von  einem  gewissen 
Lebensalter  an,  ebenso  dasz  die  Kinder  nicht  übermäszig 
angestrengt  werden ,  sondern  die  erforderliche  Musze  erhalten, 
deren  der  jugendliche  Körper  und  Geist  bedarf,  um  zu  einem 
gesunden  Dasein  heranzureifen.  In  dieser  Beziehung  ge- 
schieht lange  nicht  genug.  In  mehr  als  einem  civilisirten 
und  christlichen  State  werden  grosze  Schaaren  von  Fabrik- 
kindern so  behandelt,  als  wären  sie  'nur  Theile  einer  Ma- 
schine, und  nur  dafür  auf  der  Welt,  um  als  Werkzeug  des 
Eigennutzes  Anderer  benutzt  und  verbraucht  zu  werden, 
und  man  wagt  es  noch ,  solche  das  natürliche  Menschenrecht 
verhöhnende  Barbarei,  die  viel  schlimmer  ist,  als  die  antike 
Sklaverei,  aus  Gründen  der  Industrie  zu  vertheidigen.  Auch 
über  die  fortgesetzte  Schulbildung  und  religiöse  Erziehung 
dieser  Kinder  musz  der  Stat  wachen,  denn  die  Selbstsucht 
und  sogar  die  Noth  der  Familien ,  welchen  diese  Kinder  an- 
gehören, ist  oft  ein  Hindernisz  derselben,  und  nicht  alle 
Fabrikherren  sorgen  dafür  aus  freier  Humanität  oder  aus 
Christenpflicht; 

b)  die  Sorge  für  eine  mftszige  Arbeitszeit  vorzüg- 
lich der  Kinder,  dann  auch  der  Erwachsenen.  Die  Freiheit 
des  Vertrags  schützt  hier  in  vielen  Fällen  nicht  vor  argem 
Miszbrauch,  denn  für  einen  groszen  Theil  von  Fabrikarbei- 
tern ist  jene  Freiheit  nur  ein  Schein  ohne  Realität,  indem 
sie  nicht  in  der  Lage  sind,  sich  den  Anforderungen  der 

•  In  mehreren  Staten ,  z.  B.  in  England ,  Preuszen ,  Bayern ,  ist  ein 
Alter  von  9  Jahren  erforderlich. 
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Herren  zu  entziehen,  von  deren  Abteilung  ihr  Lebensunter- 
halt abhängt.  Am  besten  wäre  es  allerdings,  wenn  durch 
Stats  Verträge  allgemein  geltende  Vorschriften  darüber  fest- 
gestellt würden,  damit  nicht  die  Industrie  der  Länder,  welche 
hierin  humane  Grundsätze  anerkennen ,  benachtheiligt  werde 
durch  die  Concurrenz  anderer,  welche  die  Arbeitskräfte  ihrer 
Bevölkerung  im  Uebermasz  anstrengen,  wenn  schon  diese 
Gefahr  nicht  so  grosz  ist  als  sie  scheint,  da  unmäszige  An- 
strengung die  Arbeitskraft  selber  schwächt.  Auch  die  Hei- 
lighaltung der  Sonn-  und  Festtage  ist  eine  grosze  Wohl- 
that  für  diese  Classen; 

c)  die  Sorge  dafür,  dasz  die  Arbeitsiocale  und  wo 
für  die  Fabrikarbeiter  besondere  Wohnungen  eingerichtet 
werden,  auch  diese  nicht  so  mangelhaft  seien,  um  die  Ge- 
sundheit derselben  zu'  gefährden; 

d)  die  Förderung  aller  der  Anstalten,  welche  dafür 
bestimmt  sind,  die  sittliche  und  leibliche  Wohlfahrt 
der  Arbeiter  zu  heben  und  zu  erhalten,  dieselben  im  Falle 
von  Krankheit  zu  pflegen  und  zu  unterstützen,  während 
industrieller  Krisen  zu  sichern,  im  Alter  zu  versor- 
gen u.  s.  f. 

Die  freiwillige  Fürsorge  edler  Fabrikherren  hat  unver- 
kennbar hier  schon  manche  vortreffliche  Institute  erzeugt; 
und  der  Stat  hat  allerdings  weder  das  Recht  noch  die  Mittel, 
diese  Fürsorge  in  so  ausgedehntem  Masze  zu  gebieten,  wie 
der  freie  Wille  sie  hie  und  da  belebt  hat.  Aber  er  ist  ver- 
anlaszt,  seinerseits  diesen  zu  ehren  und  zu  unterstützen,  und 
vollkommen  berechtigt,  einige  allgemeine  Vorschriften  zü 
erlassen,  welche  auch  die  Fabrikherren,  die  nicht  ebenso 
aus  eigenem  Triebe  für  die  Noth,  das  Unglück  und  das 
Alter  sorgen,  anhalten,  so  viel  zu  thun,  als  die  Rücksicht 
auf  die  öffentliche  Ordnung  und  die  gerechten  Ansprüche 
theils  der  Fabrikarbeiter  selbst,  theils  der  dabei  ebenfalls 
betheiligten  Gemeinden  und  Armenpflegen  erheischen.  Die 
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Einrichtung  und  der  Betrieb  groezer  Fabriken  schafft  geradezu 
eine  Fabrikbevölkerung  um  dieselben  her.  Es  liegt  in  dem 
Verdienst,  den  sie  auch  für  die  Kinder  versprechen,  und  in 
dem  Zusammenleben  der  Fabrikarbeiter  ein  groszer  Reiz  zu 
vermehrter  Kindererzeugung ,  und  es  sammeln  sich  an  dem 
Fabrikorte  überdem  aus  entfernteren  Gegenden  her  eine 
Menge  Arbeiter.  Diese  werden  meist  nur  für  die  bestimmte 
Fabrikarbeit  erzogen  und  sind  auch  nur  dieser  fähig.  Geräth 
dann  diese  Fabrikation  plötzlich  in  Stockung  oder  bringen 
auch  nur  die  natürlichen  Ursachen  der  Arbeitsunfähigkeit, 
wie  Krankheit  und  Alter,  ihre  Wirkungen  hervor,  so  ent- 
steht eine  Anzahl  von  unterstützungsbedürftigen  und  von 
armen  Personen,  welche  ohne  die  Existenz  der  Fabrik  nicht 
oder  wenigstens  in  geringerem  Masze  die  öffentliche  Unter- 
stützung und  Pflege  des  Stats  und  der  Gemeinden  belästigen 
würden.  Es  ist  daher  nur  gerecht,  wenn  diejenigen,  welche 
in  guten  Zeiten  von  der  Fabrication  Gewinn  ziehen,  auch 
verpflichtet  werden,  für  die  bösen  Tage  vorzusorgen,  und 
der  Stat  überschreitet  seine  Befugnisse  nicht,  wenn  er  Spar- 
und  Hülfscassen  anordnet,  welche  theilweise  durch  Abzüge 
an  den  Arbeitslöhnen  und  theilweise  aus  Beiträgen  der  Fabrik- 
herren gebildet  werden; 

e)  die  Anordnung  von  Fabrikräthen,  welche  über 
die  Ordnung  und  die  guten  Sitten  in  den  Fabriken  wachen, 
Streitigkeiten  zwischen  Herren  und  Arbeitern  schlichten,  und 
als  Organ  für  die  Interessen  beider  den  Statsbehörden  ge- 
genüber dienen; 

0  die  Zulassung  und  Beaufsichtigung  der  genossen- 
schaftlichen Verbindungen 9  der  Arbeiter  unter 
sich.  Wie  das  Capital  in  der  Association  der  Actien  seine 
Macht  gesteigert  hat,  so  erhöht  auch  die  Association  der 
Arbeiter  ihre  Macht  und  gewährt  ihren  Interessen  Schutz 

9  Vgl.  Haber,  Art.  Association  in  Bluntschli  State  Wörterbuch. 
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gegenüber  der  um  sich  greifenden  und  erdrückenden  Macht 
des  Capitata  Erst  wird  der  Gegensatz  beider  Kräfte,  der 
sächlichen  Vermögenskraft  und  der  persönlichen  Arbeitskraft 
ausgebildet  werden  müssen:  dann  erst  werden  beide  in  ihrer 
Verbindung  zu  einem  für  beide  wohlthätigen ,  gesunden 
Frieden  gelangen  können; 

g)  die  Gewährung  von  Erfindungspatenten,  welche 
den  Erfindern  wichtiger  Verbesserungen  für  einige  Zeit  die 
ausschlieszliche  Benutzung  ihrer  Erfindung  sichern ,  und  der 
Schutz,  welcher  den  Fabriken  gewährt  wird  gegen  täuschende 
Nachahmung  ihrer  Fabrikzeichen; 

h)  die  Anordnung  von  Industrieausstellungen, 
welche  einen  Ueberblick  über  die  Gewerbsthätigkeit  geben, 
die  Fortschritte  und  Mängel  ihres  Ganges  leichter  erkennen 
lassen,  zum  Wetteifer  ermuntern  und  die  ausgezeichnete 
Arbeit  ehren; 

i)  die  Berücksichtigung  der  Fabricationsinteressen  bei 
der  Bestimmung  der  Zölle.  10 

7.  Der  Handelsverkehr  bedarf  in  weit  geringerem 
Grade  einer  besondern  Pflege  der  Statswirlhschaft,  als  die 
übrigen  Gewerbe.    Er  gedeiht  am  besten,  wo  er  sich  mit 
individueller  Freiheit  bewegen    kann,   unbehindert  durch 
äuszere  Schranken.    Der  Groszhandel  ist  geradezu  kos- 
mopolitisch, nicht  national,  und  fühlt  jede  Schranke,  welche 
das  Gesetz  eines  Stats  zieht,  als  eine  Beschwerde.  Nur  der 
Kleinhandel  (Kramhandel),  welcher  des  Detail  verkaufe« 
wegen  auf  localen  Verbruuch  angewiesen  ist,  bedarf  einigen 
Schutz  nicht  vor  der  Concurrenz  anderer  sich  regelmäszig 
niederlassender  solider  Handelsleute,  wohl  aber  vor  der  häufig 
unsoliden  Concurrenz  der  Musterreiter  und  Hausirer, 
welche  den  Käufern  nachgehen  und  durch  allerlei  Vorspiege- 
lungen ihre  Kauflust  wecken  und  reizen.   Die  Hauptaufgabe 

10  Oben  Cap.  7,  8.  626. 
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der  Statswirthschaft  gegenüber  dem  Handel  besteht  daher 
in  der  Wegräumung  der  Hindernisse,  welche  seine  freie  Be- 
wegung hemmen;  in  zweiter  Linie  erst  in  der  Unterstützung 
desselben  durch  öffentliche  Anstalten. 

a)  Die  Organisation  des  Handelsstandes  hat  weniger 
Schwierigkeiten,  als  die  des  Handwerk-  und  Fabrikstandes. 
Jener  theilt  sich  in  zwei  Hauptclassen,  die  der  Groszhänd- 

« 

ler,  Kaufleute  ( negotiatores)  im  eigentlichen  Sinn,  weiche 
in  der  Regel  wieder  an  Fabrikanten,  andere  Kaufleute  und 
Krämer  und  eben  darum  in  grüszeren  Massen  verkaufen  und 
die  Handelsvermittlung  im  Groszen  betreiben,  und  die  der 
Kleinhändler,  Krämer  (institores),  welche  in  der  Regel 
an  alle  einzelnen  Consumenten  nach  beliebig  kleinen  Quan- 
titäten verkaufen.  Die  ersteru  gehören  dem  dritten,  die 
letztem  dem  vierten  Stande  an,  und  beide  können  wohl  zu 
groszen,  die  ganze  Masse  der  Betheiligten  umfassenden  Cor- 
porationen  vereinigt  werden. 

b)  Die  Einrichtung  von  Handelskammern,  welche 
über  die  gemeinsamen  Interessen  des  Handels  wachen 
und  den  Handelsstand  auch  vor  den  Statsbehörden  ver- 
treten, die  Kunde  der  Handelsübungen  bewahren  und  Gut- 
achten in  Handelssachen  bearbeiten,  bildet  die  natürliche 
Krone  einer  corporativen  und  freien  Gliederung  des  Handels- 
standes. 

c)  Die  Anordnung  von  öffentlich  autorisirten  Mäklern 
(Sensalen)  in  Handelsstädten  und  die  Herstellung  von 
Börsen  dient  zur  Sicherung  und  Beförderung  des  eigent- 
lichen Handelsverkehrs,  und  je  vollkommener  die  übrigen 
gemeinen  Verkehrsanstalten  des  States  sind,  Straszen,  Post- 
verbindungen u.  s.  f.,  desto  mehr  wird  auch  der  Handel 
und  dieser  in  hohem  Masze  die  Vortheile  derselben  zu  ge- 
nieszen  haben. 

d)  Die  Sicherung  der  Handelsfirmen  gegen  Misz- 
brauch  und  Täuschung,  die  Prüfung  der  Solidität  von  neu 
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entstehen  den  Actiengesellschaften,  insbesondere  Cre- 
di  tan  stalten,  die  Bekanntmachung  solcher  Verände- 
rungen in  dem  Personenbestand  und  den  Verhältnissen  der 
Gesellschaften  und  der  Handelsetablissements  Oberhaupt, 
welche  auf  die  Glaubwürdigkeit  und  die  Sicherheit  des  Han- 
delsverkehrs von  Einflusz  sind ,  sind  ebenfalls  einzelne  wohl- 
thätige  Aeuszerungen  der  statswirthschaftlichen  Thätigkeit 
auf  diesem  Gebiete. 
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Erstes  Capitel. 

Historische  Erinnerung. 

1.  Der  antike  Stat  ist  aus  dem  politischen  Leben  der 
Stadt  erwachsen.  Die  Vermischung  des  States  mit 
der  Stadt  in  der  Idee  und  in  der  Organisation  ist  daher 
dem  S tatsrechte  des  Alterthums  eigentümlich.  Griechen 
und  Römer  bezeichneten  sogar  mit  dem  nämlichen  Worte 
die  beiden  Gemeinschaften.  Die  Stadt  Athen  war  zugleich 
der  Stat  Athen ,  und  die  Stadt  Rom  wurde  zur  Beherrscherin 
der  Welt. 

Das  römische  Reich  war  indessen  so  grosz  geworden, 
dasz  der  innere  Gegensatz  zwischen  dem  State  und  den 
St&dten  dem  scharfen  Blick  der  Römer  nicht  völlig  entgehen 
konnte.  Jener  umfaszte  die  Welt,  diese  waren  local  be« 
gränzt.  Am  längsten  dauerte  die  Vermischung  beider  in 
der  Organisation  der  Hauptstadt.  Die  Magistrate 
des  römischen  Volkes  waren  zugleich  und  zunächst  Magi- 
strate der  Stadt,  der  Senat  war  auch  Rath  der  Stadt  Das 
römische  Stad  tbürgerr  ech  t  war  die  nothwendige  Grund- 
lage der  politischen  Betheiligung  an  den  Statsangelegenheiten. 
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Erst  unter  den  Kaisern  änderte  sich  das.  Die  Cäsaren- 
lierrschaft  war  eine  reine  Statsinstitution.  Unter  Augustus 
wurde  auch  der  Senat  zu  einer  Reichsversammlung,  welche 
die  Groszen  aus  den  Provinzen  in  sich  aufnahm.  Ein  groszer 
Theil  der  öffentlichen  Aemter  wurde  rein  statlich;  und  das 
römische  Bürgerthum  erweiterte  sich  im  Verfolge  zu  einem 
allgemeinen  Statsbürgerthum.  Das  unermessliche  Reich  streifte 
so  die  Form  der  Stadtverfassung  erst  ab,  als  schon  die  innere 
Lebenskraft  groszentheils  erschöpft  war  und  Roms  Geschichte 
sich  abwärts  neigte. 

Früher  war  der  Gegensatz  in  den  übrigen  Städten,  be- 
sonders von  Italien,  offenbar  geworden.  Zwar  waren  auch 
sie  ursprünglich  politische  Ganze,  um  welche  auch  die 
Ortschaften  und  Höfe  des  Landes  umher,  als  um  ihr  ver- 
fassungsmäsziges  Centrum  gruppirt  waren.  Auch  sie  hatten 
ihre  Magistrate,  wenn  gleich  später  nicht  mehr  mit  impe- 
rium,  doch  mit  jurisdictio.  Die  Ilviri  und  IVmri  sowohl 
als  die  prefaecti  waren  nicht  blosze  Gemeindevorsteher,  son- 
dern zugleich  Stafsbeamte,  obwohl  ihr  Wirkungskreis  auf 
das  Gebiet  der  Stadt  begränzt  war;  die  Senate  oder  Cu- 
rien,  wie  sie  im  Verfolg  genannt  wurden,  waren  in  klei- 
nern Verhältnissen  ähnlich  dem  Senate  zu  Rom,  und  das 
römische  Bürgerrecht  verband  in  den  Colonien  und 
vielen  Municipien  die  Bewohner,  in  noch  anderen  Städten 
wenigstens  die  Obrigkeiten  derselben,  mit  der  herrschenden 
Stadt.  Aber  wenn  auch  die  Mischung  von  Stadt  und  Stat 
in  allen  diesen  Beziehungen  überall  noch  bis  spät  wahrzu- 
nehmen ist,  so  war  doch  schon  von  Anfang  an  das  höhere 
politische  Leben,  die  Statsregierung  und  Gesetzgebung  in 
Rom  concentrirt,  und  alle  übrigen  Städte  zunächst  doch  nur 
locale  Corporationen.  Sie  hatten  nicht  als  solche  einen 
unmittelbaren  Antheil  an  der  Leitung  des  Statswesens. 1 

'  Vgl.  die  übersichtliche  und  gründliche  Darstellung  bei  C.  Hegel, 
Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien  Bd.  I,  Cap.  1,  worin  auch 
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Guizot  bat  in  der  Trennung  der  politischen  Rechte 
und  Interessen  von  den  Mu  nici  pal  -  In  ter essen  und 
Rechten,  welche  in  der  Kaiserzeit  vollzogen  worden,  eine 
Hauptursache  des  Verfalls  des  römischen  Reichs  zu  erkennen 
venneint,  und  dieselbe  als  verderblich  erklärt  für  den  Stat 
und  die  Gemeinden. 2  Ich  kann  diese  Ansicht  des  gelehrten 
Statsmannes  nicht  tbeilen.  Die  Trennung  der  politischen 
und  der  Gemeindeverfassung  wurde  in  dem  römischen  Reiche 
nicht  so  vollständig  und  nicht  so  scharf  durchgeführt,  als 
in  den  modernen  Staten  fast  allenthalben,  und  nicht  daran 
ist  der  römische  Stat  zu  Grunde  gegangen,  dasz  er,  was 
seiner  Natur  nach  verschieden  war,  das  pobtische  Statsleben 
und  das  Culturleben  der  Gemeinde  auch  in  dem  äuszern 
Organismus  verschieden  behandelte.  Als  die  tibermäszige 
Centralisation  der  gesammten  Statsgewalt  in  dem  absoluten 
Kaiserthum  die  Rechte  aller  übrigen  Glieder  absorbirt  hatte, 
und  jede  Art  von  politischer  Freiheit  der  Aristokratie  und 
des  übrigen  Volks  niederdrückte  und  zerstörte,  da  hielt  im 
Gegen t heil  die  alte  Municipalfreiheit  noch  eine  Zeit  lang 
die  allgemeine  Knechtung  und  das  Verderben  auf.  Erst  seit 
der  Umgestaltung  des  Reichs  unter  Diocletian  und  Con- 
stantin,  und  der  Einfahrung  einer  aus  orientalischem  Despo- 
tismus und  römisch -griechischer  Bureaukratie  gemischten 
Statsverfassung  sind  denn  auch  die  Freiheit  und  das  Recht 
der  Städte  zuletzt  jeder  Gemeindeselbständigkeit  beraubt, 
dem  Beamtenheer  des  Kaisers  völlig  unterworfen,  durch  die 
Begünstigung  privilegirter  Classen  der  Bevölkerung  ge- 
schwächt und  entnervt,  und  mit  übermäszigen  Lasten  der 
Steuern  und  der  ökonomischen  Verantwortlichkeit  belegt 
und  erdrückt  worden.  Der  Untergang  der  Städte  war  so 
eine  Folge  mehr  noch  als  eine  Ursache  des  politischen  und 

die  gelehrten  Untersuchungen  von  Niebuhr,   Savigny,  Walter^ 
Puchta,  Zumpt  n.  s.  w.  beachtet  sind. 
>  Essais  sar  l  histoire  de  France  I. 
Bluntsch Ii,  allgemeines  Statorecht.  II.  29 
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sittlichen  Verderbeus,  welchem  die  gesammte  Nation  und 
der  ganze  8tat  erlag. 

Der  römischen  Jurisprudenz  gehört  auch  die  Auffassung 
der  Stadt  als  einer  „juristischen  Person"  (corpus,  uni- 
versitas)  an.  8ie  wurde  so  als  Individuum  betrachtet, 
welchem  als  einem  Ganzen  Vermögen  zukomme.  Diese 
Persönlichkeit,  welche  von  den  Personen  der  einzelnen 
Bürger  scharf  unterschieden,  und  in  ihrer  Einheit  und  Un- 
teilbarkeit als  Subject  des  Vermögens  gedacht  wurde, 
machte  sich  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts, 
mehr  als  auf  dem  des  Statsrechts  geltend.  8ie  hatte  Eigen- 
thum, Forderungen,  Schulden,  und  wurde  auch  im  Ver- 
kehr und  vor  Gericht  repräsentirt  durch  ihre  bevollmäch- 
tigten Stellvertreter  oder  Werkzeuge  (die  Sklaven). 

2.  Wie  dem  römischen  Geiste  das  Stadtleben  und 
die  Ausbildung  der  Städte  voraus  gemäsz  war,  so  entspricht 
dem  germanischen  Charakter  vorzüglich  die  Einrichtung 
der  Landgemeinden.  Italien  war  von  Alters  her  das 
Land  der  Städte.  In  Deutschland  gab  es  in  den  ersten 
Jahrhunderten  unserer  Geschichte  keine  Städte  —  die  Ger- 
manen verachteten  und  haszten  anfangs  die  Bewohner  der 
römischen  Colon ien  und  Städte,  auch  nachdem  sie  selber 
zur  Herrschaft  über  diese  gelangt  waren ;  —  wohl  aber  sind 
die  Landgemeinden  überall  da,  wo  sich  germanische  Völker 
auf  eigenem  Boden  dauernd  niederlassen.  Sie  sind  daher 
gewöhnlich  älter  als  die  8taten,  zu  denen  sie  nunmehr 
gehören. 

Waren  die  alten  Städte  gleichsam  politische  Individuen, 
so  sind  dagegen  die  alten  Landgemeinden  keine  für  sich 
bestehende  politische  Wesen,  sondern  von  Anfang 
an  in  dem  politischen  Organismus  des  Volkes  und  Landes 
nur  Theile  eines  gröszern  Ganzen,  Abtheilungen  der 
Zenten  (Huntari)  und  hinwieder  der  noch  weiteren  Gaue, 
somit  Glieder  des  Statskörpers.   Aber  sie  waren 
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selbständige  wirtschaftliche  Ganze.  Diesz  ist  der 
Charakter  der  beiden  Grundformen  der  alten  Landgemeinde, 
sowohl  der  freien  Gemeinde,  als  der  grnndherrlichen 
Gemeinde.  Beide  beruhten  auf  der  Eintheilung  des  Bodens, 
und  hatten  den  Zweck,  denselben  in  geordneter  Weise  ge- 
meinsam zu  bewirtschaften.  Es  gab  dort  wie  hier  abge- 
gränzte  und  den  einzelnen  Familien  zu  besonderem  Rechte 
und  eigenem  Bau  zugetheilte  Güter,  vorzüglich  Aecker  und 
Wiesen,  die  indessen  in  einigen  Beziehungen  auch  wieder 
gemeinsamen  Regeln  der  Landwirtschaft  unterworfen  waren 
—  man  erinnere  sich  an  die  Zeig-  und  Flurwirthschaft  des 
Dreifeldersystems.  Und  dort  wie  hier  gab  es  auszer  den 
Sondergütern  gröszere  unvertheilte  Waldungen  und  Weiden, 
welche  von  der  Gemeinde  der  Sondergutsbesitzer  gemeinsam 
benutzt  wurden,  auf  welche  die  Gemeindewirthschaft  sich 
vorzüglich  bezog.  Nur  darin  war  die  Verfassung  derselben 
verschieden,  dasz  die  freie  Gemeinde  auch  zu  dem  vollbe- 
rechtigten Volke  gehörte,  und  dasz  unter  ihrem  ursprüng- 
lich selbst  erwählten  Vorstande  die  freien  Grundeigenthümer 
zusammentraten  und  über  das  eigene  Recht  selbständig  ver- 
fügten, während  die  hofhörigen  Leute  ihren  Grundbesitz  von 
der  Gnade  des  Herrn  ableiteten,  durch  seine  Herrschaft  zu- 
sammengehalten und  geleitet,  und  nur  durch  ihn  mit  der 
übrigen  Volksverfassung  vermittelt  waren.  In  den  letztern 
Gemeinden  war  die  Einheit  in  der  Person  des  Grundherrn 
an  ihrer  Spitze  schärfer  ausgeprägt  und  mächtiger  als  in 
den  erstem.  Für  beiderlei  Arten  aber  paszt  der  römische 
Begriff'  der  juristischen  Person  im  engern  Sinne  des  Wortes 
nicht  Sie  waren  vielmehr  beide  Genossenschaften,  die 
wohl  in  gewisser  Beziehung  auch  als  ein  Ganzes  sich  fühlten, 
aber  nicht  als  ein  von  den  einzelnen  Genossen  getrenntes 
und  unabhängiges  Ganzes,  sondern  nur  als  eine  aus  jenen 
zusammengesetzte  Gesammtheit,  als  eine  organisirte 
Verbindung  der  Genossen. 
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Während  des  Mittelalters  erlangte  die  Form  der 
grundherrlichen  Gemeinde  häufig  das  Uebergewicht,  und 
viele  ursprünglich  freie  Gemeinden  bekamen  im  Verfolg 
erbliche  Herren,  und  gerieihen  unter  die  Vogteigewalt  der 
Landesherren  oder  ihrer  Vasallen.  Aber  hinwieder  er- 
warben im  Lauf  der  Jahrhunderte  die  ursprünglichen  Hof- 
hörigen feste  und  gesicherte  Rechte  am  Boden,  und  näher- 
ten sich  insofern  den  freien  Gemeinden.  Sehr  selten  aber 
sind  die  Dorf-  und  Landgemeinden  zu  politischen  Ge- 
meinwesen erwachsen  und  selbständige  8 taten  geworden. 
Wo  das  etwa  geschehen,  wie  zum  Theil  in  der  Schweiz, 
-da  haben  immer  auch  andere,  über  den  Gemeindebann  hin- 
ausreichende Verbindungen,  namentlich  die  der  gröszeren 
aus  den  Zenten  erwachsenen  Vogteien  wesentlich  dazu  bei- 
getragen. Die  blosz  locale  und  eng  begränzte  Bedeutung 
der  Gemeinden  ist  nicht  der  alleinige  Grund  dafür,  dasz 
sie  sich  in  der  Regel  nicht  zu  eigener  Statenbildung  erhoben 
haben,  sondern  sie  hatten  von  Anfang  an  keineu  Keim 
dieser  in  sich,  und  keinen  Zug  zur  Herrschaft 

3.  Von  anderer  Art  war  das  Schicksal  der  mittel-  - 
alterlichen  Städte.  Durch  die  Wiederbelebung  und  die 
neue  Gründung  zahlreicher  Städte  in  Europa  kam  nun  der 
Gegensatz  der  Land-  und  der  Stadtgemeinden  zur 
Erscheinung.  Anfänglich  war  auch  die  Verfassung  der 
Städte  noch  ähnlich  der  Verfassung  der  Landgemeinden, 
aber  schon  in  der  ersten  Anlage  waren  doch  die  Zeichen 
einer  neuen  verschiedenen  Bildung  zu  erkennen.  Wenn  wir 
auch  wahrnehmen,  dasz  sogar  in  Italien  die  alte  römische 
Municipalverfassung  längst  abgestorben  war,  als  die  Triebe 
einer  neuern  Städtebildung  sich  entfalteten,  und  diese  selbst 
vorzüglich  von  dem  Geiste  germanischer  Freiheit  und  cor- 
porativer  Rechtsbildung  getragen  und  gezeitigt  wurden,3 

•  Die  ausgezeichneten  UnterBuchungen  C.  Hegels  in  dem  oben  Note  1 
angeführten  Werke  scheinen  mir  die  Streitfrage  in  der  Hauptsache  erledigt 
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so  erinnert  doch  manches  wieder  an  den  Zusammenhang 
und  die  Verwandtschaft  mit  den  römischen  Städten.  Das 
Andenken  wenigstens  an  die  Kultur  und  die  Grösze  des 
römischen  Alterthums  wurde  wieder  belebt.  Das  Institut 
der  stadtischen  Consuln  des  Mittelalters,  obwohl  sie  eine 
von  dem  altrömischen  Consulat  ganz  verschiedene  Bedeutung 
haben,  bezeugt  doch  die  Macht  der  Erinnerung  an  die  Herr* 
lichkeit  der  untergegangenen  Vorzeit. 

Die  landwirtschaftlichen  Interessen ,  in  der  ersten  Zeit 
in  vielen  Städten  zwar  noch  beachtet,  waren  doch  nicht 
mehr  maszgebend,  die  Bevölkerung  der  Städte  bestand  nicht 
mehr  aus  Bauern.  Um  die  Bischöfe  und  die  Abteien  her 
sammelten  sich  die  den  kirchlichen  Anstalten  geweihten 
Diener,  um  die  Pfalzen  der  Könige  und  um  die  Höfe  der 
Groszen  die  Verwalter  der  Einkünfte  und  die  Gefährten  des 
vornehmeren  Lebens,  und  um  die  königlichen  Burgen  eine 
zahlreiche  streitbare  Mannschaft.  Unter  dem  Schutze  der 
Städte  erwarb  der  Handel  einen  sicheren  Wohnsitz.  Der 
Verkehr  und  die  Gewerbe  jeder  Art  fanden  da  Nahrung 
*  und  Gedeihen.  So  waren  es  von  Anfang  die  höheren  In- 
teressen der  öffentlichen  Sicherheit,  Cultur  und 
Industrie,  welche  in  den  Städten  gepflegt  wurden,  und 
die  der  Städtebevölkerung  einen  von  der  Bauersame  ver- 
schiedenen Charakter  gaben.  Es  konnte  daher  auch  hier 
zuerst  ein  persönliches  von  dem  Grundbesitz  unab- 
hängiges Bürgerthum  aufkommen,  und  wieder  wurde  das 
Princip  einer  einheitlichen  juristischen  Person  im  Gegen- 
satze zur  Genossenschaft,  erneuert,  wenn  auch  anfangs  nicht 
so  abstract,  wie  die  römische  Jurisprudenz  es  ausgedacht 
hatte. 

Und  nochmals  werden  wir  das  Streben  der  Städte  ge- 
wahr, aus  dem  Kreise  bloszer  Gemeinden  herauszutreten, 

tu  haben.  Vgl.  nun  auch  Laurent,  Hist.  du  droit  des  gena,  tom.  VII. 
La  Feodalitö  et  l'Eglise,  S.  509  ff. 
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und  als  selbständige  politische  Individuen  ein  re- 
publikanisches Statsleben  auszubilden.  Wieder  mischten  sich 
so  die  Begriffe  Stadt  und  Stat.  Aber  mannichfaltiger 
und  in  anderer  Richtung  als  in  dem  altrömischen  Italien. 
Es  war  keine  Weltstadt  mehr  da,  welche  alle  übrigen  Städte 
gleichsam  zusammenfassend  die  Einheit  erhielt,  und  der  Zug 
zur  Herrschaft,  dem  römischen  Charakter  angeboren,  be- 
zeichnet nicht  die  Politik  der  mittelalterlichen  Städte.  Ihre 
Freiheit  voraus  wollten  sie  bewahren  vor  der  Herrschaft 
der  Fürsten  und  dem  Drucke  des  kriegerischen  Lehens- 
wesens, und  Unabhängigkeit  strebten  sie  an  vor  jeder 
Einmischung  in  ihre  öffentlichen  Angelegenheiten.  Die  Aus- 
breitung ihrer  Herrschaft  je  über  das  umliegende  Gebiet 
ist  eine  spätere  Phase  ihrer  Entwickelung  und  von  secun- 
därer  Bedeutung.  Sie  dachten  erst  daran,  als  sie  ihre 
politische  Selbstregierung  errungen  hatten,  und  ahmten 
dann  hierin  nur  den  kleinern  8eigneurs  und  Landesherren 
nach,  mit  deren  Macht  sie  gar  wohl  die  ihrige  messen 
durften. 

4.  Einzelne  Städte,  und  vorzüglich  wieder  in  Italien,  " 
haben  im  Laufe  der  Jahrhunderte  ein  groszes  Stats  gebiet 
erworben,  und  sich  so  zu  bedeutenderen  Staten  erweitert 
Aber  nur  wenigen  ist  das  geglückt,  und  zuletzt  sind  alle 
Städte,  bis  auf  ein  paar  vereinzelte  Ausnahmen ,  sowohl  die 
welche  nur  eine  republikanische  Selbständigkeit  erlangt, 
als  die  welche  als  Hauptstädte  über  ein  Territorium  Herr- 
schaft erworben  hatten,  entweder  von  den  gröszeren  Mon- 
archien, die  in  den  letzten  Jahrhunderten  aufgewachsen 
sind,  unterworfen,  oder  von  der  modernen  Statenbildung 
ihrer  politischen  Hoheit  entkleidet  worden.  Es  ist  diese  Um- 
gestaltung auch  in  Freistaten,  wie  in  den  Niederlanden  und 
in  der  Schweiz,  vor  sich  gegangen.  Die  Allgemeinheit  der 
Erscheinung  —  wie  lange  werden  sich  noch  die  in  Deutsch- 
land allein  zurückgebliebenen  vier  Reichsstädte  als  Staten 
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erhalten  können?  —  ist  ein  unverkennbares  Zeichen,  dasz 
dem  politischen  Leben  unserer  Zeit  weder  die  antike  noch 
die  mittelalterliche  Mischung  von  Stadt  und  Stat  mehr  zu- 
sage, sondern  dasz  dem  modernen  State  die  Stadt- 
gemeinde politisch  untergeordnet  sei.  Die  Aus- 
scheidung folglich  der  politischen  Rechte  und  Inter- 
essen von  den  städtischen  Gemeinde  rechten  und  Interessen 
ist  wesentlich  das  Resultat  der  neueren  Zeit. 

5.  In  der  absolutistischen  Periode  der  letzten  Jahrhun- 
derte wurden  die  Städte  indessen  in  manchen  Ländern,  vor- 
züglich in  Frankreich,  nicht  blosz  jeder  politischen  Hoheit 
und  Selbständigkeit  vollständig  entkleidet.  Dem  Ubermäch- 
tigen Triebe  der  neuen  einheitlichen  Macht  des  absoluten 
Stats  genügte  die  politische  Unterordnung  derselben  nicht 
Er  griff  weiter  um  sich,  und  wollte  auch  keine  Selbst- 
bestimmung der  Städte  in  ihren  Gemeindeangelegen- 
heiten zugeben.  Diese  Richtung  wurde  noch  leidenschaft- 
licher von  der  Revolution  befolgt,  welche  zu  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  Frankreich  umwälzte  und  von  da  aus 
Europa  umgestaltete.  Hatten  im  Mittelalter  die  Städte  zu- 
gleich sich  selbst  regierende  Staten  sein  wollen,  so  ging 
nun  auch  ihre  corporaüve  Gemeindefreiheit  unter.  Die  Vor- 
stellung kam  zur  Geltung,  dasz  alle  Gemeinden,  Städte  und 
Dörfer  nur  Statsanstalten  seien.  Das  neue  Statsbürger- 
recht  verschlang  das  alte  Gemeindebürgerrecht,  und  die 
Reste  von  Selbständigkeit  wurdeu  aufgezehrt  von  der  Alles 
umfassenden  und  leitenden  Centralisation.  So  hatte  die  poli- 
tische Ueberhebung  der  8tädte  in  ihr  Gegentheil,  in  voll- 
ständige Abhängigkeit  derselben  in  allen  Dingen  umge- 
schlagen. 

6.  In  der  neuesten  Zeit  endlich  sehen  wir  nach  man- 
cherlei entgegengesetzten  Schwankungen  ein  gewisses  Gleich- 
gewicht hergestellt,  welches  die  Gemeinden  in  ihrem 
Kreise  als  selbständige  Wesen  achtet,  und  zugleich 
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die  politische  Ueberordnung  des  S tat»  wahrt 4  Dieser 
Fortschritt  datirt  hauptsächlich  seit  der  preuszischen 
Städteordnung  von  1808,  einem  Werke  des  Ministers  Stein. 


Zweites  CapiteL 

■  .     »  . 

«  ■ 

Die  rechtliche  Natur  der  Gemeinden. 

«  • 

■  •  *  ►  ■ 

Der  Rückblick  auf  die  Schicksale  der  Gemeinden  in 
der  Weltgeschichte  enthüllt  uns  die  wahre  Natur  derselben, 
die  in  dem  modernen  Statsrechte  mehr  und  mehr  zu  allge- 
meiner Anerkennung  zu  kommen  scheint. 

1.  Dem  neueren  State  gemäsz  ist  es  vorerst,  das*  die 
saramtlichen  Gemeinden  in  demselben  in  Harmonie  gebracht 
werden  mit  der  Statsverfassung,  und  den  SUitsge walten  in 
allen  politischen  Beziehungen  untergeordnet 
seien.  Er  erträgt  es  nicht,  dasz  eine  Rechtsgemeinschaft 
der  Art  als  eigene,  auf  sich  beruhende  politische  Macht  ge- 
wissermaszen  auszerhalb  der  öffentlichen  Verfassung  stehe, 
wie  eine  Immunität  Denn  er  umfaszt  und  ordnet  das  ge- 
sammte  politische  Dasein  der  Nation  und  ihrer  Theile. 

Als  einfache  Folgen  dieses  Grundsatzes  lassen  sich  diese 
Bestimmungen  ableiten: 

a)  dasz  neue  Gemeinden  nur  mit  Zustimmung  des 
ßtats  gebildet  werden  dürfen;  denn  da  dieselben  immerhin 

m 

«  Wie  Rotte k  (const.  Stator,  v.  Aretin.  III,  S.  31)  dazu  bat  kommen 
können,  auch  „unsere"  Gemeinden  „Staten  im  Kleinen"  zu  nennen, 
welche  „mit  andern  Gemeinden  und  mit  Einzelnen  zum  gröezern  ßtat 
-vereint"  sind,  wäre  unbegreiflich,  wüszten  wir  nicht,  wie  sehr  in  neuerer 
Zeit  die  Neigung,  den  Stat  von  unten  herauf  durch  Zusammenzahlen 
und  Aneinanderreihen  sogar  der  Individuen  zu  construiren,  und  so  zum 
Product  des  Vertrages  zu  machen ,  sich  vieler  Köpfe  in  Gestalt  der  in» 
dividuellen  Freiheit  bemächtigt  und  dieselben  verwirrt  hat. 
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auch  eine  öffentliche  Bedeutung  haben,  da  sie  auch  Glieder 
des  Statskörpers  sind,  so  ist  dieser  berechtigt,  bei  der  Ent- 
stehung derselben  mitzureden,  und  die  Rechte  und  Inter- 
essen des  Ganzen  zu  wahren; 

b)  dasz  die  Gesetzgebung  des  Stats  auch  die  Grand- 
züge der  Gemeindeverfassung  zu  ordnen  und  je  nach  den 
Zeitverhältnissen  abzuändern  das  Recht  habe,  und  zwar  mit 
groszerer  Freiheit  als  in  rein  privatrechtlichen  Dingen; 

c)  dasz  der  Statsgewalt  zwar  nicht  nothwendig  ein 
Vormundschaftsrecht  Uber  die  Gemeinden,  aber  jedenfalls 
ein  Aufsichtsrecht  über  dieselben  gebühre,  durch  welches 
ihr  die  Veranlassung  geboten  und  die  erforderlichen  Mittel 
gewährt  werden,  die  Harmonie  mit  dem  State  und  die  poli- 
tische Unterordnung  der  Gemeinden  unter  denselben  zu  er- 
halten, und  einer  Entartung  der  Gemeinde  oder  dem  Misz- 
brauch  ihrer  Rechte  entgegen  zu  wirken. 

d)  Der  Natur  der  Gemeinde  als  eines  Gliedes  auch 
im  ßtatskörper  entspricht  es  ferner,  wenn  auch  dieStats- 
verfassung  als  solche  in  die  Organisation  derselben  hinab- 
reicht, sei  es  dasz  den  Gemeinden  eine  Repräsentation  auch 
in  den  Kammern  verstattet  oder  gewisse  Wahlen  für  die 
höheren  Räthe  nach  Gemeinden  geordnet  werden,  sei  es, 
dasz  für  die  Gemeinden  untere  8tatsbeamte  bestellt  werden 
zur  Ausü bung  der  s tätlichen  Functionen.  Der  Zusammen- 
hang der  Gemeinden  mit  dem  State  wird  durch  solche  Ein- 
richtungen fortwährend  in  lebendiger  Thätigkeit  erhalten. 
Dieser  zieht  aus  jenen  frische  Säfte,  und  erfüllt  hinwieder 
die  Gemeinden  mit  seinem  Geiste. 

Es  ist  daher  ganz  passend,  wenn  in  neuerer  Zeit  häufig 
das  ganze  Statsgebiet  in  Gemeindekreise  abgetheilt  wird,  so 
dasz  auch  die  Höfe  und  Gegenden,  die  in  dem  mittelalter- 
lichen State  auszerhalb  der  Gemeindeverfassung  standen,  in 
die  Ordnung  derselben  eingefügt  werden.  , 

2.  Einseitig  übertrieben  ist  aber  die  Meinung,  welche 
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in  den  Geineinden  nur  Anstalten  des  Stats  und  nur 
Glieder  des  Statskörpers  sieht.  Die  Geschichte  der 
Gemeinden  zeigt,  dasz  dieselben  häufig  alter  sind  sogar  als 
die  Staten,  denen  sie  zugehören,  und  meistens  nicht  von 
oben  her  und  von  dem  ganzen  State  aus  gegründet  wurden, 
sondern  eher  von  unten  auf  aus  der  Ansammlung  vieler 
Familien  um  einen  Mittelpunkt  derCultur  oder  aus  genossen- 
schaftlicher Verbindung  der  nachbarlichen  Grundbesitzer. 
Ebenso  ist  die  Bestimmung  der  Gemeinden  zunächst  nicht 
eine  statliche,  sondern  voraus  eine  aufCultur  und  Wirth- 
schaft  gerichtete.  Die  Gemeinde  steht  demnach  in  der 
Mitte  zwischen  dem  Individuum  und  dem  State,  dem  Kreise 
des  Privatlebens  und  dem  des  politischen  Lebens.  Sie  uin- 
faszt  die  gemeinsamen  Oultur-  und  W  irthsc  hafts- 
beziehungen  eines  Ortes,  die  hinwieder  mit  den  Privat- 
interessen der  Bewohner  desselben  eng  verschlungen  sind. 
Das  ist  ihr  principaler  Charakter.  Zugleich  aber  vermittelt 
sie  das  Verhaltnisz  des  Orts  und  seiner  Bewohner  zum  State. 
Das  ist  die  zweite  Seite  ihres  Wesens. 

Weil  so  die  Gemeinde  eine  Bedeutung  für  sich  und  ein 
eigenes  Leben  hat,  so  ist  sie  auch  eine  Persönlichkeit, 
und  zwar  eine  von  dem  State  v erschiedene  Persön- 
lichkeit. 1  Sie  hat  ihr  eigenes  Recht,  eigenes  Vermögen,  eine 
besondere  Wirksamkeit.  Weszhalb  sollte  sie  hier  nicht  ihrer 
Freiheit  sich  erfreuen  und  selbständig  ihre  Angelegenheiten 
verwalten?  Die  eigentliche  Vormundschaft  hat  nur  da  guten 
Grund,  wo  es  der  bevormundeten  Person  an  der  Fähigkeit 
gebricht,  für  sich  selber  zu  sorgen.  Die  Hülfsbedürftigkeit 
dieser  ist  die  rechtliche  Voraussetzung  jener.  Wie  sollte 
nun  die  Gemeinde  nicht  so  zu  organisiren  sein,  dasz  die 
volljährigen  Männer,  die  ihr  angehören  und  ihre  Angelegen- 

'  .  jV'ri 
•  Brater  im  Deutschen  Statswörterbuch,  Art.  Gemeinde:  „Die  Ge- 
meinde ist  der  Organismus  der  örtlichen  Gemeinschaft  wie  der 
Stat  der  Organismus  der  Volksgemeinschaft.« 
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heiten  verwalten,  auch  fähig  sind,  nach  eigener  Einsicht  die 
gemeinsamen,  ihren  Privatverhältnissen  naheliegenden  In- 
teressen zu  besorgen?  Wie  sollten  sie  denn  der  Vormund- 
schaft der  Statebehörden  bedürfen?  Unter  noch  barbarischen 
oder  in  öffentlichen  Dingen  völlig  ungeübten  Völkern,  oder 
wo  etwa  Liederlichkeit  oder  ähnliches  Verderbnisz  eingerissen, 
mag  die  Vormundschaft  des  Stats  wohl  nöthig  sein.  Dem 
normalen  Zustande  der  Gemeinde  aber  sagt  nur  die  Selb- 
ständigkeit derselben  als  Regel  zu.  Allerdings  nicht  eine 
absolute,  weil  die  Gemeinde  nicht  allein  eine  Persönlichkeit 
für  sich  ist,  aber  eine  durch  die  Statsordnung  und  die  Auf- 
sicht der  Regierung  beschränkte. 

3.  Wie  der  Gegensatz  der  Stände  in  neuerer  Zeit  viel- 
faltig verwischt  worden  ist,  ungeachtet  die  Verschiedenheit 
der  Lebens-  und  Berufsweise  noch  in  groszen  Zügen  erkenn- 
bar ist,  so  ist  auch  der  Unterschied  der  8tädte  und  der 
Landgemeinden  in  den  neueren  Staten  oft  nicht  weiter  be- 
achtet worden.  Zwar  gibt  es  wirklich  Gegenden ,  in  welchen 
die  städtische  Cultur  auch  auf  das  Land  verpflanzt  worden 
ist  und  städtische  Sitten  in  den  Dörfern  geübt  werden,  und 
manche  besonders  kleinere  Städte,  die  nur  mit  Rücksicht 
auf  ihre  ältere  Geschichte  und  etwa  weil  sie  mit  Mauern 
versehen  waren  als  Städte  gelten,  während  die  Art  ihres 
Daseins  und  Lebens  sie  den  Dörfern  gleichstellt  Aber  im 
Groszen  besteht  der  natürliche  Gegensatz  dennoch  fort,  und 
die  Stadtgemeinde  hat  in  manchen  Beziehungen  eine 
andere  Natur  als  die  Landgemeinde. 

Die  Landgemeinde  haftet  näher  an  dem  Boden,  der 
von  den  Genossen  derselben  bebaut  wird.  8ie  lebt  in  enge- 
rem Verkehr  mit  der  äuszern  Natur  des  Landes,  und  breitet 
ihre  Sorge  weit  umher  darüber  aus.  Culturzwecke  sind  ihr 
zwar  nicht  fremd.  Die  Kirche  vornehmlich  überragt  das 
Gemeindehaus.  Die  Gemeinde  stiftet  und  unterhält  auch 
Schulen  für  die  Dorfjugend.    Aber  ihre  eigentbche  und 
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Hauptthätigkeit  ist  die  gemeinsame  Wirth schaffe,  die  8orge 
für  die  gemeinen  Waldungen  und  Weiden ,  für  die  Wege 
und  Stege,  für  die  Brunnen  und  Feuerlöschanstalten,  für  die 
Reinlichkeit  und  Ordnung,  für  ihr  Vermögen.  Das  Princip 
der  Nützlichkeit  ist  das  muszgebende,  auf  die  Früchte 
vorzüglich  ist  der  Sinn  gerichtet  Das  Dorf  begnügt  sich 
mit  dem  Anständigen;  sein  Streben  geht  nicht  auf  höhere 
Cultur  in  Kunst  und  Wissenschaft  Nicht  der  Handel  nach 
allen  Richtungen  und  in  allen  Dingen,  sondern  die  gleich- 
maszige,  dem  Boden  zugewendete  Landwirtschaft  bezeich- 
net die  Art  seines  Daseins. 

Die  Stadtgemeinde  dagegen  wird  auf  kleinerem 
Räume  zu  reicherem  und  höherem  Leben  vereinigt  und  er- 
hoben. Die  Verbindung  mit  dem  Boden  wird  gelockert,  die 
Personen  schlieszen  sich  persönlich  zusammen;  der  corpora- 
tive  Trieb  wirkt  in  ihr  einheitlicher  und  energischer.  Wenn 
in  der  Landgemeinde  das  genossenschaftliche  Princip 
noch  angemessen  erscheint,  so  paszt  für  die  Stadt  das  Prin- 
cip der  reinen  juristischen  Person  besser.  Die  Land- 
wirtbschaft kann  sich  in  der  Stadt  nicht  erhalten.  Soll  sie 
gedeihen,  so  musz  sie  hinausgedrängt  werden  auf  das  Land; 
nur  die  feinere  Gartencultur  findet  in  der  Stadt  einen  Platz. 
Dagegen  werden  in  ihr  die  Berufsweisen  überaus  maunich- 
faltig.  Gewerke  aller  Art  werden  in  ihr  nicht  etwa  nur  von 
Einzelnen,  sondern  von  ganzen  Classen  der  Bevölkerung 
betrieben.  Der  Kramhandel  bietet  seine  Waaren  da  fei), 
und  befriedigt  die  kleinen  Bedürfnisse  eines  groszen  Kreises 
auch  auszerhalb  der  Stadt.  Der  Grenzhandel  wählt  in  ihr 
seinen  Sitz,  und  spannt  von  da  aus  das  Netz  seiner  Geschäfte 
über  die  Welt  hin.  Die  Künste  und  die  Wissenschaften 
finden  sich  ein,  und  veredeln  das  Leben.  Höhere  Schulen 
werden  dabin  verlegt  Der  Stat  selbst  nimmt  mit  seinen 
bedeutenderen  Anstalten  da  seine  Residenz.  Es  ist  klar, 
dasz  das  alles  einen  gewaltigen  Einflusz  auf  die  Lebensweise 
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der  städtischen  Bevölkerung  und  auf  die  ganze  Natur 
und  Form  der  Stadtgemeinde  haben  nrasz.  Die  Bedeutung 
der  Wirtbschaft  tritt  in  ihr  in  den  Hintergrund,  die  Rich- 
tung auf  höhere  Culturinteressen  dagegen  hervor.  Die 
Stadt  nähert  sich  daher  noch  mehr  dem  State  an.  In  andern 
Beziehungen  aber  sind  hinwieder  Stadt-  und  Landgemeinde 
einander  gleich.  Sie  haben  beide  Antheil  an  der  Selbstän- 
digkeit, welche  den  Gemeinden  überhaupt  gebührt  im  Ver- 
hältnisz  zum  State  und  an  der  Gemeindefreiheit,  die  sich 
theils  in  der  Autonomie,  d.  h.  der  Selbstgesetzgebung 
innerhalb  des  Gemeindebereiches  theils  in  der  Selbstver- 
waltung der  Gemeinde  und  ihrer  Organe  äuszert 


Organismus  der  Landgemeinde. 

1.  Das  Leben  der  Landgemeinden  ist  einfach,  der  äuszern 
Natur  nahe,  gleichmaszig,  schlicht  Ihre  Verfassung  musz 
diesem  Charakter  gemäsz  sein.  Eben  daher  hat  sie  auch 
in  ihrem  gesunden  Zustande  einen  Zug  zu  demokratischer 
Einrichtung.  In  der  altdeutschen  freien  Gemeinde  traten, 
so  oft  es  nöthig  schien,  die  freien  Grundeigentümer  der 
Gemeinde  (die  Markgenossen)  zusammen  und  faszten  ihre 
Beschlüsse  unter  dem  Vorsitze  des  Decans,  Dorfgrafen,  Bauer- 
meisters, 8chulzen  oder  wie  sonst  ihr  Vorstand  noch  genannt 
werden  mochte,  und  selbst  auf  den  GrundherrschaRen  ver- 
sammelte sich  nach  Ausbildung  des  Hofrechts  die  Gemeinde 
der  hofhörigen  Grundbesitzer  regelm&szig  unter  der  Leitung 
des  Grundherrn  oder  seines  Stellvertreters  des  Maiers  oder 
Kellers.  Die  Gemeindeversammlung  der  Dorfgenossen 
und  der  Gemeindevorstand  sind  noch  die  beiden  Organe 
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der  Gemeinde,  welche  ihren  Bedürfnissen  gewöhnlich  ge- 
nügen. Die  Auflösung  jener  in  den  letzten  Jahrhunderten 
war  nicht  aus  natürlichen  Bedürfnissen  herbeigeführt  worden, 
sondern  lediglich  eine  Folge  der  alles  freiere  Leben  ertödten- 
den  Herrschsucht  jener  Zeit,  die  durch  die  Zerstörung  der 
Gemeindefreiheit  die  allgemeine  Auflösung  und  die  Revolu- 
tion des  ganzen  Stets  hinwieder  vorbereitet  hat.  Die  Bei- 
ordnung eines  ständigen  Gemeinderath  es  zu  dem  Gemeinde- 
vorstand dagegen  war  eine  natürliche  Fortbildung  dieses 
Organs,  den  gesteigerten  Ansprüchen  der  neueren  Cultur 
gemäsz. 

2.  Der  Dorfgemeinde  ist  es  natürlich,  wenn  die  Ge- 
meindeversammlung vorzüglich  aus  den  auf  Grund 
und  Boden  angesessenen  Genossen  besteht,  d.  h.  wenn 
das  active  Gemeindebürgerrecht  vornehmlich  den 
Grundbesitzern  in  dem  Gemeindebann  zusteht.  Im  Grossen 
und  Ganzen  ist  dieses  System  in  Deutschland  und  Eng- 
land1 zum  Theil  überliefert,  zum  Theil,  freilich  mit  Modifi- 
cationen  wieder  hergestellt  worden.  Insbesondere  werden 
den  Grundbesitzern  zu  Eigenthum  noch  andere  Classen  bei- 
geordnet, insbesondere  die  Handwerker  und  Krämer,  die 
ihre  Gewerbe  auf  eigene  Rechnung  treiben,  oder  die  abge- 
leiteten Grundbesitzer  zu  Pacht  (Erbpacht  oder  länger  dauern- 
der Zeitpacht). 

Wenn  also  auch  die  Landbauern  als  der  eigentliche  Kern 
der  Landgemeinde  zu  betrachten  sind,  so  macht  es  doch  die 
Ausdehnung  der  Industrie  und  der  Cultur  auch  auf  die  Land- 
schaft unmöglich ,  die  Landgemeinde  in  der  alten  Form  einer 
bloszen  Bauerngemeinde  festzuhalten. 

3.  Am  weitesten  in  der  entgegengesetzten  Richtung  ist 
das  französische  System  gegangen,  indem  es  auch  in  den 
Landgemeinden  das  Bürgerrecht  völlig  von  dem  Grundbesitz 

'  Vgl.  Renaud,  deutsche«  Privatr.  I,  $.191.  Oesterreichisches 
Gemeindegeseti  von  1849.    Englisches  von  1836. 
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abgelöst  hat,  und  sogar  in  dem  Statebürgerrecht  dergestalt 
hat  untergehen  lassen,  dasz  es  keine  berechtigte  Versamm- 
lung der  Gemeindebürger  mehr  kennt.  Die  Landgemeinde 
wie  die  Stadtgemeinde  erscheint  denn  nur  als  eine  an  den 
Ort  geknüpfte  juristische  Persönlichkeit,  in  welcher  die  Glie- 
der, die  Gemeindegenossen  gleichsam  verschwinden. 

Im  Grunde  ist  das  Zerstörung  nicht  Organisation  der 
Gemeinde,  als  einer  selbständigen  Körperschaft 

4.  Ein  anderer,  vorzüglich  inPreuszen  ausgebildeter  Ge- 
danke ist  die  Umwandlung  der  Grundbesitzergemeinde 
in  die  Ein  wohnergemeinde. 2  Das  heiszt  die  Theilnahme 
an  den  Gemeindeversammlungen,  und  Gemeindeangelegen- 
heiten wird  lediglich  oder  hauptsächlich  von  dem  Wohnort, 
d.  h.  von  der  dauernden  Verbindung  mit  dem  Orte  abhängig 
gemacht  Es  ist  dann  nur  von  secundärem  Belang,  wenn 
auszerdem  für  das  Stimmrecht  noch  weitere  Erfordernisse, 
wie  ein  gewisses  Alter,  Steuerzahlung,  persönliche  Selbstän- 
digkeit und  dergleichen  verlangt  werden.  Auch  die  Ein- 
wohnergemeinde kann  mehr  oder  weniger  demokratisch  or- 
ganisirt  werden.  Wenn  aber  kein  Unterschied  beachtet  wird 
zwischen  Hausvätern  und  Söhnen,  Meistern  und  Knechten, 
Gewerbetreibenden  und  Taglöhnern,  Fabrikherren  und  Fabrik- 
arbeitern ,  sondern  das  Stimmrecht  gleichmäszig  auf  alle  Per- 
sonen ausgedehnt  wird,  auch  auf  die,  weiche  an  der  dauern- 
den Wohlfahrt  der  Gemeinde  nur  ein  vorübergehendes  und 
geringes  Interesse  haben,  und  bei  Gemeindesteuern  fast  gar 
nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden  können,  so  entsteht 
hier  eine  nicht  geringe  Gefahr  für  die  Gemeinde  und  ihre 
Hausväter,  deren  Abwendung  kaum  anders  als  durch  eine 
verstärkte  Statscontrole  möglich  ist.   Gerade  das  Interesse 

'  Die  prenszische  Gemeindeordnung  vom  11.  März  1850  ist  auf  das 
System  der  Einwohnergemeinden  gebaut,  läszt  aber  nicht  alle  Einwohner 
als  Gemeindewähler  zu,  sondern  nur  die,  welche  entweder  Grundbesitz 
haben  oder  wenigstens  2  Thaler  directe  jährliche  Steuer  bezahlen  ($.  4). 
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der  Gemeindefreiheit  empfiehlt  Vorsicht  in  der.  Ausdehnung 
des  Stimmrechts. 

6.  Auf  einem  eigentümlichen  Princip  beruht  die  Ver- 
fassung der  persönlichen  Büfgergem  einden  in  viele» 
Gegenden  der  Schweiz  und  auch  in  manchen  süddeut- 
schen Ländern. 3  Dieselbe  ist  zwar  auch  abgelöst  worden 
von  dem  Zusammenhang  mit  dem  Grundbesitz  und  der  An- 
saszigkeit.  Es  ist  das  filtere  reale  Princip  mit  einem  per- 
sönlichen vertauscht  worden.  Aber  indem  sich  die  Ge- 
meindebürgerschaft vorzüglich  um  der  Pflicht  für  die  Armen- 
pflege willen,  welche  sie  für  ihre  Glieder  zu  übernehmen 
hatte,  corpora tiv  abschlosz,  so  dasz  neue  Ankömmlinge 
nur  durch  Bezahlung  einer  Einkaufssumme  in  das  Gemeinde- 
gut und  Aufnahme  der  Bürgerschaft  in  diese  eintreten  konn- 
ten, so  wurde  das  ganze  Bürgerrecht  zu  einem  persönlich 
erblichen  Rechte  aller  derer,  die  aus  Bürgerfamilien  ab- 
stammten, hatten  sie  nun  selber  Grundbesitz  oder  nicht 
Die  Bürgergemeinde  wurde  so  gewissermaszen  selbst  zu  einer 
groszen  Familie,  welche  in  den  Kindern  und  Enkeln  sich 
stets  erneuernd  fortlebt.  Die  Bürger  werden  ,  unter  einander 
durch  ein  Band  der  Pietät  verbunden,  welches  fest  hält, 
auch  wenn  ihre  Wege  sie  trennen,  und  der  eine  da,  der 
andere  anderswo  sich  niederlfiszt  Das  Bürgerrecht  wird  zu 
einem  Erbgute,  das  auf  die  Nachkommen  übergeht,  und 
verbindet  die  Interessen  und  selbst  die  Ehre  der  auf  Jahr- 
hunderte hin  lebenden  Gemeinde  mit  der  Fortpflanzung  des 
Blutes  und  den  heiligen  Beziehungen  des  Familienlebens. 
Der  Mensch  hat  ein  anderes  Gefühl  von  der  Bedeutung  des 
Bürgerrechts,  je  nachdem  dieses  nur  einen  localen  Grund 
hat,  weil  er  gerade  jetzt  in  einer  Gemeinde  wohnt,  oder 
einen  persönlichen,  weil  er  mit  seiner  Familie  ihr  für  immer 

1  Vgl.  Bluntschli,  Zürcherische  Rechtsgeschichte  II,  S.  58  ff.  und 
das  Gutachten  über  die  Reorganisation  des  Gemeindeweeens  im  Kanton 
Bern  voo  Blösch  von  1851. 
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durch  das  Blut  verbunden  ist.  Der  patriotische  Bürgersinn 
wird  in  dem  letztern  Gefühle  eher  Stärkung  und  Anregung 
finden ,  als  in  dem  erstem.  Wenn  aber  dieses  System  keine 
Rücksicht  mehr  nimmt  auf  die  Besiehung  zum  Boden  und 
Wohnsitz,  und  die  Abschlieszung  der  persönlichen  Bürger- 
schaft zu  enge  wird,  so  wird  hinwieder  die  ebenfalls  natür- 
liche Bedeutung  der  Gemeinde  für  einen  bestimmten  Ort 
übersehen,  und  es  bildet  sich  allmählich  neben  der  zusam- 
menschrumpfenden und  absterbenden  Bürgerschaft  eine  zahl-, 
reichere  Einwohnergemeinde,  welche  mit  jener  über  die 
Stellvertretung  der  Ortsinteressen  in  Streit  geräth.  Da  die 
Gemeinde  doch  wesentlich  eine  Organisation  der  Ortsgemein- 
schaft und  die  Befriedigung  der  Ortsinteressen  ihre  nächste 
Sorge  ist,  so  empfinden  die  dauerhaften  Einwohner  es  als 
ein  Unrecht,  dasz  sie  von  dem  Stimmrecht  ausgeschlossen 
werden,  und  die  Bürgerschaft  wird  wie  eine  grundlos  pri- 
vilegirte  Classe  beneidet  und  gehaszL  Auch  jener  Geist  der 
Engherzigkeit,  der  Beschränktheit,  der  Selbstsucht,  des  Hoch- 
muths,  stellt  sich  ein  und  umfängt  den  absterbenden  alten 
Stamm,  wie  ein  Geflechte  von  Schmarotzerpflanzen. 

Je  beweglicher  das  Leben  der  heutigen  Welt  geworden 
ist,  um  so  gröszer  ist  auch  die  Veränderung  in  den  Gemein- 
den. Altbürger  ziehen  weg,  und  lassen  sich  anderwärts  blei- 
bend nieder,  Fremde  ziehen  herein  und  suchen  hier  eine 
neue  Heimat.  In  einem  oder  ein  paar  Menschenaltern  hat 
eine  neue  Einwanderung  die  alten  Stammbürger  verdrängt 
oder  an  Zahl  überschritten.  Da  ist  es  unmöglich  das  Prin- 
cip  der  persönlichen  Bürgergemeinde  unverändert  fest  zu 
halten,  und  es  wird  eine  Ausgleichung  mit  dem  Princip  der 
Einwohnergemeinde  unvermeidlich. 

6.  In  manchen  neuern  Gesetzgebungen  wird  die  per- 
sönliche Seite  des  Bürgerverbandes  theils  durch  die  Auf- 
nahme aller  activen  Bürger  in  die  Gemeinde,  theils  durch  An- 
erkennung eines  Anrechts  der  Bürgerkinder  auf  Aufnahme 
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gewährt  und  der  localen  Seite  desselben  dadurch  Rech- 
nung getragen,  dasz  der  Antritt  des  Bürgerrechts  allen 
offen  steht,  oder  zur  Pflicht  gemacht  wird,  welche  durch 
Besitz,  Beruf  oder  Wohnort  in  eine  dauernde  Verbindung 
mit  dem  Ort  eingetreten  sind. 

7.  Gleiches  Recht  der  Vollbürger  in  der  Ge- 
meindeversammlung ist  natürlich  gewöhnlich  anerkannte 
Regel,  und  die  Mehrheit  der  anwesenden  und  stimmenden 
Bürger  erzeugt  den  Willen  des  Ganzen.  Aber  auch  diese 
Regeln  sind  keine  absoluten.  .Wenn  einzelne  Bürger  in  der 
Gemeinde  sind,  welche  an  Vermögen  und  Ansehen  über 
die  grosze  Zahl  hervorragen,  wie  das  in  alten  aus  der 
Grundherrschaft  hervorgegangenen  Gemeinden  regelrnäszig 
der  Fall  ist,  wo  der  Grundherr  selber  nunmehr  als  Gemeinde- 
bürger seinen  vormaligen  Grundholden  zur  Seite  gestellt 
ist,  oder  wie  das  auch  in  neuerer  Zeit  öfter  vorkommt, 
wo  Fabrikherrn  auf  dem  Lande  Hunderte  von  Arbeitern  be- 
schäftigen, von  denen  ein  groszer  Theil  neben  jenen  Ge^ 
meindebürger  sind :  so  erfordert  jene  Ungleichheit  immerbin 
eine  Berücksichtigung.  Vorzüglich  nöthig  erscheint  diese  mit 
Bezug  auf  Beschlüsse  Uber  die  Ausgaben  und  Gemeinde- 
steuern, damit  nicht  eine  Mehrheit  von  Personen  auf  Un- 
kosten vielleicht  des  einzigen  oder  weniger  Reicher  in  der 
Gemeinde  willkürliche  Verfügungen  treffe.  Der  gesunde 
Sinn  der  altgermanischen  Gemeindeverfassung  hat  solcher 
Ungleichheit  darin  einen  verfassungsmäßigen  Ausdruck  ver- 
schafft, dasz  den  aristokratischen  Gliedern  der  Gemeinde  in 
dem  vorbereitenden  und  hinwieder  ausführenden  Rathe  ein 
erhöhter  Einflusz  verstattet  wurde,  und  es  kann  dieses  Vor- 
bild auch  für  die  Rechtsbildung  unserer  Zeit  noch  als  ein 
beachtenswerter  .Wegweiser  angesehen  werden. 

8.  Das  zweite  noch  weniger  entbehrliche  Organ  ist  der 
Gemeindevorstand,  welcher  für  die  laufenden  Geschäfte 
und  Interessen  der  Gemeinde  sorgt  und  ihre  Angelegenheiten 
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leitet.  Auch  da  sind  die  neueren  Verfassungen  sehr  ver- 
schieden. Der  Natur  der  vollfreien  Landgemeinde  und  ihrer 
Beziehung  zum  State  entspricht  es  wohl  am  ehesten,  wenn 
der  Vorstand  von  der  Gemeindeversammlung  oder  von  den 
Gemeindeausschüssen  frei  erwählt  wird.  Denn  theils  ist 
ihre  Natur  wirklich  demokratisch ,  theils  wird  in  solcher 
Wahl  die  Selbständigkeit  der  Gemeinde  in  ihrer  eigenen 
Wirtschaft,  d.  h.  ihr  Lebensprincip  dargestellt  und  ver- 
wirklicht. Den  schroffsten  Gegensatz  dazu  bildet  das  fran- 
zösische System,  welches  die  Gemeindevorstande  (Maires) 
durch  die  Statsregierung  bestellen  läszfc  und  ganz  abhängig 
von  dieser  macht.  Eher  kann  es  gerechtfertigt  werden,  wenn 
der  gewählte  Vorstand  nur  insofern  sein  Amt  antreten  und 
die  Gemeinde  auch  in  ihren  Beziehungen  zum  State  reprä- 
sentiren  darf,  als  er  auch  von  der  Statsgewalt  anerkannt, 
d.  h.  von  dieser  keine  Einsprache  gegen  seine  Person  ge- 
macht worden  ist. 

9.  In  der  Regel  steht  dem  Vorstande  ein  Co  1  legi  um 
von  Gemeinderäthen,  Ausschüssen,  Municipalrä- 
then  zur  Seite,  welche  sowohl  in  der  Besorgung  der  Ge- 
schäfte und  in  der  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten 
dem  Vorstande  helfen,  als  denselben  iu  seiner  Thätigkeit 
controliren.  Sie  sind  ein  Auszug  der  Bürgerschaft ,  gemacht 
im  Hinblick  auf  die  Gemeindeinteressen.  Die  Wahl  derselben 
aus  dieser  und  durch  diese  ist  daher  hier  die  gewöhnliche 
Einrichtung  und  den  Verhältnissen  ganz  gemäsz.  Nur  stellen 
die  einen  Verfassungen  höhere  Anforderungen  an  die  Wähl- 
barkeit, während  die  andern  die  Wahl  in  der  ganzen  Bür- 
gerschaft ohne  solche  nähere  Begränzung  und  Bestimmung 
frei  geben. 
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Organisation  der  Stadtgemeinden. 

1.  Da«  Leben  der  Stadt  ist  mannichfaltiger  and  con- 
centrirter  zugleich.  In  ihr  sammeln  sich  die  Massen  in  enge 
Gruppen.  Die  Interessen  der  Industrie  und  der  höheren 
Cultur  steigern  die  Ansprüche  an  die  städtische  Verwaltung. 
Die  Gegensätze  innerhalb  der  städtischen  Bevölkerung  in 
Bildung,  Beruf,  Vermögen  treten  sichtbar  hervor,  und  ver- 
langen Beachtung.  Wohl  haben  kleine  Städte  grosze  Aehn- 
lichkeit  mit  den  Landgemeinden  und  köunen  füglich  durch 
dieselbe  einfach -demokratische  Verfassungsform  befriedigt 
werden.  Aber  in  den  grösseren  Städten,  in  welchen  der 
städtische  Charakter  vollständiger  ausgebildet  ist,  wird  na- 
turgemäsz  auch  die  Verfassung  complicirter  und  werden 
höhere  Bildungen  BedUrfnisz.  Die  städtischen  Mag  ist  ra  te 
(Bürgermeister  und  Stadträthe  oder  Schöffen)  sind 
zwar  im  Sinn  der  neueren  Fortbildung  des  Rechts  nicht 
zugleich  hohe  Statsbeamte,  wie  in  der  früheren  Zeit,  als 
die  Städte  zugleich  Staten  waren,  sondern  nur  der  Stadt 
dienende  Vorsteher,  städtische  Gemeindebeamte;  aber 
das  höhere  Amt  erfordert  schon  umfassendere  Geschäftskunde 
als  in  den  Landgemeinden ,  und  nimmt  die  ganze  Thätigkeit 
eines  Mannes  in  Anspruch. 

Die  Menge  der  Bürger  und  Einwohner  ist  schon  zu 
zahlreich  und  die  Individuen  sind  überdem  zu  sehr  mit  ihren 
Gewerben  beschäftigt,  um  die  vielerlei  städtischen  Gemein- 
interessen  unmittelbar  und  gemeinsam  ordnen  zu  können. 
Daher  bedarf  es  hier  einer  Stellvertretung  derselben 
durch  Bürgerausschüsse,  Stadtverordnete,  wei- 
tere (grosze)  Stadträthe  u.  dgl.,  welche  zwischen  den 
Magistraten  und  den  Bürgern  steht.  Auch  für  die  demo- 
kratisch geordnete  Stadt  kommt  so  in  der  Repräsentation  ein 
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aristokratisches  Moment  hinzu.  In  dem  römischen  Alter- 
thum war  die  ganze  Stadtverfassung  aristokratisch,  in 
dem  Mittelalter  zu  gutem  Theil  ebenfalls,  in  der  Gegenwart 
ist  die  demokratische  Verfassung  wenigstens  durch  eine  der- 
artige, zu  der  Natur  der  Stadt  passende  Beimischung  er- 
mäszigt. 

Endlich  ist  die  Bürgerschaft  selbst  so  vielgestaltig,  desz 
sie  häufig  entweder  nach  dem  Vermögen  in  (Massen,  oder 
nach  den  verschiedenen  Wohnsitzen  in  Quartiere,  oder 
nach  dem  Berufe  in  Corporationen  und  Zünfte  getheilt 
wird.  Der  persönliche  Charakter  des  städtischen  Bürgerrechts 
laszt  hier  mancherlei  Formen  der  Verbindung  zu. 

2.  Die  Städtefreiheit  im  Mittelalter  kam  überall  dann 
in  Blttthe,  als  sie  im  Gegensatze  zu  der  dynastischen  oder  • 
bischöflichen  8tadtherrschaft  und  den  von  den  Stadtherren 
gesetzten  Vögten  in  den  Consuln  und  Rathen  eine  aus 
dem  städtischen  Leben  hervorgegangene  und  der  Bürger- 
schaft selbst  als  Spitze  angehörige  Magistratur  hervortrieb. 
Es  war  das  nicht  mehr  Herrschaft  von  auszen  über  die  Stadt, 
sondern  freie  Sei  bstbestim  mu  ng  und  Selbstverwal- 
tung der  Stadt. 

In  Frankreich  ist  diese  Freiheit  unter  der  Herrschaft 
des  absoluten  Eönigthums  zu  Grunde  gegangen  und  von  der 
Revolution,  welche  die  Centralisation  der  öffentlichen  Ge- 
walt noch  steigerte,  keineswegs  hergestellt  worden.  Auch 
die  französischen  Städte  haben  Mai  res,  die  gewissermaszen 
Präfecten  im  Kleinen,  und  voraus  Organe  der  8tatsgewalt 
und  von  dieser  gewählt  sind.  Sie  sind  Statsbeainte  für  die 
Gemeinde,  nicht  Gemeindebeamte.  Nur  die  Municipal- 
räthe,  welche  vorzüglich  mit  Rücksicht  auf  die  Verwaltung 
des  Gemeindevermögens  ihre  Meinung  äuszern  und  gelten 
machen  können,  vertreten  einigermaszen  selbständig  die  Ge- 
meindeinteressen. 

In  Deutschland,  in  der  Sch weiz,  in  England  und 
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Nordamerika  dagegen,  also  vorzüglich  in  den  germanischen 
Ländern  hat  sich  ein  selbständiger  städtischer  Magistrat  ent- 
weder bis  auf  unsere  Zeit  erhalten ,  oder  ist  in  unsern  Togen 
wieder  hergestellt  worden.  In  Deutschland  war  in  den  letzten 
Jahrhunderten  der  städtische  Rath  häufig  auch  da,  wo  er 
nicht  in  völlige  Abhängigkeit  von  den  Fürsten  und  Herren 
gerathen  war,  zu  einem  Collegium  zusammengeschrumpft, 
welches,  von  dem  lebendigen  Zusammenhang  mit  der  Bür- 
gerschaft losgerissen ,  nun  sich  selber  ergänzte.  In  sich 
selber  beschränkt  aber  faszte  er  dann  auch  die  städtischen 
Interessen  in  beschränktem  und  engherzigem  Sinne  auf,  und 
gerieth  aus  innerer  Schwäche  wiederum  in  knechtische  Ab- 
hängigkeit von  den  Statsgewalten.  In  solcher  .Gebundenheit 
kann  ein  edler  gemeinnütziger  Bürgersinn  nicht  gedeihen. 

Die  preuszische  Städteordnung  vom  Jahr  1808,  in 
den  Zeiten  der  politischen  Erniedrigung  das  Vertrauen  auf 
spätere  nationale  Erhebung  und  die  Kräfte  zu  dieser  stär- 
kend ,  brach  für  Deutschland  wieder  einer  besseren  Richtung 
Bahn,1  erneuerte  den  Zusammenhang  der  Magistrate  mit 
der  Bürgerschaft,  weckte  in  beiden  ein  Gefühl  der  Selbstän- 
digkeit und  Ehre,  und  regte  das  Streben  an,  durch  An- 
strengung der  eigenen  Kraft  für  die  öffentliche  Wohlfahrt 
der  Gemeinde  besser  zu  sorgen.  Aehnliche  Reformen  fanden 
später  in  vielen  andern  deutschen  Staten  statt.  Die  Magi- 
strate wurden  wieder  von  den  Ausschüssen  der  Bürger  oder 
den  Bürgerschaften  frei  gewählt.  Sowohl  die  Bewegung  von 
1830  als  die  von  1848  war  der  freien  Entwicklung  der  Ge- 
meindeverfassung günstig.  Die  deutsche  Reichsverfassung 
von  1848  §.  184  stellte  das  allgemeine  Princip  auf:  „Jede 
Gemeinde  hat  als  Grundrecht  ihrer  Verfassung  a)  die  Wahl 
ihrer  Vorsteher  und  Vertreter,  b)  die  selbständige  Verwaltung 

1  Vgl.  Dahlmanns  Politik  I,  S.  220.  Savigny:  Die  preuszische 
Städteordnung  in  Ranke's  politischer  Zettschrift  I,  8.  389.  Perts  in 
Steins  Leben  II,  8.  150  ff. 
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ihrer  Angelegenheiten  mit  Eirischlusz  der  Ortepolizei,  unter 
gesetzlich  geordneter  Oberaufsicht  des  State."  Nun  wur- 
den in  Oesterreich  (17.  März  1849)  und  in  Preuszen 
(11.  März  1850)  neue  allgemeine  Gemeindeordnungeh  er- 
lassen, welche  diese  Grundsätze  im  Einzelnen  ausführten; 
aber  in  beiden  Ländern  in  der  Periode  der  Reaction  wieder 
Hemmnisse  und  Aenderungen  erlitten.  * 

3.  Schon  im  Mittelalter  und  in  der  Lombardei  wird  eine 
Fortbildung .  der  Stadtverfassung  dadurch  bezeichnet,  dasz 
Über  der  Mehrheit  der  Consuln  oder  anstatt  derselben  ein 
Podesta  sich  erhob,  und  so  die  Oberleitung  der  Stadt  in 
die  Hand  eines  einzigen  mächtigen  Magistrates  gegeben 
wurde.  Freilich  hing  das  wieder  zusammen  mit  den  Be- 
ziehungen der  Stadt  zum  Stat,  sei  es  dasz  der  Kaiser 
durch  Ernennung  des  Podesta  'sein  Ansehen  und  seine  Macht 
über  die  8tadt  erneuern  wollte,  oder,  was  dann  der  ge- 
wöhnlichere Fall  wurde,  dasz  der  von  der  Stadt  selbst  ge- 
wählte Podesta3  die  statliche  Hoheit  der  Stadt  darstellte. 
Aber  auch  unter  der  Voraussetzung,  dasz  die  Stadt  nicht 
zugleich  Stat  sei,  ist  es  doch  dem  modernen  Städteleben 
förderlich,  wenn  aus  dem  Collegium  der  Magistrate  und 
Stadt  rät  he  eine  Individualm  agistratur  in  dem  Bürgermei- 
ster oder  Stadtpräsidenten  (in  England  dem  mqjor) 
emporsteigt,  und  hinwieder  der  höheren  E i n  h  e i  t  der  Stadt 
zum  Organe  und  zum  Stellvertreter  dient.  Das  Princip 
städtischer  Selbständigkeit  erfordert  es,  dasz  aueh  er  haupt- 
sächlich ein  Magistrat  der  Stadt,  nicht  ein  Statsbeamter  sei, 
und  das  in  der  Wahl  der  Stadt  ausgesprochene  Vertrauen 
derselben  für  sich  habe.  Aber  es  ist  keine  Verletzung  dieses 
Princips ,  wenn  auf  der  andern  Seite  der  Stateregierung  eben- 
falls ein  gewisser  Einflusz  auf  die  Besetzung  dieses  Amtes 
eingeräumt  wird,  sei  es,  indem  sie  das  Bestätigungsrecht 

1  Vgl.  Brat  er,  Art.  Gemeinde  a.  a.  a.  O.  «.  126. 
»  Vgl.  Hegel  a.  a.  0.  II,  8.  244  ff. 
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oder  sogar  ein  Ernennungsrecht  auf  Vorschlag  der  Stadl  in 
Anspruch  nimmt.  Eine  derartige  Betheiligung  des  Statsober- 
hauptes  bei  der  Ernennung  der  Bürgermeister  findet  eich  in 
manchen  deutschen  Staten,  und  in  Holland  und  Bel- 
gien.4  8ie  ist  besonders  da  gerechtfertigt,  wo  derselbe 
auszer  den  städtischen  Interessen  auch  statliche  Functionen 
zu  besorgen  verpflichtet  ist 

4.  Die  gesteigerten  Culturbedürfnisse  der  Städte  haben 
überdem  noch  mancherlei  städtische  Aemter  auszer  dem 
eigentlichen  Stadtmagistrate  ins  Dasein  gerufen,  welche  für 
die  Verwaltung  und  Vertretung  derselben  wichtig  geworden 
sind.  Beispielsweise  ist  vielleicht  an  die  „Sapieutes"  in 
Italien,9  die  „Witzigen"  in  Deutschland  wahrend  des  Mit- 
telalters, jedenfalls  aber  an  die  früher  so  überaus  einflusz- 
reichen  Stadt-  oder  Rathschreiber  zu  erinnern.  In  der 
älteren  Zeit  waren  sie  vornehmlich  in  dem  Besitz  der  wis- 
senschaftlichen und  Rechtsbildung  ihrer  Zeit,  und  vor  allen 
andern  vertraut  mit  den  Geheimnissen  der  Archive  und  der 
Kunst  der  Schriftsprache.  Heutzutage  noch  beruht  ein  guter 
Theil  der  städtischen  Ordnung  und  Ueberlieferung  auf  dem 
Institut  der  städtischen  Kanzlei,  obwohl  die  wissenschaftliche 
und  Geschäftsbildung  nun  weniger  selten  geworden  ist  Fer- 
ner an  die  Urkundsmänner  (recorders)  in  England ,  und 
die  Rcchtsconsulenten  und  rechtsgelehrten  Bei- 
sitzer in  deutschen  und  schweizerischen  8tädten.  Dazu 
kommen  noch  viele  mit  einem  besondern  Wirkungskreise 

4  Nach  der  preuazischen  Gemeindeordnung  vom  11.  März  1850 
9.  31  bedürfen  die  von  den  (weiteren)  Gemeinderäthen  gewählten  Bürger- 
meister noch  der  Bestätigung  der  Regierung.  Nach  der  holländischen 
Städteordnong  vom  4.  Jan.  1824,  and  nach  dem  belgischen  Gemeinde- 
geaetz  vom  30.  März  1836  wird  der  Bürgermeister  vom  Könige  dort  ans 
den  von  den  Wablmännern  der  Bürger  gewählten  Rathagliedern,  hier 
ebenso  ans  den  Hitgliedern  des  von  den  Bürgern  unmittelbar  gewählten 
Conseil  ernannt 

*  Vgl.  Hegel  II,  S.  212. 
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versehene  Beamte,  welche  einer  wissenschaftlichen  oder  tech- 
nischen Vorbildung  dafür  bedürfen. 

5.  Die  Stellung  der  Magistrate  in  der  Gemeinde  ist  ähn- 
lich der  der  Regierung  im  8 täte.  Auch  sie  leiten  das  öffent- 
liche Leben  der  Gemeinde,  und  sorgen  für  die  täglichen 
Bedürfnisse  und  die  wechselnden  Geschäfte  derselben.  Aber 
was  im  State  zur  politischen  Gewalt  (imperium)  gehoben 
ist,  das  ist  hier  nur  Verwaltung  und 'Sorge.  Dahin  ge- 
hören regelmässig:  die  Antragstellung  und  Vorberei- 
tung für  Gemeindebeschlüsse  und  Statuten,  und 
die  Leitung  der  Versammlungen  der  Gemeindeaus- 
schüsse oder  der  Gemeindebürger,  die  Vollziehung  der 
Statsgesetze  innerhalb  des  Bereichs  der  Gemeindeverhältnisse 
und  der  Gemeindebeschlüsse,  die  Verwaltung  des  städti- 
schen Vermögens,  die  Sorge  für  die  städtischen  Cul- 
turanstalten,  die  Pflege  für  das  Armenwesen  der 
Gemeinde,  die  Stellvertretung  der  Stadt  in  dem  State, 
vor  Gericht,  und  gegenüber  dritten  Personen.  Ganz  passend 
wird  auch  zuweilen  die  nächste  obervormundschaft- 
liche  Pflege  den  Gemeindemagistrateu  anvertraut,  welche 
sowohl  den  Familien  der  Gemeindebürger  nahe  stehen ,  und 
schon  aus  diesem  Grunde  veranlaszt  und  vorzüglich  fähig 
sind,  für  das  Wohl  derselben  zu  sorgen,  theils  weil  sie  als 
Verwaltungen] rinner  eher  als  die  Gerichte  geeignet  sind ,  das 
Nützliche  zu  erkennen  und  zu  thun.  In  der  Sphäre  der  po- 
lizeilichen  Functionen  berühren  sich  statliche  und 
städtische  Befugnisse  und  Bedürfnisse.  Offenbar  reicht  der 
Arm  der  Statspolizei  hinein  in  die  Gemeinde.  Die  Verfol- 
gung der  Verbrecher,  welche  von  Stats  wegen  geschieht, 
die  Sorge  für  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  States  über- 
haupt musz  innerhalb  der  Gemeinde  geübt  werden.  Auszer* 
dem  hat  aber  auch  die  Stadt  selbst  ein  locales  Interesse 
für  öffentliche  Ordnung,  Wohlfahrt,  Sicherheit,  welches  hin- 
wieder den  8tat  nur  mittelbar  berührt.    Zuweilen  hat  man 
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die  beiden  Arten  der  polizeilichen  Tbätigkeit  in  der  Weise 
ausgeschieden,  dasz  die  erstere  durch  besondere  8tats~ 
beamte  in  der  Gemeinde  ausgeübt  wird,  und  nur  die  letz- 
tere den  Stadtbeamten  überlassen  wird.  In  vielen  Staten 
aber  hält  man  es  für  einfacher,  die  beiderlei  Functionen 
der  städtischen  Magistratur  zu  übertragen,  diese  dann  aber 
in  der  ersteren  Richtung  der  höheren  Statspolizei  strenger 
unterzuordnen.  Wo  die  Städte  eine  hervorragende  Bedeu- 
tung haben  för  den  8tat,  wie  insbesondere  in  den  Haupt» 
und  Residenzstädten,  wächst  das  Bedürfnisz  des  State, 
die  Handhabung  seiner  Polizei  daselbst  nicht  allein  den 
Stadtbehörden  zu  überlassen,  sondern  eigene  Organe  für 
dieselbe  zu  bestellen.  Unbedenklicher  ist  es,  wenn  derStat 
die  vorhandenen  städtischen  Aemter  benutzt,  um  durch 
sie  innerhalb  der  Gemeinde  auch  die  Statssteuern  zu  er- 
heben. 

6.  Wie  die  Krone  der  städtischen  Verfassung,  die  Ma- 
gistratur, mannich faltiger  und  reicher  sich  gestaltet  bat  als 
in  der  Landgemeinde ,  so  ist  auch  die  Bildung  der  Wurzeln 
und  des  Stammes  derselben,  das  städtische  Bürger- 
recht, complicirter.  Zwar  beruht  gerade  auf  der  Eini- 
gung der  verschiedenen  Bestand theile  der  Bevölkerung,  die 
sich  in  den  Städten  zusammengefunden,  die  Institution  der 
Bürgerschaft.  Wir  wissen,  wie  dieselbe  während  des 
Mittelalters  entstanden  ist,  und  immer  mehr  Kreise  der  Be- 
völkerung mit  ihrem  gemeinsamen  Geiste  erfüllt  und  ver- 
bunden hat.«  Aber  die  allerdings  notwendige  Einheit  er- 
fordert keineswegs  die  Auflösung  der  verschiedenen  Ele- 
mente, sondern  nur  ihre  Verbindung,  und  offenbar  ist  der 
Organismus  gesunder  und  lebensvoller,  welcher  nicht  die 
ganze  Masse  gewissermaszen  in  einen  gleichen  flüssigen 
Brei  umgegossen  hat,  sondern ,  ohne  die  Einheit  des  Ganzen 

•  Vgl.  oben  Buch  II,  Cap.  12. 
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zu  gefährden,  die  verschiedenartigen  Theile  hinwieder  ihrer 
Natur  gemäsz  erst  unterscheidet  und  dann  zusammenfaßt. 
Besonders  für  grosze  Städte,  deren  Theile  selber  wieder 
eine  relative  Bedeutung  haben,  ist  die  letztere  Einrichtung 
wttnschenswerth.  Die  Geschichte  zeigt  uns  in  frühern  Jahr- 
hunderten, in  der  Zeit  des  Aufschwungs  der  Städte,  eine 
Reihe  von  Beispielen  der  Art,  die  auch  für  die  groszentheils 
verkommene  Städteverfassung  unserer  Zeit  als  Vorbilder 
dienen.  Auf  der  einen  Seite  haben  die  neuern  Städte  wieder- 
um und  noch  in  höherer  Weise  als  früher  für  Kunst  und 
Wissenschaft,  für  den  Handel  und  die  Gewerbe,  für  das 
gesellige  Leben  und  jede  Cultur  eine  sehr  hervorragende 
und  einfluszreiche  Bedeutung  gewonnen;  auf  der  andern 
aber  sind  die  groszen  Städte  auch  die  Glieder  im  Stats- 
körper  geworden,  welche  die  socialen  Uebel  der  Gegenwart 
vorzüglich  hervorbringen  und  vermehren,  die  politischen 
Gährungsstoffe  in  sich  sammeln  und  erhitzen,  und  da  sie 
selber  leicht  entzündet  werden,  auch  den  ganzen  Stat  in 
eine  fieberhafte  Stimmung  versetzen.  Keine  Organisation 
der  Stadtbevölkerung  ist  stark  genug,  diese  Uebel  und  Ge- 
fahren ganz  zu  beseitigen;  aber  eine  gute  Organisation  der- 
selben würde  beide  vermindern,  und  indem  sie  die  sittlichen 
und  gesunden  Elemente  kräftigte,  jene  eher  bewältigen  helfen. 
Der  gröszte  Theil  der  städtischen  Bevölkerung  ist  näher  und 
unmittelbarer  interessirt  bei  der  Wohlfahrt  der  Stadt  und 
bei  ihren  locnlen  Anstalten  als  an  dem  State,  und  sehr 
viel  mehr  Bürger  haben  eher  ein  Verständnisz  für  das  was 
jener  noth  thut,  als  für  das  was  dieser  bedarf.  Die  Theil- 
nähme  an  den  städtischen  Angelegenheiten  ermuntert  den 
Gemeinsinn,  belebt  den  Eifer,  für  öffentliche  Zwecke  Zeit, 
Mühe,  Geld  zu  opfern,  macht  vertraut  mit  den  Schwierig- 
keiten aller  gröszern  Angelegenheiten,  und  schärft  die  Ein- 
sicht für  die  umfassenderen  Statssachen.  Eine  Bürger- 
schaft, die  in  sich  wohlgeordnet  ist,  und  gelernt  hat  über 
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ihren  eigenen  gemeinen  Haushalt  mit  verständiger  Freiheit 
zu  urtheilen,  wird  auch  ftlr  den  Stat  jederzeit  eine  solide 
Stütze  sein. 

Da  der  Beruf  der  Städte  nicht  wie  der  der  Landge- 
meinden auf  die  Bebauung  des  Bodens  gerichtet  ist,  so  be- 
greift es  sich,  wenn  das  städtische  Bürgerrecht  entweder 
von  Anfang  an  oder  im  Verlaufe  der  Zeit  unabhängig  von 
dem  Grundbesitz  geworden  ist,  und  persönliche  und  cor- 
porative  Rücksichten  einen  grösseren  Einflusz  erlangt 
haben.  Es  gibt  freilich  Länder ,  in  denen  auch  das  städtische 
Bürgerrecht  noch  auf  dem  Grundbesitz,  oder  gewöhnlich 
dem  Besitz  eines  Hauses  in  der  Stadt  beruht  Jeden- 
falls verdient  auch  die  Rücksicht  auf  Hausbesitz  Beachtung, 
wenn  es  sich  um  die  Organisation  der  Bürgerschaft  handelt, 
denn  die  Hauseigen thümer  haben  ein  groszes  und  dauern- 
des Interesse  an  der  Wohlfahrt  der  Stadt  und  der  Trefflich- 
keit der  städtischen  Anstalten,  und  sind  in  der  Regel  ein 
sehr  solider  Bestand theil  der  städtischen  Bevölkerung.  Es 
ist  daher  ein  zwiefaches  Uebel ,  wenn  Bürgerrecht  und  Haus- 
besitz sich  dergestalt  trennen,  dasz  es  viele  Hauseigen th Omer 
in  der  Stadt  gibt,  die  nicht  Bürger  derselben  sind,  und  die 
bürgerlichen  Hausbesitzer  tiberdem  von  der  Masse  der  übri- 
gen besitzlosen  Bürgerschaft  hinwieder  leicht  überstimmt 
werden.  Aber  auszer  den  Hauseigenthümern  gibt  es  doch 
noch  andere  Bestandteile,  die  nicht  minder  auf  Beachtung 
Anspruch  haben.  Das  englische  Statsrecht  hat  auf  diese 
andern  Classen  so  Rücksicht  genommen,  dasz  es  zwar  das 
Erfordernisz  des  Grundbesitzes  festhielt,  aber  diesem  im 
Geiste  der  deutschrechtlichen  Vorstellung  von  Besitz,  welche 
richtiger  als  das  römische  Recht  jedes  thatsächliche  Herr- 
schaftsverhältnisz  der  Person  über  die  Sache  als  Besitz  er- 
kennt und  schützt,  den  ausgedehnteren  Sinn  beilegt,  wor- 
nach  auch  der  Pacht-  und  Mieth besitz  eines  Wohngemachs, 
eines  Waarenlagers  oder  eines  Ladens  darunter  begriffen 
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wird. 7  In  Bayern  und  in  Oesterreich8  wird  dem  Haus- 
eigenthum der  Besitz  eines  besteuerten  Gewerbes  zur 
Seite  gestellt,  und  dadurch  der  stadtische  Handel  und  das 
Handwerk  directer  in  den  Kreis  der  Bürgerschaft  herbei- 
gezogen. Dagegen  werden  noch  manche  andere  selbstän- 
dige Personen,  die  in  der  Stadt  dauernd  wohnen  und  ein 
natürliches  Interesse  an  dem  öffentlichen  Wesen  derselben 
haben,  vorzüglich  Beamte,  Gelehrte,  Künstler,  Capitalisten 
ohne  Hausbesitz  und  Gewerbe,  also  gerade  der  in  mancher 
Beziehung  intelligenteste  und  angesehenste  Theil  des  höhern 
Bürgerthums  auszerhalb  dieser  Corporation  gelassen,  nicht 
zum  Vortheil  der  Gemeinde. 

In  einzelnen  deutschen  und  schweizerischen  Städ- 
ten haben  sich  aus  früherer  Zeit  noch  die  Zünfte  als  cor- 
porative  städtische  Genossenschaften  und  als  Theile  der 
Bürgerschaft  erhalten,  in  viel  mehreren  ist  in  Folge  der 
veränderten  Gewersbefugnisse  und  der  umgestalteten  Stats- 
verfassung  diese  Organisation  aufgelöst  worden. 

Die  preuszische  Gesetzgebung  *  legt  auf  den  Wohn- 
ort den  Hauptnachdruck.  Jeder  Preusze  ist  von  Rechtes 
wegen  auch  „Gemeindewähler, "  der  innerhalb  der  Ge- 
meinde wohnt,  und  gewisse  Eigenschaften  besitzt,  insbeson- 
dere „Selbständigkeit, u  d.  h.  „einen  eigenen  Hausstand« 
hat,  und  einen  je  nach  Umständen  näher  bestimmten,  aber 
nicht  ganz  unbedeutenden  Steuerbeitrag  entrichtet  (zwei 
Thaler  directer  Steuer).  Der  Vorzug  dieses  Systems  der 
Einwohnergemeinde  ist  der,  dasz  dasselbe  alle 
selbständigen  und  zugleich  vermöglichen  Theile  der  Bevöl- 
kerung umfaszt    Die  Mängel  desselben  sind,  dasz  diese 

7  Oesetz  vom  9.  Sept.  1835  (Rüssel),  angezeigt  in  M ittermaiers 
Zeitechr.  VIII,  6.  35  ff.,  S.  215  ff. 

■  Bayerisches  Gesetz  vom  17.  Hai  1818.  Oesterreichische« 
von  1849. 

•  Gesetz  vom  11.  März  1850. 
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ununterschiedene  Masse  der  Wählerschaft  nicht  corporate 
gegliedert  ist,  und  des  häufigen  Wechsels  des  Wohnorte« 
wegen  in  ein  unstates  Schwanken  gerath ,  und  dasz  die 
ganze  Bevölkerung  so  in  zwei  sich  entgegenstehende  Classen 
von  vermöglichen  und  un vermöglichen  Einwohnern  geschie- 
den wird.  Ein  besonderes  städtisches  Bürgerrecht 
im  eigentlichen  Sinne  gibt  es  da  nicht  mehr.  Die  Befug- 
nisse der  Bürger  sind  gewissermaszen  dann  blosze  Aeusze- 
rungen  und  Folgen  des  Statsbürgerthums,  das  nur 
durch  den  Wohnsitz  zum  Stadtbürgerrecht  wird. 

Ein  ähnliches  System  besteht  in  Holland10  und  in 
Belgien,11  wo  das  Stadtbürgerrecht  durch  das  Statsbürger- 
recht  vollständig  aufgelöst  und  beseitigt  worden  ist  Nur 
wird  das  Steuererfordernisz  für  die  „Gemeindewähler"  noch 
mehr  gespannt  Früher  schon  ist  in  Frankreich  diese 
neue  Richtung  eingeschlagen,  und  Qberdem  die  selbständige 
Verwaltung  der  Städte  von  Grund  aus  zerstört  worden.  Die 
Gefahr,  dasz  der  Stat  die  Gemeinden  ungebührlich  bevor- 
munde,  ist  offenbar  näher,  wenn  es  kein  besonderes  Orts- 
bürgerrecht mehr,  sondern  nur  ein  Statsbürgerrecht  gibt; 
denn  theils  kann  sich  dannzumal  in  der  Einwohnerschaft 
der  Städte  weniger  leicht  ein  eigentümlicher  Geist  der 
städtischen  Selbständigkeit  und  Freiheit  entwickeln,  theils 
verwechselt  man  leicht  die  Doppelstellung  der  Statsbürger 
im  State  und  in  der  Gemeinde,  und  wird  eher  verleitet  von 
jenem  Standpunkte  aus  auch  die  Angelegenheiten  dieser  zu 
bestimmen. 

Was  früher  11  über  das  persönlich-erbliche  Bürger- 
recht  in  der  Schweiz  gesagt  worden,  gilt  auch  hier  von 

•°  Gesetz  vom  4.  Jan.  1824.    Vgl.  Mitte  r maier 8  Zeitschr.  VII. 
S.  370  ff. 

«  Geselt  vom  30.  März  1836  and  vom  7.  April  1843.  Ebenda  XV, 
S.  376,  XVI,  S.  116  ff. 

"  Oben  Cap.  3,  S.  660. 
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den  Städten.  Es  ist  einleuchtend,  dasz  diese  Form  einer 
familienähnlichen  Verbindung  eher  noch  für  Städte  als  für 
Landgemeinden  sich  eignet,  und  daher  begreiflich,  dasz 
sie  früher  in  jenen  als  in  diesen  angenommen  wurde.  Aber 
auch  da  wird  dasselbe  in  Folge  der  groszen  Beweglichkeit 
der  heutigen  Welt  auf  die  Dauer  nicht  mehr  zu  halten  sein^ 
wenn  es  nicht  auch  der  Bedeutung  des  Wohnsitzes  mehr 
Rechnung  trägt  als  bisher. 

Auch  in  diesen  Verhältnissen  hat  das  »all  gern  eine 
Stimmrecht"  die  Verwirrung  der  organischen  Verhält- 
nisse vollendet,  und  auf  unnatürliche  Weise  der  unselb- 
ständigen Menge  zu  ihrem  eigenen  Schaden  das  Ueber- 
gewicht  in  den  Dingen  gegeben,  deren  richtige  Behandlung 
höhere  Einsicht  und  reichere  Lebenserfahrung  nicht  ent- 
behren kann,  und  nur  denen  zukommt,  die  durch  ihre 
Lebensstellung  unmittelbar  bei  derselben  interessirt  sind. 

7.  In  den  meisten  neueren  Staten  sind  der  Bürger- 
schaft nur  Wahlrechte  verstattet,  theils  mit  Bezug  auf 
die  Magistrate  der  Stadt,  theils  für  die  Vertretung  ihrer 
Interessen  in  den  Ausschüssen.  Häufiger  wurden  in  älterer 
Zeit  B ü rgerversam m lungen  berufen,  in  welchen  die 
wichtigsten  Angelegenheiten  der  Gemeinde  vorgetragen  und 
zur  Abstimmung  vorgelegt  wurden.  Schon  im  XII.  Jahr- 
hundert finden  wir  in  den  groszen  8tädten  der  Lombardei 
die  Bürgerschaft  in  dem  sogenannten  »parlamentum*  15  auf 
den  Ruf  der  Glocke  zusammentreten,  und  sehen  wir  die 
Oonsuln  vor  derselben  Rechenschaft  ablegen.  Von  da  ging 
der  Gebrauch  nach  Frankreich  und  Deutschland  über.  In 
der  Schweiz  werden  noch  den  Bürgerversammlungen  die 
wichtigsten  Beschlüsse  zur  Gutheiszung  oder  Verwerfung 
vorgelegt. 

8.  Der  höher  gearteten  Natur  der  Stadt  ist  es  ent- 

- 

»•  Hegel  a.  a.  0.  II,  a  217. 
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sprechend ,  wenn  zwischen  die  Magistrate  und  die  Bürger  be- 
ziehungsweise die  Bürgerversammlung  ein  vermittelnder 
Körper  hineintritt,  welcher  als  auserwählte  Stellvertretung 
der  Bürgerschaft  den  engeren  Kreis  der  Magistrate  umgibt. 
Fast  überall  und  in  verschiedenen  Zeiten  werden  wir  diese 
Bildung  unter  mancherlei  Namen  gewahr,  ein  sicheres  Zei- 
chen, dasz  sie  einen  natürlichen  Grund  hat.  Von  der  Art 
war  die  Credenza  der  Angesehenen  und  Weisen  (majo- 
res et  sapieates),  die  in  der  Lombardei  von  den  Consuln 
in  wichtigen  Fällen  zum  Rathe  beigezogen  wurde,  waren 
die  Käthe  (Consiliarii) f  welche  im  Süden  von  Frankreich 
an  der  Seite  der  Consuln  erscheinen,  waren  die  vorneh- 
meren und  reicheren  Bürger  von  der  „Richerzechheit"  in 
der  alten  Kölner  Verfassung,  und  die  zahlreichen  „wei- 
teren* oder  „Groszen  Räthe,"  welche  wir  seit  dem 
XIII.  Jahrhundert  in  den  deutschen  Städten  finden.  Von 
der  Art  sind  noeh  die  Stadtverordneten  und  Bürger- 
ausschüsse  in  Deutschland,  die  groszen  8 tadträthe 
in  der  8chweiz,  die  Gemeinderäthe  in  England,  der 
auszerordentliche  Gemeinderath  in  Sardinien,1« 
das  Conseil  in  Belgien,  welches  als  weiterer  Kreis  Bürger- 
meister und  Schöffen  umgibt. 

Dieser  weitere  Rath  der  Stadt  hat  eine  grosse  Aehnlich- 
keit  mit  den  Kammern  im  Stat.  Nur  ist  die  Institution  als 
eine  rein  städtische  einfacher.  Es  ist  daher  voraus  wichtig, 
dasz  er  ein  wahrhafter  Auszug  der  gesammten  Bürgerschaft, 
und  in  richtigen  Verhältnissen  sei.  Die  verschiedenen  Classen 
und  Interessen  der  Bevölkerung  sollen  da  eine  Stimme  haben. 
Seine  Functionen  sind  theils  controlirend,  indem  er  die 
Geschäftsleitung  der  Magistrate  und  die  städtischen  Rech- 
nungen prüft,  theils  die  V-erwaltung  jener  ergänzend, 
indem  zu  wichtigeren  Beschlüssen  auch  die  Zustimmung  der 

«•  Ueber  Sardinien  vgl.  Mittermaiera  Zeitachr.  VIII,  S.  267  ff. 
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Ausschüsse  erfordert  wird,  theils  von  gesetzgeberischer 
Natur,  indem  er  die  städtischen  Statuten  entweder  auf 
Antrag  der  Magistrate  ordnet  oder  für  die  Gemeindeversamm- 
lung vorberathet  und  begutachtet. 


Fünftes  CapiteL 

Gemeindebann  und  Gemeindevermögen. 

1.  Der  Gebietshoheit  des  Stats  über  das  ganze  Stats- 
gebiet  entspricht  in  dem  engeren  Sinne  und  beschränkteren 
Kreise  des  Gemeindelebens  der  Gemeindebann,  d.h.  die 
öffentliche  Macht  der  Gemeinde  innerhalb  der  Gemeinde- 
gemarkung,  des  Gemeindebezirks.  8ie  ist  nicht  mit  dem 
Eigenthum  noch  mit  der  Grundherrschaft  zu  verwechseln, 
vielmehr  ein  Institut  des  öffentlichen  Rechts,  aber  Personen 
und  Guter  in  diesem  Bezirke  umfassend.  Soweit  dieselben 
überhaupt  zu  der  Wirtschaft  und  Cultur  der  Gemeinde  in 
einer  untergeordneten  Beziehung  stehen,  so  weit  sind  sie 
der  Gemeindegewalt  unterworfen,  so  weit  üben  die  Ge- 
meindebehörden das  Recht  der  Aufsicht,  der  Localpolizei, 
der  Verwaltung,  der  Besteuerung  aus. 

2.  Die  Gemeinde  ist  überdem  wie  der  Stat  eine  Per- 
son, welche  ein  eigenes  Recht  an  ihrem  Vermögen 
hat.  Naturgemäsz  begegnen  sich  hier  die  Grundsätze  des 
öffentlichen  und  des  Privatrechts.  Die  Gemeinde  nämlich 
kann  Eigenthum,  Forderungen,  Schulden  haben,  wie  eine 
Privatperson.  Sie  ist  ein  berechtigtes  Wesen,  welches  über 
die  Sachen  dingliche  Herrschaft  übt,  und  in  obligatorische 
Verhältnisse  eintritt,  somit  des  Privatrechtes  theilhaft  ist 
In  dieser  Beziehung  steht  sie  dem  State  gegenüber,  und 
ist  von  demselben  ebenso  unabhängig,  wie  andere  Eigen- 

Bluntschli.  allgemeines  SUtarecbL  II.  31 
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IhUmer.  Es  ist  daher  ein  offenbares  Unrecht,  wenn  in  den 
letzten  Jahrhunderten  manche  absolutistischen  Landesherren 
oder  revolutionären  Volksvertretungen  über  die  Gemeinde- 
güter verfugt  haben,  als  wären  dieselben  Kammer-  und 
S tatsgut.  Das  Gemeindegut  ist,  wie  schon  das  Wort  deut- 
lich sagt,  Gut  der  Gemeinde,. und  weder  unmittelbar 
noch  mittelbar  Gut  des  gesammten  Stats. 

Auf  der  andern  Seite  aber  wirkt  sowohl  die  öffentliche 
Natur  der  Gemeinde  selbst,  als  die  Bestimmung  des  Ge- 
meindegutes für  öffentliche  Gemeindezwecke  auf  die  Be- 
handlung des  letzteren  ein,  und  erhebt  dasselbe  über  das 
einfache  dem  individuellen  Genüsse  dienende  Privatvermögen. 
Das  Gemeindegut  ist  daher  um  dieser  Beziehung  willen  z  u- 
gleich  als  ein  öffentliches  Gut  zu  betrachten,  und  die 
Verwaltung  und  Verwendung  desselben  unterliegt  deszhalb 
und  insofern  den  Einwirkungen  des  öffentlichen  Rechts.  Der 
Gemeinde  selbst  kommt  es  zu,  diese  öffentliche  Bedeutung 
des  Gemeindegutes  zu  vertreten.    Diese  ist  eine  näher  be- 

* 

schränkte,  und  durch  die  gemeinsamen  wirtschaftlichen 
und  Culturinteressen  der  Bürger-  und  Ein wohnerschaft 
eines  besondern  Ortes  bestimmte,  nicht  eine  allgemeine, 
dem  gesammten  politischen  Leben  des  8tats  unmittelbar 
zugehörige.  Aber  da  das  ganze  öffentliche  Leben  hinwieder 
in  einem  inneren  Zusammenhange  ist,  so  hat  auch  der  Stat, 
der  das  Ganze  umfaszt,  ein  natürliches  Recht  Aufsicht 
zu  üben,  dasz  jener  öffentliche  Charakter  rein  erhalten 
werde. 

Selbständigkeit  der  Gemeinde  in  der  Verwaltung 
und  Verwendung  des  Gemeindegutes  ist  somit  in  privat- 
rechtlicher und  öffentlicher  Beziehung  die  natürliche  Regel, 
Oberaufsicht  (nicht  aber  Vormundschaft)  des  8tats  ihre 
natürliche  Ergänzung.  Diese  Grundsätze  sind  freilich  gar 
nicht  überall  und  nicht  immer  in  ihren  Consequenzen  von 
den  positiven  Rechten  anerkannt   Aber  es  ist  augenfällig, 
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dasz  die  neuere  Rechtsbildung  die  Tendenz  hat,  dieselben 
zu  verwirklichen,  und  darauf  eine  freie  Gemeindeordnung 
zu  begründen.1 

3.  Folgerungen  aus  jenem  Princip  der  Selbständigkeit 
sind:  Die  Gemeinde  ist  berechtigt,  je  nach  der  besonderen 
Competenz  ihrer  Organe,  den  gemeinsamen  Gebrauch  und 
die  Benutzung  ihrer  Anstalten  selber  zu  ordnen,  und  die- 
jenigen Verwendungen  aus  ihrem  Vermögen  zu  machen, 
die  sie  für  zweckmaszig  hält.  Der  Stat  dagegen  ist  nicht 
befugt,  weder  die  Ueberschüsse  des  Gemeindegutes  an  sich 
zu  ziehen,  noch  der  Gemeinde  Verwendungen  au  feuerlegen, 
die  diese  nicht  machen  will,  und  zu  denen  sie.  nicht  etwa 
um  der  allgemeinen  Statsordnung  verpflichtet  ist.  Es  kann 
der  Stat  z.  B.  wohl  die  Gemeinden  anhalten,  dasz  sie  für 
gehörige  Löschanstalten,  oder  für  Schulhfluser  in  der  Volks- 
schule,  oder  für  die  Wege  und  Brücken  sorgen,  soweit 
diese  Sorge  den  Gemeinden  nach  allgemeinen  Rechtsgrund- 
sätzen obliegt.  Aber  er  kann  eine  Gemeinde  nicht  nöthi- 
gen,  Bauten  auf  ihre  Kosten  auszuführen,  welche  vielleicht 
nützlich  und  schön  wären,  zu  denen  aber  die  Gemeinde 
nicht  durch  die  gemeine  Statsordnung  verpflichtet  ist.  Und 
selbst  da,  wo  der  Stat  eine  Einrichtung  fordern  kann,  steht 
es  doch  der  Gemeinde  zu,  von  sich  aus  die  Pläne  im  Ein- 
zelnen festzusetzen,  und  die  Verträge  abzuschlieszen ,  und 
der  Stat  hat  nur  insofern  ein  Recht  mitzureden,  als  er  da- 
für zu  sorgen  hat,  dasz  die  allgemeinen  Erfordernisse  jener 
Pflichterfüllung  nicht  bei  der  Ausführung  miszachtet  werden. 

4.  Die  Oberaufsicht  des  Stats  ferner  hat  vorzüglich 
den  doppelten  Zweck  darüber  zu  wachen :  a)  dasz  das  Ge- 
meindevermögen im  Interesse  der  Fortdauer  der  Gemeinde 
und  ihrer  öffentlichen  Bedürfnisse  erhalten  werde;  b)  dasz 
dasselbe  nicht  zu  fremdartigen,  auszerhalb  der  Gemeinde- 

'  Im  Einzelnen  ist  besonders  der  erwähnte  Artikel  von  Brater  in 
vergleichen. 
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wirthschaft  liegenden  Zwecken  miszbraucht  werde.  Als 
Mittel  dazu  dienen  theils  die  Rechnungen  Ober  den  Ge- 
meindehaushalt, welche  auch  dem  State  zur  Ken ntniszn ahme 
mitgetheilt  werden ,  theils  Bestimmungen,  durch  welche 
derselbe  Gelegenheit  erhält,  Ausgaben,  die  in  das  Capital- 
vermögen  eingreifen ,  oder  Veräuszerungen  von  solchem  zu 
hemmen  und  zu  untersagen,  oder  die  Gemeinde  anzuhalten, 
dasz  sie  durch  Steuern  solchen  Schaden  ersetze. 

Da  sehr  viele  Gemeinden,  zumal  die  Landgemeinden, 
sich  aus  ursprünglichen  halb  privatrechtlichen  Bauerngenos- 
senschaften entwickelt  haben ,  so  kommt  es  sehr  häufig  vor, 
dasz  noch  ein  Theil  des  Gemeindegutes  für  bloszen  Privat- 
geuusz  der  einzelnen  Bürger  in  Anspruch  genommen  wird. 
Auch  aus  andern  historischen  Gründen  findet  sich  solche 
Mischung  von  öffentlichen  Verwendungen  und  Pri- 
vatnutzungen oft  noch,  und  es  wäre  unrecht,  wenn  diese 
einfach  verweigert  und  nur  jene  gestattet  würden.  Unsere 
Zeit  hat  indessen  das  richtige  Streben,  den  beiderlei  Be- 
stimmungen solcher  Gemeindeguter  durch  Ausscheidung 
zweier  Bestandteile  in  denselben  Rechnung  zu  trafen.  Aus 
dem  früher  gemischten  Gemeindegut  werden  dann  zwei 
Güter,  das  eine  ein  den  öffentlichen  Zwecken  gewidmetes 
ächtes  Gemeinde-,  das  andere  ein  dem  Privatgenusz  die- 
nendes blosz  privatrechtliches  Nutzungsgut  '(Genos- 
sengut). 

5.  Auch  der  Gemeinde  steht  ein  ähnliches  Besteue- 
rungsrecht zu  für  Befriedigung  der  Gemeindebedttrfnisse, 
wie  dem  State  für  die  Statsbedürfnisse.  Auch  da  gibt  es 
eine  Steuerpflicht  der  Einzelnen,  welche  aus  der  Unter- 
ordnung Aller  unter  die  gemeinsame  öffentliche  Lebensord- 
nung sich  erklärt.  Dieselbe  ist  ebenso  eine  allgemeine, 
nicht  eine  individuelle;  aber  sie  ist  nach  der  Natur  der 
Gemeinde  beschränkt  entweder  auf  den  Kreis  der  näher  und 
enger  verbundenen  Bürgerschaft,  wie  da,  wo  es  sich 
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um  Förderung  der  ihnen  ausschlieszlich  vorbehaltenen  An- 
stalten handelt,  oder  auf  den  weitern  Kreis  der  Einwohner, 
wie  in  den  Fällen,  wo  gemeinsame  Localbedürfnisse  befrie- 
digt werden. 

Es  ist  aber  eine  Statspflicht  dafür  zu  sorgen ,  dasz  nicht 
einzelne  Personen  oder  Classen  der  Gemeindegenossen  (z.  B. 
die  Reichen  oder  die  Armen)  durch  die  Art  der  Steuerauf- 
lage oder  Steuererhebung  Ton  der  Mehrheit  unbillig  gedrückt 
werden. 1 

•  ■ 

1  Mill,  Repraesent.  6.  192. 
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Die  Freiheit  als  Rechtsbegriff. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  Staatsrechts,  den  Oedanken 
der  Freiheit  zu  ergründen  oder  zu  erschöpfen.  Nur  insofern 
gehört  die  Freiheit  in  seinen  Bereich,  als  sie  von  der 
Rechtsordnung  erkannt  und  anerkannt  wird  und  daher 
auf  äuszern  Rechtsschutz  einen  Anspruch  hat 

1.  Wir  unterscheiden  daher  die  Freiheit  als  eine  Rechts- 
institution sowohl  von  der  naturlichen  als  von  der 
sittlichen  und  geistigen  Freiheit.  Die  erstere  ist  viel 
enger  als  die  beiden  letzteren.  Auch  die  rechtliche  Frei- 
heit darf  freilich  weder  unnatürlich  noch  unsittlich  sein. 
Aber  nicht  alle  natürliche  Freiheit  ist  zugleich  eine  recht- 
liche, nicht  die  des  Thieres, 1  dessen  wilde  Freiheit  lediglich 

1  Winthrop  bei  Toquerille  Amerique  I,  70:  „ Täuschen  wir  uns 
nicht  über  die  Bedeutung  unserer  Unabhängigkeit.  Es  gibt  allerdings 
eine  Art  verdorbener  Freiheit,  deren  Gebrauch  dem  Menschen  mit  den 
Thieren  gemein  ist,  und  die  darin  besteht,  dasz  jeder  thut,  was  ihm 
gefallt  Diese  Freiheit  ist  die  Feindin  aller  Autorität;  mit  Widerstreben 
nur  duldet  sie  alle  Regeln  —  sie  ist  die  Feindin  der  Wahrheit  und  des 
Friedens,  und  Gott  selbst  hat  sich  gegen  dieselbe  erklärt.  Aber  es  gibt 
eine  bürgerliche  und  moralische  Freiheit,  die  ihre  Stärke  in  der  Einheit 
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von  seiner  Physis  bestimmt  und  begränzt  wird,  sondern 
nur  die  menschliche,  die  allein  eine  sittliche  und  daher 
auch  allein  eine  rechtliche  Bedeutung  hat  Hinwieder  kann 
nicht  der  ganze  Umfang  der  sittlichen  und  geistigen  Freiheit 
des  Menschen  von  dem  Rechte  begriffen  und  begränzt  wer- 
den. Vielmehr  ist  gerade  der  innerste  geistige  Kern  dieser 
Freiheit,  die  Freiheit  des  unsichtbaren  und  unsterblichen 
Individuulgeistes,  welcher  ein  Strahl  ist  der  vollkommenen 
göttlichen  Freiheit,  der  Macht  des  State  und  des  mensch- 
lichen Rechts  entzogen. 1  Zum  Recht  kann  die  Freiheit 
erst  dann  werden,  wenn  dieselbe  entweder  in  dein  äuszern 
sichtbaren  Leben  Gestalt  und  gewissennaszen  Leib  gewinnt, 
oder  wenn  in  der  äuszern  Ordnung  sich  Hemmnisse  zeigen, 
welche  die  Entwicklung  der  an  sich  unsichtbaren  Gemüths- 
und  Geistesfreiheit  bedrücken  und  hindern.  Dann  erst  ist 
für  das  menschliche  Recht  die  Möglichkeit  gegeben,  sei  es 
jene  üuszere  Erscheinung  der  Freiheit  zu  schützen,  sei  es 
diese  Hemmnisse  ihrer  Entfaltung  zu  entfernen. 

Die  natürliche  Freiheit  ist  das  Vermögen  zu  thun,  was 
einen  gelüstet;  die  sittliche  Freiheit  ist  die  Offenbarung  des 
Willens  und  der  Kraft  zu  thun,  was  der  eigenen  Natur 
würdig  und  der  göttlichen  Weltordnung  gemiisz  ist.  Die 
Freiheit  als  Rechtsbegrifl'  aber  setzt  die  Rechtsordnung 
voraus,  von  der  sie  ein  Theil  ist.  Sie  ist  die  vom  Recht 
gewährleistete  und  geschützte  Befugnisz,  den 
s  elbstbestimmten  Willen  auszuüben.3 

findet,  welche  zu  schützen  die  Aufgabe  der  obrigkeitlichen  Gewalt  selber 
ist;  es  ist  die  Freiheit,  ohne  Furcht  alles  zu  thun,  was  gerecht  und  gut 
ist.    Diese  heilige  Freiheit  müssen  wir  vertheidigen  in  allen  Wecbsel- 
faJlen  und,  wenn  es  nolhig  ist,  für  sie  unser  Leben  einsetzen.-       ,  -.m 
1  Vgl.  oben  Buch  IX,  Cap.  2. 

»  Die  bekannte  Definition  von  Ftorentimu  L.  4  pr.  de  Statu  homi- 
num:  „Libertas  est  naturalis  facultas  ejus,  quod  cuique  facere  Übet,  nisi 
si  quid  vi  aut  jure  prohibetur,"  ist  nur  darin  mangelhaft,  dasz  die  vis 
ebenso  wie  das  jus  als  Schranke  der  Freiheit  bezeichnet  wird,  während 
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Alle  Freiheit  setzt  als  ihre  notwendige  Vorbedingung 
ein  beseeltes  Wesen  voraus,  welches  sich  in  ihr  äuszert. 
Die  rechtliche  Freiheit  hat  ihre  Grundlage  in  dem  Rechts- 
wesen. Sie  existirt  für  sich,  losgetrennt  von  den  Menschen, 
so  wenig  als  das  Recht  dir  sich  existirt.    Sie  sind  beide 
nur  zwei  Seiten  des  persönlichen  Daseins  und 
Lebens  des  Menschen.    Wohl  gibt  es  ein  Ideal  der 
Freiheit,  wie  es  ein  Ideal  des  Rechts  und  des  States  gibt. 
Aber  das  wirkliche  Freiheitsrecht  kann  nur  in  dem 
wirklichen  State,  nur  in  Verbindung  mit  seiner  Verfas- 
sung und  Rechtsordnung  gedacht  werden.    Die  Freiheit  als 
ein  rein-politischer  Gedanke  kann  wohl  Ober  die  her- 
gebrachte Rechtsordnung  hinausgehen  und  die  Vervoll- 
kommnung derselben  als  Ziel  ihrer  Handlung  anstreben. 
Aber  der  Rechtsbegriff  der  Freiheit  kann  sich  nicht  los- 
sagen von  der  Rechtsordnung,  die  sein  Grund  und  seine 
Stütze  ist.    Je  vollkommener  daher  der  Rechtsschutz  ist, 
den  der  Stat  dem  freien  Leben  der  Menschen  gewahrt,  um 
so  voller  und  reicher  wird  auch  die  Rechtsfreiheit  in  diesem 
State  sein;  je  mangelhafter  und  unsicherer  der  8tatsschutz 
ist,  um  so  gedrückter  oder  zügelloser  wird  sich  die  Freiheit 
da  gestalten.    Als  Lord  John  Rüssel4  gegen  jene  Defini- 
tion einwendete:  „Wenn  Freiheit  darin  besteht,  dasz  man 
thun  könne,  was  das  Gesetz  erlaubt,  so  ist  ein  gesetzlich 
bestehender  Despotismus  eine  freie  Regierung,"  so  ver- 
wechselte er  den  stats rechtlichen  Begriff  der  Freiheit 
theils  mit  dem  idealen,  theils  mit  dem  politischen. 

Die  Freiheit,  als  Recht  gefaszt,  ist  also  nicht  ihr  höchster 

jene  die  Freiheit  als  Recht  verletzt,  dieses  aber  sie  naturgemäß 
beschränkt.  Französische  Grundrechte  von  1791,  §.  4:  „La  Hbert6 
consisle  ä  pouvoir  faire  tout  ce  qui  ne  nuit  pas  a  antrui :  (?)  ainsi  Texer- 
cice  des  droits  naturels  de  chaque  homme  n'a  de  bornes  que  celles  qui 
assurent  anx  autres  membres  de  la  societe  la  jouissance  de  ces  mßmes 
droits.  Ces  bornes  ne  peuvent  etre  determinees  que  par  la  loi. 
4  Geschichte  der  engl.  Verfassung,  §.  Ii! 
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Ausdruck,  sie  ist  enger  und  beschränkter  als  die  sittliche 
und  sogar  als  die  politische  Freiheit  Aber  indem  sie  an 
die  Rechtsordnung  als  ihre  Grundlage  gebunden  ist,  wird 
sie  auch  von  den  Formen  des  Rechts  gegen  Verflüchtigung 
gesichert  und  von  den  Hülfsmitteln  des  Rechts  gegen  Misz- 
handlung  geschützt. 

Die  Deutschen  haben  auf  die  Ehre,  die  entschieden* 
sten  Vertreter  der  persönlichen  Geistesfreiheit  zu  sein,  einen 
wohl  begründeten  Anspruch.  Aber  das  Verdienst,  vorzugs- 
weise die  rechtlichen  Schutzwehren  der  Freiheit  erdacht  und 
befestigt  zu  haben,  kommt  ki  erster  Linie  den  Englän- 
dern zu.  * 

%  I«  aller  Freiheit  lassen  sich  hinwieder  zwei  Seiten 
Unterscheiden.  In  negativer  Beziehung  schlieszt  die  Frei- 
heit jede  Unbegründete  oder  ü bertriebe ne  Abhängig- 
keit von  einem  fremden  Willen  aus.  In  positiver  Hin* 
siebt  bedeutet  sie  Selbstbestimmung  der  Person. 

Da  der  Mensch  als  Rechtswesen  nöthwendig  beschränkt 
ist,  so  ist  auch  seine  Freiheit  als  Recht  beschränkt.  Nichts 
ist  verkehrter,  als  sich  eine  absolute  Unabhängigkeit,  eine 
völlige  Losgebundenheit  des  einzelnen  Menschen  einzubilden 
und  diese  Einbildung  menschliche  Freiheit  zu  heiszen.  tHese 
negative  Vorstellung  der  Freiheit  empfindet  jede  Rechtsin- 
stitution  wie  eine  Verletzung,  denn  sie  will  schrankenlos 
sein  und  das  Recht  kann  nur  in  den  Schranken  der  Form 
bestehen.  Ihre  Consequenz  wäre  also  die  Zerstörung  des 
Stats  und  der  gesammten  Rechtsordnung  und  es  könnte 
dann  in  dem  allgemeinen  Ruin  das  letzte  vermeintlich  -  ab- 
solute Recht  der  Freiheit  selber  nicht  mehr  bestehen.  Aller- 
dings tritt  der  radicale  Irrthum  der  absoluten  Freiheit  selten 
in  so  entschlossener  Verneinung  auf,  so  dasz  er  den  Inhalt 
und  die  Form  der  rechtlich  geordneten  Freiheit  zugleich 

*  Vgl.  vorzüglich  Fr.  Lieber,  über  bürgerliche  Freiheit  und  Selbst- 
verwaltung, übersetzt  v.  Fr.  Mittermaier,  Heidelberg  1860. 
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wegwirft;  aber  in  verhüllter  Gestalt  und  auf  halbem  Wege 
täuscht  er  doch  nicht  selten  die  Menge. 

Ware  jede  Abhängigkeit  schon  Unfreiheit,  so  wäre 
das  Kind,  das  von  den  Eltern  abhängt,  es  wäre  jeder  Ar- 
beiter im  Dienst  eines  Arbeitgebers,  jeder  Schuldner  gegen- 
über dem  Gläubiger,  es  wären  die  Parteien  gegenüber  dem 
Richter,  alle  Regierten  gegenüber  der  Regierung,  aber  auch 
wechselseitig  wieder  die  Inhaber  der  Macht  und  Autorität, 
die  doch  nichts  vermögen)  wenn  sie  nicht  empfänglichen 
Gehorsam  finden,  kurz,  es  wäre  alte  Welt  unfrei.  Nicht 
die  Abhängigkeit  als  solche  also,  sondern  nur  die  falsche, 
grundlose  oder  übermäszige  Abhängigkeit  ist  Unfreiheit.  In 
dem  freien  State  also  darf  das  Verhältnisz  der  Regierten 
zu  der  Regierung  nicht  dem  Verhältnisz  des  Herrn  über  die 
ßkiaven  und  nicht  einmal  dem  des  Vaters,  über  die  Kinder 
nachgebildet  sein,  sondern  es  musz  die  Unterordnung  der 
Regierten  durch  das  Gesetz  bestimmt  und  beschränkt  sein, 
zu  dessen  Hervorbringung  auch  die  Regierten  selber  mit- 
wirken. 

3.  Wie  alle  Rechtsordnung  überhaupt  entweder  von 
den  Einzelmenschen  oder  von  der  Gesammtheit  aus  bestimmt 
wird,  so  erscheint  auch  die  Rechtsfreiheit  in  zwei  Haupt- 
formen. Entweder  sie  ist  wesentlich  Freiheit  der  Indivi- 
duen oder  Freiheit  der  Nation,  des  Volks.  Die  indivi- 
duelle Freiheit  ist  im  Grunde  ein  Privatrecht;  die  Volks- 
freiheit, deren  Wesen  die  Theilnabme  am  Stat  ist,  hat 
vorzugsweise  einen  öffentlich- rechtlichen  Charakter.  In  den 
Republiken  des  Alterthums  wurde  die  erstere  der  letztern 
geopfert  und  fast  aller  Werth  auf  die  Volksfreiheit  allein 
gelegt  Die  Germanen  vorzüglich  haben  die  individuellen 
Freiheitsrechte  höher  geschätzt,  und  in  der  modernen  Rechts- 
bildung werden  sie  vornehmlich  beachtet 

Es  ist  aber  immer  ein  Fehler,  wenn  über  der  einen 
Freiheit  die  andere  vernachlaszigt  wird.    Die  griechischen 
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Zustände  litten  vorzüglich  an  der  einseitigen  Beachtung  der 
Volksfreiheit,  welche  als  absolute  Volksherrschaft  verstanden 
wurde.  In  der  spartanischen  Verfassung  wurde  die  Knech- 
tung des  individuellen  Lebens  von  State  wegen  so  weit  ge- 
trieben, dasz  wir  uns  manche  Einrichtungen  derselben  nur 
wie  Bilder  einer  auschweifenden  Phantasie,  nicht  als  leib- 
hafte Wirklichkeit  vorstellen  können;  aber  auch  in  dem 
demokratischen  Athen  wurde  die  individuelle  Freiheit  nur 
gering  geachtet  und  vielfaltig  durch  die  Gesetze  und  das 
öffentliche  Leben  verletzt. 

Wir  Neuern  leiden  zuweilen  an  entgegengesetzten  Irr- 
thümern.  Nicht  selten  wird  das  Recht  des  Ganzen  über- 
sehen, und  der  Gedanke  der  individuellen  Freiheit  mit  so 
maszlosem  Eifer  einseitig  verfolgt,  als  wäre  jedes  einzelne 
Individuum  ein  in  sich  vollkommenes  Wesen,  das  natürliche 
Centrum  der  Welt,  ein  Gott,  durch  dessen  Willen  alles  auszer 
ihm  geschaffen ,  von  dessen  Willen  alles  übrige  abhängig 
wäre.  Der  8tat  wird  dann  völlig  preisgegeben,  und  die 
Ordnung  des  Ganzen  durch  die  Willkür  der  Individuen  mit 
innerer  Auflösung  bedroht. 

Die  Wahrheit  fordert  Anerkennung  beider  Arten  der 
Freiheit  Beide  wurzeln  in  der  menschlichen  Natur,  die 
Volksfreiheit  in  der  gemeinsamen  menschlichen  Rasse,  die 
individuelle  Freiheit  in  dem  Individualieben  des  Geistes. 
Aber  die  erstere  ist  ganz  und  gar  ein  Rechtsbegriff  und 
kommt  nur  in  der  Gemeinschaft,  d.  h.  im  State  zur  Wirk- 
lichkeit; die  letztere  aber  hat  ihren  tieferen  Grund  auszer- 
halb  des  States,  in  einem  Lebensgebiete,  welches  dieser 
zu  beherrschen  weder  berufen  ist  noch  die  Macht  bat 

4.  Das  Verhfiltnisz  der  verschiedenen  Statsformen  zu 
der  Freiheit  wird  daher-  auch  häufig  ein  anderes  sein ,  je 
nachdem  die  Volks freiheit  oder  die  individuelle  Freiheit 
in  Frage  kommt 

Die  Ideokratie  hat  die  Tendenz ,  die  Volksfreiheit  durch 
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die  absolute  Autorität  zu  erdrücken,  die  Demokratie  umge- 
kehrt steigert  dieselbe  zu  Gunsten  der  Mehrheit  zur  Volks- 
herrschaft. Die  individuelle  Freiheit  aber  wird  auch  von 
der  Demokratie  nur  insofern  begünstigt  oder  geduldet,  als 
die  Mehrheit  mit  der  Ausübung  derselben  einverstanden  ist. 
Wenn  das  nicht  ist,  so  wird  sie  bei  jeder  Gelegenheit  mit 
Füszen  getreten.  Die  Demokratie  hat  somit  wohl  Liebe  zur 
Volksfreiheit,  aber  selten  wahre  Achtung  vor  individueller 
Freiheit.  Wer  daran  zweifelt,  der  braucht,  sich  nur  an  die 
Lage  der  Reichen  in  dem  demokratischen  Athen ,  oder  an  die 
Lage  der  Aristokraten  zu  den  Zeiten  der  Jakobinerherrschaft 
in  Frankreich ,  oder  an  die  Vorschläge  der  Communisten  zu 
erinnern. 

Die  Aristokratie  im  Gegentheil  läszt  das  Individuum 
gelten,  so  lauge  es  nur  individuelles  Leben  äuszert  Sie 
gewährt  gerne  ein  reiches  Masz  individueller  Freiheit,  und 
schützt  dieselbe  soweit  "sie  einmal  gewährt  ist,  mit  unbeug- 
samem Muthe  auch  gegen  die  Anfeindungen  der  Menge.  Aber 
sie  wacht  sorgfältig  darüber,  dasz  nicht  die  Volksfreiheit  zur 
Volksherrschaft  erwachse.  8ie  nimmt  dieselbe  zwar  in  voll- 
stem Masze  für  die  herrschende  Minderheit  in  Anspruch,  aber 
miszt  den  groszen  Massen  des  Volkes  nur  einen  oft  kümmer- 
lichen Antheil  daran  zu. 

Sogar  die  absolute  Monarchie  erträgt  und  bewilligt  oft 
unbedenklich  ein  bedeutendes  Masz  von  individueller  Frei- 
heit, von  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigenthums,  aber  sie 
ist  misztrauisch  und  feindlich  gegen  alle  Volksfreiheit  gesinnt 

Die  constitutione! le  Monarchie  gewährt  auch  hier,  wenn 
sie  ihrem  Princip  treu  bleibt,  eine  Fülle  von  beiden,  ohne 
die  Volksfreiheit  zur  Volksherrschaft  werden  zu  lassen,  und 
ohne  die  individuelle  Freiheit  bis  zur  Anarchie  zu  über- 
treiben. 

5.  Eben  so  ist  das  Verhältnisz  des  Stats rechts  zu 
den  beiden  Arten  der  Freiheit  verschieden.    Die  Volks- 
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frei  hei  t  gehört  demselben  unmittelbar  an,  als  eine  Institu- 
tion des  Stets,  befruchtet  und  erfüllt  von  dem  Geiste  der 
Gesammtheit.  Die  individuelle  Freiheit  dagegen  bildet,  weil 
sie  aus  dem  individuellen  Dasein  und  Leben  entspringt,  einen 
Theil  zunächst  der  individuellen  Rechtssphäre,  d,  h.  des 
Privatrechts,  und  kommt  nur  mittelbar  in  den  Kreis  des 
öffentlichen  Rechts  insofern  hinein,  als  sie  entweder  unter 
die  Garantie  desselben  gestellt  oder  durch  die  Rücksichten 
auf  die  Gemeinschaft  und  den  Stat  näher  begränzt  und  be- 
schränkt wird.  Die  Volksfreiheit  kann  eben  darum  auch 
von  der  Gesetzgebung  freier,  je  nach  den  Erfordernissen  des 
Stats  und  dem  Culturzustande  des  Volks,  bestimmt  werden; 
die  individuelle  Freiheit  aber  hat  der  Stat  in  derselben 
Weise  als  eine  selbständig  bestehende  zu  achten  und  zu 
schützen  wie  das  übrige  Privatrecht;  und  dasz  solches  ge- 
schehe, ist  noch  eine  grosze  Aufgabe  der  zukünftigen  Rechts- 
bildung. 


Zweites  CapiteL 

I.    Individuelle  Freiheitsrechte.- 

,  4 

A.  Schutt  der  Existenz. 

1.  Der  Anerkennung  und  dem  8chutze  jeder  Freiheit 
musz  die  Anerkennung  und  der  Schutz  der  Existenz1  des 
Einzelnen  selbst  vorhergehen.  Das  Recht  zu  sein  ist  für 
-  den  Menschen  das  erste.  Es  ist  mit  ihm  geboren  und  unzer- 
trennlich mit  ihm  verbunden ,  so  lange  eine  lebendige  Seele  * 
in  dem  Körper  wohnt.  Es  hört  auf  erst  mit  dem  Tode.  Der 
Stat  ist,  obwohl  er  zunächst  eine  Rechtsordnung  der  Ge- 

•  Blackstone  heiszt  dasselbe  das  Recht  persönlicher  Sicherheit 
(right  of  personal  security),  Stahl  das  Recht  der  Integrität 
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satnmtheit  ist,  doch  verpflichtet,  voraus  dieses  Unrecht  aller 
Individuen,  welche  von  seiner  Macht  umfaszt  werden,  zu 
schirmen;  denn  es  ist  Uberhaupt  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben des  Ganzen,  die  Rechte  der  Einzelnen  zu  schützen, 
wo  diese  solchen  Schutzes  bedürfen. 

Derselbe  erstreckt  sich  sogar  auf  die  noch  ungeborne 
Leibesfrucht.  Obwohl  die  Persönlichkeit  erat  mit  der 
Geburt  zu  wirklichem  Dasein  kommt,  so  ist  doch  der  be- 
fruchtete Keim  der  Person  schon  früher  da,  und  hat  mit 
Rücksicht  auf  die  wahrscheinliche  Entwicklung  zur  Persön- 
lichkeit Anspruch  auf  Wahrung  jener  und  eventuelle  Berück- 
sichtigung ihrer  zukünftigen  Rechte. 2 

Es  ist  daher  ein  Grundsatz  des  natürlichen  Rechts ,  dasz 
der  8tat  verpflichtet  ist,  die  Existenz  der  Personen  theils 
gegen  fremden  unberechtigten  Angriff  zu  schützen, 
theils  bei  äuszererNoth  vor  dem  Untergang  zu  ret- 
ten. Die  erstere  Pflicht  ist  Uberall  anerkannt,  weniger  all- 
gemein die  letztere,  und  doch  ist  sie  nicht  minder  eine  Folge 
des  obigen  Princips.  Von  welcher  Art  immer  die  Gründe 
sein  mögen,  welche  das  Individuum  in  die  Lage  versetzt 
haben,  dasz  dasselbe  auszer  8tande  ist,  sich  vor  dem  Tode 
zu  retten,  ob  natürliche  oder  verschuldete  Armuth  oder  vor- 
übergehende Noth ,  wenn  es  die  Hülfe  der  Gesammtheit  be- 
darf und  diese  die  Mittel  für  Erreichung  dieses  Zweckes  hat, 
so  besteht  auch  die  Pflicht,  jenes  zu  retten. 3   Sie  ist  nicht 

1  Daraus  erklärt  sich  die  Fiction  des  römischen  Rechts:  „Qui  in 
utero  sunt,  in  toto  pene  jure  civili  intelliguntur  in  rerum  natura  esse«* 
(L.  26  de  Statu  hominum),  während  die  römischen  Juristen  wohl  wissen, 
dasz  der  „partus  nondum  editus  homo  non  recte  fuisse  dicatur"  (L.  9, 
§.  1  ad  leg.  Falcid.).  Vgl.  Savigny,  System  des  röm.  Rechts  II,  S.  12, 
Blackstone  I,  1. 

1  Erst  dem  Einflues  des  Christenthums  war  es  au  verdanken,  dasz 
diese  Pflicht  zunächst  mit  Bezug  auf  nothleidende  Kinder  im  römischen 
Reiche  anerkannt  wnrde.  Die  Gesetze  Constantins  des  Groezen  dar- 
über,  Cap.  1  und  2.    C.  Th.  de  alimentis  quae  inopee,  auf  deren  Inhalt 
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eine  nationale,4  sondern  eine  menschliche  Pflicht;  und 
die  Hülfe  des  States  darf  daher  in  diesen  ttuszersten  Fällen 
nicht  auf  die  Statsangehöngen  beschränkt,  sondern  inusz 
auch  dem  Fremden  gewährt  werden,  der  in  dem  Statsgebiet 
in  solche  Lebensnoth  gerathen  ist.  Ihrem  gemeinsamen  Um- 
fange nach  aber  ist  diese  Pflicht  nur  auf  die  Abwendung 
des  Aeuszersten,  auf  wahre  Nothdurft  beschränkt.  Im  Ein- 
zelnen erweitert  sie  sich,  je  nachdem  andere  besondere 
Rücksichten  hinzutreten,  und  ergänzend  und  verbessernd 
schlieszt  sich  die  freie  Wohlthätigkeit  der  Privaten  oder  selbst 
des  States  an,  die,  wenn  sie  in  zu  groszer  Ausdehnung 
auch  als  Rechtspflicht  normirt  wird,  leicht  an  moralischer 
Kraft  und  Wirksamkeit  mehr  verdirbt,  als  durch  materielle 
Unterstützung  gut  macht.  Die  neuere  Zeit  ist  reicher  als 
die  frühem  Jahrhunderte  nicht  blosz  an  Armen-  und  Unter- 
stützungsanstalten aller  Art,  sondern  auch  an  Rettungsan- 
stalten bei  Brandanglück  und  Wassemoth;  und  es  ist  das 
ein  groszer  Fortschritt  in  der  Entwickelung  des  humanen 
Rechts. 

2.  Die  Achtung  der  persönlichen  Existenz  der  Indivi- 
duen führt  zwar  nicht  nothwendig  zur  Aufhebung  der 
Todesstrafe,  wie  Manche  meinen,  wohl  aber  zur  Be- 
schränkung  ihrer  Anwendung  auf  seltenste  Fälle,  in  wel- 
chen überwiegende  Gründe  der  Existenz  des  Stats  oder  der 
Gerechtigkeit  sie  nöthig  erscheinen  lassen.  Das  Recht  des 
altrönüschen  Vaters  und  Herrn  über  Leben  und  Tod  seiner 
Kinder  und  Sklaven  hatte  daher  noch  einen  barbarischen 

wohl  die  Lehren  von  Lactantius  eingewirkt  (vgl.  Commentar  von  Jac, 
Gothofredus),  haben  in  dem  Codex  Justinianeus  keine  Aufnahme  ge- 
funden. In  andern  Fällen  war  aber  selbst  durch  die  ersteren  Gesetze 
noch  nicht  gesorgt,  obschon  der  Grundsatz  in  denselben  ausgesprochen 
ward:  „Abhorret  noetris  moribus,  ut  quemquam  fami  confici  vel  ad  in« 
dignum  facinus  prorumpere  concedaraus.* 

4  Als  solche  hat  sie  in  Rom  zuerst  Caesar  anerkannt.  Mommsen 
Rom.  Gesch.  III,  8.  469. 
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Charakter.9  Ebeuso  warder  ganze  Gedanke  der  altgermani- 
schen Rechte,  dasz  der  schwere  Verbrecher  friede-  und  recht- 
los sei,  und  dasz  der  Geachtete  von  Jedermann  ungestraft 
getödtet  werden  dürfe,  gleich  dem  Wild  im  Walde,  jenem 
Urbegriff  der  Persönlichkeit  des  Menschen  zuwider.  Doch 
finden  wir  schon  früh  in  dem  deutschen  Rechte  einzelne 
Triebe  einer  humaneren  Vorstellung  zu  Tage  treten.  *  In 
unserer  Zeit  wird  dieselbe  allmählich  in  weiterer  An  wen- 
dung  anerkannt7 

3.    Die  Fiction  des  bürgerlichen  Todes,  welche 

*  Juvenal  hat  diese  Barbarei  gezüchtigt,  Sat.  VI,  219: 

Pone  crucem  servo.    Meruit  quo  crimiue  servus 
Supplicium?  quis  testis  adest?  quis  detulit?  audi. 
Nulla  umquam  de  morte  hominis  cunctatio  longa  est. 
0  demens,  ila  servua  homo  est?  Nil  fecerit,  eslo. 
Hoc  volo,  hoc  jubeo,  sit  pro  ratione  voluntas. 

•  Tucitut,  Germ.  c.  7:  „Ceterum  neque  animadvertere  neque  vincirc 
neque  verberare  quidem  nisi  sacerdotibus  permisaum,  non  quasi  in  poe- 
nam  nec  ducis  juasu,  sed  velut  Deo  imperante."  Lex  Bajuwr.  IL,  1, 
§.  3:  „Ut  nu)lu8  Über  Bajuvarius  alodem  aut  vi  tarn  sine  capilali  crimine 
perdat,  id  est  si  aut  in  necem  Ducis  consiliatus  fuerit,  aut  inimicos  in 
provinciam  invitaverit,  aut  civitatem  capere  ab  extra ueis  raachinaverit, 
et  exinde  probatus  inventus  fuerit,  tunc  in  Ducis  sit  potestate  vita  ipaitia 
et  omnes  res  ,  ejus  et  Patrimonium."  Englische  Mogua  Charta  von 
1215:  „Nullus  über  homo  capiatur  vcl  imprisonetur  aut  diasaisiatur  aut 
ütlaghetnr  (out  law,  exlex)  aut  exuletur  aut  aliquo  modo  destruatur, 
nec  super  cum  ibimus  nec  super  eum  mittemua,  nisi  per  legale  judicium 
parium  suornm  vel  per  legem  terre." 

7  Friedrich  II,  Antiroach.  17:  „Lea  bons  princes  regardent  ce  pou- 
voir  sur  la  vie  de  leurs  Sujets  comme  le  poids  le  plus  pesant  de  leur 
couronne.  Iis  savent  qu'ils  sont  hommes  comme  ceux  qu'ils  doiveot 
juger,  ila  savent  que  d  aut  res  injustices  peuvent  se  reparer,  mais  qu'un 
arrfct  de  mort  precipite  est  un  mal  irreparable.  Iis  ne  ae  portent  a  la 
86\erit£  que  pour  etiler  une  rigueur  plus  facheuse  qu'ils  prevoient." 
Französische  Verf.  von  1848,  §.  5:  „La  peiue  de  mort  eat  abolie  en 
mattere  politique."  Noch  weiter  geht  der  Frankfurter  Entwurf  der  deut- 
schen Grundrechte,  §.  9:  „Die  Todesstrafe,  ausgenommen,  wo  das  Kriegs- 
recht sie  vorschreibt  oder  das  Seerecht  im  Falle  von  Meutereien  sie  zu- 
läazt,  sowie  die  Strafen  des  Prangers,  der  Brandmarkung  und  der  kör- 
perlichen Züchtigung,  sind  abgeschafft.44 
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nach  manchen  Rechten  als  Strafe  für  schwere  Verbrechen 
ausgesprochen  wurde,  ist  noch  ein  Ueberrest  der  alten 
Echt-  und  Friedelosigkeit  und  im  Widerspruch  mit  dem 
natürlichen  Rechte;  denn  wenn  das  Leben  der  Person 
gewisz  ist,  so  ist  es  unnatürlich,  dieselbe  als  rechtlich 
nicht  vorhanden  zu  erklären.  Noch  in  dem  Napoleoni- 
schen Gesetzbuch  ist  dieselbe  anerkannt,  obwohl  Napoleon 
selbst  auf  die  Unsittlich keit  aufmerksam  gemacht  hat, 
dusa  die  Ehefrau,  welche  aus  Liebe  und  Pietät  ihrem  ver- 
urteilten Mann  ins  Exil  folgt,  nun  als  Concubine  des- 
selben von  dem  Rechte  gebrand markt  werde.8  Einzelne 
neuere  Verfassungen  haben  diese  Strafe  ausdrücklich  auf- 
gehoben. • 

4.  Aus  dem  natürlichen  Rechte  des  Menschen  auf  die 
Integrität  seines  Körpers  wird  ferner  die  in  den  neuern  Rech- 
ten fast  überall  nun  anerkannte  Verwerflichkeit  einer  jeden- 
auf  Verstümmelung  des  Leibes  gerichteten  Strafe  begrün- 
det Wenn  auch  die  Majestät  des  Rechtes  und  die  Öffent- 
liche Sicherheit  in  einzelnen  Fällen  den  Tod  des  Verbrechers 
fordern  mag,  und  dieser  nicht  blosz  einzelne  Glieder,  sondern 
den  ganzen  Leib  zerstört,  so  machen  doch  jene  Gründe  nicht 
ebenso  diese  Strafe  nothwendig,  nnd  es  erscheint  dieselbe 
vielmehr  unserer  Zeit  als  eine  unwürdige  und  unnöthige 
Barbarei.  Unter  freien  und  zu  höherer  Civilisatiou  heran- 
gereiften Völkern  nehmen  wir  sogar  einen  ähnlichen,  zuweilen 
heftigen  Abscheu  wahr  gegen  die  Anwendung  der  körper- 
lichen Züchtigung,  ungeachtet  diese  die  Glieder  nicht 
zerstört,  sondern  dem  Körper  nur  einen  vorübergehenden 

» 

■  Code  civil,  §.  22  ff.,  §.  25:  „Le  manage  qu'il  avait  contractu  pre- 
cederoment  est  dissoua  quant  a  tous  aea  effets  civil«. "  Las  Cosa,  Memor. 
de  St.  Helene  VI,  235. 

»  Preusiische  Verf.  §.  10:  „Der  bürgerliche  Tod  und  die  Strafe 
der  Vermögenaeinwehung  finden  nicht  statt"  Deutsche  Koichsverf.  v. 
1849,  5-  135. 

Bluntschli.  allgemeines  Stattrecht.  II.  32 
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Schmerz  bereitet  Schon  das  Alterthum  hat  erkannt,  dasz 
dieselbe  für  die  Classen  der  freien  Bürger  eine  unpassende 
Strafe  Sei.  10 

♦ 


Drittes  Capitel. 

:: 

B.  Der  Trete  Gebrauch  des  Körpers,  Berti fofreiheit. 

1»  Die  Unnatur  und  Widerrechtlichkeit  der  Sklaverei, 
welche  den  Menschen  zur  unpersönlichen  Sache  gewaltsam 
niederdrückt,  wurde  oben  schon  besprochen. 1  Weniger  ver- 
werflich ist  das  Institut  des  Colonats,  wie  wir  es  in  den 
spätem  Zeiten  des  römischen  Reiches  treffen,  und  der  erb- 
hörigen Bauerschaft,  wie  sie  während  des  Hittelalters 
fast  überall  vorkam,  denn  es  wird  in  demselben  die  Per- 
sönlichkeit und  die  Berechtigung  der  Colonen  und  Hörigen 
in  sehr  wichtigen  Beziehungen  anerkannt;  und  selbst  die 
nothwendige  Verbindung  der  hörigen  Bauern  mit  den  Grund- 
stücken, von  denen  sie  nicht  durch  den  Herrn  getrennt  wer- 
den,  die  sie  aber  ebensowenig  nach  eigenem  Ermessen  ver- 
lassen dürfen,  ist  nicht  unter  allen  Voraussetzungen  unna- 
türlich.   Aber  für  einzelne  Individuen  wurde  sie  zu  allen 
Zeiten  zum  Unrecht,  für  solche  nämlich,  deren  natürliche 
Anlagen  einen  Anspruch  auf  höhere  Berufsbildung  und  eine 
über  dieGränzen  des  Bauergutes  hinausreichende  Wirksam- 
keit begründeten.  Solche  Individuen  an  die  Scholle  zu  fesseln, 
war  eine  Nichtachtung  ihres  angeborenen  Rechtes  und  ihrer 
Bestimmung.    Freiere  Völker  werden  überdem  einen  so  ge- 
bundenen Zustand  als  ihrer  unwürdig  auch  in  der  Regel  — 
selbst  abgesehen  von  jenen  individuellen  Ausnahmen  —  nicht 
ertragen. 

Es  wurde  daher  während  des  Mittelalters  immer  als  ein 

10  Wo  Freie  gebÜAtt  wurden,  erlitten  Skkven  und  Hörige  Schlage. 
«  Buch  II,  Cap.  7,  8.  54  ff. 
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groszer  Fortschritt  zur  Freiheit  begrüßzt,  wenn  das  Recht 
des  freien  Zugs  erlangt  und  urkundlich  bestätigt  wurde.3 
Heutzutage  ist  dasselbe  zu  dem  gemeinen  Rechte  der  civili- 
sirten  Nationen  geworden,  und  nur  unter  besondern  Vor- 
aussetzungen bestehen  noch  einzelne  Beschränkungen  dessel- 
ben ausnahmsweise. 

Eine  besondere  Art  des  freien  Zuges  ist  die  Aus  wände- 
ru  ng  auszerhalb  Landes,  von  welcher  früher  die  Rede  war.« 

a  Vgl.  oben  die  Stelle  aus  der  Magna  Charta  von  England,  Buch  II, 
Cap.  18,  Note  11.  Schon  die  altget manische  Form  der  Freilassung 
stellte  den  Eigenen  auf  einen  Kreuzweg,  und  eröffnete  ihm  die  Freiheit 
nach  den  vier  Himmelsgegenden  zu  gehen,  wohin  er  wolle,  zum  Zeichen 
der  Freiheit:  „De  quatuor  viis  ubi  volueris  nmbulare  liberam  habeas  po- 
testatem."  Lex  Rotharis  225.  Lex  Ripuar.  61,  1.  Leges  Guilelmi,  c.  65. 
J.  Grimm,  deutsche  Rechtsalterthümer,  S.  331  und  286.  Auch  den 
freien  Zins-  und  den  Vogteileuten  war  solche  Freiheit  verstattet:  Weis- 
thum bei  Grimm,  Rechtsalterthümer,  8.  347:  „Abermal  schlägt  der 
Zenner  (centenarius)  dreimal  an  die  Lanze,  rufet:  hör,  hör,  hör!  ist  ein 
mann  in  diesem  freien  Hochgericht,  der  sich  darin  nicht  erziehen  noch 
nehren  kann,  der  soll  erstlich  bezahlen  mein  gn.  Churförsten  und  Herrn, 
darnach  die  christlich  Kirch  und  den  gemeinen  mann,  und  soll  sein  feuer 
mit  Sonnenschein  auslöschen;  da  es  dann  sach  were,  dasz  der  arme  manu 
sein  Gütlein  geladen  hätte  und  führe  in  ein  Platt  oder  Stadt  uud  dasz 
m.  gn.  Churfürst  —  reiten  käme,  so  solten  seiner  Diener  zwei  absteigen 
und  dem  armen  Mann  helfen  mit  dem  hindersten  Rad  da  das  forderst« 
gestanden  hat  (d.  h.  den  Wagen  weiter  schieben). u  Dann  wurde  sie 
auch  auf  hofhörige  Leute  ausgedehnt.  Öffnung  von  Rettenbach  19  bei 
Grimm,  Weiethümer  I,  76:  „Es  mag  ouch  ein  jegklicher  von  uns  ziechen, 
wenn  er  wil,  von  richthum  oder  von  armuth  wegen,  von  dem  herren 
und  mengklichem  unbekümmert,"  Öffnung  von  Brütten  ebenda,  S.  147: 
„Herr,  wer  das  ein  man  hie  sesze  im  dinghof,  den  dunke,  das  syn  ge- 
werb snderschwo  besser  wer  dann  hie,  der  mag  ziechen  an  die  rych- 
stett,  oder  in  mynes  herren  von  Oesterych  stett  oder  in  Wallstett,  oder 
uf  das  land ,  der  sol  ziechen  mynes  herren  von  einsidlen  zins  und  rechten 
one  schaden,  daran  sol  ine  niernan  sumen  noch  irren.-  In  der  zürcheri- 
schen Landschaft  war  der  freie  Zug  schon  zu  Ende  des  15.  Jahrhunderls 
gemeines  Recht  auch  für  die  Hörigen.  Vgl.  Bluntschli,  Rechtsgeschichte 
von  Zürich  I,  8.  383. 

1  Oben  Buch  II,  Cap.  18,  S.  100  ff.  Deutsche  Reicheverf.  v.  1849, 
$. 136:  „Die  Ans  Wanderungsfreiheit  ist  von  Statswegen  nicht  beschränkt, 
Abzugsgelder  dürfen  nicht  erhoben  werden." 
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Dagegeu  kann  das  Recht  freier  Niederlassung  nicht 
ebenso  ausschlieszlich  als  ein  individuelles  Freiheite recht 
aufgefaszt  werden ;  denn  bei  der  Niederlassung  ist  nicht  min- 
der die  Gemeinschaft  betheiligt,  in  welche  der  Nieder- 
gelassene eintritt,  als  dieser  selbst  Das  Verhältnisz  ist  da- 
her  nicht  ein  einseitiges,  sondern  ein  gegenseitiges;  und  es 
hat  die  Gemeinde  ein  Recht  darauf,  dasz  auch  ihre  Interessen 
bei  Feststellung  der  Bedingungen  der  Niederlassung  berück- 
sichtigt werdeu. 4  Diese  Interessen  sind  indessen  je  nach 
der  Culturstufe  und  dem  Verhältnisz  der  Bevölkerung  der 
verschiedenen  Länder  verschieden. 

2.  Die  Sorge  für  das  Recht  der  Individuen,  sich  frei 
zu  bewegen  (the  power  of  loco-motion) ,  hat  in  vielen 
Staten  zu  verhältniszmäszigen  Garantien  gefuhrt: 

a)  gegen  willkürliche  Verhaftung  in  mancherlei 
Formen,5  und  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  Wahrscheinlich - 

*  Der  $.  133  der  deutschen  Reichs  Verfassung  von  1849  schien  die 
abstracte  Meinung  einer  individuellen  Niederlassungsfreiheit  für  alle  Deut- 
schen zu  sehr  zu  begünstigen ,  hat  aber  gerade  deszhalb  in  Süddeutsch- 
land einen  lebhaften  Widerspruch  hervorgerufen  und  ist  nicht  zur  prak- 
tischen Wirksamkeit  gelangt.  Schweizerische  Bundes verf.  von  1848: 
„Keinem  Schweizer,  der  einer  der  christlichen  Confessionen  angehört, 
kann  die  Niederlassung  in  irgend  einem  Csnton  verweigert  werden ,  wenn 
er  folgende  Answeisschriflen  besitzt:  a)  einen  Heimathsschein  oder  eine 
audere  gleichbedeutende  Ausweisschrift;  b)  ein  Zeugnisz  sittlicher  Auf- 
führung; c)  eine  Bescheinigung,  dasz  er  in  bürgerlichen  Rechten  und 
Ehren  stehe;  d)  wenn  er  auf  Verlangen  sich  ausweisen  kann,  dasz  er 
durch  Vermögen,  Beruf  oder  Gewerbe  sich  und  seine  Familie  zu  ernähren 
im  Stande  sei." 

&  Englische  Magna  Charta  von  1215,  oben  Cap.  I,  Note  3  und  die 
sehr  ausführlichen  Bestimmungen  der  Habeas  •  Corpusacte  Karls  IT. 
vom  Jahr  1677.  Frei  bei  tsbrief  Herzog  Heinrichs  von  Bayern  für  Lands- 
hut von  1279:  „Judex  etiam  nulluni  sei  licet  civero  detinebit,  qui  mansio- 
nera  propriam  habet,  niai  penam  meruerit  capitalem,  si  mansio  valeat 
pennm  pro  maleficio  debitam  et  condignam.4*  Plait-Q£neral  de  Laumnne 
von  1368,  §.  66:  „Item  dominium  lausannense  quodeunque  sit  non  potest 
seu  debet  capere  seu  capi  facere  aliquam  peraonam  sine  cognitione. 
$.  62:  Item  si  aliqua  persona  accusetur  in  casu  criminis  seu  de  crim  non 
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keit  eines  Verbrechens  vorliegt,  umsomehr  natürlich  gegen 
Miszbrauch  der  Polizeigewalt.  In  seinem  berühmten  Buche: 
„Des  lettres  de  cachet  et  des  prisons  d'&at«  hat  Mirabeau 
mit  dem  brennenden  Hasz  eines  Betheiligten  und  der  glän- 
zenden Beredsamkeit  eines  französischen  Tribuns  gegen  die 
Tyrannei  der  in  Frankreich  damals  üblichen  königlichen 
Hafts  befehle  (lettres  de  cachet)  aus  Statsrucksichten  einen 

potest  seu  debei  detineri  nisi  latrocinium  reperiatnr  super  ipsum  aut 
sponte  confiteatur.  $.  81:  Item  tenetur  episcopus  facrre  guerram  pro  qno-  - 
übet  cive  seu  burgense  aut  residente  Iausannense  capto."  Freiheit  der 
zürcherischen  Landschaft  von  1489:  „Item  von  des  vachens  und 
tiirnens  wegen  haben  wir  —  abgeret,  welcher  das  recht  vertrösten 
mag  vrob  Sachen,  das  nit  das  leben  oder  tr  beruert,  das  unser  eydge- 
nossen  von  Zürich  die  trostung  nemen  und  die  so  also  vertrösten t  nit 
turnen  sölJent.*  Von  neuem  Verfassungen  sind  zu  erwähnen  die  nord- 
amerikanische,  Zusatz  von  1791:  „Das  Recht  des  Volkes,  seine  Per- 
son, sein  Haus,  seine  Papiere  und  Effecten  gegen  jedes  ungerechte  Ein- 
ziehen oder  Durchsuchen  gesichert  zu  wissen,  soll  nicht  verletzt  werden; 
und  es  soll  dazu  kein  Befehl  ertheilt  werden,  der  sich  nicht  auf  eine 
wahrscheinliche  Ursache  begründet,  die  durch  einen  Eid  oder  eine  Ver- 
sicherung an  Eidesstatt  bekräftigt  worden,  und  der  nicht  den  zu  durch- 
suchenden Ort  und  die  einzuziehenden  Personen  genau  bezeichnet" 
Französische  von  1814,  §.  4:  „Niemand  kann  verfolgt  oder  verhaftet 
werden,  auszer  in  den  von  den  Gesetzen  vorgeschriebenen  Fällen,  und 
nur  nach  der  gesetzlichen  Form."  —  von  1848,  §.2.  Spanische  von. 
1837,  §.  7.  Griechische  §.  4  und  5.  Deutsche  Reichsverf.  v.  1849, 
§.  138.  Preuszische  §.  5.  Portugiesische  von  1827,  $.  145: 
„7)  Niemand  kann  ohne  eine  gegen  ihn  eingereichte  Klage  verhaftet  wer- 
den, auszer  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen,  und  in  diesen  Fällen 
soll  der  Richter  innerhalb  24  Stunden  (in  entfernten  Orten  in  möglichst 
kurzer  Zeit)  von  der  Einkerkerung  an  dem  Verhafteten  durch  eine  unter- 
zeichnete Note  den  Grund  seiner  Verhaftung,  die  Namen  der  Ankläger 
und  der  Zeugen,  wenn  er  sie  kennt,  kund  thun.4»  Holländische 
§.  151  und  152.  Belgische  $.  7:  „Auszer  dem  Falle  der  Ergreifung 
auf  frischer  That  kann  Niemand  anders  verhaftet  werden  als  kraft  eines 
richterlichen,  mit  Gründen  versehenen  Befehls,  welcher  im  Augen bUcke 
der  Verhaftung  oder  spätestens  binnen  24  Stunden  bekannt  gemacht 
werden  musz.M  Aehnlich  die  österreichischen  Grundrechte  von  1849, 
§.  8.  Norwegische  Verf.  §.  99:  „Für  unbefugte  Haft  oder  ungesetz- 
lichen Aufenthalt  stehen  die  Betreffenden  den  Verhafteten  zur  Verant- 
wortung." 
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literarischen  Feldzug  eröffnet,  aus  welchem  er,  getragen 
von  der  Fluth  der  Revolution,  als  triümphirender  Sieger 
hervorging. 6  Am  groszartigsten  und  erfolgreichsten  aber 
hatten  die  Engländer  von  alter  Zeit  her  für  diese  Freiheit 
gekämpft,  und  sie  durch  die  Jahrhunderte  hinab  gerettet 
und  befestigt  Das  englische  Recht  verbietet  die  allgemeinen 
Verhaftsbefehle  und  schützt  den,  der  sich  wider  ungeseto- 
liche  Verhaftung  mit  Gewalt  vertheidigt,  und  die  Habeas- 
corpusacte  gewährleistet  jedem  Verhafteten  das  Recht,  sich 
sofort  auf  den. ordentlichen  Richter  zu  berufen,  damit  dieser 
die  Gesetzlichkeit  der  Verhaftung  prüfe  und  über  ihre  Fort- 
dauer entscheide. 7 

.,  Eine  polizeiliche  Inhaftsetzung  ist  indessen  nicht  ganz 
zu  entbehren,  namentlich  um  der  Contu maz- Anstalten 
gegen  epidemische  Krankheiten  und  um  der  Wahnsin- 
nigen willen,  sowie  mit  Bezug  auf  die  Zucht  Über  lieder- 
liche Arme  und  vorübergehend  zum  Schutz  der  öffentlichen 
8itte.  Aber  es  ist  allerdings  wichtig,  dasz  die  Gründe  und 
die  Art  derselben  so  bestimmt  seien ,  dasz  dem  Miszbraueh 
möglichst  gewehrt  wird. 

b)  Eine  fernere  Garantie  liegt  in  der  gesetzlichen  Be- 
schränkung der  Eingränzu  ng  der  Person  in  einen  bestimm- 
ten Ort,  ebenso  der  Verweisung  aus  einer  Gemeinde  und 
der  Verbannung  auszer  Landes. 8   In  der  Regel  bedarf 

•  Aach  Black s tone  1, 1  sieht  darin  einen  Hauptgegensatz  zwischen 
französischem  Absolutismus  und  englischer  Freiheit,  und  führt  an,  dasz 
sogar  unter  dem  milden  Regimen te  des  Cardinais  Fleury  54,000  solche 
Haftbefehle  in  Frankreich  ausgestellt  worden  seien. 

T  Lieber,  Bürgerl.  Freih.  8.  46  ff. 

•  Vgl.  auch  darüber  die  Magna  Charta  (oben  Cap.  1,  Note  3)  nn<* 
die  Habeas  Corpusacte.  Das  englische  gemeine  Recht  kennt  die  Trana- 
portation  nicht  einmal  als  eigenüiche  Strafe,  sondern  eröffnet  dieselbe 
nur  dem  verurteilten  Capital  Verbrecher  als  Ausweg,  um  der  wirklichen 
Strafe  su  entgehen,  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  alten  Römer  das  B*il 
wählten,  um  der  Verurtheilung  zum  Tode  auszuweichen.  Blackstone 
a.  a.  O. 
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es,  damit  der  freie  Mann  solcher  Beschränkung  unterworfen 
werde,  eines  gerichtlichen  Straferkenntnisses,  und  nur  aus* 
nahmsweise,  aber  nur  aus  bestimmten  gesetzlichen  Gründen 
und  in  gemessenen  Schränken  ist  es  in  freien  Ländern  der 
Polizeigewalt  gestattet,  der  persönlichen  Freiheit  der  Indi- 
viduen durch  Verweisungsdekrete  Gewalt  anzuthun.  • 

c)  Anerkennung  der  Reisefreiheit  auch  im  Ausland 
im  Gegensatz  gegen  willkürliche  Paszverweigerung  oder 
lästige  Paszbeschränkung. 

6.  Eine  höhere  Sphäre  der  menschlichen  Gesellschaft 
eröffnet  sich,  wenn  das  Recht  der  freien  körperlichen 
Thätigkeit,  wenn  die  Freiheit  des  individuellen  Han- 
delns, des  Berufs  zur  Sprache  kommt  Die  freie  Bewe- 
gung ist  dem  Menschen  noch  mit  dem  Thiere  gemein ,  auf 
dieser  Stufe  aber  steht  er  hoch  über  dem  Thiere,  welches 
nicht  „handeln"  kann.  In  dem  körperlichen  Handeln  und 
„Werken"  des  Menschen  offenbart  sich  die  individuelle 
Herrschaft  desselben  über  die  Theile  der  äuszern  Natur, 
und  zunächst  hat  der  Stat  nicht  die  Aufgabe  ihn  dabei  zu 
leiten,  noch  das  Recht  der  Vormundschaft  über  ihn ,  sondern 
die  Bestimmung,  die  Freiheit  seiner  Thätigkeit  zu  respec- 
tiren  und  zu  schützen.  In  dem  Kreise  des  individuellen 
und  des  Familienlebens  wird  denn  auch  heutzutage  nun 
diese  Freiheit  in  weitester  Ausdehnung  so  regelmäszig  aner- 
kannt und  geübt,  dasz  es  Uberflüssig  erscheint,  dieselbe  ur- 
kundlich zu  gewährleisten. 

Verändert  wird  die  Sachlage,  wenn  das  Handeln  und 
Werken  zum  Öffentlichen  Berufe  gleichsam  verbreitet 
und  zum  Gewerbe  wird;  denn  nun  erscheinen  nicht  blosz 
die  gewerbenden  Individuen  sondern  auch  die  Gesellschaft, 

9  Weit  schlimmer  und  geradezu  barbarisch  ist  die  polizeiliche  De- 
portation, zu  welcher  das  französische  Gesetz  von  1858  die  Regierung 
gegenüber  Personen  ermächtigt,  die  wegen  eines  politischen  Vergehens 
verurtheilt  waren. 
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die  Gemeinde  und  der  Stat  betheiligt   Die  Frage  ist  daher 
nicht  ausschliesziich  eine  Frage  des  Privatrechts,  sie  hat 
auch  eine  öffentlich-rechtliche  Seite.    Die  Gewerbefrei- 
heit wird  durch  die  Gewerbeordnung  geregelt  Wir 
begegnen  daher  hier  öfteren  Kämpfen  verschiedener  Prin- 
eipien.  Das  vorige  Jahrhundert  und  in  vielen  Ländern  auch 
die  erste  Hälfte  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  war  noch 
einer  engen  Beschränkung  der  Gewerbe  theils  durch  die 
Handwerks-  und  Zunftordnungen  theils  durch  den  Vorbehalt 
der  StatsconcesSion  zugeneigt   Die  neuere  Entwicklung  ist 
entschieden  der  Befreiung  der  Gewerbe  sowohl  von  dem 
Druck  und  der  Leitung  der  Zunftmeister  als  von  der  Vor- 
mundschaft und  Aufsicht  des  Stats  zngethan,  und  begünstigt 
so  die  möglichst  ungehemmte  Entfaltung  aller  Arbeitskräfte^ 
und  damit  den  lebhaften  Wettstreit  in  allen  Gewerben.  Die 
Vorzüge  der  Freiheit  werden  höher  geschätzt,  als  die  Ge- 
fahren, welche  sie  begleiten,  und  so  mächtig  ist  die  Frei- 
heit, dasz  ein  Volk,  welches  sie  verschmäht  oder  sich  vor 
ihr  furchtet,  in  kurzer  Zeit  weit  zurück  bleibt  hinter  dem 
Volke,  das  sich  mit  ihr  verbindet. 

Uniäugbar  aber  ist  dadurch  die  Desorganisation  der  ge- 
werbetreibenden Classen  noch  mehr  befördert  worden  und 
die  folgende  Generation  wird  wohl  wieder  sich  bemühen, 
eine  neue  Organisation  hervorzubringen,  welche  die  Früchte 
der  Freiheit  bewahrt  und  doch  den  Einzelnen  das  Gefühl 
des  Zusammenhalts  mit  den  Genossen  wiedergiebt 
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Der  oben  genauer  besprochenen  Freiheit  des  Bekennt- 
nisses 1  verwandt  ist  die  Freiheit  des  Individuums,  seine 
Meinung  auch  in  andern  Dingen  zu  Äussern.  Die  inner- 
liehen Gedanken  des  Geistes  sind  der  Macht  und  dem 
Rechte  des  States  nicht  unterthan.  Die  Freiheit  derselben 
ist  dem  Individuum  von  Gott  gegeben  und  durch  die  Un- 
sichtbarkeit  gegen  jede  äussere  Bedrückung  geschützt  wor- 
den. Es  kann  daher  nicht  8ache  des  menschlichen  und  irdi- 
schen Rechtes  sein,  die  Gedanken  beherrschen  oder  ordnen 
zu  wollen. 

Die  Offenbarung  des  Gedankens  aber,  die  Aeusze- 
rung  in  dem  Worte,  der  Schrift  oder  dem  Bilde  ist 
eben,  weil  sie  in  die  Eracheinungswelt  übertritt  und  durch 
die  Sinne  wahrgenommen  wird ,  dem  Rechte  nicht  fremd. 

Sie  bedarf  in  manchen  Fällen  seines  Schutzes,  und  da 
sie  in  sichtbaren  Zusammenhang  kommt  mit  der  Existenz 
der  vorhandenen  leiblichen  8chöpfung,  und  auf  diese  ein- 
wirkt, so  musz  sie  nun  auch  die  rechtlichen  Schranken  be- 
achten, welche  die  gemeine  Rechtsordnung  bestimmt 

Vorerst  ist  die  Freiheit  der  individuellen  Mei- 
nungsäuszerung  als  ein  natürliches  Recht  von  dem  State 
anzuerkennen  und  zu  schützen,  denn  sie  istinderThat  zu- 
nächst eine  Folge  der  von  Gott  dem  Menschen  anerschaffe- 
nen innern  Gedankenfreiheit,  und  es  läszt  sich  auch 
hier  sagen:  der  Mensch  hat  das  Recht  zu  reden  wie  er 
denkt,  weil  er  die  Pflicht  hat  wahr  zu  sein.  In  allen  Zeiten 
ist  denn  auch  das  Princip  dieser  Sprechfreiheit  anerkannt 

■  Buch  IX,  Cap.  % 
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und  dieselbe  als  eine  der  wichtigsten  Seiten  aller  persön- 
lichen Freiheit  angesehen  und  gepriesen  worden.  * 

Ob  diese  Aeuszerung  durch  das  lebendige  Wort  des 
Mundes  geschehe,  oder  in  der  8chrift  fixirt  oder  in  Bildern 
dargestellt  werde,  ändert  an  dem  Wesen  nichts.    Das  alles 
ist  Offenbarung  und  Mittheilung  des  individuellen  Geistes 
und  individueller  Gefühle.    Als  aber  durch  die  Erfindung 
der  Druckerpresse  ein  äuszeres  Mittel  gegeben   war,  die 
Schrift  viel  tausendfach  zu  vervielfältigen  und  nach  allen 
Seiten  hin  an  das  Volk  zu  bringen,  und  als  durch  die  kirch- 
lichen Geisteskämpfe  des  16ten  Jahrhunderts  die  Leiden«' 
schatten  aus  tiefem  Grunde  aufgeregt  und  durch  die  Partei- 
schriften in  heftige  Bewegung  versetzt  wurden,  da  kam  man 
auf  die  Institution  der  etatlichen  Censux,  welche  über  die 
Presse  wachen  und  es  verhindern  sollte,  dasz  dieselbe  auch 
denen  diene,  welche  die  vom  State  geschützte  Confeasion 
bestreiten  oder  seinen  Interessen  und  dem  Gange  seiner  Po- 
litik feindlich  entgegentreten. 3  Vorausgegangen  war  ihr  schoo 
seit  dem  Papste  Alexander  VI.  die  kirchliche  Censur 

Uber  alle  gedruckten  Bücher.  In  der  ersten  Hälfte  des  löten 

•  ■ 
.- 

3  Euripides,  Phönicierinnen: 
Jokaste:       Was  ist  ao  Harte«  deun  an  der  Verweisung? 
Polyneikea:  Das  Schrecklichste  ist  das:  der  Flüchtling  darf 
Nicht  offen  reden,  wie  er  gerne  möchte. 
Jokaate:      Was  Du  mir  sagst,  ist  eines  Sklaven  Loo«: 
Nicht  reden  dürfen,  wie  man's  meint. 
Ein  sicherlich  unverwerfliches  Zeugniaz  ist  das  des  Kaisers  Tiberins 
bei  Swrfon,  Tib.  28:  „Jactabat,  tn  civitaU  Ubera  linguam  menttmqw  Wie- 
ra* tut  dehne." 

•  Im  Alterthum  finden  wir  die  nämlichen  Gedanken  schon  von  dem. 
Philosophen  Pia  ton  in  Vorschlag  gebracht.  In  dem  VII.  Buche  von 
den  Gesetzen  läszt  er  den  Athenern  ein  Gesetz  beantragen ,  „dasz  der 
Dichter  nichts  anderes  iu  seine  Dichtung  bringe,  als  was  mit  dem  vom 
State  als  gesetzlich  oder  schön  oder  gut  Anerkannten  übereinstimmt  1  und 
dasz  ihm  nicht  erlaubt  sein  solle,  seine  Dichtungen  irgend  einem  Ein« 
zelnen  zu  zeigen,  bevor  sie  den  dazu  verordneten  Richtern  und  den  Ge- 
setzverwesern gezeigt  worden  und  ihren  Beifall  erhaken  haben. *   4  ' 
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Jahrhunderts  wurde  sie  in  den  europäischen  Monarchien 
fast  überall,  in  Deutschland  durch  Reich sgesetee,  aber 
selbst  in  den  schweizerischen  Republiken,  den  kathor 
lischert  und  den  reformirten  eingeführt. 

Zuerst  wurde  die  Preszfreiheit  als  eine  reife  Frucht 
von  dem  stolzen  Baume  der  englischen  Freiheit  gepflückt4 
Unter  der  ruhmvollen  Regierung  des  Oraniera,  Wilhelm  L 
1694,  wurden  die  Vollmachten,  deren  die  Censoren  (Hcen- 
sers)  bedurften,  von  dem  Parlament  nicht  mehr  bestätigt,9 
und  von  da  an  gab  es  in  England  keine  Censur  mehr.  In 
Preuszen  machte  Friedrich  der  Grosze  einige  Versuche,  die 
Preszfreiheit  einzuführen,  aber  hielt  darin  nicht  aus,  und 
nach  seinem  Tode  wurde  die  Censur  wieder  so  engherzig 
und  kurzsichtig  wie  zuvor.6  Die  Nordamerikaner  nah- 
men das  Verbot  der  Censur  1791  in  ihre  Verfassung  auf. 
Die  französische  Revolution  proclamlrte  die  Preszfreiheit 
als  ein  heiliges  Menschen  recht,  achtete  aber  in  den  Zeiten 
der  erregten  Volksleidenschaft  dieses  Recht  so  wenig  als 
alle  andern.  In  unserm  Jahrhunderte  ist  dieselbe  zum  ge- 
meinen Rechte  der  civilisirten  Staten  von  Europa  und 
Amerika  geworden. 7   Ruszland  ist  fast  die  einzige  Macht 

.  -Ii 

*  Eine  beredte  Verteidigung  der  Preszlreiheit  hat  schon  Tacitus 
Ano.  IV,  34  und  35,  wo  es  unter  andenn  heiszt:  „Libros  per  aedilea 
creroandoe  censuere  patres,  sed  manserunt,  occultati  et  editi.  Quo  ma- 
gie  socordiam  eorum  inridere  Übet  qui  praeaenti  potentia  crednnt  extingui 
poeae  etiam  sequentis  aevi  memoriam.  Kam  contra,  punitü  ingenüt, 
gliscit  auetoritas:  ueque  aliud  externi  rege«  aut  qui  eadem  aaevitia  uai 
sunt,  nlai  dedecua  sibi  atqueillis  gloriom  peperere.*  Unter  den  Neuern  hat 
Mi l ton  für  ihre  Einführung  den  Kampf  mit  glänzenden  Waffen  eröffnet. 

*  Blacketone  IV,  11.    Rüssel,  engh  Verf.  Cap.  13. 

*  Vgl.  Biedermann,  Gesch.  des  XVIII.  Jahrh.  I,  S.  119  ff.  •» 
1  Französische  Verfassung  von  1814,  §.  8,  und  bestimmter  von. 

1830,  §.  7,  nachdem  die  unglücklichen  Ordonnanzen  Karls  X  an  diesem 
reizbaren  Punkte  das  französische  Volk  verletzt  hatten.  Die  scliweizeri* 
sehen  Cantonai Verfassungen  seit  1830  meistens,  die  Hundesver- 
fassung von  1848,  %.  45.  Spanische  von  1837,  §.  2.  Fortugie», 
siache  von  1826,  §.  145,  3.    Belgische  §.  18:  „Die  Presse  ist  frei ; 
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▼on  Bedeutung,  welche  noch  das  System  der  statlichen  Vor- 
mundschaft über  die  Presse  aufrecht  erhält,  und  wohl  auch  \ 
noch  längere  Zeit  erhalten  musz.  I 

Wir  wissen  freilich  aus  Erfahrung,  dasz  durch  eine 
schlechte  und  liederliche  Presse  häufig  sittliche  Verwirrung 
und  grosze  Uebelstände  aller  Art  theils  verbreitet  und  ge- 
fördert, theils  hervorgerufen  worden  sind;  zumal  unter  Völ- 
kern, die  zu  einer  geordneten  Freiheit  nicht  erzogen  worden 

die  Censnr  kann  nie  eingeführt  werden;  es  bedarf  auch  keiner  Sicher- 
heitsleistung von  Seiten  der  Schriftsteller,  Verleger  oder  Drucker.  Wenn 
der  Schriftsteller  bekannt  and  in  Belgien  snsäszig  ist,  so  kann  der  Ver- 
leger, Drucker  oder  Vertheiler  nicht  gerichtlich  verfolgt  werden.41  Nor- 
wegische 5.  100:  „Preszfreiheit  musz  stattfinden.   Niemand  kann  für 
irgend  eine  Schrift,  welchen  Inhalts  dieselbe  auch  sei,  die  er  hat  drucken 
oder  herausgeben  lassen,  bestraft  werden,  es  sei  denn,  dasz  er  vorsAtzlich 
und  offenbar  entweder  sich  selbst  des  Ungehorsams  gegen  die  Gesetze, 
der  Geringschätzung  der  Religion,  der  Sittlichkeit  oder  der  conatitutio- 
nellen  Gewalten  und  des   Widerstandes  gegen  die  Befehle  derselben 
schuldig  gemacht  oder  andere  dazu  aufgereizt,  oder  falsche  oder  ehren- 
rührige Beschuldigungen  gegen  irgend  jemanden  vorgebracht  hat.  Frei- 
müthige  Aeuszerungen  über  die  Statsverwaltung  und  jeden  andern  Gegen- 
stand sind  jedermann  gestattet."   Griechische  §.  10:  „Jedermann  darf 
seine  Meinungen  kund  geben  in  dem  lebendigen  Wort  oder  durch  die 
Presse,  insofern  er  sich  den  Oesetzen  des  States  gemäsz  benimmt.  Die 
Presse  ist  frei,  und  die  Censur  darf  nicht  eingeführt  werden.    Die  ver- 
antwortlichen Redactore,  die  Verleger  und  Drucker  der  Zeitungen  sind 
zu  keiner  Cautionsstellung  verpflichtet    Die  Verleger  derselben  müssen 
griechische  Bürger  sein."    Oesterreichische  Grundrechte  von  1849, 
§.  5:  „Jedermann  hat  das  Recht,  durch  Wort,  Schrift,  Druck  oder  bild- 
liche Darstellung  seine  Meinung  frei  zu  äuszern.    Die  Presse  darf  nicht 
unter  Censur  gestellt  werden.    Gegen  den  Miszbrauch  der  Presse  wird 
ein  Repressivgesetz  erlassen.-    Preuszische  $•  27:  „Die  Censur  darf 
nicht  eingeführt  werden,  jede  andere  Beschränkung  der  Preszfreiheit  nur 
im  Wege  der  Gesetzgebung."    Eine  eigentümliche  Bestimmung  über 
eine  Art  Censur  in  der  schwedischen  Verf.  §.  108.   Sehr  günstig  der 
Preszfreiheit  ist  die  Bestimmung  der  deutschen  Reichsverf.  vou  1849, 
%.  143:  Die  Preszfreiheit  darf  unter  keinen  Umständen  und  in  keiner 
Weise  durch  vorbeugende  Mnszregeln,  namentlich  Censur,  Conces 
sionen  ,    Sicherheitsbesteüungen ,    Statsauflagen  ,    Beschränkungen  der 
Druckereien  oder  des  Buchhandels,  Poetverbote  oder  andere  Hemmungen 
des  freien  Verkehrs  beschränkt,  suspendirt  oder  aufgehoben  werden." 
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waren,  und  der  oft  vernommene  Ruhm  der  Preszfreiheit,  sie 
heile  jederzeit  die  Wunden  selber  wieder,  die  sie  geschlagen, 
ist  trügerisch.  Ein  sittenloses  und  verdorbenes  Volk  wird 
durch  die  Preszfreiheit  schwerlich  gerettet  werden. 8  Aber 
wir  haben  auch  die  Erfahrung  gemacht,  dasz  der  Ruhm  der  " 
Censur,  den  8tat  vor  Erschütterung  zu  bewahren  und  die 
öffentliche  Ruhe  und  Wohlfahrt  mächtig  zu  stützen,  nicht 
f  weniger  eitel  ist.    Meistens  hat  vor  dem  Ausbruch  einer 

Revolution  die  Censur  geherrscht,  und  während  derselben 
nur  dem  Scheine  nach  Preszfreiheit  bestanden,  in  der  Wahr- 
lieit  aber  nur  zu  Gunsten  der  siegreichen  Partei.  Nur  in 
einer  wirklich  freien  und  Religion,  gute  Sitte  und  Recht 
achtenden  Nation  wird  sich  daher  die  Preszfreiheit  in  ihrer 
Würde  und  ihrer  wohlthätigen  Wirkung  bewähren.  Dann 
aber  ist  sie  ein  kostbarer  Edelstein,  von  ursprünglichem 
Lichtglanz  erfüllt.  Der  human  gewordene  Stat  wird  sie  da- 
her stets  ehren  und  sorgsam  bewahren ,  und  die  öffentliche 
Meinung  und  das  ganze  geistige  Leben  der  Nation  wird  in 
ihr  sichtbar  und  durch  sie  erleuchtet. 

Schrankenlos  aber  darf  auch  diese  Freiheit  nicht  sein. 
Nur  ist  die  Censur  nicht  die  rechte  Weise  ihrer  Beschrän- 
kung; denn  diese,  und  würde  sie  noch  so  milde  und  um- 
sichtig gehandhabt,  hebt  jene  im  Princip  auf;  da  der  Wille 
des  Censors  zum  Vormund  gesetzt  wird  über  die  Meinungen 
mündiger  Männer,  auch  wenn  sie  einen  umfassenderen  oder 
schärferen  Blick  haben  in  das  Leben  der  Menschen  und  in 
das  Reich  der  Wahrheit,  als  der  Censor. 

Die  einen  Schranken  der  Preszfreiheit  sind  gemein- 
sam für  alle  Veröffentlichung  durch  die  Presse;  andere  be- 
ziehen sich  nur  auf  die  politische  Presse  im  eigentlichen 
Sinne,  insbesondere  auf  politische  Zeitungen,  Broschüren- 

■  Herta  in  Steins  Leben  I,  S.  180:  „Da  Preszfreiheit  nicht  schafft, 
sondern  nur  zu  Tage  bringt,  so  erwartet  man  von  ihr  vergebene  Hülfe, 
wo  Glauben  und  Sitten  verdorben  sind.44       .>>.,•:    r  ■MHaJttir  »<> 

* 


^  Ufr, 


510  Zwölftes  Buch.  Fkeiheitmdite. 

Literatur  and  Placate.  Bei  dieser  nämlich  ist  die  Ruhe  und 
Wohlfuhrt,  daher  auch  das  Recht  des  'Stets  unmittelbar, 
im  übrigen  nur  mittelbar  betheiligt.   Ueberdem  hat  die  po- 
litische Presse  weder  die  Absicht  noch  den  Charakter,  der 
Erkenn  tnisz  und  Verbreitung  der  "Wahrheit  als  solcher  zu 
dienen,  wie  die  zahlreichen  wissenschaftlichen  Werke  jeder 
Art,  noch  das  Privatleben  zu  erheitern,  zu  verschönen]  wie 
die  schöne  Literatur,  sondern  sie  nimmt  ihrer  Natur  nach 
an  den  Bewegungen  und  Kämpfen  der  Politik  einen  vor- 
nehmlich durch  diese  bedingten  Theil,  und  ist  in  ganz 
vorzüglichem  Sinne  auch  zu  einer  Parteimacht  geworden, 
die  in  unserm  Jahrhundert,  den  Kriegsschaaren  vergleich- 
bar, mit  allen  Waffen  des  Geistes  für  bestimmte  Plane  und 
Bestrebungen  streitet,  und  täglich  ihre  kleinen  Scharmützel, 
zuweilen  auch  grosze  nachwirkende,  obwohl  unblutige  Schlach- 
ten liefert.    Der  Stat  musz  diese  eigentümliche  Bedeutung 
der  pob'tischen  Presse  beachten,  weil  sie  ihm  ans  Leben  geht. 

Die  ganze  Presse  musz  die  allgemeinen  Schranken  des 
Rechtes,  und  die  individuelle  Freiheit  musz  die  Rechtsord- 
nung der  Welt,  in  welche  sie  nun  um  ihrer  Aeuszerung 
willen  übertritt,  achten.  Daher  darf  sie  weder  in  der  Form 
noch  in  dem  Inhalte  der  Aeuszerung  die  Rechtssphäre  des 
Stats  oder  der  Individuen  verletzen.  Der  Gesetzgebung  liegt 
die  Sorge  ob,  das  im  Einzelnen  nach  den  verschiedenen  Rich- 
tungen zu  normiren,  und  die  Preszvergehen,  je  nachdem 
sie  die  Majestät  und  Sicherheit  des  States  selbst  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  oder  die  Ehre  def  Personeu  und  die 
Ruhe  des  Familienlebens  verletzen,  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

Eine  umfassendere  und  nähere  Sorge  aber  erfordert  die 
politische  Presse.  Vor  allen  Dingen  ist  es  Sache  der 
Statsregierung,  fortwährend  genau  und  vollständig  die  man- 
cherlei Richtungen,  die  ganze  Thätigkeit  und  die  Wirksam 
keit  der  politischen  Literatur  in  Gutem  und  Bösem  zu  be- 
obachten, und  je  nach  Umständen  diese  zu  benutzen  oder 
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ihr  zu  begegnen.  Die  Einrichtung  eines  Censoram  tes  in 
solchem  Sinne,  einer  Inspection  und  t  heil  weise  Direction  der 
politischen  Presse  würde  eher  an  die  römische  als  an  die  nun 
abgeschaffte  fiüchercensur  der  letzten  Zeiten  erinnern.  Es 
wäre  fürwahr  eine  ebenso  ehrenvolle  als  nützliche  Aufgabe 
angesehener  Männer  von  wissenschaftlichem  Rang  und  poli- 
tischer Einsicht,  die  Statsregierung  fortwährend  in  Kennt nisz 
zu  erhalten  von  den  Strömungen  der  öffentlichen  Meinung  und 
den  mannichfaltigen  Bedürfnissen ,  die  sich  in  derselben  kund 
geben/  und  die  nöthigen  Entgegnungen  und  Aufklärungen 
in  der  Presse  von  ihrer  8eite  hinwieder  vorzubereiten. 
Gegenwärtig  fehlt  es  noch  meistens  an  einer  derartigen  In* 
stitution,  und  manche  Versuche ,  ein  statliches  „Preszbureau" 
zu  bestellen ,  sind ,  weil  zu  enge  und  altpolizeilich  gedacht, 
kläglich  verunglückt.  In  Frankreich  aber  ist  diese  StatspHege 
der  Presse  bis  zur  Statsherrschaft  über  die  Presse  gesteigert 
und  damit  die  Preszfreiheit  unterdrückt  worden* 

Im  übrigen  kommen  folgende  Schränken  der  politischen 
Literatur  zur  Sprache: 

a)  Die  Notwendigkeit  von  Cautionen  der  Unterneh- 
mer von  Zeitungen,  ist  als  eine  Garantie  der  Solidität  eines 
für  das  öffentliche  politische  Leben  bestimmten  Institutes 
nicht  gerade  verwerflich  aber  wenig  wirksam.  Ist  eine  po- 
litische Zeitung  in  irgend  einer  bestimmten  Richtung  wahres 
Bedürfnisz,  so  wird  es  ihr  gelingen,  auch  die  nöthige  ma- 
terielle Grundlage  ihrer  Existenz  und  damit  auch  die  Cau- 
tion  aufzubringen.  Wenn  aber  creditlose  Menschen  durch 
jene  Schranke  gehindert  werden,  als  politische  Lehrer  und 
Führer  sich  vorzudrängen,  so  liegt  diese  Zurückweisung  der- 
selben im  Interesse  des  States. 

b)  Das  Concessionssystem  für  die  Herausgabe 
von  Zeitungen  hat  das  ernste  Bedenken  gegen  sich,  dasz 
dasselbe  leicht  miszbraucht  werden  kann,  um  jede  Oppo- 
sitionspresse unmöglich  zu  machen,  und  so  die  Presz- 
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freiheit  auf  dieser  Seite  vollständig  au  lähmet).     Es  ist 
daher  nur  insofern  verträglich  mit  der  Idee  der  Preszfreiheit, 
als  die  Bewilligung  nicht  willkürlich  verweigert  werden  darf, 
sondern  sobald  gewisse  allgemeine  für  alle  Parteien  gleiche 
Bedingungen  vorhanden  sind ,  gew&hrt  werden  musz.  Es  ist 
schon  der  Vorschlag  gemacht  worden,  dasz  nur  solchen  In- 
dividuen gestattet  werden  sollte,  als  Bedactoren  einer  Zei- 
tung regelmäßig  öffentlich  zum  Volke  zu  reden,  welche 
eine  wissenschaftliche  Prüfung  in  der  Jurisprudenz  oder 
Statswissenschaflt  bestanden  und  so  sich  über  ihre  Befähigung 
ausgewiesen  haben. 9   Allein  selbst  wenn  es  möglich  wäre, 
solche  Prüfungen  von  einem  ungebührlichen  Einflüsse  der 
Sympathie  und  Antipathie  der  im  8tate  herrschenden  Partei 
frei  zu  erhalten,  so  würde  doch  unvermeidlich  eine  solche 
Einrichtung  dem  Zopfe  der  Schule  verfallen.   Eher  dürften 
für  die  Zeit u ngsred actoren  die  nämlichen  Eigenschaften 
verlangt  werden,  welche  der  Stat  für  die  Ge.schwornen 
oder  Deputirten  fordert.    Die  Redaction  einer  Zeitung 
ist  zwar  ein  freier,  aber  ein  so  eminent  politischer  Beruf, 
der  an  Bedeutung  und  an  Einflusz  auf  die  Statswohlfabrt 
sehr  viele  öffentliche  Aemter  überragt,  dasz  nicht  Jeder- 
mann für  würdig  und  fähig  gehalten  werden  kann  ihn  zu 
üben.  Es  sollten  daher  jedenfalls  nicht  geringere  Ansprüche 
an  die  persönliche  Tüchtigkeit  und  Solidität  der  Redactoren 
gemacht  werden,  als  an  die  Männer,  welche  die  genannten 
politischen  Functionen  übernehmen. 

c)  In  neuerer  Zeit  hat  die  Statsgewalt  in  verschiedenen 
Ländern,  zuerst  in  Frankreich  mit  heftig  wirkendem  Erfolg 
die  Maszregel  der  Suspension  oder  Unterdrückung 
einer  Zeitung  nach  vorausgegangener  mehrmaliger  Verwar- 
nung eingeführt  Durch  dieselbe  wurde  wohl  dafür  gesorgt, 
dasz  die  Regierung  jederzeit  eine  wirklich  gefährliche  oder 

•  Zöpfl,  D.  8t.  R.  S.  304. 
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verderbliche  Richtung  der  Presse  unterdrücken  könne :  aber 
nicht  ebenso  wurden  daftlr  Garantien  gewahrt,  dasz  die 
berechtigte  Freiheit  der  Meinungsänszerung  und  der  Opposition 
fortbestehe.  Wenn  der  Fortbestand  der  Journale  von  der 
Gnade  der  Regierung  abhängt,  so  ist  der  Inhalt  der  Jour- 
nale ebenso  von  dem  Willen  der  Regierung  abhängig,  und 
die  Preszfreiheit  besteht  nur  dem  Namen  nach.  Die  wahre 
Aufgabe  ist  aber,  die  Sicherheit  des  States  zu  verbinden 
mit  der  freien  Bewegung  der  Parteien  und  der  Individuen, 
nicht  bald  jene,  bald  diese  zu  opfern. 

d)  Häufig  werden  die  Zeitungsblätter  mit  einer  Stem- 
pelgebühr belegt,  sogar  in  dem  freien  England.  Diese 
Maszregel  hat  voraus  die  fiscale  Bedeutung  einer  Einnahms- 
quelle für  die  8tatscasse.  Daneben,  kann  sie  auch  das  Auf- 
kommen von  ganz  niedrig  gehaltenen  ftir  den  Pöbel  berech- 
neten Zeitungen  einigermaszen  erschweren ,  zuweilen  verhin- 
dern. Aber  statswirthschaftlich  ist  sie  durchaus  nicht  zu 
rechtfertigen,  da  sie  einen  einzelnen  Erwerbszweig,  der  über- 
dem  nur  in  zweiter  Linie  von  ökonomischer  Natur  ist,  im 
Vergleich  mit  andern  Berufsarten  ganz  tibermäszig  belastet 
und  geradezu  zu  einer  unwürdigen  Besteuerung  der  freien 
Meinungsäuszerung  wird. 

e)  Eine  practi9ch  sehr  wichtige  und  wohlbegründete, 
gerade  dem  Wesen  der  Preszfreiheit  zusagende  Schranke 
derselben  ist  die  Anerkennung  des  Rechtes  jeder  in  einer 
Zeitung  angegriffenen  Person,  oder  Behörde,  sich  in  dem 
nämlichen  Blatte  und  vor  dem  nämlichen  Publicum  zu  ver- 
theidigen.  Wer  an  der  Spitze  eines  öffentlichen  Journals 
steht  und  für  sich  selber  die  Preszfreiheit  in  ausgedehntem 
Sinne  stets  in  Anspruch  nimmt,  soll  in  besonderem  Masze 
auch  die  Freiheit  der  Andern,  ebenfalls  ihre  Meinung  zu 
äuszern,  respectiren  und  hat  er  einen  Andern  in  seinem 
Blatte  öffentlich  angegriffen  oder  angreifen  lassen,  so  hat 
er  gerade  dadurch  die  öffentliche  Verteidigung  desselben 

Bl untsch Ii.  allgemeines  StetwechL  II.  33 
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hervorgerufen  und  er  ist  diesem  und  dem  Publicum  gegen- 
über verpflichtet,  diese  Verteidigung  da  zuzulassen,  wo  sie 
in  der  Regel  allein  möglich  und  wirksam  ist.  Die  Erwie- 
derung in  andern  Blattern  nämlich  hilft  in  sehr  vielen  Fällen 
wenig,  weil  dann  die  Verteidigung  nicht  vor  dem  näm- 
lichen Publicum  gefuhrt  wird ,  vor  welchem  der  Angriff  ge- 
schehen ist,  und  ist  uberdem  häufig  nicht  möglich,  da  an- 
dere Redactoren  nicht  immer  ein  Interesse  und  gewöhnlich 
auch  nicht  die  Pflicht  haben,  ihre  Spalten  dem  persönlichen 
Streite  zu  öffnen. 10 

0  8trengere  Maszregeln  gegen  Pseudonyme  Angriffe  sind 
auch  schon  in  einzelnen  Ländern  verfugt  worden,11  helfen 
aber  wenig. 

g)  In  Zeiten  der  Statsnoth,  wie  in  Kriegezeiten  oder 
wenn  offener  Aufruhr  droht,  werden  der  politischen  Presse 
gegenüber  au szerord entliche  Beschränkungen  uöthig  und 
gerade  darum  zulässig.  Werden  solche  Ausnahmsbeschrän- 
kungen durch  die  Verfassung  oder  die  Gesetzgebung  nicht 
vorgesehen  und  möglich  gemacht,  so  ist  die  doppelte  Gefahr 
unvermeidlich,  dasz  entweder  der  Stat  um  deszwillen  groszen 
Schaden  leidet  und  die  Noth  desselben  vermehrt  wird,  oder 

10  Ganz  gut  z.  B.  §.  17  des  älteren  österreichischen  Preszge- 
setzes:  „Der  Herausgeber  einer  periodischen  Druckschrift  ist  schuldig, 
jede  amiliche  Berichtigung  der  darin  mitgetbeilten  Thntsachen  in  dos 
zunächst  nach  deren  Empfang  erscheinende  Blatt  (Nummer)  oder  Heft 
kostenfrei  aufzunehmen.  Andere  Berichtigungen  von  Thatsachen  von 
Seite  der  Angegriffenen  ist  der  Herausgeber  in  gleicher  Art,  jedoch  nur 
insofcrne  unentgeltlich  aufzunehmen  schuldig,  als  der  Umfang  der  Ent- 
gegnung den  Umfang  des  Artikels  nicht  tibersteigt,  auf  welchen  sich 
die  Entgegnung  bezieht.  Ist  aber  diesz  der  Fall,  so  sind  fllr  die  meh- 
reren Zeilen,  die  nicht  das  Zweifache  des  angreifenden  Artikels  über- 
steigen dürfen,  die  gewöhnlichen  Einrückungsgebühren  zu  zahlen.  Im 
Falle  der  Verweigerung  ist  der  Herausgeber  durch  den  Statsanwalt  zur 
Aufnahme  zu  verhalten.11 

11  Schon  der  Kaiser  Augustus  (Sueton,  Octav,  55)  censuit,  cog- 
nosceudum  posthac  de  iis,  qui  libellos  aut  carmina  ad  infamiam  cujus- 
quam  sub  alieno  nomine  edant" 
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dasz  in  Form  der  ungesetzlichen  Willkür  dennoch,  sei  es 
von  oben  oder  von  unten  her,  der  Preszfreiheit  factisch  ein 
Ende  gemacht  wird.  Das  letztere  trifft  gewöhnlich  ein. 
Zwar  steht  dann  die  Garantie  der  Preszfreiheit  auf  dem 
Papier.  Aber  wehe  dem,  der  es  wagt,  im  Widerspruch  mit 
den  heiszen  Leidenschaften  der  gerade  herrschenden  Macht 
eine  Meinung  zu  auszern,  welche  dieser  verhaszt  ist  oder 
gefährlich  scheint.  Besser  daher,  es  werde  die  doch  un- 
vermeidliche Beschränkung  iu  den  Wegen  des  Gesetzes  an- 
geordnet. 

h)  Der  Anschlag  von  Placaten  politischen  Inhalts  darf 
füglich  unter  die  unmittelbare  Aufsicht  der  Polizei  gesetzt 
werden,  denn  das  ist  nicht  mehr  einfache  freie  Meinungs- 
ftuszerung,  sondern  die  Form  schon  spielt  in  das  Gebiet  der 
Proklamation  über,  welche  der  öffentlichen  Autorität  allein 
zusteht. 

Fünftes  Capitel. 

D.  Schutz  des  Hausfriedens  und  des  freien  Verkehrs. 

1.  Eine  der  schönsten  Rechtsideen,  welche  in  den  ger- 
manischen Rechten  zur  Verwirklichung  gelangt  ist,  und  eine 
der  wichtigsten  Freiheiten ,  welche  der  Stat  dem  Individuum 
gewähren  kann,  ist  die  Anerkennung  und  der  Schutz  des 
Hausfriedens.1    Innerhalb  der  Umzäunung  seines  Hofes 

*  Lex  Bajuvar.  X.  2,  §.  2.  „Nemo  ingrediator  alienam  dorn  um  per 
violentiam,  qnia  hoc  scandaJum  generat.*  Frei  burger  Stadtrecht  von 
1120,  c  42:  „6i  quis  burgensera  in  propria  area  vi  invaaerit  vel  temere 
domi  quesierit,  quicquid  ei  (d.  h.  dem  Eindringling)  mali  fecerit,  non 
emendabit"  Asegabach  V,  2:  „Thit  is  thi  erosta  kere,  and  thi  warth 
mit  ethon  biswaren,  that  allern  monna  hwek  fretho  hede  binna  hovi  and 
binna  huse  bi  twam  iechtiga  ielden  and  bi  twam  hnndreda  merkon." 
(Diesz  ist  die  erste  Kür  und  die  wurde  mit  Eiden  beschworen,  dasz 
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und  innerhalb  der  Mauern  seines  Hauses  soll  sich  Jeder 
völlig  sicher  fühlen  vor  fremder  Gewalt,  da  Ruhe  finden 
vor  der  Strömung  und  Brandung  des  bewegten  und  feind- 
lichen Lebens,  da  sein  eigener  Herr  sein.  Das  Haus  umgibt 
und  schützt  das  Individuum  und  seine  Familie  ähnlich,  wie 
der  Leib  die  Seele;  es  ist  gewissermaszen  der  künstlich  er- 
weiterte Leib  des  Menschen.  Daher  wird  mit  Recht  jede 
Beleidigung  und  Kränkung  einer  Person  und  ihres  Rechts, 
die  Uberhaupt  strafbar  ist,  härter  gestraft,  wenn  sie  ihr 
in  ihrer  Wohnung  angethan  worden  ist,  und  dafür  gesorgt, 
dasz  auch  die  Organe  der  Statsgewalt  selbst  nur  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  und  nur  mit  groszer  Schonung  der 
Freiheit  und  Ruhe  des  Hausherrn  sein  Haus  betreten 
und  darin  theils  Nachforschungen  vornehmen,  theils 
überhaupt  amtliche  Handlungen  vornehmen  dürfen. 

Die  altertümlichen  Vorschriften,  welche  das  römische 
Recht  aus  der  Zeit  der  Republik  und  das  ältere  deutsche 
Recht 2  für  den  Fall  der  Haussuchung  wegen  eines  Diebstahls 
festgesetzt  hatten,  sind  Zeugnisse  für  die  Ehrfurcht  dieser 
Rechte  vor  dem  Hausfrieden.  Vorzüglich  aber  hat  das  deutsche 
Recht  die  Idee  des  Hausfriedens  ausgebildet  und  sogar  jede 
Beunruhigung  von  auszen  gegen  die  Hausbewohner,  ja  selbst 
das  unwürdige  Belauschen  des  inneren  Lebens  und  Treibens 
an  den  Fenstern  und  Thttren  als  eine  Verletzung  des  Haus- 
friedens betrachtet  und  den  Hausmann  gerechtfertigt,  wenn 
er  energische  Mittel  zur  Abwehr  anwendete. 3   Selbst  der 

Jedermann  Friede  habe  innerhalb  des  Hauses  bei  zwiefacher  kündbarer 
Bnsze  und  zweihundert  Marken.)  Vermehrter  Sachsenspiegel  II, 
1  pr.:  „Eyn  iczlich  man  in  sinen  vier  pfelen  und  wenden  sol  vordirlichin 
vrede  habin  mit  grosim  und  mit  starkem  rechte.  Wan  us wendig  frieheit 
und  frede  des  huses  ist  das  nymant  dem  andirn  des  tages  noch  des 
nacht is  in  sin  hns  lauffin  sal  noch  keinen  obirlaat  mit  Worten  noch  mit 
Werken  thun  sal.tt 

1  Jakob  Grimm,  D.  Rechtsalterth.  6.  639  theilt  zahlreiche  Belege 
aus  den  Quellen  mit. 

»  Vgl.  Oaenbrüggen,  der  Hausfrieden.    Erlangen  1857. 
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N  fremde  Verfolgte  konnte,  wenn  er  von  dem  Herrn  des 
Hauses  aufgenommen  worden,  Schutz  vor  seinen  Verfolgern 
finden  in  dem  unangreifbaren  Heiligthum  des  Hauses,  und 
Zeit  gewinnen,  um  selbst  den  Kachforschungen  des  Richters 
zu  entgehen. 4  Das  Asyl  recht,  welches  die  Kirche  im 
Mittelalter  auch  den  Verbrechern  gewährte,  die  sich  in  die 
heiligen  Räume  geflüchtet  hatten,  beruhte  auf  dem  näm- 
lichen Gedanken,  und  nur  noch  höher  als  der  Hausfriede 
des  freien  Mannes  wurde  der  Kirchenfrieden  des  Gotteshauses 
geachtet. 9  Den  hohen  Werth,  den  die  Engländer  auf  ihr 
freies  Hausrecht  legen,  hat  der  grosze  Chatham  in  einer 
Parlamentsrede  mit  den  berühmten  Worten  geschildert:  »Der 
ärmste  Mann  kann  in  seiner  Hütte  alle  Streitkräfte  der  Krone 
herausfordern.  Sie  mag  verfallen  sein ,  ihr  Dach  den  Ein- 
sturz drohen,  der  Wind  durch  ihre  Ritze  blasen,  Sturm  und 
Wetter  ihr  Spiel  damit  treiben,  aber  vor  dem  König  von 
England  ist  sie  sicher.  Alle  seine  Macht  scheitert  an  der 
Schwelle  des  elenden  Bauwerks. 6 

4  Sehr  deutlich  in  dem  Freiheitsbrief  von  Ingolstadt  v.  J.  1312: 
„Wer  einen  Schaden  thut,  kommt  er  flüchtiger  zu  eines  frommen  Mannes 
Haus,  derselbe  fromm  Mann  durch  seines  Hauses  Ehre  soll  er  ihn 
bergen  und  ihm  hinhelfen.  Kommen  seine  Feind  hinnach,  vor  denen 
soll  er  ihn  bergen  und  beschirmen  so  best  er  mag.  Kommt  der  Richter 
hinnach  oder  seine  Botben,  dem  soll  er  aufthnn  sein  Haus  und  soll  sie 
den  lassen  suchen;  und  soll  doch  jenen  hinhelfen  ob  er  mag  und  ist  nie- 
mand darum  keine  Busz  seh  nid  ig.**  —  Wer  aber  einen  „verbotenen"  Mann 
hauset  nnd  hofet,  der  gibt  dem  Richter  5  Pfund  und  60  Heller  Busze. 

*  Lex  Bajuvar.  I.  7,  1 :  „Si  culpabilis  aliquis  confugium  ad  Eccle- 
8iam  fecerit,  nullus  eum  vi  abstrahere  ausus  sit,  postqnam  januam  Eccle» 
siae  intraverit.**  Schwabenspiegel  c.  277  (Wackernagel):  „Als  ein 
mensche  swer  ez  ist,  iht  getuot;  nnde  kumet  ez  in  die  kirchen,  da  sol 
im  nieman  niht  inne  tuon.  man  sol  ez  onch  dar  tiz  niht  ziehen,  wann 
mau  soll  got  an  im  fürhlen  nnde  die  kirchen  an  im  ören  durch  got,,M 

c  Daher  das  engl  is  che  Rechtsspruch  wort:  „my  house  is  my  castle." 
Vor  Zeiten  war:  „Mein  Haus  meine  Burg"  auch  ein  deutsches  Sprüch- 
wort. Wiener  Stadtrecht  von  1221,  §.  26:  „Volumus  ut  unieuique  ci« 
vium  domus  sua  sit  pro  munitione  et  commansionariis  suis  et  cuilibet 
fugienti  vel  intranti  dorn  uro." 
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Auch  die  neueren  Verfassungen  haben  ofl  wieder  den 
alten  Grundsatz  dadurch  geehrt,  dasz  sie  die  Haussuchung 
durch  nähere,  die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Bürgers 
schützende  Vorschriften  beschränkten. 7 

2.  Nahe  verwandt  und  groszentheils  in  dem  Schutze  des 
Hausrechts  inbegriffen  ist  die  Achtung  des  State  vor  dem 
sichern  und  ausschliesslichen  Besitze,  den  das  Individuum 
an  seinen  Papieren  Übt  Es  ist  das  in  vorzüglichem  Sinne 
ein  persönliches  Recht  des  letztern,  denn  das  dingliebe 
Eigenthum  an  den  Papieren  kommt  nur  wenig  in  Betracht, 
viel  wichtiger  ist  der  Inhalt  derselben,  welcher  gewisser- 
maszen  zu  der  geistigen  Atmosphäre  des  Menschen  gehört. 
Eine  Beschlagnahme  läszt  sich  daher  nur  rechtfertigen, 
wenn  ein  erheblicher  Veniacht  eines  Verbrechens  vorhanden 
ist  und  nur  unter  Beachtung  schonender  Formen.  8 

1  Vgl.  oben  Cap.  3,  Anm.  Portugiesische  Verfassung,  §.  145,6: 
„Jeder  Bürger  hat  in  seinem  Hause  ein  unverletzliches  Asyl:  bei  Nacht 
darf  man  es  ohne  seine  Einwilligung  nicht  betreten,  ausser  im  Falle 
einer  Httlfsforderung  von  innen,  oder  im  Fall  einer  Feuers-  oder  Wasser- 
uoth  von  auszen  her;  und  bei  Tag  soll  der  Eintritt  in  das  Haas  nur  in 
den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  und  Formen-  erlaubt  sein." 
Holländische  §.  153:  „Niemand  darf  in  die  Wohnung  einer  Person 
wider  ihren  WUlen  eintreten,  es  sei  denn  auf  Befehl  einer  Gewalt,  die 
durch  das  Gesetz  berechtigt  ist  solche  Befehle  zu  ertheilen,  und  indem 
er  die  in  dem  Gesetze  festgestellten  Formen  befolgt.«  Belgische  §.10: 
„Die  Wohnung  ist  unverletzlich:  eine  Haussuchung  kann  nur  stattfinden 
in  den  Fällen,  welche  das  Gesetz  vorausbezeichnet,  und  in  der  Form, 
welche  es  vorschreibt. M  Griechische  §.  8.  Norwegische  $.  102: 
„Haussuchungen  dürfen  nur  in  criminellen  Fällen  stattfinden."  Deutsche 
Reichsverf.  v.  1849,  $•  138:  „Die  Wohnung  ist  unverletzlich.  Eine  Haus- 
suchung ist  nur  zuläszig: 

1)  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit  Gründen  versehenen  Befehls, 

2)  im  Falle  der  Verfolgung  auf  frischer  That, 

3)  In  den  Fallen  und  Formen,  in  welchen  das  Gesetz  ausnahmsweise 
bestimmten  Beamten  dieselbe  gestattet.*  Preuszische  Verf.  §.  6  ebenso. 

•  8iehe  die  vorhergehende  Note.  Deutsche  Reichsverf.  §.139:  „Di« 
Beschlagnahme  von  Briefen  und  Papieren  darf  auszer  bei  einer  Verhaftung 
oder  Haussuchung  nur  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit  Gründen  ver- 
sehenen Befehls  vorgenommen  werden.1« 


Digitized  by  Googl 


Fünftes  Capitel.  D.  Schatz  des  Hausfriedeiis  und  freien  Verkehr«.  519 

3.  Ebenso  die  Achtung  des  Briefgeheimnisses  auch 
für  die  Briefe,  welche  der  Statspost9  von  den  Privaten 
zur  Beförderung  anvertraut  sind.  Die  geheimen  Cabinete, 
in  welchen  die  Polizei  den  Inhalt  der  Privatcorrespoiidenzeu 
zu  erspähen  suchte,  waren  daher  durchaus  verwerflich,  denn 
sie  miszbrauchten  jenes  Vertrauen  und  frevelten  an  der  Frei- 
heit des  individuellen  Verkehrs.  Beides  ist  des  Stats  unwür- 
dig, der  berufen  ist,  die  öffentliche  Moral  und  das  Recht 
der  Personen  zu  schützen. 10  Nur  der  Krieg  oder  gerichtliche 
Untersuchungen  im  Strafprocesz  können  eine  Beschränkung 
solcher  persönlicher  Freiheit  rechtfertigen. 

4.  Das  Ueberwachen  häuslicher  Gesellschafts- 
kreise und  das  Ausspioniren  der  Privatgespräche  von 
Seite  der  Polizei  ist  nicht  weniger  eine  Miszachtung  der 
individuellen  Freiheit  und  verdient  wieder  die  Verachtung, 
womit  die  öffentliche  Meinung  solche  ünwürdigkeit  verfolgt. 

5.  Ferner  ist  die  Aufnöthigung  einer  dem  Indivi- 
duum verhaszten  Gesellschaft,  z.  B.  die  polizeiliche  Beglei- 
tung eines  ehrbaren  Reisenden  mit  der  Achtung  wahrer 
Freiheit  unvereinbar.  Die  Humanität  erfordert  sogar,  dusz 
Untersuchungsgefaugene  in  dieser  Beziehung,  soweit  es  mög- 
lich ist,  in  ihrer  Individualität  geachtet  und  nicht  ohne 
dringende  Noth  gebildete  Männer  mit  verworfenen  und  rohen 
Kunden  der  Gefängnisse  zusammen  gesperrt  werden.  Es  ist 
jiicht  möglich,  alle  Verstösze  gegen  das  Recht  der  Persönlichkeit 

•  Vgl.  oben  Buch  X,  Cap.  3,  S.  231. 

10  Portugiesische  Verf.  $.  145,  25:  »Das  Geheimnisz  der  Briefe 
ist  unverletzlich.  Die  Postverwaltung  ist  für  jedes  Vergehen  gegen  diesen 
Artikel  streng  verantwortlich."  Holländische  $.154:  „Des  Geheimnis« 
der  der  Post  oder  andern  öffentlichen  Einrichtungen  zur  Versendung  an* 
vertrauten  Briefe  ist  unverletzbar,  ausgenommen  auf  Befehl  des  Richters 
in  den  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Fällen."  Belgische  5.  22. 
Schweizerische  Bundesverf.  $.  33.  Deutsche  Reichsverf.  5.  140. 
„Das  Briefgeheimnisz  ist  gewährleistet.  Die  bei  strafgerichtlichen  Unter- 
suchungen und  in  Kriegsfällen  noth  wendigen  Beschränkungen  sind  durch 
die  Gesetzgebung  festzustellen.11    Preuszische  §.  33. 
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durch  die  Gesetzgebung  zum  Voraus  zu  untersagen,  und 
das  gesetzliche  Verbot  bietet  überdem  nur  eine  schwache 
Garantie.  Ist  aber  der  Geist  humaner  Freiheit  in  einer  Na- 
tion einheimisch  und  kruftig  geworden,  so  wird  dieselbe 
auch  in  den  mannichfaltigen  Erscheinungen  den  practiscben 
Lebens  zur  Wahrheit  werden. 

6.  Endlich  sind  schützende  Gesetze  gegen  willkür- 
liche Beeinquartierung  für  die  Sicherheit  des  Hausfrie- 
dens unerlaszlich.  Wenn  es  der  Statsgewalt  gestattet  ist, 
durch  Einlegung  von  Soldaten  in  die  Privathäuser  einen  be- 
liebigen Druck  zu  üben ,  so  ist  jede  häusliche  Sicherheit  und 
Freiheit  in  steter  Gefahr.  Von  jeher  haben  despotische  Re- 
gierungen durch  dieses  Mittel  grausame  Verfolgung  geübt 
und  jeden  auch  den  berechtigten  Widerspruch  gewaltsam 
erdrückt. 11 


Sechstes  Capitel. 

II.   Politische  Freiheiterechte 
A.  Von  der  Rechtsgleichheit. 

Der  Begriff  der  Rechtsgleichheit  ist  uralt.  Die  Wage 
hat  von  jeher  als  das  8ymbol  der  Gerechtigkeit  gegolten,» 
die  Wage,  welche  mit  gleichem  Gewicht  iniszt;  und  alles 
Recht  hat  einen  ursprünglichen  Zug  nach  idealer  Gleichheit, 
wie  das  Wasser  einen  elementarischen  Trieb  in  sich  hat  zu 

11  Die  Engl.  Bill  of  Rights  von  1689  macht  es  Jakob  II.  tarn  Vor- 
warf, „dasz  er  dem  Gesetz  entgegen  Soldaten  einquartierte."  Amerik. 
Verf.  v.  1788:  „Kein  Soldat  soll  in  Friedenszeiten  in  irgend  ein  Haus 
ohne  Einwilligang  des  Eigentümers  eingelegt  werden,  and  in  Kriegs- 
zeiten nur  in  der  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Weise."  Lieber  a.  a, 
0.  S.  93. 
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gleicher  Höhe. 1  Das  menschliche  Recht  beruht  vorerst  auf 
der  menschlichen  Rasse,  und  die  ist  Allen  gemeinsam,  als 
solche  in  Allen  gleich.  Diese  einfache  Wahrheit,  welche 
auch  der  Stat  in  seiner  Rechtsordnung  achten  musz,  ist  aber 
in  alter  und  neuer  Zeit  durch  leidenschaftliche  Anschwellung 
und  einseitige  üebertreibung  hftufig  zu  so  breiter  Lüge  ent- 
stellt worden,  dasz  dieselbe  nur  mit  Anstrengung  durch 
scharfe  Sichtung  und  Reinigung  wiederhergestellt  werden 
kann.  Die  Ausbildung  des  modernen  8tatsrechts  wird  durch 
die  wahre  Rechtsgleichheit  ebenso  gefördert  wie  durch 
die  falsche  Rechtsgleichheit  gestört.  Daher  ist  es  für  die 
Theorie  und  die  Praxis  gleich  wichtig,  beide  zu  unter- 
scheiden. 

1.    Die  sogenannte  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,2 

•  Euripides  Phönicierinnen  bei  8chiller  III.  105: 

„Gleichheit  knüpft 
Den  Blutsverwandten  mit  dem  Blutsverwandten, 
Den  Freund  zusammen  mit  dem  Freund,  und  Länder 
Mit  Ländern!  Gleichheit  ist  das  heilige  Gesetz 
Der  Menschheit.4* 

*  Französische  Verf.  von  1814,  $.  1:  „Die  Franzosen  sind  vor 
dem  Gesetze  gleich,  ihre  Titel  uud  Rang  seien  übrigens  wie  sie  wollen.11 
Dieser  Sau,  in  welchem  noch  neben  der  Gleichheit  auch  der  Verschieden- 
heit erwähnt  wird,  ging  dann  in  andere  Verfassungen  über,  aber  zu- 
weilen ohne  diesen  Zusatz.  So  in  die  belgische  $.  6:  „Es  gibt  in  dem 
State  keinen  Standesunterschied.  Die  Beigier  sind  vor  dem  Gesetze 
gleich.44  Schweizerische  Verf.  $.  4:  „Alle  Schweizer  sind  vor  dem 
Gerichte  gleich.  Es  gibt  in  der  Schweiz  keine  Unterthanen Verhältnisse, 
keine  Vorrechte  des  Orts,  der  Geburt,  der  Familien  oder  Personen.4* 
(Der  zweite  Satz  stammt  aus  der  Mediationsverfassung  Napoleons.)  Por- 
tugiesische §.  145,  12  nach  dem  Vorbilde  der  französischen  von  1795: 
„Das  Gesetz  ist  für  alle  gleich,  es  mag  schützen  oder  bestrafen;  es  belohnt 
je  nach  dem  Verdienst.44  Deutsche  Reichsverf.  von  1849,  $.  135:  „Vor 
dem  Gesetze  gilt  kein  Unterschied  der  Stände.  Alle  Standesvorrechte 
bind  abgeschafft.  Die  Deutschen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich.44  Oester- 
reichische  Grundrechte  von  1849,  $.  27:  „Alle  österreichischen  Reichs- 
bürger sind  vor  dem  Gesetze  gleich ,  und  unterstehen  einem  gleichen  per- 
sönlichen Gerichtsstande.44  Preuszische  Verf.  §.  4:  „Alle  Preuszen  sind 
vor  dem  Gesetze  gleich.    Standes  Vorrechte  finden  nicht  statt44 
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die  richtiger  als  Gleichheit  vor  dem  Gericht  bezeichnet 
würde,  hat  einen  vortrefflichen  8inn.  Wir  verstehen  dar- 
unter, dasz  das  Gericht  Vornehme  und  Gemeine,  Herren 
und  Knechte,  Reiche  und  Arme,  alle  gleich  je  in  ihrem 
Rechte  schütze,  nicht  etwa  die  einen  begünstige,  die  andern 
vernachlässige,  sondern  Jeden  vollständig  schütze.  Der 
Niedere  bat  keinen  geringeren  Anspruch  auf  vollen  Schutz 
seines  Rechtes  als  der  Vornehme.  Der  geringfügige  Besitz 
des  Arbeiters  au  Kleidern  und  Werkzeug  ist  nicht  weniger 
heilig  als  das  reiche  Waarenlager  des  Kaufmanns  oder  die 
Schlösser  und  Domänen  des  Fürsten.  8ie  erfordern  alle 
gleichen  Schutz  gegen  jede  Verletzung.  Diese  Gleich- 
heit ist  eine  Folge  des  groszen  Rechtsprinzips:  Suum  cuujue. 

2.  Die  französische  Revolution  hatte  den  Satz  als  Men- 
schenrecht proclainirt:  „Die  Menschen  werden  frei  und  gleich 
an  Rechten  geboren  und  bleiben  es."  Für  diese  ab- 
stracte  und  absolute  Gleichheit  auch  in  der  Art  und  der 
Zahl  der  Rechte  glühten  die  Franzosen  damals,  und  opfer- 
ten dem  unerreichbaren  Traumbilde  einer  kranken  Phantasie 
sogar  die  Freiheit  auf,  die  sie  auch  liebten.  Auf  dem  Ge- 
biete des  Statsrechts  führt  der  Weg  dieses  Irrlichts  durch 
die  ausschweifendste  Demokratie  hindurch  in  den  Sumpf  der 
Anarchie,  in  welcher  mit  dem  geläugneten  Unterschiede  der 
Regierenden  und  der  Regierten  der  Stat  selbst  unrettbar 
versinken  musz;  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  zur  Auf- 
lösung  der  Familie,  in  welcher  die  Unterschiede  der  Ge- 
schlechter, der  Eltern  und  der  Kinder,  der  Herrschaft  und 
des  Gesindes  bestritten  werden,  und  zu  dem  Wahnsinn  des 
Communismus,  der  den  un vertilgbaren  Unterschied  der  In- 
dividuen und  ihrer  Vermögenskräfte  aufzuheben  sich  vergeb- 
lich abmüdet,  also  auch  da  zum  Untergange  alles  Rechts. 

Auch  im  Alterthum  übten  ähnliche  Irrthümer  eine  Ge- 
walt aus,  aber  doch  nicht  eine  so  übermächtige  wie  in  der 
neuern  Zeit.    Aristoteles  schon  hat  dem  Irrtbum  die 
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Wahrheit  in  scharfer  und  klarer  Formel  entgegen  gestellt,  und 
doch  begünstigt  die  Ausdrucksweise  unserer  neuen  Statsver- 
fassungen  fast  Uberall  jenes  Miszverstandnisz :  „Inwiefern 
die  Menschen  gleich  sind,  gebührt  ihnen  gleiches 
Recht*  „Unter  gleichen  Voraussetzungen  gleiches 
Recht"8  Dieser  Gedanke  ist  freilich  kein  Hebel,  um  das 
ganze  Statsgebäude  zu  stürzen  und  die  Trümmer  auf  der 
gleichen  Fläche  auszubreiten.  Er  ist  auch  kein  Reizmittel, 
um  die  einen  wider  die  andern  aufzuregen.  Aber  er  ist  vor 
allen  Dingen  gerecht,  und  würde  das  positive  Recht  und 
die  Praxis  diese  natürliche  Aequitas  jederzeit  beachtet),  so 
würde  das  beiden  zu  hohem  Ruhme  und  den  Völkern  zu 
groszetn  Vortheile  gereichen. 

3.  Alle  Menschen  sind  als  Menschen  sich  gleich. 
Das  ist  gewisz.  Die  Menschennatur  und  die  Menschenwürde 
ist  der  ganzen  Gattung  gemeinsam.  Wir  sind  alle  mit  einem 
wesentlich  gleichartigen  irdischen  Körper  ausgerüstet,  und 
hinwieder  alle  mit  einem  unsterblichen  Geiste,  der  in  diesem 
Körper  wohnt;  wir  alle  sind  mit  der  einen  Seite  unseres 
Wesens  Geschöpfe  der  Erde,  mit  der  andern  Kinder  des 
göttlichen  Geistes.  Daher  gibt  es  allerdings  Rechte,  die 
Allen  wirklich  gleich  sind,  wahre  aus  der  menschlichen 
Rasse  folgende  Menschenrechte,  sei  es  schon  angeborene, 
sei  es  erst  durch  die  gemeine  Entwickelung  der  Cultur  der 
Menschheit  neu  erworbene  oder  ausgebildete.  So  die  meisten 
Rechte  des  Privatrechts,  welches  daher  auch  in  hohem 
Grade  und  wie  wir  deutlich  erkennen  können,  mehr  und 
mehr  den  Charakter  eines  allen  gleichmaszig  zugänglichen 

*  Aristoteles  Pol.  III.  5,  §.  8:  „Die  Gleichheit  gilt  für  gerecht, 
und  sie  ist  es,  nur  nicht  für  Alle,  sondern  für  die  Gleichen.  Auch  die 
Ungleichheit  gilt  für  gerecht,  und  sie  ist' es  wieder,  nur  nicht  für 
Alle,  sondern  für  die  Ungleichen.  Die  Menschen  aber  beachten  daa 
V erhält niez  der  Personen  nicht,  und  urtheilen  darum  falsch.  Die  Ur- 
sache dessen  ist,  daaz  das  Urtheil  sie  selber  betriff!,  denn  wohl  die 
meisten  sind  schlechte  Richter  in  eigener  Sache. • 
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und  gemein  menschlichen  Rechtes  annimmt,  wie  die  Rechte 
der  Persönlichkeit,  der  Verwandtschaft,  des  Eigenthums,  des 
gemeinen  Handels  und  Verkehrs.    Weniger  allgemein  uod 
gleich  sind  die  politischen  Rechte.    Das  ist  aber  nicht 
ein  Mangel  derselben ,  sondern  der  Natur  des  Stales  geinäsz, 
denn  dieser  als  eine  organische  Ordnung  der  Gesa  mm  t- 
heit  selbst  beruht  wesentlich  auf  den  Unterschieden  in 
dieser. 4  Daher  tritt  hier  das  ungleiche  Recht  der  Geschlech- 
ter und  des  Alters  viel  bedeutender  hervor  als  im  Privatrecht, 
und  auch  unter  den  Organen  der  Statsmacht  und  unter  den 
Statsbürgern  zeigen  sich  die  wichtigsten  nothwendigen  oder 
wohl  begründeten  Unterschiede  der  Berechtigung.    Auch  der 
Stat  wird,  und  je  humaner  er  wird,  desto  vollständiger  in 
seiner  politischen  Einrichtung  und  Gestaltung,  die  gemein- 
same menschliche  Natur  aller  seiner  Glieder  voraus  ehren, 
und  daher  weder  den  Mächtigsten  Uber  diese  8phäre  hinaus 
zum  Gott  erheben,  noch  den  Schwächsten  und  Niedrigsten 
dem  Thiere  gleich  stellen. 5   Im  übrigen  aber  wird  er  je 

4  Vgl.  oben  Buch  IV,  C.  8,  8.  147.  Cicero  de  Rep.  I,  34:  „Quum 
par  habetur  bonos  summis  et  infimis,  qui  eint  iu  omni  populo  nece^e 
est,  ipsa  aequücu  iniquiuima  fU.u  Auch  Hegel  bat  das  eingesehen. 
Werke  IX,  S.  150:  „Vor  dem  Gesetz  gelten  allerdings  alle  Individuen 
gleich,  abt  r  Gleichheit  im  Statsleben  ist  etwas  völlig  Unmögliches.-  Vgl. 
auch  Beiith  am 's  Werke  I,  S.  554,  der  sich  über  die  Gleichheitswuth 
der  französischen  Revolution  als  über  eine  arge  Dummheit  lustig  macht, 
so  sehr  radical  er  sonst  selber  ist. 

6  Die  etwas  unrömisch  gehaltene  Rede,  welche  DioCassius  (LH)  den 
Agrippa  zur  Verherrlichung  der  Rechtsgleichheit  halten  läszt,  sagt  doch 
im  Grunde  nur  das:  „Die  Rechtsgleichheit  (idniotiia)  hat  nicht  allein  eiuen 
wohlgefälligen  Namen,  sondern  ist  auch  in  der  That  ein  gerechtes  Verlangen. 
Weszhalb  denn  sollten  die,  welche  dieselbe  Natur  empfangen  haben  und 
dem  nämlichen  Volksstamme  angehören,  die  in  denselben  Sitten  erzogen, 
nach  den  gleichen  Gesetzen  gebildet  worden  sind,  und  in  gleicher  Weise 
ihren  Körper  und  ihren  Geist  dem  Vaterlande  weihen,  nicht  ebenso  an 
allen  Dingen  gemeines  Recht  hsben?  Wie  sollte  sich  unter  diesen  ein 
anderer  Vorzug  auszer  der  auf  Tugend  gegründete  rechtfertigen  lassen? 
Aus  gleicher  Geburt  erwächst  auch  gleiches  Recht.  Wem  dossei be  zu 
Theil  gewordeu,  der  erfreut  sich  dessen,  wer  desselben  entbehren  mnsz, 
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nach  den  vorhandenen  Gegensätzen  in  der  Nation  und  je 
nach  der  Art  seiner  besondern  Verfassungen  mehr  oder 
weniger  Verschiedenheiten  des  Rechtes  anerkennen,  ohne 
dadurch  irgend,  mit  dem  natürlichen  Princip  der  Aequitas  in 
Widerspruch  zu  gerathen.  Es  ist  eine  Eigentümlichkeit 
der  demokratischen  Statsform,  dasz  sie,  die  voraus  auf 
gleichen  Verhältnissen  der  groszen  Mehrheit  ruht,  vorzugs- 
weise auch  allen  Statsbürgern  möglichst  gleiche  politische 
Rechte  einräumt;  und  eine  Besonderheit  der  Aristokratie, 
dasz  sie  dagegen  das  höhere  Recht  der  ausgezeichneten  Min- 
derheit betont.  Der  wahren  gleichen  menschlichen  Gerech* 
tigkeit  nähert  sich  jene  aber  nicht  schon  um  ihres  Strebens 
willen  nach  allgemeiner  Gleichheit,  sondern  wie  diese  nur 
insofern  an ,  als  das  natürliche  Recht  dort  der  regierten  Min- 
derheit, hier  der  untergeordneten  Mehrheit  der  Bevölkerung 
ebenfalls  je  nach  den  wahren  Verhältnissen  geschützt  wird. 
Die  lauten  Forderungen  der  objectiven  Rechtsgleichheit  auch 
in  den  politischen  Rechten  der  Statsbürger  sind  daher  nicht 
etwa  Folgerungen  aus  einem  natürlichen  und  allgemein 
menschlichen  Rechtsprincip,  sondern  Zeugnisse  für  die  Macht 
des  demokratischen  Geistes  in  unserer  Zeit,  welcher  in  den 
Verschiedenheiten  der  ständischen  Gliederung  ein  Hindernisz 
seiner  Herrschaft  erkennt,  und  aus  gleichem  Grunde  auch 
die  Eintheilung  nnd  Abstufung  der  Bevölkerung  je  nach  Ver- 
mögen, Alter,  Bildung  u.  s.  f.  bekämpft6 

den  schmerzt  der  Verlust.  Die  ganze  Menschheit,  weil  ton  den  Göttern 
geschaffen  nnd  hinwieder  zu  den  Göttern  zurückkehrend ,  blickt  aufwärts, 
und  will  nicht  in  allen  Beziehungen  der  Herrschaft  eines  Einzelnen  unter- 
worfen sein,  und  sträubt  sich  dagegen,  dasz  die  Mühen,  die  Gefahren 
und  die  Verwendungen  von  allen  gemeinsam  getragen,  dagegen  die  Vor- 
theile einem  Einzelnen  vorbehalten  werden.4* 

*  E.  Burke,  Betrachtungen  n.  s.  f.:  „Glauben  Sie  mir,  die,  welche 
Alles  nivelliren  wollen,  fördern  die  wahre  Gleichheit  nicht.  Alle  S taten 
sind  aus  verschiedenen  Kreisen  und  Schichten  der  Bewohner  zusammen- 
gesetzt, und  ein  Kreis  niusz  übergeordnet  sein.  Die  Nivellirer  (the  level- 
lers) verändern  und  verkehren  daher  nur  die  natürliche  Ordnung  der 
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4.  Alle  Menschen  sind  hinwieder  als  Individuen  un- 
gleich. Die  gemeinsame  Rasse  verbindet  die  Menschen 
alle  zu  Einer  Gattung,  die  individuelle  Besonderheit  unter- 
scheidet wieder  jeden  von  dem  andern.  Da  sind  nie  zwei 
völlig  gleich,  sogar  die  Zwillinge  nicht,  die  gleichzeitig  er- 
zeugt und  getragen  wurden.    Das  Recht  musz  die  beiden 

• 

Dinge,  sie  werfen  das  gesellschaftliche  Gebände  um,  indem  sie,  was  die 
Solidität  des  Baues  als  festes  Fundament  auf  dem  Boden  erfordert,  hoch 
in  die  Luft  versetzen."    Gentz  über  polit.  Gleichheit  in  den  ausgew. 
Schriften  V,  8.  241:  „Die  Ungleichheit,  welche  aus  den  persönlichen 
Kräften  und  Talenten,  aus  der  Erziehung,  aus  dem  erworbenen  nnd 
selbst  aus  dem  ererbten  Reichthum  herstammt,  wurde  lange  mit  einer 
gewissen  Schonung  behandelt;  nur  die  letzten  Ausschweifungen  des  Fa- 
natismus, nur  die  letzten  Missethaten  der  Demagogie  rissen  sie  endlich 
mit  In  den  Strudel  hinein.    Aber  die  Unterschiede,  welche  mit  der  poli- 
tischen Verfassung  des  Stats  zusammenhingen,  die  Gradationen  des  Ranges, 
alles  was  äuszere  Auszeichnung ,  erbliche  Würde,  Familienansehen,  Rang 
und  Titel  verlieh,  konnte  selbst  vor  den  gemäszigten  Grundsätzen  nicht 
Gnade  finden.    Die  Klagen  über  Distincttonen  dieser  Art  sind  um  so 
grundloser,  weil  es  noch  nie  eine  Verfassung  gegeben  hat,  und  vielleicht 
keine  geben  kann,  worin  nicht  die  politische  Ungleichheit  der  Bürger  ein 
Fundamentalartikel  gewesen  wäre."  Vgl.  auch  die  kerngesunden  Spräche 
in  dem  Buche  Jesus  Sirach  C.  38  und  39  über  diese  Materie.   Z.  B. 
38.  25:  »Wer  die  Schrift  lernen  soll,  der  kann  keiner  andern  Arbeit 
warten,  und  wen  man  lehren  soll,  der  musz  sonst  nichts  zu  thun  haben. 
26.  Wie  kann  der  der  Lehre  warten,  der  pflügen  musz,  und  der  gerne 
die  Ochsen  mit  der  Geiszel  treibt,  und  mit  dergleichen  Werken  umgeht, 
und  weiss  nichts,  denn  von  Ochsen  zu  reden.   27.  Er  musz  denken  wie 
er  ackern  soll,  und  musz  früh  und  spät  den  Kühen  Futter  geben. 
28.  Also  auch  die  Tischler  und  Zimmerleute,  die  Tag  und  Nacht  ar- 
beiten.  35.  Diese  alle  trösten  sich  ihres  Handwerks,  und  ein  jeglicher 
fleiazigt  eich,  dasz  er  seine  Arbeit  könne.   36.  Man  kann  ihrer  in  der 
8tadt  nicht  entbehren.   37.  Aber  man  kann  sie  nirgend  hinschicken,  sie 
können  der  Aemter  auch  nicht  warten,  noch  in  der  Gemeine  regieren." 
Der  Gleichheitsdrang  der  neuem  Zeit  hat  eine  relative  Begründung  in 
den  mannichfaltigen  Ungleichheiten  des  Mittelalters,  die  ihren  früheren 
Sinn  verloren  hatten.    Dasz  aber  neben  der  Gleichheit  der  natürlichen 
Grundlage  auch  die  Verschiedenheit  der  Entwicklung  berechtigt  sei,  hat 
selbst  Mirabeau  wohl  begriffen.    Lewitz,  Leben  Mirsbeau's  I,  S.  490. 
Vgl.  Bluntschli,  Art.  aristokratische  und   demokratische  Ideen  im 
deutschen  Statsworterbneb. 
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Wahrheiten  zugleich  anerkennen  und  darf  nicht  einseitig 
weder  die  Gleichheit  noch  die  Verschiedenheit  allein  beach- 
ten. Auch  das  Privat  recht  thut  das.  Die  Formen  zwar 
des  Vermögens  z.  B.  sind  für  Alle  dieselben,  wie  die  kör* 
perliche  Rasse  für  Alle  die  gleiche  ist,  aber  diese  Formen 
werden,  wie  der  Körper  von  dem  Geiste,  so  von  der  Man* 
nichfaltigkeit  des  individuellen  Lebens  unendlich  verschieden 
erfüllt,  und  so  hat  jeder  wieder  anderes  Vermögen  als  der 
andere.  Das  8 tatsrecht  legt  einen  noch  entschiedeneren 
Nachdruck  auf  diese  Verschiedenheit.  Die  individuelle  Tüch- 
tigkeit und  Fähigkeit  übt  in  demselben  nicht  blosz .  den 
Einflusz  aus,  dasz  der  Ausgezeichnete  etwa  eine  grössere 
Masse  von  Rechten  erwirbt,  wie  der  gewandte  Kaufmann 
im  Privatrecht,  sondern  dasz  gewisse  Arten  von  politischen 
Rechten  selbst,  z.  B.  Beamtungen,  Deputirtenstellen  u.  s.  f. 
nur  den  individuell  Ausgezeichneten  zukommen  dürfen. 

Die  Rechtsgleichheit  und  die  Rechts  Verschie- 
denheit gehören  somit  zusammen.  Unter  gleichen  Vor- 
aussetzungen ist  jene,  unter  ungleichen  diese  gerecht. 


Siebentes  CapiteL 

B.  Recht  zu  Petitionen  und  Beschwerden. 

Das  Recht  der  Bewohner  eines  Stats,  sowohl  der  Stats- 
regierung  als  den  übrigen  verfassungsmäszigen  Organen  des 
Stats,  namentlich  auch  dem  gesetzgebenden  Körper,  theils 
ihre  Bitten  und  Wünsche,  theils  ihre  Beschwerden 
vorzutragen  über  Verhältnisse,  welche  irgendwie  in  deren 
Competenz  gehören,  scheint  so  natürlich  und  zugleich  so 
unverfänglich  zu  sein,  dasz  schwer  zu  begreifen  ist,  wie 
dasselbe  noch  in  neuern  Zeiten  in  europäischen  Monarchien 
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und  Republiken  mit  entschiedener  Ungunst  betrachtet,  und 
die  Uebung  desselben  wie  eine  strafbare  Neuerung  und  An- 
maszung  behandelt  wurde.  Wirklich  grosse  Monarchen 
haben  von  jeher  offene  Ohren  gehabt  für  die  Bitten  und 
Klagen  ihrer  Unterthanen,  und  diesen  die  Wege  eröffnet, 
zu  ihnen  zu  gelangen.  Und  was  von  diesen  gilt,  das  steht 
auch  unter  ähnlichen  Voraussetzungen  allen  andern  Organen 
des  Stats  wohl  an.  Es  kann  diesen  nur  erwünscht  sein, 
wenn  sie  so  in  Kenntnisz  gesetzt  werden  von  den  Stim- 
mungen und  Begehren,  durch  welche  die  Gemüther  bewegt 
werden,  und  gewisz  ist  es  ein  Uebermasz  unmenschlicher 
Tyrannei,  wenn  die  Regierten,  für  deren  gemeine  Wohl» 
fahrt  die  Obrigkeit  zu  sorgen  berufen  ist,  nicht  einmal  diese 
bitten  und  ihr  klagen  dürfen,  während  doch  sogar  der 
Sklave  gegen  den  Herrn  das  in  der  Regel  darf.  In  einem 
State,  in  welchem  politische  Freiheit  nicht  eine  leere  Phrase 
ist,  versteht  sich  dieses  Recht  von  selbst.  Die  neuern  Ver- 
fassungsurkunden haben  dasselbe  häufig  ausdrücklich  nun 
gewährleistet. 1 

1  In  der  Bill  der  Rechte  vom  Jahr  1689  wird  es  als  ein  altengli- 
sches Recht  neu  gewährleistet,  „dasz  es  ein  Recht  der  ünterthanen  ist, 
ihre  Petitionen  an  den  König  zu  richten,  und  dasz  alle  Verhaftungen 
und  gerichtlichen  Verfolgungen  für  solches  Petitioniren  ungesetzlich  sind.- 
Spanische  Verf.  §.  3.  Portugiesische  $.  145,  28:  „Jeder  Bärger 
kann  schriftlich  der  gesetzgebenden  oder  Tollziehenden  Gewalt  Anspräche, 
Klagen  oder  Bittschriften  vorlegen,  wenn  sie  irgend  eine  Verletzung  der 
Verfassung  aufdecken,  und  dabei  die  wirkliche  Verantwortlichkeit  der 
Uebertreter  bei  der  gehörigen  Behörde  auffordern."  Holländische 
§.  9:  „Jeder  Einwohner  hat  das  Recht,  schriftliche  Bittschriften  an  die 
zuständigen  Behörden  einzureichen,  wenn  sie  persönlich,  und  nicht  im 
Namen  Mehrerer  unterzeichnet  werden;  das  letzte  kann  allein  von  Cor- 
porationen  geschehen,  welche  gesetzlich  zusammengesetzt,  oder  als  solche 
erkannt  sind,  und  in  diesem  Falle  nicht  anders  als  Über  Gegenstände, 
die  zu  ihren  gesetzlichen  Wirkungskreisen  gehören.*4  Belgische  §.21: 
„Jeder  hat  das  Recht,  an  die  öffentlichen  Behörden  Bittschriften  mit  der 
Unterschrift  von  einer  oder  mehreren  Personen  einzureichen.  Die  ein- 
gesetzten Behörden  haben  allein  das  Recht,  im  gemeinschaftlichen  Namen 
Bittschriften  einzureichen.4*    Griechische  $.   7.  Schweizerische 
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Natürliche  Schranken  des  Petitionen-  und  Beschwerde- 
rechtes sind:* 

a)  dasz  dasselbe  nur  von  stats rechtlich  volljährigen 
Personen  geübt  werde.  Das  Recht  ist  ein  persönliches, 
und  kann  daher  nur  wirklichen  Personen  zustehen,  welche 
eine  eigene  Meinung  haben,  und  zu  äuszern  im  Stande  sind. 
Als  solche  gelten  z.  B.  willkürlich  veranstaltete  Volksver- 
sammlungen nicht,  wohl  aber  Körperschaften  aller  Art; 

b)  dasz  der  Inhalt  der  Petition  oder  Beschwerde  in  den 
Amtsbereich  der  angesprochenen  Gewalt  gehöre; 

c)  dasz  die  Foim  derselben  die  Achtung  nicht  verletze, 
welche  die  Petenten  oder  Beschwerdesteller  der  angespro- 
chenen Gewalt  schuldig  sind,  noch  über  die  Schranken  des 
öffentlichen  Ans  tan  des  und  der  guten  Sitte  hinausschweife. 

In  neuerer  Zeit  sind  die  sogenannten  Ansprachen 
(Adressen)  häufig  an  die  Stelle  der  eigentlichen  Petitionen 
getreten.  Es  sind  das  nicht  Begehren  und  Bitten,  sondern 
blosze  Aeuszerungen  der  Stimmung  und  Meinung,  bald  der 
Freude  und  des  Dankes,  bald  der  Unzufriedenheit  und  der 
Miszbilligung.  Auch  dagegen  ist  an  und  für  sich  nichts  zu 
haben.  Nur  ist  gerade  hier,  da  leicht  der  Ansprechende 
das  richtige  Verhältnisz  zu  dem  Angesprochenen  übersieht, 
und  in  Miszachtung  desselben  verfällt,  um  so  strenger  auf 
die  Form  zu  halten,  und  sind  unbescheidene  Zuschriften  der 
Art  nicht  zu  dulden. 

Ein  Miszbrauch  dieses  Rechtes  ist  fast  nie  zu  fürchten, 
wenn  nur  Individuen  für  sich  petitioniren ,  eher  wenn  die  Par- 
teien durch  Aufregung  eines  Peti tionen-  oder  Adressen- 
sturmes die  Massen  sammeln,  und  nach  dem  bezeichneten 

Bundeaverf.  $.  47.  Deutsche  Reichaverf.  von  1849,  §.  157.  Jeder 
Deutsche  hat  das  Recht,  sich  mit  Bitten  und  Beschwerden  schriftlich  an 
die  Behörden,  an  die  Volksvertretungen  und  an  den  Reichstag  zu  wenden. 
Preuszische  Verf.  §.  32. 

2  Vgl.  im  Einzelnen  Rob.  v.  Moni,  Stats  recht,  Völkerrecht  und 
Politik  I,  8.  222  ff. 

ß  tum  sc  b  Ii,  allgemeines  StaUrecht.  II.  34 
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Ziele  führen.    Dann  werden  gleichartige  Zuschriften  von 
dem  leitenden  Ausschusse  der  Partei  durch  das  ganze  Land 
von  Haus  zu  Haus  verbreitet  und  um  Unterzeichnung  ge- 
worben.   Auch  eine  blosze  Parteimeinung  kann  unter  Um- 
ständen so  den  Schein  der  Volksmeinung  annehmen,  und 
sogar  zu  solcher  werden,  und  die  Petition  oder  Ad  resse  z  u 
einer  groszen  Autorität  und  Macht  heranwachsen.  Eine 
starke  Regierung  und  selbständige  Kammern  werden  freilich 
auch  dann  noch  mit  innerer  Freiheit  thun  können,  was  sie 
für  gerecht  und  gut  halten  —  das  englische  Parlament  hat 
auch  den  Petitionsstürmen  der  irischen  Repealer  und  der 
englischen  Chartisten  Stand  gehalten;  aber  schwache  Be- 
hörden werden  sich  auch,  wo  ihre  eigene,  vielleicht  bessere 
üeberzeugung  dagegen  spricht,  vor  dem  Drange  der  öffent- 
lichen Meinung  beugen.    Verbote  und  polizeiliche  Verhin- 
derung des  Sammeins  von  Unterschriften  können  daher  in 
groszer  Gefahr  etwa  nöthig  werden,3  sind  aber  immer  niisz- 
lich,  theils  weil  sie  eine  natürliche  Volksfreiheit  hemmen, 
theils  weil  sie  die  Menge  zum  Beharren  und  zu  gröszerem 
Eifer  in  der  eingeschlageneu  Richtung  reizen.    Besser  ist 
es  daher,  wenn  die  Leiter  des  Stats  zur  rechten  Zeit  die 
geeigneten  Maszregeln  treffen,  um  das  Gewitter  zu  zer- 
theilen,  oder,  wenn  es  unvermeidlich  ist,  den  Sturm  würdig 
zu  bestehen. 

'  Rücksichten  der  Art  hatten  die  eidgenössischen  Stände  schon 
1481  veranlaszt,  in  dem  sogenannten  Stanzerverkomronisz  alle  „Antrage" 
zu  verbieten,  „wovon  Schaden,  Aufruhr  oder  Unfug  entstehen  möchte," 
eine  Verordnung,  die  iudessen  später  oft  zur  Unterdrückung  berechtigter 
Bitten  und  Beschwerden  miszbrancht  worden  ist  Vgl.  BluntschlL 
schweizer.  Bundesrecht  I.  S.  154  ff. 
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Achtes  CapiteL 

C.  Das  Vereinsrecht. 

Das  Recht  der  Bürger,  zu  Vereinen  zusammenzu- 
treten und  gemeinsame  Zwecke  zu  fördern,  ist  zunächst 
ein  einfaches  Privatrecht,  insofern  diese  Zwecke  dem  Privat- 
leben angehören,  z.  B.  literarische  Unternehmungen  oder 
geselliges  Vergnügen,  oder  Uebung  der  Wohlthfttigkeit  be- 
treffen. Eine  schon  in  den  naturlichen  Rechtsverhältnissen 
begründete  Regel,  dasz  dieselben  der  Genehmigung  des 
Stats  zu  ihrer  Existenz  bedürfen,  gibt  es  nicht.1  Die  ger- 
manischen Völker  haben  die  Freiheit  solcher  Vereinsbildung 
fast  zu.  allen  Zeiten  und  überall  geübt. 

Eine  besondere  Berücksichtigung  aber  erfordern  die 
politischen  Vereine,  deren  Dasein  und  Wirksamkeit  auf 
das  politische  Leben  des  Stats  und  des  Volks  nähere  Be- 
ziehung hat.  In  England  ist  das  Recht,  auch  solche  Ver- 
eine zu  bilden,  von  Alters  her  anerkannt,  aber  doch  erst 
seit  dem  XVIII.  Jahrhundert  lebhaft  geübt  worden;2  auf 
dem  Continente  dagegen  hat  erst  in  neuester  Zeit  diese 
Volksfreiheit  die  Billigung  mancher  Staten  erlangt.  9 

'  Der  französische  Code  penal  $.  291  hat  eine  solche  Beschrän- 
kung aller  Vereine,  die  über  20  Mitglieder  und  periodische  Versamm- 
lungen haben,  eingeführt  Sie  wurde  noch  ausgedehnt  durch  das  Gesetz 
vom  10.  April  1834.  Vgl.  Klimrath  in  der  Zeitschrift  von  Mitter- 
maier  VII,  S.  44  ff. 

3  Buckle,  Gesch.  der  engl.  Civilis.  I,  S.  373. 

•  Belgische  Verf.  §.  20:  „Die  Belgier  haben  das  Recht,  sich  zu 
Gesellschaften  zu  vereinigen;  dieses  Recht  darf  keiner  vorgreifenden 
Maszregei  unterworfen  werden."  Holländische  $.  10:  „Das  Recht 
der  Einwohner  zur  Vereinigung  und  Versammlung  wird  anerkannt.  Das 
Gesetz  regelt  und  beschränkt  die  Ausübung  dieses  Rechtes  in  seiner  Be- 
ziehung zur  öffentlichen  Ordnung."  Schweizerische  Bundesverf.  §.  46: 
„Die  Bürger  haben  das  Recht,  Vereine  zu  bilden,  sofern  solche  weder  in 
ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür  bestimmten  Mittein  rechtswidrig  oder 
statsgefährlich  sind.     Ueber  den  Miszbrauch  dieses  Rechtes  trifft  die 
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Diese  politischen  Vereine  sind  in  ihrem  Innern  den 
Gemeinden  ähnlich  organisirt,  in  dem  Statskörper  selbst 
aber,  obwohl  sie  auf  denselben  nicht  selten  einen  groszen 
Einflusz  üben,  und  als  eine  Macht  an  dem  Gange  der  Po- 
litik Theil  nehmen,  ein  unorganisches  Element.  Um 
so  weniger  darf  sich  der  Stat  ihnen  gegenüber  gleichgültig 
verhalten,  noch  schutzlos  denselben  preisgegeben  werden. 
Von  einer  Freiheit  der  politischen  Vereine  kann  daher  ver- 
nünftigerweise nur  in  dem  Sinne  die  Rede  sein,  als  damit 
die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  der  groszen  organisirten  Ver- 
einigung der  Nation,  die  wir  Stat  heiszen,  vertraglich 
ist. 4  In  der  Rücksicht  auf  diese  findet  daher  jene  ihre 
Schranken. 

Im  Einzelnen  sind  folgende  nähere  Bestimmungen  zu 
erwähnen : 

Cantoualgesetzgebung  die  erforderlichen  Bestimmungen.1*  Deutsche 
Reichsverf.  von  1849,  §.  162:  Die  Deutschen  haben  das  Recht,  Vereine  zu 
bilden.  Dieses  Recht  soll  durch  keine  vorbeugenden  Haszregeln  beschränkt 
werden.  Oesterreichische  Grundrechte  v.  1849,  §.  7:  „Die  österrei- 
chischen Statsbürger  haben  das  Recht,  sich  zu  versammeln  und  Vereine 
zu  bilden,  insofern  Zweck,  Mittel  oder  Art  und  Weise  die  Versammlung 
oder  Vereinigung  weder  rechtswidrig  noch  statsgefährlich  sind.  Die  Aus- 
übung dieses  Rechtes,  sowie  die  Bedingungen,  unter  welchen  Gesellschaft?- 
rechte  erworben,  ausgeübt  oder  verloren  werden,  bestimmt  das  Gesetz." 
Preuszische  Verf.  §.  30:  „Alle  Preuszen  haben  das  Recht,  sich  zu  sol- 
chen Zwecken,  welche  den  Strafgesetzen  nicht  zuwiderlaufen,  in  Gesell- 
schaften zu  vereinigen.  Das  Gesetz  regelt  insbesondere  zur  Aufrechthal- 
tung der  öffentlichen  Sicherheit  die  Ausübung  des  —  Rechts.  Politische 
Vereine  können  Beschränkungen  und  vorübergehenden  Verboten  im  Wege 
der  Gesetzgebung  unterworfen  werden." 

*  Der  Republikaner  Washington  äuszerte  sich  in  einem  Briefe  vom 
30.  Sept.  1786  über  die  politischen  Vereine:  „Im  Allgemeinen  habe  ich 
eben  so  viele  schlimme  als  gute  Erfahrungen  von  Gesellschaften  erlebt, 
wie  die,  deren  Verfassung  Sie  mir  mittheilen.  Sie  sind  eine  Art  Stat  im 
State  (imperium  in  imperio)  und  behindern  die  öffentlichen  Haszregeln 
eben  so  oft,  als  sie  dieselben  unterstützen.  Ich  bin  kein  Freund  solcher 
Vereine,  auszer  wenn  es  sich  um  locale  Maszregeln  handelt,  welche 
ganz  oder  zu  gröszerem  Theile  von  dem  Bezirk  der  einzelneu  Grafschaftet 
umschlossen  werden." 
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a)  Politische  Vereine,  deren  Zweck  oder  Mittel  durch 
die  8 tr afgesetzgeb u ng  verboten  sind,  oder  Uberhaupt 
schon  die  gemeine  Rechtsordnung  verletzen,  sind 
nicht  zu  dulden.  Diese  Beschränkung  wird  allgemein  zu- 
gestanden, ist  aber  offenbar  ungenügend.    Ueberdem  darf 

b)  der  Sta tsregierung  das  Recht  nicht  bestritten 
werden,  auch  solche  Vereine  aufzulösen,  die,  ohne  gerade 
dem  Strafrichter  zu  verfallen,  eine  statsge fährliche 
Richtung  verfolgen.  Dem  Individuum  musz  es  frei  stehen, 
eine  Oesinnung  zu  haben  und  zu  bekennen,  welche  mit 
den  anerkannten  Verfassungsgrundsätzen  in  directem  Wider- 
spruche steht;  aber  Vereine,  die  ein  politisches  Princip  be- 
kennen, welches  unvereinbar  ist  mit  dem  Statsprincip ,  z.  B. 
republikanische  Vereine  in  der  Monarchie,  monarchische 
in  der  Republik,  für  den  Communismus  in  einem  modernen 
Culturstat,  sind  feindliche  Heere,  die  sich  unter  einer  Fahne 
sammeln,  um  die  Statsordnung  umzuwälzen.  Eine  Regierung, 
welche  dieselben  nicht  zu  bekämpfen  wagt,  wenn  sie  irgend 
gefährlich  sind,  leistet  damit  auf  ihre  Existenz  im  Princip 
Verzicht.  3  Aber  es  darf  dieses  Regierungsrecht  nicht  inisz- 
braucht  werden,  um  die  politische  Parteibildung  und  eine 
erlaubte  Opposition  unmöglich  zu  machen,  noch  um  das 

*  Washington  über  die  ^demokratischen"  Vereine  in  einem  Brief 
vom  26.  Ang.  1794:  „Ich  zweifle  nicht,  dasz  mehrere  Mitglieder  dieser 
Gesellschaften  gute  Absichten  haben,  und  wenig  von  dem  wirklieben 
Plane  wissen,  aber  es  ist  für  die,  welche  den  Charakter  der  Führer  kennen, 
und  ihre  Manövers  beachtet  habeu,  nichts  Unerwartetes,  wenn  ich  be- 
haupte, dasz  dieselben  von  listigen  und  intriganten. Menschen  mit  der  ur- 
sprünglichen Tendenz  gestiftet  wurden,  den  Samen  des  Misztratiens  und 
des  Verdachtes  gegen  die  Regierung  unter  das  Volk  zu  streuen,  und  bei- 
füge, dasz  diese  Lebren  unaufhörlich  Blüthen  und  Früchte  hervorgebracht 
haben.  Ich  habe  von  Anfang  an  ausgesprochen,  dasz  diese  Gesellschaften 
die  Statsordnung  selbst  in  ihren  Grundlagen  erschüttern  werden,  wenn 
man  dieselben  nicht  bekämpfe  (freilich  nicht  durch  Verfolgungen,  wodurch 
sie  nur  neue  Kräfte  gewinnen),  oder  wenn  sie  nicht  bald  durch  die  Ent- 
hüllung ihres  Ursprungs  und  ihres  Zwecks  in  Miszcredit  kommen." 


Digitized  by  ü°Ogl£ 


534 


Zwölftes  Buch.  Freiheitsrechte. 


8treben  nach  Reform  von  Verfassung  oder  Gesetzen  zu  ver- 
hindern. 

c)  Abgesehen  von  dem  Zwecke  kann  schon  die  Form 
eines  Vereins  Bedenken  erregen,  und  die  Auflösung  des- 
selben rechtfertigen.  Wenn  derselbe  nämlich  die  Eintheil ung 
des  Landes  und  die  Gliederung  des  Volkes  nachbildend  sich 
über  das  ganze  Statsgebiet  oder  ganze  Provinzen  verbreitet, 
und  einen  innern  Organismus  hervorbringt,  durch  welchen 
die  überall  zerstreuten  Vereine  wie  Gemeinden  einem  Be- 
zirks- oder  Kreisausschusse  untergeordnet,  und  diese  hin- 
wieder von  einem  Centralausschusse  geleitet  werden,«  so 
erscheint  eine  derartige  Verbindung  wie  ein  Stat  in  dem 
State,  und  selbst  wenn  der  Zweck  des  Vereins  löblich,  und 
dieser  sogar  der  Statsregierung  befreundet  sein  sollte,  so 
kann  die  Existenz  desselben  doch  im  Widerspruch  sein  mit 
dem  das  ganze  Volk  umfassenden  Stat.  Die  Vereinsmacht 
concurrirt  dann  mit  der  Statsmacht,  und  die  Vereinsregie- 
rung ist  der  Rival  der  Ötatsregierung,  oder  mischt  sich  mit 
dieser  so,  dasz  diese  ihren  reinen  Statscharakter  ver- 
liert, und  zu  bloszem  parteiischem  Clubregiment 
herabsinkt. 

d)  Auch  Uber  solche  politische  Vereine,  welche  weder 
rechtswidrige  Zwecke  verfolgen,  noch  statsgefahrlich' sind, 
und  sich  auch  in  zulässiger  Form  bewegen,  hat  doch  die 
Statsregierung  ein  natürliches  Recht  der  Aufsicht;  denn 
da  ihr  die  Leitung  der  Öffentlichen  Dinge  anvertraut  ist,  so 
hat  sie  auch  das  Recht,  Verbindungen,  welche  sich  damit 
ebenfalls  befassen,  zu  Uberwachen,  und  darauf  zu  sehen, 
dasz  dieselben  nicht  die  Schranken  erlaubter  Theilnahme 

•  Die  deutsche  Bundes  Versammlung  hat  sogar  „jede  Verbindung  mit 
andern  Vereinen  als  unstatthaft*  unterpagt  (Beschlusz  vom  13.  Juli  1854). 
Die  Verbreitung  des  National  verein»  Uber  ganz  Deutachland  wurde  aber 
durch  diese  kurzsichtige  Localisirung  der  Vereine,  wie  man  das  nannte, 
nicht  verhindert 
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überschreiten.  Sie  kann  daher  begehren,  dasz  ihr  die  Sta- 
tuten der  politischen  Vereine  und  die  Namen  der  Vorsteher 
unitgetheilt  werden,  Einsicht  in  die  Protokolle  verlangen, 
und  für  ihre  Verordneten  den  Zutritt  zu  den  Verhandlungen 
fordern.  Solche  Vereine  sollen  4ie  Oeffentlichkeit  nicht 
scheuen,  und  geheime  politische  Vereine  sind  immer  ver- 
dächtig. 


Neuntes  CapiteL 

D.  Die  Volksversammlungen. 

Es  ist  hier  nicht  von  organischen  Volksversammlungen 
die  Rede ,  wie  sie  in  den  antiken  Republiken  und  in  den  ger- 
manischen Staten  des  frühem  Mittelalters  abgehalten  wurden, 
oder  wie  sie  noch  in  den  Landsgemeinden  einzelner  schwei- 
zerischer Demokratien  vorkommen,  sondern  von  freiwil- 
ligen, nicht  zu  dem  Statsorganismus  gehörigen ,  öffentlichen 
Versammlungen  beliebiger  .Volksmassen,  deren  Zweck 
die  Manifestation  einer  politischen  Meinung,  eines  Wun- 
sches oder  einer  Forderung  ist,  wie  wir  sie  in  den  Zeiten 
politischer  Aufregung  in  verschiedenen  neuern  Staten  sich 
plötzlich  anhäufen  sehen.  Diese  Volksversammlungen  sind 
offenbar  eine  demokratische  Erscheinung,  aber  eine  un- 
organische. Sie  sind  ihrer  Natur  nach  weniger  Volks- 
als  Parteiversammlungen,  und  gewöhnlich  werden  sie 
zur  Parteidemonstration  benutzt  Zwar  nimmt  nicht 
blosz  die  Partei  Antheil,  sondern  oft  auch  gröszere  Theile 
des  übrigen  Volks,  das  nicht  zum  voraus  schon  Partei  ge- 
nommen hat.  Aber  die  Einladung  und  die  ganze  Lei- 
tung derselben  geht  regelmaszig  von  einer  Partei  aus. 
Diese  ist  es,  welche  die  Anordnung  bestimmt,  die  Vor- 
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Schläge  machen  und  begründen  läszt,  für  die  Redner,  zu- 
weilen auch  für  die  Bravorufer  sorgt,,  und  die  Ausführung 
des  Beschlossenen  übernimmt    Gewöhnlich  bemächtigt  sich 
die  Partei  einer  populären  Frage,  und  indem  sie  eine  ge- 
fällige Fahne  aushängt,  ;und  die  ihrigen  in  Bewegung  ver- 
setzt, sammelt  sie  so  um  sich  her  grössere  Schaaren.  Auch 
eine  Menge  Indifferenter  und  nur  Neugieriger  wird  herbei- 
gelockt, und  hilft  das  Gewicht  der  Masse  vergröszern.  Ist 
die  Leitung  geschickt  und  das  Ziel  klar,  treten  Redner  auf 
die  Bühne,  welche  es  verstehen,  das  Gemüth  der  Menge 
zu  ergreifen  und  zu  stimmen,  so  entwickelt  sich  leicht  wäh- 
rend der  Volksversammlung  ein  gewaltiger  Mas  senge  ist, 
der  alle  Einzelnen  erfüllt  und  fortreiszt,  und  wie  ein  ange- 
schwollener Strom  jeden  Widerstand  anders  Gesinnter  über- 
fluthet  und  bricht.    Die  Menge  verläuft  sich  zwar  wieder, 
aber  der  empfangene  Impuls  geht  mit  ihr,  und  theilt  sich 
in  noch  gröszeren  Kreisen  der  Umgebung  mit    Die  Führer 
aber  haben  oft  in  Einer  Stunde  eine  Autorität  gewonnen, 
welche  ihre  bisherige  Bedeutung  vervielfältigt,  und  eine 
Macht  erobert,  vor  der  zuweilen  die  bestehende  Statsregie- 
rung  erzittert. 

Es  gibt  keine  andere  Offenbarung  der  Öffentlichen  Mei- 
nung, welche  an  Stärke  und  Gewalt  dieser  gleichkommt 
In  groszen  Staten  freilich  wird  auch  sie  weniger  gefähr- 
lich sein.  Denn  es  wird  in  solchen  immer  nur  ein  kleiner 
Theil  der  Gesammtbevölkerung  daran  Theil  nehmen,  und 
die  Regierung  hat  über  bedeutendere  Mittel  zu  verfügen, 
um  einem  feindlichen  Streben  der  Art  entgegenzutreten. 
Aber  sogar  in  dem  freien  Großbritannien,  in  einem  State, 
wo  die  Achtung  vor  dem  Gesetz  alle  Schichten  des  Volks 
durchdringt,  und  eine  mächtige  Aristokratie  die  öffentliche 
Ordnung  stützt,  waren  die  von  O'Conneli  geleiteten  groszen 
Kepeal Versammlungen  der  Irländer  (die  monster  meetings) 
zu  einer  so  furchtbaren  Macht  angewachsen,    dasz  die 
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Regierung  gentfthigt  wurde,  fernere  Versammlungen  der  Art 
au  verbieten. 

In  kleinen  S taten,  und  vorzüglich  in  Republiken, 
haben  solche  Volksversammlungen,  wenn  sie  zahlreich  be- 
sucht und  energisch  geführt  werden,  eine  Gewalt,  welche 
leicht  die  ganze  Statsordnung  erschüttert.  Die  Verwechse- 
lung liegt  da  sehr  nahe,  dasz  die  grosse  um  eine  Partei 
geschaarte  Menge  das  Volk  selber,  und  dasz  ihre  ausge- 
sprochene Meinung  „Volkswille*  sei.  Die  unorganische  Ver- 
sammlung ist  da  auch  geneigter,  sich  die  oberste  Macht  im 
State  anzumaszen ,  und  der  unmittelbaren  Kundgebung  ihres 
Verlaugens  wagt  die  organische  Stellvertretung  des  Volkes 
selten  zu  widerstehen.  Versucht  sie  es,  so  erfahrt  sie,  dasz 
ihre  Kraft  gelähmt  ist.  Und  doch  ist  diese  Vorstellung  mit 
jeder  Statsordnung,  auch  der  rein  demokratischen,  unver- 
träglich. Hätte  jede  Volksversammlung  der  Art  die  höchste 
Gewalt,  so  wäre  das  eine  anarchische  Ochlokratie,  kein 
8tat  mehr.  Die  Schweiz  hat  seit  1830  eine  Reihe  von  Er- 
fahrungen der  Art  gemacht.  Viele  Verfassungen  und  viele 
Regierungen  sind  durch  das  Mittel  solcher  Volksversamm- 
lungen und  in  entgegengesetzten  Parteirichtungen  gestürzt 
worden,  weil  sie  zu  schwach  waren,  um  dem  Anstosz  eines 
so  concentrirten  und  gesteigerten  Massengeistes  zu  begegnen. 

In  ruhigen  Zeiten  kommen  sie  nicht  leicht  vor.  Eine 
gewisse  Aufregung  und  Gährung  ist  ihre  natürliche  Unter- 
lage; in  kritischen  Zeiten,  wo  die  Leidenschaften  der  Par- 
teien entzündet  sind,  und  die  Menge  gereizt  werden  kann, 
erheben  sie  sich  mit  vulkanischer  Gewalt.  Auch  das  Verbot 
ist  dann  gefährlich,  wenn  ihm  nicht  grosze  Macht  Nach- 
druck gibt.  Das  Verbot  des  Reform bankettes  in  Paris  hat 
die  äuszere  Veranlassung  gegeben  zu  dem  Ausbruch  der 
Revolution  3  welche  die  Dynastie  der  Orleans,  und  das 
Königthum  in  Frankreich  gestürzt  hat.  Das  Gewährenlassen 
ist  nicht  weniger  gefährlich.    Die  Schweiz  und  Deutschland 
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im  Jahr  1848  haben  die  Erfahrung  gemacht  8ind  dieselben 
erlaubt,  und  werden  sie  von  einer  Partei  benutzt,  so  haben 
die  andern  Parteien  kaum  ein  anderes  eben  so  wirksames 
Gegenmittel,  als  auch  ihrerseits  Volksversammlungen  zu 
halten.  Die  Partei,  die  sich  nicht  trauen  darf,  der  Gegen- 
partei auch  auf  diesem  Gebiete  gegenüberzutreten ,  ist  für 
den  Moment  besiegt. 

Zwei  Systeme  lassen  sich  den  Volksversammlungen 
gegenüber  statsrechtlich  wohl  begründen.  Das  eine  ist  Ver- 
bot derselben  als  Regel,1  Erlaubnisz  im  einzelnen 
Fall  durch  die  Regierung  als  Ausnahme.  Es  ist  das  frei- 
lieh  auch  ein  ziemlich  sicheres  Mittel,  dieselben  ganz  zu 
beseitigen.  Für  kleinere  und  schwache  3taten  verdient  dieses 
System  darum  den  Vorzug,  weil  dort  die  Gefahr  für  die 
Sicherheit  der  Statsordnurtg,  für  die  Autorität  der  organi- 
schen Stellvertretung  des  Volkes  selbst,  und  für  das  An- 
sehen der  gesetzlichen  8tatsgewa1ten  ein  gröszeres  Uebel 
ist  als  der  Vortheil,  welchen  die  Volksversammlungen  ge- 
währen, sei  es,  weil  sie  auch  als  Ventil  dienen  können, 
um  einer  vorhandenen  Gährung  Luft  zu  machen,  sei  es, 
weil  sie  oft  der  Ausdruck  einer  berechtigten  öffentlichen 
Meinung  sind,  wirkliche  Uebel  in  der  Statsleitung  an  den 
Tag  bringen  und  deren  Beseitigung  fördern.  Die  organischen 
Mittel  der  Vertretung  des  Volkes  in  dem  gesetzgebenden 
Körper,  der  Gerichtsverfassung,  der  Petitionen  der  Ge- 
meinden und  Individuen,  und  ähnliche  Garantien  sind  so 

1  Für  die  Schweiz  8  tan zerverkom  mnisz  von  1481,  §.  8:  «Wir 
sind  ouch  übereinkommen,  das  ouch  fiirbashin  ander  uns  und  unser  eid- 
geuoszsekaft  weder  in  Stetten  noch  in  lendern  nieman  dbeinerlei  sunder* 
barer  gefarlicher  gemeinden  Sammlungen  oder  an  trag,  davon  jeroan 
schaden,  vfrnor  oder  unfuog  erstan  möchten ,  weder  heimlich  noch  öffent- 
lich fürnemen  noch  thnon  sol  one  willen  und  erlouben  siner  herren  und 
oberen.44  In  neuerer  Zeit  haben  zwar  die  schweizerischen  Verfassungen 
darüber  Stillschweigen  beachtet,  aber  factisch  sind  die  Volksversamm- 
lungen aeit  1830  als  erlaubt  angesehen  worden. 
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wirksam,  wenn  sie  richtig  benutzt,  und  mit  Energie  gehand- 
habt werden,  dasz  eine  so  gefährliche  Demonstration  keines- 
wegs nothwendig  erscheint. 

Das  andere  System,  in  groszen  Staten  vorzüglich  mit 
starker  Regierungsmacht  unbedenklich  —  ist  Freiheit  der 
Volksversammlungen  als  Regel,  Regieru ngs verbot  als 
Ausnahme.  3  Auch  jene  Freiheit  bedarf  übrigens  der  Be- 
schränkung : 

a)  mit  Bezug  auf  die  Form  der  Versammlung.  Unbe- 
waffnetes Erscheinen  wird  fast  überall  gefordert,  »mit 
Recht,  weil  die  Partei,  zum  bewaffneten  Heere  gesammelt, 
und  von  den  eigenen  Parteiführern  gehetzt,  die  gemeine 
8tatsordnung  zu  heftig  bedroht; 

b)  mit  Rücksicht  auf  den  Ort  derselben.  Für  die  Frei- 
heit der  Berathungen  und  Abstimmung  in  den  organischen 
Versammlungen  des  repräsentativen  Körpers  (der  Kammern, 
Nationalräthe  u.  s.  f.)  ist  es  in  hohem  Grade  bedenklich, 
wenn  in  ihrer  Nähe  die  lauten  und  oft  leidenschaftlichen 
Stimmen  aufgeregter  Volksversammlungen  sich  vernehmen 
lassen.  Daher  auch  in  dieser  Beziehung  das  Erfordernisz 
einer  gewissen  Entfemung  von  dem  Sitze  eines  solchen 
Körpers. 

1  Belg i ach e  Verf.  §.  19:  „Die  Belgier  haben  das  Recht,  sich  fried- 
lich und  ohne  Waffen  zu  versammeln,  gemäsz  den  Gesetzen,  welche  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  bestimmen  können,  ohne  es  jedoch  einer  vor- 
gängigen obrigkeitlichen  Erlaubnisz  zu  unterwerfen.  Diese  Verfügung 
bezieht  sich  nicht  auf  die  Versammlung  unter  freiem  Himmel,  welche 
gänzlich  den  Polizeigesetzeu  unterworfen  bleibt."  Deutsche  Reichsverf. 
v.  1849.  §.  159.  „Die  Deutschen  haben  das  Recht,  sich  friedlich  und 
ohne  Waffen  zu  versammeln,  einer  besondern  Erlaubnisz  dazu  bedarf  es 
nicht.  Volksversammlungen  unier  freiem  Himmel  können  bei  dringender 
Gefahr  für  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  verboten  werden." 
Preuszische  §.  29:  „Alle  Preuszen  sind  berechtigt,  sich  ohue  vorgän- 
gige obrigkeitliche  Erlaubnisz  friedlich  und  ohne  Waffen  in  geschlossenen 
Räumen  zu  versammeln.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  auf  Ver- 
sammlungen unter  freiem  Himmel,  welche  auch  in  Bezug  auf  vorgängige 
obrigkeitliche  Erlanbniaz  der  Verfügung  des  Gesetzes  unterworfen  sind." 
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c)  Das  Erfordernisz  einer  vorherigen  Anzeige  des 
einladenden  Ausschusses  bei  der  Polizei  Uber  Zeit,  Ort  und 
Zweck  der  ausgeschriebenen  Volksversammlung,  verbunden 
mit  der  Angabe  der  Mitglieder  des  leitenden  Aus- 
schusses, und  der  Benennung  der  bestellten  Redner 
wird  ganz  passend  hinzugefügt;  denn  wo  so  grosze  und 
offene  Demonstrationen  beabsichtigt   werden,   sollen  die 
Führer  weder  sich  noch  ihren  Zweck  vor  dem  State  wie 
Verschwörer  verbergen,  und  dieser  sich  zur.  rechten  Zeit 
rüsten  können,  um  je  nach  Umständen  zu  verfugen,  was 
die  Sicherheit  des  States  erheischt 

d)  Das  Recht  der  Aufsicht  des  Stats  während  der 
Versammlung,  auch  durch  Beauftragte  der  Regierung  an 
schicklicher  Stelle,  versteht  sich  von  selbst. 

e)  Wenn  irgend  nach  den  Umständen  Gefahr  für  die 
öffentliche  Sicherheit  der  Personen,  des  Eigenthums 
und  der  Statsordnung  zu  besorgen,  und  doch  diese  nicht 
so  grosz  ist,  um  die  Regierung  zum  Verbote  derselben  zu 
bestimmen,  so  ist  die  Anforderung  einer  Caution3  von 
Seite  des  Ausschusses  der  Volksversammlung    für  allen 
Schaden,  der  durch  die  Volksversammlung  oder  durch  die 
an  ihr  Theil  nehmenden  Volkshaufen  verübt  werden  sollten, 
wohl  eines  der  am  meisten  practischen  Mittel,  solchem 
Schaden  zuvorzukommen,    und  die  Regierung  in  ihrem 
Rechte,  wenn  sie  sich  so  zum  voraus  sicher  stellt 

•  In  England  ist  der  Grundsatz  uralt,  daaz  die  Bewohner  eines  hund- 
red für  den  Schaden  einstehen  müssen,  der  durch  Zusammenrottung  verübt 
wird.  Vergl.  auch  Stat.  7  und  8.  Georg  IV,  c.  12.  Französisches 
Gesetz  v.  23.  Febr.  1790  und  2.  Oct.  1795  bei  Mittermaier,  Zeitschr. 
VII,  8.  26  ff.  angezeigt. 
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Zehntes  Capitel. 

E.  Das  Recht  des  Widerstandes. 

Ein  geistreicher  englischer  Rechtsgelehrter  hat  den 
Wunsch  ausgesprochen,  die  Fürsten  und  ihre  Minister  möch- 
ten den  Widerstand  der  Unterthanen  gegen  tyrannische 
Verfügungen  für  Recht,  die  Völker  aber  für  Unrecht  halten, 
und  so  jene  die  Veranlassung  zu  offenem  Widerstand,  diese 
den  Widerstand  selber  vermeiden.  Die  Erfahrung  auch  in 
neuerer  Zeit  beweist,  dasz  jener  Wunsch  noch  zu  den  from- 
men Wünschen  gehört. 

Von  dem  einfachen  duldenden  Ungehorsam  bis  zu  offe- 
ner und  kriegerischer  Empörung  gegen  die  Statsgewult  führt 
ein  langer  und  gefährlicher  Weg  au  den  Abgründen  vorbei. 
Einzelne  Individuen  sowohl  als  ganze  Völker,  die  ihn  ge- 
gangen, sind  oft  dabei  verunglückt.  Aber  die  Geschichte 
weisz  auch  von  Thaten  zu  erzählen,  die  auf  diesem  Wege 
Rettung  gebracht  haben  aus  unleidlicher  Noth.  Das  Gericht, 
welches  die  Geschichte  verwaltet,  hat  viele  Unternehmungen 
der  Art  strenge  verurtheüt,  aber  es  hat  auch  andere  mit 
dem  Kranze  eines  stets  frischen  Nachruhms  verherrlicht. 

Das  Recht  des  State  ist  nicht  ein  absolutes  über 
den  Menschen,  daher  auch  der  Gehorsam,  welchen  der 
Statsbürger  der  Obrigkeit,  der  Privatmann  der  Statsgewalt 
schuldet,  kein  absoluter.  Wo  das  menschlich -irdische  Recht 
an  die  Gränze  seiner  Macht  gekommen,  wo  das  innere  un- 
sichtbare Geistesleben  in  angeborener  Freiheit  waltet,  da 
hat  vorerst  auch  der  statliche  Gehorsam  sein  Ende  gefunden, 
und  kein  Individuum  ist  verpflichtet,  so  zu  glauben,  so  zu 
denken,  so  zu  fühlen,  wie  die  Statsgewalt  etwa  vorzu- 
schreiben sich  angemaszt  hat.  1 

1  Vgl.  darüber  oben  Buch  VIII,  Cap.  2,  und  oben  Buch  IV,  Cap.  14, 
Note  15.  In  der  Antigone  von  730  ff.  weift  Sophokles  wiederholt 
darauf  hin: 
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Aber  nicht  blosz  diese  Gränze,  welche  schon  bei  der  Er- 
schaffung des  Menschen  von  Gott  gezogen  worden,  hat  der 
individuelle  Gehorsam.  Das  Individuum  ist  der  Statsgewalt 
Uberhaupt  nur  insofern  zum  Gehorsam  verpflichtet,  als  die 
Sphäre  des  States  reicht;  aber  nicht  mehr,  wenn  diese 
in  die  Sphäre  d es  Privatrechtes  nicht  aus  Statsgründen 
noch  da  wo  das  Privatrecht  dem  Statsrechte  in  wirklichem 
Conflicte  untergeordnet  ist,  übergreift.    Wohl  darf  der  Stat 
über  das  Blut  und  das  Gut  seiner  Angehörigen  verfügen, 
wenn  das  nöthig  ist  zur  Erhaltung  des  Ganzen.  Aber  wenn 
der  Regent  aus  Laune  mit  dem  Leben  eines  ünterthanen 
spielen  wollte,  oder  nach  seinem  Vermögen  gelüstete  und 
willkürlich  auf  dieses  griffe,  oder  sein  Familienrecht  an- 
tastete und  sein  Weib  oder  seine  Tochter  frevelnd  zum 
Genüsse  begehrte,  so  würde  er  hier  offenbar  nicht  als 
Obrigkeit  gebieten  können,  denn  das  wäre  nicht  Ausübung 
eines  Regierungsrechtes,  und  der  Bürger  wäre  hier  in 
keiner  Weise  zum  Gehorsam  verpflichtet.    Als  Mensch  tritt 
er  hier  dem  Menschen  entgegen,  nicht  als  Unterthan  der 
Obrigkeit 

Aber  auch  innerhalb  des  Bereiches  der  Stats- 
macht  musz  diese  dem  Rechte  gemäsz  geübt  werden,  und 
widerrechtliche  Gewalt  ruft  gegründeten  Widerspruch  her- 
vor. Auf  solchem  dem  State  eigenen  Gebiete  ist  in- 
dessen der  letzte  Entscheid  in  der  Hand  des  States  selbst, 
und  der  Einzelne  kann  demselben  nicht  auf  die  Dauer 
widerstehen. 

„Kreon:  Soll  denn  die  Stadt  mir  sagen,  was  ich  ordnen  soll? 
Hämon:  Sieh  doch,  du  redeat  allzusehr  nach  Knabenart. 
K.:  Gebeut  ein  andrer  oder  ich  in  diesem  Land? 
H.:  Die  Stadt  gehörend  Einem  nur,  iat  keine  Stadt. 
K.:  Nicht  eigen  wäre  dem  die  Stadt,  der  ihr  gebeut? 
II.:  Wohl  herrsche  Du  denn  ganz  allein  im  öden  Land. 
K.:  Ich  irre,  wenn  mein  Herrscherrecht  mir  heilig  gilt? 
H.:  Nicht  heilig  gilt  dir's,  wenn  du  höhnst  der  Götter  Recht." 
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Die  Fonnen  des  Nichtgehorsams  und  des  Widerstands 
der  Individuen  gegen  Unrecht,  das  ihnen  von  der  Statsge- 
walt  zugemuthet  oder  angethan  wird,  sind  sehr  verschieden. 
Unbezweifelt  rechtmäszig  ist: 

1.  die  einfache  Versagung  des  Gehorsams,  wo- 
mit passend  Vorstellungen  verbunden  werden,  welche  das 
Recht  des  Individuums  und  das  Unrecht  des  States  klar 
machen  und  nicht  selten  die  Gewalt  abhalten  Unrecht  zu 
thun,  ferner  die  Anwendung  der  Rechtsmittel,  welche 
Verfassung  und  Gesetz  zum  Schutze  des  Individuums  diesem 
verliehen  haben,2  endlich  der  Protest,  der  das  erlittene 
Unrecht  bezeugt  und  die  Gerechtigkeit  der  Zukunft  anruft. 
Christus  selbst  hat  der  Menschheit  ein  groszes  Vorbild  hinter- 
lassen, welches  auch  die  zu  stärken  und  mit  freudiger  Zu- 
versicht zu  erfüllen  vermag,  welche  ihm  ähnlich  fUr  das 
ewige  Recht  ihres  Wesens  die  herbste  Pein  und  selbst  den 
Tod  des  Verbrechers  erdulden,  ohne  wider  die  höhere  Ge- 
walt der  Obrigkeit  zum  Schwerte  zu  greifen. 

2.  Das  positive  römische  S tatsrecht  blieb  dabei 
nicht  stehen.  Das  Tribunat  wurde  geschaffen,  um  einen 
rech tmäszigen  und  geordneten  Widerstand  gegen 
widerrechtliche  Gewaltübung  der  Magistrate  nicht  blosz  zu 
Gunsten  des  in  seinem  Rechte  verletzten  Individuums,  son- 
dern unter  Mitwirkung  der  gesammten  Plebes  zu  organisiren. 
Die  Tribunen  waren  berechtigt,  nicht  allein  die  drohende 
Gewalt  durch  ihr  Veto  zu  hemmen  und  ihr  so  auch  den 
äuszeren  Schein  des  Rechtes  zu  entziehen,  sondern  wenn 
die  Volksfreiheit  gefährdet  schien,  die  Plebes  auch  zur  Ver- 
weigerung des  an  und  für  sich  schuldigen  Gehorsams  in 

9  Cicero  de  leg.  III,  3.:  „Josts  imperia  sunto.,  iisque  cives  modeste  ac 
rine  recusatione  parrnto.  Magistratus  nec  obedientem  et  noxium  civem 
mnlta  vinclis  verberibus  coerceto,  m  par  majorve  potcsUu  populuste 
prohibessit,  ad  quo»  provocatio  esto.    Militiae  ab  eo  qui  imperabit  provo- 
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andern  Dingen  aufzufordern  und  zu  ermächtigen,  um  so  die 
herrschende  Aristokratie  durch  die  allgemeine  Noth  und 
Lähmung  in  die  Schränken  des  bestehenden  Rechtes  zu 
weisen.    Selbst  aristokratisch  gesinnte  Statsmänner9  haben 
diese  Institution  trotz  ihrer  Mängel  zuweilen  als  eine  Stütze 
des  guten  Rechtes  und  nationaler  Freiheit  angesehen.  Es 
war  das  noch  immer  ein  negativer  Widerstand.  Die 
Plebes  griff  nicht  zu  den  Waffen,  sie  zwang  die  Obrigkeit 
nicht  mit  der  Gewalt  des  Schwertes  von  dem  Unrecht  zu 
lassen.    Aber  sie  ward  der  Pflicht  des  Gehorsams  ent- 
bunden, bis  jene  die  Autorität  des  Rechtes,  welches  den 
ganzen  8 tat  zusammenhielt,   wieder  achtete.    Aber  auch 
die  Tribunen  lernten  ihre  Macht  miszbrauchen,  und  statt 
das  niedere  Volk  in  seinem  guten  Rechte  zu  schützen,  fingen 
sie  an,   mit  Hülfe  seiner  Leidenschaften  das  Recht  des 
States  und  der  obrigkeitlichen  Gewalt  ihrem  Willen  zu  beu- 
gen,  und  brachten   dann  Unruhe   und  Verwirrung  über 
den  StaL 

Zu  Sparta  war  das  Ephorat,  dessen  nächste  Bestim- 
mung auch  gewesen  für  die  Freiheit  des  Volkes  zu  wachen 
und  dem  Miszbrauch,  den  die  Könige  von  ihrer  Gewalt 

4 

s  Z.  B.  Cicero,  der  den  Grundsatz  (de  Legib.  III.  3):  „Plebes  quoa 
pro  u  contra  vim  auxilii  ergo  decem  creassit,  tribuni  ejus  sunto,  quod- 
queii  prohibcmnt,  quodque  plebem  rogassint,  ratum  esto,"  näher  motivirt 
de  Legib.  III,  10:  „Fateor  in  ista  ipsa  potestate  inease  quiddam  maii. 
Sed  bonum  quod  %st  quaesitum  in  ea,  sine  isto  malo  non  haberemus. 
Nimia  potestas  est  tribunorum  plebis.  Quis  negat?  sed  vis  populi  multo 
vehementior  multoque  saevior,  quae  ducem  quod  habet,  interdum  lenior 
est,  quam  si  nulluni  baberet.  Dux  enim  suo  se  periculo  progredi  cogttat: 
populi  impetus  periculi  rationem  sui  non  habet.  At  aliquando  incenditur. 
—  Et  enim  saepe  sedatur.  Quod  enim  est  tarn  desperatum  collegium,  in 
quo  nemo  e  decem  aana  mente  sit?  —  Concessa  plebi  a  patribos  ista  po* 
testate,  arma  ceciderunt,  restincla  seditio  est;  inventum  est  temperainen« 
tum,  quo  tenuiores  cum  prineipibus  aequari  se  putarent:  in  quo  uno  fuit 
civitatis  salus.  —  Quamobrem  aut  exigendi  reges  non  fuerunt:  aut  plebi 
re  non  verbo  danda  überlas,  quae  tarnen  sie  danda  est,  ut  —  auetoritati 
prineipum  cederet.« 
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machen  würden y  entgegenzutreten,  noch  schneller  ausgeartet, 
und  aus  Wächtern  für  die  Freiheit  wurden  die  Ephoren  bald 
MitregentenMer  Könige.  Sie  waren  berufen,  die  Verfassung 
zu  bewahren,  und  machten  dann  selbst  einen  tiefen  Risz  in 
das  kunstvolle  Werk. 

3.  Auch  das  Mittelalter  hat  seine  Kräfte  an  der  Auf- 
gabe versucht,  zum  Schutze  des  Rechts  wider  höhere  Gewalt 
einen  Widerstand  zu  ordneu.  Es  war  aber  in  der  Erfüllung 
derselben  noch  weniger  glücklich  als  das  Alterthum.  Das 
Recht  der  Selbsthülfe  schien  von  Alters  her  dem  germa- 
nischen Charakter  natürlich.  Die  Selbsthülfe  war  in  der 
Vorzeit  die  gewohnte  Form,  wie  der  freie  Germane  sein 
Recht  gegen  jeden  Angriff  vertheidigte,  die  Nichtachtung 
desselben  zu  erzwingen  suchte  und  für  erlittene  Unbill  Rache 
nahm.  In  der  fränkischen  Monarchie  zuerst  waren  die  Ger- 
manen genöthigt  worden,  ein  anderes  Princip,  das  der  stat- 
lich  geordneten  Gerechtigkeit  als  die  höhere  Regel  an- 
zuerkennen. «  Aber  als  das  Reich  Karls  des  Groszen  sich 
auflöste,  da  zeigte  es  sich,  dasz  der  alte  Trieb  zur  Selbst- 
hülfe noch  nicht  erstorben  und  die  neue  von  der  römischen 
Cultur  überlieferte  Statsidee  noch  nicht  in  Geist  und  Blut 
der  Völker  übergegangen  war.  In  dem  Fehderecht  des 
Mittelalters  wurde  sie  wieder  erneuert.  Wer  sich  stark  ge- 
nug fühlte,  sein  geglaubtes  Recht  wider  ungerechten  Angriff 
mit  dem  Schwert  in  der  Hand  zu  schützen  und  wider  den 
Feind  desselben  die  Fehde  zu  fuhren,  der  that  es.  Der 
Streit  zwischen  dem  Könige  und  den  Groszen,  zwischen  bei- 
den und  den  Städten  des  Reichs,  zwischen  dem  Fürsten 
und  den  Ständen,  über  ihre  gegenseitigen  Rechte  wurde 
daher  nicht  selten  zum  offenen  Kriege  der  Parteien.  Jene 
und  diese  sammelten  und  warben  Truppen,  und  der  Sieger 
in  der  Schlacht  behielt  das  Recht. 

4  Vgl.  oben  Bach  VIII,  Cup.  1. 
Bluntschl  i.  allgemeines  SU  tsrecht.   I!.  35 
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4.  Der  moderne  Stat,  der  sich  als  Ganzes  fühlt,  er- 
trägt eine  solche  unbändige  Selbsthülfe  und  den  inuern 
Krieg  nicht,  der  aus  jener  folgt  Sie  erscheinen  ihm  beide 
als  Symptome  der  Barbarei,  nicht  als  Schutzwehren  des 
guten  Rechts.  Er  musz  daher  im  Gegensatze  dazu  das 
Princip  bekennen:  bewaffnete  Selbsthilfe  wider  die 
Obrigkeit  ist  nicht  erlaubt,  auch  dann  nicht,  wenn 
diese  unrechtmässige  Gewalt  übt  Aber  musz  er  unter  allen 
Umstanden  das  Recht  eines  energischen  und  activen  Wider- 
standes verdammen?  Kann  er  nur  den  Widerstand  zulassen, 
der  der  äuszersten  Gewaltthat  mit  dem  schlichten  Worte 
entgegentritt  und  dessen  ganze  Gegenwehr  in  der  moralischen 
Erhebung  des  schuldlosen  Duldens  besteht?  einen  solcheu 
Widerstand  nur,  welcher  brutaler  und  verstockter  Tyrannei 
immer  den  auszern  Erfolg  läszt,  und  ganz  allein  auf  die 
Offenbarung  der  göttlichen  Gerechtigkeit  vertraut? 

So  lehrten  allerdings  die  Theologen  der  englischen 
Hochkirche  und  die  rechtsgelehrten  Tories  in  den  Zeiten 
Karls  II.  und  Jakobs  II.  Jene  beriefen  sich  auf  die  Ermah- 
nung des  Anstels  Paulus:  „Jedermann  sei  unterthan  der 
Obrigkeit,  die  Gewalt  über  ihn  hat,**  und  legten  die  Stelle 
als  absolutes  Gebot  aus.  Sie  betonten  es  mit  Nachdruck, 
dasz  Paulus  die  Christen  so  ermahnt  habe,  als  der  Tyrann 
Nero  die  Welt  beherrschte  und  erklärten,  kein  Bruch  des 
Rechts,  kein  Uebermasz  von  Grausamkeit  und  Willkür  könne 
je  die  Unterthanen  berechtigen  ihrer  Obrigkeit  mit  Gewalt 
zu  widerstehen.  Die  Rechtsgelehrten  aber  führten  tiberdem 
aus,  dasz  die  Regel  des  Gehorsams  schon  darum  durch 
keine  Ausnahme  des  erlaubten  Widerstandes  be- 
schränkt werden  könne,  weil  es  nicht  möglich  sei,  eine 
sichere  Linie  zu  finden  zwischen  den  gewöhnlichen  Zustän- 
den, in  denen  die  Regel  gelte,  und  den  auszerordentlichen 
Fällen,  für  welche  die  Ausnahme  gefordert  werde.  Besser 
sei  es  daher,  dasz  die  Gesellschaft  auch  ein  grausames  und 
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liederliches  Regiment  ertrage,  als  dasz  sie  die  Rebellion 
gutheisze,  sobald  nur  die  Rebellen  den  Glauben  haben,  das* 
ihr  Recht  *erietrt  und  der  Druck  den  sie  leiden,  unerträg- 
lieh  geworden  sei,  denn  durch  einen  derartigen  Grundsatz 
ward«  die  Sicherheit  einer  jeden  Statsordnnng  -verletzt 

Da  die  Erinnerungen  an  die  vorausgegangenen  GrftueT 
der  Revolution  und  den  frühern  Despotismus  der  Gleich- 
macher noch  frisch  waren,  und  so  lange  die  Tyrannei  Ja- 
kobs II.  nur  die  Dissenters  und  die  Republikaner  drückte, 
'fand  diese  Lehre  ziemlich  allgemeinen  Beifall.  Als  dann 
aber  der  König  auch  die  Aristokratie  in  ihren  Rechten 
verletzte,  und  die  Hochkirche  bedrückte,  da  neigte  sich  all- 
mählich die  ganze  Nation  dem  Princip  der  Whigs  zu:  „dasz 
äuszerste  Unterdrückung  den  bewaffneten  Wider- 
stand rechtfertige;"  und  selbst  die  wenigen  Tori  es, 
welche  jede  Ausnahme  von  der  Christenpflicht  des  duldenden 
Gehorsams  auch  da  noch  im  Princip  verwarfen,  lieszen  doch 
die  Rebellion  factisch  gewähren  und  hielten  sich  nicht  für 
verpflichtet,  auf  8eite  des  bedrohten  Königs  zu  streiten. 
Auch  der  Grundsatz  des  Widerstandes  wurde  nun  wissen- 
schaftlich begründet.5  Den  Theologen  wurde  erwiedert,  dasz 
die  moralische  Ermahnung  des  Paulus,  der  Obrigkeit  zu 
gehorchen ,  weder  ein  Rechtsgesetz  noch  absolut  zu  verstehen 
sei.  So  sei  ja  auch  geboten,  im  Frieden  zu  leben  und  nicht 
zu  schwören,  und  doch  sei  ausnahmsweise  der  Krieg  noch 
unvermeidlich  und  der  Eidschwur  unentbehrlich  für  die  Sicher- 
heit des  Rechts.  Den  Juristen  wurde  zugestanden,  dasz  es 
schwierig,  vielleicht  unmöglich  sei,  eine  scharfe  für  Jeder- 
mann sichtbare  Linie  zu  ziehen  zwischen  den  gewöhnlichen 
Fallen,  wo  der  Widerstand  strafbar  und  den  auszerordent- 
lichen,  wo  er  erlaubt  sei,  aber  nun  auch  entgegnet  von 

'  Die  höchst  interessanten  Verhandlungen  darüber  sind  von  Macan- 
lay  in  seiner  Geschichte  Englands  unter  Jakob  II.  mit  vollendeter  Heister- 
schaft  dargestellt. 
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andern  Rechtsgelehrten,  dasz  überhaupt  auf  dem  Gebiete 
sittlicher  und  rechtlicher  Beurtheilung  sich  nicht  immer  so 
scharfe  öuszere  Gränzen  ziehen  lassen,  und  dasz  Gutes  und 
Schlechtes  nicht  so  leicht  sich  unterscheiden  lasse  wie  in 
der  Geometrie  das  Dreieck  und  der  Kreis«  Wer  wollte  aber 
das  Recht  der  Nothwehr  des  Privatmanns  darum  lüugnen, 
weil  es  schwer  und  sogar  unmöglich  sei,  zum  voraus  für 
alle  Fälle  das  Masz  von  wirklicher  Gefahr  zu  bezeichnen, 
welches  zu  jener  berechtige?  Aehnlich  verhalte  es  sich  mit 
dem  Rechte  eines  freien  Volkes  zum  Widerstand  gegen  eine 
tyrannische  Regierung  wie  mit  der  Nothwehr  des  Individuums 
gegen  einen  räuberischen  Angriff.  In  beiden  Fällen  müsse 
das  widerrechtliche  Uebel  grosz  und  ernst,  in  beiden 
alle  gewöhnlichen  und  friedlic hen  Mittel  der  Abhülfe 
v  er  geblich  erschöpft  sein.  In  beiden  werde  eine  schwere 
Verantwortlichkeit  übernommen,  und  wem  es  nicht 
gelinge,  die  Noth  und  sein  Recht  klar  zu  machen,  laufe  um 
des  Gebrauches  so  verzweifelter  Gewaltmittel  willen  mit 
Recht  Gefahr  die  härtesten  Strafen  erdulden  zu  müssen. 
Nicht  leicht  solle  man  die  Ausnahme  anerkennen,  sie  nie- 
mals zuzulassen  sei  aber  in  beiden  Fällen  unmöglich.  Diese 
Lehre  ist  denn  auch  in  England  und  Nordamerika  zur 
allgemeinen  Geltung  gekommen. 6 

*  Lord  Brougham  British  Constitution  (angezeigt  von  Mohl  in  Mit- 
ter maiers  Zeitschr.  XVIII,  S.  195)  S.  103:  „Immer  müssen  wir  beden- 
ken, wie  wesentlich  für  die  Erhaltung  der  Verfassung  der  Grundsatz  des 
Widerstandes  gegen  ungesetzliche  Gewalt  ist;  wie  nothwendig  für  Regie- 
rende und  für  Regierte  es  ist,  die  Ergreifung  dieses  äuszersten  Mittels  als 
möglich  anzusehen;  allerdings  eines  äuszersten  und  deszhalb  nur  mit  Um- 
sicht zu  gebrauchenden  Mittels,  allein  immerhin  einer  im  Bereich  des 
Volkes  liegenden  Hülfe,  eines  Schutzes,  zu  dem  dasselbe  greifen  kann 
nnd  will,  so  oft  seine  Regenten  es  zu  seiner  Selbstverteidigung  hiezu 
nöthigen.  Unsere  Geschichte  ist  voll  von  Beispielen,  welche  uns  lehren, 
Misztrauen  in  blosz  gesetzliche  Sicherheiten  zu  setzen,  welche  uns  in 
Erinnerung  bringen,  dasz  Richter,  Parlamente  und  Minister,  ebenso 
auch  die  Könige,  schwache  Menschen  sind,  die  Spielbälle  eigensüchtiger 
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Die  Jakobiner  der  französischen  Revolution  haben  auch 
da  wieder  die  Dinge  auf  den  Kopf  gestellt,  und  was  nur 
als  Ausnahme  der  Noth  sich  vertheidigen  läszt,  geradezu  in 
eine  regelmäszige  Aeuszerung  erlaubter  Volksge- 
walt umzuwandeln  versucht  Nach  ihren  Beschlüssen  sollte 
so  die  Revolution  selber  als  Statsprincip  proclauürt  und  die 
Empörung  wider  die  Obrigkeit  als  Bürgerpflicht  geboten 
werden.  * 

Nur  die  wahre  und  ernste  Noth  vermag  es  zu  recht- 
fertigen, dasz  dem  Bruch  des  Rechtes  von  8eite  der  Obrig- 
keit, welche  das  Recht  zu  schützen  berufen  ist,  gewalt- 
samer Widerstand  von  Seite  der  Regierten  entgegenge- 
setzt, und  so  auch  von  unten,  um  die  Volksfreiheit  und  das 
Volksrecht  zu  retten,  das  Grundgesetz  eines  jeden  States, 
die  Unterordnung  der  Regierten  unter  die  Obrigkeit  für  den 
Augenblick  hinwieder  nicht  gehalten  werde.  Wo  aber  so 
der  Gewalt  die  Gewalt  entgegentritt,  da  ist  die  Wirksam- 
keit des  8ta tsrechtes  gelahmt;  und  wie  das  Nothrecht  der 
Regierungin  äuszerster  Gefahr  des  States ,  so  ist  auch  dieses 
Nothrecht  der  Regierten  ein  Zeichen  der  Unvollkom- 
menheit  aller  menschlichen  Rechtsordnung.  Das  Statsrecht 
kann  diese  äuszersten  Fälle  nicht  wegläugnen,  aber  ebenso- 
wenig näher  normiren.  Es  kann  dieselben  möglichst  zu  be- 
schränken und  die  natürlichen  Gefahren  derselben  zu  ver- 
mindern suchen.   Aber  wenn  so  die  Noth  das  Gebot  durch- 

Meiunngen,  leerer  Furcht  oder  unehrlicher  Parteisucht;  und  dasz  das  Volk 
nie  sicher  ist  ohne  den  feststehenden  Entechlusz  bis  cum  Tode  ku  wider- 
stehen, so  oft  ein  Eingriff  in  seine  Rechte  gemacht  wird." 

7  Französische  Verf.  von  1193,  §.  36:  „Wenn  die  Regierung  die 
Volksrechte  verletzt;  so  ist  der  Aufruhr  (l'insurrection)  für  das  Volk 
und  jeden  Theil  des  Volks  die  heiligste  und  unerläszlichste  Pflicht41 
Gemäszigter  in  der  Verfassung  fürSicilien  von  1812,  $.201:  „Der  sici- 
lianiscbe  Statsbürger  ist  berechtigt,  einem  Jeden  Widerstand  zu  leisten, 
der  ihn,  ohne  vom  Gesetz  ausdrücklich  dazu  ermächtigt  zu  sein,  mit  Ge- 
walt oder  durch  Drohungen  gegen  seinen  Willen  etwas  zu  thun  zwingen 
wollte." 


Digitized  by  Google 


550  Zwölfte«  Back.  Freiheifsrechte. 

bricht,  und  die  Naturkräfte  walten,  dann  ist  das  Statsreeht 
an  die  Gränze  seiner  Herrschaft  gelangt,  und  das  höhere 
Sittengesetz  allein  übt  noch  eine  geistige  Macht,  die  über 

der  rohen  Gewalt  thront,  und  sie  ermäsaigt  und  richtet.8 

- 

•  Unser  Schiller  hat  im  Teil  dieses  von  der  Revolutionärst  durch- 
aus verschiedene  Notbrecht  in  den  Worten  StainTachers  würdig  vertreten : 
„Eine  Granze  hat  Tyrannenraacht, 
Wenn  der  Gedrückte  nirgends  Recht  kann  finden, 
Wenn  unerträglich  wird  die  Last  —  greift  er 
Hinauf  getrosten  Huthes  in  den  Himmel, 
Und  holt  herunter  seine  ew'gen  Rechte, 
Die  droben  hangen  unveräusserlich  : 
Und  unzerbrechlich ,  wie  die  Sterne  selbst.  — 
Der  alte  Urständ  der  Natur  kehrt  wieder 
Wo  Mensch  d»-m  Menschen  gegenüber  steht  — 
Zum  letzten  Mittel,  wenn  kein  andres  mehr 
Verfangen  will,  ist  ihm  das  Schwert  gegeben  — 
Der  Güter  höchstes  dürfen  wir  vertheidigen 
Gegen  Gewalt  —  wir  steh'n  für  nnser  Land, 
Wir  steh'n  für  unsre  Weiber,  unsre  Kinder.« 
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Personae  regi  gratae  IL  329, 
Personalunion  L  239. 
Persönlichkeit  desStats  1. 39. 
I  Petitionen  L  519  522,  11.527 


i 


558 


Register. 


PetH  ionsrecht  LL  IL  5tL 
Pfabgraf  L  128.  324.  II  26. 
Pfleger  öffentliche  II.  iiO. 
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